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Die  h.  Bundesversammlung  hat  bei  Anlass  der  Prüfung 
der  Geschäftsführung  des  Bundesrates  im  Jahre  1885  den  1.  Juli 
188G  beschlossen,  den  Bundesrat  einzuladen : 

Die  Frage  zu  untersuchen,  oh  und  in  welcher  Form  eine 
übersichtliche  Sammlung  der  unter  Herrschaft  der  jetzigen 
Bundesverfassung  getroffenen  Rekursentscheide  des  Bundes- 
rates und  der  Bundesversammlung  veranstaltet  werden  soll. 

A.  S.  n.  F.  IX  66,  Ziff.  2,  Postl.Slg.  ii.  F.  362. 

Dieses  Postulat  ist  als  Bestätigung  eines  Teiles  des  von  der 
Bundesversammlung  den  30.  Juni  1882  angenommenen  Postulates 
aufzufassen,  welches  lautete: 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  zu  begut- 
achten, ob  nicht  periodische  Zusammenstellungen  .  .  .  ver- 
anstaltet und  veröffentlicht  werden  könnten:  .  .  . 

der  von  der  Bundesversammlung  und  dem  Bundesrate 
seit  der  Giltigkeit  der  neuen  Bundesverfassung  in  Auslegung 
derselben  erlassenen  Beschlösse,  soweit  dieselben  gedruckt 
sind,  nach  Materien  geordnet  und  unter  kurzer  Angabe  des 
Inhaltes  dieser  Erlasse. 

A.  S.  n.  F.  VI  266,  Ziff.  6,  Postl.Slg.  n.  F.  285. 

Es  hatten  übrigens  die  eidgenössischen  Räte  den  Bundes- 
rat schon  mit  Bundesbeschluss  vom  22.  Juni  1877  eingeladen: 

Zu  untersuchen,  ob  nicht  in  Ergänzung  und  Fortsetzung 
der  bereits  bestehenden  Sammlung  bundesstaatsrechtlicher 
Entscheidungen  (üllmersche  Sammlung)  eine  weitere  Zu- 
sammenstellung solcher  Fälle,  soweit  dieselben  noch  prak- 
tische Bedeutung  haben,  bis  zum  Zeitpunkt  des  Erlasses  der 
neuen  Bundesverfassung  zu  veranstalten  sei  .  .  . 

und  zu  untersuchen,  ob  nicht  eine  jährliche  Veröffent- 
lichung der  öffentlich-rechtlichen  Entscheide,  sei  es  dass  sie 
vom  Bundesrate  oder  von  der  Bundesversammlung  ausgehen, 
und  welche  die  von  der  Bundesverfassung  von  1874  diesen 
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IV  Aus  dein  Vorwort  zur  ersten  Auflage. 

Behörden  vorbehaltenen  Gegenstände  betreffen,  stattzufinden 
habe,  unvorgreiflich  der  Frage,  dieselben  bandweise  anord- 
nen zulassen,  sobald  genügender  Stoff  hierfür  vorhanden  ist. 

A.  S.  n.  F.  III  114,  Ziff.  3,  4,  Postl.-Slg.  n.  F.  122,  123. 

In  einem  Bericht  des  Bundesrates  vom  29.  Januar  1878  an 
die  h.  Bundesversammlung,  betreffend  die  Fortsetzung  der  Tllmer- 
schen  Sammlung,  vertrat  derselbe  die  Ansicht,  dass  für  die  nach- 
trägliche Bearbeitung  und  den  Druck  der  Entscheide  aus  den 
Jahren  1864  bis  1874  kein  praktisches  Bedürfnis  walte,  und  dass 
für  den  Druck  und  die  Verbreitung  der  administrativrechtlichen 
Entscheide  seit  1874  Genügendes  geschehen  sei,  und  dass  ein 
Bedürfnis  für  Mehreres  nicht  bestehe,  B  1878  I  105.  Der  Bun- 
desrat stellte  daher  den  Antrag,  es  sei  der  an  ihn  ergangenen 
Einladung  vom  22.  Juni  1877  keine  weitere  Folge  zu  geben.  Mit 
Beschiuss  vom  13.  Februar,  17.  August  1878  trat  die  Bundes- 
versammlung diesem  Antrage  bei,  B  1879  II  571. 

Die  Frage  war  damit  nicht  endgiltig  erledigt.  Unter  der 
Herrschaft  der  Bundesverfassung  des  Jahres  1848  hatte  die 
schöne  Sammlung  Ullmers  (Die  staatsrechtliche  Praxis  der 
Schweizerischen  Bundesbehörden  aus  den  Jahren  1848— 18G3) 
ausserordentlich  gute  Dienste  der  Praxis  geleistet.  Die  praktische 
Nützlichkeit  und  Verwendbarkeit  dieser  Sammlung  mussten  in- 
des, notwendigerweise,  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung 
des  eidgenössischen  Bundesrechtes  durch  Gesetzgebung  und  Praxis 
allmählich  dahin  fallen. 

Das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  Sammlung  blieb  jedoch 
bestehen;  dasselbe  wuchs  sogar  von  .Iah r  zu  Jahr;  und  so  sind 
auch  die  eingangs  mitgeteilten  Bundesbeschlüsse  aus  den  Jahren 
1882  und  1886  Zeugnisse  dieses  Bedürfnisses.  Zutreffend  be- 
merkte schon  die  Kommission  des  Ständerates  zur  Prüfung  der 
Geschäftsführung  des  Bundesrates  im  Jahre  1880  in  ihrem  Be- 
richt vom  20.  Mai  1881  (Altwegg): 

«Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  die  Publikation 
aller  prinzipiellen  bundesgerichtlichen  Entscheide  für  die  gemein- 
vaterländische Rechtskunde  von  durchaus  praktischer  und  wohl- 
tuender Bedeutung  ist,  und  dass  man  anderseitig  auf  den  weit- 
verzweigten Gebieten  des  eidg.  Verwaltungsrechtes  und  der 
Interpretation  der  Bundesverfassung  und  der  Bundesgesetzgebung 
mittelst  bundesrätlicher  Rekursalentscheide  einen  klaren   und 
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Aus  dem  Vorwort  zur  ersten  Auflage.  * 

umfassenden  eidgenössischen  Leitfaden,  zumal  in  den  diesbe- 
züglich sehr  interessierten  kantonalen  Administrationen,  oftmals 
unliebsam  vermisst»,  B  1881  II  892. 

Diese  Bemerkungen  stellen  übrigens  keineswegs  das  gekenn- 
zeichnete Bedürfnis  nach  allen  seinen  Richtungen  und  Be- 
ziehungen hin  fest.  Demselben  entgegenzukommen  versucht 
das  vorliegende  Werk.  .  .  .  dessen  Redaktion  Bundesrat  L.  Ru- 
chonnet,  Vorsteher  des  eidg.  Justiz- und  Polizeidepartementes, 
mit  Zustimmung  des  Bundesrates  mir  den  16.  September  1889 
angeboten  hatte.  Den  14.  Oktober  1889  nahm  ich  den  Auftrag 
definitiv  an,  B  1891  II  530. 

Ich  wage  nicht  zu  hoffen,  noch  weniger  zu  behaupten,  dass 
meine  Arbeit  all  den  Wünschen,  welche  sich  einem  solchen  Werk 
gegenüber  geltend  machen,  gerecht  werde  .  .  . 

Seitens  des  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartements 
war  zunächst  beabsichtigt  worden,  eine  «Sammlung  der  staats- 
rechtlich wichtigen  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  admi- 
nistrativen Bundesbehörden  seit  dem  Jahre  1874»  mit  Befolgung 
eines  an  das  UUmersche  Sammelwerk  sich  anlehnenden  Anlage- 
planes herzustellen.  Die  Prüfung  des  in  Betracht  fallenden 
Materials  ergab  jedoch  bald,  dass  das  von  Ullmer  befolgte  System 
für  die  neue  Sammlung  nicht  mehr  als  das  geeignete  erscheinen 
konnte.  Das  von  mir  angenommene  System,  welches  die  Zu- 
stimmung des  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartements 
erhalten  hat,  wurde  erst  nach  vollständiger  Sammlung  des  Ma- 
terials auf  Grund  eben  dieses  Materials  festgestellt.  Hierin  liegt 
vielleicht  eine  gewisse  Gewähr  für  seine  Brauchbarkeit.  Ich  lege 
übrigens  kein  Gewicht  darauf,  dass  dieses  System  in  allen  seinen 
Einzellieiten  die  Billigung  der  Fachgenossen  erfahre;  denn  ich 
bin  mir  gar  wohl  bewusst,  dass  in  manchen  Punkten  die  ge- 
troffene Anordnung  des  Stoffes  nur  deshalb  gewählt  wurde,  weil 
mir  eine  bessere  Anordnung  nicht  gelingen  wollte.  Die  Ueber- 
sichtlichkeit  des  Materials  soll  durch  ein  dem  Schlüsse  des 
Werkes  beizufügendes  Gesamtregister  gefördert  werden.  .  .  . 

Der  Inhalt  des  Werkes  beschränkt  sich  nicht  auf  Mitteilung 
von  Rekursentscheidungen  des  Bundesrates  und  der  Bundesver- 
sammlung. Ich  habe  die  Grenze,  w^elche  durch  die  mitgeteilten 
Bundesbeschlüsse  festgestellt  war,  weit  überschritten.  Ich  bia 
dem  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartement  zu  grossem 


VI  Aus  dem  Vorwort  zur  ersten  Auflage. 

Dank  verpflichtet,  dass  es  mir  in  dieser  Beziehung  keine  engen 
Schranken  gesetzt  hat.  Allerdings  trage  ich  für  diese  Grenz- 
überschreitung die  volle  Verantwortlichkeit.  Beurteile  ich  aber 
die  Gesamtheit  der  Bedürfnisse,  welche  durch  das  vorliegende 
Werk  befriedigt  werden  wollen,  nicht  unrichtig,  so  durfte  sich 
meine  Arbeit  nicht  in  dem  engen  Rahmen  einer  Sammlung  von 
Rekursentscheiden  bewegen.  Das  Werk  soll  meiner  Ansicht 
nach  ein  Bild  der  Entwicklung  unseres  Bundesrechtes  seit  dem 
Inkrafttreten  der  neuen  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874 
geben,  soweit  diese  Entwicklung  in  den  Händen  des  Bundes- 
rates und  der  Bundesversammlung  liegt;  es  war  aber  nicht  meine 
Aufgabe,  eine  Entwicklungsgeschichte  der  gesamten  Gesetzgebung 
und  Praxis  der  Bundesbehörden  überhaupt  zu  liefern,  sondern 
meine  Aufgabe  bestand  nur  darin,  einen  engbegrenzten  Teil  der 
Entwicklung  des  Bundesrechtes  darzustellen.  .  .  . 

Das  Eisenbahnrecht  ist,  wenige  Punkte  ausgenommen,  von 
der  Darstellung  ausgeschlossen  worden;  dies  geschah  mit  Rück- 
sicht auf  das  treffliche  Werk  Hürlimanns  (Die  eidgenössische 
Eisenbahngesetzgebung  mit  Angabe  der  Quellen  für  die  Kennt- 
nis der  darauf  bezüglichen  Praxis  der  Bundesbehörden,  Zürich 
1887).  Dieser  Ausschluss  rechtfertigt  sich  vielleicht  auch  von 
dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  das  eidg.  Eisenbahnrecht  nicht 
durch  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  des  Jahres  1874, 
sondern  bereits  infolge  der  Bestimmungen  des  Eisenbahngesetzes 
des  Jahres  1872  in  eine  neue  Entwicklung  eingetreten  ist. 

Das  Werk  wurde  bis  auf  die  Gegenw^art  fortgeführt;  und 
es  ist  mein  Bestreben,  auch  das  während  des  Druckes  erschei- 
nende Material  in  dasselbe  aufzunehmen  .... 


Vorwort  zur  zweiten  Auflage. 


Die  vier  Bände  umfassende  erste  Auflage  erschien  während 
der  Jahre  1891  bis  1893,  B  1893  II  10,  1894  II  8.  In  dieselbe 
ist  die  staatsrechtliche  und  verwaltungsrechtliche  Praxis  des 
Bundesrates  und  der  Bundesversammlung  bis  Mitte  des  Jahres 
1893  aufgenommen  worden,  wobei  allerdings  auf  das  je  nach 
Abschluss  eines  Bandes  neu  hinzugekommene  Material  nur  kurz 
in  einem  Anhange  zum  ganzen  Werke  (vgl.  Bd.  IV,  S.  521—531) 
hingewiesen  werden  konnte. 

Ich  habe  seit  dieser  Zeit  die  Praxis  der  Bundesbehörden 
aufmerksam  verfolgt.  Hiezu  hatte  ich  allen  Anlass,  nicht  nur 
im  Hinblick  auf  eine  möglicherweise  nötig  werdende  zw'eite 
Auflage  meines  Werkes,  sondern  auch  mit  Rücksicht  auf  meine 
akademische  Tätigkeit,  soweit  sich  diese  auf  Staatsrecht  und 
Verwaltungsrecht  erstreckt.  Im  Frühjahr  1897  ernannte  sodann 
der  h.  Bundesrat,  auf  Anregung  und  Antrag  von  Bundesrat  E. 
Brenner,  mich  als  Nachfolger  des  in  das  Bundesgericht  über- 
tretenden Dr.  Leo  Weber  zum  Chef  der  Abteilung  für  Gesetz- 
gebung und  Rechtspflege  im  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizei- 
departement. Damit  kam  ich  mitten  in  die  Praxis  der  politi- 
schen und  administrativen  Bundesbehörden  hinein  und  durfte 
an  der  Gestaltung  und  Ausbildung  derselben  durch  Vorbereitung 
und  Formulierung  von  Anträgen  und  Berichten  zu  banden  des 
Departementsvorstehers,  des  Bundesrates  und  der  Bundesver- 
sammlung, sowie  durch  Begutachtung  von  Rechtsfragen  für  die 
eidgenössischen  Verwaltungszweige  positiven  Anteil  nehmen. 
Das  neue  Material  für  meine  Sammlung  vermehrte  sich  zu- 
sehends; verschiedene  in  der  ersten  Auflage  behandelte  Fragen 
fanden  eine  Ergänzung  und  Erweiterung,  andere  eine  Aenderung 
oder  Umgestaltung;  es  kamen  neue  l^ragen  hinzu,  während 
wieder  andere  ihre  praktische  Bedeutung  verloren.  Wir  empfan- 
den im  eidgenössischen  Justizdepartement  das  Bedürfnis  einer 
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Ergänzung  meines  Werkes,  doch  gestatteten  uns  die  laufenden 
Amtsgeschäfte  nicht,  diese  an  die  Hand  zu  nehmen;  die  Arbeits- 
kräfte des  Departementes  hätten  hiezu  nicht  hingereicht,  sowenig 
wie  zur  Zeit  der  erstmaligen  Bearbeitung  der  Sammlung.  Als 
ich  jedoch  im  Jahre  1899  mit  der  Uebernahme  des  Präsidiums 
der  Schweizerischen  Nordostbahngesellschaft  mein  Amt  im  eid- 
genössischen Justizdepartement  niederzulegen  hatte,  und  als 
ungefähr  zu  gleicher  Zeit  in  der  Bundesversammlung  Landam- 
mann Th.  Wirz  eine  Fortsetzung  meines  Werkes  postulierte  und 
Bundesrat  Brenner  die  volle  Berechtigung  dieses  Wunsches  an- 
erkannte, zögerte  ich  nicht,  an  die  Lösung  dieser  Frage  heranzu- 
treten. Es  stellte  sich  dabei  heraus,  dass  eine  Neubearbeitung 
des  Werkes  einer  ergänzenden  Fortsetzung  bei  weitem  vorzu- 
ziehen sei.  Auch  der  Verleger  gab  mit  Rücksicht  auf  die  fast 
völlige  Erschöpfung  der  ersten  Auflage  dieser  Lösung  den  Vor- 
zug. Eine  neue  Auflage  vereinigt  den  gesamten  Stoff  in  einem 
Werk,  während  bei  Herausgabe  von  Supplementsbänden  der  Leser 
genötigt  ist,  stets  an  zwei  Orten  nachzuschlagen,  um  sich  über 
einen  Gegenstand  zu  orientieren.  Eine  neue  Auflage  gibt  auch 
dem  Bearbeiter  Anlass  zu  einer  durchgehenden  Revision  seiner 
früheren  Arbeit  und  damit  zur  Anbringung  von  Verbesse- 
rungen, zur  Ausfüllung  von  Lücken  und  zur  Auscheidung  der- 
jenigen Partien,  die  als  antiquiert  zu  betrachten  sind.  In  Billi- 
gung dieser  Auffassung  bewilligte  die  Bundesversammlung  mit 
Beschluss  vom  28.  März  1901  dem  Bundesrat  den  erforderlichen 
Kredit  behufs  Veranstaltung  einer  Neuauflage  meines  Werkes, 
vgl.  B  1901  I  435,  II  949. 

Die  in  der  ersten  Auflage  getroffene  systematische  Anord- 
nung der  bearbeiteten  Materialien  wurde  im  wesentlichen,  nach 
wiederholter  Prüfung,  beibehalten;  immerhin  habe  ich  nicht 
unterlassen,  eine  Reihe  von  Ergänzungen  und  Verbesserungen 
vorzunehmen,  wie  man  sich  leicht  überzeugen  wird,  wenn  man 
das  Inhaltsverzeichnis  des  vorliegenden  ersten  Bandes  der  neuen 
Auflage  mit  demjenigen  der  alten  vergleicht;  dasselbe  Resultat 
wird  auch  die  Vergleichung  der  gegenwärtig  noch  nicht  gedruck- 
ten Teile  der  folgenden  Bände  mit  den  korrespondierenden  Teilen 
der  ersten  Auflage  ergeben. 

Ungefähr  ein  Viertel  des  Stoffes  der  ersten  Auflage  konnte 
bei  der  Neubearbeitung  des  Werkes  weggelassen   werden.    Es 
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wird  jedoch  stets  zutreffenden  Ortes  (vgl.  z.  B.  unten  S.  52 
Anm.  1,  68,  87,  327—329,  571,  738  u.  ö.)  ausdrücklich  auf  die 
«rste  Auflage  verwiesen,  wenn  aus  dieser  eine  Ausführung  oder 
ein  Präjudiz  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  abgekürzter  Form  her- 
übergenoramen  worden  ist,  damit  derjenige,  der  das  Werk  nament- 
lich zum  Zweck  der  Kenntnisnahme  der  Entwicklungeines  Rechts- 
satzes oder  einer  rechtlichen  Argumentation  benützt,  sofort  sieht, 
ob  er  über  eine  Frage  unter  Umständen  noch  weiteren  Auf- 
schluss  in  der  ersten  Auflage  findet.  Trotz  der  dadurch  ge- 
wonnenen, nicht  unerheblichen  Kürzung  wird  der  Umfang  des 
Werkes  ein  erheblich  grösserer  als  derjenige  der  früheren  Auf- 
lage. Es  hängt  dies  nicht  nur  damit  zusammen,  dass  in  der 
Neubearbeitung  die  TätigTieit  der  Behörden  während  eines  weite- 
ren Dezenniums  Berücksichtigung  gefunden  hat,  sondern  auch 
damit,  dass  ich  in  Verfolgung  des  schon  früher  befolgten  Prin- 
zips mich  keineswegs  darauf  beschränkt  habe,  Rekursentschei- 
•dungen  zu  bearbeiten,  sondern  soweit  möglich  alles  das  in  den 
Bereich  meiner  Darstellung  zog,  was  für  die  Kenntnis  und  das 
Verständnis  des  von  den  politischen  Bundesbehörden  gehand- 
habten Staats-  und  Verwaltungsrechtes  der  Eidgenossenschaft 
von  Wichtigkeit  ist,  wobei  allerdings  das  Hauptgewicht  auf  die 
Praxis  der  das  geltende  Recht  ausführenden  Organe  gelegt  wurde, 
ohne  dass  indessen  {»rinzipielle  legislatorische  Arbeiten  und 
massgebende  Meinungsäusserungen  aus  der  Entstehungsge- 
schichte gesetzlicher  Vorschriften  ausser  Acht  gelassen  worden 
wären.  Eine  blosse  Präjudiziensammlung  administrativer  Ent- 
scheidungen war  das  Werk  weder  in  seiner  ersten  Auflage,  noch 
in  der  Neubearbeitung. 

Die  erste  Fundquelle  des  zu  bearbeitenden  Materials  ist 
das  Bundesblatt.  Es  ist  aber  schon  im  V^orwort  zur  ersten 
Auflage  bemerkt  worden,  dass  <las  Bundesblatt  die  Materialien 
keineswegs  in  erschöpfendem  Umfange  enthält.  Hatte  ich  schon 
früher  eine  Reihe  der  behandelten  Fragen  und  Fälle  an  Hand 
der  Originalakten  bearbeitet,  so  triff't  dies  bei  der  Neubearbeitung 
in  erhöhtem  Masse  zu.  Insbesondere  sind  es  die  zahlreichen 
Gutachten  des  eidgenössischen  Justizdepartements  für  andere 
Abteilungen  der  Bundesverwaltung,  deren  Bearbeitung  auf  Grund 
der  Originalakten  nötig  war,  weil  die  Ausführungen  solcher  Gut- 
achten im   Geschäftsbericht  des   Bundesrates  oder   in  Spezial- 
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botschaften  desselben  an  die  Bundesversammlung  häufig  nicht 
vollständig  wiedergegeben  werden.  Als  neue  Fundquelle  ist  das 
Stenographische  Bulletin  der  Bundesversammlung  hinzugekom- 
men, das  jedoch  für  meine  Zwecke  nicht  in  dem  Masse  ergiebig 
war,  wie  man  vielleicht  ohne  nähere  Prüfung  anzunehmen  ge- 
neigt wäre.  Bei  der  Gesetzesberatung  treten  eben  Ueberlegungen 
und  Erwägungen  in  den  Vordergrund  der  Diskussion,  denen  bei 
der  Gesetzesanwendung  nicht  mehr  dieselbe  Bedeutung  beigemes- 
sen werden  kann.  Auf  die  Praxis  des  Bundesgerichtes  wurde  in 
grösserem  Umfange  als  früher  hingewiesen;  zum  teil  wurde  die- 
selbe direkt  in  die  Darstellung  aufgenommen.  Solches  erschien 
mir  nötig  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiebung  der  Kompetenz- 
ausscheidung zwischen  Bundesrat  und  Bundesgericht,  die  das 
Organisationsgesetz  der  Bundesrechtspflege  vom  22.  März  1893 
im  Vergleich  zu  demjenigen  vom  27.  Juni  1874  gebracht  hat. 
Es  würde  sicherlich  als  eine  recht  missliche  Lücke  empfunden, 
wenn  die  beiden  wichtigen  Kapitel  des  zweiten  Bandes,  nämlich 
das  Kapitel  der  Freizügigkeit  auf  Grund  der  Bestimmungen  der 
Bundesverfassung  und  das  Kapitel  der  Religionsfreiheit,  ganz 
bei  Seite  gelassen  würden,  weil  auf  Grund  des  Organisations- 
gesetzes von  1893  nicht  mehr  Bundesrat  und  Bundesversamm- 
lung, sondern  das  Bundesgericht  die  bezüglichen  staatsrecht- 
lichen Beschwerden  beurteilt.  Es  schien  mir  zweckmässiger  zu 
sein,  die  beiden  Kapitel  beizubehalten  und  dabei  sowohl  das 
von  Bundesrat  und  Bundesversammlung,  wie  das  vom  Bundes- 
gericht in  diesen  Materien  gehandhabte  Recht  zur  Darstellung 
zu  bringen.    Für  das  Nähere  verweise  ich  auf , den  zweiten  Band. 

Dass  ich  bei  verschiedenen  Fragen  auf  die  Zeit  vor  dem 
Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  von  1874  zurückgegriffen 
habe,  wird  Billigung  finden,  wenn  man  sieht,  dass  dadurch  das 
Bild  der  historischen  Entwicklung  einer  Institution  des  Bundes 
vervollständigt  oder  die  Bedeutung  eines  Rechtssatzes  klarge- 
legt wurde. 

Das  Eisenbahnrecht  bleibt,  wenige  Punkte  ausgenommen, 
nach  wie  vor  von  der  Darstellung  ausgeschlossen.  Das  Buch 
Hürlimanns  ist  zwar  vergriffen  und  durch  die  seitherige  Ent- 
wicklung überholt  und  das  jüngst  erschienene  Buch  von  J. 
Oetiker  (Die  Eisenbahngesetzgebung  des  Bundes,  im  Auftrage 
des  Eidg.  Post-  und  Eisenbahndepartementes,  Bern  1902)  beab- 
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sichtigt  nicht,  ein  vollständiger  Ersatz  desselben  zu  sein.  Seit 
einigen  Jahren  habe  ich  mich  zwar  mit  verschiedenen  Fragen 
des  Eisenbahnrechts  einlässlich  beschäftigt.  Ausschlaggebend 
für  den  Ausschluss  des  Eisenbahnrechtes  scheint  mir  jedoch  zu 
sein,  dass  das  schweizerische  Eisenbahnrecht  mit  dem  sog. 
Rückkaufgesetz  vom  15.  Oktober  1897  in  eine  neue  Phase  ge- 
treten ist,  und  dass  heute  mehr  denn  je  Gesetzgebung  und  Praxis 
in  diesem  Gebiet  den  Charakter  einer  Uebergangsperiode  mit 
allen  ihren  Begleiterscheinungen  an  sich  tragen. 

Professor  Dr.  Eugen  Borel  in  Neuenburg,  der  seinerzeit 
die  französische  üebersetzung  der  ersten  Auflage  in  vortreff- 
licher Weise  publiziert  hat,  wird  auch  die  französische  Üeber- 
setzung der  zweiten  Auflage  besorgen. 

Bern,  im  Februar  1903. 

Salis. 
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B  ^=  Schweizerisches  Bundesblatt  (deutsche  Ausgabe),  Bern,  gedruckt  in  der 
Stämpflischen  Buchdruckerei.  (Es  ist  das  amtliche^  toöchentUeh  in  der  Begel 
einmal,  seit  Ende  1848  erscheinende  Puhlikationsorgan  des  Bundes :  vgl.  A.  S. 
I  275,  n.  F.  XI  728.)  Z.  B. :  B  1877  IV  21  —  Bundesblatt  des  Jahres  1877, 
Band  IV,  Seite  21.  —  Zu  jedem  Band  des  B  wird  ein  Register  publiziert, 
ausserdem  erscheint  in  längeren  Zwischenräumen:  Nachweiser  über  die 
der  Bundesversammlung  erstatteten  und  im  Bundesblatt  abgedruckten 
Berichte,  von  IRkS  bis  Ende  Mai  1868  (Bern,  J.  A.  Weingart,  1868),  von 
Ende  Mai  1868  bis  Ende  1877  (Bern,  Stämpflische  Buchdruckerei,  1880), 
vom  1.  Januar  1878  bis  Ende  1887  (Bern  1888),  vom  1.  Januar  1888  bis  Ende 
1897  (Bern,  Genossenschafts-Buchdruckerei  1898). 

Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  ^=  Amtliches  stenographisches  Bulletin  der  schwei- 
zerischen Bundesversammlung,  Bern,  gedruckt  bei  Jent  und  Reinert,  später 
bei  Jent ;  für  die  Redaktion  verantwortlich  Rud.  Schwarz.  {Seit  dem  BBesehl. 
rom  11.  April  1891  werden  ausnahmsweise  die  Verhandlungen  der  BVers.  ste- 
nographisch aufgenommen^  wenn  der  Bat,  der  die  Priorität  ikher  ein  Traktandum 
hat,  solches  ausdrücklich  beschliesst,  A.  S.  n,  F.  XII  86,  B  1890  I  193,  1897 
[II  568,  1899  II  48U  PosÜ.-Slg.  n.  F.  421,  561;  vgl,  femer  B  1849  I  139, 
143,  315;  1861  I  124,  1862  I  17,  360;  1873  IV  283,  1876  IV  703,  707;  jetzt 
ist  massgebend  Art.  17  des  revidierten  Geschäftsverkehrsges.  vom  9.  Okt.  1902, 
A.  S.  n.  F.  XIX  391,  wonach  die  Verhandlungen  über  BGes.  und  allgemein 
verbindliche  BBescJü.  stets,  ausnahmsweise  auch  die  Verhandlungen  über  an- 
dere  Gegenstände  stenographisch  aufzunehmen  sind.  Es  erscheint  jährlich  ein 
Band,  1891  bis  Ende  1895  beginnend  mit  dem  Juni,  seit  1896  beginnend  mit 
dem  Januar.) 

Off.  Slg.  :=-  Offizielle  Sammlung  der  das  Schw^eizerische  Staatsrecht  betreffen- 
den Aktenstücke,  der  in  Kraft  bestehenden  eidgenössischen  Beschlüsse, 
Verordnungen  und  Konkordate  und  der  zwischen  der  Eidgenossenschaft 
und  auswärtigen  (I:  den  benachbarten)  Staaten  abgeschlossenen  beson- 
dern Verträge,  Zürich,  gedruckt  bei  Orell  Füssli  und  Compagnie,  3  Bände 
(beginnend  mit  dem  Bundesvertrag  vom  7.  August  1815  und  umfassend 
die  Jahre  1815—1848,  erschienen  1820,  1838,  1849). 
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A.  S.  =  Amtliche  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft.  Bern,  gedruckt  in  der  Stämpflischen  Bueh- 
druckerei,  11  Bände,  1848—1874  (Band  I  hat  den  Titel:  Offizielle  Samm- 
lung der  das  Schweizerische  Staatsrecht  betreffenden  Aktenstücke,  Bundes- 
gesetze, Verträge  und  Verordnungen  seit  Einführung  der  neuen  Bundes- 
verfassung vom  12.  September  1848  bis  8.  Mjü  1850).  Z.  B.:  A.  S.  I  20:^- 
Amtliche  Sammlung,  Band  I,  Seite  20. 

A.  S.  n.  F.  =  Amtliche  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft,  neue  Folge,  Band  I  ff.,  1874  ff.,  Bern^ 
gedruckt  in  der  Stämpffischen  Buchdruckerei.  (E8  ist  die  laufende  Ge- 
seUessammlung,  die  mit  der  Biindesverfasstmg  vom  29.  Mai  1874  anhebt,  und 
die  bis  jetzt  XVIII  abgeschlossene  Bände  umfasst;  vgl.  betr.  die  Frage  der 
Herausgabe  einer  reduzierten,  das  Veraltete  weglassenden  Gesetzessammlung, 
B  1889,  I  226,  Uebers.  Verh,  der  BVers.  März  1889,  Nr.  6. 

BGer.-Entsch.  =  Entscheidungen  des  Schweizerischen  Bundesgerichtes,  seit 
dem  Jahre  1875,  Amtliche  Sammlung,  Band  I  ff.  Lausanne,  Georges  Bride! 
&  O^,  Editeurs.  (Es  ist  die  amtliche  vom  Bundesger icht  selbst  veranstaltete 
Samnäung  seiner  Urteile,  von  der  jährlich  ein  Band  erscheint,  seit  dem  Jahre 
1898  (Band  XXIV)  in  zwei  Teilen,  1.  Teil:  Staatsrechtliche  Entscheidungen, 
Sirafrechtspflege,  Sdmldbetretbui^S'  tmd  Konkurskammer,  2.  Teil:  Civürechts- 
pflege  umfassend.)    Vgl.  B  1875  IV  995,  1876  H  239,  IV  899,  1899  II  159. 

Curti  =  Dr.  Eugen  Curti,  Sämtliche  Entscheidungen  des  Schweizerischen- 
Bundesgerichts,  (Band  I— XXIV  der  amtlichen  Sammlung)  1875 — 1898,  in 
abgekürzter  Fassung  und  nach  Materien  geordnet  (3318  Nr.),  zw^ei  Bände, 
Zürich,  Schulthess  &  Co.,  1901,  1902.  (Das  zur  Benützung  dieser  Samm- 
lung unentbehrliche  Register  steht  zur  Zeit  noch  aus.) 

Postl.-Slg.  n.  F.  =  Postulate  der  eidgenössischen  Räte  und  ähnliche  verein- 
zelte Vorschriften,  neue  Folge,  in  Quart.  {Laufende  Sammlung,  beginnend 
-  mü  den  Postulaten  seit  Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  vom  29,  Mai  1874 : 
vgl  PosÜ.Slg.  n.  F.  582,  hiezu  B  1902  I  447-454,  1902  I  220—227.) 
Betr.  die  Postulate  vor  dem  29.  Mai  1874  vgl.  A.  S.  XI,  Materienregister 
za  den  11  Bänden,  S.  7—14. 

Ubers.  Verh.  der  BVers.  =:  Übersicht  der  Verhandlungen  der  Schweizerischen 
Bundesversammlung.  {Diese  Uebersicht  erscheint  seit  der  Februarsession  des 
Jahres  1878  in  Quart,  je  nach  Schluss  einer  Session,  als  Beilage  des  Bundes- 
bhsttes,  früher,  als  Teil  des  Bundesblattes  selbst,  in  Oktav.) 

Wolf  =  P.  Wolf,  Dr.  jur.,  Die  Schweizerische  Bundesgesetzgebung,  nach  Ma- 
terien geordnete  Sammlung  der  Gesetze,  Beschlüsse,  Verordnungen  und 
Staatsverträge  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft^  sowie  der  Konkor- 
date, mit  Anmerkungen  versehen,  2  Bände,  Basel,  1890,  1891,  Buch- 
druckerei Kreis. 

Ullmer  =  Dr.  R.  E.  UUmer,  Obergerichtspräsident  in  Zürich,  Die  Staatsrecht- 
liche Praxis  der  schweizerischen  Bundesbehörden  (deutsche  Ausgabe), 
Band  I  aus  den  Jahren  1848—1860;  Band  II  aus  den  Jahren  1848—1863; 
Zürich,  David  Bürkh,  1862,  1866. 

Erste  Auflage  =  Dr.  L.  R.  von  Salis,  Professor  der  Rechte  in  Basel.. 
Schweizerisches  Bundesrecht,  staatsrechtliche  und  verwaltungsrechtliche 
Praxis  des  Bundesrates  und  der  Bundesversammlimg  seit  dem  29.  Mai 
1874,  4  Bände,  Bern,  K.  J.  Wyss,  1891,  1892,  1892,  1893. 
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BVers.  =  Bundesversammlung 
NR  =  Nationalrat 
8tR  —  Ständerat 
BR  -=  Bundesrat 
BGer.  =^  Bundesgericbt 
BBehördeu  --  Bundesbehörden 
nationalr.  =r  nationalrätlich 
.Ständer.  =  sttoderätlich 
bundesr.  =  bundesrätlicb 
bundesger.  ==:  bundesgerichtlich 
Komm.  =  Kommission 
BKasse  =  Bundeskasse 
Blnstanz  r=  Bundesinstanz 
B  —  — -  Bundes  — 
Dop.  =  Departement 

Eidg.  =  Eidgenossenschaft 
eidg.  =:  eidgenössisch 
.-Schweiz.  =  schweizeriscb 

K  =^  Kauton 
Kts.  =  Kantons 
KRat  =  Kantonsrat 
KBehörde  =^  Kantonsbehörde 
K  —  =  Kantons  — 
Reg.-Rat  —  Regierungsrat 
Reg.  (KReg.)  =  Regierung  (Kantons- 
regierung) 
kaut.  =  kantonal 

Vei-f.  ^-  Verfassung 
Verf.-Best.  =  Verfassungsbestimmung 
verf.gemäss  =  verfassungsgemäss 
BV  (BVerf.)  —  Bundesverfassung 
KV  (KVerf.)  =  Kantonsverfassung 
Be.schl.  '-^  Beschluss 
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Einleitung. 


Der  Name  und  das  Wappen  der  schweizerischen 

Eidgenossenschaft. 

Aufschrift  luui  Art.  l  der  BV  vom  12.  September  1<S48  iiml  der  BV  v<mi 

2i).  Mai  1874.  A.  S.  1  3.  4,  n.  F.  I  1. 

1.  Der  StR  hatte  diurh  Besehl.  vom  10.  März  1870  cuue 
Motion  Freiiler  erheblich  erklärt  des  Inhalts: 

Der  Bundesrat  ist  einzuladen,  dahin  zu  wirken,  ncHigenfalls 
mit  Hilfe  der  Gerichte,  dass  die  in  Bern  und  durch  Filialinstitute 
auch  in  andern  Kantonen  domizilierte  Aktiengesellschaft  «^Eidge- 
nössische Bank»  -  -  «Bancjue  federale>  —  aufhöre,  in  ihrer  Firma 
das  Prädikat  «eidgenössisch  >  zu  führen. 

Den  17.  Juni  187ü  genehmigte  der  StR  den  Antrag  des  BR. 
welcher  dahinging,  es  sei  der  Motion  keine  Folge  zu  g(*hen.  Die 
Angelegenheit  wai-  damit  vorläufig  erledigt. 

In  seinem  Bericht  vom  2.  Juni  verwirft  der  BR  die  Richtig- 
keit der  staatsrechtlichen  Argumentation  des  Motionstellers;  dieser 
leitete  die  Unzulässigkeit  der  angefochtenen  Firmabezeichnung 
daraus  ab,  dass  das  Attribut  «eidgenössisch»  dem  schweizerischen 
Bundesstaate  als  Staatsoi'ganismus  ausschliesslich  zukommen  solle, 
und  dass  dieser  gewissermassen  ein  Naturrecht  besitze,  die  gegen 
ihn  ausgeübte  Anmassung  zurückzuweisen  und  unwirksam  zu  machen. 
Der  BR  führt  aus: 

Laut  Aufschrift  und  Art.  1  der  BV  ist  der  offizielle  Titel  des 
Bundesstaates  «Die  schweizerische  Eidgenossenschaft».  Eine  Pnvatbank 
könnte  sich  allerdings  nicht  *die  Bank  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
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schalt»  benennen,  weil  ein  solcher  Ausdruck  einen  unrichtigen  Fimia- 
inhaber  enthalten  würde.  Das  Adjektivum  «eidgenossisch»  dagegen 
wird  nach  dem  Sprachgebrauch  mit  einer  Menge  von  Begriffen  zu- 
sammengehängt imd  deutet  nicht  notwendig  eine  staatliche  Institution 
an.  Die  Eidgenössische  Bank  kann  sich  für  ihren  Titel  gerade  so  gut 
auf  ilu'e  eidgenössische  Gesinnung  berufen,  als  ein  eidgenössisches 
Schützenfest  oder  eine  eidgenössische  Zeitimg  imd  dgl. 

Da  der  Bund  endlich  kein  Bankhalter  ist,  so  enthält  auch  die  Zu- 
sammensetzmig  der  Worte  nichts  Verfängliches  oder  Widerrechthches. 
Allerdings  liegt  es  im  Bereiche  der  Möglichkeit,  dass  die  Eidgenossen- 
schaft früher  oder  später  zur  Gründung  eines  Bundesbankinstitutes 
schreiten  könnte;  allein  erst  dannzumal  ti'äte  an  die  eidgenössischen 
Behörden  die  Pflicht  heran,  für  Richtigstellung  der  Firmabezeichnmig 
des  einen  oder  andern  Institutes  zur  Vermeidung  von  Kolhsionen  Sorge 
zu  tragen.  ^ 

B  1876  II  m)6;  vgl.  B  1876  I  812,  845,  II  741;  1877  II  506,  PostlSlg.  n.  F.  73. 

Auf  Grund  der  Motion  Locher  und  Genossen  wurde  der  BR 
durch  Beschl.  des  NR  vom  17.  Juni  1892  neuerdings  eingeladen,  die 
Frage  zu  untersuchen  und  darüber  zu  berichten,  ob  nicht  auf  dem 
Wege  des  Ges.  den  Instituten  privaten  Charakters  untersagt  w^erden 
sollte,  den  Namen  der  Eidgenossenscluift  oder  einen  solchen  Namen 
zu  tragen,  der  das  betreifende  Institut  iiTtüralich  als  staatliches  In- 
stitut erscheinen  lässt.  Hierauf  änderte  in  ausserordentlicher  Ge- 
neralversammlung der  Aktionäre  vom  20.  Aug.  1892  die  Eidge- 
nössische Bank  ihre  Fii-ma.  ab  in  «Eidgenössische  Bank,  Aktieu- 
gesollschaft»,  w^omit  die  Angelegenheit  definitiv  erledigt  war.  Denn 
als  im  Jahre.  1895  die  Kommission  des  NR  zur  Prüfung  der  Ge- 
schäftsführung des  BR  den  Wunsch  äusserte,  der  BR  möge  der  Frage 
seine  Aufmerksamkeit  schenken,  ob  neben  der  künftigen  Bundes- 
bank die  Benennung  «Eidgenössische  Bank»  noch  zulässig  sei,  be- 
merkt diesei'  in  seinem  Geschäftsbericht,  dass,  nachdem  die  Eid- 
genössische Bank  ihrer  Firma  die  Zusatzbezeichnung  Aktiengesell- 
schaft gegeben  hat  und  der  erste  Bankgesetzentwurf  als  Firma  für 
die  zukünftige  Staatsbank  die  Benennung  «Schweizerische  Bundes- 
bank» (der  zweite:  «Schweizerische  Nationalbank»)  vorsieht,  von 
irgend  welchen  Scluntten,  w^elche  eine  Abänderung  der  gegenwär- 
tigen Firma  des  betreffenden  Bankinstitutes  zum  Zwecke  haben 
sollten,  Umgang  zu  nehmen  sei. 

Uebers.  Verh.  BVers.  Juni  18112,  Nr.  (50;  B  1896  I  11(5. 
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•Z.  Die  alte  Eidgenossenschaft  hatte  weder  ein  eigenes  Wappen 
noch  ein  besondei-es  Siegel.  Erst  nacli  dem  Zusammenbruch  der 
ahen  Eidgenossenschaft  und  deren  Ersetzung  durch  den  helvetischen 
Ehiheitsstaat  bildeten  die  eidg.  Farben  und  das  eidg.  Wappen,  so- 
\\-ie  auch  das  eidg.  Siegel  den  Gegenstand  gesetzgeberischer  Er- 
lasse. Am  14.  April  1798  bestimmten  die  gesetzgebenden  Räte 
als  Farbe  für  die  helvetische  Nationalkokarde  Grün,  Rot  und  Gelb, 
und  unterm  12.  Mai  wurde  in  betreff  des  Staatssiegels  verordnet: 
Wilhelm  Teil,  dem  sein  Knabe  den  Apfel  am  Pfeile  überreicht,  soll 
das  Symbol  des  Siegels  der  helvetischen  Republik  sein;  die  Siegel- 
umsclirift  soll  lauten;  Helvetische  Republik.*)  Dies  Wappen  und 
Siegel  wurde  durch  die  Tagsatzung  zur  Zeit  der  Mediationsver- 
fassung  abgeschafft,  indem  diese  unterm  5.  Juli  18()3  beschloss:  es 
soll  das  eidg.  Siegel  einen  alten  Schweizer  in  vaterländischer  Traclit 
voi-stellen,  der  seine  rechte  Hand  auf  einem  Schild  ruhen  lässt, 
währenddem  die  linke  mit  einem  Spiess  bewaffnet  ist;  auf  dem 
Schild  sollen  die  Worte  stehen :  XIX  Kantone  und  als  Umschrift : 
Sc-hweizerisc*he  Eidgenossenschaft;  unter  der  Figur  die  Jahres- 
zahl 1803.  Als  Landesfarben  kamen,  ohne  dass  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  erlassen  worden  wäre,  das  alteidgenössische  Rot  und 
Weiss  wieder  in  Gebrauch.^) 

Nachdem  sodann  schon  zur  Aufnalime  in  den  neuen  Bundes- 
vertrag von  1815  die  Bestinmiung  vorgeschlagen  worden  war: 

Das  Siegel  der  Eidgenossenschaft  ist  das  Feldzeichen  der  alten 
Schweizer:  ein  weisses  freistehendes  Kreuz  im  rothen  Felde,  samt 
der  Umschrift:  Scjiw^eizerische  Eidgenossenschaft, 

l>e>chloss  die  Tagsatzung  den  4.  Juli  1815: 

Anstatt  des  bisher  geführten,  auf  die  neuen  Bundesverhältnisse 
nicht  mehr  passenden  Eidgenössischen  Siegels,  ist  ein  neues,  den 
jetzigen  Verein  von  Kantonen  bezeichnendes  Siegel,  nach  dem  der 
Hohen  Tagsatzung  unterm  4.  July  1815  vorgelegten  Entwurf  ver- 
fertigt, imd  zum  ersten  Mal  für  die  Besieglung  der  Bundesakte  bey 
deren  Beschwörung  (7.  August  1815)  gebraucht  worden.  Dasselbe 
enthält  in  der  Mitte  den  Eidgenössischen  rothen  Schild  mit  dem 
weissen  Kreuze  als  gemeineidgenössisches  Wappenzeichen.  Rings 
benmi   eine  zirkeiförmige,    einfache  gothische  Verzierung.     Ausser 

M  Vgl.  Aktensammlung  aus  der  Zeit  der  Helvetischen  Kepublik,  be- 
aiiieitet  von  Strick  1er,  1886.  I  S.  654,  1086. 

'^)  Vgl.  Repertorium  der  Abschiede  der  eidg.  Tagsatzung  aus  den  Jahren 
l>ir)8--1813,  in  zweiter  Auflage  bearbeitet  vcm  J.  Kaiser.  1886,  S.  8. 
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dei'selben  die  Umschrift:  Schweizerische  Eidgenossenschaft  mit  der 
Jahrzahl  MDCCCXV.  In  einem  äussern  Bing  alle  zwey  und  zwanzig 
Kantonswappen  in  runden  Feldern,  nach  ilirer  Eidgenössischen 
Ordnung.  Das  Ganze  mit  einem  einfachen  Siegelkranze  mit  unter- 
geschobenen kleinen  Blättern  geschlossen. 

Off.  Slg.  II.  S.  8. 

Der  Wortlaut  dieses  Tagsatzungsbeschlusses,  der,  weil  nie 
abgeändert,  in  unveränderter  Geltung  blieb,  spricht  sich  über  die 
genauere  Gestaltung  des  Wappenbilde§  nicht  näher  aus.  Es  ist 
darin  weder  gesagt,  dass  das  Kreuz  ein  aufrechtes,  freistehendes 
ist,  und  auch  nicht  welche  Proportionen  die  Anne  des  Kreuzes 
haben.  Da  selbst  die  amtliche  Praxis  keine  einheitliche,  gleich- 
massige  war.  bestanden  über  diese  Fragen  Kontroversen,  und  da- 
mit wurde  eine  gewisse  Unsicherheit  \md  Verwirrung  in  die  Sache 
gebradit.  Den  24.  Juni  1889  w'urde  daher  der  BR  von  der  BA  ei*s, 
eiogeiadeu,  die  nötigen  Erhebungen  zu  veranlassen,  um  in  dic^  Lage 
gesetzt  zu  werden,  die  Form  des  Landeswappens  festzustellen  und 

den  Räten  geei|2^iete  Vorschläge  zu  unterbreiten. 

PostlSlg.  n.  F.  4l>(). 

Es  erging  hierauf,  in  Ergänzung  des  mitgeteilten  Tagsatzungs- 
beschlusses v(mi  -4.  Juli  1815,  der  BBeschl.  vom  12.  Dez.  1889 
betr.  das  eidg.  Wappen,  des  Inhalts: 

Das  Wappen  der  Eidgenossenscliaft  ist  im  roten  Felde  ein  auf- 
rechtes,   freistehendes   weisses  Kreuz,    dessen   unter  sich   gleiche 

Arme  je  einen  Sechsteil  länger  als  })reit  sind. 

A.  8.  11.  F.  XI  :^^4. 

Zur  Begründung  dieses  BBeschl.  bemerkt  der  BR  in  seiner 
Botsch.  vom  12.  Nov.  1889: 

Wir  haben  uns  bei   unserm  Vorschlag  an   das  alte  Herkommen 

gehalten,  wonach  unser  Wappenkreuz  nicht  eine  mathematische  Figur. 

sondern   das  christliche  Kreuzessymbol  und  zugleich  das  alteidgenos- 

sische    Feldzeichen    dai'stellt.     Bezüglich    des  Wappenschildes    ist   es 

durchaus  untunlich,   eine  offizielle  Form  ein  für  alle  Mal  festzustellen. 

Ob  auch   der  Schild  selbst   ein  wesentlicher  Bestandteil  eines  jeden 

Wappens  bildet,   so  ist   dagegen   dessen  Gestalt    eine   nebensächliche. 

gleichgiltige  und  hängt  gänzlich  von  der  Geschmacksrichtung  der  Zeit 

und  dann  auch  von  dem  praktischen  Bedürfnis  des  gegebenen  Falles 

ab.     Wir  haben  deswegen  unterlassen,  eine  diesbezügliche  Bestimmung 

in  den  Beschluss  aufzunehmen. 

B  1889  IV  vm. 
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Gegen  den  BBeschl.  vom  12.  Dez.  1^9  richtete  sich  nun  eine 
von  Reg.-Rat  Haflft^r  in  Frauenfeld  geleitete  Petitionsbewegung;  es. 
gingen  dem  BR  Petitionen  zu  aus  17  Kantonen  mit  30,431  und  aus 
dem  Ausland  mit  328S)  Unterschi'iften;  in  denselben  wurde  verlangt, 
dass  das  alte  Kreuz  von  fünf  gleichen  Quadraten  im  eidg.  Wappen 
beibehalten  werde.  Mit  Beschl.  vom  26.  Juni  18^K)  schritt  die 
BVei"S-  über  diese  Petitionen  zur  Tagesordnung.  Der  Bericht  der 
Komm,  des  StR  vom  18.  Juni  (Schaller)  enthält  folgende  historische 
Skizze  zur  eidg.  Wappenfi'age  ^ : 

Die  Wappen  und  die  Banner  waren  im  Mittelalter  das  Unter- 
Sfheidimgszeiehen  der  Staaten,  Dynastien  oder  FaraiUen,  welche  den 
[>olitisehen  Körper  der  verschiedenen  Länder  Europas  bildeten.  Nun 
bestand  während  mehrerer  Jahrhunderte  die  Schweiz  nicht  als  poli- 
tischer KOrper.  Es  war  nur  ein  Bund  kleiner  Staaten  vorhanden,  von 
welchen  jeder  seine  eigenen  Farben,  Sinnbilder,  Abzeichen  und  Fahnen 
be.sass.  Als  die  Eidgenossen  ins  Feld  zogen,  fühlten  sie  bald  die  Not- 
wendigkeit eines  gemeinsamen  Erkennungszeichens.  Die  Überlieferung 
berichtet,  dass  sie  das  Zeichen  der  Erlösung,  das  weisse  Kreuz,  an- 
nahmen, welches  auf  dem  ruhmvollen  roten  Banner  von  Schwyz  steht. 
Die  Chronik  Justingers  von  1339  erzählt:  «Alle  Schweizer  waren  mit 
dem  Zeichen  des  heiligen  Kreuzes  bezeichnet,  einem  weissen  Kreuz  im 
roten  Felde,  und  sie  kamen  nach  Laupen,  Bern  zu  Hülfe.» 

Im  Jahre  1480  fasste  die  Tagsatzung  in  Luzern,  bei  Anlass  der 
Bewilligung  von  6000  Söldnern  in  französischen  Dienst,  folgenden  Be- 
schluss:  Jedermann  solle  ziehen  unter  seiner  Stadt  oder  seines  Lande.«^ 
Fähnlein,  wie  das  hergekommen,  ,doch  dz  iedermann  in  sim  venly  ein 
Aviss  Krüz  mach,  das  sig  gemeinen  eidgenossen  noch  bishar  wol  er- 
schossen^ 

Am  6.  Juni  1507  gestattete  die  Tagsatzung  Kaiser  Maximilian  auf 
seino  wiederholten  Mahnungen  eine  Aushebung  von  6(XX)  Mann  zur  Be- 
kämpfung der  Türken,  welche  das  gesamte  Gebiet  der  Donau  und  des 
Königreichs  Ungarn  besetzt  hielten.  Der  Art.  12  des  Beschlusses  lautet : 
,Die  Knechte  werden  ausziehen  unter  unserer  Städte  und  Länder  Ven- 
lein, mit  weissen  Kreuzen  bezeichnet,  als  das  vnser  aller  gewonheit 
je  vnd  je  on  mittel  gebnicht  ist*. 

Nach  dem  Abschied  vom  1.  Januar  1522  sollen  die  ungehorsamqn 
Knechte,  welche  zur  Einnahme  des  Herzogtums  Mailand  beigetragen 
haben,  um  so  strenger  bestraft  werden,  weil  sie  das  rote  Kreuz  ge- 
tragen,   was  jdoch  in  unser  Eidgnosschaft  nie  gehört  worden  ist^ 
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Am    16.  April  152i)   beschlossen   die   fünf  in  Luzern   vereiniget c?ii 
katholischen  Orte,   das  alte  Abzeichen  der  Eidgenossen  beizubehalt<Efi:iy 
nämlich  das   weisse  Kreuz,  immerhin  unter  Beifügung  einer  weisj^e^jx 
Schleife.     Auf  dem  Feldzuge  von  Rottweil   im  Jahre  1540   trugen  clio 
Eidgenossen   eine  rote  Fahne   mit  weissem,  aufrechtem  Ki*euz.    Es  i.*st 
dies  das  erste  Mal,  dass  von  einer  selbständigen  eidgenössischen  Falinö 
und  zwar  mit  dem  weissem  Kreuz   im   roten   Felde   ohne   kantonale>5 
Beiwerk  Gebrauch  gemacht  wurde.  ^) 

Das  Dekret  von  1815  hatte  den  Fehler  begangen,  die  Form  und 
die  Dimensionen  des  Kreuzes  nicht  zu  bestimmen ;  die  Ausfülu*ung  dieser 
Siegel  lässt  jedoch  keinen  Zweifel  über  die  Absichten  der  Tagsatzung- 
aufkommen. Das  weisse  Kreuz  ist  aufrecht  und  freistehend;  die  unter, 
sich  gleichen  Arme  sind  ein  Sechsteil  länger  als  breit.  Ebenso  verhält 
es  sich  mit  den  Siegeln  der  Bundeskanzlei,  der  schweizerischen  Gesandt- 
schaften in  Paris,  in  Deutschland  und  Italien,  mit  dem  Siegel  des  Schied^>- 
gerichtes,  welches  die  Trennung  der  Kantone  Baselstadt  und  Baselland 
aussprach,  u.  s.  w.  Im  Jahre  1815  liess  die  Tagsatzung  zwei  Ehren- 
med«aillen  prägen,  die  eine  bestimmt  für  die  ruhmreichen  Überlebenden 
des  schweizerischen  Garderegiments,  w^elches  am  10.  August  1792  das 
Tuilerienschloss  verteidigt  hatte;  die  andere  wurde  den  aus  den  Feld- 
zügen in  Spanien,  in  Russland  und  von  1818  übriggebliebenen  Schweizer- 
soldaten ausgeteilt,  wel(*he  allein  ihrer  Fahne  treu  blieben,  als  ])ei  der 
Rückkehr  Napoleons  aus  Elba  die  ganze  Armee  des  Marschalls  Ney  zu 
demselben  überging.  Die  schweizerische  Brigade  trat  von  da  an  in  den 
Dienst  der  Eidgenossenschaft  und  besorgte  während  der  zweiten  In- 
vasion Frankreichs  durch  die  Verbündeten  die  Grenzbesetzung.  Auf 
diesen  Ehrenzeichen,  ebenso  wie  auf  der  Medaille,  welche  die  Republik 
Genf  zur  Erinnei'ung  an  iliren  Eintritt  in  die  schw^eizerische  Eidgenossen- 
schaft prägen  liess,  ist  die  Länge  der  Arme  des  schwf*izerischen  Kreuzes 
viel  bedeutender,  als  auf  den  amtlichen  Siegeln. 

Nun  die  militärischen. Reglemente  der  1843  veröffentlichten  Ver- 
ordnung: ,  . 

Art.  14:(>.    Das  .allgemeine   Feldzeichen    aller  im  aktiven  Dienste  -• 
der  Eidgenossenschaft  stehenden    Militärpersonen  ist  ein  rotes,    3  Zoll 
breites  Armband   mit   weissem  Kreuz    von   zwei .  15"'  langen   und  5"* 
breiten  Balken,  am  linken  Arm  getragen. 

Art.  3(5:^  des  Bekleidungsreglemente^  der  Infanterie  bestimmt,  dass 
jedes  Bataillon  eine  Fahne  in  der  Fa,rbe  der  Eidgenossenschaft  haben 
soll:  Das  Fahnentuch  von  gutem  Seidenstoff  ist  i  Schuh  5  Zoll  ins 
Gevierte,  scharlachrot,  mit  einem  weissen  Kreuz  in  der  Erlitte.  Die 
Balken  des  Kreuzes  sind  1  Schuh  breit  und  8  Schuh  lang  u.  s.  f. 
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Es  ist  demnach  unbestreitbar,  dass  man  zu  jener  Zeit,  ebenso  wie 

1852,  die  Dimensionen  des  schweizerischen  Kreuzes  geändert  hat:  von 

dalier  kommt  denn  auch  die  seitherige  Unsicherheit.     Es  ist  ftbrigens 

sonderbar,  dass  der  gleiche  Kriegsrat,  welcher  die  Form  des  eidgenös 

sischen  Kreuzes  für  die  Bataillonsf<ahne  geändert  hatte,  dennoch  sein 

Siegel  beibehielt,  auf  welchem  die  Dimensionen  des  Kreuzes  identisch  sind 

mit  denjenigen  der  Kreuze  auf  den  andern  amtUchen  Siegeln.  Diese  näm- 

liclien  Dimensionen  bestehen  auf  den  Siegeln  des  Kriegskommissariats, 

der  Sanitätskommission,   des  Oberinspektors  der  Artillerie,   der  Scharf- 

scrhützendirektion,  der  eidgenössis<!hen  Lager-  und  Brigadekommandanten 

und  so  weiter.   Noch  mehr.  Nach  der  Annahme  der  BV  von  184H  li(^ss 

der  BR  die  Wappen  des  Bundes  und  der  22  Kantone  amtlich  f«.»ststellen. 

Hierbei  zeigte  nicht  allein  das  eidgenössische  Kreuz,  sondern  es  zeigten 

auch  die  Kreuze  in  den  Wappen  der  Kantone  Schwyz  und  Neuenburg 

-vollständig   die  gleichen  Dimensionen,   die  durcli   den  Beschluss  vom 

i2.  Dezember  1<SS9  festgesetzt  wurden. 

B  ISIM)  III  <)24-r)32,  r».ers.  Verli.  BVers.  Juni  ISIM),  Xr.  40. 
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Die  schweizerische  Eidgenossenschaft 
als  Staat  und  Bundesstaat. 


I.  Kapitel. 

Zweck  und  Kompetenz  des  Bundes. 

BV  1874,  Art.  2  und  3  gleich  BV  1H48,   Art.  2  und  3.  A.  S.  I  3,  4,  n.  F.  I  1. 

I.  Beförderung  der  gemeinsamen  AYohlfahrt  der  Eidgenossen. 

BV  Art.  2. 

3.  Gestützt  auf  Art.  2  der  BV,  worin  als  Zweck  des  Bundes 
auch  die  Beförderung  der  gemeinsamen  Wohlfahrt  der  Eidgenossen 
genannt  wird,  stellte  A.  Furrer-  in  Herisau  im  Jahre  1882  das  Ge- 
such, die  BVers.  möge  beschliessen  : 

Es  sei  ein  Schweiz.  Hilfst'ond  anzulegen  für  solche  Fälle,  wo  durch 
höliere  Gewalt  (Bergsturz,  Hagelschlag,  Hochwasser,  Teuerung,  anhaltende 
Nothige  gewisser  Berufsklassen,  Krieg  etc.)  der  Schweiz.  Nationalwohl- 
stand geschädigt  wird. 

Dieser  Hilfsfond  sei  in  der  Weise  zu  bilden,  dass  alljährlich  die 
KReg.  vom  BR  zu  einem,  demselben  passend  scheinenden  Zeitpunkt  in 
ihrem  Gebiet  eine  Kollekte  von  Haus  zu  Haus  anzuordnen  und  das  Er- 
gebnis der  BKasse  einzuliefern  hätten. 

Von  dem  jeweiligen  Ergebnis  dieser  Sammlung  sei  alljährlich  (fine 
gewisse,  von  der  BVers.  zu  bestimmende  Quote  auszuscheiden,  um  damit 
einen  Spezialfond  fili*  im  Kriege  verunglückte  Wehrmänner  bezw.  deren 
Angehöiige  zu  bilden. 

Da  in  dieser  Petition  zunächst  der  Betätigung  der  Kantone 
gerufen  wurde,  teilte  der  BR  dieselbe  den  KReg.  zur  Begutachtung 
mit.  Diese»  sprachen  sich  mit  einer  einzigen  Ausnahme  gegen 
die  Anregung  aus,  und  auch  die  BBehörden  gaben  derselben  keine 
weitere  Folge ;  der  BR  bemerkte : 

Die  Absicht,  welcher  das  Gesuch  entsprungen,  ist  eine  durchaus 
löbliche  und  patriotische.  Dagegen  ist  vorauszusehen,  dass  eine  in  ge- 
wöhnlichen Zeiten   imd  ohne   besondern  Anlass  veranstaltete  Kollekte, 


Beförderung  der  gemeinsamen  Wohlfahrt  der  Eidgenossen.  i) 

auch  wenn  sie  in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  an  demselben  Tag  und 
nach  einem  von  höchster  SteUe  erlassenen  Aufruf  erfolgt,  nicht  den- 
jenigen Erfolg  hat,  den  eine  Sammlung  von  Liebesgaben  unter  dem  frischen 
und  vollen  Eindruck  einer  soeben  hereingeblochen en  Katastrophe  stets 
aufweisen  wird. 

Eine  jährlich  wiederkehrende  Kollekte  müsste  schliesslich  die  Ge- 
müter abstumpfen,  zumal  wenn  sich  längere  Zeit  hindurch  keine 
praktische  Verwendung  für  ihre  Ergebnisse  fände  und  die  betreifenden 
Summen  nur  zu  andern  Summen  gelegt  würden.  Auch  imterliegt  es 
kauni  einem  Zweifel,  dass  beim  Bestehen  eines  eidg.  Hilfsfonds  nach 
dem  Sinne  des  Petenten  beim  Hereinbrechen  einer  grossen  Katastrophe, 
wo  rasche  und  ausgiebige  Hilfe  nötig  wäre,  und  zwar  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  über  die  Schranken  eines  solchen  Fonds  liinaus,  die  Liebes- 
tätigkeit mancheroiis  durcli  die  Erwägung  herabgestimmt  oder  ganz 
lahmgelegt  wurde,  dass  ja  ein  eidg.  Hilfsfond  bestehe,  an  den  man 
bereits  beigesteuert  habe,  und  dass  dieser  zunächst  in  Mitleidenschaft 
zu  ziehen  sei.  Aus  dem  Bestände  eines  eidg.  Hilfsfonds  dürften  im 
weitem  sehr  leicht  Rechte  «auf  Unterstützung  auch  dann  hergeleitet 
werden,  wenn  solche  Rechte  nicht  bestehen  und  höchst  zweifelhafter 
Xatur  sind.  Endlich  würde  die  Verwendung  der  Mittel  eines  solchen 
Hilfsfonds  auf  ernstliche  Schwierigkeiten  stossen,  da  die  Zwecke,  denen 
derselbe  dienen  soll,  so  vielgestaltig  sind,  dass  Kollisionen  in  einzelnen 

Fallen  wohl  nicht  zu  vermeiden  wären. 

B  1882  I  19;  1883  H  59. 

4,  Wasserverheerungen,  von  denen  vom  10.  bis  12.  Juni  187(5 
verschiedene  Täler  der  Schweiz,  namentlich  die  Kantone  Thurgau, 
Zürich.  St.  Gallen.  Appenzell  a.  Rh.  und  Aargau  heimgesucht  worden 
waren,  eraeugten  eine  Notlage,  welcher  nur  mit  ausserordentlichen 
und  unifas-senden  Mjissregeln  begegnet  werden  konnte.  Den  16.  Juni 
wurde  im  NR  von  Jolissaint  und  Genossen  eine  Motion  gestellt, 
deren  Zweck  dahin  ging,  den  BR  zu  ermächtigen,  die  erforder- 
lichen Mai5snahmen  zu  treffen,  um  den  dringenden  Bedürfnissen  zur 
Unterstützung  der  durch  die  Wasserverheerungen  Heimgesuchten 
Genüge  zu  leisten,  wozu  dem  BR  der  nötige  Kredit  bewilligt  werden 
möchte.  Man  konnte  sich  jedoch  nicht  der  Anschauung  entziehen, 
(las.s  eine  solche  Bundessubvention  auf  die  allgemeine  Wohltätigkeit 
einen  lähmenden  Einfluss  ausüben  könnte.  Die  Motion  wurde  da- 
her zurückgezogeni.  Dagegen  nahm  der  BR  den  auf  einer  Konferenz 
vom  20.  Juni  von  Repräsentanten  aller  Kantone  ausgedrückten  ein- 
stimmigen Wünschen  gemäss,  gerade  wie  im  Jahre  1868,  die  Or- 
ganisation einer  Nationalsubskription  zu  gunsten  der  heimgesuchten 
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Bevölkerung  an  die  Hand.  Der  BR  erliess  den  24.  Juni  einen 
Aufruf  an  das  Schweizervolk  zu  gunsten  der  Wasserbeschädigten: 
Die  von  einer  eidg.  Expertenkomin,  vorgeschlagenen  Grundsätze  zur 
Verteilung  der  Liebesgaben  an  die  Wasserbeschädigten  (oberster 
Grundsatz,  dass  nur  die  Bedürftigen  sollen  bedacht  werden)  erhielt 
den  30.  Oktober  die  Genehmigung  des  BR. 

Den  13.  bis  15.  Febr.  1877  fanden  wiederum  Uljerschwem- 
mungen  statt,  die  in  mehreren  Kantonen  bedeutenden  Schaden  an- 
richteten. Ein  erneuter  Appell  an  die  öffentliche  Wohltiitigkeit 
seitens  der  BBehörden  erschien  nicht  als  tunlich,  dagegen  war  es 
möglich,  die  im  Jahre  1877  Beschädigten  teilweise  an  den  Liebes- 
gaben der  Sammlung  für  das  Jahr  1876  partizipieren  zu  lassen.  Durch 
Beschluss  des  BR  vom  29.  März  1878  wurden  die  Schlussverhand- 
lungen des  eidg.  Dej).  des  Innern  in  Sachen  der  Wasserbeschädigten 
gutgeheissen  und  das  Unterstützungswerk  zu  gunsten  der  Wasser- 
beschädigten von  187(>  und  1877  als  abgeschlossen  erklärt. 

BRBesehl.  vom  29.  März  1878  in  B  1878  I  482;  vgl.  B   1877  TI  82,  1878  II 

«>15;  1879  II  224  und  die  hier  zitierten  Stellen. 

Vgl.  ferner:  Nacli  dem  Brande  von  Airolo  (Tessin)  und  von  Marchissy 
(Waadtj  veraida^sste  der  BK  die  Einsetziuig  eines  Generalhilfsawsschusses 
durch  Vermittlung  der  Schweiz,  gemeinnützigen  (Tesellschaft:  die  BKasse 
wurde  beauftragt,  Liebesgaben  in  Geld  entgeg<»nzunehmen,  B  1878  II  02().  1879 
II  224.  —  Als  ein  Teil  der  Ortschaft  Elm  (Olarusl  mit  der  nmlit^genden  Tal- 
schaft den  11.  Sept.  1881  abends  durch  Bergsturz  vollständig  verschüttet 
wurde,  nahm  der  BR  die  SammUnig  von  Liebesgaben  für  Elm  selbst  an  die 
Hand  auf  Einladung  einer  von  ihm  einberufenen  Konferenz  von  Abgeordneten 
der  KReg.,  der  Schweiz,  gemeinnützigen  Gesellschaft  und  des  Schweiz.  Alpen- 
khibs.  Er  erliess  den  22.  Sept.  IHSl  einen  allgemeinen  Aufruf  zur  Unter- 
stützung von  Elm,  B  1881  III  851,  1882  II  50.  1883  II  57.  1884  .II  34.  —  Eine 
allgemeine^  Schweiz.  Sannnlung.  von  Liebesgaben  veranstaltete  dei-  BR  nach 
der  den  5.  Juli  1887  über  die  Stadt  Zug  hereingebrochenen  Katastrophe,  in- 
folge welcher  ein  Teil  der  Vorstadt  in  den  Zuger  See  versnnk,  vgl.  Kreisschr. 
des  BR  vom  15.  Juli  an  die  eidg.  Stände  und  an  die  «chweiz.  Gesamltschaften 
und  Konsulate  im  Ausland.  B  icSS7  III  097,  098. 

II-  Stellang  des  Bundes  zur  Volkswirtschaft.  *) 

Vgl.  unten  Teil  IV,  insbesondere  Abschn.  VI  und  X. 

1.  Allgemeine». 

5.  Den  1 .  Juni  188(>  legte  der  BR  der  BVers.  eine  Botsch 
vor  ül)er  eine  Motion  Vögelin,  die  der  NR  durch  Beschl.  vom 
24.  Juni  1884    in  Verbindung   mit    andern  Motionen,    die  auf  eine 

M  Vi»I.  Droz,  *r]ssais  econoini(|ues,  ISIM)  pp.  833  suiv.  et  371  suiv. 
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teilweise  Revision   der  BV^  abzielten,   erheblich  erklärt  hatte.     Die 
Motion  Vögelin  hiutete: 

Der  Bund  tritt  mit  Beiträgen  ein  zur  Förderung  der  Ltind-  und 
Alpwirtschaft  und  des  Gewerbewesens. 

Die  Botschaft  des  BR  fuhrt  aus,  wie  diese  Motion  ihre  Er- 
ledigung gefunden  habe  mit  den  beiden  BBeschlüssen  vom  27.  Juni 
1884,  von  denen  der  eine  die  Förderung  der  Landwirtschaft  durch 
den  Bujid  (A.  S.  n.  F.  VII  605,  vgl.  Nr.  6),  der  andere  die  in- 
dustrielle und  gewerbliche  Berufsbildung  (A.  S.  n.  F.  VII  ()13,  vgl. 
Nr.  19)  betrifft.  Sodann  charakterisiert  der  BR  die  verfassungs- 
und  gesetzmässige  Stellung  des  Bundes  zur  Volkswirtschaft  mit 
folgenden  Worten: 

Die  BV  von  1848  beschränkte  sich  in  Bezug  auf  Volks^virtschaft 
auf  wenige  Bestinmmngen.  Art.  2  weist  dem  Bunde  die  Förderung 
der  aUgemeinen  Wohlfalui:  der  Eidgenossen  zu;  und  Art.  21  'gi})t  dem- 
selben das  Recht,  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines  grossen 
Teiles  derselben,  auf  Kosten  der  erstem  öffentliche  Werke  zu  er- 
richten oder  die  Errichtung  derselben  zu  unterstützen. 

Diese  Bestimmungen  sind  auch  in  die  BV  von  1874  aufgenonmien 
worden  (Art.  2,  23).  Diese  enthält  aber  noch  eine  Anzahl  anderer  sehr 
wichtiger  Bestimmungen  volkswirtschaftlicher  Natur.  Sie  gi})t  dem 
Bunde  das  Recht  zur  Oberaufsicht  über  die  Wasserbau-  und  Forstpohzei 
im  Hochgebirge  (Art.  24)  *),  zur  Regelung  der  Ar})eit  in  den  Fabriken 
(Art.  84),  zur  Aufstellung  von  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Aus- 
übung von  Fischerei  und  Jagd  (Art.  2o),  endlich  zum  Erlast  von  ge- 
setzhchen  Bestimmungen  über  Ausgabe  und  Einl(')sung  von  Banknoten 
(Art.  39).*) 

Ijn  Blick  auf  die  Vollziehung  dieser  Verfassungsbestimnumgen 
seit  1818  ergibt  folgendes :     . 

Im  Budget  pro  1849  ist  dem  eidg.  Dep.  des  Innern  eiji  Kredit 
von  Fr.  10,20()  für  Förderung  der  Wissenschaft,  Künste,  Industrie, 
Landwirtschaft,  gemeinnützigen  Arbeiten,  Statistik  etc.,  dem  Handel 
ein  Kredit  von  Fr.  -9100  für  Expertisen  und  Reisen.  Bureaukosten^  "Be- 
soldung eines  Beamten,  zugewiesen.  In  den  sechziger  Jahren  ging  mmi 
viel  weiter;  man  förderte  und  subventionierte  die  AI}) Wirtschaft,  die. 
Ausstellung  von  ländwirtschafthchen  Produkten  und  Maschinen,  den 
Obstbau,  die  Verbesserung  der  Pferde-  und  Rindviehrassen  u.  a.  m.  Der 

«  ■ 

M  Art.  24  in  der  Fassung  vom  15.  Oktober  1897  lautet  nun:  Der  Bund 
hat  das  Recht  der  Oberaufsicht  über  die  Wasserbau-  und  Forstpolizei. 

2}  Hiezu  kommt  mfolge  d(»r  BV-Revision  vom  26.  Oktober  l.Sf)0  da^ 
Rei'ht.  die  Kranken-  und  rnfallversichenum  einzunchten  (Art.  M^'^»). 
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Ivorrektion  von  Wildbächen  und  Flüssen  wurde  eine  besondere  Auf- 
merksamkeit zugewendet,  für  die  Kon-ektion  des  Rheines  wurden  im 
Jahre  1862  Fr.  3,15(),0(K)  Subventionen  ausgerichtet;  in  den  folgenden 
Jahren  Fr.  4,67(),0(K)  für  die  Korrektion  der  Juragewässer  und  Fr.  2,640,0(K) 
für  die  Korrektion  der  Rhone  im  Wallis.  Der  Schweiz,  forstwirtschaft- 
lichen Gesellschaft  wurden  für  Wiederaufforstungen  und  Eindämmungen 
von  Wildbächen  im  Hochgebirge  ebenfalls  wesentliche  Subventionen 
ausbezahlt. 

Lnmer  mehr  und  mehr  wurde  die  Eidgenossenschaft,  für  "Werke 
öffentlicher  Natur  in  Anspruch  genommen. 

Es  wurden  namentlich  auch  für  die  Ausstellungen  ^ )  von  der  Eid- 
genossenschaft gi'osse  Summen  verwendet,  z.  B.  für  Paris  im  Jahre  1867 
eine  BSubvention  von  Fr.  427,908,  für  Wien  1878  eine  solche  von 
Fr.  375.(KK),  für  Phüadelphia  1876  eine  solche  von  Fr.  250,0(K),  für 
Paris  1878  eine  solche  von  Fr.  38(MKX),  für  Melbourne  1880  eine  solche 
von  Fr.  51.o(K),  für  Zürich  1883  eine  solche  von  Fr.  430,(M)0,  für  Paris 
1889  eine  solche  von  Fr.  (><10,0(K)  (vgl.  B  1890  II  425).^) 

Ein  eigener  Posten  für  Handel  imd  Gewerbe,  abgesehen  vom 
Ausstellungswesen,  wurde  zum  ersten  Male  ins  Budget  pro  1879  auf- 
genommen. Dersfilbe  betrug  anfänglich  Fr.  8(K)0,  sodann  Fr.  10,(K)0, 
später  Fr.  40,0(M).  Die  Komm,  des  StR  bemerkte  in  ihrem  Ber.  über 
das  Budget  pro  1881   hiezu:    Allem,   was  auf  diese   wichtigen   Zweige 


1)  Vgl.  Haiidwörterhuch  der  Schweiz.  Volks wirischaft  1902,  I  S.  371 
bis  379. 

2)  Uebrigens  leistete  die  Eidgenossenschaft  schon  für  die  1851  in  London 
und  1855  in  Paris  veranstalteten  Weltausstellungen  Subventionen,  B  1852  I 
87B  -379,  A.  S.  V  21,  ferner  für  die  Ausstellung  in  Bern  hn  Jahre  1856,  A.  S. 

V  339.  und  für  die  landwirtschaftlichen  Ausstellungen  in  Zürich  und  Peter- 
lingen  vom  Jahre  1859,  A.  S.  VI  153.  Für  die  Ausstellung  in  Chicago  von 
185)3  wurden  Fr.  215,000  bewilligt,  A.  S.  n.  F.  XIII  227,  229,  B  1892  III  1014, 

V  835.  1893  V  4(10,  für  die  Genfer  Landesausstellung  189e>Fr.  1,000,000.  A.  8. 
n.  F.  XIV  263.  B  1893  V  409,  für  Paris  endlich  1900,  Fr.  1,650,000,  A.  S.  n.  F. 
XVI  115,  428:  vgl.  B  1895  I  907,  III  962.  —  Betr.  landwirtschaftliche  Aus- 
>tellimgen  vgl.  Landwirtschaftsgesetz  1893  Art.  18,  A.  S.  n.  F.  XIV  217 ; 
ferner  Subvention  an  die  kaut.  Gewerbeausstellung  in  Zürich  1894,  A.  S.  n.  F. 
XllI  1013,  B  inm  V  251.  -  B  1893  V  376,  1894  II  184,  1895  III  873  (Berns 
Bewerbung  für  die  dritte  Schweiz.  Landesausstellung),  1899  I  755 — 758, 
III  923  (Stellungnahme  des  BR  im  Jahre  1898  gegenüber  dem  Gesuch,  der 
Bund  möchte  künftig  auch  Ausstellungen  bescheideneren  Umfanges  tatkräftig 
unterstützen,  welche  vermöge  ihres  interkantonalen  Charakters  oder  der 
Einschaltung  von  Gruppen  mit  nationaler  und  volkswirtschaftlicher  Bedeu- 
tung Gewähr  dafür  bieten,  dass  durch  sie  das  einheimische  Gewerbe  wirk- 
sam gefördert,  die  berufliche  Bildung  gehoben  und  die  einheimische  Produk- 
tion gesteigert  werden  kann,  und  Ablehnung  einer  Subvention  für  die  l)er- 
nisclie  kantonale  Industrie-  und  Gewerbeausstellung  in  Thun  1899). 


rrr. 


Stelluug  des  Biimles  zur  Volkswii-tschaft.  l':J 

(Handel  und  Gewerbewesen)  der  Nationalökonomie  unseres  Landes 
Bezug  hat,  kann  nicht  genug  Sorgfalt  gewidmet  werden.  M 

Die  Tätigkeit  des  Bundes  auf  volkswii-tschaftlichem  (lehiete  er- 
hielt endlich  einen  neuen  Aufschwung  durcli  die  genannten  zwei  BBe- 
sc^hlüsse  vom  27.  Juni  1884.  Der  Beschl.  hetr.  Fördenmg  der  Land- 
wirtschaft reguliert  die  Tätigkeit  des  Bundes  beim  landwirtschaftlichen 
ünterrichts\vesen  und  den  Versuchsanstalten,  bei  der  Förderung  der 
Tierzucht,  der  Verbessenmg  des  Bodens,  bei  Massnahmen  gegen  Schäden, 
welche  die  landwirtschaftliche  Produktion  bedrohen,  bei  landwirtschaft- 
lichen Vereinen  und  Genossenschaften  tmd  endlich  bei  anderweitiger 
Förderung  der  Landwirtschaft. 

Ein  ganz  neues  Gebiet  der  Tätigkeit  ist  aber  dem  Bund  durch 
den  Beschl.  betr.  die  industrielle  und  gewerbliche  Benifsbildung  über- 
tragen. 

Gestützt  auf  diese  beiden  BBeschl.  enthält  jetzt  das  Budget  für 
das  Jahr  1886  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  An- 
sätze, welche  zusammen  Fr.  410,()5()  (Viehseuchenpolizei  nicht  inbegrilfen) 
betragen^),   und   für  das  gewerbliche  Bildungsw^esen  einen  Ansatz  von 

Fr.  22<MHK).'-*) 

B  ISm  II  517. 

2.  Förderang  der  Landwirtschaft. 

I.  BBeschl.  betr.  die  Förderung  der  Laudwirtsdiaft  durch  deu  Bund  vom  27. 
Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  (i05.  ~  Botsch.  des  BR  vom  4.  Dez.  1883. 
B  1883  IV  859.  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  9.  März  1884,  B  1884  I  477. 
In  "Art.  19  des  BBeschl.  werden  aufgehoben:  die  BBeschl.  vom  15.  Juni 
1877  und  vom  21.  Febr.  1878  betr.  Massregeln  gegen  die  Reblaus,  der 
BBeschl.  vom  28.  Juni  1881  betr.  Verwendung  des  Pferdezuchtkredites» 
A.  S.  n.  F.  ni  102,  337,  V  437,  vgl.  ferner  Vollz.-Verord.  des  BR  vom  2(). 
März  18^  zu  dem  BBeschl..  A.  S.  n.  F.  VIII  41,  und  das  auf  Grund  des 
Art.  10  des  BBeschl.  erlassene  Regl.  des  BR  l)etr.  Massnahmen  gegen 
die  Blutlaus  vom  20.  Febr.  1885,  A.  S.  n.  F.  VIII  38.  —  Vgl.  B  188:^  II 
244;  1882  II  930,  931:  vgl.  Nr.  18. 


*)  Jetzt  besteht  das  Handels-,  Industrie-  und  Landwirtschaftsdep.  dvs 
BR  aus  den  drei  Abteilungen:  Handel.  Indiistrie  und  Landwii-tschaft,  A.  S. 
n.  F.  X\T  160. 

*)  Im  Budget  für  das  Jahr  1891  war  ein  Ausgabenposten  von  Fr.  1)06.478 
für  die  Abteilung  III :  Landwirtschaft,  des  Industrie-  und  Landwirtschaftsdei». 
(inbegriffen  Fr.  125,000  Viehseuchenpolizei,  Fr.  30,500  Besoldungen)  enthalten, 
B  1890  IV  1051;  997—1007;  dieser  Posten  ist  in  der  Staatsrechimng  für  IJKX^ 
auf  Fr,  2,733,565.59  angestiegen  (inbegriffen  Fr.  250,162.30  Viehseuclienpolizei, 
Fr.  44,958.30  Besoldungen). 

')  Das  Budget  für  das  Jahr  1891  enthielt  einen  Ausgabenposten  von 
Fr.  420,000  für  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung,  B  1890  IV  9<)2; 
in  der  Staat,srechnung  für  1900  beträgt  dieser  Posten  Fr.  907,777.15. 
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II.  BGe«.  betr.  die  Förderung  der  Landwirtschaft  durch  den  Bund  vom  22.  Dez. 
1893,  A.  S.  n.  F.  XIV  2()9.  -  Botsch.  des  BR  vom  28.  Nov.  1892.  B  18S)2 
V  441,  veranlasst  durch  die  Motion  Curti  und  Genossen,  in  folgendem 
Wortlaute  vom  NR  den  16.  Juni  1891  erheblich  erklärt:  Der  BR  ist  ein- 
geladen, zii  untersuchen,  ob  nicht  der  BBeschl.  betr.  die  Förderung  der 
Landwirtschaft  durch  den  Bund  vom  27.  Juni  1884,  im  Sinne  grösserer 
Nutzbarmachung  für  die  letztere,  einer  Revision  zu  unterstellen  sei; 
ferner  wird  der  BR  ersucht,  eine  Zusammenstellung  der  Tatsachen  zu 
veranlassen,  welche  er  über  die  landwirtschaftliche  Bodenverschuldung 
und  ihre  Folgen  in  Erfahrung  bringen  kann.  Übers.  Verh.  BVers.  Juni 
1891,  Nr.  52;  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  16.  Mai  1898  (Eschmann), 
B  1892  III  53;  Stenog.  Bulletin  der  BVers.  1893.  III  S.  113  ff,  285  ff,  397—408. 
--  VoUz.-Verord.  des  BR  vom  10.  Juli  1894  zu  dem  BGes.,  A.  S.  n.  F.  XIV 
287.     Vgl.  B  1893  I  786,  1894  I  430,  1895  III  860  (Ai't.  9  litt,  b),  1896  I  820. 

BBeschl.  betr.  die  landwirtschaftlichen  Versuchs-  und  Untersuchungs- 
anstalten vom  26.  März  1897,  A.  S.  n.  F.  XVI  20J),  und  BBeschl.  betr. 
Bewilligung  des  Kredites  für  die  Erstellung  der  Schweiz,  land-  und  milch- 
wirtschaftlichen  Versuchs-  und  Untersuchungsanstalt  auf  dem  Liebefeld 
bei  Bern  vom  29.  Juni  1898,  A.  S.  n.  F.  XVI  771,  erlassen  in  Aiisfüh- 
nnig  des  Art.  4  des  Landwirtschaftsges.  —  Botsch.  des  BR  vom  12,  Mära 
1896  nebst  Nachtragsbotsch.  vom  29.  Sept.,  B  ia96  II 277,  IV  53,  und  Botsch. 
des  BR  vom  20.  Dez.  1897,  B  1898  I  33.  —  BRBeschl.  betr.  die  Organisa- 
tion und  die  Beamtungeu  der  Schweiz,  landwirtschaftlichen  Versuchs- 
und Untersuchungsanstalten  vom  30.  Okt.  1900,  A.  S.  n.  F.  XVIII  251. 

BBeschl.  betr.  die  Errichtung  eines  Schweiz.  Hengsten-  und  Fohlen- 
depots (in  Avenches)  vom  1.  Juli  18^)8  (nicht  allgemein  verbindlicher  und 
dringlicher  BB),  A.  S.  n.  F.  XVI  776,  erlassen  gestützt  auf  Art.  7  litt,  a 
des  Landwirtschaftsges.  -  -  Botsch.  des  BR  vom  13.  Juni  1898,  B  18JKS 
III  733.  —  BRBeschl.  betr.  die  Organisation  und  den  Betrieb  des  eidg. 
Hengsten-  und  Fohlendepots  in  Avenches  vom  2.  April  1901,  A.  S.  n.  F. 
XVIII  616. 

BBeschl.  betr.  die  Übernahme  der  Versuchsanstalt  für  .Obst-,  Weiii- 
und  Garienbau  in  Wädenswil  durch  den  Bund  und  die  Bewilligung  eines 
Kredites  für  die  Errichtung  eines  Laboratoriums  und  eines  Kelt^rgebäudes 
vom  27.  Juni  1902  (nicht  allgemein  verbindlicher  BBeschl.),  A.  S.  n.  F.  XIX 
107,  erlassen  in  Ausführung  des  Art.  4  des  Landwirtschaftsges.  —  Botsch. 
des  BR  vom  17.  Mai  1902,  B  1JK)2  III  a35.  —  BRBeschl.  betr.  die  Organi- 
sation und  die  Beamtungen  der  .Schweiz.  Versuehsanstidt  für  Obst-,  Wein- 
und  Gartenbau  vom  30.  Juli  1902,  A.  S.  n.  F.  XIX  120;  192. 

Motion  Curti:  Der  BR  ist  eingeladen,  zu  untersuchen,  ob  nicht  che 
Art.  9-11  des  Landwirtschaftsges.  in  der  Weise  zu  ergänzen  seien,  dass 
bei  Boden verbesseiinigen,  deren  Voranschlag  die  Summe  von  10,000  Fr. 
übersteigt,  kantontile  und  BBeiträge  t^ils  neben  den  Subventionen,  teils 
an  Stelle  derselben,  in  der  Form  ratenweise  -rilckzahlbarer  Darlehen  yai 
billigem  Zinsfusse  gewährt  werden  könnten,  vom  NR  den  20.  April  1898 
abgelehnt,  Uebers.  Verh.  BVers.  April  1898,  Nr.  39. 

O.  'Die  BVers.    hatte  anlässlieh    der  Festsetzung  des  Budgets 

'für    das   Jahr    1881   den  23.  Dez.   188()  folgendes  EnquOte-Postulat 

-betr.  die  Hebung  der  Landwirtschaft  angenoninien. 

Der  BR    wird    eingeladen,    einlässliche    Nachforschungen    und 

l^ntersuchungen    über    die   Art    und  Weise,    über   die    (Jrosse    der 


•vrr 


Stellung  des  Buiuies  zur  Volkswirtschaft.  !•> 

Beiträge  und  über  die  verschiedenen  Institutionen  anzuordnen, 
mittelst  deren  in  den  übrigen  Staaten  Europas  die  Hebung  der 
Landwirtschaft  angestrebt  und  gefördert  wird,  und  sodann  Bericht 
und  Anträge  einzubringen  über  die  aus  diesen  Erhebungen  für 
imsere  Verhältnisse  sich  ergebenden  Anforderungen- 

Postl-Slg.  n.  F.  222. 

Der  ER  kam  dem  Postulat  nach,  indem  er  die  gewünschten 
Materialien  sammeln  und  von  Dr.  A.  Krämer,  Professor  der  Land- 
wirtschaft am  eidg.  Polytechnikum  in  Zürich,  bearbeiten  Hess. 
Dieser  erstattete  Ende  Mai  1882  an  den  ER  Bericht  in  einer  Schrift: 
«Vergleichende  Darstellung  der  Massregeln  und  Einrichtungen  zau* 
Forderung  der  Landwirtscliaft  in  verschiedenen  Ländern  Europas 
und  ihre  Nutzanwendung  auf  Schweiz.  Verhältnisse».  Femer  veran- 
staltete der  ER  eine  Enquete;  er  lud  die  KReg.  und  landwirt- 
schaftlichen Vereine  der  Schweiz  ein,  ihm  eine  vollständige  Ül)er- 
sicht  aller  derjenigen  Massnahmen  und  Einrichtungen  zu  übermitteln, 
welche  von  ihnen  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  getroffen 
worden  sind. 

Mit  Botsch.  vom  4.  Dez.  1883  legte  alsdann  der  BR  der 
BVers.  den  Entw.  eines  dem  Referendum  nicht  zu  unterstellenden 
BBesclil.  betr.  die  Förderung  der  Landwirtschaft  durch  den  Bund 
vor,  der  mit  einigen  Abänderungen  und  Beifügung  des  Referendums- 
vorbehaltes, den  27.  Juni  1884  von  der  BVers.  zimi  Beschluss  er- 
hoben  wurde. 

lieber  die  verfassungsmässige  Zulässigkeit  der  Betätigung  des 
Bundes  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  enthält  die  Botsch. 
des  ER  folgende  Ausführungen:     . 

Schauen  wir  uns  in  der  BV  um,  so  finden  \rir  keine  Bestinmmng, 
welche  der  Förderung  der  Landwirtschaft  im  engem  Sinne  inift;  mit 
keinem  Worte  ist  derselben  ausdrücklich  gedacht.  Wird  aber  die  Frage 
in  ganz  allgemeiner  Weise  gestellt,  so  können  die  folgenden  Artikel  in 
Betracht  kommen. 

Art.  2  der  BV  vom  Jahre  1848  und,  wörtlich  tibereinstimmend 
damit,  der  Art.  2  derjenigen  vom  Jahre  1874  führt  in  der  Umschreibung 
des  Staatszweckes  des  Bundes  unter  anderm  auf:  ....  die  Beförderung 
der  gemeinsamen  Wohlfahrt  der  Eidgenossen. 

Nun  liegt  in  der  Pflege  der  landwirtschaftüchen  Literessen  aller- 
dings eine  Beförderung  der  Wohlfahrt,  wenn  auch  nicht  aller,  so  docli 
einps  sehr  grossen  Teiles  der  Schweizerbürger,  in  Bezug  auf  die  in- 
direkten Wirkungen,  des  weitaus  grössten  Teiles  der  Gesamtbevölkerung 
\ler  Schweiz.     Aber  von  welcliem   andern    Zweige  der  Volkswirtschaft 
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kann  das  nicht  auch  gesagt  werden,  von  der  Grossindustrie,  vom  Klein- 
gewerbe, dem  Handwerke,  dem  Handel,  km*z  von  allen  ehrbaren  Erwerbs- 
arten ? 

Es  ist  ferner  daran  zu  erinnern,  dass  Art.  2  der  BV  ja  nur  in 
ganz  allgemeiner  Weise  die  Staatszwecke  umschreibt  und  deshalb  nur 
im  Zusammenhange  und  im  Einklänge  mit  allen  übrigen  Gnuid- 
bestimmungen  unseres  Grundgesetzes  aufgefasst  und  zur  Anwendung 
gebracht  werden  kann.  Unter  jenen  Bestimmungen  ist  besonders 
Art.  8  der  BV  zu  beachten,  welcher  die  kantonale  Souveränetät  nur 
insoweit  beschränkt,  dass  sie  sich  nicht  auf  solchen  Gebieten  äussern 
kann,  welche  der  Bundesgewalt  übertragen  sind;  und  da  die  Souveräne- 
tät der  Kantone  sich  wesentlich  in  dem  (yesetzgebungsrecht  äussert, 
ist  auf  dem  Gebiete  der  Landwirts(!liaft  eine  Betätigung  des  Bundes, 
weh.'he  eine  Beschränkung  der  bezüglichen  kant.  (xesetzgebung  zur 
Folge  hätte,  insoweit  ausgeschlossen,  als  nicht  si)ezielle  Bestinuiumgen 
der  BV  ausdrücklich  dem  Bund  die  Kompetenz  zu  legiferieren  ein- 
räumen. 

Als  indirekt  mit  der  Landwirtschaft  zusanunenhängend  können 
folgende  Artikel  bezeichnet  werden:  Art.  24,  25  und  (>9. 

In  diesen  Artikeln  ist  aber  die  Veri>fiichtung  des  Bundes  zur 
Fördeining  der  Landwirtschaft  genau  umgrenzt.  Hätte  man  dem  Bunde 
im  Jahre  1874  noch  andere  Pflichten  mit  Bezug  auf  das  landwirtschaft- 
liche Gewerbe  übertragen  wollen,  so  hätte  dies  sicherlich  nach  den 
Art.  24  und  25  der  BV  seinen  Ausdruck  gefunden.  Auf  allen  andern 
Gebieten  der  Lfind Wirtschaft  steht  dem  Bunde  ein  Gesetzgebungsrecht 
nicht  zu. 

Wenn  mm  aber  auc^h  eine  solche  Kompetenz  nicht  vorhanden  ist 
und  für  den  Bund  die  verfassungsmässige  Pflicht  zu  einer  liiterventicm 
auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  nicht  nachgewiesen  werden  kann, 
so  schliesst  das  nicht  aus,  dass  er  freiwillig  das  landwirtschaftliche 
Gewerbe  zu  verbessern  sucht  und  zum  Zwecke  der  Hebung  und  För- 
derung desselben  von  den  Kantonen  oder  [)rivaten  Vereinigungen  ge- 
schaffene Institutionen  unter  gewissen  Umständen  unterstützt. 

Nun  ist  es  allerdings  in  der  Praxis  seit  mehr  als  zwanzig  Jahren 
so  gehalten  worden.  Von  Jahr  zu  Jahr  haben  die  Ausgaben  des  Bundes 
für  die  Landwirtschaft  zugenommen.  Wälux^nd  im  Budget  des  Jahres 
1859  nur  eine  Summe  von  Fr.  4(K)()  zu  gimsten  der  Landwirtschaft 
figuriert,  sieht  dasjenige  pro  1884  eine  Subvention  von  über  Fr.  2(K),()(K)  vor. 

Aber   da   bis   vor   wenigen    Jahren    die    einzelnen   Ansätze 

meist    nur    anlässlich    der  Budgetberatung    fixiert  wurden       , 

ist  dem  BR  die  Prüfung  dieser  Unterstützungen  nach  ihrer  konstitu- 
tionellen Berechtigung  noch   nie    so   nahe  gelegt  worden,    als   in   dem 
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Momente,  wo  es  sich  darum  handelt,  für  eine  Reihe  von  Jahren  eine 
ansgibigere  InteiTention  des  Bundes  auf  dem  Gebiete  der  Landwirt- 
schaft eintreten  zu  lassen  und  ein  gewisses  ginmdsätzliches  System  in 
das  Chaos  der  bisherigen,  auf  vereinzelte  Gesuche  und  individuelle  An- 
träge hin  votierten  Subventionen  zu  bringen. 

Es  ist  selbstverständUch,  dass  dem  Bund  auch  da,  wo  er  ein  Ge- 
setzgebungsrecht nicht  besitzt,  wo  er  aber  Subventi(men  auswirft,  die 
Befugnis  zusteht,  einerseits  die  Bedingungen  festzustellen,  unter  denen 
Subventionen  von  ihm  erhältlich  sind,  anderseits  über  die  Verwendung 
der  von  ihm  gespendeten  Geldbeträge  allgemeine  Vorschriften  zu  er- 
lassen. Aus  dem  Nachweise,  dass  eine  ausgibigere  Unterstützung  der 
Landwirtschaft  nicht  eine  vca'fassungsmässige  Obliegenheit,  sondern  ein 
Akt  der  Freiwilligkeit,  eine  Folge  der  Rücksichtnahme  auf  gewisse  Ver- 
hältnisse, auf  die  Zeitlage  ist,  folgt  aber  auch,  dass  von  einer  Verwen- 
dung der  finanziellen  Mittel  des  Bundes  erst  dann  die  Rede  sein  kann, 
wenn  derselbe  seinen  verfassungsmässigen  Obliegenheiten  nachge- 
kommen ist,  d.  h.  es  dürfen  durch  Subventionen  zu  gimsten  der  Land- 
wirtschaft die  in  der  Verfassung  dem  Bunde  übertragenen  Aufgaben 
iiicht  vernachlässigt  werden. M 

Aus  dem  bisher  Gesagten  und  dem  l'mstande,  dass  der  Bund  in 
den  Kantonen  keine  Organe  zur  Vollziehung  der  von  ihm  allfäJlig  ge- 
troffenen Massnahmen  besitzt,  dass  er  sich  daher  an  die  kant.  Gesetz- 
gebung, an  die  bestehenden  Verhältnisse  anlehnen  muss,  folgt  auch 
femer.  dass  er  nicht  selbstschaifend,^)  sondern  nur  fördernd,  ennutigend 
und  anregend  vorgehen  kann,  und  dass  er  fiberall  der  Mitwirkung  der 
Kantone  und  unter  Umständen  auch  der  Vereine  sich  bedienen  muss. 
Es  folgt  aber  auch  weiter  daraus,  dass  die  Hauptaufgabe  zur  Förderung 
der  Landwirtschaft  Sache  der  Kantone  ist. 

Fragen  wir  uns  schliesslich,  da  ein  Nachweis  für  die  konstitutionelle 
Verpflichtung  des  Bundes,  die  Landwirtschaft  zu  fördern,  nicht  geleistet 
werden  kann,  unter  welchen  L'mständen  und  auf  welchen  Gebieten  der 
Bund  mittelst  Subventionen  intervenieren  soll,  so  konmien  wir  zu  dem 
Schlüsse,  dass  dies  da  zu  geschehen  hat: 

1.  wo  die  Kräfte  und  Mittel  der  Kantone  nicht  ausreichen; 

2.  wo  es  sich  um  Unternehmungen,  Einrichtungen  oder  Massnahmen 
handelt,  die  für  die  ganze  Schweiz  oder  für  einen  grossen  Teil  derselben 
von  Interesse  sind; 


M  B 1  u  in  e  r -  M  ()  r  c  1 ,  Handbuch  des  Schweiz.  Bundesstaatsrechtes,  zweite 
Auflage  1877,  I  S.  593. 

2)  Auf  Gnuid  des  Laudwirtschftsgs.  von  1893  (Art.  4,  7)  hat  nun  der 
Bund  auch  eigene  Anstalten  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  errichtet. 
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3.  wo  es  sich  um  Verhältnisse  handelt,  deren  Regelung  wegen  der 
Intensität  des  Verkehre  den  Kantonen  nicht  allein  überlassen  werden 
kann ; 

4.  wo  es  sich  um  Wegräumen  von  Hindernissen  handelt,  die  einer 
gedeihhchen  Entwicklung  der  Landwirtschaft  im  Wege  stehen. 

Wo  diese  Voraussetzungen  vorhegen,  da  scheint  es  angezeigt,  dass 
der  Bund  —  aber  immer  nur  innerhalb  der  ihm  durch  die  gegenwärtige 
BV  eingeräumten  und  durch  die  kantonale  Souveränetät  nicht  ver- 
schlossenen Kompetenz  —  durch  materielle  Unterstützung  interveniere; 
wo  diese  Rücksichten  nicht  in  Betracht  kommen,  da  soll  es  Aufgabe 
der  Kantone  bleiben,  das  Nötige  vorzukehren, *) 

B  1883  IV  867;  vgl.  Her.  der  Korn,  des  StR,  B  18&4  I  477. 

Der  BBeschl.  vom  27.  Juni  1884  wurde  durch  das  sog.  Land- 
wirtschaftsges.  vom  22.  Dez.  1893  ersetzt.  Im  Bericht  der  Komm, 
des  NR  ist  sowenig  wie  in  der  Botsch.  des  BR  die  verfassungsrecht- 
liche Seite  der  Frage  behandelt;  es  wdrd  nur  gesagt:  Wenn  der 
Bund  berecrhtigt  war,  gemäss  dem  BBeschl.  vom  27.  Juni  1884  der 
Schweiz.  Landwirtschaft  fördernd  und  unterstützend  beizustehen, 
so  wird  er  es  auch  in  der  Form  eines  BGes.  tun  können,  da  die  vor- 
geschlagenen gesetzlichen  Bestimmungen  keineswegs  dahin  tendieren, 
die  kantonale  Souveränetät  irgendwie  zu  beeinträchtigen,  sondern 
dieselben  sich  an  die  bestehenden  Verhältnisse  anlehnen  und  nicht 
sell)st  ausführend,  sondern  nur  fördernd  und  anregend  wii-ken  und 
die  eigenen  Leistungen  der  Kantone  unterstützen  wollen.  Im 
Votum  des  Berichterstatters  der  Komm,  des  StR  (Lienhard)  findet 
sich  folgende  Ausführung: 

Die  Komm,  glaubt,  die  Kompetenz  des  Bundes  lasse  sich  auch 
in  anderer  Weise  als  nur  von  dem  Gesichtspunkte  des  Rechts  der  Ver- 
fügung über  die  Finanzen  begininden,  nämlich  aus  dem  Wesen  der 
Sache  selbst.  Der  Bund  stellt  sich  nicht  an  die  Stelle  der  Kantone, 
er  hebt  ihre  Tätigkeit  nicht  auf,  er  beseitigt  ihre  Komx)etenzen  nicht, 
sondern  unterstützt  in  erster  Linie  nur  die  Bestrebungen  der  Kantone ; 
er  hilft  ihnen,  und  das  darf  er  auch  tun,  ohne  dass  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  der  BV  ihm  die  Kompetenz  dazu  gibt.  Nur  wo  die  Kantone 
nicht  ausreichen,  w^o  eine  Institution  ihre  Kräfte  übersteigt,  oder  wo  sie 
ihrer  Natur  nach  für  ein  weiteres  Gebiet  geschaffen  werden  muss,  tritt 


^)  Zur  Frage  der  Förderung  der  Landwirtschaft  durch  den  Bund  vgl. 
ferner  B  1878  II  604  (Ablehnung  der  Motion  betr.  ein  dem  eidg.  Dep.  d(\s 
Innern  beizugebendes,  aus  Fachmännern  bestehendes,  ständiges  Kollegium 
für  Landwirtschaft,  vgl.  liiezu  auch  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1893,  III 
S.  128  ff,  298),  Postl-Slg.  n.  F.  294,  297,  411;  170,  282,  829,  330,  SfM:  22L  2()0, 
374,  ."mO.  .■)57,  558. 
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der  Bund  direkt  ein,  im  vorliegenden  Ges.  also  nur  ausnahmsweise  und 
nur  in  einer  Weise,  welche  durchaus  mit  dem  Wesen  des  BStaates, 
wie  er  in  der  Verf.  zum  Ausdruck  gelangt,  übereinstimmt. 

Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  DI,  S.  298. 

7.     Bekämpfung   der   P  h  y  1 1  o  x  e  r  a.     Den  27.  Dez.   1875 

Avinde  der  BR  von  der  BVers.  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  nicht  eine 

Subventionierung  derjenigen  Kantone,  denen  durch  die  Massregehi 

gegen  die  Phylloxera  vastatrix  (Reblaus)  Kosten  erwachsen,  durch 

lias  Interesse  des  Landes  und  die  Billigkeit  geboten  sei. 
PostlSlg.  n.  F.  H2  (BBeschl.  zum  Budget  pro  1876,  Art.  2,  A.  S.  u.  F.  11  53}. 

Die  Annahme  des  Postulates  war  hauptsächlich  durch  die 
ausserordentlichen  Auslagen  veranlasst  worden,  welche  dem  Kanton 
Genf  ei'wachsen  wai-en,  durch  Massnahmen  zum  Zwecke  der  Aus- 
rottung der  Reblaus  in  den  Weinbergen  von  Pregny,  wo  dieselbe 
sich  zum  ersten  Male  im  Jahre  1874  gezeigt  hat;  diese  Auslagen 
betrugen  mehr  als  Fr.  100,0(K). 

Mit  Botsch.  vom  7.  Dez.  1876  legte  der  BR  der  BVers.  einen 
Gesetzesentw.  vor  über  die  gegen  das  Eindringen  und  die  Aus- 
breitung der  Reblaus  in  der  Schweiz  zu  ergreifenden  Massregeln. 
Der  BR  bemerkte  hiebei:  Dass  der  Bund  über  diesen  Gegenstand 
Gesetze  zu  erlassen  berechtigt  sei,  wird  zwar  in  der  BV  nicht  aus- 
(h'ückhch  gesagt;  diese  sieht  kein  Gesetz  dieser  Art  vor,  wie  dies 
z.  B.  für  die  Epidemien  und  Viehseuchen  der  Fall  ist  (Ai*t.  69); 
aber  man  kann  die  in  Frage  stehende  Berechtigung  des  Bundes 
durch  Analogie  aus  dem  Ganzen  der  BV  und  im  Besondern  aus 
Ai-t.  2  derselben  ableiten,  welcher  Art.  2  als  einen  der  Zwecke  der 
Eiflg.  die  Beförderung  der  gemeinsamen  Wohlfahrt  bezeichnet. 
Nim  ist  aber  die  Reblaus  eine  der  grössten  Gefahren  für  die 
nationale  Wohlfahrt:  und  wenn  man  zweifelsohne  die  Ueberzeugung 
haben  muss,  dass  die  vereinzelten  Anstrengungen  der  Kantone 
unter  solchen  Umständen  unvermögend  wären,  so  ist  es  nach  An- 
sicht des  BR  nicht  nur  ein  Recht,  sondern  eine  Pflicht  des  Bundes 
einzutreten.  B  1876  IV  775. 

Die  BVers.  beschloss  zunächst  den  15.  Juni  1877,  nach  An- 
trag  der  Komm,  des  NR: 

Den  Kantonen,  welche  sich  genötigt  sahen  oder  künftig 
genötigt  sehen  werden,  Vorsichtsmassregeln  gegen  di(»  Reblaus 
zu  ergreifen,  bevor  ein  sachbezügliches  BG  erlassen  ist,  sollen 
rückwirkend  die  eidg.  Entschädigungen  zukommen,   welche  im 
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gedacht  811  Gesetze  vorgesehen  werden  können,  unter  der  Be- 
dingung, dass  sie  bei  den  betreffenden  Vorkelu'ungen  sich  an 
die  Weisungen  der  BBehörde  halten. 

Diese  Entschädigungen  dürfen  nicht  weniger  als  ein  Drittel 
der  von  den  Kantonen  gemachten  Aushtgen  betragen. 

Die  BVers.  zog  in  Betracht: 

dass  der  BR  den  14.  März  1877  den  europäischen  Staaten,  in 
denen  Weinbau  betrieben  wird,  die  Veranstaltung  eines  internationalen 
Kongresses  zur  Beratung  von  Massnahmen,  welche  gemeinsam  gegen 
die  Ausbreitung  und  für  die  Zerstörung  der  Reblaus  getroffen  werden 
können,  vorgeschlagen  hat, 

dass  dieser  Kongress  voraussichtlich  in  Bälde  wird  eröffnet  werden 
können,   da  die  Hauptstaaten  bereits  ihre  Zustinuuung  erklärt  hal>en, 

dass  die  Ereignisse  oder  Schlussnahmen,  zu  welchen  der  Kongi'ess 
gelangen  wird,  auf  die  von  der  Schweiz  diesfalls  zu  erlassenden  (Ge- 
setzesbestimmungen vcm  p]influss  sein  milssen. 

dtiss  es  daher  zeitgemäss  erscheint,  die  Beratiuig  des  Inmdesrät- 
lichen  (iiesetzesentw.  vom  7.  Dez.  I87ß  über  diesen  (TCgenstaiid  zu  ver- 
schieben, 

diiss  jedoch,  wenn  die  Reblaus  neuerdings  in  der  Schweiz  sich 
zeigen  würde,  es  zu  })edauern  wäre,  wenn,  weil  ein  Bd  noch  nicht 
besteht,  die  Seuche  aus  Mangel  an  vorsorgenden  Massregehi  weiter  um 
sieh  greifen  köimte, 

djiss  es  daher  im  öffentlichen  Interesse  liegt,  die  Kautone  einzu- 
laden, keine  Vorkehrungen  zu  vei*säumen,  welche  eine  erfolgreiche  Be- 
kämpfung  des  Übels  versprechen,  und  ihnen  hiefür  die  materielle  Unter- 
stützung des  Bundes  zu  sichern. 

A.  S.  n.  F.  III  102,   Ber.  der  Koiniu.  des  NK  voiu  7.  Juni  1877  (I)esnri. 
B  1877  III  525:  187(5  II  332. 

Der  erwähnte  internationale  Kongivss  wurde  den  i>. — 18.  August 
1877  zu  Lausanne  abgehalten;  an  dems(^ll)en  waren  auss(»r  der 
Schweiz  vertreten  Deutschland.  Osterreich- Ungarn,  Italien,  Frank- 
reich, Spanien  und  Portugal.  Auf  Grund  dei-  von  diesem  Kongress 
aufgestellten  Grundsätze  betr.  die  gegtMi  die  Phviloxera  vastatrix 
zu  treffenden  Massnahmen  legte  der  BK.  den  europäischen  Staaten 
einen  Vertragsentwurf  vor.  Auf  der  zweiten,  vom  ii. — 17.  S(»pt.  187S 
in  Bern  abgehaltenen  Konferenz  kam  dei*  internationale  Vertiag 
betr.    die   gegen    die    Reblaus   zu  treffenden    Massregeln    zustande. 

Den  17.  Dez.  1878  genehmigte  die  BVers.  diesen  Verti*ag. 

A.  S.  II.  F.  IV  424,  423:  vgl.  B  1878  III  <m5.  IV  417:  1877  R  75;  1880  II  139. 
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Schon  zu  Anfang  dieses  Jahres  hatte  die  BVei*s.  mit  dem  als 
ilringlich  erklärten  und  sofoi-t  in  Kraft  tretenden  BBeschl.  vom 
til.  Febr.  1878  den  ER  eingeladen,  den  ihm  vorgelegten  Ges.- 
Entw.  einer  erneuten  Prüfung  zu  unterbreiten  und  Bericht  zu 
erstatten  (Art.  1).  Inzwischen  aber  ermächtigte  sie  den  BR,  im 
Einverständnis  mit  den  Kantonen,  bei  den  Verhütungs-  und  Heil- 
versuchen gegen  das  drohende  Übel  sich  angemessen  zu  beteiligen, 
lind  ermächtigte  ihn  insbesondere,  eine  angemessene  Übei-wachung 
und  Untersuchung  der  Weinberge  sowie  die  erforderlichen  Schutz- 
niassregehi  gegen  die  weitere  Verbreitung  der  Reblaus  anzuordnen, 
die  Einfuhr,  Zirkulation  und  Ausfuhr  von  Pflanzenstoffen  und  Pro- 
ilukten,  welche  Träger  der  Reblaus  sein  können,  zu  verbieten  und 
<lie  Übertretungen  dieses  Verbotes  mit  entsprechenden  Bussen  zu 
belegen  (Art  2),  endlich  wurde  der  BR  für  befugt  erklärt,  zu  diesem 
Behufe  von  sich  aus  die  nötigen  Auslagen  bis  zum  Betrage  von 
Fr.  50,(KK)  aufzuwenden  (Art.  3). 

A.  S.  n.  F.  III  337:  vgl.  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  19.  Dez.  1877, 
B  1878  I  70;  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  4,  Febr.  1878,  B  1878  I  18:3; 
Feuille  federale  1878  I  115.  aV);  B  1878  II  589.  (iO(). 

In  Ausführung  der  l»eiden  BBeschl.  vom  15.  Juni  1877  und 
2\.  Febr.  1878  erliess  der  BR  den  18.  April  1878  ein  VoUz.-Regl. 
])etr.  Vorkehrungen  gegen  die  Reblaus,  A.  S.  n.  F.  III  438,  B  1878 
II  535.  Dasselbe  wurde  später  mehrmals  ersetzt  und  ergänzt.  *) 
Das  in  Art.  1  des  BBeschl.  vom  21.  Febr.  1878  gerufene  BGes.  kam 
zwar  nicht  zustande;  dagegen  hat  der  BR  auf  Grund  des  Art.  10 
des  BB.  betr.  die  Förderung  der  Landwirtschaft  durch  den  Bund 
vom  27.  Juni  1884,  jetzt  auf  Grund  des  Art.  12  des  Landwirtschafts- 
ges.  von  1893  (vgl.  No.  O)  die  notige  Vollmacht  erhalten  zum  Erlass 
der  erforderlichen  Schutzmassregeln  gegen  die  Verbreitung  der  Reb- 
laus und  anderer  Schädlinge,  A.  S.  n.  F.  VII  6()8,  XIV  215.  An  Stelle 
des  Vollz.-Regl.  betr.  Vorkehrungen  gegen  die  Reblaus  vom  29.  Jan. 
188(5,  erlassen  in  Vollziehung  der  internationalen  Phylloxerakonven- 
tion,  d.  d.  Bern  den  3.  Nov.  188r^J  (A.  S.  n.  F.  VI  228,  XII  117,  4(K)) 


M  Gründe  der  Abäiidenuig  und  weitere  Massregeln  vgl.  B  188()  1  346, 
3:^7.  II  140.  1881  II  880,  1882  II  1<)8,  1884  IV  i:38.  1885  II  :i41.  188(5  I  :^44, 
18S7  I  452,  1888  II  79,  1889  I  745,  1890  I  745. 

^)  Diese  internationale  Konvention  ist  an  Stelle  der  oben  genannten 
vom  17.  September  1878  getreten;  sie  ist  Aon  der  BVers.  den  25.  April  18.S2 
genehmigt  worden  (A.  S.  n.  F.  VI  227).  Eine  Zusatzerklännig  vom  15.  Aj)ril 
18.S9  vgl.  in  A.  S.  n.  F.  XI  SiiS. 
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und  des  BBeschl.  vom  27.  Juni  1884  (A.  S.  n.  F.  IX  3),  sind  jetzt 
getreten  die  Art.  50  ff.  der  VoUz.-Verord.  zum  Landwirtschaftsges. 
vom  10.  Juli  1894,  A.  S.  n.  F.  XIV  308. ') 

8.  Massnahmen  des  Bundes  gegen  die  Futternot.  Durch 
den  dringhch  erklärten  BBeschl.  vom  22.  Dez.  1893  wurde  der  BR 
unter  Erteilung  des  erforderlichen  Kredites  bevollmächtigt,  den  Kan- 
tonen 50  7o  derjenigen  Kosten  und  Ausgaben  aus  derBKasse  zurück- 
zuvergüten,  die  ihnen  durch  Ermässigung  der  Futterpreise,  durch 
Li  bernahme  von  Transportkosten  imd  von  Kosten  der  Geldbeschaff  ung 
zu  gunsten  bedürftiger  Landwirte  erwachsen,  ferner  für  Mais  in 
Körnern  den  Einfuhrzoll  zurückzuvergüten,  sofern  die  Verwendung 
dieser  Bezüge  als  Futtermittel  nachgewiesen  ist,  xmd  ebenso  für 
Futtermehl  und  andere  Futtermittel,  die  an  die  Adresse  der  KReg. 
gesandt  oder  unter  deren  Kontrolle  bezogen  werden,  unter  den 
ihm  geeignet  scheinenden  Bedingungen  und  Einschränkungen. 
Hierbei  haben  die  KReg.  dem  Bunde  gegenüber  die  Garantie  zu 
übernehmen,  dass  die  Rückerstattung  nur  solchen  Bezügen  zu  gute 
konnnt,  die  für  Linderung  der  Futternot  bestimmt  sind;  und  zu 
weiterer  Verhütung  missbräuchlicher  Ausnutzung  der  Zollrückver- 
gütungen wurde  festgesetzt,  dass  diese  nur  für  solche  Sendungen 
bewilligt  werden  können,  die  bis  spätestens  Ende  März  1894  zur 
Einfuhrverzollung  gelangt   sind   und  wilhrond   der  laufenden  Dürr- 

futteiperiode  verwendet  werden. 

A.  S.  n.  F.  XIII  lOls. 

Soweit  durch  diesen  BBeschl.  ausserordentliche  Zolh-ückvergü- 
tungen  genehmigt  werden,  hat  er  seine  gesetzliche  Gnmdlage  in 
der  Vorschrift  des  Art.  34  des  Zollges.  vom  27.  Aug.  1851  (A.  S. 
II  544,  n.  F.  Xni  420,  447,  B  1893  III  258,  3«^,  IV  764,  1894 
I  578^);  vgl.  jetzt  Art.  35,  Abs.  2  des  Zollges.  vom  28.  Juni  1893, 
A.  S.  n.  F.  XIII  704).  Zur  rechtlichen  Begründung  der  Heran- 
ziehung des  Bundes  zur  Tragung  eines  Teiles  der  den  Kantonen 
erwachsenen  Auslagen  behufs  Linderung  der  infolge  der  ausser- 
gewöhnlichen  Trockenheit  1893  eingetretenen  Futternot  konnte 
freilich  weder  auf  eine  Vorschrift  der  BV,  noch  auf  eine  solche  eines 


»)  Vgl.  im  weitern  B  1HS)1  II  2S.5,  18^b'  II  87,  1898  I  <>79,   III  32.  1894  I 

mi  i8jm  I  mi,  ii  783,  i078,  mm  1 156,  1900  1 1(>7. 

2)  All  ZoUrtickerstattiingeii  erzeigt  die  Recluiiing  1893  und  1894  ein 
Total  von  Fr.  386,749.71.  wovon  Fr.  118.048.45  für  Rohmais.  Fr.  267,215.49  für 
Futtermehl  und  Fr.  1485.77  für  Roggen,  B  1895  I  357. 
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BGes.  hingewiesen  werden.  Indem  der  BR  mit  Botsch.  vom  6.  Dez. 
1893  den  Subventionsbeschl.  den  eidg.  Räten,  entsprechend  dem 
Gesuche  einer  Konferenz  kant.  Regienmgsabgeordneter,  beantragte, 
bemerkte  er,  dass  der  BBeitrag  an  diese  Kosten  die  Summe  von 
Fr.  500,000  *)  nicht  überschreiten  werde :  im  weitern  führte  er  aus : 

Wir  glauben  absehen  zu  dürfen,  an  dieser  Stelle  die  Bedeutmig 
der  Viehzucht  und  der  Viehhaltung  für  unsere  fast  ausschhesslich  auf 
diese  Betriebszweige  angewiesene  Landwirtschaft  zu  betonen  und  die 
Folgen  zu  berechnen,   die  jeder  Futterausfall  für  letztere  haben  muss. 

Die  Zahlen  beweisen,  welche  Anstrengungen  gemacht  und  welche 
Opfer  gebracht  worden  sind,  um  diese  Folgen  nach  MögUchkeit  zu  mil- 
dem. Diese  Zahlen  werden  aber  bis  zum  Ende  der  Winterfütterung 
noch  bedeutend  anschwellen.  Sie  geben  übrigens  auch  dann  noch  kein 
richtiges  Bild  von  der  wirklichen  Sachlage,  indem  sie  keinen  Aufs<'hluss 
geben  weder  über  die  Mehrleistung  der  Landwirtschaft  zu  gunsten  der 
Viehhaltung  gegenüber  andern  Jahren,  noch  über  die  Auslagen,  die  für 
Streuematerial  und  Stalleinrichtungen  gemacht  werden  mussten.  Ein 
günstiger  Herbst  hat  zwar  die  Entwicklung  der  Wurzelfrüchte  t'iber  Er- 
warten gefördert  und  die  Ausnützung  der  Herbstweide  ermöglicht.  Auch 
haben  sich  die  Viehpreise  erholt,  und  man  darf  mit  dem  Viehexport 
nachträgUch  zufrieden  sein.  Immerhin  werden  Jahre  vergehen,  bis  die 
geleerten  Räume  der  Ställe  wieder  besetzt  sind  und  das  für  die  Aus- 
nützung unseres  Bodens  notwendige  Betriebskapital  wieder  ergänzt  ist. 

Dieser  Kapitalverlust  ist  es  eben,  der  —  gegenüber  Krisen,  weh-he 
die  Industrie  oder  andere  landwirtschaftliche  Betriebszweige  wie  z.  B. 
Obst-  und  Weinbau  hin  und  wieder  treifen  —  die  Folgen  eines  all- 
gemeinen Futterausfalles  so  besonders  verhängnisvoll  macht. 

Günstige  Jahre  können  dem  Industriellen  den  entgangenen  Ge- 
winn, dem  Arbeiter  den  zeitweise  herabgesetzten  Lohn,  dem  Wein-  imd 
Obstbauer  seine  Auslagen  wieder  einbringen.  Ein  günstiges  Futterjahr 
wüi'de  den  Schaden,  der  die  Landwirtschaft  jetzt  getroffen  hat  und 
noch  trifft,  doppelt  fühlbar  machen,  weil  der  verminderte  Viehstand 
dieses  Futter  nicht  ausnützen  kann ;  es  fehlt  dann  an  Futterverwertern. 

Wenn  somit  der  Staat  indirekt  durch  Verbreitung  von  geeigneter 
Belehnmg,  durch  Erleichterung  des  Bezuges  von  Futtermitteln  und  direkt 
diuch  Aufwendung  von  Geldmitteln  der  Landwirtschaft  hilft,  diesen 
Ksipitalverlust  möglichst  zu  beschränken,  so  trägt  er  damit  zur  Erhaltung 
des  nationalen  Gesamtvermögens  bei,  und  man  darf  diese  Leistungen 
nicht  als  Begünstigung  einer  besondem  Berufsklasse  darstellen;  denn 
ein  solcher  Verlust  trifft  sämtliche  Bürger,  so  wie  die  Aufnung  des 
Landesvermögens  allen  mehr  oder  weniger  zu  gute  kommt. 

M  Die  genaue  Sniiinie  ist  Fr.  4^5^.215.62,  B  W.)^  I  im. 
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Auch  wenn  unsere  Landwirtschaft  kapitalkräftiger  wäre,  als  sie 
es  ist,  und  wenn  es  mit  der  fachlichen  Ausbildung  besser  stände,  als 
es  der  Fall  ist,  wäre  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  das  staat- 
liche Eingreifen  voll  gerechtfertigt. 

B  1893  \4:U,  —  Vgl.  ferner  B  18$)3  III  32,  548,  953,  IV  374,  4()8;  Uebers. 
V(^rh.  BVers.  Juni  1893.  Nr.  57. 


III.  Versicherungswesen. 

BV  Ai-t.  31,  Abs.  2,  und  Art.  34^8;  vgl.  unten  Teil  IV,  Abschu.  X,  Kapitel  3  und  4. 

9.  Der  Antrag  der  Komm,  des  NR  zum  Entw.  eines  BG  betr. 
die  Ausdehnung  der  Haftpfliclit,  als  Art.  1''"  die  Bestinunung  auf- 
zunehmen : 

Der  Bund  kann  Genossenschaften,  die  sich  aus  besonders  ge- 
fährlichen Gewerben  zum  Zwecke  der  Kollektiv  Versicherung  bilden, 
imterstützen, 

wurde  im  NR  im  Juni  1886  an  die  Komm,  zur  nochmaligen  Prü- 
fung zurückgewiesen.  In  ihrem  Ber.  vom  11.  Okt.  188()  liess  die 
Konuu.  die  vorgeschlagene  Bestimnmng  fallen:  sie  kam  nicht  in  das 
BG  vom  2().  A})ril  1887,  A.  S.  n.  F.  X  165.  Auch  das  ei  dg.  Ver- 
sicherungsamt (J.  Kunnner)  hatte  in  seinem  Gutachten  vom  6.  Aug. 
188(>  die  Verfassungsmässigkeit  des  beantragten  Zusatzartikels 
verneint.  B  I^>  IH  45.  152 :  Erste  Autlage  I,  S.  17. 

10.  Unterst  ü  t  z  u  n  g  der  H  a  g  e  I  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g.  Diese 
Frage  ist  heute»  beantwortet  durch  Art.  13  des  Landwirtschafts- 
ges.  von  1898,  wonach  der  Bund  die  Bestrebungen  der  Kan- 
tone für  Hagelversicherung  in  der  Weise  unterstützt,  dass  die  all- 
jährlich in  das  BBudget  aufzunehmende  Summe  zu  Beiträgen  au 
die  Kantone  verwendet  wird,  welche  ihrerseits  die  Hagelversiche- 
rung erleichtern  und  fördern  durch  Bezahlung  der  Policekosten, 
mittelst  Beiträgen  an  die  Prämienzahlungen  oder  durch  Bildung 
von  Reservefonds,  A.  8.  n.  F-  XIV  216.  Die  früher  wiederholt 
nachgesuchte  direkte  Unterstützung  der  Hagelversicherungsgesell- 
schaften durch  den  Bund  war  dagegen  als  verfassung.swidrig  be- 
zeichnet wcn-den. 

B  IcSS:^  IV  HS5.  1HS7  III  287,  18^SS  IV  im,  IHIK)  I  1»33,  1893  I  231.  IV 
77().  V  821,  1899  V  1()8I.  Vollz. -Verord.  zum  Landwii-tsclmftsgos.  Art.  70, 
A.  S.  n.  F.  XIV  319:  Erste  Auflage  I  S.  18-24. 
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IV.  Handel  und  Gewerbe. 

BV  Art.  31;  vgl.  nuten  Teil  IIL  Abschn.  II,  Kap.  2:  Handels-  und 

Ge  Werbefreiheit  • 

11.  Iii  Anwendung  der  Art.  31  litt,  c  (jetzt  litt,  e)  und  (>4  der 
BV   hat    die   BVers.    den    23.  Dez.   1880    das    BG    betr.    Kontrol- 

■ 

lierung  und  Gai*antie  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaren  ^) 

und  den   17.  Juni   188t>  das  BG  betr.  den  Handel  mit  Gold-  und 

Silberabfällen  erlassen. 

BG  betr.  Kontrollieruug  und  Garantie  des  Feingehaltes  der  Gold-  und 
Silberwaren  vom  28.  Dez.  lasO,  A.  S.  n.  F.  V  363.  —  Botsch.  des  BR  vom 
28.  Nov.  1K79  zum  Entw.  dieses  BG,  B  1879  HI  986;  Ber.  der  Komm,  des 
StR  vom  17.  Dez.  1880,  B  1881  I  221. 

m 

BG  betr.  Zusätze  zum  genannten  BG  vom  21.  Dez.  1886,  A.  S.  n.  F.  X 
45.  —  Botsch.  des  BR  vom  23.  Nov.  188<>  betr.  den  Entw.  dieses  BG,  B 
1886  m  910. 

BG  betr.  den  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfällen  vom  17.  Juni  1886, 
A.  S.  n.  F.  IX  2«).  -  Botsch.  des  BR  vom  27.  Nov.  1885  zum  Entw. 
<lieses  BG,  B  1885  IV  383.   Vgl.  B  1878  II  590,    1879  II  204,  1883  IV  586. 

Über  die  Frage  der  Kompetenz  des  Bundes*)  zum  Erlass 
dieser  Gesetze  enthält  die  Botsch.  des  BR  vom  28.  Nov.  1879 
folgende  Ausfühi'ungen,  die  in  der  Botsch.  vom  27.  Nov.  1885 
wiederholt  werden: 

Nach  dem  W^ortlaut  des  Art.  64  der  BV  steht  dem  Bunde  die 
CTe.setzge))ung  zu  über  «alle  auf  den  Handel-  und  Mobiliarverkehr  l)e- 
züghchen  Rechtsverhältnisse».  AugenscheinUch  fallen  die  Bedingungen, 
denen  der  Verkauf  von  Gold-  und  Silberwaren  zu  unterwerfen  ist,  in 
die  Materien  des  Handelsrechts,  ebenso  wie  die  Bedingungen  den  Vieh- 
handel betreifend  und   z.  B.    auch    (üe  auf  den  Gebrauch  der  Fabrik- 


*J  Ueber  die  Frage  der  Revision  dieses  BGes.  im  Sinne  der  Einftthruug 
der  obligatorischen  KontroUiei-ung  sämtlicher  in  der  Schw^eiz  zum  Verkaufe 
gelangender  Gold-  und  Silberwaren,  Bijouterie-  und  Goldschmiedarbeiten,  vgl. 
B  1897  III  615,  1898  II  213. 

-)  Der  Berichterstatter  der  Komui.  des  StR  (Cornaz)  bemerkt  in  seinem 
Bericht  vom  17.  Dez.  1880:  In  der  BV  findet  sich  kein  förmlicher  Text, 
welcher  die  Kontrollierung  der  Edelmet^ille  in  die  Befugnis  des  Bundes  legt. 
Höchstens  köiuite  man  diese  BKcmipetenz  ableiten  von  der  Verfassungsbe- 
stimmung, welche  das  Handelsrecht  zentralisiert,  sow^ie  von  derjenigen,  welche 
die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  nur  mit  Vorbehalt  besonderer  Bestimmungen 
einräumt.  Streng  genommen  könnte  die  BKompetenz  im  Namen  des  an  die 
Spitze  der  BV  gestellten  Grundsatzes  bestritten  werden,  dass  alles,  was  nicht 
durch  eine  ausdrückliche  Verfassungsbestimmung  der  BKomi)etenz  zuge- 
schieden worden  ist,  den  Kautonen  verbleibt,  B  1881  I  225. 
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und  Handelsmarken  \)  bezüglichen  Bedingungen.  Man  kann  nicht  ver- 
langen, dass  diese  speziellen  Bedingungen  durch  das  eidg.  OR  geordnet 
werden,  denn  dieses  hat  ausschliesslich  allgemeine  Rechtsgrundsätze 
zu  enthalten.  Ein  Spezialgesetz  über  den  Verkauf  von  Gold-  und  Silber- 
waren ist  folglich  ebenso  notwendig,  wie  für  die  übrigen  obenerwähnten 
Materien. 

Die  Verordnungen  über  den  Verkauf  von  Gold-  und  Silberwaren 
haben  keinen  soliden  Boden,  wenn  sie  sich  nicht  auf  Verfügungen  der 
Gewerbepolizei  stützen.  Die  gewöhnliche  Rechtsregel,  dass  die  Faktura 
Beweis  unter  den  Parteien  macht,  selbst  wenn  sie  durch  die  gesetzliche 
Präsumption  ergänzt  wird,  dass  in  Ermangelung  einer  Faktura  die 
Ware  zum  höhern  Feingehalt  verkauft  worden  ist,  cUese  Regel,  sagen 
wir,  ist  zur  Abhilfe  gegen  Missbrauc^h  ganz  und  gar  imzureichcnd,  wie 
dies  eine  lange  Erfahrung  in  der  Schweiz  und  anderswo  unwiderleglich 
nachgewiesen  hat.  Dai'um  haben  auch  alle  Staaten,  welche  ein  wenig 
Ordnung  in  diesen  Handelszweig  bringen  wollten,  verfügt,  dass  die 
genannten  Waren,  bevor  sie  zum  Verkauf  gelangen,  den  Kontrollbe- 
amten behufs  Anbringung  eines  amtlichen  Stempels  übergeben  werden, 
durch  welchen  bezeugt  wird,  dass  das  Edelmetall  den  angegebenen 
Feingehaltsgrad  besitzt.  Eine  solche  Massregel  beschränkt  augenschehi- 
hch  die  absolute  Handels-  und  Gewerbefreiheit.  Diese  Freiheit  ist 
dm'ch  Art.  31  der  BV  gewährleistet ,  jedoch  nur  unter  Vorbehalt 
(Art.  31,  litt.  e).  Der  Bund  hat  ebensowohl  wie  die  Kantone  das  Recht, 
dergleichen  Verfügungen  zu  erlassen.  Man  vergleiche,  um  sich  hievon 
zu  überzeugen,  den  Text  der  BV  von  1848,  welclier  in  Art.  29,  litt,  b 
wie  folgt  lautet:  ^Die  Verfügungen  der  Kantone  über  die  Handels-  und 
Gewerbepoüzei»;  die  Worte  «der  Kantono  sind  in  der  BV  von  1874 
unterdrückt  worden,  woraus  also  die  BKcmipetenz  hervorgeht.-) 

Ist  der  Bund  befugt,  im  Gesetze  über  die  Kontrollienmg  der  Gold- 
und  Silberwaren  Straf bestimmungen  aufzustellen?  Zahlreiche  Präze- 
denzfälle erlauben  es,  diese  Frage  zu  bejahen,  (obgleich  die  Strafge- 
setzgebung im  allgemeinen  den  Kantonen  vorbelialten  ist,  so  liat  doch 
der  Bund  in  einer  Reihe  von  (jcsetzen,  wie  in  dem  Gesetz  über  die 
Viehseuchen,  über  den  Zivilstand  luid  die  Ehe,  über  Mass  und  Ge- 
wicht, über  die  Jagd,   über  den  Fischfang,   über  die  Forst[)olizei.   über 


')  Das  BGes.  betr.  den  Schutz  der  Fabrik-  uiul  Haiidelsmarkon  vom 
19.  Dez.  1879  (A.  S.  n.  F.  V  85,  ersetzt  durch  das  BGes.  vom  2<>.  Sept.  1«SK), 
A.  S.  11.  F.  XII  1)  wurde  erlassen  in  AnweiuUuig  des  Art.  VA  der  BV.  Weder 
die  Botsch.  des  BR  vom  81.  Okt.  1879,  noch  der  Bcr.  der  Komm,  des  NR 
vom  1.  Dez.  1879  zum  Entw.  dieses  BGes.  (B  1879  III  717.  IUI)  eiitludteji 
Eiörteriiugeii  über  die  Kompetenz  <les  Bundes  zum  Erlass  desselben. 

'^)  Beweiskräftig  ist  diese  Argumeiitntion  allerdings  nicht. 
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die  Wasserpolizei,  in  dem  Fabrikgesetz,  über  die  Eisenbahnpolizei  u.  s.  w. 
Strafbestimmungen  erlassen.  Das  ist  eine  logische,  oft  notwendige 
Konsequenz  des  Rechtes  der  Gesetzgebung,  und  man  begieift  schwer- 
lich, wie  es  in  einem  wohlgeordneten  Staate  möglich  sei,  dass,  sobald 
der  Befehl  oder  das  Verbot,  dieses  oder  jenes  zu  tun,  aus  der  gleichen 
Regel  entspringt,  die  Strafe  im  Falle  des  Ungehorsams  hier  eine  strenge. 
dort  eine  nichtssagende  sei  und  anderswo  ganz  fehle.  Die  Gleichheit 
in  der  Bestrafung  ist  mindestens  ebenso  legitim,  wie  die  Gleichheit 
vor  dem  Gesetze.  B  1879  III  m>4. 

Und  im  Jahre  1885  fügte  der  BR  bei: 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Polizeigesetze  des  Bundes 
in  keiner  Weise  in  das  Straf  recht  und  die  Organisation  der  Rechts- 
pflege, welche  ausnahmslos  den  Kantonen  überlassen  sind,  eingreifen 
dürfen.  Einzig  für  diejenigen  Zuwiderhandlungen  kann  die  BGesetz- 
gebimg  Strafen  aufstellen,  welche  aus  der  Verletzung  von  ihr  ausgehen- 
der polizeiUcher  Vorschriften  sich  ergeben.  Aber  die  Vergehen  im  all- 
gemeinen, wie  Diebstahl,  Vertrauensmissbrauch,  Hehlerei  und  Gehilfen- 
schaft bleiben  dem  Strafrecht  der  Kantone  imtei'stellt,  und  die  Bestrafung 
derselben  findet  nach  dem  Verfahren  und  innert  der  Grenzen  dieser 
Gesetzgebung  statt.  B  lcSS5  IV  asT. 

Die  Anregung  zum  Erlasse  der  beiden  Gesetze  lag  in  der  An- 
nahme des  vom  StR  den  23.  Dez.  1876  angenonnnenen  Postulates 
(Motion  Bodenheimer) : 

Der  BR  ist  eingeladen,  über  die  Frage  eine  Untersuchung 
zu  veranstalten,  ob  nicht  durch  Bundesgesetze  die  Kontrolle  über 
Verarbeitung  und  Verkauf  der  Edelmetalle  zu  regeln  sei. 

Postl-Slg.  n.  F.  IUI. 

Den  19.  Juli  1879  sodann  erfolgte  die  Annahme  der  Motion 
Grosjean  und  Genossen  durch  den  NR: 

Entsprechend  dem  Ständer.  Postulat  vom  23.  Dez.  ISTG  ist 
der  BR  eingeladen,  für  die  nächste  Dezember-Session  Bericht 
imd  Antrag  einzubringen  betr.  ein  (xesetz  über  Kontrolle  und 
Gewährleistung  für  Gold-  und  Silberarbeiten. 

Postl-Slg.  n.  F.  l;sl. 

Von  der  Voraussetzung  ausgehend,  dass  die  interessierten 
Kantone  von  sich  aus  Gesetze  über  den  Handel  mit  Edelmetallen 
erlassen  würden,  sahen  die  BBehörden  im  Jahre  188()  bei  Erlass 
des  BG  über  die  Kontrollierung  des  Feingehalts  der  Gold-  und 
Silberwaren  von  dem  Erlass  eines  Gesetzes  über  den  Handel  mit 
Edelmetallen  vorläufig  ab.  Die  Kantone  erliessen  jedoch  diese  Ge- 
setze nicht.     In  Erwägung,  dass  jede  Gesetzgebung,  welche  irgend 
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viiieii  Teil  der  Schweiz,  in  welcher  die  Uhreniiidustrie  und  die 
Bijouterie  betrieben  werden,  unbeachtet  Hesse,  keine  genügenden 
Resultate  erzielen  könnte,  wurde  die  Frage  wiedei*  vor  die  BBe- 
horden  gebracht. 

Der  NR  nahm  den  12.  Dez.  1884  eine  von  Tissot  und  Ge- 
nossen gestellte  Motion  an,  des  Inhalts: 

Der  BR  ist  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  nicht  ein  BG  über 
Kauf  und  Verkauf  von  Gold-  und  Silberwaren  auszuarbeiten  sei, 
um  der  Industrie,  sowie  den  Meistern  imd  Arbeitern,  welche  solche 
Waren  verarbeiten,  die  erforderliche  Sicherheit  zu  gewähren. 

PostlSlg.  n.  F.  328. 

Nach  Prüfung  der  Angelegenheit  legte  der  BR  der  BVers. 
den  27.  Nov.  1885  eine  Botsch.  und  einen  BGEntw.  über  den  Handel 
mit  Gold-  und  Silberabfällen  vor.  Dieser  Entw.  w^ar  die  Grundlage 
des  genannten  BG  vom  17.  Juni  188(1 

12.  Subventionierung  von  Handelsmuseen.  Infolge  eines 
l'ostulates  der  BVers.  vom  21.  Dez.  1888  wurde  der  BR  ein- 
geladen, zu  untersuchen,  ob  nicht  die  Handelsmuseen  der  Unter- 
stützung des  Bundes  teilhaftig  werden  sollen  (Post-Slg.  n.  F.  407). 
In  seinem  hierauf  erstatteten  Bericht  vom  19.  März  1889  stellte  der 
BR,  der  von  der  scluveiz.  Handelskammer  vertretenen  Ansicht  bei- 
|)flichtend,  den  Antrag: 

Die  (Tründung  von  Handelsmuseen  ist  der  Privattätigkeit  zu 
überlassen. 

Der  BBeschl.  vom  18.  Dez.  1884  betr.  Vertretung  der  Schweiz, 
wirtschafthchen  und  kommerziellen  Interessen  im  Auslande  (A.S. 
n.  F.  VII  796)  findet  auch  auf  die  Gründung  solcher  Institute  ana- 
loge Anwendung.  Demnach  kann  Handelsmuseen,  die  zur  all- 
gemeinen Förderung  des  Schweiz.  Handels  ins  Leben  genifen 
werden,  auf  gestelltes  Ansuchen  finanzielle  oder  anderweitige 
Unterstützung  bewilligt  werden,  wenn  dieselben  sich  nach  der 
von  den  BBehörden  vorzunehmenden  Prüfung  als  nützlich  und 
notwendig  herausstellen. 

Von  diesem  Antrag   nahm   die  BVers.  den  80.  März,  (>.  April 

1889  in  genehmigendem  Sinne  Kenntnis. 

H  m\()  11  427. 

In  seinem  Berichte  hebt  der  BR  hervor,  dass  es  nicht  ange- 
zt^igt  erscheine,  dass  vom  Bunde  auf  seine  Kosten  und  offiziell 
Handelsmuseen  ins  Leben  gerufen  werden;  er  bemerkt  weiter:    Es 
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ist  bLsher  als  Grundsatz  beobachtet  worden,  dass  der  Staat  nur  da 

und  nur  insoweit  ins  wirtschaftliche  Leben  eingreife,  als  die  Kräftt* 

der  Privaten  nicht  ausreichen.    Wir  glauben  daher,  dass  der  Bund 

nicht  offizielle   Handelsmuseen  gründen   soll,    dass    er    aber,    wenn 

Gruppen  von    Industrien   und   Gewerben   solche  Museen   für  ihren 

Interessenkreis  ins  Leben  rufen  wollen,   sie  unterstützt,  wenn  sich 

nach  vorgenommener  Untersuchung  herausstellt,   dass   sie  wirklich 

im  allgemeinen  Literesse  des  Landes  liegen. 

B  1889  I  (U7,  II  128;  im)  I  84:  vgl.  sodann  B  1884  IV  128:  1885  IV  128. 

13.  Gewerbeordnung.    Der  Bund  hat  nicht  die  Kompetenz,. 

eine  umfassende  Gew^erbeordnung  zu  erlassen. 

Bericht  der  Komm,  des  StR  vom  28.  Nov.  1876  zum  Fabrikgesetz 
(Kappeler),  B  1876  IV  555:  vcmi  BR  bestätigt  in  B  181»1  III  196,  ebensc 
von  der  BVers.  durch  den  Versuch  auf  deiu  Wege  der  Revision  der 
BV  dem  Bunde  das  Recht  zur  Gesetzgebung  auf  dem  (rebiete  de> 
Gewerbewesens  einzuräumen,  B  1892  V  366.  18J>3  I  (517.  18S)4  I  1025. 

Der  Bund  könnte  allerdings  auf  dem  W^ege  der  BGesetzgebuni4^ 
einzelne  Teile  einer  Gewerbeordnung  durchführen,  ohne  mit  der  !>e- 
.stehenden  BV  in  Widerspnich  zu  kommen.  Man  kami  das  eidg.  OK 
erweitern  in  dem  Sinne,  dass  in  demselben  auch  das  Verhältnis  zwischen 
Meister  und  Lehrling  geregelt  wird.')  Ferner  bestehen  schon  Teih- 
einer  Gewerbeordnung:  Fabrikgesetz.  Haftpflichtgesetz.  Weitergehende 
Wünsche  aber,  wie  Kreierung  von  Innungen,  Aufstellung  eines  Normal- 
arbeitstages für  das  Gew^erbe,  Verj^flichtung  zum  Schulbesuch,  obliga- 
torische Einführung  von  Prud'hommes  etc.  rufen  einer  Revision  der  BV. 

BR  in  der  Botsch.  über  die  gewerbliche  Knquete  vom  20.  Nov.  1883  und 
Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  8.  März  1884  ((ionzenbacli).  B  1883  IV 
588  ad  la  1884  I  4(%  ad  16;  1884  II  885. 

14.  Obligatorische  B  e  r  u  f  s  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n.  ^) 
Die  Einführung  obligatorischer  Berufsgenossenschaften  ist  ohne 
Revision  der  BV  weder  auf  dem  Weg  der  kant.,  noch  auf  dem  der 

»)  Es  hat  auch  der  NR  mit  Beschl.  vom  18.  März  1884  den  BR  einge- 
laden, zu  nntei-suchen  und  Bericht  und  Antrag  zu  bringen,  ob  nicht  die  gesetz- 
liche Regulierung  der  A^erhältnisse  zwischen  Meister  und  Lehrling  imd  Meister 
und  Gesellen  stattfinden  soll,  Postl-Slg.  n.  F.  821.  Eine  Vorlage  über  diesen 
Gegenstand  wurde  der  BVers.  mit  Rücksicht  auf  die  .Jahre  hindurch  pendente 
Frage  der  Ausdehimng  der  Kompetenz  des  Bundes  zum  Erlass  einer  allge- 
meinen Gewerbeordnung  nicht  vorgelegt.  Vgl.  B  188(>  I  268.  1887  III  69.. 
1888  m  26(>,  1889  I  68<),  III  162,  1890  I  697,    1892  V  :i<>6,   1894  I  1025. 

2)  Vgl.  Berghoff-Ising,  Die  sozialistische  Arbeiterbewegung  in  der 
Schweiz,  1895  S.  847— 361 ;  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1893,  III  S.  843fr.. 
bes.  S.  868 — 367  (Decurtins,  Cramer-Frey);  .1.  Scheidegger,  Postulate  für 
ein  BGes.  über  Berufsgenossenschaften  (gewerbliche  Zeitfragen  XIII),  Bern  18?)«?.. 
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•eidg.  Gesetzgebung  zulässig.  Durch  eine  Revision  der  BV  könnte 
-allerdings  die  Verfassungsmässigkeit  hergestellt  werden,  dagegen 
würden  mit  den  auf  Grund  einer  solchen  Revision  eingeführten 
obligatorischen  Berufsverbänden  die  in  Art.  31  der  BV  gewähr- 
leistete Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe  und  die  in  Art.  1 

■des  eidg.  OR  stipuliert«  Freiheit  der  Vertragsschliessxmg  schwinden. 
Kreisschr.  des  eidg.  ludustriedep.  vom  6.  Aug.  1889,   B  1889  III  1080. 

Den  17.  Juni  1889  hatte  der  StR  die  Motion  Comaz  angenommen, 
durch  welche  der  BR  eingeladen  wurde,  die  Frage  der  obligatorischen 
Berufsgenossenschaften  in  ihrer  Grcsamtheit  und  insbesondere  in  der 
Richtung  zu  prüfen,  ob  nicht  in  das  eidg.  Fabrikgesetz  vom  23.  März 
1877,  A.  8.  n.  F.  HI  241,  als  Kapitel  III  a,  Art.  16a,  eine  Zusatz- 
bestimmung  folgenden  Inhalts  aufzunehmen  sei:  «Die  Kant<me  sind 
ermächtigt,  für  die  Bedürfnisse  gewisser  Industrien  obligatorische  Berufs- 
verbände zu  schaifen.»  Indem  mittelst  Kreisschr.  vom  6.  Aug.  1889 
das  eidg.  Industriedep.  den  Kantonen  diese  nebst  andern  Motionen 
mitteilte,  hob  es  gleichzeitig  hervor,  dass  der  ürspnmg  der  Motion 
in  den  Verhältnissen  der  jm-assischen  Uhrenindustrie  liege,  dass  aber 
auf  kantonalem  Boden  schwerUch  die  erwarteten  Resultate  zu  erreichen 
wären. 

B  1889  III  1075,  1890  I  6J>8;  Ber.  des  BR  vom  3.  Juni  1891  zur  Motion 
Comaz,  B  1891  III  205-211:  18$I2  V  384  (Erste  Auflage  IV  S.  187  Aniii., 
ZifiF.  2):  1»«  I  617;  üebers.  Verh.  der  BVers.  März  1898  Nr.  52.    • 

15.  Bestinnmnigen  über  Sonntags-  und  Nachtarbeit  zu  erlassen, 

hat  der  Bund  keine  Befugnis  ausser  bei  denjenigen  Etablissementen, 

die  dem  BG  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877, 

A.  S.  n.  F.  III  241,  unterstellt  sind. 

BR  den  10.  Dez.  1889  in  Beantwortung  einer  Petition  von  Bäckern,  des  In- 
halts, es  solle  die  tägliche  Arbeitszeit  im  Bäckereigewerbe  auf  14  Stunden 
im  Maximum  festgesetzt  und  die  Sonntagsarbeit  verboten  werden;  die 
Gesetzgebung  über  das  Gewerbewesen  im  allgemeinen  steht  den  Kan- 
tonen zu,  B  1889  IV  1178. 

16.  An  kündung  und  Vertrieb  sog.  G  eh  einimit  t  el. 
Mit  Botsch.  vom  12.  Nov.  1879  unterbreitete  der  BR  der  BVers. 
in  Anwendung  von  Art.  31  litt,  c  (jetzt  litt,  e)  der  BV  den  Entw. 
eines  BG  betr.  Ankündigung  und  Vertrieb  von  sog.  Geheimmitteln, 
Patentmedizinen  und  Spezialitäten,  nachdem  in  den  Jahren  186(5 
bis  18(i8  und  dann  wiederum  1877  und  1878  der  Versuch  konkordats- 
weiser Regelung  dieser  Materie  missglückt  war.  Mit  Beschl.  vom 
1(>.  Dez.  1879  trat  der  StR  auf  den  Entw.  ein,   der  NR   beschloss 
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jedoch  den  18.  und  25.  Juni  188()  Nichteintreten,    und  den  1.  Juli 
stimmte  ihm  der  StR  bei. 

Die  sehr  zweifelhafte  Kompetenz  des  Bundes  zum  Erlass  eines 
solchen  Gesetzes*)  begründete  die  Komm,  des  NR  in  ihrem  Bericht 
vom  16.  Juni  1880  (Tschudy)  f olgendermassen : 

Art.  31  der  BV  vindiziert  das  Recht  in  seiner  litt,  b  (jetzt  d) 
gegenüber  der  Gewerbefreiheit  sanitätspolizeiliche  Massregeln  gegen 
Epidemien  und  Viehseuchen  aufzustellen.  Art.  69  sodann  teilt  dieses  Recht 
ausdrückUch  dem  Bunde  zu.  Dadurch  will  die  BV  dem  Bunde  offen- 
bar das  Recht  einräimien,  die  Gesundheit  des  Volkes  und  der  Tiere 
durch  allgemeine  Gesetze  und  Verfügungen  zu  schützen,  weil  eben  der 
Natur  der  Sache  nach  der  Bund  dazu  besser  befähigt  ist  als  die  Kan- 
tone mit  ihren  oft  kleinen  und  durch  zerrissene  Grenzen  umfangenen 
Gebieten.  Der  Art.  31  ])eschränkt  aber  die  Gewerbefreiheit  nicht  imr 
durch  seine  litt,  b  (jetzt  d),  sondern  auch  durch  htt.  c  (jetzt  e),  welche 
im  allgemeinen  Verfügungen  über  Handel  und  Gewerbe  vorbehält.  Und 
wo  sind  nun  solche  Verfügungen  resp.  gesetzUche  Bestimmungen  not- 
wendiger imd  besser  angewendet,  als  bei  einem  Gewerbe,  wie  der 
Handel  mit  Geheimmitteln,  wo  es  nicht  nur  auf  Täuschung  durch 
prahlerische  Ankündigungen  und  Versprechungen  abgesehen  ist,  son- 
dern wo  nachgewiesenermassen  sanitarische  und  moralische  Schä- 
digungen sehr  oft  eintreten,  und  wo  es  zumeist  durch  wucherische 
Preise,  die  oft  an  Betrug  grenzen,  auf  finanzielle  Ausbeutung  des  Pu- 
blikums abgesehen  ist? 

Wenn  dem  Bunde  nach  Art.  34  der  BV  das  Recht  zukommt,  gegen 
einzelne  Industriezweige  zur  Sicherung  der  Gesundheit  der  Arbeiter 
Gesetze  zu  erlassen,  ja  einzelne  Fabrikationszweige,  wie  die  Erzeugung 
und  den  Verkauf  von  Zündhölzchen  mit  gelbem  Phosphor^),  gänzUch  zu 
imterdrücken,  so  muss  ihm  unzweifelhaft  auch  das  Recht  zustehen,  gegen 
die  Geheimmittelfabrikation  vorzugehen,  durch  welche  die  Gesundheit 
und  das  Leben  von  Hunderten  und  Tausenden  bedroht  sind. 


M  Diese  Kompetenz  ist  auch  nicht  durch  Art.  69'»»»  der  BV  für  den  Bund 
geschaffen  worden.  Gegenüber  den  1898  unteniomuienen  Bestrebungen  ver- 
schiedener Kantone,  dem  Geheimmittelunwesen  durch  inhaltlich  gleiche  kan- 
tonale Vorschriften  und  durch  Schaffung  einer  zentralen  Untersuchungsstelle 
wenigstens  in  den  grössten  Auswüchsen  Schranken  zu  setzen,  wurde  z.  B. 
von  Schaffhausen  daran  festgehalten,  dass  die  Materie  durch  ein  BGes.  ge- 
regelt werden  sollte;  Schaffliauser  Amtsblatt  1898,  Nr.  33. 

2)  Das  BG  vom  23.  Dez.  1879  betr.  Fabrikation  von  Phosphorzündhölz- 
cheu  und  Phosphorstreichkerzchen  (A.  S.  n.  F.  V  31)  wurde  durch  das  BG 
vom  22.  Juni  1882  betr.  Fabrikation  und  Verkauf  von  Zündhölzchen  (A.  S. 
n.  F.  499,  Art.  1)  aufgehoben;  jetzt  erilt  das  Verbot  des  Art.  4  ih's  BG  vom 
2.  Nov.  1898  (A.  S.  n.  F.  XVII  77). 
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Nacli  Art.  38,  Abs.  2  der  BV  hat  der  Bund  das  Recht,  die  Be- 
dingungen festzustellen,  welche  Aerzte,  Apotheker  und  Tierarate  zu 
erfüllen  haben,  wenn  sie  im  Gebiete  der  Eidg.  ihre  Kunst  ausüben  und 
sich  mit  der  Gesundheit  und  dem  Leben  von  Menschen  und  Tieren 
beschäftigen  wollen.  Wie  sollte  nun  dem  gleichen  Bunde  das  Recht 
mangeln,  gegen  die  Geheimmittelfabrikanten,  die  sich  ja  auch  mit  der 
Gesundheit  von  Menschen  und  Tieren  zu  schaffen  machen,  die  nötigen 
Sicherheitsmassregeln  vorzuschreiben . 

B  im)  III  530;  vgl.  B  1879  III  67(5,  «0«:   1878  II  5JU.  187S*  II  2(y5,    ISH) 

II  34:  l'chers.  Verh.  BVei-s.  Juni  188<).  Nr.  6;   den  Wortlaut  des  Entw. 

des  BR  s.  in  der  Ersten  Auflage  I,  S.  31—33. 


V.  Unterrichtswesen. 

BV  Art.  27.  —  Vgl.  unten  Teil  IV,  Abschn.  XI. 

17.  Subveutionierung  permanenter  Schulausstellungen. 
Ueber  die  Frage  der  Beteiligung  des  Bundes  an  den  permanenten 
Schulausstellungen  durch  deren  Subventionierung  bemerkt  dei*  BR 
in  seiner  Botsch.  vom  28.  Nov.  188()  an  die  BVers.,  die  ihn  hier- 
zu durch  ein  den  17.  Dez.  187S)  angenommenes  Postulat  ein- 
geladen hatte: 

Wenn  auch  die  Sorge  für  das  Schulwesen  den  Kantonen  oldiegt, 
so  hat  immerhin  der  Bund  daran  ein  machtiges  Interesse:  ein  allge- 
meines, weil  es  sich  dabei  um  die  Wohlfahrt  des  Schweizen'olkes  han- 
delt, und  ein  besonderes,  weil  ihm  dunrh  die  Vei-fassimg  Recht  und 
Pflicht  auferlegt  ist,  darüber  zu  wachen,  dass  die  Jugend  in  allen  Kan- 
tonen einen  genügenden  l^nterricht  erhält.  Es  ist  nicht  leicht,  hier 
gesetzgeberisch  richtig  einzugreifen,  und  noch  schwerer  dtlrfte  va  sein, 
mit  (xesetz  und  Vorschriften  zu  ei'spriesslichen  Resultaten  zu  konnnen, 
wenn  nicht  die  Behörden,  welche  sie  auszuführen  haben,  und  das  Volk 
sc^lbst  Mittel  und  Wege  klar  erkennen  und  von  der  Zweckmässigkeit 
und  praktischen  Brauchbarkeit  der  verlangten  Verbess(»rungen  sich  selbst 
überzeugen  können.  Wenn  es  ein  einfaches  und  probates  Mittel  gibt, 
diese  Vorbedingungen  herbeizuführen,  so  sind  es  die  Schulausstellungen, 
und  es  ist  gewiss  gerechtfertigt,  wenn  der  Bund  sich  dafür  interessiert 
und  dius  Zustandekommen  dies(»r  Einrichtungen  durch  l)escheidene  Bei- 
träge erleichteii:. 

Dabei  kann  es  sich  nicht  nur  um  die  Subventiimierung  eines  ein- 
zigen pädagogischen  Museums  handeln;  denn  wir  sind  de?r  Ansicht,  dass 
dem  Schweiz.  Schulwesen  dermalen  viel  mehr  gedient  ist,  wenn  in 
verschiedenen  Teilen  unseres  Landes  solche  Anstalten  entstehen  mid 
sich    entwickeln,    selbst    wenn    dieselben    einfacher    und    beschränkter 
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hleiben,  und  wir  können  nur  wünschen,  dass  die  Bestrebungen  kräftig 
fortgeführt  werden.  Selbstverständlich  kann  der  Hund  nur  unterstützend 
eingreifen,  und  wenn  er  das  irgendwo  tun  soll,  so  nniss  nachgewiesen 
sein,  dass  die  Anstalt  an  Gemeinden,  Kanton  und  Privaten  einen  sichern 
Halt  hat,  eine  richtige  Organisation  und  ein  den  Verhältnissen  ent- 
sprechendes Programm  bcvsitzt  und  Gewähr  für  zweckmässige  Verwen- 
dung der  BUnterstützung  bietet. 

Die  B Vers,  nahm  den  17.,  28.  Dez.  188()  in  genehmigendem 
.Sinne  Vormerkung  von  der  Botsch.  des  BR:  sie  gewährt  an  die 
verschiedenen  permanenten  Schulausstellungen  in  d(*r  Schweiz  jähr- 
liche Beiträge.^) 

B  \m)  IV  448,  440:  Postl-Slg.  ii.  F.  W>  (A.  S.  n.  F.  IV  401):  UcIhth. 
Verh.  BVers.  Dez.  1880,  Nr.  11.  B  IHSO  II  14:  vgl.  B  187(5  II  m\K  l.ssy, 
1890  I  573,  18U7  III  574  (betr.  Schiilausstellung  in  Genf). 

18.  S u  1) V e n t i o n i e r u n g  1  a n d w i r t s c h a f  1 1  i c h er  M i 1 1 e  1  - 
schulen.  Es  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ol)  d(^r  Bund  die 
Kompetenz  habe,  landwirtschaftliche  Mittelschulen  zu  unterstützen, 
im  Hinblick  darauf,  dass  ihm  Art.  27  der  BV  nur  die  Befugnis 
einräumt,  höhere  Unterrichtsanstal t<Mi  zu  errichten  oder  solche  An- 
stalten zu  unterstützen. 

Wir  halten  dafür  sagt  der  BH  in  seiner  Hotsch.  vom  4.  Dez. 
1888  an  die  BVers.  —  dass  es  sich  hier  wie  mit  den  übrigen  Subven- 
tionen für  Massnahmen  und  Einrichtungen  der  Kantone  verhält.  Eine 
Pflicht  kann  aus  der  Verfassung  zu  gunsten  derselben  ebensowenig 
abgeleitet  werden,  als  aus  der  Ermächtigung,  höhere  Anstalten  zu  unter- 
stützen, das  Verbot  abgeleitet  werden  kann,  das  von  den  Kantonen  or- 
ganisierte mittlere  Unterrichtswesen  mit  eidg.  Subventionen  zu  bedenken. 

B  188:^   IV  872:   vgl.   eidg.   Landwirtschaftsgcs.  1803,    Art.  8.    BB   vom 

27.  Juni  1884  betr.  Förderung  der  Landwirtschuft  durrli  den  Bund,  Art.  3. 

A.  8.  n.  F.  XIV  210,  VII  6mj.») 

M  Im  Budget  für  das  .Tahr  1891  findet  sich  ein  Beitrag  von  Fr.  50(X> 
für  permanente  Scliulausstelluny:en.  B  185)0  IV  8<)2,  derselbe  ist  im  Laufe  der 
.Jahre    auf  Fr.  14.(M)0  ang(?stiegen,    B  IIHK)  VI  280:    vgl.  B  1870    IV  3.->4,    1877 

II  m. 

2)  Das  eidg.  Budget  pro  11H)1  liat  folgende  Aus^ahenposten  im  Kapitel 
LandAvirtschaft :  Stipendien  Fr.  7000:  theoretisch-praktisclie  Ackerbauschulen 
Fr.  50,170;  Hälfte  der  rnterriclitskosten  der  Anstalten  Strickhof  (Zürich). 
Rfltti  (Bernl,  Econe  (WalHs)  und  Cernier  (Neuenbürg):  kantonale  Gartenschule 
in  Genf  Fr.  18,750  (ausnahmsweise  für  drei  Senu'ster) :  landwirtschaftliche 
Wiiiterschulen  Fr.  71.350  (Strickhof,  Bütti,  Pruntrut.  Sursee.  Freiburg,  Custer- 
hof,  Plantahof.  Brugg.  Lausaune,  Genf):  landwirtschaftliche  Wandervorträge 
und  Spezialkurse.  von  den  Kantonen  veranstaltet.  Fr.  30.000:  Weinbauschulen 
und  Weinbauversuchsstationen  Fr.  ()4,525  (Wädensweil.  Lausanne -V(»vey, 
Auvernier,  Ruth-Genf.  Lenzburg).  B  UKK)  IV  487—480. 
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19.    Kommerzielle,    gewerbliche    und    industrielle 
Berufsbildung.^) 

I.  BBeschl.  betr.  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  vom  27.  Juni 

1884,  A.  S.  n.  F.  VII  613.  —  Botsch.  des  BR  ttber  die  gewerbliche  En- 
(juete  vom  20.  Nov.  iaS3,  B  1883  IV  547;  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom 
8.  März  1884  (Gonzenbach),  B  1884  I  449;  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom 
3.  Mai  1884  (Zschokke),  B  1884  II  877.  —  Regl.  des  BR  vom  27.  Jan.  1885 
über  Vollz.  des  BB  (jetzt  aufgehoben),  A.  S.  n.  F.  VIII  26:  Kreisschr.  da- 
zu vom  27.  Jan.  1885,  B  1885  I  263,  vgl.  B  1885  II  2^)1,  III  755;  1894  I  420  ff., 
1896  I  800. 

II.  BBeschl.  betr.  Förderung  der  konunerziellen  Bildung  vom  15.  April  1891, 

A.  S.  n.  F.  XVII  148.  —  Botsch.  des  BR  zu  diesem  BBeschl.  vom 
18.  Nov.  1890,  B  1890  IV  1081;  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  1.  April  1891 
(0.  Blumer,  Schaller),  B  1891  I  376,  feuille  federale  1891  I  679.  —  VoUz.- 
Verord.  des  BR  vom  24.  Juli  1891  (jetzt  aufgehoben),  A.  S.  n.  F.  XII  151. 
Vgl.  B  1890  184,  II  428.  1891  II  251,  V  50.  1892  II  8;35,  lll  227:  1895  I  908. 
1896  II  184,2)  |^c)C)  I  (391 

III.  BBeschl.  betr.  die  haus  wirtschaftliche  und  berufliche  Bildung  des  weib- 
lichen Geschlechts  vom  20.  Dez.  18J)5.  A.  S.  n.  F.  XV  448.  —  Ber.  des 
BR  betr.  die  Unterstützung  von  Koch-,  Haushaltungs-,  Dienstboten-  und 
Krankenwärterkursen  durch  den  Bund  vom  23.  Nov.  1894,  B  18^)4  IV  229 ; 
Ber.  der  Komm,  des  StR  (Wirz)  vom  5.  April  1895,  B  18*95  III  m.  Vgl. 
B  1894  I  427,  1896  I  802.  1897  I  873,  III  611.  Uebers.  Verh.  BVers.  Jnni 
1896,  Nr.  42,  52;  Dez.  189(5,  Nr.  50  (Motion  Schäppi.) 

IV.  Frage  der  Revision  der  BB  über  Berufsbildung  infolge  BBeschl.  vom 
1.  Juli  1898,  PostlSlg.  n.  F.  556,  B  189i)  I  718.  —  Ber.  des  BR  vom 
21.  Nov.  1899,  B  1899  V  561;  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  UKK),  X 
S.  :i5,  247,  2^)0,  407,  499.  Beschl.  der  eidg.  Räte  vom  23.  Juni  1900:  Zu- 
stimmung zum  Standpunkte  des  BR,  dass  eine  Revision  der  verschie- 
tlenen  BB  über  Berufsbildung  nicht  vorzunehmen,  dagegen  soweit  mög- 
lich, eine  Uebereinstinunung  der  bezüglichen  Durchführungsbestimmungen 
zu  erzielen  sei.  Bezüglich  der  im  Entw.  vorliegenden  Vollz.- A^'erord.  zu 
den  BB  .  .  .  werden  folgende  Wünsche  ausgesprochen:  .  .  .  Die  Anstalten 
und  Vereine,  welche  vom  Bunde  subventioniert  werden,  haben  weibliche 


M  Betr.  Ausbildung  der  Künstler  vgl.  Anregung  zur  Gründung  einer 
Kunstschule  im  Kt.  Tessin.  Postl-Slg.  n.  F.  352  (Motion  Riniker),  hiezu  Botsch. 
des  BR  vom  3.  Juni  1887,  B  1887  III  527—542.  BBeschl.  vom  18.  Juni  1898 
betr.  Abänderung  desjenigen  vom  22.  Dez.  1887  über  Förderung  und  Hebung 
der  Schweiz.  Kunst  (Gewährung  von  Reisestipendien  an  tüchtige  Schweiz. 
Künstler),  A.  S.  n.  F.  XVI  849,  hiezu  Regl.  des  BR  vom  31.  Okt.  1898,  A.  S. 
n.  F.  XVI  851.  Botsch.  des  BR  vom  30.  Dez.  1897.  B  1898  I  9.  Vgl.  B  IJKX) 
I  472,  1901  I  502. 

2)  Von  den  älteren  Handelsschulen  ist  bloss  noch  die  in  Basel  ohne  BSub- 
vention.  Da  dieselbe  schon  vor  dem  BBeschl.  betr.  Förderung  der  kommer- 
ziellen Bildung  drei  Jahreskurse  besass  und  einstweilen  keine  mit  Mehraus- 
gaben verbundenen  Refomien  einzuführen  im  Falle  war,  so  hatte  sie  gemäss 
dem  Grundsatze  der  Verord.,  dass  die  schon  bestehenden  Lasten  der  Kan- 
tone u.  s.  w.  durch  die  BSubvention  keine  Veninn<lenmg  erfahren  dürfen, 
keinen  Anspruch  auf  BUnterstützung  und  bis  jetzt  auch  keinen  solchen  er- 
hoben.    BB  in  B  \Hm  II  184. 
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Schaler  zu  denselben  Bedingungen  in  die  Kurse  und  zu  den  Prüfungen 
aufzunehmen  wie  männliche,  wenn  nicht  am  gleichen  Orte  genügende  Or. 
ganisationen  für  erstere  vorhanden  sind.  Hierauf  erliess  der  BR  am  17. 
Nov.  190():  Vollz-Verord.  zum  BB  betr.  Förderung  der  konmierziellen  Bil- 
dung und  Vollz-Verord.  zu  dem  BB  betr.  die  gewerbliche  und  industhelle 
Berufsbildung  und  betr.  die  hauswirtschaftliche  und  berufliche  Bildung 
des  weiblichen  Geschlechts,  A.  S.  n.  F,  XVIII  261,  272:  B  1901  I  779  bis 
7H4,  822-841. 

Die  BVers.  erliess  den  27.  Juni  1884  den  BB  betr.  die  ge- 
werbliche und  industrielle  Berufsbildung,  dessen  Art.  1  und  2  fest- 
setzen : 

Art.  1.  Zur  Fördenmg  der  gewerblichen  und  industriellen 
Berufsbildung  leistet  der  Bund  an  diejenigen  Anstalten,  welche  zum 
Zwecke  jener  Bildung  errichtet  sind  oder  errichtet  werden,  Beiträge 
aus  der  Bundeskasse. 

Wenn  eine  Anstalt  noch  andere  als  diese  Berufsbildung,  z.  B. 
die  allgemeine  Bildung,  zum  Ziele  hat,  so  wird  der  Beitrag  des 
Bundes  nur  für  erstere  ausgerichtet. 

Art.  2.  Als  Anstalten  für  die  gew-erbliche  und  industrielh» 
Ausbildung  sind  zu  betrachten :  die  Ilandwerkerscliulen,  die  gewerb- 
lichen Fortbildungs-  und  Zeichnungsscliulen,  auch  wenn  sie  in  Ver- 
bindung mit  der  Volksschule  stehen;  die  höheren  industriellen  und 
technischen  Anstalten,  die  Kunst-  und  Fachschulen,  die  Muster-, 
Modell-  und  Lehrmittelsammlungen,  die  Gewerbe-  und  Industrie- 
museen. 

Diese  Bestimmungen  finden  seit  dem  BB  betr.  Förderung  der 
kommerziellen  Bildung  vom  15.  April  1891  analoge  Anwendung  auf 
die  kommerziellen  Bildungsanstalten  und  seit  dem  BB  betr.  die 
hauswirtschaftliche  und  berufliche  Bildung  des  weiblichen  Geschlechts 
vom  20.  Dez.  1895  analoge  Anwendung  auf  Unternehmungen  und 
Anstalten,  welche  zum  Zwecke  dieser  Bildung  bestehen  oder  er- 
richtet werden. 

Auf  Grund  des  von  der  BVers.  den  28.  April  1882  angenom- 
menen Postidates: 

Der  BR  ist  eingeladen,  eine  Untersuchung  über  die  Lage  der- 
jenigen Industrien  und  Gewerbe  zu  veranstalten,  n\'elclie  sich  über 
die  Handelsverträge  beschweren,  und  zu  prüfen,  in  welchem  Masse 
zur  Hebung  dieser  Industrien  und  des  Handwerks  beigetragen 
werden  könnte,  sei  es  durch  Umarbeitung  des  Zolltarifs,  sei  es 
durch  Unterstützung  von  Handwerker-    und  Kunstgewerbeschulen, 

sei  es  durch  andere  Mittel, 

PostlSlg.  u.  F.  273,  B  1883  II  193, 
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hatte  der  BR  eine  gewerbliche  Enquete  veranstaltet.  Im  An- 
schluss  an  seine  Botsch.  über  diese  gewerbliche  En<iuete  vom 
20.  Nov.  188;}  legte  der  BR  der  BVers.  ehien  BBeschl.-Entw.  I)etr. 
die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  vor.  Die  Kompe- 
tenz des  Bundes  aber  zur  Unterstützung  des  gewerblichen  Bildungs- 
wesens begründete   dvv  BR  in   dieser  Botsch.  in  folgender  Weise: 

Die  Mitwirkung  luid  Unterstützung  des  Bündels  wird  zur  Hebung 
der  gewerblichen  und  industriellen  Bildung  und  damit  im  Interesse 
des  gemeinsamen  Wohles  angerufen.  Nun  heisst  es  in  Art.  '2  der  BV 
ausdrücklich,  dass  der  Bund  die  Bef(')rderung  der  gtnueinsamen  Wohl- 
fahrt der  Eidgenossen  zum  Zwecke  habe.  Diese  Bestimuumg  recht- 
fertigt die  Untei*stützung  des  Bundes  beim  g(?werblichen  und  indu- 
striellen Bilduugswesen. 

In  Beziehung  auf  Art.  27  der  BV  ist  vor  allem  ins  Auge  zu  fassen, 
dass  es  sich  mit  dem  Vollschlage  nicht  um  die  allgemeine,  sondern  einzig 
um  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  handelt.')  Es  gibt 
nun  solche  Bildungsanstalten,  welche  vom  Staate,  von  Ortschaften,  von 
Vereinen  und  Privaten  und  endlich  solche,  welche  durch  gemeinsames 
Zusanunenwirken  dieser  Faktoren  ins  Leben  gerufen  worden  sind.  In 
keinem  Falle  sind  konstitutionelle  Bedenken  geltend  gctmacht  worden, 
und  wenn  nunmehr  d(3r  Bund  mit  seiner  Unterstützung  hinzutritt,  so 
liegt  unseres  Erachtens  in  Art.  27  hiefür  weder  (un  (Jebot  noch  ein 
Verbot. 

Den  Kantonen  werden  durch  den  BBeschl.  keine  Hechte  weg- 
genommen; derselbe  steht  somit  auch  in  keiner  Weise?  in  Widerspruch 
mit  Art.  8  der  BV.  Es  wird  kein  Kanton  gezwungen,  die  vom  Bunde 
zur  Unterstützung  des  gewerblichen  und  industriellen  Bildungswesens 
anerbotene  Hand  anzunehmen,    sondern  es  wird  jedem  dersell)en  frei- 


M  Anlässlicli  des  HBesclü.  vom  '20.  Dez.  1895  betr.  die  haus  wirtschaft- 
liche und  benitliche  Bildung  des  weibliclieu  (jleschlechts  nahm  der  XK  di(^ 
Erklärung  ausdrücklich  zu  Protokoll,  «^dass  der  Heschluss  nur  die  Tragweiti? 
habe,  die  gewerbliche,  industrielle  und  hauswirtschaftliche  Herufsbilduuu:  zu 
unterstützen»«,  B  ISlKi  I  802.  Deshalb  wurde  das  Begt^hren  eines  Kantons, 
der  für  seine  8U2  Arbeitsschulen  die  BUnterstützung  in  Anspruch  nehmen 
wollte,  abgewiesen,  weil  die  betr.  Arbeitsschulen  laut  Schulgesetz  einen  Be- 
standteil der  (ieuKÜndeschule  bilden  und  jedes  Mädchen  liis  7,ur  gesetzlichen 
Entlassung  aus  iK-r  (Jenieindes<hule  zum  Besuche  der  Arb(»itsschule  ver- 
pflichtet ist,  weil  es  sich  demnach,  wie  aus  dem  obligatorischen  Charakter 
des  Schulbesuchs  hervorgeht,  um  einen  Teil  des  Volksunterrichts  handelt. 
B  1897  1  875.  Bei  den  Kranken  Wärterkursen  handelt  es  sich  zwar  um  !)eruf- 
liche  Bildung,  ihre  Subventionierung  wäre  demnach  auf  (h-und  der  BBeschl. 
von  1884  !und  I8i>5  zuläs.sig;  es  wurde  jedoch  bis  j(*tzt  davon  Umgang  ge- 
nommen, da  deren  eidg.  rnterstützung  in  Zusannnenhang  mit  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung  an  die  Hand  genommen  werden  soll,  B  18iK>  I  .s<)8; 
1894  IV  229,  1895^111  iK). 
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gelassen,  von  sich  aus  und  ohne  Unterstützung  des  Bundes  jene  Bildung 
auf  die  Höhe  der  Zeit  zu  bringen  und  sie  dort  zu  erhalten. 

B  1883  IV  51«. 

Der  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  3.  Mai  1884  (Olivier 
Zschokke)  entliält  über  die  Frage,  ob  der  Bund  berufen  sei,  durch 
Förderung  der  gewerblichen  Bildung  die  Notlage  des  Handwerks 
und  der  Gew-erbe  zu  entfernen  und  auf  diese  Weise  helfend  einzu- 
treten, folgende  Bemerkungen: 

Wir  teilen  die  Ansieht  des  BR  und  des  NR,  welche  diese  Frage 
bejahen  und  sich  hiebei  auf  Art.  2  der  BV  stützen,  vollständig,  nach- 
dem durch  die  gewerbliche  En(|uete  der  Nachweis  voll  erbracht  worden 
ist,  dsiss  die  Wohlfahrt  eines  grossen  Teiles  unseres  Volkes  durch  Ver- 
hältnisse gefährdet  erscheinen,  welche  abzuändern  ausser  seiner 
Macht  liegt. 

Nach  unserer  Ansicht  ist  es  nicht  Aufgabe  des  Bundes,  durch 
direkte  Einwirkung  in  den  Kantonen  das  Bestreben  für  Verbesserung 
des  Realschulwesens  wachzurufen.  Es  niuss  sicher  hiezu  die  Initiative 
aus  dem  Bedürfnisse  des  Volkes,  bezw.  aus  dem  staatlichen  Leben  der 
Kantone  hei'vor wachsen.  Auch  hier  ist  es  angezeigt,  dass  man  sich  an 
das  bereits  Bestehende  anschliesse  und  dasselbe  weiter  fortbilde.  Da- 
gegen muss  als  ebenso  berechtigt  bezeichnet  werden,  dass  der  Bund 
stets  ein  offenes  Auge  dafür  behält,  ob  seine  Subventionen  im  spe- 
ziellen gut  verwendet  werden,  mit  andern  Worten,  diiss  er  eine  sach- 
gemässe  Kontrolle  führe,  wie  er  solche  auch  bei  andern  Subventionie- 
rungen (z.  B.  Flusskorrektionen  u.  s.  w.)  stets  ausgeübt  hat  .  .  .  Die 
BV  von  1874  hat  den  Boden  des  Rechtsstaates,  welcher  die  sog.  Man- 
chesterideen als  massgebend  anerkennt,  verlassen,  und  das  Volk  aner- 
kennt heute  faktisch  die  Förderung  der  gemeinsamen  Wohlfahrt  der 
Eidgenossen  auch  in  denjenigen  Punkten,  welche  in  der  Verfassung 
nicht  speziell  und  wörtlich  erwähnt  sind.  B  1884  II  892. 

ÄO,  Die  Aufsicht  des  Bundes  über  die  Verwendung  der  von 
ihm  für  die  berufliche  Bildung  jährlich  zu  leistenden  Subventionen 
ist  in  Art.  5,  Abs.  1,  des  BBeschl.  vom  27.  Juni  1884  wie  folgt 
näher  festgesetzt: 

Der  BR  wird  sich  von  den  KReg.  über  die  Verwendung  der 
im  Art.  4  erwähnten  Summen  nähere  Auskunft  geben  lassen;  er 
nimmt  Einsicht  von  den  Leistungen  der  Anstalten  und  lässt  sich 
die  Lehi'prograrame,  Berichte  und  Prüfungsresultate  vorlegen. 

Der  BR  erörtert  nun  in  seinem  Ber.  vom  21.  Nov.  1899  betr. 
die  Revision  der  BBeschl.  über  Berufsbildung  u.  a.  auch  die  Frage,  ob 
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das  Aufsichtsrecht  des  Bundes,  insbesondere  angesichts  seinei*  von 
Jahr  zu  Jahr  wachsenden  Leistungen  erweitert  und  ihm  namentlich 
ein  grösserer  Einfluss  auf  die  Vorstufe  des  gewerblichen  Fort- 
bildungsschulwesens und  auf  dieses  selbst  in  den  Kantonen  einge- 
räumt werden  sollte,  damit  die  Hemmnisse  sich  mehr  beseitigen 
Hessen,  die  der  vollen  Wirksamkeit  des  beruflichen  Bildungswesens 
Eintrag  tun.     Er  führt  dann  folgendes  aus: 

Der  Verwirklichung  der  Erweiterung  des  Aufsichtsrechts  des 
Bundes  steht  indessen  das  verfassungsmässige  Recht  der  Kantone  auf 
die  völlig  selbständige  Verwaltung  und  Gestaltung  ihres  Volksschul- 
wesens entgegen.  Auch  die  direkte  Regelung  der  berührten  Verhält- 
nisse an  den  gewerblichen  Fortbildungsschulen  durch  Verfügungen  des 
Bundes  dürfte  zur  Zeit  noch  Wirkungen  nach  sich  ziehen,  welche  die 
bisher  in  der  Regel  ruhig  und  glatt  sich  vollziehende  Durchfühnnig 
des  BBeschl.  eher  vstören  als  fördern  v.  ürden.  Man  wird  bis  auf  weiteres 
sieh  mit  dem  Misverhältnis,  dass  der  Bund  ZAvar  an  die  Kosten  des 
gewerbhclien  Bildungswesens  einen  erklecklichen  Beitrag  bezahlt,  aber 
ohne  direkten  Einfluss  auf  die  Schulstufe  bleibt,  welche  die  Basis  für 
das  berufliche  Bildungswesen  zu  bilden  hat,  abfinden  müssen.  Glück- 
licherweise fehlt  es  nicht  völlig  an  indirekten  Mitteln  und  Methoden, 
den  vorhandenen  Übelständen  wenigstens  einigermassen  und  langsam 
entgegenzuwirken.  Wir  möchten  daher  am  Prinzip  des  BBeschl.,  dass 
die  Mitwirkung  des  Bundes  an  der  Entwicklung  und  am  Betrieb  des 
gewerblichen  Bildungswesens  nur  einen  freiwilligen,  imverbindlichen 
Charakter  beanspruchen  könne,  festhalten.  Man  muss  auf  die  wachsende 
Einsicht  und  auf  den  guten  Willen  der  Kantone  abstellen,  ihr  Volks- 
schulwesen der  fortschreitenden  Entwicklung  anzupassen  und  nament- 
lich die  fatalen  Lücken  zu  schliessen,  die  noch  vielerorts  zwischen  dem 
letzten  Schuljahr  der  Primarschule  und  dem  praktischen  Fortbildungs- 
unterricht bestehen.  Der  Bund  wird  auch  in  Zukunft  zur  wirklichen 
Förderung  der  gewerblichen  und  industriellen  Berufsbildung  befähigt 
sein;  seine  in  erster  Linie  auf  der  verdienstlichen  Tätigkeit  der  Ex- 
perten beruhende  Kontrolle  kann  wesentliches  zur  Steigerung  der 
Leistungsfähigkeit  der  Anstalten,  zur  richtigen  Anpassung  ihres  Betriebes 
an  den  berufhchen  Unterrichtszweck  leisten.  Die  rechnerische  und 
didaktische  Kontrolle  muss  ungeschwächt  foi-tdauern  und  ist  oft  ge- 
radezu unentbehrlich,  wo  bei  den  Nächstl)eteiligten  die  nötige  Erfahrung 
und  Sicherheit  noch  mangelt.  Dabei  wird  man  sich  auch  ferner  hüten, 
die  initiative  Kraft  der  Kantone,  Gemeinden  und  sonstigen  Interessenten- 
kreise zu  lähmen  und  diese  Faktoren   bureaukratisch  zu  bevormunden. 

Wenn  wir  also  einerseits  daran  festhalten,  dass  der  Bund  sich 
bezüglich  der  Erweiterung  wie  der  Bemessung  seiner  Subventionen  von 
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Fall  zu  Fall  volle  Freiheit  wahre  und  das  ihm  zustehende  Recht  foruieller 
und  materieller  Kontrolle  nicht  schmälern  lasse,  so  sehen  wir  andei'seits 
davon  ab,  Revisionsvorschläge  aufzustellen,  welche  das  Bestinimungs- 
nnd  Aufsichtsrecht  des  Bundes  erweitem  und  wirksamer  gestalten  sollten. 
B  1899  V  568,  hiezu  Th.  Curti  in  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  19(K).  X  S.  41, 

21.  Der  Reg.  des  Kt«.  Basel-Stadt  wurde  vom  BR  im  Jahi'e 
UKK)  die  Zusicherung  erteilt,  dass  der  Bund  auf  Grund  des  BBeschl. 
vom  15.  April  1891  die  in  Basel  zu  errichtende  Handelshochschule 
finanziell  unterstützen  werde.  Hierbei  machte  der  BR  allerdings 
den  Vorbehalt,  dass  die  Frage  offen  bleibe,  ob  nicht  ein  Teil  der 
Ausgaben  für  die  dem  Verwaltungs-  und  Verkehrswesen  dienenden 
Abteilungen  im  Sinne  des  Art.  4:4  des  BGes.  betr.  die  Organisation 
der  Verwaltung  der  BBahnen  vom  15.  Okt.  1897,  A.  S.  n.  F.  XVI 
572,  durch  die  Bundesbahnverwaltung  zu  wagen  sei.      B  11»01  I  78(). 

22.  Das  Gesuch  des  Schweiz.  Vereins  zur  Förderung  der 
Knabenai'beitsschulen  vom  16.  April  1888,  in  welchem  eine  Erwei- 
terung des  Art.  2  des  BBeschl.  vom  27.  Juni  1884  in  dem  Sinne 
angeregt  wurde,  dass  den  Handarbeitsschulen  für  Knaben  in  gleicher 
Weise  wie  den  Fortbildungsschulen  eine  BUnterstützung  gewährt 
würde,  lehnte  die  BVers.  mit  Beschl.  vom  30.  März  1889  auf  An- 
trag des  BR  ab:  ^) 

Wenn  wir  ein  Hindernis  —  sagt  der  BK  in  seinem  Ber.  an  die 
BVers.  vom  19.  März  1889  —  dem  Gesuche,  um  Revision  des  Art.  2  des 
BB  vom  27.  Juni  1884  zu  gunsten  der  Knabenarbeitsschulen  zu  ent- 
sj)reclien,  darin  erblicken,  dass  letztere  nicht  die  gewerbliche  und  indu- 
strielle Berufsbildung  zum  Ziele  haben,  während  der  BBeschl.  einzig 
und  allein  der  Förderung  letzterer  gewidmet  ist,  so  führt  der  Umstand, 
dass  postuliert  wird,  dass  der  Handarbeitsunterricht  zum  Bestandteil 
des  Unterrichts  in  der  Volksschule  gemacht  werde,  zu  einer  weitern, 
nicht  minder  wichtigen  Schwierigkeit.  Verfassungsgemäs  nämlich  ist 
die  Fürsorge  für  das  Volksschulwesen  Sache  der  Kantone,  und  es  dürfte 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  damit  eine  ünanzielle  Unterstützung 
eines  Zweiges  des  Volksschulwesens  durch  den  Bund  ausgeschlossen 
ist,  umso  mehr,  als  eine  solche  ohne  die  Ausübimg  einer  gewissen 
Kontrolle  des  Bundes  nicht  denkbar  wäre. 
B  1889  I  635,  709;  189()  1  718.  bestätigt  in  B  18%  1  799. 

M  Der  Verein  erhielt  für  das  Jahr  ias9  einen  BBeitrag  von  Fr.  KHK) 
zur  Sammlung  der  gesamten  bezüglichen  Literatur,  zur  Publikation  metho- 
discher Arbeiten  und  Studienberichte,  zur  Bildung  einer  Mustersammluntr  von 
Vorlagen  und  Modellen  aus  verschiedenen  Ländern,  B  1890  I  715. 
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VI.  Eisenbahnwesen. ') 

BV  Art.  '2(1  A.  8.  ii.  F.  1  <S. 

B(l  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete  der  Schweiz. 

Eidgenossenschaft  vom  23.  Dez.  1872,  A.  S.  XI  1 «).   —   BG   über   Bau 

und  Betneb  der  scliweiz.  Nebenbahnen  Aom  21.  Dez.  189f>,  A.  8.  n.  F. 

XVIII  42:    rel)ers.  Verh.  BVers.  Dez.  ISW  Nr.  :J5.  vgl.  Erste  Auflage  I, 

8.  44-46.3) 
Bit  betr.  die  Erwerbung  und  den    Betrieb  von    Eisenbahnen  für  Rechnung 

des  Bundes  und  die  Organisation  <ler  Verw^altung  der  Schweiz.  BBahnen 

vom    15.  Okt.  1897.    A.  8.  n.  F.  XVI   553;    Uel)ers.    Verh.   BVers.  Okt. 

1897.  Nr.  8H. 

23.  Z II 1  ä  s s i g k e it  dev  E  i s  e n  b a li n  v e r  s  t a a  1 1  i c h u n g 
o  h  n  e  V  0  r  a  u  s  g  e  h  e  n  d  e  K  o  v  i  s  i  o  n  der  Bundesverfas- 
sung. Die  Frage,  oli  der  Bund  fiberhaupt  berechtigt  sei,  Eisen- 
bahnen zu  l)esitzen  und  zu  betreiben,  ohne  vorerst  auf  verfassungs- 
mässigem Wege  sieh  dieses  Recht  hiezu  einräumen  zu  lassen,  wurde 
vom  BR  in  einem  Xachtrag  vom  15.  Mai  1891  zu  seiner  Botsch. 
betr.  den  Ankauf  von  Centralbahnaktien  bejaht,  B  1891  II  841. 
Denselben  Standpunkt,  unter  Wiederholung  seiner  früheren  Ai'gu- 
mentation,  vertritt  der  BR  auch  in  der  sog.  Rückkauf botschaft  vom 
25.  März  1897,  von  der  Ansiclit  ausgehend,  dass  die  Frage  durch 
Art.  23  der  BV  in  ganz  klarer  Weise  entschieden  sei.    Er  führt  aus: 

Gegenüber  der  Bestimmung  d(»s  Ai*t.  23,  der  wörtlich  aus  der  BV 
1848  in  die  jetzige  aufgenommen  wurde,  könnte  das  Recht  des  Bundes 
zum  Besitz  imd  Betrieb  der  Eisenbahnen  nur  zweifelhaft  sein,  wenn 
die  Eisenbahnen  überhaupt  nicht  als  öifentliche  Werke  gelten  könnten, 
oder  wenn  sie  luis  besondern  Gründen  nicht  in  dem  Wortlaut  der  BV 
inbegriffen  wären. 

Zu  der  ersten  Annahme  liegt  offenbar  kein  Grund  vor,  denn  es 
lässt  sich  wohl  kaum  eine  Unternehnumg  denken,  welcher  der  Charakter 
der  Öffentlichkeit  und  der  Gemeinnützigkeit  in  höherem  Masse  zu- 
käme, als  einer  Eisenbahn,  zumal  für  den  Fall,  dass  der  Bund  den  Besitz 
aller  oder  doch  der  hauptsächlichsten  Eisen])ahnen  des  Landes  erwirbt. 
Die  gegenteilige  Auffassung  wäre  nur  dann  berechtigt,  wenn  nach- 
gewiesen würde,  dass  es  im  Willen  und  der  Absicht  der  konstituieren- 

M  V^^l.  A.  Sichler.  Schweiz.  Eisenluihii-Litteratnr  lcS30— UK)1,  Bi]»li«>- 
graj)hie  der  schweiz.  Laudeskinulc,  Bern  19()2.  R.  Herold,  Der  Schweiz. 
Bund  und  die  Eisenhahnen.  Münchener  Volkswirtschaftliche  Studien  11», 
Stuttgart  li)02. 

2)  Vgl.  Hürliniann,  Die  eidg.  Eisenbahngeset/gehnng  (bis  Ende  IJSST)}. 
Zürich  1S87. 

^)  Vgl.  C).  Huber,  Die  Konzessicmserteiluug  für  Strasseneisenbahn- und 
Traniway-Unternehnuuigen,  Zürich  1HS8. 
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den  Behörden  gelegen  habe,  die  Eisenbahnen  nicht  unter  die  in  Art.  21 
der  BV  von  1848  genannten  öffenthchen  Werke  zu  begreifen. 

Wir  sind  aber  der  Ansicht,  dass  sich  der  Beweis  des  Gegenteils 
in  strengster  Weise  führen  lasse.  Der  heutige  Art.  23  der  BV  wurde 
in  seinem  genauen  Wortlaut  schon  von  der  Revisionskommission  der 
konstituierenden  Tagsatzung  (1848)  vorgeschlagen.  In  ihrem  den  Ver- 
fassungsentwiu-f  begleitenden  Ber.  vom  26.  April  1848  (S.  25)  erklärt 
die  Komm,  über  diesen  die  ötfentlichen  Werke  betreffenden  Artikel: 

«Die  Eidgenossenschaft  kann  auf  ihre  Kosten  öffentliche  Werke 
eiTichten  oder  die  Errichtung  derselben  unterstützen  und  zu  diesem 
Zwecke  gegen  Entschädigung  das  Recht  der  Expropriation  geltend 
machen.  Bei  diesem  Artikel  hatte  man  besonders  die  Einfühnmg  von 
Eisenbahnen  im  Auge.>' 

Bei  der  Beratung  des  Komm.-Entw.  durch  die  Tagsatzung  wurde 
dieser  Gesichtspunkt  aufs  neue  hervorgehoben  (Eidg.  Abschied  1847, 
IV  S.  184). 

Gegenüber  diesen  Erklärungen  und  dem  klaren  Wortlaut  des  un- 
A-erändert  angenommenen  Artikels  findet  sich  nirgends  eine  Spur,  dass  die 
gegenteilige  Meinung  auch  nur  geäussert  worden  sei,  es  dürfen  unter 
dem  Ausdrucke  «Öffentliche  Werken  die  Eisenbahnen  nicht  verstanden 
werden.  Vielmehr  ist  es  Tatsache,  dass  sämtliche  bestehenden  Eisen- 
bahnen auf  Grund  des  Art.  28  (Art.  21  der  BV  von  1848),  d.  h.  danun 
zu  Stande  gekommen  sind,  w^eil  sie  als  öffentliche  Werke  betrachtet 
und  erklärt  wurden.  Das  Eisenbahnges.  enthält  in  Art.  12  in  Ueber- 
einstimmung  mit  Art.  6  des  alten  Gesetzes  vom  27.  Juli  1852  die  Vor- 
schrift: «Die  BGesetzgebung  über  die  Verpflichtung  zur  Abtretung  von 
Privat  rechten  findet  auf  alle  vom  Bunde  konzedierten  Eisenbahnen  ihre 
Anwendung.»  Und  das  eidg.  Expropriationsgesetz  vom  1.  Mai  185() 
wurde  in  Ausführung  des  Art.  21  der  BV  von  1848  erlassen  und  nach 
Art.  1  anwendbar  erklärt,  «wenn  kraft  Art.  21  der  BV  entweder  öffent- 
liche Werke  von  Bundeswegen  errichtet  werden  oder  die  Anwendung 
dieses  BGes.  auf  andere  öffentliche  Werke  von  der  BVers.  beschlossen 
wird.^> 

Durch  die  Anwendung  dieser  Gesetzesvorschriften  sind  demnach 
die  .sämtlichen  bestehenden  Privat  bahnen  ganz  ausdrücklich  als  «öffent- 
liche Werke»  erklärt  und  durch  die  Verleihung  des  Expropriations- 
rechtes im  Sinne  des  Art.  23  der  BV  «unterstützt»  w^orden.  Daraus 
folgt  doch,  dass  die  Eisenbahnen  auch  im  Besitze  des  Bundes  öft'ent- 
liehe  Werke  sind,  und  dass  somit  auch  der  Bund  das  Recht  hat,  die- 
selben nicht  bloss  zu  errichten,  sondern  infolgedessen  auch  zu  erwerben, 
zu  besitzen  und  zu  betreiben;    wäre   dies   nicht   der  Fall,  so  hätte  der 
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in  allen  Konzessionen  aufgenommene  Vorbehalt  des  Rückkaufes  gar 
keinen  Sinn. 

Dieses  Recht  des  Bundes  ist  auch  bei  den  sehr  erschöpfenden 
V^erhandlungen,  die  im  Jahre  1852  ftber  Staatsbau  und  Privatbau  statt- 
liatten,  von  den  Vertretern  des  letztern  nie  mit  einem  Worte  in  ZAveifel 
gezogen,  sondern  im  Gegenteil  ausdrücklich  anerkannt  worden,  wie 
aus  dem  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  1.  Mai  1852  deutlich  hervor- 
geht. Nur  die  Pflicht  des  Bundes  gemäss  Art.  21  der  BV  Eisenbahnen 
zu  bauen,  wurde  in  Abrede  gestellt,  ausdrt'u'klich  aber  zugegeben,  <  dass 
allerdings  auch  dem  Bimde  die  Befugnis  zustehe,  Eisenbahnen  von 
Bundeswegen  zu  bauen,  dass  es  aber  zunä(*hst  seine  Sache  sei,  die 
Kantone  in  ihren  mittel-  oder  unmittelbaren  Eiseubahnunternehmungen 
zu  unterstützen.»  B  1852  II  93. 

Über  die  verfassungsmässige  Zulässigkeit  des  Rückkaufes  kann 
um  so  weniger  ein  ])egründeter  Zweifel  bestehen,  wenn  mit  Art.  2H 
der  BV  Art.  2()  dei-selben  zusammengehalten  wird,  der  lautet: 

tfDie  Gesetzgebung  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen 
ist  Sache  des  Bundes.  > 

Wenn  dieser  Artikel  auch  in  erster  Linie  die  ausschliessliche 
Kompetenz  des  Bundes  in  Eisenbalmsachen  gegenüber  den  frühem 
Befugnissen  der  Kantone  zum  deutlichen  Ausdruck  bringt,  ist  doch 
so  viel  klar,  dass  die  Absicht  der  BVers.  keinesnvegs  dahinging,  iVw 
bereits  bestehende  Rechtsstellung  des  Bundes  bezüglich  der  Eisen - 
])ahnen  zu  schwächen  luid  zu  mindern.  Jedenfalls  wollte  der  Bund 
nicht  die  ihm  laut  den  Konzessionen  bereits  zustehende  Befugnis  aus 
der  Hand  geben,  je  weilen  auf  den  konzessionsgemässen  Termin  die 
Bahnen  zurückzukaufen.  Wenn  sich  hinsichtHch  des  freihändigen  Rück- 
kaufes und  der  Ex])r()priation  sogar  Gifmde  für  die  Notwendigkeit 
einer  Verfassungsrevision  anführen  Hessen,  bestehen  solche  sicher  nicht 
für  den  konzessionsgemässen  Rückkauf,  welcher  seit  1S52  allseitig  als 
konstitutionell  durchaus  zulässig  erachtet  und  daher  in  das  BH  über 
den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  vom  27.  Juli  1852  inid  in  alle 
Konzessionen  aufgenommen  worden  ist.  Es  nuiss  ^(^«^enüber  der  mehr 
als  vierzigjährigen  auf  Gesetz  beruhenden  Praxis  der  BVers.  di(»  Aus- 
legung denn  doch  als  unrichtig  bezeichnet  werden,  die  BVers.  habe  dem 
Bund  das  Recht  des  Rückkaufes  nur  theoretisch  für  den  Fall  wahren 
wollen,  dass  in  irgend  einer  spätem  Zukunft  die  verfassungsmässige 
(rrundlage  für  denselben  erst  neu  würde  geschatfen  werden.  Wie  be- 
reits nachgewiesen,  stellt  eine  solche  Interi)retation  im  Widerspruche 
mit  allen  früh(»m  Kundgebungen  der  Bundesbehörden. 

W(?nn  wir  somit  der  Ansicht  sind,  dass  die  BVers.  gemäss  der 
bestehenden  Verfassung  kom])etent  ist,  den  k(mzessi(msgemässen  Rück- 
kauf zu  beschli(?ssen,  halten  wir  anderseits  dafür,  dass  dieser  Beschluss 
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in  der  Form  eines  Bundesgesetzes  zu  erlassen  ist,  welches  dem  fakul- 
tativen Referendum  untersteht.  Für  diesen  Standpunkt  ist  die  poli- 
tische  Erwägung  entscheidend,  dass  der  Übergang  vom  Privatbahn- 
syst^m  zum  Staatsbahnbetrieb  eine  Frage  von  so  hoher  volkswii^tschaft" 
lieber  und  pohtischer  Bedeutung  ist,  dass  dieselbe  nur  in  Übereinstim- 
mung mit  der  Mehrheit  des  Schweizervolkes  befriedigend  gelöst  werden 
kann,  und  dass  ein  Ausschluss  der  Volksabstimmung  gegenüber  der 
demokratischen  Entwicklung  der  eidgenössischen  Politik  durchaus  nicht 
angeht.  Dieser  Grund  scheint  uns  so  ausschlaggebend  zu  sein,  dass  wir 
von  weitem  Erörterungen,  welche  die  formelle  Seite  der  Frage  be- 
treifen, glauben  Umgang  nehmen  zu  dürfen.  B  1897  II  343. 

In  den  eidg.  Räten  waren  es  namentlich  Reichlin,  Romedi, 
Kuntschen  und  Schaller,  die  im  Gegensatz  zur  Ansicht  des  BR 
die  Notwendigkeit  einer  vorausgehenden  Revision  der  BV  betonten, 
während  Benziger,  Brosi,  Ceresole,  Keel,  Scherb  u.  a.  die  Auf- 
fassung des  BR  vertraten.     Bundesrat  Zemp  erklärte: 

Beim  Erscheinen  der  Rückkaufsbotschaft   wurde  sofort   die  Kon- 
stitutionalität  derselben  bestritten  .  .  .   Ich  persönlich  hatte  zu  Anfang 
der  Untersuchungen    ebenfalls   die   Meinung,    dass    die   Konstituierung 
eines  verfassungsmässigen  Rechtes  voranzugehen  habe,    und    hatte   ])ei 
der   gi'ossen  Expertenkomm.  einen    dahinzielenden  Antrag    eingereiclit. 
Allein  die  Diskussion  in  der  Expertenkomm.  imd  noch  mehr  die»  nach- 
folgenden eingehenden  Untersuchungen,    die   ich    angestellt   habe,    be- 
lehrten mich,  dass  der  Bund  auf  Grund  des  Art.  23  der  BV  berechtigt 
sei,  vom  konzessionsgemässen  Rückkaufsrecht  Gebrauch  zu  machen. 
Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1897,  VII  S.  917.  almlieh  S.  :iV2:  vgl.  ferner 
S.  230-233  (Reichhn),   339    (Romedi),   KU    (Kuntschen),    9U    (Sehaller), 
856   (Scbobinger),   859   (Theraulaz);   236   (Wirz,    zweifelhaft):    anderseits 
8.233  (Scherb),  828  (Gaudard),  835  (Benziger),  852  (Keel),  874  (v.  Planta), 
907  (Ceresole),  912  (Brosi). 

24.    K  o  n  z  e  s  s  i  o  n  s  g  e  m  ä  s  s  e  r   Rückkauf    der  Eisen- 
bahnen   und    das    Rechnungswesen    der    Eisenbahn - 

gesellschaf  tenJ) 

BBeschl.  vom  24.  April  1883  betr.  die  Frage  des  Rückkaufs  der  Schweiz.  Eisen- 
bahnen,  A.  S.  n.  F.  VII  109. 

BG  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahngesellschaften  vom  21.  Dez.  IHS^ 
(jetzt  aufgehoben),  A.  S.  n.  F.  VII  429.  -  Botsch.  des  BR  an  die  BVers. 
vom  6.  März  1883  betr.  I.  die  Frage  des  Rückkaufs  der  Schweiz.  Eisen- 
bahnen und  II.  den  BGEntw.  über  die  Beaufsichtigung  des  Rechnungs- 
wesens der  Eisenbahngesellschaften,  B  18KJ  12(>8;  Bericht  der  Konun.  des 
StR  (Wirz)    betr.  den  Rückkauf   der   Schweiz.  Eisenbahnen  vom  3.  April 

^)  Vgl.  auch  die  Rückkaufsbotsch.  vom  25.  März  1897,  B  1S97  11  25.^ 
bis  261 :  Konzessionsgemässer  Rückkaufstermin  von  1883/1^88. 
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l.SK^.  B  IHKJ II 538;  Bericht  des  BR  an  Dr.  S.  Kaiser,  Präsident  der  nationalr. 
Komm,  in  Sachen  des  Rückkanfs  der  Eisenbahnen,  A'om  12.  April 
1883,  B  1883  II  91-2;  Bericht  der  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  (Kaiser) 
vom  17.  April  1883,  B  1883  II  921 ;  Bericht  des  Herrn  Curti  vom  18.  April 
1883,  B  1883  II  929.  —  Bericht  des  BR  an  den  Schweiz.  StR  betr.  das  Rech- 
nungswesen der  Eisenbahndirektionen  vom  11.  Mai  1883,  B  1883  II  9(>9; 
Bericht  der  Mehrheit  der  Konnn.  des  StR  (Wirz)  vom  26.  Juni  1883  betr.  den 
BGEntw.  Aber  die  Beaufsichtigung  des  Rechnungswesens  der  Eisenbahn- 
;^esellschaften.  B  1883  IV  317;  Bericht  der  Konnn.  des  NR  (Kaiser)  über 
diesen  BGEntw.  vom  2(>.  Okt.  1883,  B  188,3  IV  :381.  — B  188:^  II  319,  1884 
II  434  IV  18(),  1885  II  379.  —  Anregung  zur  Revision  des  BG  vom  21.  Dez. 
188:3,  B  1889  II  237,  1891  I  Ö93. 

BG  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  vom  27.  März  189(>.  A.  S.  n. 
F.  XV  517.  —  Botsch.  des  BR  an  die  BVers.  vom  11.  Nov.  1895,  B  1895 
IV  53;  Verhandlungen  der  BVers.  im  Stenogr.  Bulletin  18f>5,  V  70t),  IHm, 
VI  1,  182.219.  Volksabstimmung  vom  4.  Okt.  1896  über  dieses  BG.  B  189(5 
IV  V^i. 

Mit  dem  1.  Mai  1888  wurde  für  eine  Anzahl  Schweiz.  Eisen- 
hahnen der  Rückkaufstermin  fällig,  und  es  hatte  die  Eidgenossen- 
scliaft  gemäss  den  Vorschriften  der  Konzessionen  sich  bis  zum 
1.  Mai  188^5  darüber  schlüssig  zu  machen,  ob  sie  von  der  Kündi- 
gung Gebrauch  machen  wolle. 

Auf  Grund  des  in  der  Botsch.  vom  (>.  März  1883  niedergelegten 
Nachweises  in  Hinsicht  auf  die  zum  Rückkauf  fälligen  Bahnen : 

1.  dass  das  Anlagekapital  der  sämtlichen  Bahnen  zu  hoch  be- 
rechnet ist,  und  dass  der  Bund  genötigt  wäre,  im  Falle  des 
Rückkaufes  eine  Reduktion  von  annähernd  85  Millionen  Franken 
zu  verlangen, 

2.  dass  die  von  den  Bahnen  im  Durchschnitt  der  letzten  zehn 
Jahre  l)ezahlten  Dividenden  gegenüber  dem  wirklichen  Ertrage 
ebenfalls  als  zu  hoch  erscheinen  und  daher  für  die  Zukunft 
ehi  wesentlich  geringerer  Ertrag  in  Aussi(*ht  genommen  wer- 
den muss, 

8.  dass  bei  dem  durch  die  Konzessionen  vorgeschriel)enen  Rück- 
kaufsverfahren und  dem  Mangel  gesetzlicher  Vorschriften  über 
die  Bestimmung  der  Rückkaufssumme  jede  Gewähr  dafür  man- 
gelt, dass  der  Kaufpreis  dem  wirklichen  Werte  und  Ertrage 
angemessen  sein  werde, 
gelangte  der  BR  zum  Schlüsse : 

dass  zur  Zeit  auf  den  konzessionsgemässen  Rückkauf  der 
Bahnen  nicht  eingetreten  werden  kann,  ohne  den  Bund  grossen 
finanziellen  Gefahren  preiszugel)en.  B  188:3  I  321. 


t*  T""l 
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Die  BVers.  pflichtete  den  Anschauungen  des  BK  l)ei.  und  dem 
Antrag  des  BR  entsprechend  beschioss  sie  den  21.,  24.  April  188:^: 
Von  dem  Rechte  der  Kündigung  der  ialHgen  Konzessionen 
und  des  Rückkaufes  der  Eisenl)almen  wird  zur  Zeit  kein  Ge- 
brauch genuichtJ) 

Gleichzeitig  ergab  sich  aber  dem  BR  das  weitere  Resultat  au> 
seinen  Untersuchungen,  dass  zur  Sicherung  der  volkswirtschaft- 
Hchen  Interessen,  denen  die  Bahnen  zu  dienen  bestinunt  sind,  sowie 
zum  Schutze  des  Landeskredites  die  finanzielle  \'erwaltung  der 
Bahnen  einer  gesetzli(*h  geordneten  staatlichen  Aufsicht  unterstellt 
werden  sollte.  B  1.sk3  I  822. 

Der  BR  legte  daher  der  BVers.  den  Entw.  eines  BG  I)eti-. 
die  Aufsicht  über  das  Reclmungswesen  der  Eisenbahngesellschaften 
vor.  Aus  den  Beratungen  der  eidg.  Räte  ging  dieser  Entw.  d(*n 
21.  Dez.  1883  als  BG  über  (bis  Rechiumgswesen  der  Eisenl)ahn- 
gesellschaften  hervor. 

Zur  rechtlichen  Begründung  dieses  Gesetzes  enthält  die  Botsch. 
des  BR  vom  (>.  März  18Si  folgende  Erörterungen: 

Dem  Bunde  als  Aufseher  und  Wächter  über  die  Eisenbahnen 
kommt  kein  Recht  zu,  vcm  dem  Richter  die  Anwendung  der  durch  das 
eidg.  OR  aufgestellten  Verwaltungs-  und  Rechnungsgrundsätze  seitens  der 
Eisenbahngesellschaften  zu  verlangen,  und  es  wäre  den  Interessen,  die 
er  zu  vertreten  hat,  auch  damit  nicht  gedient,  wenn  ihm  ein  solches 
Recht  eingeräumt  würde.  Die  Interessen  des  Staates  im  Eisenbahn- 
wesen sind  keine  fiskalischen,  sondern  staatliche,  dem  öffentlichen  Ver- 
kehr dienende,  gerade  wie  im  Strassenwesen.  Der  Staat  hat  für  gehörige 
Erstellung  der  Bahnen,  soAvie  für  ihren  baulichen  und  finanziellen  Be- 
stand auch  dann  zu  sorgen,  wenn  er  den  Bau  imd  Betrieb  an  Privat- 
gesellschaften überlässt,  und  er  hat  sich  diese  unveräusserlichen  Rechte 
auch  durch  die  Konzessionen  und  die  Gesetzgeinmg  gewahrt.  Die  Aus- 
übung dieser  Befugnis  kann  aber  nicht  von  richterlichen  Entscheiden 
abhängig  gemacht  werden;  das  Kecht,  den  durch  Missgriffe  der  Ver- 
waltung gefährdeten  Bestand  eiuer  Bahn  zu  sichern,  ist  ein  öffentliches 
und  daher  den  Vollziehungsbehörden  des  Staates  direkt  zuständiges  und 
auch  von  ihnen  auszuübendes. 

Diese  Befugnisse  .sich  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  ein- 
räumen zu  lassen,  ist  der  l^und  befugt;  er  hat  darauf  durch  die  Kon- 
zessionen in  keiner  Weise  verzichtet.  Es  besteht  nicht  eine  einzisre 
Konzession,  in  welcher  eine  Bestimmung  ü])er  das  Verhältnis  vorkam*. 


M  Vgl.  Erste  Auflage  I,  S.  52,  58. 


46  Teil  I.    Kapital  1.    $  VI.    Nr.  24. 

nach  welcher  der  jährliche  Ertrag  einer  Eisenbahn  einerseits  auf  die 
Unternehmung  und  anderseits  zu  gunsten  der  Aktionäre  zu  ver- 
wenden ist. 

Die  Teilnehmer  einer  Eisenhahngesellschaft  dürfen  verlangen,  dass 
ihnen  der  «Reingewinn»  des  Unternehmens  als  Di^ddende  überlassen 
werde;  sie  sind  darum,  dass  sie  eine  staatlich  konzessionierte  Gesell- 
Schaft  bilden,  nicht  minderen  Rechts,  als  die  Teilnehmer  an  irgend 
einer  anderen  Aktiengesellschaft.  Der  öffentliche  Charakter,  welcher 
der  staatlich  konzessionierten  Gesellschaft  innewohnt,  macht  sich  nur 
in  der  Sorge  des  Staates  geltend,  dass  der  Anteil,  welchen  die  Aktionäre 
an  dem  Jahresertrag  beziehen,  sich  auf  diesen  ihnen  privatrechtlich 
allein  zukommenden  Reingewinn  beschränke.  Dieser  Pflicht  kann  sich 
der  Staat  entschlagen,  wo  es  sich  um  Gesellschaften  mit  ausschliesslich 
privaten  Zwecken  handelt,  obschon  er  auch  in  diesem  Falle  den  Be- 
teihgten  in  dem  bürgerlichen  Gesetz  die  Befugnis  einräumt,  für  den 
Bestand  der  Gesellschaft  genau  mit  den  gleichen  Mitteln  zu  sorgen, 
welche  er  gegenüber  der  konzessionierten  (Gesellschaft  anzuwenden  für 
seine  Pflicht  erachtet  .... 

Die  Behauptimg,  dass  der  Staat  durch  die  ihm  einzuräumenden 
Rechte  zum  Richter  in  eigener  Sache  gemacht  werde,  ist  unbegründet. 
Es  ist  gegen  eine  solche  Auffassung  zu  erinnern,  ditss  es  sich  in  dem 
vorliegenden  Falle  nicht  um  streitige  Verhältnisse  zwischen  zwei  Par- 
teien, also  nicht  um  ri(»hterliche  Entscheide,  sondern  um  Ausübung 
hoheitlicher  Rechte  handelt,  bei  denen  auch  die  bisherige  Gesetzgebung 
den  Eisenbahngesellschaften  nie  irgend  eine  Mitwirkung  oder  ein  Be- 
streitungsrecht eingeräumt  hat  .... 

Vgl.  Ai-t.  14,  80,  31  des  Eisenbahnges.,  Art.  207  des  MiHtärorg.-Ges. 

Die  Aufsicht,  welche  der  Bund  in  Bezug  auf  das  Rechnungs- 
wesen der  Bahnen  in  Anspruch  nimmt,  übt  er  als  eüi  hoheitliches 
Recht,  das  ihm  weder  \o\\  den  beaufsichtigten  Bahnen  bestritten,  noch 
von  einem  richterlichen  Spruche  abhängig  gemacht  werden  kaim;  der 
BR  ist  in  der  Ausübung  dieses  wif»  anderer  hoheitlicher  Rechte  nur 
an  das  Gesetz  gebunden  und  der  Oberaufsicht  der  BVers.  (BV  Ai*t.  85, 
Ziff.  11)  unterworfen 

Durch  die  jetzige  Gesetzgebung  ist  im  Rechnungsw^esen  der  Bahnen 
das  öffentliche  Interesse  dem  Schutz  der  Aktionäre  anheimgegeben, 
wM^lche  zwar  die  Befugnis  haben,  dtisselbe  zu  wahren,  aber  um  des 
eigenen,  wenngleich  nur  augenblicklic^hen  Vorteils  willen  geneigt  sein 
werden,  es  preiszugeben ;  indem  durch  das  neue  Gesetz  die  Besorgung 
der  öffentlichen  Interessen  dem  Bund  überti'agen  wird,  soll  gleichzeitig 
vorgesorgt  wc^-den,  dass  nicht  der  mngekehrte  Fall  eintrete  und  bei 
der  Wahrung  dei-  öffentlichen  Interessen  diejenigen  der  G(»sellschaften 
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beeinträchtigt  werden.  Deshalb  soll  .  .  .  die  Gesellschaft  den  Schutz 
des  Richters  gemessen ;  der  Richter  soll  gegebenen  Falles  dafür  sorgen, 
dass  der  BR  seine  Aufsichtsrechte  nur  in  dem  Kreise  ausübe,  weh^hen 
ihm  das  Gesetz  anweist  .... 

Es  ist  am  Orte  daran  zu  erinnern,  dass  die  Vorschriften  der  BV 
vom  Jahr  1848,  sowie  diejenigen  der  jetzt  geltenden,  in  Bezug  auf  die 
analoge  Aufsicht  über  die  Strassen  und  Brücken  genau  von  den 
gleichen  Grundsätzen  ausgehen,  welche  in  dem  Entwürfe  des  BG  über 
das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  zur  Anwendung  kommen. 
Vgl.  Art.  85,  26  und  38  der  BV  vom  Jahr  1848  und  Art.  87  und  3<) 
der  BV  von  1874. 

Die  Oberaufsicht  über  das  Strassenwesen,  welche  in  Art.  80  der 
BV^  dem  Bunde  eingeräumt  ist,  gründet  sich  keineswegs  auf  ein  kon- 
stitutionelles Recht  der  Gesetzgebung  über  den  Bau  und  Betrieb  der 
Strassen,  welche  der  Eidgenossenschaft  zustünde.  Dieses  Recht  ist 
vielmehr  in  seinem  ganzen  Umfange  ein  Souveränetätsrecht  der  Kan- 
tone, welche  daher  ftir  den  Bau  der  Strassen  auch  keiner  eidg.  Kon- 
zession bedürfen.  Das  Oberaufsichtsrecht  stützt  sich  nach  dem  Wort- 
laut der  BV  ausschliesslich  auf  das  Interesse,  welches  der  Bund  an 
der  Erhaltung  der  Strassen  hat. 

Mit  diesem  Interesse,  welches  in  gleicher  Weise  auch  an  der 
«Erhaltung»  der  Eisenbahnen  besteht,  verbindet  sich  eine  ganz  andere 
Rechtsstellung  des  Bimdes,  als  sie  ihm  in  Bezug  auf  die  Strassen  ein- 
geräumt ist.  Nach  Art.  26  der  BV  ist  die  Gesetzgebung  über  den  Bau 
mid  Betrieb  der  Eisenbahnen  Bundessache.  Der  Bund  beherrscht  mit 
seiner  Gesetzgebung  dieses  ganze  Gebiet  mit  völligem  Ausschluss  der 
Kantone;  che  Eisenbahnen  können  nur  mit  seiner  Bewilligung  gebaut 
und  nach  seinen  Anordnungen  betrieben  werden,  und  ihm  liegt  daher 
auch  die  Ptiicht  ob,  die  Erhaltung  der  Bahnen  gleich  derjenigen  der 
Strassen  nicht  bloss  zu  fordern,  sondern  seiner  Forderung  auch  die 
nötige  Nachachtung  zu  verschaffen.  Durch  die  jetzige  Gesetzgebung 
geschieht  nur  das  erstere.  Das  Eisenbahngesetz  verlangt,  dass  die 
Bahnen  in  einem  die  nötige  Sicherheit  gewährenden  Zustimde  erhalten 
imd  dem  Bedürfnis  entsprechend  mit  Verkehrsmitteln  ausgerüstet 
werden ;  es  verpflichtet  auch  den  Biuid,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Ver- 
waltungen diesen  Verbindüchkeiten  nachkommen.  Dabei  lässt  es  aber 
das  Gesetz  bewenden.  Wenn  eine  Eisenbahngesellschaft  entgegen  dem 
Gesetz  und  der  Konzession  ihre  Pflicht  nicht  erfüllt,  so  hat  der  Bund 
kein  Mittel  sie  dazu  zu  zwingen,  wie  dieses  in  Bezug  auf  die  Strassen 
den  Kantonen  gegenüber  der  Fall  ist.  Statt  die  Vollziehung  der  Be- 
schlüsse des  Bundes  und  damit  die  gehörige  Erhaltung  einer  Bahn  zu 
sichern,    knüpft,   das    Eisenbahngesetz    (Art.  28)    an    die    Renitenz    der 
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Eiseiibahiigesellscluiften  das  Erlöschen  der  Konzession  und  die  Xei- 
Steigerung  der  Bahn.  Ebensowenig  gibt  es  dem  Binid  ein  Mittel  an 
die  Hand,  dagegen  einzuschreiten,  wenn  ein  p]isenbahnunternehnien 
durch  die  finanzielle  Verwaltung  geschädigt  und  dem  Ruin  entgegen- 
geführt  wird.  Diese  bedenkli(!he  Lücke  will  das  vorgeschlag<?ne  (Tcsetz 
ergänzen.  Die  Mittel,  welche  gegen  die  konzessionierten  Gesellschaften 
zum  Zwecke  der  Erhaltung  der  Eisenbahnen  zur  Anwendung  k<minien, 
sollen  nicht  weniger  wirksam  sein  als  diejenigen,  welche  d(MU  Bund 
gegenüber  den  in  dieser  Sache  souveränen  Kantonen  im  Strassenwesen 
zu  Gebote  stehen.  H  18«8  1  299. M 

Der  Ber.  der  Konun.  des  NR  (S.  Kaiser)  hebt  folgende  Grund- 
gedanken des  GEntw.  besonders  hervm*: 

Die  Privattätigkeit,  wx»lche  ihr  Geld  in  die  Eisenbahnen  gegeben, 
soll  nicht  gelähmt,  die  Privatrechte  sollen  gewahrt  werden.  Der  Staat 
aber  hat  zu  sorgen,  dass  nicht  durch  eine  ungerechtfertigte  Ausbeutung 
derselben  das  öffentliche  Interesse  geschädigt  werde.  Die  Pnvatrecht(i 
sollen  in  den  Stand  gesetzt  werden,  ihre  mit  den  Konzessionen  über- 
nommenen Verpflichtungen  bleibend  (erfüllen  zu  können.  Man  kann 
nicht  wohl  annehmen,  dass  es  nur  in  den  einseitigen  Willen  der  Ge- 
sellschaft gehegt  s<?in  könne,  ihre  Verpflichtungen  zu  IxMnesscMi  und  nach 
Gutdünken  zu  erfüllen.  B  1H«8  IV  :iSL>. 

Und  der  Berichter.statter  der  Konun.  d(»s  StR  (Tb.  Wirz).  die 
Kompetenz  des  Bundes  aus  Art.  2(5  der  BV  herleitend,  sagt : 

In  höchster  Allgemeinheit  verlieh  die  Bundesakte  der  Eidg.  die 
(iesetzg<?bungshoheit  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen.  Zum 
Betrieb  eines  Geschäftes  geluh-t  vor  allem  und  jedem  (ireld.  Die  Pjsen- 
bahnen  sind  ihrer  ganzen  Natur  nach  ein  ötfentliclu^s  Institut,  die 
Kompagnien  sind  mit  den  weitestgehenden  R(M.-hten,  mit  der  Polizei- 
hoheit und  dem  Exiu'opi'iationsrecht,  ausgestattet.  Alle  konzessicms- 
gemässen  Rechtsamen  haben  ihre  (Quelle  in  der  Staatshoheit,  im  (4egen- 

M  Der  StR  hatte  zunäclist  den  4.  Ai)ril  l.SNJ  den  Heschl.  gefasst:  Art.  1 
Von  dem  Hechte  des  Hückkanfs  der  Schweiz.  Eisenhahnen  wird  znr  Zeit  kein 
Gehranch  gemacht.     Art.  2.    I)ies(u*  Besehlnss  wird  nach   Art.  SU  <ler  HV  als 
diinglich  erklärt. 

Gegen  die  sen  Besehlnss  wendete  sieh  der  Her.  der  Komm,  des  SU  vom 
17.  Aj>ril  1HS3  mit  folgenden  Worten: 

Die  Konun.  hält  es  nicht  am  Orte,  einen  Heschluss  zn  fassen,  wo  keine 
Rechtsverhaltnisse  jreändert  oder  geschaffen  werden  sollen.  Wird  eine  Mit- 
teilnng  an  die  Kisenbahngesellscliaften  nicht  gemacht,  s<>  bleibt  es  in  Bezng 
auf  das  p]ij;entnm  der  Kisenbahnen  heim  alten.  Es  ist  <la  nichts  zn  be- 
sehliessen.  Wenn  etwas  g<'ändert,  wenn  vom  Recht  des  Rückkaufs  CJehranch 
gemacht  werden  wollte,  dann  nn'issten  ein  oder  mehrere  Besehlüssc»  gefasst 
werden.  Nach  unserer  Auffassung  ist.  wenn  infolge  der  Botsch.  des  BR  Knt- 
schliessnngen  zn  einem  Rückkäufe  nicht  gefasst  wenh^n  wollen,  es  höchstens 
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siitz  zu  den  reinen  Privatrechten.  Die  konzessionsgemässen  staatlichen 
Zugeständnisse  wurden  gegeben,  auf  dass  ungemein  intensive  und 
wichtige  Pflichten  gegenüber  Staat  und  Volk  erfüllt  werden,  und  danim 
muss  der  Staat  in  allererster  Linie  dafür  Sorge  tragen,  dass  nicht  der 
Egoismus  die  materielle  Unterlage  zu  einer  energischen  und  treuen 
Erfüllung  dieser  Pflichten  erschüttere  und  paralysiere.      B  1888  III  ::U1. 

25.  Verstaatlichungsversuche  während  der  Jahre 
1886—1891.  Die  sog.  Rückkaufsbotsch.  dos  BR  vom  25.  März  1W)7 
enthält  über  die  Versuche  der  Bundesbehörden  während  der  Jahre 
1886  —  1891  die  Schweiz.  Eisenbahnen  zu  erwerben  folgende  amt- 
liche Darstellung: 

1.   Verhandlungen  über  Ankauf  der  Nordostbahn, 

188()-1888. 

Da  der  BR  in  den  Ac^htziger  Jahren  der  Ansicht  war,  dass  der  kon- 
zessionsgemässe  Rückkauf  der  Schweiz.  Eisenbahnen  aus  finanziellen 
Gründen  untunlicli  sei  und  nur  der  Weg  der  vertragsmässigen  Erwer- 
bung Erfolg  haben  könne,  benützte  er  die  sich  bietende  Gelegenheit, 
mit  der  Verwaltung  der  Schweiz.  Nordostbahngesellschaft  in  Verband- 
lungen  betr.  die  Übernahme  der  Nordostbahnimternehmung  durch  den 

am  Orte,  im  Protokoll  in  zustimmendem  Sinne  zu  der  Botsch.  Vormerkung 
zu  nehmen.  Hö<*hst  eigentümlich  ist  es  aber,  die  gewählte  Besclilussesformel 
mit  Dringlichkeitsklausel  zu  versehen.  Nichts  kann  doch  nicht  dringlich  sein. 

B  1883  II  im. 

Die  Mehrheit  der  Komm,  des  NU  schlug  übrigens  ihrerseits  vor,  durch 
einen  BBeschl.,  der  dringlich  erklärt  würde,  zu  handen  der  betr.  Eisenliahngesell- 
schaften  zum  Zweck  des  Rückkaufs  der  Eisenbahnen  (Uuvh  den  Bund  die 
konzessionsgemäss  vorgeschriebenen  Mitteilungen  anzuordnen,  den  BR  zu 
ermächtigen,  die  Abkttndiginig  der  Konzessionen  anzumelden,  und  sodann  in 
einem  zweiten  BBeschl.,  der  den  Rückkauf  ausspricht,  und  welclier  dem  Re- 
ferendum nicht  entzogen  wird,  einige  allgemeine  Verwaltungsgrundsätze  und 
Garantien  niederaulegen.  B  188:^  II  622.   Vgl.  Erste  Auflage  I,  S.  52,  53. 

Den  23.  April  1883  lehnte  der  StR  folgende  Motion  Cornaz  vom 
t>.  April  ab: 

Nach  Einsichtnahme  der  Botsch.  des  BR  vom  6.  März  1883  betr.  den 
Rückkauf  der  Eisenbahnen  durch  den  Bund,  wird  der  BR,  in  Anbetracht, 
dass  der  Rückkauf  auf  Grundlage  der  tlen  Gesellschaften  eingeräumten 
Konzessionen  gegenwärtig  nicht  stattfinden  kann,  dass  jedocli  die  Prüfung 
dieser  Massregel  als  für  die  wü-tschaftliche  Zukunft  der  Schweiz  von  grösstor 
Wichtigkeit  nicht  weniger  geboten  erscheint,  eingeladen:  im  Einvernehmen 
mit  den  Gesellschaften,  hauptsächlich  mit  denjenigen  der  Nordostbahn,  der 
Vereinigten  Schweizerbahnen,  der  Centralbahn,  der  Jura-Bern-  und  der  west- 
Schweiz.  Bahnen  zu  prüfen,  unter  welchen  Bedingungen  auf  dem  Wege  der 
gütlichen  Verständigimg  1)  der  Betrieb  der  Eisenbahnen  durch  den  Bund, 
2)  der  Rückkauf  der  Eisenbahnen  sich  ])eworkstelligen  Hesse,  Uebers.  Verh. 
BVers.  April  1883,  Nr.  4i^. 
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Bund  einzutreten.  Das  Resultat  dieser  Verliandlungen  war  in  einem 
der  Direktion  der  Nordostbahn  den  18.  Jan.  1888  zugestellten  Vertrags- 
entwm'f  niedergelegt.  Laut  diesem  Vertrage  trat  die  Nordostbahn- 
gesellschaft dem  Bimde  ihr  gesamtes  bewegliches  und  unbewegliches 
Vermögen  ab,  mit  Einschluss  der  Eisenbahn  von  Zürich  nach  Luzern 
und  mit  dem  Anteile  an  den  Gemeinschaftslinien  (Bözbergbahn,  Aargau- 
ische Südbahn  und  Wohlen-Bremgarten),  sowie  mit  Inbegriff  der  vor- 
handenen Fonds  und  des  Aktivsaldo  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
des  Jahres  1887.  Der  Bund  hatte  dieses  Vermögen  in  dem  auf  den 
Zeitpunkt  der  Übertragung  sich  ergebenden  Bestände  zu  übernehmen 
mit  allen  Rechten  und  mit  der  Verpflichtung,  füi-  alle  Verbindlichkeiten 
der  Nordostbahngesellschaft  einzustehen.  Der  Bund  behielt  sich  aber 
bei  dieser  Übeniahme  seine  hoheitlichen  Rechte  in  vollem  Umfange 
vor.  Als  Gegenleistung  hatte  er  der  Nordostbahngesellschaft  in  eid- 
genössischen zu  3'/«%  per  Jahr  vei*zinslichen  und  al  pari  berechneten 
Obligationen  ftir  jede  Prioritätsaktie  Fr.  600  und  für  jede  Stammaktie 
Fr.  500  zu  bezahlen.  Zinsbeginn  mit  dem  1.  Januar  1887,  Rückzahlimg 
des  Kapitals  in  längstens  70  Jahren  in  jährlichen  Raten  von  mindestens 
Fr.  5(K),000.  Den  Prioritätsaktien  waren  die  ihnen  für  die  Jahre  1880 
bis  und  mit  1886  gutgeschriebenen  Dividenden  samt  Zins  und  weitere 
Fr.  30  für  das  Jahr  1887  auszurichten.  Die  Liquidation  sollte  auf  Rech- 
nung des  Bundes  von  der  Gesellschaft  den  damahgen  Direktoren  über- 
tragen und  gemäss  den  Bestimmungen  des  Vertrages  im  Einvernehmen 
mit  dem  BR  durchgeführt  werden.  Den  Direktoren,  Beamten  und 
Angestellten  der  Gesellschaft  war  der  übertritt  in  die  Bundesver- 
waltung vorbehalten,  in  tunlichst  gleicher  Stellung  mid  unter  tun- 
lichst gleichen  Anstellungsbedingungen.  Der  Bund  übernahm  die  Ver- 
])liichtung,  die  Verhältnisse  der  Pensions-  und  Hilfskasse  neu  zu  ordnen 
imd  zu  konsolidieren.  Die  Genehmigung  des  Vertrages  durch  die 
Generalversammlung  der  Aktionäre  der  Nordostbahn  sollte  bis  spätestens 
Ende  Februar  1888,  diejenige  durch  die  BVers.  bis  Ende  Juni  1888  imd 
die  definitive  Genehmigung  des  Bundes  ini  Falle  einer  Referendums- 
abstimmung bis  Ende  1888  erfolgen,  ansonst  der  Vertrag  hinfäUig  würde. 

Zum  Abschluss  dieses  Verti*ages  sah  sich  der  BR,  abgesehen  von 
den  allgemeinen  Gründen,  welche  für  Einleitung  der  Verstaatlichungs- 
aktion sprachen,  durch  die  damaligen  besonderen  Verhältnisse  der  Nord- 
4  »stbahngesells  chaf t  veranlasst. 

Nachdem  nämlich  deren  Stammnetz  durch  Betriebseröflfnung  der 
Linie  Turgi- Waldshut  am  18.  Aug.  1859  seinen  vorläufigen  Abschluss 
gefunden  hatte  mit  einer  Länge  von  178  km  und  einem  Kapitalaufwand 
von  Fr.  50,037,085  (einschliesslich  der  Dampfschiffe  auf  dem  Bodensee), 
waren  bald  neue  Aufgaben  an  die  Hand  genommen  worden.  Am  1.  Juni 
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IS^VA  wurde  die  Bahn  Zürich-Zug- Luzem  eröffnet,  deren  auf  12  Millionen 
veranschlagte  Bausumme  zur  Hälfte  von  der  Nordostbahn,  zur  andern 
Hälfte  von  den  Kantonen  Zürich  (Fr.  8,20(),0(X)),  Zug  (Fr.  800,000)  und 
Luzem  (Fr.  2,000,0(K))  laut  Vertrag  vom  14.  Dez.  1861  zu  beschaffen 
war.  Es  folgte  der  Bau  der  Zweigbahn  von  Orlikon  nach  Bülach  und 
Regensberg  in  Verbindmig  mit  dem  Kanton  Zürich  und  der  beteiligten 
Landesgegend  (Betriebseröffnung  am  1.  Juni  1865).  Von  der  Nordostbahn 
<ülein  wurde  gebaut  Romanshorn-Rorschach  (eröffnet  am  15.  Okt.  18(>1)) 
mid  Romanshom-Konstanz  (eröffnet  am  1.  Jidi  1871). 

Als  es  gelang,  die  Verwirklichung  der  Gotthardbahn  zu  sichern 
beteiligte  sich  die  Nordostbahn  gleichwie  die  Centralbahn  nicht  bloss 
mit  einem  Betrage  von  8' »  Millionen  am  Baukapital  für  die  Gotthard- 
nnternehmung,  wozu  später  noch  eine  Nachtragssubvention  von 
"  4  Million  kam,  sondern  diese  beiden  Bahnen  sicherten  sich  auch  die 
Zugänge  zu  derselben  durch  gemeinsame  Ll)eniahme  der  Ausführung 
der  Linie  Basel-Brugg  (Bötzbergbahn)  und  Rupperswyl,  resp.  Brugg- 
Wohlen-Rothkreuz-Inmiensee  (Aargauische  Südbahn),  erstere  eröffnet 
iuu  2.  Aug.  1875,  letztere  Sektionen  weise  am  24.  Juni  1874,  1.  Juni  1875 
nnd  1.  Dez.  1881.  Neben  diesen  Zufahrtslinien  hatte  aber  die  Nordost 
Inihn  im  Vertrauen  auf  die  bisherige  günstige  Verkehrsentwicklung  und 
im  Kampfe  gegen  die  ihr  durch  die  Projekte  der  Nationalbahn  drohende 
Konkun-enz  sich  zur  Erstellung  oder  Beteiligung  an  folgenden  weiteren 
Bahnlinien  verpflichtet :  Winterthur-Koblenz,  Koblenz-Stein  (hälftig), 
Wohlen-Bremgarten  (cirka  V*),  linksufrige  Zürichseebahn,  Thalwil-Zug, 
Bülach-Schaffhausen,  Dielsdorf-Niederweningen,  Niederglatt- Baden,  Effre- 
tikon-Hinwil,  Sulgen-Gossau,  Etzwilen-Schaffhausen,  rechtsufrige  Zürich- 
seebahn und  Glarus-Lintthal.  Die  Beteiligung  der  Nordostbahn  an  allen 
<He.sen  Unternehmungen  belief  sich  auf  Grund  der  Kostenvoranschläge 
im  ganzen  auf  Fr.  82,655,000.  Diese  Summe  erzeigte  sich  zudem  bei 
der  Bauausführung  als  erheblich  zu  tief  gegriffen. 

Bis  zum  Jahre  1882  waren  die  Verwendungen  auf  Baukonto  von 
Fr.  76,148,393.50  (1871)  auf  Fr.  183,411,238.62  gestiegen,  und  doch  waren 
noch  nicht  gebaut:  Thalwil-Zug,  die  rechtsufrige  Züiichseebahn,  Etz- 
wilen-Schaffhausen, Dielsdorf-Niederweningen,  Eglisau-Schaffhausen  und 
Koblenz-Stein.  Während  die  Geldmittel  zur  Fertigstellung  der  andern 
Linien  nur  mit  ungeheuren  Opfern  hatten  beschafft  werden  können, 
Avaren  sie  für  die  sechs  letztgenannten  Linien  nicht  mehr  aufzubringen. 
Die  Interessenten  hatten  schon  1877  auf  die  Verfolgung  ihrer  Ansprüche 
bis  Ende  1885  verzichtet;  die  BVei^s.  bewilligte  am  14.  Febr.  1878  eine 
entsprechende  Fristverlängenmg  und  beauftragte  den  BR,  nach  Ablauf 
derselben  zu  entscheiden,  ob  die  Nordostbahn  wieder  genügend  ei*starkt 
sei,  um  den  Bau  dieser  Linien    an    die  Hand  zu   nehmen,   beziehungs- 


52  Teil  I.    Kapitel  1.    §  VI.    Nr.  25. 

weise  ihre  Vertragspflichten  zu  erfüllen,  und  in  welcher  Reihenfolge  dies 
zu  geschehen  habe.*) 

In  der  Folge  übernahm  die  Nordostbahn  aus  der  Liquidation  der 
National  bahn  am  1.  Juni  188()  deren  Weststück  (Winterthur-Aarau- 
Zofingen)  um  3  Millionen  und  am  1.  Okt.  188()  deren  Oststück  (Konstanz- 
Singen-Winterthur)  ebenfalls  um  8  Millionen. 

Der    BK   hatte  nun  die  Frage    des    finanziellen    Einflusses    der 
sog.    Moratoriumslinien     durch     Sachverständige    untersuchen    lassen, 
welche  zum  Schlüsse  kamen,   dass  deren  Baukosten  zu  Fr.  38,461.600 
und  der  aus  ihrem  Betriebe  sich  ergebende  Verlust  auf  Fr.  1,741,911 
angenommen   werden    müsse.      Zufolge    einiger   Berichtigungen    redu- 
zierten sich  die  mutmasshchen  Baukosten   auf  Fr.  34,558,000  und   der 
jährlich  vorauszusehende  Betriebsausfall   mit  Inbegriff  der  Verzinsung 
auf  Fr.  1,200,(XK),  unter  der  Voraussetzung,  dass  sämthche  Moratoriums- 
linien  genau   nach   den  Bestimmungen  der  mit  der  Noidostbahn  ab- 
geschlossenen Verträge   zur    Ausführung   kommen.     Der   BK   hielt^  es 
aber  für   imzweifelhaft,   dass    ein  von  einer  Eisenbahngesellschaft  mit 
einem  Dritten  über   den  Bau  einer  Linie  abgeschlossener  Vertrag  den 
Bmid  nicht  verpflichte,  die  Konzession  für  eine  solche  Vertragslinie  zu 
erteilen  oder  für  eine  bereits  erteilte  Konzession  die  ausgelaufene  Frist 
zu  verlängern.   Die  Übernahme  der  Nordostbahn  durch  den  Bmid  kömie 
an  dem  Verhältnis,  welches  durch  die  Bauverträge  über  die  Moratoriums- 
linien begi'ündet  worden  sei,  nichts  ändern;    anderseits    bleiben  aber 
davon  Jauch  die  staatli(*hen  Rechte  unberührt,  auf  die  der  Bund  über- 
haupt nicht  verzichten  könne  und  vcm  deren  Ausübung  das  Zustande- 
kommen jeder  Bahn  abhängig  sei.    Es  sei  daher  ohne  weiteres  klar, 
dass   die    aus  den  Bauverträgen   abgeleiteten  Ansprüche   auf  den  Bau 
einer  Linie  nur  dann  gerichtlich  geltend  gemacht  werden  können,  wenn 
auch  die  staatliche  Zustimmung  zum  Bau  vorliege  und  die  erforderlichen 
Konzessionen  und  Fristverlängerungen  erteilt  werden.    Für  den  Bmid 
hegen  nun   Gründe  vor,  aus  freier  Entschliessung  und  nicht  etwa  in 
Vollziehung  der  Privatverträge  der  Nordost  bahn  nach  Übernahme  der- 
selben diejenigen   Linien    zur   Ausführung  zu  bringen,  für  welche   er 
seiner  Zeit  die  Konzes.sionen  erteilt  habe;  dieselben  Gründe  bestehen 
aber  nicht   für  die  Linie  Thalwil-Zug,   für  welche   die   Konzession  auf 
dem  Gebiete  des  Kantons  Zug  nicht  erteilt  worden  sei.     In  Bezug  auf 
diese  Verbindung  habe  sich  der  Bund  seine  volle  Freiheit  zu  wahren, 
und  zwar  um  so  mehr,   als  durch  den  Bau  derselben  seine  Interessen 
in  schwerer  VP'eise  verletzt  würden.    Nach  dem  Expertengutachten  be- 
tragen nämlich  die  Baukosten  dieser  Linie  Fr.  9,188,8(X)  und  die  jähr- 


')  Vgl.  Erste  Auflage  1.  Nr.  81:    Die  Moratoriums  vertrage  der  Schweiz, 
Nordost  bahn-Gesellschaft. 
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liehe  Einbusse  auf  dem  Betrieb  Fr.  606,758,  beziehungsweise  Fr.  560,814. 
Diesem  beträchtlichen  Verluste  stehe  als  wesentüchster  Vorteil  nur  eine 
Abkürzung  der  Verbindung  zwischen  Zürich  und  Zug  um  5  km  gegen- 
über. Unter  der  Voraussetzung  dieser  Beschränkung  des  Bauprogrammes 
<^rzeige  sich  der  Ankauf  der  Nordostbahn  zu  den  Bedingungen  des  vei*- 
^^inbarten  Vei*ti7iges  als  ein  günstiger. 

Diese  Auffassung  des  BR  stiess  jedoch  auf  lebhaften  Widerspruch 
bei  der  beteiligten  Landesgegend ;  es  wurde  das  Misstrauen  en-egt,  dass 
der  Bund  die  Ausführung  auch  der  übrigen  Moratoriumslinien  unter- 
lassen oder  wenigstens  erhebhch  verzögern  werde,  und  unter  dem  Ein- 
drucke dieser  Stimmungen,  welche  in  der  Dezembersession  1887  der 
BVei-s.  anlässlich  einer  Interpellation  ihren  Ausdruck  gefunden  hatten  M, 
niusste  sich  der  BR  überaeugen,  dass  eine  Genehmigung  des  Vertrages 
durch  die  BVers.  kaum  zu  erreichen  sein  werde.  Als  daher  die  General- 
vei-sammlimg  der  Aktionäre  der  Nordo.stbahn  den  25.  Febr.  1888  die 
Zustimmung  ihrei*seits  von  der  Bedingung  abhängig  machte,  dass  der 
Umtausch  der  Aktien  innerhalb  kuraer  Frist  erfolge  und  für  die  Priori- 
tätsaktien eine  kleine  Aufbesserung  bewilligt  w^erde,  sah  sich  der 
BR  veranlasst,  die  Kaufsverhandlungen  abzubrechen.  Dieser  Verstaat- 
lichungsversuch auf  dem  Wege  des  freihändigen  Kaufes  war  somit  ge- 
scheitert. 

2.    Ankauf  von  Prioritätsaktien  der  Jura-Siniplon-Bahn, 

1890. 

Ein  anderer  Weg  zur  Vorbereitimg  der  Verstaatlichung  des  Schweiz. 
Eisenbahnnetzes  wm'de  beschritten,  als  durch  die  Fusion  der  westschwei- 
zerischen Eisenbahnlinien  mit  der  JTira-Bem-Luzern-Bahn  gemäss  Vertrag 
vom  16.  Aug.,  bezw.  11.,  12.  Okt.  1889  die  Gesellschaft  der  Jura-Simplon- 
Bahn  gebildet  worden  war.  Wie  der  BR  in  seiner  Botsch.  an  die 
BVers.  vom  80.  Mai  1890  betr.  Ankauf  von  Prioritätsaktien  der  Jura- 
Simplon-Bahn  ausführte  (B  181X)  III  85),  ergaben  sich  aus  dieser  Fusion 
wichtige  Folgen  für  die  Schweiz.  Eisenbahnpolitik.  Diese  Vereinigung 
vollzog  sich  nicht  bloss  zwischen  den  privaten  Eisenbahngesellschaften 
zum  Zwecke  des  Betriebes  des  grössten  Schweiz.  Bahnnetzes,  sondeni 
es  kam  dabei  die  Bedeutung  und  der  Einfluss  der  beteiligten  Kantone 
in  einer  Weise  zur  Geltung,  wie  dieses  bei  keinem  der  andern  Bahn- 
netze der  Fall  ist.  Die  entscheidende  Beteiligung  des  Kantons  Bern 
an  dem  Entstehen  der  Jura-Beni-Luzem-Bahn  und  der  massgebende  Ein- 
fluss.  den   er  als  grösster  Aktionär  bei   der  Verwaltung  dieses  Netzes 

M  Vgl.  die  Antwort  des  BR  Welti  auf  die  luteipellation  Curti  und  (xe- 
nossen  betr.  die  Frage,  wie  der  Bund  als  Rechtsnachfolger  cier  Nordost  bahn 
.sich  den  Übergang  der  sog.  Moratoriumsverpflichtungen  der  Nordostbahu  denke. 
Erste  Auflage  I,  Nr.  »2. 
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ausgeübt  hatte,  verliehen  dem  letzten!  den  C'harakter  einer  Staats])ahn, 
Durch  die  Genehmigung  der  Fusion  hatten  die  Behörden  und  das  Volk 
des  Kantons  Bern  die  Fortsetzung  der  bisherigen  Eisenbahnpolitik  ge- 
billigt und  gleichzeitig  die  Ziele  gutgeheissen,  welche  die  Fusion  aus- 
drücklich als  die  ihrigen  anerkannte;  der  Kanton  Bern  glaubte  die  eisen- 
bahnpolitische Bundesgenossenschaft  der  Kantone  Freiburg,  Waadt  und 
Wallis  erworben  zu  haben,  und  diese  hatten  sich  ihrerseits  die  Mit- 
wirkung des  grössten  Kantons  zur  Erreichung  ihres  längst  eretrebten 
Zieles,  des  Simplondurchstiches,  gesichert.  Neben  dem  rechtUchen  und 
moralischen  Einflüsse,  den  vier  Kantone  mit  einer  Bevölkerimg  von 
nmd  einer  Million  Seelen  zur  En*eichung  ihres  Zweckes  «luszuüben  in 
der  Lage  sind,  kam  das  direkte  ünanzielle  Interesse  in  Betracht,  welches 
sie  an  das  neue  Unternehmen  knüpfte.  Der  Aktienbesitz  der  Kantone 
betrug  im  Jahre  1889  77,0(X)  Stück,  welche  in  der  Generalversammlung 
ebensoviel  Stimmen  repräsentierten,  imd  zudem  besassen  dieselben  im 
Verwaltungsrate  der  Gesellschaft  19  Mitglieder  bei  einer  Gesamtzahl 
von  50  bis  60.  Diese  mächtige  Stellung  der  genannten  Kantone  im 
Eisenbahnwesen  mussto  notwendig  zu  einer  Scliwächung  des  Einflusses 
der  Eidgenossenschaft  führen,  wenn  diese  nicht  den  Willen  und  die 
Kraft  besass,  sich  auch  ihrerseits  die  gebührende  Stellung  zu  erobern. 
«Der  Bund  wird  zwar  gegenüber  der  fusionierten  Gesellschaft  imstande 
sein,  die  Pflichten  zu  erfüllen,  welche  ihm  bei  der  heutigen  Sachlage 
im  Schweiz.  Eisenbahnwesen  obliegen,  aber  er  wird  es  nicht  vennögen, 
der  weitaus  höhern  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  welche  die  Zukunft 
gebieterisch  an  ihn  stellt.  Solange  die  Fusionen  nicht  als  Vorbereitungen 
zur  Verstaatlichung  der  Bahnen  betrachtet  und  behandelt  werden,  führen 
sie  im  Gegenteil  von  diesem  Ziele  ab,  indem  sie  die  Macht  der  Ge- 
sellschaften stärken  und  die  kantonalen  Einflüsse  auf  Kosten  derjenigen 
des  Bundes  vermehren.» 

Um  dieser  Gefahr  zu  begegnen,  hatte  die  BVers.  bei  Genehmigung 
der  KonzeSvSionsübei-tragung  an  die  fusionierte  Gesellschaft  mit  Beschl. 
vom  19.  Dez.  1889  einen  einheitlichen  Rückkaufstermin  für  die  Ge- 
samtheit aller  Linien  auf  den  l.  Mai  1^K)8  festgesetzt,  mit  der  Be- 
rechtigimg, von  dort  an  jederzeit  zurückzukaufen,  und  mit  der  Befugnis 
dieses  Recht  schon  nach  zwei  Jahren  geltend  zu  machen,  insofern  der 
Bau  der  Simplonbahn  bis  zur  italienischen  Grenze  vom  Bunde  beschlossen 
werde.  Zur  Ausübung  dieses  Rückkaufsrechtes  erschien  aber  der  da- 
malige Zeitpunkt  nicht  geeignet,  und  ebensowenig  waren  die  Verhält- 
nisse einem  Ei*w^erbe  auf  dem  Wege  des  Vertrages  günstig.  Dagegen 
eröffnete  Art.  6  des  Rechnungsges.  vom  21.  Dez.  1888,  A.  S.  n.  F.  VII, 
431,  dem  Bunde  den  Weg,  als  Teilhaber  in  die  Gesellschaft  einziitrett^i 
und  an  deren  Verwaltung  teilzunehmen.     Dem  Staate  ist  nämlich  das 
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Recht  gewahrt,  für  jede  Aktie  in  der  Generalversammlung  eine  Stimme 
abzugeben,  ohne  der  Beschränkung  des  eidg.  OR  unterworfen  zu  sein, 
welche  das  Stimmrecht  des  einzelnen  Aktionäi's  auf  den  fünften  Teil 
der  in  der  Generalversammlung  vertretenen  Stimmen  limitiert.  Dieses 
unbedingte  Stimmrecht  bildet  für  den  Staat  das  Mittel,  nicht  nur  das 
öffentliche  Interesse  gegenüber  demjenigen  der  Privataktionäre  zu 
wahren,  sondern  durch  Erwerbung  der  Stimmenmehrheit  im  geeig- 
neten  Momente  die  Übernahme  der  Bahn  herbeizuführen.  Auf  Ver- 
langen der  BVers.  bei  der  Konzessionsübertragung  war  eine  bezüg- 
liche Bestimmung  in  die  Statuten  der  Jura-Simplon-Bahn  ausdrücklich 
aufgenommen  worden. 

Der  BR  benützte  daher  den  ihm  vom  Kanton  Bern  gebotenen  An- 
la,ss  zum  Erwerb  von  3(),(K)()  Prioritätsaktien  der  Jura-Simplon-Bahn 
durch  Vertrag  vom  19.  Mai  1890,  als  einen  ersten  bedeutenden  Schritt 
zum  schliesslichen  Erwerb  der  Jura-Simplon-Bahn.  Der  Ankauf  erfolgte 
zum  Kaufpreise  von  Fr.  6(X)  per  Aktie,  durch  Ausgabe  von  8Vo  Renten- 
titeln, zum  Kurse  von  91)  7%  mit  Rentengenuss  vom  1.  Januar  1890  an, 
mit  dem  Vorbehalt,  diese  Rententitel  insgesamt  oder  serienweise  gegen 
zwölfmonatliche  Kündigung  auf  einen  Zinsverfalltag  al  pari  abzulösen. 
Durch  BBeschl.  vom  27.  Juni  18f)0  ist  der  Kaufvertrag  mit  dem  Kanton 
Bern  vom  19.  Mai  181M)  genehmigt  und  der  Bundesrat  zu  weitern  An- 
käufen von  Prioritätsaktien  der  Jura-Simplon-Bahn  ermächtigt  worden, 
imter  der  Bedingung,  dass  der  im  Vertrag  festgesetzte  Preis  nicht  über- 
stiegen werde.  Aus  den  Überschüssen,  w^elche  aus  der  Differenz  zwischen 
der  Jahresdividende  imd  dem  Rentenbetrag  erhofft  w^irden,  sollte  ein 
Spezialfonds  gebildet  w^erden,  über  dessen  Verwendung  ein  besonderer 

BBeschl.  zu  erlassen  war,  A.  S.  n,  F.  XI  711 Dieser  Spezialfonds, 

imter  dem  Titel  «Eisenbahnfonds»,  ist  durch  BBeschl.  vom  19.  Dez.  1890 
emchtet  worden,  derselbe  wird  unter  Aufsicht  und  Leitung  des  BR 
verwaltet,  A.  S.  n.  F.  XI  742,  B  1890  IV  606. 

Der  Aktienbesitz  des  Bundes  beträgt  Ende  1895  77,090  Prioritäts- 
aktien,  indem  zu  den  laut  Kaufvertrag  mit  dem  Kanton  Bern 

envorbenen 30,000 

zugekauft  wurden:  1890 37,222 

und  1891 9,868 

77,090 

und  zwar  gegen  Rententitel  ä  Fr.  6(K) 72,302 

gegen  bar  netto  a  Fr.  573 4,788 

"77,WK)') 

}  Laut  Eidg.  Staats-Hechmmg  für  da^  Jahr  15KX)  sind  seit  1896  weiten^ 
61  Stück  dieser  Prioritätsaktien  für  den  Eist^nhnlinfonds  erworben  worden 
und  zwar  «gegen  bar  a  Fr.  5(K)». 
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3.  Verliandlungen  über  den  Ankauf  der  Centralhahn,  1891. 

Nachdem  der  BBeschl.  vom  27.  Juni  181)0  betr.  den  Ervverb  von 
Prioritätsaktien  der  Jura-Simplon-Bahn  allseitige  Zustimmung  erfahren 
hatte,  indem  kein  Referendumsbegehren  gegen  denselben  gestellt  worden 
war,  nahm  der  BR  keinen  Anstand,  auf  dem  betretenen  Wege  weiter 
zu  schreiten.  Ein  Konsortium  von  deutschen  und  Schweiz.  Banken  hatte 
ihm  Offerten  gemacht  für  den  Erwerb  von  Centralbahnaktien.  Die  Ver- 
handlungen führten  zum  Abschluss  eines  Vertrages  vom  5.  März  1891, 
gemäss  welchem  das  Konsortium  sich  verpflichtete,  dem  BR  50,000  Stück 
Aktien  der  Schweiz.  Centralbahn  zu  liefern  gegen  eidg.  3  ®  o-Rententitel 
im  Kapital  betrage  von  fünfzig  Millionen  Franken,  40,000  Stück  lieferbar 
nach  Inkrafttreten  des  Vertrages,  die  übrigen  10,000  bis  längstens 
81.  Dez.  1891,  Die  Aktien  waren  abzutreten  mit  dem  Dividendenschein 
des  Jahres  1891,  die  Rententitel  dagegen  waren  vom  1.  August  1891 
an  jährlich  mit  Fr.  30  verzinslich.  Die  Rententitel  sollten  in  Form  und 
Inhalt  den  im  Jahre  1H\H)  für  den  Ankauf  der  Prioritätsaktien  der  Jura- 
Simplon-Bahn  ausgegebenen  Rententiteln  genau  entsprechen. 

Zur  Begiündung  dieses  Kaufvertrages  führte  der  BR  in  der  Bot- 
schaft an  die  BVers.  vcmi  21.  März  1891  (B  1891  I  693)  aus:  Nachdem 
si(*h  der  Bund  durcli  den  Kauf  der  Prioritäten  der  Jura-Simplon-Bahn 
in  dieser  Gesellschaft  eine  Stellung  geschaffen  habe,  die  ihn  berechtige, 
für  eine  nicht  ferne  Zeit  einen  massgebenden  Einfluss  auf  diese  Ver- 
kehrsanstalt und  damit  auch  auf  das  gesamte  Eisenbahnwesen  des 
Landes  zu  gewinnen,  habe  für  die  weitern  Bestrebimgen  kein  Ziel  er- 
wünschter sein  können,  als  die  Anbahnung  des  Erwerbes  der  Central- 
bahn. Die  Netze  der  ])eiden  Bahnen  umftissen  das  ganze  Gebiet  der 
Westschweiz,  und  die  Centralbahn  bilde  nicht  bloss  die  bedeutendste 
Zufahrtslinie  zvun  Gotthard,  sondern  greife  auch  mit  den  Gemeinscliafts- 
Unien  der  Bötzbergbahn  und  der  aargauischen  Südbahn  in  das  Ver- 
kehrsgebiet der  Nordost  bahn  ein.  Der  Erwerb  der  Centralbahn  befestige 
auch  die  Stellung  des  Bundes  bezüglich  der  Simplonfrage ;  der  Einfluss 
desselben  auf  den  Betrieb  der  gesamten  westschweizerischen  Bahnen 
gel»e  ihm  die  Möglichkeit,  der  durch  das  Gesetz  aufgestellten  Pflicht, 
den  Verkehrsverbindungen  mit  Italien  möglichste  Förderung  angedeihen 
zu  lassen,  sowohl  mit  Bezug  auf  den  Bau  als  den  Betrieb  in  vollem 
Masse  nachzukonunen.  Selbst  für  den  Fall,  dass  sich  der  Erwerb  der 
sämtlichen  Schweiz.  H.auptbahnen  länger  verzögern  sollte,  als  es  zu 
wünschen  sei,  würde  der  Bund  durch  die  Vereinigung  der  Jura-Simplon- 
Bahn  mit  der  Centralbahn  sich  in  den  Besitz  eines  Bahngebietes  setzen, 
welches  gross  und  verkehrsreich  genug  sei,  um  in  allen  Beziehungen 
für  den  öffentlichen  Verkehr  die  Vorteile  zu  erlangen,  welche  man  bei 
<ler  heutigen  Zersphtterung  (»ntbehre,    wie  die  Betriebsersi)arnisse,  die 
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sich  schon  durch  blosse  Betriebs  Vereinigung,  auch  ohne  förmliche  Fusion 
der  l)eiden  Netze  erreichen  lassen,  die  rationelle  Gestaltung  der  Fahr- 
pläne, die  Einheit  der  Tarife  u.  s.  w.  Der  Zweck  des  Ankaufes  der 
C'entralbahnaktien  soll  keineswegs  der  sein,  dass  der  Bund  dauernd 
Grossaktionär  der  Centralbahn  werde,  das  Ziel  sei  die  Enverbung  der 
Centralbahn  und  der  Betrieb  derselben  durch  den  Bund  mit  der  gleich- 
zeitigen Absicht  der  successiven  Erwerbung  des  gesamten  schweizeri- 
schen Bahnnetzes.  Es  seien  bereits  Unterhandlungen  über  den  Erwerb 
der  gesamten  Unternehmung  eingeleitet.  Wenn  dieselben  zum  Ziel 
führen  und  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  bereit  sei,  zu  gleichen 
Bedingungen  zu  verkaufen,  wie  sie  der  Vertrag  über  den  Aktienankauf 
enthalte,  sei  der  Zweck  des  Bundes  auf  einen  Schlag  erreicht;  andern- 
falls würde  der  Besitz  der  angekauften  Aktien  den  Bimd  in  den  Stand 
setzen,  ohne  Schwierigkeit  auf  anderm  Wege  die  Abtretung  der  Bahn 
herbeizuführen.  Der  Kaufpreis  sei  annehmbar,  da  dem  Rentenbetrag 
von  Fr.  80  oder  genau  berechnet  von  PY  2^).  47  per  Aktie  ein  voraus- 
.sichtlicher  Reinertrag  von  Fr.  31.  40  gegenüberstehe,  somit  ein  Über- 
schu-ss  von  Fr.  1.  93  sich  ergebe.  Für  die  Zukunft  werde  eine  Steigening 
der  Betriebsausgaben,  die  namentlich  zufolge  des  BGes.  über  die  Ai- 
l»eitszeit  der  Eisenbahnangestellten  eintreten  werde,  reichlich  ausge- 
glichen werden  durch  Ersparnisse  auf  andern  Betriebsausgaben  und  die 
sichern  Vereinfachimgen  im  Tarifwesen,  sowie  durch  die  zu  erwartende 
l)ermanente  Steigerung  der  Betriebseinnahmen. 

Vor  der  Behandlung  dieses  Vertrages  vom  5.  März  1891 
dm'ch  die  BVers.  hatten  auch  die  Verhandlungen  mit  der  Ver- 
waltimg der  Centralbahn  zum  Abschluss  geführt.  Durch  Vertrag  .vom 
3.  April  1891  über  den  Erwerb  der  Centralbahnunternehmung  durch 
den  Bund  trat  die  Centralbahngesellschaft  ihr  gesamtes  bewegliches 
imd  unbewegliches  Vermögen  dem  Bunde  zu  Eigentum  ab,  mit  Inbe- 
griff ihrer  Anteile  an  den  Gemeinschaftsbahnen  (Bötzbergbahn,  aar- 
gauische Südbahn,  Koblenz-Stein  und  Wohlen-Bremgarten)  mit  Ein- 
schluss  der  vorhandenen  Fonds;  der  Gesellschaft  wurde  vom  Aktiv- 
saldo der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  des  Jahres  181X)  ein  Betrag 
von  Fr.  3,300,000  im  Maxinmm  überLissen  zm*  Ausrichtung  einer  Divi- 
dende von  Fr.  33.  Der  Bund  hatte  dieses  Vemiögen  in  dem  auf  den 
Zeitpunkt  der  Uberga])e  sich  ergebenden  Bestände  mit  allen  Rechten 
und  Lasten  und  mit  der  Verpflichtung  zu  übernehmen,  alle  Verbind- 
lichkeiten der  Centralbahngesellschaft  zu  erfüllen,  in  der  Meinung,  dass 
die  Gläubiger  der  Gesellschaft  berechtigt  sein  sollen,  ihre  Ansprüche 
dem  Bunde  gegenüber  selbständig  zu  verfolgen.  Als  Gegenwert  war 
die  Übergabe  eines  eidg.  3®, (,-Renten titeis  im  Nominalbetrage  von  1000 
Franken  mit  Zinsgenuss  vom  1.  August  1891  an  ausbedungeu.  Mit  der 
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Vornahiue  der  Liquidation  der  Centralbahngesellschaft  wurden  die  der- 
zeitigen Direktoren  beauftragt;  für  deren  Vornahme  sollten  die  Be- 
stimmimgen  des  Vertrages  massgebend  sein;  dieselbe  hatte  auf  Kosten 
des  Bundes  zu  erfolgen  und  zwar  im  Einvernehmen  mit  dem  BR.  Den 
Direktoren  und  den  übrigen  Beamten  und  Angestellten  wurde  der 
Übertritt  in  den  Dienst  des  Bundes  vorbehalten,  soweit  immer  thunlich 
in  gleicher  dienstlicher  Stellung.  Der  Bund  verpflichtete  sich,  in  die 
Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  bezüglich  der  Hilfskasse  der  Be- 
amten einzutreten.  Der  Sitz  der  Verwaltung  der  Centralbahnlinien 
sollte  jedenfalls  solange  in  Basel  bleiben,  als  nicht  die  weitere  Ver- 
staatlichung  Schweiz.  Hauptbahnen  eine  Andenmg  der  Organisation 
notwendig  mache.  Die  beidseitigen  endgiltigen  Ratifikationen  sollten 
bis  zum  1.  Nov.  1891  ausgesprochen  werden. 

Die  BVers.  hatte  somit  die  Wahl  zwisclien  dem  Vertrag  vom 
5.  März  1891  betr.  den  Aktienankauf  und  demjenigen  vom  8.  Ai)ril 
1891  betr.  den  Erw^erb  der  ganzen  Unternehmung  (vrgl.  die  Nachtrags- 
botsch.  des  BR  vom  15.  Mai  1891,  B  1891  H  841^.  Der  NR  entschied 
sich  am  8.  Juni  mit  82  gegen  31  Stimmen  für  den  Aktienankauf, 
der  StR  am  18.  Juni  mit  Stichentscheid  seines  Präsidenten  (Göttis- 
heim)  für  den  Gesamtenverb.  Der  NR  schloss  sich  am  25.  Juni 
1891  mit  8()  gegen  38  Stimmen  diesem  Beschlüsse  an,  nachdem 
am  24.  Juni  1891  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  der  Central- 
bahn  den  Vertrag  ebenfalls  genehmigt  hatte.  Gegen  diesen  BBeschl. 
vom  25.  Juni  1891  (B  1891  HI  734)  wurde  jedoch  das  Referendum  er- 
griffen und  in  der  Volksabstimmung  vom  G.  Dez.  1891  der  Ankauf  der 
Centralbahn  durch  den  Bund  mit  289,4()(>  gegen  130,729  Stimmen  ver- 
worfen, B  1892  I  70. 

Vgl.  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1891,  I  8.  1.  79,  169,  2()7.  317. 

Unterm  29.  Jan.  1892  haben  beide  eidg.  Räte  die  gleichlauten- 
den Motionen  Curti  und  Cornaz  erheblich  erkläit.  Darnach  wurde 
der  BR  eingeladen,  über  die  Eisenbahnfrage  (Eisenbahuj-eform  und 
Eisenbahnrückkauf)  eine  allseitige  Untersuchung  zu  veranstalten  und 
über  die  Art  und  VV^eise,  wie  er  dieselbe  vorzunelnnen  gedenk(\ 
beförderlich  Bericht  und  Antrag  vorzulegen.  Am  25.  Mäi*z  1897 
legte  der  BR  der  BVers.  die  sog.  Rückkciufsbotschaft  vor,  B  1897 

II  230. 

Uebers.  Vorh.  BVers.  Jan.  18^>2.  Nr.  43.  44:  Post-Slg.  n.  F.  4(«. 

!i6«  In  einem  Ber.  an  die  BVers.  \om  27.  März  1894  über 
das  Rechtsverhältnis  zwischen  Bund  und  EisenbahngesellschafteUy 
eventuell  Kantonen,  bei  Auslauf  der  Konzessionen  gelangt  der  BR 


'rf.- 


Eisenbahnwesen.  o.' 

zu   folgenden   Schliissfolgerungen,   von   denen   die   eidg.   Räte    am 
5.  und  19.  Dez.  1894  Kenntnis  nahmen: 

Auf  den  Zeitpunkt  des  Ablaufs  der  Konzessionen  für  die 
Hauptbahnen,  und  zwar  der  von  den  Kantonen  wie  der  vom  Bund 
erteilten,  steht  dem  letztern 

1.  das  Recht  zu,  die  Bahnen  gegen  Entrichtung  der  in  den 
betreffenden  Konzessionsakten  näher  festgesetzten  Entschädigung 
im  Wege  des  Rückkaufs  an  sich  zu  ziehen;  oder 

2.  er  kann  den  bisherigen  Konzessionären  neue  Konzessionen 
erteilen  und  deren  Bedingungen,  innert  den  Schranken  der  Gesetz- 
gebung, nach  eigenem  freien  Ermessen  festsetzen;  oder 

3.  es  steht  ihm  auch  frei,  soweit  er  nicht  eine  ausdrückliche 
Zusage  betr.  Konzessionsemennung  erteilt  hat,  und  sofern  man 
nicht  grundsätzlich  jede  Konzessionsvei*weigerung  für  unzulässig  er- 
achtet, von  der  Erteilung  neuer  Konzessionen  Umgang  zu  nehmen 
und  damit  die  Einstellung  des  Betriebes  zu  veranlassen. 

B  1894  I  1070—1093.  Uehers.  Verh.  BVers.  Dez.  1894,  Nr.  47. 

VII.  DampfschüfanternehmoDgen.^) 

27.  In  Ermangelung  eines  BGes.  über  den  Betriel)  der  Dampf- 
schiffahrt stehen,  abgesehen  von  der  sog.  Postkonzession ^),  die 
Bewilligung  zum  Dampfschiff!)etrieb  und  die  Überwachung  des- 
selben, namentlich  auch  in  technischer  Beziehung,  bei  den  Reg.  der 

Kantone,  in  deren  Gebiet  dieser  Betrieb  ausgeübt  wird. 

B  1891    III  917,    wiederholt   B  1892  IV  95;    vgl.  ferner   BR  den  23.  Aug. 
1892,  B  1892  IV  337. 

Dieser  in  einem  Kreisschr.  des  BR  vom  7.  Juli  1891  ent- 
haltene Satz  gilt  nicht  mehi'  seit  Erlass  des  BGes.  über  das  Post- 
regal vom  5.  April  1894;  in  diesem  BGes.  ist  wie  im  fi'üheren  Post- 
regalges.  vom  4.  Juni  1849  (Ai't.  4,  A.  S.  I  99)  die  vom  BR  zu  er- 
teilende Postkonzession  «für  die  regelmässige  und  periodische  Be- 
förderung von  Personen  auf  Dampfschiffen,  Fuhrwerken  u.  s.  w\*' 
vorgesehen  (Art.  7,  A.  S.  n.  F.  XIV  388),  ausserdem  schreibt  aber 
der  im  bundesr.  Entw.  noch  nicht  enthaltene  Art.  8  dieses  neuen. 
Postregalges.  vor: 

'j  Meili,  Die  Rechtsstellung  der  Dampfschiffunt^rnehmungen  in  der 
Schweiz,  Bern  1888:  Sieber.  die  öffentlich-rechtliche  SteUung  der  Dampf- 
schifFunternehmungen  in  der  Schweiz.  Uster-Zürich  1892. 

2)  Vgl.  Erste  Auflage  Nr.  Ä46,  I  S.  405—400. 
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Dami)fschilTe,  LuftseilbahnenM  und  andere  Transportanstalten  mit 
Motorenbetrieb  sind,  insbesondere  bezüglich  ihrer  technischen 
Einrichtungen  und  ihrer  Verkehrabedingungen,  der  Kontrolle  des 
Bundes  unterstellt. 

In  Anwendung  dieser  Alt.  7  und  8  erliess  der  BR  den  18.  Febr. 
189(>  eine  ausführliche  Verord.  betr.  den  Bau  und  Betrieb  von 
Dampfschiffen  und  andern  mit  Motoren  versehenen  Schiffen  auf 
<len  Schweiz.  Gewässern,  A.  S.  n.  F.  XV  405;  vgl.  Beschl.  des  BR 
vom  14.  Okt.  1{K)2,  A.  S.  n.  F.  XIX  279,  und  Zusätze  zu  den  Dampf- 
schiffkonzessionen, vom  BR  festgestellt  den  15.  April  1898,  B  1898 

III  72.  Eine  einlässliche  Erörterung  der  Frage  der  Zuständigkeit 
des  BR  zum  Erlass  dieser  einschneidenden  Verord.,  sowie  eine 
solche  über  die  verfassungsmässige  Begründung  des  mitgeteilten 
Art.  8  und  der  einzehien  Bestimmimgen  der  Verord.  fehlt.  In  seinem 
(Teschäftsl)er.  über  das  Jahr  18%  führt  dei-  BR  folgendes  aus: 

Bei  Aufstellung  der  Verord.  glaubten  wir  den  in  Art.  7  und  8  des 
Postregalges.  gebrauchten  Ausdruck  Dampfschiffe  dahin  auslegen  zu 
müssen,  dass  der  Gesetzgeber  hierunter  alle  mit  Motoren  bewegten 
Schiffe  im  Auge  hatte.  Es  war  diese  Annahme  um  so  eher  zulässig, 
als  Art.  S  des  (^es.  lautet:    Dampfschiffe,    Luftseilbahnen    und   andere 

Transportanstalten  mit  Motorenbetrieb Dagegen   wurde   davon 

abgesehen,  auch  die  Segel-  und  Ruderschiffe  in  den  Bereich  der  Verord. 
zu  ziehen,  zumal  es  schwierig  wäre,  ptussende  einheitliche  Bestimmungen 
auch  für  Fahrzeuge  dieser  Kategorie  aufzustellen  und  noch  schwieriger, 
Ja  fast  immöglich,  eine  richtige  K(mtrolle  über  die  Einhaltung  der  Vor- 
schriften durch  die  (Jrgane  des  Bundes  durchzuführen. 

Wir  haben  die  vorgesehene  Aufsicht  durch  den  Bund  über  die 
Dampfschiffe  auch  in  der  Weise  ])escliränkt,  da.ss  wir  derselben  nur 
die  dem  gewerbsmässigen  Personen-  und  Gütertransport  dienenden 
Schiffe  unterstellt  haben,  immerhin  in  der  Meinung,  dass  der  Begriff 
gewerbsmässig  in  weiterem  Sinne  auszulegen  sei  und  die  Voi-schriften 
der  Verord.  z.  B.  auch  auf  kleine  Motorboote,  die  der  Eigentümer  gegen 
Fintgelt  für  Vergnügimgsfahrten  und  für  kürzere  Dauer  vermietet,  An- 
wendung zu  finden  haben.  Hiervon  ausgenommen  sind  dagegen  Damj)f- 
imd  andere  Motorenschiffe,  welche  lediglich  private  Fahrten  ausführen. 
Wenn  wir  die  Kontrolle  auch  auf  die  dem  gewer})smässigen  Gütertrans-, 

M  In  erstmaliger  Anwendung  dieser  Bestinunung  wurde  durch  BRBesehl. 
vom  19.  Nov.  18Ü5  der  elektrische  Lastenaufzug  mit  Personenbeförderung  von 
•der  Matte  auf  die  Münaterplattform  in  Bern,  insbesondere  bez.  der  tech- 
nischen Einrichtungen  und  Verkehrsl^dingungen,  der  Kontrolle  des  Bundes 
unterstellt,  B  181>5  IV  450,  IS<)6  II  604;  vgl.  auch  Erste  Auflage  I.  Nr.  Ä9.  B  1S<>8 

IV  St». 
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port  dienenden  Schilfe  ausgedehnt  haben,  so  geschah  es  namentlich 
deswegen,  weil  damit  eine  Füi-sorge  für  Leben  und  Sicherheit  der  Be- 
mannung solcher  Scliiffe  geschaffen  wird,  wie  sie  in  andern  Betrieben 
für  das  Personal  längst  eingeführt  ist  imd  daher  wohl  als  zeitgeniäs> 
betrachtet  werden  kann. 

Füi'  die  Schiffe,  welche  überhaupt  unter  die  Vorschriften  der 
Verord.  fallen,  übt  der  Bund  die  Aufsicht  in  Bezug  auf  den  Bau,  die  Aus- 
nistimg  und  den  Unterhalt  dei*selben  aus.  Ebenso  im  allgemeinen  über 
die  für  die  Betriebsfälligkeit  und  Betriebssicherheit  der  Schiffe  not- 
wendigen Requisite,  während  den  Kantonen,  immerhin  unter  Vorbehalt 
des  Eingreifens  des  Bundes,  der  Erlass  der  erforderlichen  Vorschriften 
über  Fahrordnung  und  Schiffspolizei  (einschliesshch  Signal-  und  Hafen- 
ordnimg) und  die  Obsorge  für  Handhabung  dieser  Vorschriften  über- 
lassen bleiben. 

Diese  Verordnung  steht  im  Einklang  mit  Art.  8  des  Postregal- 
ges. ,  welcher  die  Dampfschiffe  insbescmdere  bezüglich  ihrer  tech- 
nischen Einrichtungen  und  ihrer  Verkehrsbedingungen  der  Kontrolle 
des  Bundes  untei-stellt,  und  rechtfertigt  sich  durch  den  Umstand,  dass 
dem  Bunde  die  nötigen  polizeilichen  Organe  zur  Überwachung  der  Fahr- 
oi'dnung  und  Schiffspolizei  fehlen  würden.  Dabei  setzen  wir  voraus, 
dass  die  von  den  Kantonen  ausgehenden  Vorschriften  über  Fahrordnung 
und  Schiffspolizei  (Art.  38}  auch  auf  die  Segel-  und  Ruderschiffe,  sowie 
die  oben  erwähnten  Privat motorenschiffe  ausgedehnt  w^erden,  und  dass 
die  Überwachung  der  Ausfühnmg  dieser  Vorschriften  den  kantonalen 
Organen  obUege.  B  18»7  II  «07. 

Die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des 
BR  im  Jahre  1896  bemerkt  hiezu  in  ihrem  Bericht  vom  22.  Mai  1897:. 

Die  vom  BR  gegebene  Reglementierung  über  die  Dampfschiffe 
hätte  richtigerweise  als  Ausfluss  eines  gesetzgebenden  Besclil.  der  eidg. 
Räte  erlassen  werden  sollen,  statt  wie  heute  ohne  weiteres  die  Stelb' 
eines  solchen  einzimehmen. 

B  181)7  III  020. 


2.  Kapitel. 

Steuerhoheit. 

I.  Steuerfreiheit  des  Bundes. 

HG  über  die  politischen  und  polizeilichen  Garantien  zu  gunsten  der 
Eidgenossenschaft  vom  28.  Dez.  ia>l,  Art.  7,  A.  S.  III  35.') 

ä8.    Durch  BBeschl.  vom   23.  Dez.  188()   wurde   die  scliweiz. 

meteorologische  Centralanstalt  mit  Sitz  in  Zürich  errichtet.*) 

A.  S.  n.  F.  V  358. 

Seit  1860  waren  durch  die  Schweiz,  naturforschende  Gesell- 
schaft, mit  finanzieller  Unterstützung  von  Seite  des  Bundes,  eine 
Keihe  meteorologischer  Beobachtungsstationen  errichtet  worden,  und 
in  der  Folge  war  auch  eine  meteorologische  Centralanstalt,  welcher 
der  Schweiz.  Schulrat  bis  1880  auf  der  eidg.  Sternwarte  in  Zürich 
ein  Lokal  anwies,  ins  Leben  getreten.  Im  Laufe  der  eJahre  hatte 
sich  das  Bedürfnis  inmier  mehr  herausgestellt,  an  Stelle  des  provi- 
sorischen meteorologischen  Bureaus  der  naturforschenden  Gesell- 
schaft ein  amtliches  ständiges  Bureau,  eine  staatliche  Anstalt  mit 
öffentlichem  Charakter  zu  setzen,  die  neben  den  wissenschaftlichen, 
auch  wesentlich  praktischen  Interessen,  namentlich  der  Landwii-t- 
schaft,  dienen  sollte. 

Durch  Testament  vom  21.  Jan.  1884  imd  18.  April  1885 
wendete  der  am  1.  Mai  1885  verstorbene  Fritz  Brunner  von  Whiter- 
thur  der  meteorologischen  Anstalt  ein  Vermächtnis  von  Fr.  100,(KK) 


')  Vgl.  ferner  BG  betr.  die  Bundesbahnen  vom  15.  Okt.  1897,  Art.  10.  A. 
S.  n.  F.  XVI  557 ;  BG  betr.  die  Militärversicherung  vom  28.  Juni  1901,  Art.  15, 
A.  S.  n.  F.  XVIIl  809;  Posttaxenges.  vom  26.  Juni  1884,  Art.  33.  A.  S.  n.  F.  VII 
593;  Verord.  betr.  das  B  vom  5.  März  1849  §  6,  A.  S.  I  276;  Betreibuugsges. 
vom  11.  April  1889  Art.  16,  A.  S.  n.  F.  XI  533;  Beschl.  des  BR  vom  13.  Dez. 
1849  und  19.  März  1853:  Von  den  eidg.  Behörden  ist  kein  Stempelpapier  zu 
gebrauchen  und  für  Eingaben  an  denselben  kein  solches  zu  verlangen:  vgl. 
jedoch  unten  Nr.  ftOa. 

'I  Für  dieselbe  ist  jetzt  massgebend  das  BGes.  über  die  Schweiz,  meteoro- 
logische Centralanstalt  vom  27.  Juni  1901,  A.  S.  n.  F.  XVHI  786,  B  1901 
III  895;  vgl.  Botsch.  des  BR  hiezn  vom  27.  Nov.  1900  und  15.  März  1901. 
B  1900  IV  716,  1901  II  262. 


Steuerfreiheit  des  Blindes.  iv^ 

zu,  und  zwar  in  der  Meinung,  «dass  ihr  nicht  nur  über  die  Zinsen 
des  Kapitals,  sondern  auch  über  letzteres  selbst,  freies  Verfügungs- 
recht ziLstehe,  wenn  sie  der  Mittel  zur  Erweiterung  der  Anstalt 
oder  zur  Fördeiiing  der  Wissenschaft  in  irgend  einer  Weise  bedarf.» 

Die  Zürcher  Behörden  machten  gegenüber  der  meteorologischen 
Anstalt  einen  Anspruch  auf  Entrichtung  der  kantonalen  Erbschafts- 
steuer mit  Bezug  auf  das  Brunner'sche  Legat  geltend.  Der  BR 
dagegen  l)eschloss  den  1(5.  Juh  1886,  diesen  Steueranspruch  zu  be- 
streiten, indem  er  die  Erbschaftssteuerfreiheit  des  Legates  nicht  nur 
auf  den  gemeinnützigen  Charakter  der  meteorologischen  Anstalt 
stützte,  welchen  die  Zürcher  Behörden  bestritten,  sondern,  indem 
er  sich  vorab  auf  die  durch  Art.  7  des  BG  über  die  politischen  und 
polizeilichen  Garantien  zu  gunsten  der  Eidg.  vom  23.  Dez.  1851  be- 
gründete Befreiung  der  unter  der  Verwaltung  des  Bundes  stehenden 
Fonds  von  jeder  direkten  kantonalen  Steuer  berief. 

Der  Zürcher  Fiskus  klagte  die  streitige  Erbschaftssteuer  im 
Betrage  von  Fr.  15,00()  vor  dem  BGer.  ein.  Der  BR  Hess  sich 
materiell  auf  die  Klage  ein.  Das  BGer.  aber  erklärte  sich  mit 
Urteil  vom  1.  Okt.  1887  für  inkompetent,  und  zwar  in  Erwägung, 
dass  Steuerforderungen  nicht  dem  Privatrecht,  sondern  dem  öffent- 
lichen Recht  angehören,  dass  demnach  kein  Civilrechtsstreit  vorliege, 
da.ss  aber  staatsrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  Bund  und  Kan- 
tonen nicht  vom  BGer.  zu  bem*teilen  sind,  sofern  dieselben  nicht 
einen  Kompetenzkonflikt  zwischen  BBehörden  und  Kantonalbehörden 
enthalten  (BV  Art.  113.  Ziff.  3,  Organis.-Ges.  1874,  Art.  56,  Abs.  1, 
Art.  57),  und  dass  ein  solcher  Konflikt  zur  Zeit  zwischen  den  Be- 
hörden des  Kts.  Zürich  und  dem  BR  nicht  vorhanden  sei. 

BGer.-Entsch.  1887,  Nr.  a5,  B  1888  U  411. 

Als  im  weitern  Verlaufe  der  Angelegenheit  die  Zürcher  Reg. 
unter  Benifimg  auf  das  BG  vom  20.  Nov.  1850  betr.  den  Gerichts- 
stand für  Civilklagen,  welche  von  dem  Bunde  oder  gegen  denselben 
angehoben  werden  (A.  S.  II  73),  den  BR  als  Vertreter  des  eidg. 
Fiskus  vor  das  Friedensrichteramt  Zürich  auf  den  17.  April  1888 
laden  Hess,  lehnte  der  BR  die  gerichtliche  Kompetenz  ab. 

Die  Reg.  von  Zürich  wandte  sich  hierauf,  den  5.  Mai,  an 
die  BVers.  mit  dem  Gesuche,  dieselbe  wolle  in  Anwendung  des 
Art.  6  des  zitierten  eidg.  Gerichtsstandgesetzes  entscheiden,  dass 
der  BR  bezüglich  der  streitigen  Erbschaftssteuer  die  Komi)etenz 
der  zürcherischen  Gerichte  anzuerkennen  verpflichtet  sei.    Der  BR 
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machte  aber  in  seinem  Ber.  an  die  BVers.  vom  11.  Juni  gegen- 
über diesem  Gesuche  geltend,  dass,  weil  keine  Civilstreitigkeit  vor- 
liege, das  Gerichtsstandgesetz  überhaupt  nicht  angerufen  werden 
könne,  denn  dieses  BG  sei  nur  auf  eigentliche  Civilrechtsstieitig- 
keiten  *}  anwendbar. 

Der  BR  fühi-t  sodann  aus: 

Das  eine  Motiv,  welches  den  BR  veranlasst,  sich  gegen  die 
SteiierfordeiTing  des  Kts.  Zürich  aufzulehnen,  liegt  in  Art.  7  des  BG 
über  die  politischen  und  polizeihchen  Garantien  der  Eidg.  Der  BR 
verlangt  die  Anwendimg  der  Vorschrift  dieses  Artikels  und  bestreitet  da- 
mit die  Kompetenz  der  Kantonsbehörden,  über  die  Steuerpflicht  des 
Bundes  zu  erkennen.  Diese  Motivieiiing  schliesst  einen  Kompetenzkon- 
flikt zwischen  dem  BR<  und  den  Zürcher  Behörden  in  sich. 

Das  andere  Motiv,  auf  welch(?s  gestützt  der  BR  Steuerfreiheit  be- 
ansprucht, ist  der  gemeinnützige  Charakter  des  Brunner'schen  Legates, 
bezw.  der  meteorologischen  Centralanstalt,  und  dieses  Motiv  stützt  sich 
auf  ein  zürcherisches  Gesetz.  Diese  letztere  Frage  wäre  iülerdings, 
nachdem  das  BGer.  seine  Kompetenz  abgelehnt  hat,  durch  die  kan- 
tonalen Behörden  zu  entscheiden,  und  wollte  der  BR  diese  Entschei- 
dungsbefugnis bestreiten,  so  läge  ein  Kompetenzkonflikt  vor,  der  vom 
BGer.  zu  entscheiden  wäre,  und  nach  der  Ansicht  des  BR  nur  zu  Un- 
gunsten des  BR. 

Anders  liegt  aber  die  Sache  mit  Hinsicht  auf  die  Anwendung  von 
Art.  7  des  eidg.  Garantieugesetzes.  Der  Bund  kann  es  nicht  den 
Kantonen  überlassen,  zu  ermessen  und  zu  entscheiden,  ob  gewisse  ihm 
zugehörende  Fonds,  Liegenschaften,  Anstalten  der  durch  genannte  Be- 
stimmung statuierten  Befreiung  von  jeder  direkten  Steuer  teilhaftig 
seien,  er  muss  dieses  Recht  der  Prüfung  und  Entscheidung  sich  selbst 
vorbehalten. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend,  schreibt  Art.  12  des  Ga- 
rantiengesetzes ausdrücklich  vor,  dass  «alle  Konflikte,  welche  über  die 
Anwendung  des  Gesetzes  entstehen,  zur  Kompetenz  der  vereinigten 
BVers.  gehören.» 

Demnach  hat  die  vereinigte  BVers.  endgiltig,  als  oberster  ad- 
ministrativer Richter,   die  Frage   zu  entscheiden,   ob   die  Steuerfreiheit 


M  Der  BR  sagt  in  seiner  Botscli.  vom  4.  Okt.  1850  zum  Entw.  dieses 
Ges.:  Die  BV  und  dius  Organis.-Gesetz  bestimmen  die  Kompetenz  des  BGer. 
Diese  ist  aber  auf  gewisse,  in  der  Regel  wichtigere  Fälle  beschränkt,  zumal 
der  Art.  106  der  BB  (jetzt  114)  noch  keine  ^veitere  Ausführung  erlangt  hat. 
Unter  Vorbehalt  der  letztern  sind  daher  die  Normen  i\ber  den  Gerichtsstand 
festzustellen,  welcher  bei  allen  nicht  in  die  Kompetenz  des  BGerichts  ge- 
hörenden Civilklagen  eintreten  soll. 
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des  Bundes  auf  (Trund  des  Art  7-  des  Garantieugesetzes  in  einem  he- 
stinimten  Falle  zutreffe. 

Die  von  der  vereinigten  BVers.  in  casu  zu  entscheidende  Frage 
ist  genau  umschrieben.  Die  Behörde  hat  zu  prüfen,  ol)  die  vom  Kanton 
Zürich  geforderte  Steuer  als  eine  direkte  anzusehen  sei  (welche  Auf- 
fassung der  BR  vertritt),  von  deren  Entrichtung  der  Bund  laut  Ai-t.  7 
des  mehrerwähnten  Garantiengesetzes  befreit  ist.  Ist  sie  dies  nach 
dem  Urteile  der  vereinigten  BVei^s.,  so  ist  der  Ansj)ruch  Zürichs  abzu- 
weisen, und  es  wird  jede  weitere  Erörtenmg  dieser  Steuerfrage  infolge- 
dessen abgeschnitten  sein.  \ 

Andernfalls  bleibt  in  zweiter  Linie  —  die  Frage  zu  erörtern, 
ob  das  der  meteorologischen  Centralanstalt  zugewendete  Legat  Bnmner 
einem  gemeinnützigen  Zwecke  zu  dienen  bestinnnt  sei.  Diese  Frage 
mag  eventuell  der  Prüfung  und  Entscheidung  der  kantonalen  Behörden 
nach  Massgabe  der  kantonalen  Gesetze  ges<!hehen. 

Die  vereinigte  BVers.  entschied  mit  Beschl.  vom  28.  Juni 
1888,  in  Hinsicht  auf  Art.  7  und  12  des  mehrerwähn teii  BG  vom 
23.  Dez.  1851,  in  Erwägimg,  dass  die  geforderte  ErhschaftssttHier 
eine  direkte  Steuer  im  Sinne  des  Art.  7  dieses  BG\)  ist: 

Der  Art.  7  desBG  vom  23.  Dez.  1851  betr.  die  politischen 

und    polizeilichen  Garantien   zu  gunsten    der  Eidg.    findet    auf 

da«  von  Herrn  Fritz  Brunner  in  Zürich  der    meteorologischen 

Centralstjition  in  d(n-t  hinterlassene  Vermächtnis  Anwendung.*'*) 

Damit  war  der  Steueranspruch  des  Kts.  Zürich  abgelehnt. 

Vgl.  Her.   des  BR  an  die  BVers.  vom  11.  Juni  1HS8  und  Schreiben 
des  BR  au  die  BVers.  vom  21.  Juui  ISSS,  B  IcSSS  III  im,  (k5«.  <S(U. 

29.^)  Anlässlich  einer  Petition  der  bernischen  Gemeinden 
Thierachern,    Amsoldingen,    Uebeschi   und  Bolligen  wuide  der  BR 

')  Nach  der  in  der  Fimuizwisseuschaft  herrscheudeu  Auifussuug  ist  die 
Erbschaftssteuer  keiue  direkte  Steuer. 

')  Das  z.  Z.  gelteude  Orgauis.-Ges.  vom  22.  März  hSiKi  l)estimmt  iu 
Art.  179:  <«Vom  BGer  als  Staatsgerichtshof  sind  Steuerstreitigkeiteu  zwisclieu 
Bund  und  Kantonen  zu  beurteilen^  wenn  von  dem  einen  oder  andern  Teil 
sein  Entscheid  angerufen  wird.»  Damit  ist  die  Kompetenz  der  vcn-einigten 
BVers.  betr.  Anwendung  des  Ai*t.  7  des  Garantienges,  ersetzt  durcli  die  des 
BGer.  und  Art.  12  des  Garantienges,  iu  soweit  aufgelioben. 

^)  Den  9.  Dez.  1876  hatte  der  NR  folgende  Motion  Teuscher  und  Ge- 
nossen abgelehnt:  Der  BR  wird  eingeladen  zu  untersuchen  und  Bc^r.  zu  er- 
statten, ob  nicht  der  Art.  7  des  Garantienges.,  soweit  derselbe»  liiegen- 
Schäften,  Anstalten  und  Materialien,  welche  unmittelbar  für  BZwecke  be- 
stimmt sind,  steuerfrei  erklärt,  im  Sinne  grösserer  Einschränkung  diesei- 
Steuerfreiheit,  namentlich  gegenüber  den  Gemeinden,  zu  revidieren  inid  zu 
interpretieren  sei,  l'ebers.  Verh.  BVers.  Dez.  1.S7G,  Nr.  39. 
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von  der  BVers.  mit  Beschl.  vom'  10.,  16.  Dez.  1884  eingeladen, 
die  Frage  zu  prüfen,  welche  Liegenschaften  des  Bundes  als  nach 
Art.  7  des  eidg.  Garantiengesetzes  vom  23.  Dez.  1851  unmittelbar 
für  Bundeszwecke  bestimmt  und  daher  steuerfrei,  und  welche  da- 
gegen, weil  nur  mittelbar  Bundeszwecken  dienend,  als  steuerpflichtig 
zu  betrachten  seien,  Postl-Slg.  n.  F.  333.  In  seiner  Botsch.  vom 
22.  Mai  1885  verlangte  der  BR,  nach  Massgabe  des  zitierten  Art.  7, 
die  Steuerfreiheit  des  Bundes : 

1.  für  die  Centralverwaltungsgebäude    in   Bern,    das   Chemie- 
gebäude und  die  Sternwarte  in  Zürich; 

2.  füi*  die  Waffenplätze  und  militärischen  Anstalten,  Festungs- 
werke, Zeughäuser  und  Vorratsmagazine  aller  Art; 

3.  für  die  Pulvermühlen  nebst  zudienendem  Areal: 

4.  für  die  Zoll-  und  Postgebäude. 

Dem  Antrag  des  BR  entsprechend*),  trat  idsdaun  die  BVers. 
mit  Beschl.  vom  19.,  22.  Dez.  1885  auf  die  Steueransprüche  ge- 
nannter Gemeinden  bezüglich  der  dem  Bunde  gehörenden,  in  diesen 
Gemeinden  gelegenen  Liegenschaften  nicht  ein,  und  zwar  in '  der 
Meinung,  dass  es  dem  BR  imbenommen  bleibt,  sofern  durch  die 
Steuerfreiheit  der  BLiegenschaften  besondere  Kosten  für  die  be- 
troffenen Gemeinden  sich  ergeben  würden,    vermittelst   fi-eiwilliger 

Leistungen  an  dieselben  einen  billigen  Ausgleich   herbeizufühi*en*). 

A.  S.  n.  F.  Vra  361 ;  vgl.  Botsch.  des  BR  vom  24.  Okt.  1884  und  22.  Mai 

1886,  B  1884  IV  555.  1886  I  171. 


*)  Der  8tR  trat  zunächst  mit  Beschl.  vom  18.  Juni  1885,  ohne  weitere 
Motivierung  auf  die  erhobenen  Steueransprüche  der  betr.  Gemeinden  nicht  ein : 
hierauf  beschloss  der  NR  den  16.  Dez.  gl.  J.,  auf  die  erhobeneu  Steuer- 
ansprüche einzutreten  in  der  Meinung,  dass  der  BR  da,  wo  durch  die  Steuer- 
freiheit der  BLiegenschaften  besondere  Härten  für  die  betroffenen  Gemeinden 
entstehen  sollten,  auf  dem  Wege  freiwilliger  Beiträge  eine  billige  Aus- 
gleichung herbeiführen  solle.  Ein  Antrag  einer  Fraktion  der  nationalr.  Komm. 
(Zyro.  Zürcher)  vom  11.  Dez.  ging  dahin,  zu  beschliessen :  1.  dass  nicht  als 
im  Sinne  von  Art.  7  des  BG  vom  23.  Dez.  1851  unmittelbar  für  BZwecke  be- 
stimmt und  demnach  von  jeder  direkten  Steuer  befreit  anzusehen  sind:  die- 
jenigen Liegenschaften,  welche  vom  Bunde,  als  infolge  von  Anlagen  desselben, 
wie  Schiessplätze,  Pulvermühlen  u.  s.  w.  gefährdet,  erworben  worden  sind, 
die  aber  zum  Betriebe  eines  nicht  zu  den  Zwecken  des  Bundes  notwendigen 
Gewerbes,  wie  die  Landwirtschaft,  benutzt  werden;  2.  dass  diese  Kategorie 
von  Liegenschaften  von  den  zu  unmittelbaren  BZwecken  bestimmten  Liegen- 
schaften auszuscheiden  sind;  3.  dass  allfällige  Anstände  in  betreff  der  Be- 
steuerung solcher  Liegenschaften  vom  BGer.  nach  dem  für  staatsrechtliche 
Entscheide  vorgeschriebenen  Verfahren  zu  erledigen  sind. 

')  Aus  der  vom  BR  veranstalteten  Umfrage  bei  sämtlichen  Kantonen 
ergab  sich,  dass  in  einzelnen  Kantonen  (Zürich,   Uri,   Schwyz,   Ob-  und  Nid- 
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30.  I.  Die  Tateache  des  Liegenschaftsankaufes  für  Dienstzwecke 
<ler  eidg.  Zollverwaltung  involviert  an  sich  schon  die  Enthebung 
dieser  Liegenschaft  von  der  kantonalen  Steuerpflicht,  selbst  wenn 
:^ie  zur  Zeit  des  Steuerbezuges  noch  nicht  zu  zolldienstlichen 
Zwecken  verwendet  worden  ist,  da  fär  Zollzwecke  keine  Speku- 
lationskäufe stattfinden.  BR  in  B  1892  II  2H4. 

II.  Zollgebäude  dürfen  von  Kantonen  und  Gemeinden  nur  inso- 
weit zur  Besteuemng  herangezogen  werden,  als  sie  nicht  für  eidg 
Dienstzwecke,   sei  es  als  Bureau-  oder  Zollokale,    sei  es  als  Woh- 
nungen für  die  Beamten  und  Angestellten  des  Zollamtes  verwendet 
werden.  BR  in  B  mu  I  598. 

30  a.  Die  Frage,  ob  die  I]idg.  gehalten  sei,  beim  Erwerb  von 
Liegenschaften  die  kant.  Handänderungsgebühren  zu  bezahlen,  luid 
ebenso  die  Frage,  ob  sie  bei  Kaufverträgen  oder  andern  Verträgen 
die  kant.  Stempelgebühi-en  zu  entrichten  habe,  kann  auf  Grund  des 
Art.  7  des  BGes.  vom  23.  Dez.  1851  nicht  verneinend  beantwortet 
werden,  da  weder  Handänderungssteuern  noch  Stempelgebühren  als 
direkte  Steuern  bezeichnet  werden  können,  Ist  somit  für  die  Be- 
antwortung dieser  Fragen  das  kant.  Recht  massgebend,  so  kann 
dieses  auf  die  Eidg.  allerdings  nur  in  dem  Sinne  zur  Anwendung 
kommen,  dass  die  in  demselben  vorgesehenen  Befreiungen  der 
oflFentlichen  Verwaltungen  von  der  Gebührenpflicht  auch  zu  gunsten 
der  Eidg.  und  ihren  Verwaltungszw^eigen  gilt. 

Vgl.  Beschl.  des  BR  vom  23.  Mai  1893,  mitgeteilt  in  Hiltv.  Politisches 
Jahrbuch  1893,  VTII  S.  416— 418:  vgl.  B  1851  III  251  und  oben  S.  B2, 
Anm.  1. 

IL  Steuerhoheit  der  Kantone.^) 

31.  Auf  das  Gesuch  des  ständigen  Komites  des  Schweiz. 
Forstvereins  vom  22.  Aug.  1889: 

es  wolle  der  Bund  dafür   sorgen,    dass   die    Besitzer   von    Schutz- 
waldungen nicht   durch   Steuererhebungen  von  Kantonen  und  Ge- 


walden,  Glarus,  Zug,  Basel-Stadt  uud  -Land,  Schaffhausen,  Appenzell  i.  Rh. 
und  a.  Rh.,  Graubündeii,  Aargau,  Tessin,  Waadt)  jegliches  Grundeigentum 
des  Staates  von  der  Gemeindesteuerpflicht  unbedingt  enthoben  ist;  in  sieben 
Kantonen  (Bern.  Luzern,  Freiburg,  Solothurn,  St.  Gallen,  Wallis,  Genf}  ist 
das  Grundeigentum  des  Staates,  insofern  es  öffentlichen  Zwecken  dient,  von 
der  Gemeindesteuerpflicht  enthoben  und  bloss  in  zwei  Kantonen  (Thurgau. 
Neuenburg)  derselben  zum  Teil  untei*worfen.  B  18^i5  I  173. 

*)  Vgl.  femer  Sachregister  s.  h.  v. 
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meinden  in  ganz  ungebührlicher  Weise  ausgebeutet  werden;  ferner 
mckjhte  er  die  Grundlage  der  Besteuerung  der  Schutz waldungi-u 
prtifen, 

konnte  der  BR  wegen  mangehider  Kompetenz  nielit  eintreten,  da 
das  Steuerwesen  Sache  der  Kantone  ist;  dagegen  erklärte  sich  der 
BR  bereit,  Kantonen  mit  zu  holier  Waldbesteuerung  zu  empfehlen, 
dieselbe  auf  ein  billiges  Mass  zu  reduzieren,  B  1982  II  Uks. 

3Ä.  Militärfahrräder  dürfen  in  den  Kantonen  der  Besteuerung- 
nicht  unterworfen  werden.  In  einem  Kreisschr.  vom  5.  Febr.  18S>7 
begründet  der  BR  diese  Anschauung  wie  folgt: 

Das  Fahn'ad  bildet  einen  Bestandteil  der  nülitärischen  Ausrüstung 
der  Militärradfahrer  und  kann  als  solcher  nach  Massgabe  der  schützen- 
den Bestimmungen  des  Art.  92  des  eidg.  Betreibungsges.  der  Pfändung 
oder  der  Aufnahme  in  eine  Konkursmasse  nicht  unterliegen.  Ebenso- 
wenig geht  es  nun  aber  an,  dass  das  persönliche  Ausrüstungsstück  eines 
Wehrmannes,  das  ihm  zur  Erfüllung  seiner  Dienstpflicht  unentbehrlich 
ist,  mit  einer  Luxussteuer  belegt  werde.  Ein  Gegenstand,  der  als  Kriegs- 
mittel unpfändbar  ist,  kann  offenbar  auch  nicht  Objekt  einer  Luxus- 
steuer sein;  für  die  eine  wie  für  die  andere  cheser  Exemptionen  sprechen 

dieselben  zwingenden  (iiünde  des  öffentlichen  Rechtes. 

B  1897  1  25L 

IIL   Verbot  der  Doppelbesteuerung/) 

BV  Art.  46,  Abs.  2,  A.  S.  n.  F.  T  l«.-') 

Botsch.  mid  BGEiitw.  des  BK  vom  H.  Mäi*z  1KS5  betr.  das  Verbot  der  Doppel- 
besteuerung, B  1885  1  5»33;  Zusaiiuneustellung  der  Entwürfe  und  Be- 
schlüsse der  eidg.  Käte.  Erste  Auflage  I,  S.  100—111:  über  den  Gang  der 
Beratungen  in  der  BVers.,   B    1886  I  fK^.   1887  11  VM,   1HS8  II  757.    111 


^ )  Vgl.  E.  Z  ü  r  c  h  e  r  und  F.  S  c  h  r  e  i  b  e  r ,  Krit  ische  Darstellung  der  buudes- 
rechtlichen  Praxis  betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  und  Vorschläge  zur 
Regelung  dieser  Frage  in  einem  BCres.  Zwei  vom  Schweiz.  Juristen  verein 
gekrönte  Preisschriften,  Basel  1882:  B.  van  Muyden,  Expose  critique  de  la 
jurisprudence  federale  en  matiere  de  double  imposition,  suivi  de  propositions 
en  vue  du  reglement  de  cette  (|uestion  par  une  loi  federale,  Geneve  1882: 
P.  Speiser,  Djus  Verbot  der  Doppelbesteuenuig,  in  Zeitschr.  für  Schweiz. 
Recht  n.  F.  1887,  VI  S.  1.  und  P.  Speiser.  Zur  Praxis  des  Bundesgerichtes 
betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung,  ebenda-s.  1898.  XVII  S.  68;  Leo 
Weber,  Bundesrechtliche  Eröi*teiinigen,  in  Zeitschr.  des  Bernischen  Juristen- 
vereins 1887,  XXIII,  S.  309-331:  K^  A.  Brodtbeck,  Unser  Bundesrecht  in 
Doppelbesteueningssachen,  Bern,  1898. 

2)  Betr.  die  Praxis  des  BGer.  vgl.  Curti,  Entscheichnigen  des  Schweiz* 
BGer.  1  8.63—102;  BGer.-Entsch.  XXV  1,  Nr.  3:3,  34,  a5,  86,' XXVI  1,  Nr.  2. 
f  Armensteuer),  52,  78  und  79.  —  Betr.  Doppelbesteuei-ung  im  Verhältnis  zum 
Ausland  vgl.  Erste  Auflage  IV.  S.  445 — 449. 
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245,  1889  II  703,  III  190.    Vgl.  Ullmer  11,  S.  414,  416,  430;  B  1877  II  831, 
1883  II  830. 

Anregung  zur  Wiederaufnahme  der  Beratung,  B  1896  II  4,  III  224. 
1897  I  863,  III  583,  1898  II  247,  1899  I  954,  III  1K)9. ») 

3:^.  Mit  Botsch.  vom  (J.  Mära  18&3  legte  der  BR  der  BVei-s. 
einen  BGes.-Entw.  betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuernng  vor,' 
gestützt  auf  Art.  -iCJ,  Abs.  2  der  BV,  Der  BR  bezeichnete  in  der- 
.selben  die  gesetzgeberische  Regelung  des  Verbotes  der  Doppel- 
besteuerung als  eine  dringhche  Aufgabe  angesichts  der  Tatsache, 
dass  das  BGer.  in  einer  Reihe  von  Entscheidungen  den  Satz  auf- 
gestellt hat,  dass  es,  so  lange  das  in  Art.  4(>,  Abs.  2  der  BV^  in 
Aussicht  genommene  Gesetz  nicht  erlassen  sei,  wegen  Doppel- 
besteuerung nur  insoweit  seine  Intervention  eintreten  lassen  dürfe, 
als  nach  bisherigem,  durch  die  Praxis  der  BBehörden  (1848 — 1874) 
ausgebildetem  BRechte  eine  Doppelbesteuerung  als  vorhanden  ei'- 
achtet  und  unzulässig  erklärt  worden  sei,  indem  die  frühere  bundes- 
reehtüche  Praxis  durch  jene  Verfassungsbestinnnung  in  dem  Sinne 
die  verfassungsmässige  Sanktion  erhalten  habe,  dass  ein  Zurück- 
gehen hinter  bisheriges  BRecht  nicht  möglich  sei;  dass  aber,  da 
die  BV  das  Prinzip  der  Unzulässigkeit  der  Doppelbesteuerung  nicht 
bestimmt  ausspreche,  vielmehr  es  lediglich  als  Sache  der  BGesetz- 
gebung  erkläre,  die  erforderlichen  Bestimmungen  gegen  die  Doppel- 
besteuerung zu  treffen,  dem  BGer.  nicht  zukomme,  über  das  be- 
stehende BRecht  hinaus  zu  gehen,  sondern  die  definitive  Regelung 
dieser  Materie  durch  die  BGesetzgebung  abgewartet  werden  müsse. 
Diese  Theorie  des  BGer.  ist  nicht  unbestritten.  Der  BR,  ohne  die 
Richtigkeit  derselben  untersuchen  zu  wollen  oder  ihre  konsequente 
Anwendung  in  den  Entscheidungen  des  Gerichtshofes  zu  kontrol- 
lieren, begnügt  sich  mit  der  Feststellung,  dass  dieselbe  in  mehreren 
Fällen  massgebend  gewesen  ist,  wie  z.  B.  hinsichtlich  der  Frage, 
ob  in  der  gleichzeitigen  Besteuerung  von  Aktiengesellschaften  und 
Aktionären  eine  unzulässige  Doppelbesteuerung  zu  erblicken  sei, 
und    eventuell,    welchem    Kantone,    demjenigen,    in    welchem   der 

* )  Vgl.  Eingabe  der  Konferenz  kantonaler  Finanzdirektoren  vom  Juli  1901 
an  den  BR,  in  der  die  Wiederaufnahme  der  Beratungen  über  ein  BG  betr. 
das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  postuliert  wird,  unter  Einreichung  eines 
von  P.  Speiser  aufgestellten  Gesetzes-Enttviu'fes  nebst  den  von  der  Konferenz 
diesem  Entw.  gegenüber  gemachten  Vorbehalten;  P.  Speiser,  Die  Grundzüge 
eines  BG  betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung,  Referat  für  die  Verhand- 
lungen des  Schweiz.  Juristen  Vereins  1902  und  diese  Verhandlungen  selbst, 
Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  n.  F.  1902,  XXI  S.  557. 
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Aktionär  wohnt,  oder  demjenigen,  in  welchem  die  Gesellschaft 
ihren  Sitz  hat  und  ihr  Gewerbe  betreibt,  die  Steuerhoheit  zuerkannt 
werden  solle. 

Nach  dem  BegriflF  der  Doppelbesteuerung,  wie  sich  derselbe  in 
der  Praxis  der  BBehörden  (1848—1874  des  BR  resp.  der  BVers., 
seit  1.  Jan.  1875  des  BGer.)  ausgebildet  hat,  wird  die  Konkurrenz 
zweier  kantonaler  Steuergesetzgebungen  in  der  Besteuerung  der 
nämlichen  Objekte  vorausgesetzt.  Der  interkantonale  Chai'akter  der 
Verhältnisse  ist  stets  mit  Nachdruck  hervorgehoben  worden.  Die 
BBehArden  haben  in  dieser  Richtung  das  ihrer  Rechtsprechung 
unterstellte  Gebiet  genau  abgegrenzt  und  von  demselben  ausge- 
schieden das  Verhältnis  des  Bürgers  zur  Steuergesetzgebung  eines 
einzelnen  Kantons,  d.  h.  Steuerfragen,  die  sich  im  Innern  eines- 
Kantons,  auf  den  innerkantonalen  Steuergebieten,  in  den  Beziehungen 
zwischen  Bezirken  und  ganz  besonders  zwischen  Gemeinden  eines 
und  desselben  Kantons  abspielen. 

Dass  die  bundesrechtliche  Praxis  in  Doppelbesteuerungssachen 
schon  nach  Massgabe  der  Bestimmimgen  der  B  V  von  1848  auf  die  Liter- 
kantonalität  des  Verhältnisses  abstellte,  war  ganz  den  verfassungs- 
mässigen Gesichtspunkten  angemessen,  unter  welchen  sich  das  Verbot 
der  Doppelbesteuerung  entwickelt  hat.  Infolge  der  Gewährleistung 
der  Souveränetät  der  Kantone  ist  dem  Bunde  die  Aufgabe  zugefallen, 
das  Nebeneinanderbestehen  der  kantonalen  Souveränetäten  zu  er- 
möglichen und  Übergriffe  des  einen  Kantons  in  den  Souveränetäts- 
bereich  des  andern  zu  verhindern.  In  Ansehung  des  Steuerrechts 
geschah  dies  in  Konfliktfällen  durch  Wahrung  der  Steuerhoheit  eines 
jeden  Kantons  auf  seinem  Gebiete.  Die  BV  von  1848  gewährleistete 
aber  auch  gewisse  individuelle  Rechte  der  Bürger,  und  die  BBehörden 
haben  seit  1848  dem  einzelnen  Bürger,  als  Ausfluss  imd  zum  Schutze 
dieser  Rechte,  die  Befugnis  der  Beschwei*defürung  bei  den  Organen 
des  Bundes  eingeräumt.  Auf  dieser  Grundlage  erwuclis  das  Be- 
schwerderecht des  Bürgers  wiegen  Doppelbesteuerung,  insbesondere 
zum  Schutze  des  Rechtes  der  Niederlassung  in  einem  andern  als 
dem  Heimatkanton,  der  Freizügigkeit  von  Kanton  zu  Kanton.  .  .  . 

Es  lässt  sich  fragen,  ob  die  Beschränkimg  des  Beschwerde- 
rechtes auch  unter  der  BV  von  1874  noch  zutreffend  sei.  Manche 
glauben,  mit  Rücksicht  auf  die  Art.  81,  43,  45,  4(>  der  BV  von  1874 
diese  Frage  verneinen  zu  sollen.  Zur  Unterstützung  dieser  Ansicht 
wird  angeführt :  Die  Freiheit  des  Handels  und  Verkehis,  das  Recht 
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der  freien  Berufs-  und  Gewerbeausübung  sei  1874  von  den  inter- 
kantonalen Schranken  befreit  und  als  gemeinschweizerisches  Grund- 
recht erklärt  worden.  In  Übereinstimmung  damit  habe  man 
gleichzeitig  das  Recht  auf  freie  Niederlassung  auch  innerhalb  eines 
Kantonsgebietes,  von  Gemeinde  zu  Gemeinde,  gewährleistet  und  den 
Niedergelassenen  insbesondere  in  Hinsicht  auf  das  Gemeindeleben 
eine  feste  Rechtsstellung  zugesichert.  Daraus  ergebe  sich  mit  logischer 
Notwendigkeit  die  Ausdehnung  des  bundesrechtlichen  Verbotes  der 
Doppelbesteueining,  zum  Schutze  der  erweiterten  individuellen  Rechte 
des  Bürgers,  auf  die  innerkantonjilen  Verhältnisse,  auf  die  Bezie- 
hungen zwischen  Bezirken  und  zwischen  Gemeinden  eines  und  des- 
selben Kantons.  Das  Verbot  sei  zudem  in  Art.  4(>  ganz  allgem(»in 
ausgesprochen. 

Gegen  die  Ausdehnung  des  zu  erlassenden  (iesetzes  auf  die  Steuer- 
verhältnisse im  Innern  eines  Kantons  spricht  sich  vor  allem  das  BCier. 
aus,  wenn  es  sagt:  Dem  BGer.  erscheint  grundsätzlicli  als  zum  min- 
desten zweifelhaft,  ob  die  BGesetzgebung  verfassungsmässig  zu  einem 
so  weitgehenden  und  folgenreichen  Einginff  in  das  Steuerwesen  der 
Kantone  befugt  sei.  Die  Geschichte  des  Doppelbesteuerungsver])ots, 
dessen  Stellung  in  Art.  4(>  der  BV,  das  ganze  verfassungsmässige 
Verhältnis  der  Bundes-  imd  Kantonalgewalt  in  Steuersachen  sprechen 
dagegen.  Die  Ordnung  des  Staats-  und  Gemeindesteuer wesens  stellt 
grundsätzlich  zweifellos  den  Kantonen  zu.  Eine  bundesrechtliche 
Schranke  besteht  allerdings  insofern,  als  das  BRe(*ht  zur  Verhin- 
derung der  Doppelbesteuerung  die  Grenzen  d(^r  kantonalen  St(»uer- 
hoheiten  feststellt;  dagegen  gibt  di(»  BV  keinen  Anhalt  dafür, 
weiteraugehen  und  die  Kantone  auch  in  der  Ausübung  ihrer  Steuer- 
hoheit, innerhalb  der  bundesrechtlichtMi  (Frenzen  derselben,  zu  be- 
schränken; vielmehr  sind  die  Kantone,  soweit  ihre  Steuerhoheit 
reicht,  kraft  ihrer  Souveränetät  befugt,  nicht  nur  üb(»r  tlas  Was? 
und  Wie?,  sondern  auch  über  das  Wo?  der  Besteuerung  zu  verfügen: 
sie  dürfen  nicht  nur  bestimmen,  welclie  Vermogensobjekte  steuer- 
pflichtig und  welche  Steuerarten  einzufühnMi  seien,  sondern  auch 
vorschreiben,  an  welchem  Orte  die  betreffenden,  ihrer  Steuerhoheit 
miterstehenden  Objekte  gegenüber  dem  Staate  und  seinen  Unter- 
abteilungen zu  versteuern  seien.  Eine  Ordnung  diestn*  Fragt*  durch 
die  BGesetzgebung  enthielte  einen  Eingriff  in  den  innern  Haushalt 
der  Kantone,  welcher  mit  dem  bundesstaatlichen  Verhältnis  schw(»r 
zu  vereinigen  wäre  und  daher  nur  als  berechtigt  anerkamit  werden 
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könnte,  wenn  ihm  eine  unzweideutige  Verfassungsvorschrift  zur  Seite 
stände.  Übrigens  erscheint  dem  BGrer.  eine  CentraUsation  in  dem  vom 
Entw.  des  eidg.  Justizdej).  vom  Nov.  1882 ')  angestrebten  Sinne  auch 
vorn  legislativ-politischen  Standpunkte  aus  weder  als  zum  Schutze  des 
einzelnen  Bürgers  notwendig,  noch  auch  nur  als  nützlich.  Sie  ist 
zum  Schutze  des  einzelnen  Bürgers  nicht  notwendig,  da  gegen  eine 
I)oppell)esteuerung  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  oder  von  Bezirk  zu 
Bezirk  innerhalb  eines  Kantons  gewiss  in  aller  Regel  die  kantonalen 
Behörden  einschreiten  und  Fälle,  in  denen  dies  nicht  geschehen 
sollte,  zu  den  verschwindenden  Ausnahmen  gehören  werden.  Sie  ist 
nicht  nützlich;  denn  daran,  dass  in  allen  Kantonen  einheitliche 
Regeln  für  die  Zuständigkeit  zur  Erhebung  von  Gemeindesteuern 
u.  dgl.  gelten,  haftet  kein  eidg.  Interesse:  im  Gegenteil  könnte  eine 
einheitliche  Regulierung  der  Steuerl)erechtigung  mit  Bezug  auf  die 
Gemeindebesteuerung  bei  der  grossen  Verschiedenheit  in  den  ein- 
zelnen Kantonen,  für  manche  Landesteile  geradezu  schädlich  wirken. 
Gegen  die  Ausdehmmg  des  Gesetzes  auf  die  Verhältnisse  im 
Innern  eines  Kantons  haben  sich  ferner  ausgesprochen  die  Regie- 
rungen der  Kantone  Luzern,  Glarus,  St.  Gallen  und  Wallis. 

Der  BR  glaubt  nun,  es  solle  diese  Kompetenzfrage  im  gegen- 
wärtigen Momente  nicht  endgiltig  entschieden  w^erden.  Er  hält  dafür, 
dass,  dermalen  wenigstens,  kein  dringendes  Bedürfnis  den  Erlass 
ehies  BG  zur  einheitlichen  Begrenzung  der  (iemeindesteuerbefugnisse 
erlieisclie. 

Der  vom  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  ausgearbeitete  Entw.  betr^ 
Doppelbesteuerung  vom  16.  Nov.  1882  und  14.  Jan.  1884  war  zunächst 
den  KRegierungen  zur  Prüfung  vorgelegt  worden.  Mit  Berücksich- 
tigung der  eingelaufenen  kritischen  Bemerkungen  wurde  der  Entw. 
des  BR  am  (5.  März  1885  festgestellt.  Aus  der  Beratung  der  eidg. 
Räte  gingen  vier  teilweise  voneinander  abwei(*.hende  BeschHisse 
hervor.  Nach  Durchbeiatung  der  bestehenden  Differenzen  verwarf 
der  StR  den  27.  April  1887  l)ei  der  Schlussabstimmung  mit  22  gegen 
13  Stinunen  das  Gesetz.  Hierauf  beschloss  der  NR  den  9.  Juni  1887 : 
Der  Gegenstand  wird  als  einstweilen  dahingefallen  erklärt;  der  BR 
ist  eingeladen,  über  die  Doppelbesteuerung  in  geeignetem  Zeitpmikte, 
unter    Berücksichtigung    der    sachbezüglichen    Verhandlungen    der 

gesetzgebenden  Räte  eine  neue  Gesetzesvorlage  einzubringen. 

PoBtl-Sljr.  n.  F.  8s:i 

M  Vjrl.  Erste  Auflage  I.  S.  1(K),  101. 
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Mit  Schreiben  vom  12.  Dez.  1895  an  den  BR  hat  der  Regi- 
Rat  des  Kantons  Glanis  die  Wiederaufnahme  des  Versuchs  einer 
gesetzgeberischen  Regelung  des  Verbots  der  Doppelbesteuerung  an- 
gelegentlichst empfohlen.  Auch  das  BGer.  empfahl  diese  Wieder- 
aufnahme und  machte  in  seinem  Geschäftbericht  über  das  Jahr  1897 
auf  die  relativ  hohe  Zahl  der  von  ihm  gutgeheissenen  Rekurse  betrl 
Doppelbesteuerung  aufmerksam,  beifügend:  Es  dürfte  angesichts 
der  zahlreichen  grossen  industriellen  Unternehmungen,  die  häufig 
gewisse  Produkte  in  diesem,  gewisse  andere  in  jenem  Kanton  her- 
stellen, angezeigt  sein,  die  Steuerrechte  der  Stände  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  zu  regeln.  Bei  diesem  Anlasse  könnten  auch 
Steuerverhältnisse  gewisser  Unternehnmngen,  die  ihrer  Natur  nach 
regelmässig  successive  auf  dem  Gebiete  mehrerer  Kantone  betrieben 
werden,  w-ie  Schlafwagen,  Restaurationswagen,  Dampfschiffrestau- 
rationen u.  dgl.  gesetzlich  geordnet  werden,  B  1898  11  247.  Der 
BR  dagegen  äussert  sich  in  seinem  Geschäftsbericht  über  das  Jahr 
1898  über  die  Frage  wie  folgt: 

Das  eidg.  Justizdepartement  hat  si(*li,  trotz  der  Meinungsäusserung 
des  BGer.,  von  der  Notwendigkeit  der  Ausarbeitung  eines  neuen  Ges.- 
Entw.  über  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  nicht  überzeugen  können. 
Die  Gründe,  die  s.  Z.  das  Zustandekommen  des  bez.  BGes.  verhindert 
haben,  sind  heute  keinesw^egs  weggefallen;  deshalb  wird  jeder  neue 
Ges.-Entw.  mit  den  gleichen  Gefahren  zu  kämpfen  haben,  an  denen  der 
Entw.  im  Jahre  1887  in  den  eidg.  Räten  gescheitert  ist.  Wird  aber  die 
Praxis  des  BGer.  auf  diesem  Gebiete  in  Berücksichtigung  gezogen,  so 
findet  man.  da.ss  eine  Reihe  von  schwierigen  Fragen  durch  die  Rechts- 
sprechung des  B(Ter.  eine  durchaus  zweckmässige  und  ganz  bestimmte 
Lösung  erhalten  hat,  dass  aber  namentlich  mit  der  intensiven  Entwick- 
lung und  Ausgestaltung  der  kant.  Steuergesetzgebung  neue  Streitfragen 
auftauchen,  die  das  BGer.  ])is  jetzt  auf  Grund  der  Verf. -Bestimmung, 
ohne  ein  BGes.  zu  besitzen,  zu  beantworten  verstanden  hat  und  auch 
in  Zukmift  zu  beantworten  vei'stehen  wird.  Es  ist  darauf  zu  verweisen, 
wie  früher  vor  allem  über  die  Frage  der  sog.  Schuldenabzüge  bei  der 
Liegenschaftsbesteuenmg  und  über  die  Frage  der  gleichzeitigen  Be- 
steuenmg  der  Aktionäre  und  der  Aktiengesellschaft  gestritten  worden 
ist,  während  in  neuerer  Zeit  diese  Fragen  ganz  in  den  Hintergrund 
getreten  sind,  indem  gegenwärtig  besonders  der  Umfang  der  Steuer- 
hoheit des  Wohnsitzkantons  des  Steuerpflichtigen  in  dem  Sinne  in  Frage 
gezogen  wird,  dass  versucht  wird,  denselben  zu  bestreiten  zu  gunsten 
der  Steuerhoheit  des  Kantons,  w^o  die  Erwerbsveranstaltungen  vorhanden 
sind,   oder  des  Kantons,   wo  der  Erwerb   erzielt   wird.     Da  in   vielen 
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dieser  Fälle  komplizierte  tatsächliche  Verhältnisse  vorhegen,  so  wiü-de 
auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ein  BGes.  den  Streitigkeiten  nicht 
vorzubeugen  vermögen.  B  1899  I  354. 

Die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des 
BR  im  Jahre  1898  bemerkt  in  ihi-em  Ber.  vom  23.  Mai  1899  aus- 
drücklich, dass  dieser  Anschauung  beigepflichtet  werden  könne. 

B  1899  111  \m. 


3.  Kapitel. 

Intervention  des  Bundes  in  Icantonalen  Angelegenheiten. 

L  Eidgenössische  Intervention  zar  Währung  des  Rechts- 
verfahrens zwischen  den  Kantonen/) 

BV  1874  Art.  14  gleich  BB  184«  Art.  14,  A.  S.  I  6,  n.  F.  I  4. 

34.  Die  Garantieschuld  der  vier  Städte  Winterthur. 
Baden,  Lenzburg  und  Zofingen  für  die  Schweiz.  National- 
bahn. ^) 

BBeschl.  betr.  Darleihen  an  die  Kantone  Zürich  und  Aargau  vom  21.  Dez.  188JJ» 
A.  S.  n.  F.  VIT  322.  —  Botsch.  des  BR  betr.  die  Nationalbahngarantie- 
schuld  der  vier  Städte  Winterthur.  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen  und 
betr.  das  den  Kantonen  Zürich  und  Aargau  behufs  Erledigung  dieser 
Schuldverhältnisse  zu  gewährende  Bundesdarlehen  vom  23.  Nov.  1883, 
B  1883  IV  524;  Ber.  der  für  Untersuchung  der  Finanzlage  der  Garantie- 
städte für  das  Nationalbahn- Anleihen  von  neun  Millionen  ernannten  Ex- 
pertenkomni.  an  den  BR  (A.  Scheurer,  A.  Bory,  Dr.  Zemp)  vom  15.  Okt. 
1883,  B  1883  IV  241:  Instruktion  des  BR  für  die  genannten  Experten 
vom  27.  März  1883,  B  1883,  I  532.  -  BRBeschl.  betr.  die  Bezahlung  des 
Restes  der  Nationalbahnschuld  vom  15.  Jan.  1884,  B  188i  I  79;  Vollz.- 
Verord.  des  BR  vom  12.  März  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  427.  —  Ber.  des  BR 
an  die  BVers.  vom  7.  März  1884  über  die  Vollz.  tles  BBeschl.  vom 
21.  Dez.  1883,  B  1884,  I  361:  B  1884  II  7H6,  1885  II  559,  699:  Uebei-s. 
Verh.  BVers.  Dez.  1882,  Nr.  53;  Dez.  1883,  Nr.  12:  März  1884,  Nr.  7.  — 
Urteil  des  BGer.  vom  26.  Jan.  1883  i.  S.  Bäschlin  gegen  Aargan,  BGer.- 
Entsch.  1893,  IX  Nr.  21. 

Ber.  des  BR  betr.  Reduktion  des  Zinsfusses  des  Darleihens  an  die  Kantone 
Zürich  und  Aargau  zu  banden  der  Nationalbahn-Garantiestädte  vom  20.  Nov. 
1896,  B  1896,  IV  632;  Übers.  Verh.  BVei-s.  März  1897,  Nr.  34. 

Ber.  des  BR  betr.  die  (besuche  der  Kantone  Aargau  und  Zürich  um  Erlass 
der  sog.  Nationalbahngarantieschuld  vom  29.  April  1902,  B  nK)2  II  ^>88.3| 

*)  Vgl.  auch  General-Register  zu  den  Entscheidungen  des  BGer. 
Bd.  I— IX,  S.  72  f..  Bd.  X— XIX,  S.  212  f.:  BGer.-Entsch.  XX  S.  299.  XXI 
S.  957,  XXII  S.  958,  XXIII  S.  14(y5,  XXV  1  S.  208,  342,  XXVI  1  8.  444. 

-)  Die  Stadt  Winterthur  in  ihrer  Stellung  zu  den  aargauischen  Mit- 
garantiestädten  Baden,  Lenzburg,  Zofingen  betr.  das  Neun-Millionen-Anleihen 
der  Schweiz.  National  bahn,  Auszug  aus  einer  Sammlung  von  Akten,  veran- 
staltet durch  den  Stadtrat  Winterthur.  2  Teile,  Winterthur  1883,  ias5. 

^)  Vgl.  R.  Suter,  Der  freihändige  Rückkauf  der  Schweiz.  Nordostbahu 
und  die  Schweiz.  Nationalbahn.  Zofingen  1901. 
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I.  Die  drei  aargauischen  Städte  Zofingen,  Lenzburg  und  Baden 
UMe  Einwohnergemeinden)  luid  die  zürcherische  Stadt  Winterthur 
(die  poHtische  Gemeinde)  hatten  im  JaJu-e  1874  für  das  in  den 
Jahren  1875  und  1877  emittierte  Anleihen  der  Schweiz.  National- 
bahn im  Betrage  von  neun  Millionen  Franken,  unter  solidarischer 
Haftbarkeit  und  vertragsmässig  festgestellter  Einstandspflicht  von 
Vis  für  Winterthm-,  ^/is  für  Zofingen  und  je  'Vi«  für  Baden  und 
Lenzl)urg,  die  Garantie  übernonnnen.  Nach  dem  am  18.  Febr.  1878 
ei-folgten  Ausbruch  des  Konkui'ses  über  die  Nationalbahn  bezahlte 
<\io  Gemeinde  Winterthur  ihren  Anteil  vollständig.  Aus  dem 
Konkurserlös  der  Nationalbahn  wurden  8,27»>  mit  Fr.  449,3(>()  ge- 
deckt. Das  restierende  Obligationenkapitel  bezifferte  sich  daher 
noch  auf  die  Sunmie  von  Fr.  5,()3(),(>4();  d<azu  kamen  ferner  die 
Beträge  d(T  je  auf  den  1.  Mai  der  Jahre  1878 — 1884  verfallenen 
'C'ouj)ons:  die  Gesamtschuld  belief  sich  daher  auf  den  1.  Mai  1888 
auf  Fr.  (vUO,23(>. 

Diese  Summe  hätte  vertragsgemäss  einzig  von  den  drei  aargau- 
ischen Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzl)urg  und  Zolingen  bezahlt 
werden  sollen:  die  übligationeninhaber  haben  indessen,  gestützt  auf 
^lie  solidarische  Haftpflicht  aller  vier  Gemeinden,  für  die  jeweilen 
vei-fallenen  Coupons  vorerst  nur  Winterthur  belangt,  welche  Ge- 
meinde dann  ihrerseits  Regress  auf  die  drei  aargauischen  Gemein- 
den nahm. 

Nachdem  (He  infolge  dieser  Verhältnisse  gepflogenen  gütlichen 
VerhandlungcMi,  sowie  die  angehobenen  Prozesse  zwischen  Winter- 
thur und  den  aargauischen  Gemeinden  nm*  dahin  geführt  hatten, 
ilass  die  letztern  Encle  1881  zwar  vom  Prozesse  abstanden,  der 
aargauischen  Regierung  aber  gleichzeitig  die  Erklärung  abgaben, 
<lass  sie  die  Mitt(4  nicht  besässen,  Winterthur  oder  gar  die  Obli- 
gationäre für  Kapitalsumme  und  Zinsen  zu  befriedigen,  führte  der 
zürcherische  Reg-Rat  die  Unterhandlungen  mit  der  Regierung  von 
Aargau  und  den  beteiligten  Gemeinden  auf  dem  Fusse  verschiedener 
KonversionsiHojekte  weiter.  Es  traten  aber  grosse  Meinungs- 
verschiedenh(*iten,  insbesondere  über  das  Mass  der  beidseitigen  Be- 
teiligung zu  Tagt»,  so  dass  der  Reg-Rat  von  Zürich  sich  veranlasst 
fand,  den  BR  um  seine  Vermittlung  anzugehen. 

Auch  die  V(»rmittlung  des  BR  führte  zu  keinem  Resultat. 
<  Gestützt  auf  Art.  14  der  BV  stellte  daher  dei-  Zürcher  Reg-Rat 
<len  20.  Jan.  188;}  beim  BR  ein  förmliches  Intenentionsgesuch. 


Interv'oiition  zur  Walirung  des  Rochtsverfalirens.  i  i 

Schon  den  20.  Dez.  1882  hatte  der  NR  auf  eine  von  K.  Brunner 
und  Genossen  gestellte  Motion  des  Inhalts: 

Der  BR  wird  eingeladen,  heforderlieh  darüber  Bericlit  zu  er- 
statten, welche  Sehritte  er  hisanhin  betr.  die  vier  Städte  Zofingen. 
Lenzburg,  Baden  und  Winterthur  zur  Bereinigung  der  Nationalbahu- 
Garantiesehuld  getan  habe,  und  welche  weitern  Schritte  er  allfällig 
im  Interesse  des  Landes  und  seines  ölf(»ntlichen  Kredites  diesfalls 
zu  tun  gedenke, 
beschlossen : 

mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  BR  sich  bereits  mit  dem  Gegc^n- 
stand  beschäftigt,  und  in  Gewärtigung  des  daherigen  Ber.  geht 
der  NR  über  die  Motion  für  einmal  zur  Tagesordnung  über. 
Hierauf  beschloss  der  BR  d(*n  1(>.  Febr.  18&3: 

Ohne  im  gegenwärtigen  Augenblick  die  Frage  zu  erledigen, 
ob  und  in  welchem  Umfang  den  BBehörden.  gemäss  dem  Inter- 
ventionsl)egehi*en  der  Reg.  von  Zürich  und  entgegcMi  den  von 
der  aargauischen  Reg.  in  ihren  Eingaben  vom  5.  und  12.  Febr. 
1883  geltend  gemachten  Anschauungen,  ein  Entscheidungsrecht 
über  den  Konfliktfall  zustehe,  soll  durch  eine  unparteiische^ 
Untersuchimg  das  Mass  der  in  den  vier  Garantiestädten  vor- 
handenen und  zur  Erfüllung  ihrer  Schuldverbindlichktuten  ver- 
wendbaren finanziellen  Kräfte  festgestellt  werden. 

Die  beiden  KReg.  gaben  zu  diesem  Vorgehen  ihre  Zustimnunig; 
der  BR  ernannte  eine  Finanzexpertenk(mim.,  bestehend  aus  Heu 
Hen-en:  Scheurer,  Bory  und  Zemp:  diese  ei*stattete  den  15.  Okt. 
1883  ihren  Bericht  dem  BR. 

Aus  diesem  Bericht  ergab  sich  die  Gewissheit,  dass  der  Zu- 
sannnenbruch  der  vier  Genunnden  nicht  vermieden  werden  kann, 
wenn  nicht  neben  den  aargauischen  Ortsbürgergemeind(»n  und  den 
Kantonen  Zürich  und  Aargau  auch  der  Bund  helfend  mitwirkt. 

tber  die  Frage,  ob  und  in  welcher  Weise  der  Bund  helfend 
einzutreten  habe,  spricht  sich  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  23.  Nov. 
1883  folgenderma.ssen  aus: 

Es  drängt  sich  uns  die  Fraget  auf,  ob  nicht  auch  der  Bund  ein 
Interesse  habe,  den  Konkurs  der  vier  beteiligton  (iemeinden  womüglich 
zu  verhindern  und  denselben  zu  diesem  Behufe  seine  Hilfe  angedeihen 
zu  lassen.  Unsere  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Weit  entfernt, 
für  den  Bund  irgend  eine  rechtliche  oder  auch  nur  moralis<'he  Yerpflich- 
timg  zu  einem  Zahlungsbeitrage  anzuerkennen,  halten  wir  doch  dafür, 
dass  die  Art  und  Weise,  wie  die  Angelegenheit  ihre  endgiltige  Erledi- 


78  Teil  I.    Kapitel  3.    §  I.    Nr.  M. 

«(ung  finden  wird,  die  Interessen  des  gesamten  Landes  in  hohem  Masse 
berührt,  und  dass  der  Eintritt  des  Konkurses  der  vier  einst  so  blühen- 
den Städte  von  tiefgreifender,  folgenschwerer  Bedeutung  füi-  den  Kredit, 
die  Ehre  und  die  Wohlfahrt  nicht  nur  der  Gemeinden  selbst  und  der 
Kantone,  sondern  des  ganzen  Landes  wäre.  In  diesem  Sinne  besteht 
daher  in  vorliegender  Frage  allerdings  ein  bedeutendes  gemeinschweize- 
risches Interesse,  und  was  wir  diesfalls  mit  Bezug  auf  die  betreffenden 
Kantone  gesagt  haben,  gilt  zum  grossen  Teile  auch  für  die  gesamte 
Eidgenossenschaft. 

Wir  finden  freilich  keinen  Artikel  in  der  BV,  der  dem  Bunde  aus- 
drücklich ein  Eingreifen  in  die  schwebende  Angelegenheit  vorschreibt, 
aber  an  der  Spitze  unserer  Verfassung  heisst  es,  dass  die  Eidg.  dieselbe 
angenommen  habe,  um  «die  Einheit,  Kraft  und  Ehre  der  Schweiz.  Nation 
zu  erhalten  und  zu  fördern.»  Dass  in  dieser  Frage  unsere  Ehre  und 
damit  auch  unsere  Kraft  in  recht  ernster  Weise  beteiligt  sind,  scheint 
ims  unwidersprechlich.  Wir  betrachten  den  Ruin  der  vier  Städte  als 
eine  allgemeine  Landeskalamität  und  halten  uns  deshalb  für  berechtigt 
und  verpflichtet,  Massnahmen  vorzuschlagen,  welche  dieses  Verderben 
von  unserem  Lande  abzuhalten  vermögen.  Als  das  geeignetste  Mittel 
hiefür  erachten  wir  die  Gewährung  eidg.  Darleihen  an  die  Kantone 
Zürich  und  Aargau  zu  gunsten  der  betr.  Gemeinden,  bei  reduziertem 
Zinsfusse  und  mit  möglichst  langer  Amortisationsfrist.       B  1883  IV  535. 

Unter  Hinweis  auf  die  Unterstützungen,  welche  der  Bund 
in  andern  Fällen  bewilligt  hatte,  wie  nach  dem  grossen  Brande  in 
Glarus  im  Jahre  1861  ein  Darlehen  von  einer  Million  Franken  an 
den  Kanton  Glarus,  A.  S.  VII  5()J)  im  Jahre  1865  der  Verzicht 
auf  eine  Forderung  an  den  Jura  Industriel  im  Betrage  von  einer 
MiUion  Franken,  A.  S.  VIII  630,*)  und  im  Jahre  1878  die  Subven- 
tion   für    das  Gotthardbahnunternehmen    im  Betrag    von   4*/2  Mil- 


M  Der  BBeschl.  vom  17.  Juli  1861  lautet:  Der  BR  wird  ermächtigt,  dem 
Kanton  Glarus  ein  Darlehen  von  einer  Million  Franken  für  die  ersten  zehn 
Jahre  zinsfrei,  für  die  Folgezeit  verzinslich  zu  2  %,  zu  machen,  unter  der 
Bedingung,  dass  die  Rückzahlung  nach  dem  fünfzehnten  Jahre  in  jährlichen 
Raten  von  200,000  Franken  zu  beginnen  habe  und  mit  dem  zwanzigsten  Jahre 
zu  vollenden  sei,  A.  S.  VIT  50,  B  1861  II  431,  743,  747. 

")  Der  BBeschl.  vom  15.  Nov.  1865  lautet:  Der  BR  ist  ermächtigt,  mit 
dem  neuenburgischen  Subskriptionskomite  für  die  Ablösung  des  DarleilieuK 
der  Jura-lndustriel-Gesellschaft  im  Betrage  von  Fr.  1,252,054.80  mittelst  Ent- 
richtung einer  Summe  von  Fr.  200,000  in  Unterhandlung  zu  treten.  Diese 
Unterhandlungen  sind  in  der  Weise  zu  führen,  dass  sie  bis  spätestens  am 
31.  Dez.  uächsthin  zum  Abschluss  gelangen,  in  der  Meinung,  dass,  wenn  bis 
zu  dieser  Zeit  die  Summe  von  200,000  Fr.  nicht  bezahlt  wäre,  der  Rechtstrieb 
gegen  die  Bürgen  unmittelbar  wieder  aufgenommen  werden  soll,  A.  8.  VIII 
630,  B  1865  III  823. 


Intervention  zur  Wahrung  des  Kechtsverfahrens.  79 

lioiieii  Franken,  A.  S.  n.  F.  IV  1'),  beantragte  der  BR  einen 
BBeschl.  betr.  Darleihen  an  die  Kantone  Zürich  und  Aargau  im 
Betrage  von  Fr.  2,400,000. 

Den  21.  Dez.  1888  erlies«  die  BVers.  folgenden  BBeschl. : 

Art.  1.  Der  BR  wu-d  ermächtigt,  behufs  Liquidation  des 
auf  1.  Mai  1884  zu  Fr.  6,310,236  berechneten  Restes  der 
Nationalbahnschuld  der  politischen  Gemeinde  Winterthur  und 
der  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen,  den 
Kantonen  Zürich  und  Aargau,  auf  deren  Begehren  und  unter 
den  in  Art.  2  und  3  dieses  Beschl.  enthaltenen  Bestimmungen, 
Darleihen  bis  zu  einem  Gesamtbetrage  von  Fr.  2,400,000  zu 
machen'^),  für  welche  Summe  dem  BR  ein  Kredit  auf  die 
BKasse  eröfftiet  wird. 

In  obiger  Summe  von  Fr.  (>,310,236  ist  die  pro  1.  Mai  1884 
auf  Fr.  525,000  berechnete  Regressforderung  der  politischen 
Gemeinde  Winterthur  an  die  Einwohnergemeinden  Baden, 
Lenzburg  und  Zofingen  mitbegriffen. 

Art.  2.  Die  Darleihen  werden  an  folgende  Bedingungen 
geknüpft : 

a.  Die  Gemeinde  Winterthur  verzichtet,  in  Aufrechthaltung 
ihres  unter  dem  4.  Juni  1882  und  19.  Aug.  1883  gemachten 
Anerbietens,  auf  die  Regi-essforderung,  welche  sie  durch 
Einlösung  von  Coupons  der  gemeinsamen  Obligationsschuld, 
über  ihren  Anteil  liinaus,  gegen  die  aargauischen  Gai-antie- 
gemeinden  erworben  hat,  und  bezahlt  ausserdem  noch  auf 
1.  Mai  1884  Fr.  230,000,   mit  Verzicht  auf  Rückvergütung. 

b.^)Der  Kt.  Aargau  verpflichtet  sich,  ebenfalls  unter  Verzicht 
auf  Rückvergütung,  zu  einer  Leistung,  welche  auf  den 
1.  Mai  1884  berechnet,  einem  Kapitalwert  von  Fr.  550,(XK) 
entspricht. 

c.  Die  Ortsbürgergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen 
leisten,   in  Erneuerung  ihrer   anlässlich  der  Verhandlungen 

1)  Vgl.  Erste  AufLsLge  IIl,  Nr.  910,  911. 

2)  Die  aargauische  Deputation  hatte  beantragt:  Darleihen,  inid  zwar 
jedem  Kantone,  im  Betrage  von  Fr.  1,200,000  zu  machen. 

')  Statt  Ziffer  b  und  c  hatte  die  aai*gauische  Deputation  beantragt :  Der 
Kt.  Aargau  und  die  Ortsbürgergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofiiigen 
leisten,  in  Erneuerung  ihrer  anlässlieh  der  Verhandlungen  im  Jahre  1882  ge- 
machten Offerten  an  die  Bezahlung  der  Gesamtschuld  auf  1.  Mai  18H4  die 
Summe  von  zusammen  Fr.  3,140,000. 
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vom  Jahre  1882  gemachten  Oft'erten,  an  die  Bezalihmg  der 
Gesamtschnld  auf  1.  Mai  1884  die  Summe  von  Fr.  2,5iMM)0(l 
woran  sich  die  Ortsbürgergemeinden  Baden  und  Lenzl)urg 
mit  je  Fr.  58(),(MK)  und  Zofingen  mit  Fr.  1,4:M).(K)0  zu  be- 
teiligen haben. 

d.  Die  nach  Abzug  der  in  Art.  2,  htt.  a,  b  und.c  bezeichneten 
Leistungen  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  noch  weiter 
nötige  Snnnue')  ist  von  der  politischen  Gemeinde  Winter- 
thur  und  den  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzburg  rmd 
Zofingen  aufzubringen. 

Köimen  sich  diesell)en  über  dass  Mass  ihrer  Beteiligung 
nicht  verständigen,  so  haben  sie  den  Entscheid  des  BR 
anzuerkennen.*) 

e.  Der  BR  l)estimmt,  auf  Grundlage  des  gemäss  litt,  d  festge- 
stellten Verhältnisses,  wie  die  Gesamtanleihenssunnue  auf 
die  Kantone  Zürich  und  Aargau  als  Schuldner  zu  ver- 
teilen sei. 

f.  Die  Liquidation  wird  dem  Reg.-Rate  des  Kantons  Aargau 
übertragen. 

g.  Die  Kantcme  Zürich  und  Aargau  haben  sich  bis  zum  1.  März 
1884  darüber  auszuweisen,  dass  v(u-stehende  Bedingungen 
erfüllt  seien  oder  deren  Erfüllung  gesichert  sei. 

Ai*t,  8.*)  Behufs  Verzinsung  und  Amortisation  dieses  BAn- 
leiliens  haben  die  schuldnerisdien  Kantone  Annuitäten  von  3^/2 "  o 


M  BHätl.  Entw.  und  1.  Beschl.  dos  NR :  Sunnno  von  Fr.  •2.415,28«  ist . . . 
Die  Höhe  der  Summe  ist  vom  StR  gestrichen  worden:  er  wollte  die  Mög- 
lichkeit  eines  Arrangements  auch  jetzt  nocli  eröffnen,  während  der  NR  und 
der  BR  sieh  zunächst  auf  den  Standpnnkt  der  Vollzahlung  gestellt  hatten. 
Allerdings  würden  die  (gemeinden  ausserordentlich  heiastet,  aher  es  sei  in 
«lieser  Voraussetzung  unzweifelhafte  Pfliclit  der  Kantone,  iluien  helfend  unter 
die  Arme  zu  greifen  (Protokoll  d(»s  NR  vom  13.  Dez.  1^MS8). 

-j  Die  aargauische  Deputation  hatte  statt  dieser  litt,  d  heantragt:  Die 
nach  Abzug  der  in  Art.  2,  litt,  a  und  h  bezeichneten  L(»istuugen  zur  Bezah- 
lung der  Gesamtschuld  noch  weiter  nötige  Siuume  von  Fr.  2,415,23H  ist  zur 
Hälfte  von  Wintertluir,  zur  andern  Hälfte  von  <len  Einwohnergemeinden 
Baden,  Lenzbiu'g  und  Zofingen  aufzubringen. 

•')  Antnig  der  Mehrheit  der  Konun.  des  NR:  Art.  3.  Behufs  Vei-zinsung  und 
Amortisation  dieses  BAnleihens  haben  die  schuhlnerisclien  Kantone  Amuiitäten 
von  4^0  zu  entrichten,  von  welchen  3%  als  Zins  und  l^o  als  Amortisations- 
quote ))ercchnet  wird.  —  Art.  4.  Sollten  die  Kantone  Ztlrich  und  Aargau  bis  zum 
1.  März  1884  den  in  Art.  2,  litt,  g  verla-ngten  Ausweis  nicht  leisten,  so  gewärtigt 
die  BVers.  weitern  Bericht  und  Antrtig  des  BR.  —  Die  Aufnahme  dieses  Art- 
ei-folgte  nicht,  weil  man  der  Zukunft  in  keiner  Weise  priyu<liziereu  wollte. 
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zu  entrichten,  von  welchen  2Va%  als  Zins  und  1  ^Yo  als  Arn« »r- 
tisationsquote  berechnet  werden.*^) 

Die  näheren  Modalitäten  des  Anleihens  bestinnnt  der  BK- 

Art.  i.  Der  BR  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Beschl.  Ix*- 

auftnigt,  welchei-,  weil  dringlicher  Natur,  sofort  in  Kraft  tritt. ^) 


*)  Die  aai-gauische  Deputation  hatte  Annuität^'n  von  8  7o  beantragt,  und 
zwar  hiervon  2  7o  als  Zins  und  1  "(o  ^^^  Aniortisationst|uote. 

•'')  Hierüber  hat  <he  Botseh.  des  BR  nur  die  kurae  Bemerkung:  Wir  wollen 
nicht  verhehlen,  die  Behandlung  dieses  Gegenstandes  als  eine  äusserst  dring- 
liche zu  bezeichnen.  Die  Schwierigkeit  der  gegenwürtigen  Lage  ist  so  gross^ 
dass  eine  Verschiebung  des  Eintretens  auf  (Ue  Sache  einem  materiellen  Niclit- 
eintreten,  einer  definitiven  Ablehnung  unseres  Beschhissantrages  u:leichkänie. 

B  1888  IV  538. 
Im  Entw.  des  BR  und  in  demjenigen  der  Mehrheit  der  Konnn.  des  NR 
war  gt^Scigt:  weil  nicht  allgemein  verbindliclu»r  Natur.  Der  StR  hatte»  zunächst 
beschlossen,  den  BBesehl.  dem  Referendum  nicht  zu  entziehen;  es  wurde 
hen-oi-gehoben,  das  Finanzreferendum  sei  «lurch  die  Verfassung  keineswegs 
ausgeschlossen  und  schon  mehrmals  !)ei  BBeschlrtssen  von  bloss  finanzieller 
Tragweite  vorbehalten  worden  (Prot.  d<*s  NR  vom  21.  Dez.).  Die  Mehrheit  des 
NR  war  aber  der  Ansicht,  da-ss  da,  wo  die  BV  sich  nicht  mit  der  wünsch- 
baren  Deutlichkeit  ausspreche,  wo  also  zwei  Interpretationen  möglich  seien 
—  und  das  sei  gerade  hier  der  Fall  —  tiiejenige  Interpretation  den  Vorzug 
vercüene,  w(?lche  dem  Lande.sinteresse  entsj)reche.  Es  liege  nun  aber,  wie 
alle  Voten  dargetan  haben,  im  wohlverstandenen  Interesse^  d(»s  Landes,  dass 
die  vorliegende  Frage  eine  Lösung,  und  zwar  eine  schnelle  Lösung  finde,  und 
diese  sei  nur  erreichbar  dadurch,  dass  man.  durch  Beseitiginig  der  Referendums- 
klausel, die  Angelegenheit  in  abschliessentler  Weise  erledige.  —  Es  sei  auch 
klar,  dass  der  Beschl.  nicht  allgemein  verbindlicher  Natur  sei.  Dieses  Prädi- 
kat verdienen  lediglich  diejenigen  Beschlüsse,  welche  eine  Regel  aufstellen, 
bezw.  Rechte  und  Pflichten  begründen,  nicht  bloss  für  (He  direkten  und  zu- 
nächst Beteiligten,  sondern  für  alle  diejenigen,  welche  sich  mit  jenen  in  gleicher 
Lage  befinden,  keineswegs  aber  diejenigen  Beschlüsse,  welche  lun*  einen 
Spezialfall  im  Auge  haben.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  seien  denn  auch 
von  jeher  Finanzdekrete  und  Subventionsbeschlüsse  als  nicht  allgemein  ver- 
bindlicher Natur  betrachtet  und  konsequent  dem  Referendum  ni<*ht  unterstellt 
worden  iPr(»t.  des  NR  vom  18.  Dez.  18^8). 

Die  Miuderheit  der  Komm,  des  NR  hatte  beantragt,  auf  den  bundesr. 
Beschl.-Eutw.  nicht  einzutreten,  dagegen  den  BR  einzuladen,  für  den  Fall, 
dass  seitens  der  Kautone  und  der  (Jemeindeu  die  Erledigung  der  Angelegen- 
heit binnen  gegebener  Fiist  uicht  erfolge,  der  BVers.  neiu'rliclie  Anträge  vor- 
zulegen.    Diesen  Beschl.  beantragte  sie  in  Erwägfnig: 

1,  Die  politische  Gemeinde  Winterthur  hat  den  ihr  anfänglicli  überbun<lenen 
Anteil  an  der  Garantieschuld  der  Nationalbahn  vollständig  bezahlt:  da- 
gegen haben  die  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen 
an  ihre  Schuldanteile  weder  in  Kapital,  noch  in  Zinsen  irgendwelche^ 
Lei.stungen  gemacht.  Die  noch  ausstehende  Nationalbahnschuld  beträgt 
auf  1.  Mai  188i  Fr.  <>,810,28(>,  deren  Bezahlung  nach  obigem  rechtlich 
den  vorbenannten  drei  aargauischen  Einw'ohn(»rgemeinden  obliegt,  mit 
solidarischer  Haftbarkeit  der  politischen  Gemeinde  Winterthur. 
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Die  (Inrantiegemeinden  und  die  Kantone  Aargau  und  Zürich 
erfüllten  die  Bedingungen,  die  in  dem  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1883 
an  die  Leistung  des  BDarleihens  geknüpft  waren,  nachdem  der  BB 
den  15.  Jan.  1884,  gestützt  auf  Art.  2  litt,  d,  folgenden  Entscheid 
getroffen  hatte :  Die  nach  Abzug  der  in  Ai't.  2  litt,  a,  b,  c  bezeich- 
neten Leistungen  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  des  Neun-Millionen- 
Anleihens  der  Schweiz.  Nationalbahn  von  1874  erforderliche  Summe 
ist  von  der  politischen  Gemeinde  Winterthur  zu  einem  Dritteil  und 
von  den  Einwohnergemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zoiingen  zu 
zwei  Dritteilen  aufzubringen,  und  es  wird  das  in  Art.  1  in  Aussicht 
gestellte  Anleihen  den  beiden  Kantone  Zürich  und  Aargau  in  dem- 
selben Verhältnis  zugeteilt.    Auf  Grundlage  des  Ber.  des  BR  über 


2.  Dan  verfügbare  Vennögeii  der  sehuldnerischeu  Gemeinden  reicht  für  die 
Schuldentilgung  nicht  hin,  so  dass  dieselben,  um  ihrer  Obliegenheit  nach- 
zukommen, das  Erforderliche  auf  dem  Wege  der  Steuererhebung  beizu- 
bringen hätten.  Die  Prüfung  der  gegenwärtigen  Steuerbelastung  der  aar- 
gauischen Garantiegemeinden  und  deren  Vergleichung  mit  der  Steuer- 
belastung der  Gemeinden  anderer  Kantone  rechtfertigt  die  Annahme,  dass 
dieselben  bei  allseitig  gutem  Willen  und  bei  vermehrter  Anstrengung 
aller  Kräfte  im  Stande  wären,  ihren  Verpflichtungen  wenigstens  zum 
Teile  nachzukommen. 

8.  Die  Vollzahlung  der  restierenden  Garantieschuld  der  aargauischen  Gemein- 
den könnte  jedenfalls  dann  zur  Tatsache  werden,  wenn  die  dortigen 
Bürgergemeinden  die  anlässhch  der  Verhandlungen  vom  Jahre  1882  ge- 
machten Anerbietungen  im  Gesamtwerte  von  Fr.  2,590,000,  ebenso  die 
Gemeinde  Winterthur  die  damaligen  Versprechungen  einer  Mitbeteiligung 
bis  auf  Fr.  755,000  neuerdings  bestätigen  und  sodann  der  Staat  Aargau 
für  den  Mehrbedarf  eintreten  würde,  soweit  dieser  nicht  durch  Steuer- 
erträguisse  der  schuldnerischen  Einwohnergemeinden  gedeckt  werden 
kann.  Die  restanzliche  Schuldübernahme  ab  Seite  des  Kt«.  Aargau  recht- 
fertigt sich  mit  Hinsicht  auf  das  naheliegende  Interesse,  welches  der 
Kanton  am  ehrenhaften  Fortbestande  der  drei  Gemeinden  hat,  auf  die 
Tatsache,  dass  die  Reg.  des  Kts.  Aargau  durch  ihre  Mitwirkung  zu  den 
verhängnijivollen  Garantiebeschlüssen  der  Gemeinden,  wenn  auch  nicht 
rechtlieh,  so  doch  moralisch,  mitverpflichtet  worden  ist,  und  endlich  durcli 
den  Umstand,  dass  die  Staatsfinanzen  des  Kantons  sich  in  einem  ver- 
gleichsweise günstigen  Verhältnisse  befinden. 

4.  Die  Tilgung  der  Nationalbahuschuld  in  der  angegebenen  Weise  ist  die- 
jenige, welche  allen  gerechten  und  billigen  Erwartungen  entspricht.  Dass 
die  Beseitigung  des  Konfliktes  stattfinde,  liegt  auch  im  hohen  Interesse 
des  Bundes,  des  Hüters  der  Landesehre.  Daher  fordert  der  Bund  die 
Kantone  Aargau  und  Zürich  auf,  dass  dieselben  binnen  einer  vom  BR  zu 
bestimmenden  Frist  ftir  die  Befriedigung  der  Gläubiger  des  Garantie- 
anleihens  sorgen. 

5.  Bis  zur  Entscheidung  darüber,  ob  die  gewünschte  Regulierung  des  Ge- 
schäftes erfolgen  wird,  ist  der  Bund  nicht  in  der  Lage,  über  eine  ma- 
terielle Beihilfe  eine  Eutschliessung  zu  fassen. 


--^rr— »  _-^ _ 
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<lie  Vollziehung  des  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1883  nahiueu  die  eidg. 
Küt^    den   20.,  21.  März    1881    hie  von  Vormerkung    am   Protokoll. 

II.  Auf  ein  Gesuch  der  aargauischen  Reg.  stellte  der  BR  den 
20.  Nov.  1896  bei  der  BVers.  den  Antrag,  den  Zinsfuss  des  Zürich 
und  Aargau  zu  handen  der  Nationalbahn-Garantiestädten  bewilligten 
BDarleihens  von  27«  7o  «^^^f  1^5«Vo  herabzusetzen  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  der  gegenwärtige  Zinsfuss  der  eidg.  Anleihen  im  Ver- 
gleich zu  dem  des  Jahres  1884  um  ein  volles  Prozent  tiefer  steht. 
Dieser  Antrag  wurde  in  der  BVers.  nicht  in  Beratung  gezogen,  weil 
ilie  Reg.  des  Kts.  Aai'gau  im  Frühjahr  1897  eine  Aktenvervollstän- 
digung in  Aussicht  stellte.  Diese  bestand  darin,  dass  sie  den 
23.  Sept.  1897  im  Namen  der  drei  aargauischen  Garantie-Gemeinden 
für  den  Fall  des  Rückkaufes  der  Schweiz.  Hauptbahnen  das  Gesuch 
um  Erlass  des  noch  schuldigen  Restkapitals  einreichte;  für  die  Ge- 
meinde Winterthur  schloss  sich  der  Reg.-Rat  des  Kts.  Zürich  diesem 
Gesuche  an.  Die  in  Frage  stehende  Restschuld  beläuft  sich  Ende 
1^K)1  auf  den  Betrag  von  Fr.  l,8t)9,246.45.  In  einer  Ergänzungs- 
eingabe vom  9.  Dez.  1901  wuirde  im  Anschluss  an  den  Vertrag  betr. 
den  freihändigen  Ankauf  der  Schweiz.  Nordostb<ahn  durch  den  Bund 
vom  1.  Juni  1901  (A.  S.  n.  F.  XVIII  918)  insbesondere  geltend  ge- 


Vou  anderer  Seite  (Soiiderogger,  Curti)  wurde  verlangt,  den  Kautonen 
Aargau  und  Zürich  fftr  die  sehuldnerischen  Gemeinden  eine  eidg.  Subvention 
ii  fonds  perdu  im  Betrage  von  Fr.  ßOO.OOO  oder  im  Betrage  von  einer  Million 
Franken  zu  gewähren. 

Ferner  ist  der  Antrag  Brunner  hervorzuheben :  Die  BVers.,  gestützt  auf 
Art.  '2  und  14  der  BV.  beschliesst: 

Art.  1.  Der  Kanton  Aargau  ist  pflichtig,  dafür  besorgt  zu  sein,  dass  die 
Gemeinden  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen  ihre  Verpflichtungen  in  Betreff  des 
Nationalbahn-Anleihens  sowohl  gegenüber  der  Gemeinde  Winterthur,  als  gegen- 
über den  Obligationsgläubigeni  bis  zum  1.  Mai  1884  erfüllen.  (Nach  einem 
Antrag  Marmier  wären  Aargau  imd  Zürich  den  Obligationsgläubigern  gegen- 
über haftbar  erklärt  worden  für  die  Leistungen  der  Gemeinden,  mit  Vorbehalt 
des  Rückgriffes  gegen  diese). 

Art.  2.  Sollte  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  weder  die  Erfüllung  der  fraglichen 
Verpflichtungen,  noch  eine  Verständigung  mit  der  Gemeinde  Winterthur  und 
den  Obligationsgläubigern  erfolgt  sein,  so  ist  der  Kanton  Aargau  als  solcher 
unter  Vorbehalt  seines  Rückgriffes  gegen  die  Gemeinden  Baden,  Lenzburg 
und  Zofingen  zur  Uebernahme  der  noch  ausstehenden  Schuld  verhalten. 

Art.  8.  Falls  der  Kanton  Aargau  zum  Behufe  der  Erleichterung  der  ihm 
auffallenden  Liquidation  der  rückständigen  Nationalbahnschuld  sich  bis  zum 
1.  März  1884  beim  BR  um  ein  B Anleihen  bewerben  sollte,  ist  der  letztere  an- 
gewiesen, sachbezügliche  Anträge  der  BVers.  vorzulegen. 

Ai-t.  4.  (Referendnmsvorbehalt.) 
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macht,  das8  der  Bund  die  ehemalige  Nationalbalm  zu  einem  Preiste 
erwerbe,  der  in  gar  keinem  Verhältnis  stehe  zu  den  übermässigen 
Leistungen,  welche  die  vier  Garantiestädte  dafür  haben  aufwenden 
müssen.  In  seinem  Ber.  vom  29.  April  19()2  beantragt  der  BR 
auf  dieses  Erlassgesuch  nicht  einzutreten.  Die  BVeis.  hat  zur  Zeit 
diesen  Antrag  noch  nicht  in  Beratung  gezogen. 

III.  Mit  dem  Momente  der  allseitigen  Erfüllung  der  im 
BBeschl.  vom  21.  Dez.  1883  enthaltenden  Bedingungen  fiel  das 
Interventionsbegehren  des  Reg-Rates  des  Kts.  Zürich  vom  20.  Jan. 
1883  als  gegenstandslos  dahin. 

Über  die  Frage  der  rechtlichen  Zulässigkeit  des  Zürcher  Inter- 
ventionsgesuches sprachen  sich  die  BBehörden  nicht  aus.  Zur  Recht- 
fertigung des  Begehrens  führte  die  Reg.  in  ihrer  Eingabe  vom  20.  Jan, 
1883  an  den  BR  aus,  dass  die  Angelegenheit  der  Garantiepflicht 
der  vier  Städte  keine  lediglich  zivilreohtliche  sei,  denn  die  Schuld- 
pflicht sämtlicher  vier  Städte  ist  eine  ganz  liquide,  durchaus  un- 
bestrittene :  es  liegt  auch  nicht  bloss  ein  Konflikt  zwischen  G(^meinden 
oder  von  Gemeindeinteressen  vor.  Nicht  allein  durch  die  zahlreichen 
interkantonalen  Konferenzen ,  die  bis  Ende  1882  stattgefunden 
haben,  sondern  auch  durch  die  BcMti-ngsh^stung,  welche  seitens  diM^ 
Kantone  in  Aussicht  genommen  ist,  wird  der  Beweis  geleistet,  dass 
die  Angelegenheit  längst  eine  interkantonale  geworden  ist;  die 
Frage  des  Konkurses  der  vier  Städt(*  interc^ssiert  infolge  der  ihr 
innewohnenden  Bedeutung  die  ganze  Eidgenossenschaft  in  hohem 
Masse.  Das  Einschreiten  des  Bundes  kann  allein  die  alles  lälnnendi» 
Krisis  beseitigen  .  .  .  Die  Reg.  des  Kts.  Aargau  ^vill  die  Einsicht- 
nahme in  die  Verhältnisse  der  aargauischen  Garantiegemeinden  ver- 
w'ehren.  Alle  Beteiligten  sollen  sich  mit  der  einfachen  Versichei'ung 
begnügen,  dass  im  Aargau  unter  allen  Umständen  weiter  nichts  zu 
suchen  und  zu  holen  sei.  Durch  diese  unzulässige  Begünstigung 
des  aargauischen  Schuldners  wird  der  Kanton  Zürich,  insbesondere 
Winterthur,  mit  Schaden  an  Ehre  und  Gut  bedroht:  es  ist  deshalb 
Pflicht  der  Reg.  von  Zürich,  auf  eine  unparteiische  Untersuchung 
der  Iinanzsustände  der  aargauischen  Garantiestädt(»  zu  dringen. 

In  einem  Memorial  an  den  BR  vom  5.  und  13.  Febr.  188.3 
verlangte  die  R(*g.  des  Kts.  Aargau.  der  BR  solle  das  gestellte  InttM- 
ventionsgesuch  von  der  Hand  weisen.  Soll  die  von  Zürich  zunächst 
verlangte  Untersuchung   der   Situation    der  aargauischen  (larantit»- 
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gemeinden  nur  zai  dem  Zwecke  geschehen,  Anhaltspunkte  für  den 
Versuch  einer  Vermitthuig  zu  gewinnen,  so  habe  er  nichts  dagegen 
einzuwenden.  Soll  sie  dagegen  Materialien  lierbeischaflFen,  um  dai-auf- 
liin  eine  Entscheidung  abzugeben,  so  müsse  er  sich  aufs  ent- 
schiedenste derselben  widersetzen,  und  sie  erscheine  ebenso  un- 
begründet als  zwecklos,  denn  es  liege  keine  Streitigkeit  zwischen  den 
Kantonen  Zürich  und  Aargau  vor;  der  Kanton  Zürich  vermag  keinen 
Rechtsanspruch  gegen  den  Kanton  Aargau  zu  stellen,  die  Gemeinden 
sind  verpflichtet,  die  Kantcme  nicht,  und  die  Kantone  stehen  auch 
nicht  im  Begriff,  sich  der  Selbsthilfe  zu  bedienen  und  zu  diesem 
Zw^eck  sich  zu  bewaffnen.  Und  ein  Anspruch,  wie  ihn  Zürich  er- 
hebt: Aargau  solle  dafür  sorgen,  dass  die  aargauischen  Gemeinden 
ihre  Schuldverbindlichkeiten  bezahlen,  sei  es,  dass  er  diese  Ge- 
meinden oder  dritte  dazu  zwinge,  oder  aus  eigenen  Mitteln  diese 
Zahlung  leiste,  ist  nie  und  nimmer  der  Entscheidung  der  politischen 
Behörde  zu  unterstellen,  sondern  wenn  er  im  Ernste  erhoben  würde, 
musste  er  behn  BGer.  angebracht  werden. 

Der  oben  mitgeteilte  Antrag  Bruimers  will  das  Interventions- 
gesuch für  begi'ündet  erklären.  Dei*  Antragsteller  sagte  hierüber 
im  Verlauf  der  Debatte  im  NR: 

Da.ss  sich  der  Bund  an  den  Kanton  und  nicht  an  die  Gemein- 
den direkt  hält,  folgt  aus  der  Natur  des  Bundesstaates,  und  dass 
er  überhaupt  einschreitet,  rechtfertigt  sich  durch  die  Erwägung, 
dass  wir,  solange  wir  im  Bundesstaat  leben,  dafür  besorgt  sein 
müssen,  dass  jedes  Bundesglied  das  Staatsbewusstsein  hoch  genug 
halte,  um  einem  Skandale  vorzubeugen,  wie  solcher  im  Konkurs  der 
aargauischen  Garantiestädte  erblickt  werden  müsste.  Die  Hauptsache 
ist.  dass  die  Person  des  Zahlungspflichtigen  von  Bundeswegen  klar 
und  unzweideutig  bestinnnt  werde. 

Und  Ruchonnet  und  Forrer  bemerkten:  Das  Interventions- 
begehren Zürichs  ist  angesichts  der  Art.  2  und  14  der  BV  ein  voll- 
berechtigtes gewesen.  Die  öffentliche  Ruhe  ist  bedroht;  Winterthur 
hat  sein  Äusserstes  getan :  der  Appell  an  die  BHilf e  liegt  begründet 
in  der  Staatsform.  Wäre  die  Schweiz  ein  Einheitsstaat,  so  wäre  die 
Kalamität  bereits  gehoben,  denn  ein  und  dieselbe  Reg.  hätte  nicht 
die  eine  Gemeinde  zur  Zahlung  verhalten,  die  anderen  nicht,  son- 
dern alle  gleichmässig.  Wären  umgekehrt  die  Kantone  souverän,  so 
hätten  sie  das  Mittel  der  Selbsthilfe;  jetzt  ist  ihnen  diese  durch 
die   BV  verboten.     Aber   dadurch,  dass  Zürich    wie  Aargau  einem 
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BStaat  angehören,  kann  Zürich  nicht  schlechter  gestellt  sein,  als 
wenn  ein  solcher  Bund  nicht  existierte.  Darin  liegt  die  Berechtigung 
der  BIntervention  ausgesprochen.  Was  Zürich  verlangt,  entspricht 
dem  alten  Brauch  der  Bünde,  aber  auch  dem  jetzigen  BRecht,  und 
es  wäre  absm*d,  anzunehmen,  dass  Kompetenzen,  welche  dem  Staaten- 
bunde zukommen,  dem  Bundesstaate  nicht  zustehen,  dass  ein 
BGenosse,  der  unter  der  alten  Staatsform  nicht  vergebens  um  Hilfe 

angeklopft  hätte,  an  der  neuen  verbluten  sollte. 

Prot,  der  NRSitzung  vom  13.  Dez.  1SH3, 

IL   Bewaffnete  eidgenttssische  Intervention  zur  Herstellnng 

gestörter  Ordnung  in  einem  Kanton. 

BV  1874  Art.  16  gleich  BV  1848  Art.  16,  A.  S.  I  7,  n.  F.  I  5. 

35.  Eidg.  Intervention   im   Kanton  Tessin  vom  März 
bis  Mai  1889,  vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  53. 

36.  Eidg.  Intervention    im   Kanton   Tessin   vom   Sep- 
tember 1890  bis  April  1891. 

BBeschl.  betr.  die  bewaffnete  Intervention  des  Bundes  im  Tessin  und  die  po- 
litische Lage  dieses  Kantons  vom  9.  Okt.  1890,  B  18JK)  IV  624.  —  Botsch.  des 
BR  an  die  BVers.  hiezu  vom  22.  Sept.  1890  nebst  Beilagen,  B  1890  IV 
153;  Erkläiamg  des  BR  i.  S.  der  eidg.  Intervention  im  Tessin  vom  29. 
Sept.  1890,  B  1890  IV  436.  Ber.   der  Minderheit  der  Komm,  des  NR  vom 

.  30.  Sept.  1890  (Keel),  B  1890  IV  573,  (Th6raulaz).  F.  fed.  1890  IV  603; 
Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  7.  Okt.  1890:  1.  Ber.  der  Mehrheit  (Kel- 
lersberger),  B  1890  IV  517.  2.  Ber.  der  Minderheit  (Th.  Wirz),  B  1890 
IV  659. 

BRBeschl.  über  das  Begehren  der  Herren  NR  L.  de  Stoppani  und  C.  Ber- 
nasconi,  betr.  Ansetzung  der  Volksabstimmung  über  die  Frage  einer 
Partialrevision  der  Verf.  des  Kts.  Tessin,  vom  13.  Sept.  1890,  B  1890 
IV  121.  211. 

BRBeschl.  betr.  che  Volksabstimmung  vom  5.  Okt.  1890  im  Kt.  Tessin  über 
die  Frage  einer  Partialre\ion  der  Kts.  Verf.,  vom  28.  Okt.  1890.  B  1890 
IV  723. 

BBeschl.  betr.  die  Tessiner  Angelegenheiten  vom  18.  Dez.  1891.  B  1892  I  91. 
—  Botsch.  des  BR  an  die  BVers.  hiezu  vom  3.  Dez.  1890  nebst  Beilagen, 
B  1890  V  309;  neue  Botsch.  des  BR  in  derselben  Angelegenheit  vom  20. 
Juni  1891,  B  1891  III  627.  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1891, 1  S.  429,  437. 

BBeschl.  betr.  den  infolge  der  Vorgänge  im  Kt.  Tessin  vom  Febi*.  und  März 
1889  an  die  eidg.  Assisen  übenviesenen  Frozess,  vom  15,  Dez.  1891, 
B  1892  I  92.  -  Motion  Brenner  und  Mituntei'zeichner  betr.  Tessiner  Am- 
nestie vom  2.  Juni  1891,  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1891,  I  S.  63-79.  — 
Botsch.  und  Beschl.-Entw.  des  BR  an  die  BVers.,  betr.  die  infolge  der 
Vorgänge  im  Kt.  Tessin  vom  Febr.  und  März  1889  und  Sept.  18{K)  an  die 
eidg.  Assisen  überwiesenen  Prozesse  nebst  Beilagen  (Beschl.  der  Anklage- 
kammer  des    Schweiz.  BGer.    vom  6.  April  und  23.,  30.  April  1891),  vc^m 
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15.  Juni  18J)1,  B  1891  III  516.  Ber.  der  Mehrheit  der  Komm,  des  StR 
ober  die^Te8siner  Amnestiefrage  vom  24.  Juni  1891,  B  1891  III  1043: 
Uebers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1891  Nr.  47,  54,  Stenogr.  Bulletin  der 
BVers.  1891,  I  S. 239—275.  297—305.  -  Botsch.  und  Beschl.Entw.  des  BR 
an  die  BVers.,  betr.  den  wegen  Wahlbestechungen  im  Febr.  und  Mürz 
1889  anlässlich  der  tessinischen  Grossratswahlen  vom  3.  M&r/.  jenes 
Jahres  angehobenen  und  den  eidg.  Assisen  Überwiesenen  Prozess,  vom 
7.  Dez.  1891,  B  1891  V  «69:  Stenogr.  BuUetin  der  BVers,  l«n,  I  S.  433^  441 

BBesehl.  betr.  den  Nachlass  der  durch  die  eidg.  Interventionen  im  Tessin 
in  den  Jahren  1889  und  1890  verursachten  Kosten  vom  17.  Juni  1898,  A.  8. 
n.  F.  XIII  445.  —  Botsch.  des  BR  an  die  BVers.  ftber  das  Gesuch  des 
Tessiner  Staatsrates  um  Nachlass  der  Kosten  der  eidg.  Interventionen 
in  den  Jahren  1889  und  1890  vom  15.  Dez.  1891,  nebst  Beschl.-Entw., 
B  ia91  V  785.  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1893,  II  S.  3«R  379,  III 
S.  107—112,  143—155,  225-233. 

Vgl.  femer  B  1890  IV  49,  138,  139,  312,  314,  549,  629,  im  635,  <i80,  703,  1067, 
lia5,  V  469-471.  1891  I  75,  160,  934,  9a5.  mV2  II  56:3.  574,  1894  II  45. 

I. 

•  Donnerstag  den  11.  September  189()  |waren  von  den  Mitglie- 
dern des  BR  in  Bern  anwesend  die  Bnndesräte  Droz,  Dencher  und 
Hammer;  BPräsident  Ruchonnet  befand  sich  in  Urlaub  bis  zum 
15.  September,  Vizepräsident  Welti  in  Luzern,  Bundesrat  Schenk 
in  Schwyz,  Bundesrat  Hauser  in  Romont. 

Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  bestand  dcimals  aus  folgen<len 
Mitgliedern:  Respini,  Präsident,  Ag.  Bonzanigo,  Vizepräsident, 
L.  Rossi,  Ing.  Gianella  und  Dr.  Casella,  Staatsschreiber. 

Im  Laufe  des  Tages  liefen  beim  BR  aus  dem  Kanton  Tessin 
folgende  Telegramme  ein : 

1  Uhr  55  Min.  von  Bellinzona.  Ernste  Ruhest-Orungen  im  Lande. 
Gemeindebehörde  tut  Mftglichstes  für  Aufi-echthaltung  der  Ordnung. 
PIs  wird  Sturm  geläutet.     Molo,  Gemeindeprä,sident. 

2  Uhr  15  Min.  von  der  Telegrapheninspektion  Bellinzona.  Im 
Augenblicke  steht  das  Volk  unter  Waffen  und  marschiert  gegen  das 
Regienmgsgebäude.  Das  Zeughaus  i.st  schon  genommen  ....  Neue 
Nachrichten  werden  folgen. 

8  Uhr  83  Min.  von  der  Postinspektion  Lugano.  Bevvaffnet(»r  Auf- 
stand in  Bellinzona.  Regienmgsgebäude  belagert.  Wir  werden  best- 
möglich für  Sicherheit  des  Postverkehrs  sorgen. 

Der  BR  ersuchte  sofort  die  Reg.  des  Kantons  Tessin  tele- 
graphisch um  einen  telegra])his(*hen  Bericht  über  die  Lage:  um 
i  Uhr  20  Min.  kam  indessen  die  Antwort  der  Tel(»graph(»nstation 
Bellinzona: 

Das  Telegi'amm  konnte  nicht  an  seine  Adresse  üb(»rinittelt  werden, 
da  ein  Teil  der  Regierung  auf  der  Flucht,  der  andere  verhaftet  ist. 
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Weitere  Telegramme  lauteten: 

2  Uhr  2i)  Min.  von  Bellinzona.  Bundesrat.  Bewaifneter  Aufstand 
in  Bellinzona.  Reg.-Koiumissär  verhaftet.  Verlangen  sofortige  Intei'ven- 
tion.  Vonmentlen  Carlo. 

2  Uhr  55  Min.  von  Bellinztma.  Bundesrat.  Volksbewegung  nimmt 
ernsthaften  Charakter  an.  Man  nimmt  Verhaftungen  von  Konserva- 
tiven vor.  Die  Munizipalität  veröffentlicht  eine  Proklamation  zur  Be- 
ruhigung des  Volkes.  Der  Regierungs[)alast  ist  geschlossen.  Gemeinde- 
behörde: Molo.  Gemeindepräsident. 

8  Uhr  42  Min.  von  Monte  Cantsso.  Bundesrat.  Bewaffnete  Bande 
durchzieht  Strassen  von  Bellinzona  und  ])ehigei't  Begierungsgebäude. 
Mehrere  Bürger  verhaftet.  Polizei  entwaffnet.  Zu  Ihrer  Orientierung. 
Advokat  Pagnamenta. 

4  Uhr  15  Min.  Bellinzona.  Bundesrat.  Volksbewegung  dauert  fort. 
Begierungsgebäude  von  Bewaffneten  besetzt.  Sta^itsrat  Rossi  durch 
Revolverschuss  getötet.  Gemeindebehörde  dauernd  in  Sitzung.  Ge- 
meindebehörde :  Molo,  Gemeindeju'äsident. 

Angesichts  dieser  verschiedenen  Quellen  entstammenden  Nach- 
richten konnte  di(^  Notwendigkeit  eines  Einschreitens  der  BBehörde 
auf  Grund  von  Art.  16  Abs.  2  der  BV  nicht  mehr  zweifelhaft  sein. 

Demgemäss  entschieden  die  in  Bern  anwesenden  Mitglieder 
des  BR.  vorbehaltlich  der  Ratifikation  ihrer  Massregeln  durch  einen 
regelrechten  bundesrätlichen  Beschl.,  es  sei  Anlass  für  eine  bewaff- 
nete eidgenössische  Intervention  vorhanden.  Sie  bezeichneten  den 
Xationalrat  und  Oberst-Divisionär  A.  Künzli  in  Ryken  als  eidg. 
Kommissär,  ersuchten  ihn,  sofort  nach  Befn  zu  konunen,  nötigen- 
falls mit  Extrazug,  und  bestimmten  als  Interventionstruppen  für  den 
Tessin  die  dem  Regiment  des  Oberstlieutenant  Grieb  angehörenden, 
gerade  in  Bern  im  Dienst  stehenden  bernischen  Bataillone  Nr.  88 
(Major  Geiser)  und  89  (Major  Andreae),  die  am  folgenden  Morgen 
nach  dem  Tessin  abreisen  sollten. 

Uer  Gemeindel)ehörde  von  Bellinzona  wurde»  telegraphisch 
von  diesen  Beschlüssen  Mitteilung  gemacht  und  dieselbe  zugleich 
eingeladen,  sie  v(»röftentliclien  zu  lassen  und  soweit  möglich  für 
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  zu  sorgen. 

Gleichzeitig  wurde  die  Generaltelegraphendirektion  einge- 
laden, diese  Besclilüsse  durch  die  grössern  kantonalen  Telegraj)hen- 
])ureaux  der  Tessiner  Bevölkerung  zur  Kenntnis  zu  bringen  und 
all(»n    tessinisch(4i   Bureaux    die  Absendmig    von   chiffi'ierten    od(»r 
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solchen  Telegrammen,  welche  die  öifentliclie  Rnhe  und  Ordnung 
stören  könnten,  zu  untersagen. 

Als  Folge  der  bewaffneten  Intervention  machte  sich  die  Not- 
wendigkeit einer  eidg.  gerichtlichen  Untersuchung  über  den  Mord 
des  Staatsrates  Rossi,  über  den  Aufstand  und  über  die  andern  mit 
demselben  in  Verbindung  stehenden  strafl)aren  Handlungen  geltend. 
Generalanwalt  Scherb  wurde  eingeladen,  für  sofortige  Entsendmig 
des  eidg.  Untersuchungsrichters  in  den  Kanton  Tessin   zu   sorgen. 

Die  von  Bern  abwesenden  Mitglieder  des  BR  w^urden  von 
diesen  Ereignissen  in  Kenntnis  gesetzt  und  eingeladen,  unverzüglich 
nach  Bern  zurückzukehren. 

Oberst  Künzli,  der  die  Annahme  des  Auftrages  und  seine  An- 
kunft auf  8  Uhr  80  Min.  abends  gemeldet  hatte,  wurde  folgende 
Instruktion  erteilt : 

1.  Da  die  Reg.  des  Kts.  Tessin  durch  (iewalt  beseitigt  ist,  so 
erhält  der  Kommissär  den  Auftrag,  für  einstweilen  die  Re- 
gierungsgewalt zu  übernehmen,  über  die  Situation  zu  berichten, 
die  öffentliche  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  und  weitere 
Weisungen  des  BR  zu  gewärtigen. 

2.  Der  Kommissär  erhält  die  Verfügung  über  die  Bataillone  38 
und  39. 

An  der  Sitzung  des  BR  von  Freitag  dem  12.  September, 
morgens  10  Uhr.  nahmen  fünf  Mitglieder  teil.  Der  BR  bestätigte 
die  Ts^s  zuvor  getroffenen  Massnahmen. 

Nach  dem  Eintreffen  der  oben  wiedergebenen  Telegramme 
erhielt  man  im  Bundesrathause  bis  7  Uhr  30  Min.  keine  andere  Tes- 
siner  Depesche  als  eine  solche  der  Gemeindebehörde  von  Bellinzona, 
welche  meldete,  dass  die  Bekanntmachung  der  bundesrätlichen 
Schlussnahmen  die  Bevölkerung  w^ieder  beruhigt  habe.  Die  Ursache 
dieses  Stillschweigens  erklärt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  be- 
waffnete Bürger  sich  vor  den  Eingängen  der  Telegraphenbureaux 
in  Bellinzona  und  Lugano  postiert  hatten  behufs  Kontrollierung 
der  aufgegebenen  Telegramme :  die  Telegraphenverwaltung  hatte 
beim  Volksausschuss  und  bei  der  Gemeindebehörde  gegen  diesen 
Gewaltakt  protestiert. 

7  Uhr  30  Min.  traf  folgendes  Telegramm  ein: 

BelUnzona,  7  Uhr  10  Min.  Bundesrat.  Eine  imposante  Volks- 
versammlung hat  die  bisherige  Regierung  und  den  Grossen  Rat  als 
abgesetzt  erklärt  und  eine  provisorische  Regierung  eingesetzt,  bestehend 
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aus:  Simen,  Präsident,  Bruni,  Battaglini  Antonio,  Ingenieur  Lepori, 
Advokat  Perrucchi.  Die  provisorische  Regierung  ist  sofort  in  Funktion 
getreten  und  verbürgt  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung,  Simen, 
Präsident. 

Die  Telegrapheninspektion  in  Bellinzona  berichtete  die  von 
der  provisorischen  Reg.  getroffenen  Massnahmen:  Absetzung  der 
Regierungsstatthalter  und  anderer  Beamten  und  Ersetzung  der- 
selben; Versetzung  der  bisherigen  Regierung  in  Anklagezustand ; 
Festsetzung  der  Abstimmung  über  die  Verfassungsrevision. 

Da  der  Telegraphendralit  zwischen  Bellinzona  und  Locanio 
jenseits  Cadenazzo  durchschnitten  worden  war,  war  die  Gemeinde- 
behörde von  Locai'uo  genötigt,  einen  Vertrauensmann  nach  Canobbio 
(Italien)  zu  senden,  um  den  BR  auf  dem  Weg  der  Simplonlinie 
von  dem  Aufstand  in  Kentniss  zu  setzen.  Abends  10  Uhr  50  Min. 
berichtete  Hauptmann  Boletti  dem  eidg.  Militärdep.  von  Locarno 
aus,  dass  daselbst  eine  vermittelst  Liste  zusammengesetzte  Infanterie- 
kompagnie aufgeboten  sei. 

Aus  Lugano  erhielt  der  BR  am  11.  September  und  in  der 
folgenden  Nacht  keine  Mitteilung;  und  doch  war  auch  diese  Stadt 
Schauplatz  des  Aufstandes,  der  hier  gleichzeitig  mit  demjenigen  in 
Bellinzona  ausbrach.  Reg. -Präsident  Respini,  der  mit  Staatsrat 
Bonzanigo  in  Geschäften  in  Lugano  weilte,  wurde  hier  mit  Dr.  Reali 
Alt-Ständerat,  und  Advokat  Lurati  verhaftet. 

Die  Nacht  vom  11.  auf  den  12.  scheint  im  ganzen  Kanton 
ruhig  verlaufen  zu  sein.  Die  Anhänger  der  Regierung,  obschon 
ihrer  Führer  beraubt  und  ausser  Stand,  unter  sich  telegraphisch  zu 
verkehren,  begannen  jedoch,  sich  zum  Widei-stande  zu  organisieren. 
Am  12.  morgens  signalisierte  die  Telegrapheninspektion  Bellinzona 
dem  BR  die  Zusammenrottung  kleinerer  bewaffneter  Trupps  in 
Tavema,  Locarno  und  Aqua  Rossa,  sowie  die  von  der  provisorischen 
Regierung  angeordnete  Einberufung  einer  Infanteriekompagnie. 

Staatsrat  Bonzanigo,  Vizepräsident  der  tessinischen  Regierung, 
dem  es  gelungen  war,  aus  Lugano  zu  entweichen  und  Tesserete  zu 
erreichen,  Hess  dem  BR  am  12.  September  morgens  (7  Uhr  30  Min.. 
8  Uhr  25  Min.)  durch  einen  der  Boten,  die  er  von  Tesserete  aus 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  mit  Telegrammen  gesandt  hatte, 
aus  Göschenen  telegraphieren: 

Bundesrat.  Ich  bestätige  meine  früheren  Telegramme  (dem  BR 
nicht  zugekommen).  Bewaffneter  Aufstand.  Ich  sorge  für  sofortige 
Einberufung  regulärer  Truppen.     Die  Bevölkerung   greift    unverzüglich 
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zu  den  Waffen,  um  das  Pronunciamento  zu  verhindern.  Es  drohen 
schwere  Konflikte.  Jede  Verzögerung  der  Intervention  kann  schlimme 
Folgen  nach  sich  ziehen.  Ich  erneuere  dringend  die  Bitte  einer  sofor- 
tigen Intervention.  Wir  haben  die  Kantone  Uri  und  Luzem  gestützt 
auf  Art.  16  der  BV  um  ihre  Hilfeleistung  ersucht.  Für  den  Staatsrat 
von  Tessin,  der  Vizepräsident:  Ag.  Bonzanigo. 

Um  8  Uhr  20  Min.  telegi-aphierte  der  Landanimann  von  Uri 
dem  BR: 

Regierungs- Vizepräsident  Bonzanigo,  Tessin,  verlangt  unsere  Hilfe, 
gestützt  auf  Art,  16  der  BV.    Bitten  sofortige  Instruktion. 

Um  9  Uhr  55  Min.  traf  aus  Luzem  folgendes  Telegi'amm  beim 
ER  ein: 

Die  Regiei-ung  des  Kts.  Tessin  sucht,  gestützt  auf  Art.  16  der  BV 
unsere  Intervention  an,  weil'  ernsthafte  Unruhen  ausgebrochen  und 
Gefahr  im  Verzuge  sei.  Wir  entsprechen  dem  Gesuche,  insofern  Sie 
selbst  nicht  schon  bezügliche  Vorkehren  getroffen  haben.  Regierungsrat. 

Die  ordentlichen  Kommissäre  der  Tessin  er  Regierung  in 
Val  Blenio,  Locamo  und  Bodio  protestierten  telegraphisch  gegen 
den  Aufstand  und  gegen  ihre  Absetzung  durch  die  provisorische 
Regierung. 

Gemeindepräsident  Molo  aus  Bellinzona  meldete,  dass  die 
provisorische  Regierimg  aus  allen  Kantonsteilen  Zustimmungs- 
adressen erhalte. 

Die  provisorische  Regierung  ihrei-seits  telegraphierte  9  Uhr 
30  Min.  an  den  BR.: 

Soeben  erhalten  wir  Ihr  gestriges  Telegramm  (8  Uhr  50)  an  den 
Stiuitsrat.  Wir  bestätigen  unser  Telegramm  von  gestern  Abend  an  den 
Bundesrat.  Das  tessinische  Volk,  empört  über  die  Verletzung  der  Ver- 
fassung, hat  sich  erhoben,  hat  den  Grossen  Rat  und  den  Staatsrat  als 
abgesetzt  erklärt  und  eine  provisorische  Regierung  ernannt.  Die  provi- 
sorische Regierung  steht  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  ein 
und  hat  zwei  reguläre  Kompagnien  aufgeboten,  welche  diesen  Morgen 
in  Bellinzona  und  Lugano  in  Dienst  einrücken.  Es  ist  uns  keine  Ruhe- 
störung signalisiert  worden.  Bei  dem  gestrigen  Aufstand  gab  es  einen 
Toten,  indessen  ergeben  unsere  Erkundigungen,  dass  dieser  einzige 
Fall  ein  ganz  zufälhger  ist.  Wir  haben  eine  Kundgebung  an  das  Volk 
erlassen  imd  die  Gemeindeversammlungen,  behufs  Vornahme  der  Ab- 
stimmung über  die  Verfassungsrevision,  auf  den  21.  dies  verfassungs- 
gemäss  einberufen.  Wir  hoffen,  dass  der  Bund  die  Bestrebungen  eines 
Volkes  nicht  unterdrücken  werde.  Provisorische  Regierung:  Simen. 
Präsident. 
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So  war  die  Situation,  als  der  BR  Freitag  morgens  zur 
Sitzung  zusammentrat.  Nachdem  er  von  derselben  Kenntnis  ge- 
nommen, beschloss  er  für  seinen  Kommissär  Oberst  Künzli  folgende 
ergänzende  Instruktionen : 

Nachdem  der  auf  freiem  Fuss  befindliche  Vizepräsident  des 
tessinischen  Staatsrates,  Ag.  Bonzanigo,  die  Intervention  der  Kantone 
Uri  und  Luzem  angerufen  hat  und  wir  diese  mit  Rücksicht  auf  die 
von  uns  bereits  getroffenen  Massnahmen  als  imstatthaft  erklärt  haben ; 
nachdem  der  gleiche  Herr  Bonzanigo  auch  unsere  Intervention  verlangt 
hat,  geben  wir  Ihnen,  in  Vervollständigung  unserer  gestrigen  Instruktion, 
nachfolgende  Aufträge : 

Sie  wollen: 

die  in  Verhaft  gesetzten  Regierungsmitglieder,  übrigen  Beamten 
und  Privaten  (auch  Alt-Ständerat  Reali  sei  verhaftet)  sofort  auf  freien 
Fuss  setzen; 

die  provisorische  Regierung  auflösen  und  alle  von  ihr  getroffenen 
Anordmmgen,  insbesondere  diejenigen  betr.  Abstimmung  über  das  Ini- 
tiativbegehren um  Verfassungsrevision,  Neuwahlen  in  den  Grossen  Rat, 
Absetzung  und  Neueinsetzung  von  Beamten,  rückgängig  machen,  be- 
ziehungsweise deren  Vollziehung  hindern; 

die  von  der  gleichen  Regieiimg  aufgebotenen  Truppen  auflösen, 
sowie  andere  bewaffnete  Scharen  entwaffnen  und, 

so  lange  sich  die  gesprengte  Regierung  nicht  wieder  konstituiert 
hat,  die  Leitung  der  Staatsgeschäfte  an  die  Hand  nehmen. 

Sobald  wh'  Bericht  von  Ihnen  haben,  werden  wir  Weiteres  be- 
schliessen.  Über  den  Rekurs  Stoppani-Bernasconi  werden  wir  dem- 
nächst Beschluss  fassen.  Teilen  Sie  beförderlich  mit,  ob  Sie  neue 
Truppenaufgebote,  und  in  welchem  Umfange,  verlangen. 

Sie  wollen  in  Ihrer  Proklamation  äu  das  tessinische  Volk  her- 
vorheben, dass  die  eidg.  Behörden  nicht  ermangeln  werden,  die  nötigen 
Massnahmen  zu  treffen,  auf  dass  die  Rechte  des  Volkes  betr.  das  Be- 
gehren um  Verfassungsrevision  gewahrt  werden. 

Den  Regierungen  von  Uri  und  Luzern  berichtete  der  BR,  dass 
infolge  der  Entsendung  eines  eidg.  Kommissärs  und  eidg.  Truppen 
nach  dem  Kt.  Tessin  ihre  Hilfeleistung  nicht  nötig  sei ;  ebenso  setzte 
er  Staatsrat  Bonzanigo  von  der  eidg.  Intervention  und  dei*  Abord- 
nung eines  Kommissärs  in  Kenntnis. 

Gegen  4  Uhr  abends  langten  der  eidg.  Konnnissär  Oberst 
Künzli  und  die  ersten  eidg.  Truppen  in  Bellinzona  an. 

Die  provisorische  Regierung  hatte  seit  dem  Vorabend  folgende 
Regierungsakte  vollzogen: 
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1.  Eine  Kundgebung  an  das  tessinische  Volk,  in  der  sie 
u.  a.  sagte : 

Die  verfassungsbrtichige  Regierung  ist  gefallen,  gefallen  unter  dem 
Druck  des  allgemeinen  Fluches  und  gebrandmarkt  durch  Raubwii'tschaft 
und  Meineid.  —  Im  Lande  eines  Wilhelm  Teil  sollte  auch  die  vermessene 
Regierung  der  Gessler  ein  Ende  nehmen,  und  heute  sind  die  (Kessler 
zum  zweiten  Male  gefallen.  —  Das  ist  das  Denkmal,  glorreicher  als 
Marmor,  welches  das  tessuiische  Volk  heute  unter  Rückforderung  seiner 
Rechte  dem  Helden  errichtet,  der  das  vSymbol  und  die  Verköii)erung 
des  Vaterlandes  bildet. 

Li  dem  mitgegebenen  Regierungsprogrannn  wird  die  Erhaltung 
von  Frieden  und  Eintracht,  sowie  gleiche  Gerechtigkeit  für  alle 
versprochen. 

2.  Am  Fusse  dieser  Kundgebung  befindet  sich  der  Wortlaut 
der  von  der  Volksversammlung  zu  Bellinzima  am  IL  Sej)teniber 
1890  gefassten  Resolutionen.     Diese  lauten: 

a.  Das  Volk  des  Kantcms  und  der  Republik  Tessin,  heute  den 
11.  September  in  Bellinzona  feierlich  versammelt: 

Angesichts  der  flagranten  Verletzung  der  kantonalen  Verfassung^ 
welche  der  Stmit^rat  dadurch  begangen  hat,  dass  er  innert  der  Frist 
eines  Monats  die  Wahlversammlungen  behufs  Abstimmung  über  die  von 
9983  tessinischen  Bürgern  verlangte  Verfjussungsrevision  nicht  einberufen 
hat,  erkläi-t  den  Tessiner  Staatsrat  als  abgesetzt,  versetzt  denselben  in 
Anklagezustand  und  ernennt  eine  provisorische,  aus  folgenden  Bürgern 
zusammengesetzte  Regienmg : 

Simen,  Rinaldo,  Präsident. 

Advokat  Germano  Bruni, 

Ingenieur  Giacomo  Lepori, 

Doktor  Antonio  Battaglini, 

Advokat  Plinio  Pen'ucchi, 
welche   den  Auftrag  erhält,   die   Wahlversammlungen   behufs    Abstim- 
mung über  die  Verfassungsrevision  imverzüglich  einzuberufen. 

b.  Das  Volk  des  Kantons  und  der  Republik  Tessin, 

in  Anbetracht,  dass  die  Mehrheit  des  jetzigen  Grossen  Rates  ein 
Ausdruck  der  Korruption  und  der  Missbräuche  einer  Regierung  ist. 
welche  Gesetz  und  Verfassung  mit  Füssen  getreten  hat,  erklärt  den 
jetzigen  Grossen  Rat  als  abgesetzt  und  beauftragt  die  provisorische  Re- 
gierung, die  sofortige  Wahl  eines  neuen  Grossen  Rates  anzuordnen. 

3.  Eine  Extranummer  des  Amtsblattes  enthält  folgende  Dekrete: 
a.    Einberufung   der   Gemeinde versanmilungen  auf   den  2L  Sep- 
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tember  behufs  Abstimmung  über  die  Partialrevision  der  kan- 
tonalen Verfassung; 

b.  Marschbefehl  an  die  zweite  Kompagnie  des  Bataillons  9(>  und 
an  die  erste  Kompagnie  des  Bataillons  Nr.  94; 

c.  Absetzung  und  Ersetzung  der  Bezirkskommissäre; 

d.  Verhaftung  der  Mitglieder  der  gestürzten  Regierung  und  Ver- 
setzung derselben  in  Anklagezustand ; 

e.  Beibehaltung    sämtlicher    Verwaltungsbeamten,    welche    sich 
behufs  Erfüllung  ihres  Amtes  pünktlich  einstellen. 

Abends  6  Uhr  telegraphierte   der  eidg.  Kommissär  dem  BR: 

Soweit  Informationen  reichen,  beinahe  vollständige  Ruhe  im  Kan- 
ton, weitere  Truppensendungen  also  nicht  nötig.  Hingegen  würde  mir 
die  Ausführung  Ihrer  Aufträge  gefährlich  erscheinen  für  die  Ruhe  des 
Kantons  und  für  das  Leben  der  Verhafteten.  Behutsames  Vorgehen 
ratsam.  Ei-warte  Bericht,  ob  Sie  auf  Ausführung  Ihrer  Aufträge  be- 
harren. Werde  auf  morgen  vormittag  Censi,  Stoppani,  Magatti  und 
Balli  zu  einer  Konsultation  einladen  und  Resultat  sofort  berichten. 

Weiter  berichtete  der  Kommissär  9  Uhr  50  Min.: 

Wenn    Befürchtung   der  Wiedereinsetzung   der   alten    Regierung 

beseitigt  werde,   dürfte  die  Freilassung  der  Gefangenen  ohne  Anst^ind 

erfolgen ; 

und  in  weiterer  Ausfühi'ung,  gleichfalls  9  Uhr  50  Min.: 

Halte  Wiedereinsetzung  der  alten  Regierung  wegen  Verfassungs- 
verletzung und  provokatorischen  Auftretens  für  unmöglich.  Richtig 
schiene  mir  Suspendierung  der  alten  und  Auflösung  der  provisorischen 
Regierung.  Der  die  Regierungsgewalt  bis  zur  Neuordnung  der  Dinge 
übernehmende  Kommissär  oder  vielleicht  eine  speziell  hiefür  zu  bezeich- 
nende Persönüchkeit  hätte  sich  mit  Männern  beider  Parteien  zu  um- 
geben. Da  beide  Parteien  gleich  stark,  so  kann  nur  Beseitigung  eines 
ausscldiesslichen  Parteiregiments  bessere  Zustände  bringen.  Baldiger 
Rekui*sentscheid  und  Abstimmung  über  Revisionsbegehren  notwendig. 
Bitte  um  definitiven  Entscheid. 

Samstag  den  13.  September  erliess  der  eidg.  Konmiissär  fol- 
gende Proklamation  an  das  Volk  des  Kantons  Tessin: 

Die  jüngst  im  Kanton  Tessin  vorgefallenen  Ereignisse  haben  den 
hohen  Bundesrat  veranlasst,  mich  als  eidgenössischen  Kommissär  hielier 
zu  entsenden.  Ich  bin  beauftragt,  für  einstw^eileu  die  Regierungsgewalt 
zu  übernehmen  und  die  öffentliche  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten. 

Ich  erwarte,  dass  alle  patriotisch  gesinnten  Männer  mich  bei  der 
Lösung  dieser  Aufgabe  unterstützen  und  nach  Kiäften  dazu  beitragen 
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werden,   den  schönen  Kanton  Tessin   endlich   friedlicheren  und  glück- 
licheren Zuständen  entgegenzuführen. 

Ich  gebe  daher  bekannt,  dass  Störungen  der  öffentlichen  Ruhe 
unterdrückt  und  strenge  geahndet  werden.  Bewaffnete  Zusammen- 
rottungen sind  untereagt. 

Der  Bundesrat  wii*d  die  nötigen  Massregeln  ergreifen,  um  den 
Volksrechten  in  Bezug  auf  die  kantonale  Verfassungsrevision  Nach- 
arhtung  zu  verschaffen. M 

Und  um  10  Uhr  morgens  telegraphierte  er  dem  BR: 

Die  letzte  Nacht  ruhig  vorübergegangen.  Sandte  morgens  früh 
zwei  Kompagnien  des  Bataillons  38  nach  Locamo.  Heute  mittag  gehen 
zwei  Kompagnien  des  gleichen  Bataillons  mit  Oberstl.  Grieb  nach  Lugano 
ab.  Befehl  ist  erteilt,  dass  sämtliche  von  beiden  Parteien  aufgebotenen 
te.ssinischen  Truppen  heute  entlassen  werden.  Sobald  Wachen  von 
unsem  Truppen  bezogen  sind,  werde  Gefangene  entlassen. 

Ferner  um  11  Uhr  10  Min.: 

Erwarte  sofortigen  Bericht  in  Beziehung  auf  alte  Regierung.  Wenn 
Wiedereinsetzung  derselben  beabsichtigt  ist,  so  wird  Freilassung  der 
Gefangenen  nicht  ohne  Widerstand,  neue  Unruhe  und  Blutvergiessen 
vor  sich  gehen.     Antwort  bis  1  Uhr  erwünscht. 

Von  Staatsrat  Bonzanigo  war  am  Tage  zuvor  folgendes  Tele- 
granmi  beim  BR  eingelaufen : 

Tesserete,  12.  September,  1  Uhr  40  Min.  Bundesrat.  Bestätige 
meine  früheren  Mitteihmgen  \md  erneuere  das  Gesuch  um  Intei'ven- 
tion.  Unterdessen  hat  der  Vertreter  der  Regierung,  auf  die  gesetz- 
lichen Vollmachten  .  .  .  gestützt,  seine  Residenz  in  Tesserete  aufge- 
schlagen unter  dem  Schutze  eines  starken  Kerns  von  regidären  Militärs 
und  bewaffneten  Freiwilligen.  Der  Aufstand  dauert  fort,  die  Zahl  der 
Bewaifneten  vermehrt  sich,  blutige  Konflikte  werden  immer  wahrschein- 
licher. Staatsrat  Rossi  durch  einen  Revolverschuss  im  Regienmgs- 
)>ala.st  getötet.  Namens  des  Staatsrates  von  Tessin,  der  Vizepräsident : 
Ag.  Bonzanigo. 

Das  Ergebnis  der  Beratungen  des  BR  in  seiner  Sitzung  vom 
13.  September  ist  in  folgendem  an  den  eidg.  Kommissär  um  12  Uhr 
80  Min.  abgesandten  Telegramm  enthalten : 


*)  Obigen  Wortlaut  hatte  der  Kommissär  Samstag  den  13.  Sept.  7  Uhr 
10  Min.  dem  BR  mitgeteilt;  in  der  öffentlich  bekannt  gemachten  Proklamation 
lautete  dagegen  der  Schlussatz  mit  Rücksicht  auf  den  Beschl.  des  BR  vom 
13.  Sept.  wie  folgt:  Endlich  teile  ich  mit,  dass  der  BR  mich  beauftragt  hat. 
dahin  zu  wirken,  dass  die  Volksabstimmung  über  das  Vcrf.-Revisionsbegehren 
sobald  wie  möglich  ei-folgt. 
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In  Bestätigung  unserer  gestrigen  Instruktionen  beauftragen  wir  Sie: 

1.  die  verhafteten  Pei*sonen  unverzi'iglich  in  Freiheit  zu  setzen  und 
die  für  deren  Siclierheit  erforderhchen  Massnahmen  zu  treifen: 

2.  die  provisorische  Regierung  unverzilghch  aufzulösen  und  deren 
bisherige  Regiennigsakte  null  und  nichtig  zu  erklären; 

3.  uns  zu  berichten,  in  welchem  Momente  die  gesprengte  Regierung 
im  Stande  und  gewillt  sei,  ihre  Funktionen  wieder  auszuüben. 

Einstweilen  haben  Sie  die  ausschliessliche  Staatsgewalt  in  Ihren 
Händen  zu  behalten,  w^obei  wir  selbstverständlich  nichts  dagegen  ein- 
zuwenden haben,  wenn  Sie  sich  mit  Vertrauensmännern  aus  beiden 
Parteien  in  Verbindung  setzen. 

Wir  benachrichtigen  Sie  ferner,  dass  wir  den  Rekurs  Stoppani- 
Hernasconi  durch  folgenden  Beschluss  erledigt  haben: 

a.  Der  eidg.  Kommissär  im  Kanton  Tessin  w4rd  ]>eauftragt.  dafür  zu 
sorgen,  dass  unverzüglich  festgestellt  werde,  ob  ein  verfassungs- 
mässiges Begehren  um  Partialrevision  der  tessinisclien  Verf.  gemäss 
Art.  15  des  Verf.-Ges.  vom  20.  Nov.  1875  vorliegt  odcu-  nicht,  und 
dass,  bejahenden  Falls,  die  Volksabstimmung  über  dasselbe  in  der 
kürzesten,  gesetzlich  möglichen  Frist  stattfinde. 

b.  Dieser  Beschl.  ist  dem  eidg.  Kommissär  für  sich  und  zu  banden 
des  tessinischen  Stajitsrates,  sowie  den  Nationalräten  L.  de  Stop- 
pani  und  (•.  Berntosconi  schriftlich  mitzuteilen. 

Wir  ermächtigen  Sie,  wenn  und  soweit  Sie  dies  im  Interesse  der 
Aufrechterhaltung  der  öffentliclien  Ruhe  und  Sicherheit  für  nötig  er- 
achten, den  Telegi'aphendien.st  in  den  tessinischen  Bureaux  zu  über- 
wachen und  die  Beförderung  von  Dej)(»schen  zu  verhindern. 

Schlies-slicli  laden  wir  Sie  ein,  di<^  Al)haltimg  von  Schützenf(.\sten 
zu  untersagen. 

In   Antwort  hierauf   traf  abends  (>  Uhr  5  Min.  beim  BR    fol- 
gendes Telegramm  des  eidg.  Konnnissärs  ein : 

Nach  schwierigen  Verhandlungen  gibt  provisorische  Regierung  die 
Gefangenen,  welche  nicht  Staatsräte  sind,  sofort  frei.  Staatsräte  zu  meiner 
Verfügung.  Werde  Gianella  und  Casella  diesen  Ab(?nd,  Respini  aus 
Si(*herheitsrücksichten  morgen  in  Freiheit  setzen.  Ihre  weitern  Instruk- 
tionen betr.  Wiedereinsetzung  der  gestürzten  Regienmg  halte  i(*h  für 
so  folgenschwer*,  ernst  und  l)edenklich  für  Zukunft  des  Kantons  und 
der  Eidgenossenschaft,  dass  icli  meinen  Namen  mit  dieser  Massregel 
nicht  verknüpfen  kann.  Die  alte  Regierung  wird  sofort  bereit  sein,  die 
Gew^alt  zu  übernehmen.  Ich  bitte  uui  sofortige  Entlassung  und  Ersetzmig 
als  Kommissär.  Bis  zum  Eintreffen  meines  Nachfolgers  werde  ich  die 
Ordnung  aufrecht  erhalten.  Eine  sclnvierige  Arbeit  ist  mit  der  Ent- 
las.sung  der  (iefangenen  getan. 


BewafFiiete  eidjf.  Intervention  zur  HerHtellung  gestöi-ter  Ordnung.       »W 

Der  BR  beantwortete  dieses  Telegramm  noch  den  gleielien 
Abend,  8  Uhr,  wie  folgt : 

Wir  haben  Sie  nicht  beauftragt,  die  alte  Rt.'gierung  wieder  ein- 
zusetzen, sondern  über  die  Frage  zu  ])erichten,  in  welchem  Moment 
dieselbe  im  Stande  und  Willens  sei,  die  Staatsgeschäfte  wieder  an  di(? 
Hand  zu  nehmen.  Dii^  Frage,  imter  welchen  Umständen  sie  wieder 
in  Funktion  treten  solle,  bleibt  eine  oifene.  Bis  wir  über  Ihren  Bericht, 
den  wir  einlässlich  wünsciien,  Beschluss  gefasst  haben,  sind  Sie  mit 
der  Ausübung  der  Kegieiimgsgewalt  allein  betraut.  Ihr  Demissicms- 
gesuch  ist  deshalb  unbegründet,  und  wir  können  Ihre  Entlassung  nicht 
annehmen.  Die  Hauptsache  ist,  dass  Sie  ohne  Verzug  die  sofortige 
Auflösung  der  provisorischen  Kegienmg  vollziehen  und  (He  Volksat)- 
•stimmimg  anordnen.  Jeder  Aufschub  ist  (he  Verlängerung  einer  in- 
konstitutionellen Situation,  die  wir  absolut  nicht  dulden  können.  Wir 
verkennen  die  Schwierigkeit  Ihrer  Aufgabe  nicrht,  ai)pellieren  aber  an 
Ihren  Patriotismus. 

Um  10  Uhr  al)ends  telegraj)hierte  dic^  piovisorische  Regierung 
dem  BR : 

Die  liberale  Bevölkerung  des  Kantons  protestiert  mit  tiefer  Ent- 
rüstung gegen  Ihre  Massnahmen,  die  dahin  zielen,  eine  Regierung 
wieder  einzusetzen,  welche  da>;  Volk  als  Verletzer  der  Verfassung  ge- 
stürzt hat.  Wir  erklären  Ihnen,  dass  wir  um  keinen  Preis  diesen 
Schimpf  auf  uns  nelunen  werden.  Wir  appellieren  an  die  tessinischen 
Patrioten,  und  sobald  wir  dieses  Amt  niederlegen,  welches  das  tessiniscluj 
Volk  uns  übei-tragen  hat,  stehen  wir  für  nichts  mehr  ein,  sondern 
schieben  alle  Verantwortlichkeit  auf  Ihr  Vorgehen. 

Sonntag,  den  14.  8(4)tember,  morgens  8  Uhr  telegraphierte 
der  eidg.  Konnnissär  dem  BR: 

Die  provisorische  Regierung  ist  aufgelöst.  Ich  werde  (hesen 
Morgen  die  Regieinmgsakten  zu  Händen  nelmien.  .  .  . 

Die  provisorische  Regierung  ihrerseits,  in  der  Einsicht,  dass 
Widerstand  unnütz  sei,  trat  von  ihrem  angeblichen  Amt  zurück 
mit  einer  Proklamation  an  das  Tessiner  Volk,  in  der  sie  sich  den 
Anschein  gab,  es  geschehe  solcher  Kücktritt  nur  infolge  einer  Ver- 
ständigung zwi.schen  ihr  und  dem  eidg.  Konnnissär:  diese  Prokla- 
mation vom  14.  September  lautet: 

Mitbürger  I  Wir  bringen  zu  Eurer  Kenntnis,  dass  die  provisorische 
Regierung  ihre  Macht  in  di(*  Hände  des  eidg.  Kounnissärs,  Nationalrat 
Künzli,  niedergelegt  hat,  der  sie  persönlich  ausüben  wird. 

Mit  dem  Sturz  der  Regierung,  welche  di(?  Verf.  verletzt  hatte,  war 
der  Zweck  der  Volksbew(.»gung  erreicht.     Wir  sind  überz(3Ugt,  dass  diese 
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Regierung  nicht  mehr  an  die  Gewalt  zurückgelangen  kann,  und  dass 
die  bevorstehende  Abstimmung  über  die  Verf. -Revision  das  Werk  der 
Patrioten  sanktionieren  wird. 

Wir  ziehen  uns  also  mit  dem  frohen  Bewusstsein  erfüllter  Pflicht 
zurück  und  sprechen  allen  Patrioten,  welche  am  Sturze  der  eidbrüchigen 
Regierung  mitgewirkt  haben,  unsern  besten  Dank  aus. 

Der  Kampf  wird  jetzt  auf  dem  Boden  der  Revision  zum  Aus- 
trag gebracht  w^erden;  bereiten  wir  uns  alle  vor,  auch  hier  unsere 
Pflicht  zu  tun,  und  die  Wiedererhebung  (risorgimento)  wird  er- 
reicht sein. 

Dieses  selbe  Bestreben,  im  tessinischen  Volke  den  Glauben 
zu  erwecken,  als  ob  die  provisorische  Regierung  mit  der  BBehörde 
einig  gehe  und  sozusagen  auf  gleichem  Fusse  mit  dem  eidg.  Kom- 
missär verhandle,  hat  in  mehreren  Schriftstücken  seinen  Ausdruck 
gefunden. 

Der  Wortlaut  des  Beschl.  vom  14.  Sept.  1890,  durch  den 
Oberst  Künzli  die  provisorische  Regierung  auflöste,  ist: 

Der  eidg.  Kommissär  im  Kanton  Tessin 
kraft  der  ihm  vom  Schweizerischen  Bundesrat  übertragenen  Voll- 
macht, verordnet: 

1.  Die  provisorische  Regierung  in  Bellinzona  wird  als  aufgelöst 
und  alle  vcm  ihr  ausgehenden  B(\schlüsse,  sowie  alle  Beamten- 
Ernennungen  oder  -Absetzungen  werden  als  null  und  nichtig  erklärt. 

2.  Die  Regienmgsgew^alt  wird  bis  auf  weitern  Befehl  durch  den 
eidg.  Kommissär  ausgeübt,  der  zu  diesem  Zweck  erfahrene  und 
berufene  Bürger  aus  beiden  Parteien  zuziehen  wird. 

Staatsrat  Bonzanigo  telegraphierte  am  14.  September  dem  BR: 

Ich  habe  Massnahmen  getroffen,  um  die  Freiwilligen  und  die 
kantonalen  Truppen  heute  zu  entlassen,  sobald  ich  durch  das  bundes- 
rätliche Telegramm  von  der  Anwesenheit  einer  für  Aufrechthaltung  der 
gesetzhehen  Ordnung  genügenden  eidg.  Truppenmaclit  und  der  Gegen- 
wart des  eidg.  Kommissärs  in  Kenntnis  gesetzt  war.  Bitte  um  Ant- 
wort.    Für  den  Staatsrat,  der  Vizepräsident:  Bonzanigo. 

IL 

Die  Freilassung  der  Staatsräte  Gianella  und  Casella  ging 
Samstag,  den  13.  September  nachmittags,  ohne  Zwischenfall  vor 
sich.  Diejenige  des  Staatsrat.spräsidenten  Respini  gab  Anlass  zu 
einigen  Verwickelungen.  Der  eidg.  Kommissär,  der  für  die  Sicher- 
heit Respini's  fürchtete,  hatte  Oberstlieutenant  Grieb  den  Befehl  ge- 
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geben,  ihn  abends  in  Freiheit  zu  setzen  und  für  die  notwendigen 
Sicherheitsmassregehi  zu  sorgen.  Respini  weigerte  sich  aber,  nachts 
sich  aus  seiner  Haft  zu  entfernen  und  eine  pei-sönliche  Bedeckung 
anzunehmen. 

Es  mussten  vom  eidg.  Kommissär  neue  Instruktionen  einge- 
holt werden,  weshalb  die  Freilassung  erst  Montag  morgens,  den 
15.  September,  stattfinden  konnte.  Respini  begab  sich  mit  seiner 
militärischen  Bedeckung  nach  Mendrisio,  wo  er  den  Gotthardzug 
l)estieg,  um  nach  Bern  zu  verreisen. 

Ohne  Zwischenfall  vollzog  sich  am  14.  September  die  Auf- 
losung der  provisorischen  Regierung.  Ihre  Mitglieder  trennten  sich; 
drei  derselben  begaben  sich  nach  Lugano,  wo  ihnen  Ovationen  ge- 
bracht wurden. 

Da«  auf  diesen  Tag  nach  Lugano  ausgeschriebene  Schützen- 
fest sowie  die  Volksversanmilung  unterblieben  gemäss  dem  vom 
<^idg.  Kommissär  ergangenen  Befehl. 

Montag,  den  15.  September,  morgens  um  8  Uhr  telegraphierte 
der  eidg.  Kommissär  dem  BR: 

Endlich  befindet  sich  Respini  ohne  Zwischenfall  in  Freiheit.  Staats- 
rat Ro.ssi  wahrscheinlich  durch  einen  gewissen  Castioni  aus  Stabio  ge- 
tötet. Generalanwalt  ist  benachrichtigt.  Der  Täter  polizeilich  ver- 
folgt.  Überall  Ruhe  und  keine  bewaffneten  Ansammlungen.  Absen- 
dung neuer  Truppen  nicht  notwendig. 

Auf  Grund  eines  Ber.  des  Generalanwaltes  beschloss  der  BR 
den  15.  September  in  Ausführung  der  Art.  3,  4,  6,  19  und  21  des 
BG  über  die  BS  traf  recht  spflege  vom  27.  Aug.  1851,  A.  S.  II  743: 
es  sei  über  die  neuesten  Vorgänge  im  Kanton  Tessin  eine  gericht- 
liche Untei-suchung  einzuleiten,  und  er  beauftragte  den  eidg. 
Generalanwalt,  den  eidg.  Untersuchungsrichter  ohne  Vei*zug  in 
Tätigkeit  treten  zu  lassen.  Als  solcher  fimktionierte  infolge  Er- 
nennung vom  13.  September  Prof.  A.  Schneider  in  Zürich. 

Dienstag  den  16.  September  reiste  auch  der  eidg.  General- 
anwalt Scherb  nach  dem  Kt.  Tessin,  um  die  Strafuntersuchung  zu 
überwachen,  die  sich  auf  Grund  des  Art.  52  des  eidg.  Strafgesetz- 
buches über  den  Aufstand  und  alles,  was  damit  zusammenhängt, 
zu  erstrecken  hatte. 

III. 

Die  am  4.  September  18iK)  beim  BR  anhängig  gemachtt*  Be- 
schwerde   Stoppani-Bernasconi  wurde,  wie  bereits  oben    mitgeteilt. 
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durch  Besclil.  des  BR  vom  13.  September  in  Anwendung  von 
Art.  102  Ziff.  3  der  BV  in  der  Weise  erledigt,  dass  der  eidg.  Kom- 
missär Auftrag  erhielt,  festzustellen,  ob  ein  verfassungsmässiges 
Begehren  einer  Partiabevisirm  der  KVerf.  vorliegt  oder  nicht,  und 
bejahendenfalls  die  Volksabstimmung  über  dasselbe  innert  kürzester 
gesetzlich  zulässiger  Frist  anzuordnen.  Der  Tatbestand  und  die 
Erwägungsgründe  des  Entscheides  des  BR  sind  folgende: 

1.  Mit  Eingabe  d.  d.  Lugano.  1.  Sept.,  dem  BR  zugekommen 
am  4.  Sept.  189(),  zeigten  die  x^ationalräte  L.  de  Stoppani  und  C. 
Bemasconi  dem  BR  an.  dass  am  9.  Aug.  dem  Staatsrate  des 
Kantons  Tessin  in  gesetzlich  vorgeschriebener  Form  das  von  zirka 
10,(KK)  Bürgern  unterzeichnete  Begehren  um  Vornahme  einer  Partial- 
revision der  KVerf.  eingereicht  worden  sei,  dass  aber  der  Staatsiat,. 
entgegen  dem  Art.  15  des  tessinischcn  Verf.-Cies.  vom  20.  Nov.  1875, 
welcher  vorschreibt,  da.ss  die  Volksabstinmnmg  in  einem  solchen 
Falle  innerhalb  eines  Monats  stattzufinden  habe,  dieselbe  nicht  an- 
ordne, weshalb  die  Petenten,  die  den  BR  wohl  nicht  besonders  auf  die 
Gefahr,  welche  ein  solcher  Zustand  für  die  Ruhe  des  Kantons  und  für 
die  öffentliche  Ordnung  mit  sich  bringt,  aufmerksam  machen  müssen,  ver- 
langen, dass  dersel])e,  gestützt  auf  Art.  102  Ziffer  8  und  10  der  BV, 
die  zur  Aufrcchthaltung  und  Vollziehung  der  KVei*f.  erforderlichen 
Massnahmen  ergreife. 

2.  In  der  Antwort  des  Staatsrates  vom  5.  Sept..  die  dem  BR 
am  8.  Sept.  18tK)  zugekommen  ist,  wird  die  Kompetenz  des  BR  zur 
Behandlung  der  vorliegenden  Frage  nicht  bestritten,  unter  Vorbehalt 
aller  Rechte  für  die  Zukunft;  in  der  Sache  selbst  aber  wird  behaujitet, 
der  Staatsrat  sei  nicht  bloss  berechtigt,  sondern  geradezu  ver[)flichtet. 
eine  lJntei>»uclumg  darüber  anzustellen,  ob  die  Unterzeichner  des  Re- 
visionsbegehrens  das  AktivbürgeiTecht  l)esitzen,  und  des  wcjitern 
erklärt,  dass  die  Regierung,  wenn  das  Vorhand(»nsein  der  verfassungs- 
mässigen Zalil  von  7(KK)  stinunherechtigten  Initianten  fc^stgestellt  sc^i,. 
innerhalb  eines  Monats  nacli  dem  Tage  dieser  Feststellung  die  V(»lks- 
al)stinmumg  über  das  Revisionsbegehren  anordnen  werde. 

Der  BR  zog  seinerseits  in  Erwägung: 

dass  Art.  15  des  tessinischen  Verf.-(4es.  vinn  20.  Nov.  1875  fol- 
genden Wortlaut  hat : 

Die  KVerf.  kann  ganz  oder  teilweise  revidiert  werd(*n: 

a.  wenn    die  Mehrheit    aller  Mitglieder   des    (irossen    Rates    es    v(M- 
langt ; 

b .  wenn  sieben    tausend    Aktivbürger    in    der   vom    (lesetze    voj-ge- 
schri ebenen  Form  und  Weise  t»s  verlangen. 
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§  1.  In  diesen  Fällen  hat  der  Staatsrat  innerhalb  eines  Monats 
dem  Volke  die  Frage  vorzulegen,  ob  es  die  Verf.  einer  Revision 
unterworfen  wissen  wolle,  und  bejahenden  Falles,  ob  die  Revision 
durch  den  Grossen  Rat  oder  einen  Verf-Rat  vorzunehmen  sei,  welch 
letzterer,  gegebenen  Falles,  nach  den  für  die  Wjihl  des  Grossen 
Rat«s  bestehenden  Bestimmungen  zu  ernennen  ist; 

dass  das  tessinische  Ges.  vom  9.  Mai  1877  betr.  die  Vei*f.-Revisions- 
i)egehren  bestimmt: 

Art.  1.  Das  Begehren  ein(U"  Total-  oder  Partialrevision  der 
KVert.  ist  schriftlich,  auf  ungestempeltem  Papier,  dem  Staatsrate 
^einzureichen. 

Dasselbe  kann  nur  von  den  im  Kanton  stimmbenn-htigten 
Bürgern  gestellt  werden. 

Art.  2.  Die  Biirger,  welche  das  Begehren  stellen,  haben  das- 
*^elbe  eigenhändig  zu  imterzeichnen. 

Die  des  Schreibens  Unkundigen  können  ein  Kreuzzeichen  bei- 
setzen, welches  vom  Gemeindepräsidenten  oder  seinem  Stellver- 
treter, von  einem  Notar  oder  von  zwei  Zeugen  zu  beglaubigen  ist. 

Art.  8.  Die  Eigenschaft  der  Untei-zeichner  als  Aktivbürger 
mass  kostenfrei  vom  Gemeindepräsideuten  desjenigen  Ortes  be- 
zeugt sein,  wo  sie  ihre  politischen  Rechte  ausüben. 

Art  4.  Fälschungen,  die  in  diesen  Aktenstücken  sich  finden 
konnten,  werden  nach  Mjissgabe  der  Strafgesetzes  geahndet; 

dass  na<^h  Massgabe  der  angeführten  Verf.-  und  Ges.-Bestimmmigen 
dem  Staatsrate  des  Kts.  Tessin  in  casu  nur  die  Aufgabe  zukam,  fest- 
zustellen, ob  das  Verf-Revisionsbegehren  von  mindestens  7(KK),  zufolge 
Bescheinigimg  der  (Temeinde]>räsidenten  im  Kanton  stimmberechtigten 
Bürgern  ausgeht,  eine  andenveitige,  materielle  Prüfung  aber  durch 
Verf.  und  Ges.  ihm  nicht  iibertragen  ist  und  angesichts  der  kategori- 
schen Vorschrift  der  Verf.  betr.  die  Vornahme  der  Volksabstimmung 
innerhalb  Monatsfrist  nicht  wohl  übertragen  w^erden  konnte,  indem 
Verf.  und  Ges.  ganz  unzweifelhaft  den  Sinn  haben,  dass  in  beiden 
Fällen,  sowohl  wenn  die  Mehrheit  der  Mitglieder  des  Grossen  Rates 
als  wenn  7()(K)  Bürger  die  Revision  der  Verf.  verlangen,  die  bezüg- 
liche Volksabstimmung  innerhalb  Monatsfrist  nach  Stellung  des  Be- 
gehrens, das  heisst  im  zweiten  Falle  nach  Einreichung  des  Begehrens 
beim  Staatsrate,  stattfinden  muss; 

dass  die  im  Falle  des  Volksbegehrens  von  der  KBehörde  anzu- 
stellende Prüfung  als  eine  innerhalb  weniger  Tage  auszuführende 
Kanzleiarbeit  sich  darstellt; 
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dass  der  Staatsrat  zugesteht,  die  Listen,  welche  das  Revisions- 
begehren enthalten,  seien  am  9.  August  189()  einem  seiner  Mitglieder 
übergeben  und  von  diesem  zu  Händen  der  Behörde  entgegengenommen 

v^orden. 

IV. 

Am  15.  September  erliess  der  eidg.  Komniij:?sär  vin  Einbe- 
nifungsdekret  der  Gemeindeversammlungen  für  die  Volksabstim- 
mung über  die  Partialrevision  der  kantonalen  Verfassung.  Derselbe 
erklärt  darin  folgendes: 

Nach  Einsicht  einer  Erklärung  des  Herrn  Dr.  Anioldo  Buetti, 
Sekretärs  des  kantonalen  Departements  des  Innern,  aus  welcher  her- 
vorgeht, dass  das  genannte  Departement  vom  18.  bis  31.^  August  die 
Verifikation  der  10,099  eingereichten  Unterschriften  vorgenommen  hat, 
und  dass  nach  dem  Urteil  dieses  Sekretärs  und  des  Direktors  des  De- 
partements, des  Hemi  Staatsrates  Respini,  und  in  Übereinstimmung 
mit  dem  von  letzterem  schon  vorbereiteten  Einberufungsdekret,  die 
7000  gesetzlich  geforderten  re(!htsgiltigen  Unterschriften  eingereicht 
worden  sind ; 

und  in  Erwägung,  dass  das  Verlangen  nach  Revision  der  Ver- 
fassung folgenden  Wortlaut  hat: 

1.  Das  Vei"f.-Ges.  vom  8.  Jan.  1880  (Riformino)  soll  aufge- 
hoben werden  in  dem  Sinne,  da«s  die  Wahl  der  Deputierten  in 
den  Grossen  Rat  wieder  nach  den  alten  Wahlkreisen  vorgenommen 
werde,  gemäss  Art.  1  der  Verf. -Revision  vom  24.  Nov.  187(),  welcher 
verfügt : 

Der  Grosse  Rat  wnrd  nach  Massgabe  der  faktischen  Bevölke- 
rung der  gegenwärtigen  Wahlkreise,  auf  (irund  der  eidg.  Volks- 
zählung, nach  dem  Verhältnis  von  einem  Deputierten  auf  je  lOtKf 
Einwohner,  gewählt.  Jede  Bruchzahl  über  5(K)  wird  für  KKX)  Seelen 
berechnet. 

2.  Art.  2  des  Verf.-Ges.  vom  10.  Febr.  1888  solle  in  dem 
Sinne  revidiert  werden,  dass  die  Richter  I.  Instanz  direkt  vom 
Volke  gewählt  werden. 

3.  Art.  28  der  Verf.  vom  Jahre  1880  solle  in  dem  Sinne  revi- 
diert werden,  dass  der  Staatsrat  ebenfalls  vom  Volke  gewählt 
werde ; 

in  weiterer  Erwägung,  dass  bei  der  Einberufung  der  (xemeinde- 
Versammlungen  für  die  Volksabstimnumg  die  von  Art.  5  und  (>  des 
(Jes.  vom  19.  Sept.  1872  vorgesehenen  Fristen  für  die  Vorbereitung 
imd  Auflegung  der  Stimmlisten  zu  beobachten  sind'), 

*)  Tessiner  Ges.  vom  19.  Sept.  1872,  Art.  5.  Die  Gemeiiidebeliördeii 
müssen  wenigstens  14  Tage   vor  jeder  Wnhl   oder   Abstinunnng   die  Stinun- 
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verordnet  der  eidg.  Kommissär: 

1.  Die  Wahlgemeinden  des  Kant(ms  werden  auf  Sonntag  den  5.  Okt., 
10  Uhr  vormittags,  einberufen,  um  sich,  mit  ja  oder  nein,  über  das 
obenerw^ähnte  Verlangen  nach  einer  partialen  Verfassungsrevision,  nach 
folgendem  Frageschema,  auszusprechen: 

a.  Wollt  iln-  eine  Partialrevision  der  KVerf.? 

h.  Bejahenden  Falls,  soll  die  projektierte  Revision  durch  den  Grossen 

Rat  vorgenommen  werden? 
c.  Oder  soll  sie  durch  einen  Verfassungsrat  vorgenommen  werden? 

2.  Die  Wahlgemeinden  sollen  gemäss  den  Vorschriften  des  Verf.- 
Erlasses  vom  20.  Nov.  1875,  des  Ges.  vom  10.  Febr.  1877  und  nach 
den  vom  Ges.  vom  8.  Dez.  1888  statuierten  Abändenmgen  abgehalten 
werden. 

§  1.  Die  Staatsbeamten  und  die  Post-,  Telegraphen-,  Zoll-,  Eisen- 
bahn- und  Dampfschiif-Angestellten,  sowie  die  Mitgheder  des  standigen 
kantonalen  Polizeikorps  sollen  von  den  Bureaux  zur  Stimmabgabe  zu- 
gelassen werden,  sobald  sie  sich  präsentieren. 

§  2.  In  den  Gemeinden  Airolo,  Faido,  Biasca,  Daro,  Bellinzona, 
Locamo,  Lugano  und  Chiasso  soll  die  Abstimmung  nicht  vor  2  Uhr 
nachmittags  geschlossen  werden. 

§  3.  Das  Bureau  einer  jeden  (Temeinde  soll  dafür  sorgen,  dass 
mindestens  2  Bürger  von  entgegengesetzter  politischer  Meinung  allen 
Handlungen  des  Bureaus  bis  zum  Schluss  der  Wahlgemeinde  frei  l)ei- 
wohnen  und  besonders  die  Herausnahme  und  Registrierung  der  Stimm- 
zeddel  überwachen  können.  Ein  Bureau,  welches  sich  weigert,  diese 
Vorschrift  zu  beobachten,  wird  in  eine  auf  administrativem  Wege  aus- 
zusprechende Geldstrafe  von  Fr.  20  bis  200  verfällt  werden,  unter  Vor- 
behalt überdies  einer  allfälligen  strafrechtHchen  Verfolgung. 

3.  Bei  Aufstellung  und  Vervollständigung  der  Stimmregister  und 
ihrer  Veröffentlichung,  mindestens  14  Tage  vor  der  Abstimmung,  haben 
sich  die  Gemeindebehörden  an  die  Bestimmungen  des  Ges.  vom 
15.  JuU  1880  über  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  und  an  die 
übrigen  zu  Kraft  bestehenden  Bestimmungen  zu  halten. 

register,  d.  h.  die  Listen  derjenigen  Bürger,  welche  gemäss  den  vorher- 
gehenden Artikeln  das  Stimmrecht  besitzen,  durchgesehen  haben. 

Besagte  Register  sollen  für  alle  Bürger,  sowohl  Tessiner  wie  Angehörige 
anderer  Kantone,  gleichmässig  aufgestellt  und  gefülirt  werden. 

Art.  6.  Die  nach  obiger  Vorschrift  aufgestellten  Stinunregister  müssen 
für  Jeden,  der  dieselben  einzusehen  wCmscht,  am  gewöhnlichen  Orte  der 
öffentlichen  Anschläge  in  den  einzelnen  Gemeinden  während  wenigstens  14 
Tagen  vor  jeder  Wahl  oder  Abstinmumg  aufgelegt  sein  und  dürfen  nicht  vor 
den  drei  letzten  der  Abstimmung  vorangehenden  Tagen  geschlossen  werden 
(Art.  H  des  BCres.  vom  19.  Juli  1872). 
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4.  Die  stiiniiiberechtigten  Militärs,  welche  sich  am  angesetzten 
Tag  im  Militärdienst  befinden,  werden  ebenfalls  in  gewohnter  Weise 
an  der  Abstimmnng  teilnehmen,  wofür  v(mi  Militärdepartement  gesorgt 
werden  soll. 

5.  Durch  den  Kantonsarchivar  werden  den  löbl.  Gemeindebehör- 
den das  Abstinmmngsmaterial  und  die  Stinimzeddel  übermittelt  werden; 
letztere  haben  mindestens  2  Tage  vor  der  Abstimmung  an  die  Bürger 
zur  Verteilung  zu  gelangen  und  z\\m\  ohne  dass  hiedurch  der  Gebrauch 
der  vom  Gesetze  vorgesehenen  unbedruckten  Stinimzeddel  ausgeschlossen 
würde. 

6.  Eine  Kopie  der  Protokolle,  mit  den  Beilagen  und  den  Stimm- 
zeddeln,  letztere  in  besonderer,  versiegelter  Verpackung,  soll  von  den 
Gemeindebehörden  sofort  nach  BeencUgung  der  Abstunmungsarbeiten 
an  die  kantonale  Staatskanzlei  übersandt  werden. 

7.  Gegenwärtige  Verordnung  ist  im  Amtsblatt  zu  veröffentlichen 
und  dient  als  fönnliche  Benachrichtigung  und  Einberufung  für  die 
Gemeindebehörden  und  die  Bürger. 

V. 

Den  ersten  schriftlichen  Berichten  des  eidg.  Konmiissärs  an 
den  ER,  d.  d.  Bellinzona,  1(>.  und  17.  Sept.  189(),  ist  folgendes 
zu  entnehmen : 

1.  Bericht  vom  10.  Sept.: 

Freitag,  den  12.  (hes.  abends  4  l^hr,  langte  ich  mit  dem  Bataillon 
81)  hier  an.  Wir  wurden  festlich  empfangen.  Der  Bahnhof  war  dicht 
von  Menschen  b(?setzt.  Musikkorps  spielten.  Der  Munizipalrat  war 
zu  unserm  Empfang  bereit,  und  vom  Schloss  Uri  herab  donnerten 
Geschützfeuer  und  Gewehrsalven.  Da  i<*h  mir  aber  bewusst  war,  in 
kürzester  Frist  viele  Illusionen  dieser  guten  Leute  zerstören  zu  müssen, 
so  beeilte  ich  mich,  ohne  jemanden  zu  begrüssen,  aus  dem  Bahnhof  hin- 
auszukommen und  das  Hotel  zu  erreichen.  Eine  halbe  Stunde  später 
langte  auch  das  Bataillon  38  an.  Beide  Bataillone  wurden  in  der 
schrmen,  geräumigen  Kaserne  untergebracht.  Bald  nach  meiner  Ankunft 
stellte  sich  mir  im  Hotel  eine  Abordnung  des  Munizipalrates  vor,  ebenso 
verschiedene  andere  I^ersönlichkeiten  aus  dem  Kanton  Tessin.  Etwa 
um  o\i  Uhr  begab  ich  mich  zunächst  zu  einer  Besprechung  mit  dem 
versanmielten  Munizipalrat  ins  Stadthaus,  um  mir  vorerst  ein  Bild  ül)er 
die  ganze  Sachlage  machen  zu  können.  Ich  bemerkte  bald,  dass  die 
massgebendste  Autorität  die  provisorische  KegicTung  sei,  und  ich  zögerte 
deshalb  nicht,  dieselbe  im  Regierungsgebäude  aufzusuchen.  Die  provi- 
sorische Regierung  erteilte  mir  einigen  Aufsdduss  über  die  revolutionären 
Vorgänge,  über  die  von  ihr  getroffenen  Massnahmen  und  über  ihre  An- 
sicht bezüglich  der  i)olitischen  Situation  im  Kanton  Tessin.  Ich  säumte 
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nicht,  ihr  anzuzeigen,  dass  ich  beauftrag^:  sei,  sie  aufzulösen  und  die 
.sofortige  Freilassung  der  Gefangenen  zu  verlangen.  Die  provisorische 
Regierung  erklärte  mir,  dass  bei  der  Aufregung  der  Gemüter  die  so- 
fortige Freilassung  der  Gefangenen  eine  Gefahr  für  die  Sicherheit  dieser 
letztern  in  sich  schliessen  würde,  für  welche  sie  die  Verantwortlichkeit 
nicht  übernehmen  könne.  Was  ihre  Auflösung  betreffe,  so  hätte  sie 
dieselbe  nicht  erwartet.  Unter  ihren  Mitgliedern  befinde  sich  keines 
das  eine  Staatsstelle  suche  ;  sie  hätten  aus  Vaterlandsliebe  die  ihnen 
von  einer  grossen  Volksversammlung  erteilte  Aufgabe  übernommen ;  sie 
seien  aber  gerne  bereit,  zurückzutreten,  wenn  nur  die  alte  Regierung 
und  vor  allem  Respini  nicht  wieder  ans  Ruder  komme.  Es  wäre  ihnen 
kein  anderes  Mittel  mehr  als  die  Revolution  zu  Gebote  gestanden,  um 
einer  unerhörten  Unterdrückimg  und  einem  Parteiregiment,  wie  es  wohl 
sonst  nirgends  existiere,  ein  Ende  zu  machen. 

Da  mittlerweile  die  Dunkelheit  angebrochen  w^ar  und  ich  fand, 
dass  es  besser  sei,  wenn  die  Truppen  bei  Tage  sich  in  der  Stadt  zurecht- 
finden können,  so  beschloss  ich,  der  von  der  provisorischen  Regierung 
einberufenen  Füsilierkompagiiie  für  diese  Nacht  ihre  Wachen,  diejenige 
im  Stadthaus  ausgenommen,  zu  belassen  und  mich  darauf  zu  beschrän- 
ken, für  einmal  starke  Pohzei wachen  in  der  Kaserne,  im  Stadthaus  und 
im  Bahnhof  zu  installieren,  einen  lebhaften  Patrouillengang  zu  organi- 
sieren und  stehende  Patrouillen  auf  den  in  die  Stadt  führenden  Haupt - 
Strassen  aufzustellen.  Immerhin  w^urde  die  Tessinerkompagnie  dem 
Kommando  des  Herrn  Oberstlieutenant  Grieb  unterstellt.  Die  Bewachung 
des  in  Lugano  befindlichen  meistgehassten  Gefangenen  hätte  diese  Nacht 
so  wie  so  nicht  mehr  übernommen  werden  können. 

Am  gleichen  Abend  noch  lud  ich  angesehene  Mämier  beider  Par- 
teien zu  einer  Besprechung  auf  den  folgenden  Tag  zu  mir  ein. 

Berichte,  die  mir  aus  Locarno  zukamen,  veranlassten  mich  eben- 
falls, am  12.  abends  noch  dem  Herrn  Oberstlieutenant  Grieb  den  Befehl 
zu  erteilen,  den  Herrn  Major  Geiser  mit  zwei  Kompagnien  des  Batail- 
lons 88  am  13.  früh  mit  dem  ersten  Zug  4  Uhr  45  nach  Locarno  zu 
entsenden.  .  .  . 

Am  13.  September  begann  ich  mein  Tagewerk  mit  der  Abfassung 
der  Proklamation  an  das  Volk.  Nachher  erteilte  ich  der  provisorischen 
Regierung  Befehl,  ihre  Truppen  in  Bellinzona  und  Lugano  zu  ent- 
lassen, mit  dem  Bemerken,  dass  sämtliche  Wachen  durch  unsere 
Tnippen  abgelöst  würden.  Mit  dem  Mittagszug  entsandte  ich  den 
Oberstlieutenant  Grieb  mit  zwei  Kompagnien  des  Bataillons  38  nach 
Lugano. 

Aus  verscliiedenen  Teilen  des  Kantons  gingen  Berichte  ein  über 
Ansammlungen  von  Bewaffneten.     In  Tesserete  hatte  Regierungs-Vize- 
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Präsident  Bonzanigo  zwei  schwache  Kompagnien  Infanterie  und  Frei- 
willige um  sich  besammelt.  Ich  legte  dieser  Truppenabteilung  keine 
grosse  Bedeutung  bei,  dagegen  richtete  ich  meine  volle  Aufmerksamkeit 
auf  Locamo,  wo  sich  eine  grosse  Zahl  konservativer  Grossräte  und  an- 
derer bedeutender  Persönlichkeiten  nebst  einer  Menge  Volkes  eingefunden 
hatten,  wo  Reden  gehalten  und  eine  lebhafte  Agitation  betrieben  wurde. 
Auch  aus  der  Leventina  wurden  bewaffnete  Banden  signalisiert,  und 
ich  dislozierte  deshalb  am  Abend  eine  Kompagnie  des  Bataillons  39 
nach  Biasca  imd  Faido.  In  Locamo  waren  unsere  Truppen  genötigt, 
wiederholt  den  Marktplatz  zu  räumen.  Zum  Glück  lief  alles  ohne  Ge- 
walt ab,  und  ich  hatte  auch  Befehl  erteilt,  nur  im  Notfalle  von  den 
Waffen  Gebrauch  zu  machen.  In  der  Leventina  wurde  die  Ruhe  in 
keiner  Weise  gestört,  so  dass  ich  die  dort  stehende  Kompagnie  schon 
am  folgenden  Morgen  nach  Bellinzona  zurückziehen  kcmnte 

Noch  im  Laufe  des  Vormittags  (13.)  fanden  sich  die  Herren  Censi 
und  Stoppani  bei  mir  ein;  gegen  Abend  auch  noch  Ständerat  Soldati. 
Alle  erklärten  sich  bereit,  mich  in  meiner  schwierigen  Aufgabe  soweit 
möglich  zu  unterstützen.  Alt-Nationalrat  Magatti,  den  ich  ebenfalls  ein- 
geladen hatte,  erschien  nicht  und  liess  nichts  von  sich  hören;  er  soll 
krank  sein.     Ständerat  Balli  besuchte  mich  am  folgenden  Tage. 

Nachmittag,  nachdem  die  tessinischen  Trui)pen  entlassen  waren, 
begab  ich  mich  zu  der  provisorischen  Regierung,  lun  ihre  Auflösung  und 
die  Entlassung  der  Gefangenen  zu  verlangen.  Die  Verhandlungen  waren 
zähe  und  schwierig.  Man  wollte  mir  Bedingungen  stellen,  die  ich  mir 
nicht  gefallen  liess.  Ich  erklärte,  nur  Wünsche  entgegenzunehmen,  nicht 
aber  Bedingungen  annehmen  zu  können.  SchliessHch  brachte  ich  die 
provisorische  Regierung  dazu,  dass  sie  die  verhafteten  Staatsräte  zu 
meiner  Verfügimg  stellte  imd  die  Freilassung  der  übrigen  Gefangenen 
sofort  anordnete. 

Am  gleichen  Abend  wurden  auch  die  sämtlichen  Verliaft(4en,  mit 
Ausnahme  des  Herrn  Respini,  entlassen.  Da  unsere  Truppen  die  in 
Lugano  Gefangenen  erst  abends  (\bemehmen  konnten,  so  wies  ich  H(»rni 
Oberstlieutenant  Grieb  an,  den  Herrn  Respini,  für  dessen  Sicherheit  am 
meisten  gefürchtet  wurde,  nach  seinem  Ermessen  am  gleichen  Abend 
noch  oder  Sonntag  morgens  zu  entlassen.  .  .  .  Die  in  Lugano  herrschende 
Bewegimg  hatte  (Oberstl.  Grieb  jedoch)  verhindei't,  meinem  Befehl  Folge 
zu  geben.  (Ich  sandte)  .  .  .  sofort  per  Extrazug  eine  dritte  Kompagnie 
nach  Lugano  .  .  .  Herr  Respini  wurde  dann  am  Montag  früh  in  Freiheit 
gesetzt  und  von  zwei  Offizieren  und  vier  L'nttjroffizieren  bis  Göschenen 
begleitet.  .  .  . 

Im  Laufe  des  13.  willigte  endlich  die  provisorische  Regierung  ein, 
das  Regierungsgebäude   zu  verlassen,    sich  aufzulös(»n   und  mir  am  fc^l- 
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genden  Tage  um  10  Uhr  die  Akten  zu  übergeben.  Diese  Übergabe  hat 
denn  auch  stattgefunden,  und  eine  Stunde  später  stellten  sich  mir  die 
Angestellten  der  am  11.  gestürzten  Regierung  vor.  Sie  werden  vielleicht 
finden,  ich  hätte  mit  der  Auflösung  der  Regierung  und  der  Freilassung 
der  Gefangenen  rascher  vorgehen  sollen.  Ich  gebe  gern  zu,  dass  es  ein 
Leichtes  gewesen  wäre,  die  provisorische  Regierung  mit  ein  paar  Soldaten 
zum  Rathaus  hinauszuwerfen  und  mit  der  mir  zur  Verfügung  stehenden 
Truppenmacht  die  sofortige  Freilassung  der  Gefangenen  zu  erzwingen. 
Aber  ich  zog  vor,  die  Geister  sich  etwas  beruhigen  zu  lassen ;  ich  wollte 
auch  nicht,  da  mir  der  Einfluss  der  provisorischen  Regierung  auf  die 
Bevölkerung  bekannt  war,  durch  eine  Gewaltmassregel  die  ganze  Partei 
unzufrieden  und  ^viderspenstig  machen.  Was  sodann  die  Freilassung 
der  Gefangenen  betrifft,  so  lag  mir  daran,  dieselben  vor  jeder  Gefahr 
zu  beschützen,  und  anderseits  wollte  ich  nur  im  äussersten  Fall  das 
Leben  der  mir  unterstellten  Truppen  um  der  Gefangenen  willen  aufs 
Spiel  setzen.  Heute  habe  ich  die  Genugtuung,  darauf  hinzuweisen,  dass 
im  ganzen  Kanton  Tessin  Ruhe  und  Ordnung  hergestellt  ist,  ohne  dass 
seit  dem  Einmarsch  der  Okkupationstruppen  ein  Tropfen  Blut  vergossen 
wurde   ... 

Durch  Proklamation  vom  14.  gab  ich  Kenntnis  von  der  Auflösung 
der  provisorischen  Regierung  und  von  der  Annullierung  aller  ihrer  Be- 
schlüsse, Dekrete,  Absetzungen  und  Neuwahlen  von  Beamten.  Beide 
Proklamationen  wurden  allen  Gemeinden  im  Kanton  zugestellt,  und  es 
wurden  die  alten  Regierungsstatthalter  alle  wieder  eingesetzt.  .  .  . 

Gestern  (15.)  fanden  sich  auf  meine  Einladung  hin  die  Herren 
Censi,  Soldati,  Gabuzzi  und  Balli  hier  ein,  um  mit  mir  die  Dekrete  für 
die  Volksabstimmungen  vom  5.  und  26.  Oktober  zu  beraten.  .  .  .  Ein 
früherer  Termin  für  die  Abstimmung  über  das  Revisionsbegehren  war 
gesetzlich  nicht  zulässig. 

Es  bleibt  mir  noch  übrig,  Ihnen  meine  Ansicht  über  die  politische 
Lage  des  Kantons  und  über  die  Einsetzung  einer  regelmässigen  Regie- 
rung mitzuteilen.  Wenn  auch  die  Ruhe  und  Ordnung  für  einmal  wieder 
hergestellt  ist  und  die  bewaffneten  Banden  verschwunden  sind,  so  gärt 
es  doch  noch  gewaltig  in  den  Massen.  Die  Befürchtung  der  Wieder- 
einsetzung der  alten  Regierung  ist  es,  welche  die  liberale  Hälfte  der 
Bevölkerung  nicht  zur  Ruhe  kommen  lässt.  Obschon  ich  den  Aufstand 
vom  11.  September  durchaus  verurteile,  so  muss  ich  doch  sagen,  dass 
derselbe  nicht  etwa  nur  von  Gesindel  unternommen  worden,  sondern 
dass  dabei  Glieder  aus  vielen  der  angesehensten  und  begütertsten  Fa- 
milien des  Kantons  und  der  weit  grössere  Teil  der  gebildeten  Jung- 
mannschaft beteiligt  waren.  Sie  haben  Leben  und  Vermögen  aufs  Spiel 
gesetzt,   um   Zustände  zu  beseitigen,  die  sie  als  unhaltbar  bezeichnen. 
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Sie  erklären  aber  auch  einmütig,  die  Gemässigten  wie  die  Feurigen, 
(la45S,  wenn  Resi)ini  wiederkehre,  sie  den  Kampf  unbedingt  mit  allen 
zu  ihrem  Gebot  stehenden  Mitteln  weiterführen  würden,  denn  überall, 
mit  AUvSnahme  Tessins,  herrsche  doch  Freiheit  und  kein  über  alle  Rechte 
sich  hinwegsetzendes  Priesterregiment.  Die  Rückkehr  Respini*s  an 
die  Regierung  wäre  also  eine  nicht  zu  imtei"schätzende  i)olitische 
Gefahr  für  die  Eidgenossenschaft,  imd  Sie  mögen  deshalb  erwägen,  ob 
das  formelle  Recht  einzig  hier  in  Betra(*ht  fallen  kann,  oder  ob  höhere 
Rücksichten  nicht  ausserordentliche  Massregeln  erfordern.  Selbst  ein- 
zelne Konservative  geben  zu,  dass  Respini  grosse  Schuld  an  den  Zu- 
sttoden  des  Kantons  Tessin  trägt,  während  allerdings  die  grosse  Masse  der 
Pjirtei  ihm  unbedingt  ergeben  ist.  Die  Einsetzung  der  alten  Regierung 
mit  Respini  wäre  die  [lermanente  Unruhe.  Die  Regierung  könnte  sich 
nur  halten,  solange  die  Okkupationstruppen  sie  schützten  oder  eine  Leib- 
garde sie  bewachte. 

Frieden  und  bessere  Zustände  können  nur  wiederkehren,  wenn 
jede  l'artei  die  Vertretung  in  den  administrativen  und  richterlichen  Be- 
hörden erhält,  di(^  ihr  nach  ihrer  Stärke  gebülirt,  und  wenn  die  ver- 
nünftigen Teile  beider  Parteien  auf  dieser  ( Grundlage  zu  einer  Ver- 
ständigung gelangen.  .  .  . 

Infolge  des  Todes  von  Rossi  ist  eine  Stelle  im  Staatsrat  frei.  Falls 
B(mzanigo  wirklich  zurücktritt,  .  .  .  und  wenn  Respini  im  Stande  wäre, 
durch  seine  Demission  (»in  patriotisches  ()j)fer  zu  bringen,  so  wäre  die 
Möglichkeit  zu  einem  Ausgleich  vorhanden.  Aber  es  bedürfte  hiezu 
eines  starken  Druckes  der  Centralgewalt. 

Der  gegenwärtige  Zustand  ist  ein  sehr  provisorischer,  der  nicht 
zu  lange  dauern  kann.  Im  Übrigen  wird  die  nächste  Abstimmung,  wenn 
von  oben  kein  Druck  ausgeübt  wird,  einmal  Aufschluss  geben  über  die 
wirkliche  Stärke  der  Parteien. 

Weitere  Tru])pensendungen  sind  einstweilen  nicht  nötig.  Voraus- 
sichtlich werden  aber  die  Abstimmungen  und  Wahlen  wieder  allerlei 
l)ringen.  Ich  erlaube  mir  deshalb,  Ihnen  vorzuschlagen,  Sie  möchten 
sich  von  der  am  22.  dies  zusammentretenden  BVers.  die  Ermächtigung 
erteilen  lassen,  ein  drittes  Bataillon  in  den  Kanton  Tessin  zu  s(?nden. 
Wenn  je  ein  Bataillon  nach  Locarno,  Bellinzona  und  Lugano  verlegt 
werden  könnte,  so  wäre  es  möglich,  von  diesen  Städten  aus  starke  Pa- 
trouillen in  die  Seitentäler  zu  senden  und  auch  dort  Zusammenrottungen 
zu  verhindern.  .  .  . 

2.    Bericht  vom  17.  Sept.: 

Bei  einer  flüchtigen  Begegnung,  die  ich  gestern  (IG.)  mit  Hemi 
Alt-Ständerat  Dr.  Reali  hatte,  machte  mir  dieser  Vorwru-fe  über  das 
(4e währenlassen   der  Ovation,   die   letzten  Stmntag  zu  Ehn»n  der  Mit- 
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glieder  der  provisorischen  Regieiiing  auf  dem  Sotto  (enere  in  Lugano 
stattfand,  und  über  die  Auswahl  meiner  Berater. 

Wiis  den  ei>jteu  Punkt  anbetrifft,  so  glaube  ich,  es  sei  nicht  meine 
Aufgabe,  konstitutionelle  Freiheiten  zu  unterdrücken,  solange  dadurch 
die  öffentliche  Sicherheit  nicht  gefährdet  erscheint.  Deshalb  habe  ich 
auch  den  konservativen  Volksversammlungen  in  Locarno,  obsi-hon  dort 
nichts  weniger  als  sanfte  Reden  gehalten  wurden,  freien  Ijauf  gelassen. 
Sollten  Sie  diese  Auffiissung  nicht  teilen,  so  werden  mir  Instrukticmen 
in  dieser  Richtung  erwünscht  sein.  Bewaffnete  Versanmilungen  und 
Schützenfeste  werde  ich  Ihrem  Befehle  gemäss  nicht  dulden  und  jede 
Störung  der  Ordnung  streng  mit  erdrücken. 

Bezüglich  des  zweiten  Punktes  ist  zu  bemerken,  dass  die  kon- 
ser\'ative  Partei  sehr  ungehalten  darü))er  ist,  dass  die  Herren  Soldati 
und  Balli  meiner  Einladung  Folge  leisteten.  Das  ^vird  aber  nicht  offen 
herausgesagt,  sondern  man  gibt  sich  den  Anschein,  zu  ghuiben,  die  Re- 
volution sei  von  der  Kantonalbank  ausgegangen,  welche  fürchte,  durch 
den  Prozess  mit  dem  Staat  in  ihren  materiellen  Interessen  schwer  ge- 
schädigt zu  werden,  und  desluill)  eine  gefügigere  Regierung  wünsche. 
Daraus  wird  der  Schluss  gezogen,  es  sei  nicht  schicklich  gewesen, 
Männer  wie  Balli,  Soldati,  Gabuzzi,  die  mit  der  Bank  in  Beziehung 
stehen,  zu  meinen  Beratern  zu  wühlen.  .  .  .  Gabuzzi  habe  zudem  einen 
wichtigen  Anteil  an  dem  Aufstand  vom  11.  September  genommen. 

Nach  meinen  Informationen  ist  Censi  l)ei  der  Kantonalbank  gar 
nicht  beteiligt,  Soldati  sogar  staatlicher  Anwalt  gegen  die  Kantonalbank  ; 
Balli  uml  Gabuzzi  allerdings  sind  Verwaltungsräte  derselben,  welche 
Stellung  aber  nichts  zu  tun  hat  mit  den  j)olitischen  Fragen,  über  die 
ich  sie  zu  beraten  habe.  Was  .  .  .  (xabuzzi  insbesondere  anbetrift't,  st) 
stellt  ihm  die  Liberta  vom  1(>.  September  .  .  .  das  Zeugnis  aus,  dass  er 
keinen  Anteil  an  der  Revolution  genommen  lial)e.  .  .  . 

Zum  Schlüsse  noch  die  Bemerkung,  dass  eine  der  Hauptklagen 
der  liberalen  Opposition  die  Parteilichkeit  der  Justiz  Idldet.  Herr  Censi 
hat  sich  mir  gegenüber  dahin  geäussert,  dass  im  Kanton  Tessin  das 
Strafgesetz  nur  für  die  Liberalen,  das  Civilgesetz  hinwieder  nur  für  die 
Konservativen  existiere.  Zugegeben,  dass  di(\se  Behauptungen  über- 
trieben seien,  geben  sie  doch  Kenntnis  von  der  Stimnmng  in  den  Reihen 
der  Op])Osition.  .  .  . 

VI. 

Staatsratspräsident  Respini,  in  Freiheit  geseufzt,  reiste  nach  Bern. 
Dem  BPräsidenteii  und  den  Mitgliedern  des  BR  erklärte  er  den 
IG.  Sept.,  er  sei  zu  allen  und  jeden  Opfern  für  die  Wiederherstellung  des 
Friedens  im  Tessin  bereit,  er  sei  aber  nicht  der  Meinung,  dass  sein 
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Rücktritt  von  der  Regierung  irgend  etwas  hiezu  beitragen  wüi-de. 
Er  ist  im  Gegenteil  der  Ansicht,  dass  es  hiedurch  schlimmer  gehen 
würde.  Er  glaubt  nicht  an  den  Hass,  den  die  Mehrzahl  seiner 
politischen  Gegner  gegen  seine  Person  hege,  sondern  behauptet, 
stets  ein  Mann  der  Versöhnung  gewesen  zu  sein  und  viele  Freunde 
im  gegnerischen  Lager  zu  besitzen  oder  wenigstens  viele,  die  sich 
ihm  verpflichtet  fühlen  müssten.  Er  selbst  sei  Befürworter  einer 
gemischten  Regierung  gewesen  und  habe  seinerzeit  den  Voi-schlag 
zu  einer  solchen  gemacht,  sei  aber  bei  beiden  Parteien  nur  auf 
Widerstand  und  Weigerung  gestossen.  Für  den  Augenblick  er- 
scheine ihm  diese  Lösung  als  ein  Ding  der  Unmöglichkeit. 

Wenn  er  darauf  bestehe,  gegen  seine  Interessen  und  gegen 
seine  persönlichen  Neigungen  in  die  Regierung  zm-ückzukehren,  so 
geschehe  dies  nicht  allein  in  Rücksicht  auf  die  allgemeine  Lage 
des  Landes,  sondern  namentlich  weil  ihm  daran  gelegen  sei,  den 
Prozess  des  Staates  gegen  die  Kantonalbank  zu  führen,  dessen 
Fäden  alle  in  seiner  Hand  liegen.  Er  ist  der  Meinung,  dass 
dieser  Prozess  bei  der  Revolution  eine  grosse  Rolle  gespielt  habe, 
und  er  befürchtet  namentlich,  dass  die  Aufständischen  die  Ein- 
nahme des  Regierungsgebäudes  dazu  benutzt  haben,  um  sich  wich- 
tiger Aktenstücke  zu  bemächtigen.  Auf  die  von  Mitgliedern  des 
BR  an  ihn  gestellte  Frage,  ob  andere  Mitglieder  der  Regierung 
geneigt  wären,  die  Regierungsgewalt  wieder  zu  übernehmen,  gab 
er  zur  Antwort,  dass  er  durchaus  nicht  daran  zweifle. 

Nach  der  Abreise  Respini's  von  Bern,  traf  daselbst  Mittwoch 
den  17.  September  sein  Kollege,  Bonzanigo,  ein;  den  Mitgliedern 
des  BR  erklärte  dieser  in  Bezug  auf  die  allgemeine  Lage  des 
Kantons  Tessin,  dass  er  die  Beibehaltung  der  alten  Regierung  als 
eine  Unmöghchkeit  betrachte,  wenn  der  öflFentliche  Friede  und  die 
öifentUche  Ordnung  aufrecht  erhalten  werden  sollen.  Er  sei  in- 
folge der  Affaire  Scazziga  und  auf  das  Drängen  der  Konsei-vativen 
in  die  Regierung  eingetreten,  welche  letzteren  ihm  versichert  hätten, 
dass  man  sich  einzig  mit  Verwaltung  und  nicht  mit  Politik  be- 
schäftigen werde;  er  habe  aber  bald  die  Ueberzeugung  gewonnen, 
dass  die  konservative  Partei  im  Lande  keinen  festen  Grund  und 
Boden  mehr  besitze.  Er  selbst  sei  nicht  Politiker,  sondern  Finairz- 
mann.  Bezüglich  des  Ganges  der  Geschäfte  habe  er  mehr  als  eine 
Enttäuschung  durchgemacht.  Er  habe  sich  allerdings  seinen  Kollegen 
angeschlossen,   um  die  Volksabstimnumg  über  das  Verlangen  nach 
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einer  Verfassiingsrevision  hinauszuschieben,  aber  er  habe  dies  in 
guten  Treuen  und  auf  das  Gutachten  eines  Berner  Rechtsgelehrten 
getan,  welches  seine  Bedenken  zerstreut  habe.  Er  hege,  wie  er 
schon  am  Sonntag  dem  eidg.  Kommissär  mitgeteilt  hat,  nur  einen 
Wunsch,  nämlich  sich  ins  Privatleben  zurückzuziehen,  und  sei  glück- 
lich, dem  Lande  seine  Demission  zur  Verfügung  stellen  zu  können, 
wenn  dieselbe  in  irgend  einer  Weise  dazu  beitragen  könne,  die 
Ruhe  wieder  herzustellen.  Er  glaube,  dass  eine  gemischte  Regierung 
eine  Wohltat  für  das  Land  bilden  würde.  Er  sei  fest  überzeugt, 
dass  die  Frage  der  Kantonalbank  mit  einen  wesentlichen  Beweg- 
grund für  die  Revolution  gebildet   habe. 


VH. 

Nach  seiner  Rückkehr  nach  dem  Tessin  führte  Staatsrats- 
präsident Respini,  gestützt  auf  den  Beschl.  einer  konservativen 
zu  Locamo  abgehaltenen  Parteiversammlung  vom  17.  Sept.,  die  von 
ihm  angekündigte  Absicht  aus,  die  Leitung  der  Regierungsgeschäfte 
wieder  an  die  Hand  zu  nehmen;  zu  diesem  Zwecke  stellte  er  sich 
am  18.  Sept.  mit  seinen  beiden  Kollegen,  den  Staatsräten  Gianella 
und  Casella,  im  Regierungsgebäude  zu  Bellinzona  ein. 

Der  Bericht  des  eidg.  Kommissärs  an  den  BR  hierüber  vom 
18.  Sept.  lautet  wie  folgt: 

Heute  Morgen  vernahm  ich  zuerst  durch  einen  Journalisten  und 
nachher  durch  ein  vom  Telegraphendirektor  vorgewiesenes  Telegramm, 
dass  der  Staatsrat,  gemäss  den  gestrigen  Beschlüssen  einer  Versamm- 
lung in  Locamo,  heute  im  Regierungspalast  erscheinen  und  von  der 
Regierungsgewalt  wieder  Besitz  ergreifen  werde.  Ich  traf  demnach 
meine  militärischen  Vorkehren,  erstens,  um  jeder  Unordnung  vorzu- 
beugen, und  zweitens,  um  mich  in  der  Lage  zu  befinden,  die  Herren 
beim  Eintritt  in  das  Regienmgsgebäude  zu  empfangen,  statt  dieselben 
nachträglich  aus  dem  Sitzungssaal  hinausweisen  zu  müssen.  Den  Platz 
vor  dem  Regierungsgebäude  liess  ich  besetzen  und  absperren,  die 
Stadthauswache  verstärken  und  Patrouillen  die  Stadt  durchziehen.  Als 
die  Herren  den  Theaterplatz  erreichten,  musste  die  Begleitung  der 
Staatsräte  auf  meinen  Befehl  zurückbleiben  und  die  drei  Herren  Staats- 
j'äte  einzig  mit  Herrn  (Alt-Staatsrat)  Pedrazzini  schritten  auf  den  Re- 
gienmgspalast  zu. 

LTeber  den  weitem  Verlauf  gibt  das  beiliegende  Protokoll  Auf- 
sclüuss : 
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Bellinzona,  den  18.  September  IHIH). 

An  Henn  Respini,  Staatsratspräsident  in  Bellinzona. 

Sie  sind  heute  Vormittag  10  Uhr  45,    begleitet    \on   den   Henen 

Staatsräten  Casella  und  Gianella,  im  Regierungspahtöt  erschienen.   Auf 

meine  Anfrage,  was  die  Herren  wünschen,  haben  Sie  mir  die  folgende, 

zunächst  mündliche  und  nachher  schriftliche  Erklärung  abgegeben: 

«Bellinzona,  den  18.  September  1890,  11  Uhr  Vormittags. 

Residenz  der  Regierung. 

An  den  hoben  eidg.  Kommissär,  Herrn  Oberst  Künzli. 
Geehrter  Herr  Konmiissär! 

Die  Unterzeichneten,  Mitglieder  des  Staatsrates  der  Republik  und 
des  Kantons  Tessin,  erklären,  dass  sie  sich  im  RegierungsgeT[)äude  ein- 
geftmden  haben,  um  ihre  Geschäfte  gemäss  der  von  der  Eidgenossen- 
schaft gewährleisteten  Kantonsverfassung  und  gemäss  den  Gesetzen, 
unter  Vorbehalt  der  speziellen  polizeilichen  Befugnisse  des  geehrten 
Kommissärs,  wieder  aufzunehmen,  Geschäfte,  an  deren  Weiter})esorgung 
sie  von  Donnerstag  dem  11.,  Mittags,  an  durch  die  })ekannten  ver- 
räterischen und  unerhört  gewalttätigen  Akte,  gegen  welche  sie  lauten 
Protest  einlegen,  verhindeii:  worden  sind. 

Die  Unterzeichneten  leben  der  Zuversicht,  dass  ihnen  kein  Hindernis 
an  der  sofortigen  Wiederübernahnu^  der  Ausübung  ihn^s  Rechtes  und  der 
Erfüllung  der  ihnen  als  Behörde  obliegenden  Pflicht  in  den  Weg  ge- 
legt werde. 

Sollte  das  Gegenteil  eintreten,  so  erhel)en  die  l^nterzeichneten 
jetzt  schon,  zur  Wahnmg  der  konstitutionellen  Rechte  dieses  Kantons 
und  um  sich  aller  Verantwortlichkeit  zu  entlasten,  formellen  Protest, 
und  Aveisen  selbstvei>itändlich  die  Verantwortlichkeit  für  die  sehr  ernsten 
Konsequenzen  v(m  sich  ab,  welche  eintreten  werden,  wenn  die  Re- 
gierung auch  nur  vorül)ergehend.  in  der  \V(?iterführung  ihrer  Funktionen 
verhindert  wird. 

Indem  die  Unt(4-zeichneten  ersuchen,  es  möchte  dem  Erstunter- 
zeichneten von  dem  Empfange  gegenwärtigen  Schriftstückes  Anzeige 
gemacht  werden,  entbieten  sie  dem  geehrten  Kounnissär  die  Versiche- 
rung ihrer  vollkonunenen  Hochachtung. 

G.  Respini,  Präsident. 

Dr.  G.  Casella,  Staatsrat  und  Staatsschreiber. 

Ing.  F.  (iianella.» 

Ich  erteilte  llnien  darauf  die  folgende  Antwort: 

«Der  hohe  Bundesi*at  hat  micli  beauftragt,  zu  berichten,  in  welchem 
Momente  der  Staatsrat  des  Kantons  Tessin  imstande  und  Willens 
sei,  die  Staatsgeschäfte  wieder  an  die  Hand  zu  nehmen.  Die  Frage, 
unter  welchen  Umständen  der  Staatsrat  wieder  in  Funktion  treten 
solle,  bleibe  ehie   otfene.     Bis  d(^r  Bundesrat  Beschluss  gefasst   haben 
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werde,  sei  ich  mit  der  Aus(\biing  der  Stjiatsgewalt  allein  beauftragt. 
Ich  muss  Sie  deshalb  ei^suchen,  jede  Ausübung  Ihrer  Kegierungsfunk- 
tioiien  zu  unterlassen,  bis  der  Bundesrat  seinen  Entscheid  gefasst  hat. 
Sobald  ich  im  Besitz  des  bundesrätlichen  Entscheides  bin,  werde  ich 
Ihnen  denselben  zur  Kenntnis  bringen.» 

Daraufhin  überreichten  Sie  mir  den  folgenden  Protest : 

«Bellinzona.  den  18.  Se[)teniber  iStK),  11  Uhr  15  Min. 
Residenz  der  Regier nng. 

An  den  geehrten  eidg.  Konnuissär. 
Herr  Kommissär  Künzli. 
Nachdem  wir  Ihre  Antwoi-t  auf   unsere  Erklärung,    dass  wir  uns 
im  Regierungsgebäude   eingefunden  hätten,   um  die   uns  als  Mitglieder 
des  Staatsrates   obliegendim  Funktionen    zu    üb(u*n<,4mien,    vernommen 
haben,  aus  welcher  Antwort  hervorgeht: 

dass  der  h.  Bundesrat  Ihnen  die  Instruktion  erteilt  hat,  dass,  im 
Falle  die  Mitglieder  dieses  Staatsrates  erklären  sollten,  im  Stande  und 
Willens  zu  sein,  die  Staatsgescliäfte  wieder  an  die  Hand  zu  nehmen, 
der  Bundesrat  sich  vorbehält,  über  die  Frage  Beschluss  zu  fassen, 
wann  diese  Wiederaufnahme  der  Funktionen  stattlinden  könne,  und  dass 
bis  dahin  jede  Ausübung  der  vollziehenden  (lewalt  zu  verhindern  sei: 
erheben  wir,  die  Unterzeichneten,  neuerdings  Protest  gegen  den 
h.  Bundesrat  wegen  Verhinderung  der  sofoi-tigen  Ausübung  unseres 
Rechtes  und  der  Erfüllung  unserer  Pflicht,  da  eine  solche  Verhinderung 
eine  offenbare  Verletzung  der  kantonalen  und  der  eidgenössisclien  Ver- 
fassung darstellt,  welche  die  ernstesten  Folgen  hervorrufen  köimte. 

(t.  Respini,  Präsident. 
Dr.  Casella. 
Ing.  F.  Gijmella.> 
Ich   übermittle    heute    noch    ein   Protokoll    über   diesen  Vorgang 
dem  h.  Bundesrate.  Künzli. 

In  einem  mündUchen  Bericht  vor  d(*ni  BK  am  19.  Sept.  l)e- 
stätigte  der  eidg.  Konmiissär: 

1.  dass  vollständige  äussere  Ruhe  herrsche,  trotz  der  gegentei- 
ligen Nachrichten  gewisser  Journalisten,  deren  Zahl  in  Bellinzona  noch 
immer  sehr  gross  sei; 

2.  dass  nach  seiner  Überzeugung  und  nach  schien  Erkundigungen 
die  Frage  der  Kantonalbank  bei  der  revolutionären  Erhe}>ung  keine 
Rolle  spielte,  und  dass  die  Aktenstücke  des  Prozesses,  welche  sich  im 
Bureau  des  Herrn  Respini  befanden,  intakt  geblieben  seien \); 

'J  Der  eidg.  Kommissär  wurde  vom  BK  ermächtigt,  Herrn  Resi)ini  die 
Führung  des  Prozesses  des  Staates  gegen  die  Kantonalbank  zu  übertragen, 
damit  in  dieser  Beziehung  niemandem  Eintrag  geschehe. 
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8.  (lass  die  Frage  der  Wiedereinsetzung  der  alten  Regierung  den 
Angelpunkt  der  ganzen  Lage  bilde.  Er  versicherte,  dass  er  diese 
Wiedereinsetzung  für  unmöglich  halt^,  wenn  man  nicht  die  ernstesten 
Unruhen  wieder  ausbrechen  sehen  wolle.  In  dieser  Beziehung  ist  er 
der  Ansicht,  dass  der  BR  sofort  nach  der  am  22.  Sept.  beginnenden 
Session  der  BVers.  eine  gewisse  Anzahl  von  einflussreichen  Tessiner- 
bürgeni  beider  Parteien  nach  Bern  berufen  und  mit  Unterstützung  der 
politischen  Gruppen  der  Räte  eine  Übereinkunft  zu  erreichen  versuchen 
solle.  Die  Bestellung  einer  gemischten  Regienmg  und  die  Wahlreform 
sei  nicht  unmöglich  zu  erreichen; 

4.  unterdessen  sei  es  geboten,  die  Okkupationstruppen 'j  zu  ver- 
stärken und  eine  gewisse  Dauer  der  Okkupation  vorzusehen. 

Den  20.  Sept.  beschloss  hierauf  der  BR,  es  seien  gemäss  der 
Anregung  des  eidg.  Kommissärs  und  im  Interesse  einer  dauernden 
Pazifikation  des  Tessin  Männer  beider  Parteien  zu  einer  Konferenz 
einzuberufen  und  unter  deren  Mitwirkung  der  Versuch  eines  Aus- 
gleiches zu  machen.  Der  Kommissär  wird  daher  ei*sucht,  dem  BR  zu 
diesem  Zwecke  beförderlichst  diejenigen  Pei-sönlichkeiten  zu  nennen, 
die  er  hiefür  geeignet  erachtet  und  hievon  den  Staatsratspräsidenten 
Respini  für  sich  und  zu  banden  seiner  Kollegen  zu  verständigen. 

*j  Okkupatioiistruppen  im  Tessin. 


Truppen 


Aufgebot 


Absendung  ins 
Tessin 


Rückkehr 

aus  dem 

Tessin 


EnT" 
lassungs- 
Tag 


BataiHouo  8«  u.  3^) 


Dragonerregiment 
Nr.  8 


Infauterieregi- 
ment  Nr.  14: 
Bataillone  40  u.  42 

Infanterieregi- 
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Sodann  traf  der  BK  folgende  militärische  Anordnungen: 

1.  Das  Kavallerie-Regiment  Nr.  8,  welches  am  26.  Sept.  seinen 
regulären  Wiederhohmgskurs  in  Winterthur  beendigt,  bleibt  noch  ferner 
im  Dienst  und  hat  am  27.  Sept.  nach  Bellinzona  abzugehen;  nötigen- 
falls ist  dasselbe  auch  schon  vorher  zur  Verfügung  des  Kommissärs  zu 
stellen. 

2.  Die  Bataillone  Nr.  38  und  31)  haben  bis  nach  dem  Abstim- 
nnmgstag  vom  5.  Oktober  im  Kanton  Tessin  zu  verbleiben;  über  den 
nähern  Zeitpunkt  der  Ablösung  sind  noch  weitere  Berichte  des  Kom- 
mis.särs  zu  gewärtigen. 

3.  Das  Bataillon  Nr.  40  wird  am  3.  Okt.  in  Bern  und  das  Bataillon 
Nr.  42  am  3.  Okt.  in  Luzern  zum  Wiederholungskurs  besammelt,  sie 
gewärtigen  daselbst  die  weitern  Befehle  zur  Ablösung,  eventuell  Ver- 
^itärkung  der  Bataillone  Nr.  38  und  39  im  Tessin. 

4.  Der  Stab  des  14.  Infanterie-Kegiments  ist  auf  die  Zeit  des 
Einmarsches  dieser  Bataillone  im  Tessin  aufzubieten. 

Vgl.  hiezu  auch  B  lÄW)  IV  314. 

Am  24.  September  bezeichnete  der  ER  folgende  Personen, 
<lie  unter  seiner  Vermittlung  eine  V^erständigung  zwischen  den 
beiden  Parteien  im  Tessin  herbeiführen  sollten: 

Konservative:  Ständerat  Balli,  Nationalrat  Ph.  Bonzanigo, 
Staatsrat  Ag.  Bonzanigo,  Nationalrat  Dazzoni,  Nationalrat  Pedrazzini, 
Nationalrat  Polar,  Staatsratspräsident  Respini,  infolge  Ablehnung 
ersetzt  durch  Advokat  Scazziga,  Ständerat  Soldati,  Sindaco  Volonterio. 

Liberale:  Advokat  BoUa,  Sindaco  Borella,  Nationalrat  Ber- 
nasconi,  Advokat  Censi,  Advokat  Cattaneo,  Advokat  Gabuzzi,  infolge 
Verhinderung  ersetzt  durch  Dr.  A.  Pioda,  Grossrat  Pedroni,  Ad- 
vokat Rusconi,  Nationalrat  de  Stoppani. 

Gleichzeitig  teilte  der  BR  dem  Tessiner  Staatsrat  mit,  dass  er 
zur  Zeit  -noch  nicht  im  Falle  sei,  über  die  Frage  der  W^iederüber- 
nahnie  der  Regierungsgewalt    durch   den  Staatsrat  zu  entscheiden. 

Die  Konferenz  fand  Sonntag  den  27.  September  in  Bern  statt. 
Als  Vertreter  des  BR  nahmen  an  derselbi^i  teil:  Bundespräsident 
Ruchonnet  und  die  Bundesräte  Droz  und  Hammer.  Die  Konservativen 
R<»spini,  Pedrazzini  und  Volonterio  nahmen  an  derselben  nicht  teil 
mit  der  Erklärung,  sie  könnten  auf  Vei'söhnungsvorschläge  nicht 
eintreten,  so  lange  die  konstitutionelle  Ordninig  im  Kanton  Tessin 
nicht  wiederhergestellt  sei.  Da  auch  die  an  der  Konferenz  an- 
wesende konservative  Abordnung  als  conditio  sine  (|ua  non  forderte, 
<lass    die    gestürzte    Regierung    vor    allem    aus    wieder    eingesetzt 
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werde,  konnte  auf  die  Verhandlungen  nicht  eingetret(Mi  werden. 
Dagegen  ist  durch  die  übereinstinniienden  Äusserungen  beidiM* 
Parteien  konstatiert  worden,  dass  das  Hauj)tul)el  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse  im  Tessin  in  dem  mangelhaften  Wahlsystem  zu  suchen 
ist,  das  verhindert,  dass  die  liberale  Partei  di(*  ihr  gebülu-ende  Ver- 
tretung im  (ji'ossen  Rate  erhält. 

VIII. 

Der  am  22.  Se})t.  IH^M)  in  Fortsetzung  der  ordentlichen  Juni- 
Session  zusannnentretenden  BVers.  legte  der  HR  sofort  eine  Bot- 
schaft nebst  Beschl.-Entw.  betr.  die  l)ewaifnete  eidg.  Intervention 
im  Tessin  und  die  politische  Lage  dic^ses  Kantons  vor.  Er  führte 
in  dieser  Botschaft  folgendes  aus: 

Der  erste  Teil  unserer  Aufgal)e,  welcher  darin  bestand,  die  Ruhe- 
störungen zu  unterdrücken  und  die  rev<)hiti(»näre  R<\ü:i<»rung  aufzulösen, 
ist  erfüllt.  Wir  haben  uns  nun  mit  der  zweiten  Aufgabe  zu  befass(*n. 
die  schwiei'iger  ist.  nämlich  che  Gemüter  zu  beruhigen  und  im  Tessin 
den  regelmässigen  (iang  der  Dinge  wieder  herzustellen  gemäss  iUmi 
Gnmdsatze,  den  uns(?re  Vorfahren  schon  in  den  Huudesbriefen  von  1291 
und  1315  niedergelegt  liatten:  «Wäre  auch,  dass  Misshelligkeiten  oder 
Krieg  zwisdien  den  Eidgenossen  entstünde,  so  sollen  die  Besten  und 
Weisesten  den  Krieg  oder  die  Misshelligkeit  in  Minne  oder  nach  Recht 
zfi  schlichten  sucli<m.>- 

Stolz  und  eifersüchtig  auf  seine  Unabhängigkeit,  innig  verwachsen 
mit  den  demokratis(*hen  Institutionen,  und  der  schweizerischen  P]id- 
genossenschaft  unverbrüchlicli  zugetan,  leidet  das  tessinische  Volk  mit 
seintMi  grossen  Herzcms-  und  (feisteseigenschaften  an  einem  schlimmen 
und  tief  eingewurzelten  l^bel.  Seitdem  es  Herr  seineu-  Geschicke  g(^- 
worden  ist,  hat  das  Parteileben  im  Kauton  eine  übermässige  Entwick- 
lung genonunen,  vvelch<»  in  mehr  als  einer  Beziehung  an  die  leiden- 
schaftlichen Kämpft»  der  italienischen  Re|)ul>liken  des  Mittelalters  und 
sogar  einzelner  unserer  demokratischen  Kantone  in  einer  glü(*kliclier- 
w^eise  weit  hinter  uns  zunickhegenden  Epoche  eriniKjrt.  Die  tessinischen 
Bürger  sch(»iden  sieb  in  zwei  feindliche  Partei<m  von  ungefähr  gleicher 
Stärke,  welche  abwechslimgsweise  mit  allen  möglichen  Mitteln  sich  der 
Gewalt  zu  l)emächtigen  streben,  um  sie  dann  gc^uen  die  besiegte  Partei 
zu  gebrauchen.  Die  beidseitige  Press(%  stets  auf  dem  Kriegsfusse 
stehend,  führt  die  leidenschaftlichste  Sprache.  J(»de  Part(d  wendet  si<'h 
an  ihre  politischen  (Gesinnungsgenossen  di(*sseits  der  Aljx^n  mid  bemüht 
sich,  und  zwar  des  üftern  nicht  ohne  Erfolg,  sie  für  ihre  Sache  zu  begeistern. 
Und  so  steht  das  Schweizervolk,  wenn  man  sich  nicht  vorsieht,  stets 
in  Gefahr,   sieh  selbst   über  dcu*  tessinischen  Frage   in   zwei  Lager  zu 
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^spalten,  was  wiederum  gewiss  nicht  zur  Pazifikation  des  Tessin  beiträgt, 
hest>ndei's  wenn  die  Schweiz.  Presse  aueh  ihrerseits  ihre  Besprechungen 
nicht  innert  der  gehörigen  Schranken  zu  halten  venn^ig. 

Die  BBehörden  haben  die  Pflicht,  das  Beispiel  der  Kaltblütig- 
keit und  Unparteilichkeit  in  der  Beurteilung  inid  Besprecliung  der 
Tessiner  Angelegenheiten  zu  geben.  Die  Schwierigkeitein  sind  ohne 
Zweifel  ernst,  sehr  ernst  sogar,  aber  sie  sind  nicht  unlösbar.  Und  wenn 
die  Männer  von  gutem  Willen  aus  allen  Parteien,  im  Tessin  wie  dies- 
seits der  Alpen,  ihre  Anstrengungen  in  patriotischem  Sinne  vereinigen 
wollen.  S(»  ist  es  sicherhch  möglich,  das  Gute  gt^'ade  aus  dem  Uber- 
mass  des  Schlimmen  hervorgehen  zu  lassen. 

Niemjmd  wird  bestreiten,  dass  eine  der  Hauptmsachen  der  Krisen, 
welche  zeitweilig  den  Kanton  Tessin  beunruhigen,  in  den  mangelhaften 
Wahl-  und  Al)stinmiungseinrichtungen  besteht.  Die  tessinischen  Stimm- 
rechtsvorschriften sind  kompliziert  und  unklar  und  werden  gerade  in- 
folge dieser  Kompliziertheit,  welche  die  Parteimanöver  begünstigt,  auch 
nicht  richtig  angewandt.  Beweis  dafür  die  zahlreichen  Rekurse  und 
die  ebenso  zahlreichen  Fälle  von  eidg.  Intervention,  welche  seit  1848 
in  Wahlangelegenheiten  vorgekommen  sind.  Die  Grundlagen  der  Volks- 
vertretung im  Grossen  Hat  sind  nicht  billig ;  dies  bezeugt  der  Umstand, 
dass  bei  den  Gesamterneuerungswahlen  vom  8.  Mära  1889  von  25,(KK) 
Wählern  die  eine  Hälfte  plus  einige  Hundert  Stimmen  75  Deputierte 
gewählt,  die  andere  Hälfte  weniger  einige  Hundert  es  nur  auf  35  Ab- 
geordnete gebracht  hat. 

Vor  allem  müssen  also  die  Anstrengungen  dahin  zielen,  dass  diese 
offt^nkundige  Ungerechtigkeit  verschwinde  und  ein  zuverlässigeres  Wahl- 
reeht  geschaffen  werde. 

Man  wird  uns  einwenden,  dass  es  auch  in  der  übrigen  Schweiz 
mangelhafte  Wahl-  und  Abstinnnungseinrichtungen  gel)e.  Wir  geben 
dies  zu,  aber  so\»iel  ist  sicher,  dass  im  Tessin  das  Übel  am  brennendsten 
ist:  das  dort  angewendete  Heilmittel  mag  dann  auch  auf  andere  Fälle 
Anwendung  linden.  Es  ist  Sache  des  Kantons  selbst,  dessen  Anwen- 
<lung  zn  versuchen:  die  Gelegenheit  dazu  ist  geboten  durch  die  Volks- 
abstimmung am  5.  Oktol)er.  Erweist  sich  aber  der  Tessin  als  ohnmächtig, 
diese  Refomi  durchzuführen,  dann  werden  w-ir  zu  untersuchen  haben, 
ob  nicht  der  Bund  intervenieren  solle,  indem  er  von  den  verfassungs- 
gemässen  Befugnissen  Gebrauch  macht,  w^ie  solche  im  einzelnen  in 
Art.  5  und  6  der  BV  begrtindet  sind. 

Eine  zweite  Hauptursache  der  })eständigen  Gärung  im  Kanton 
Tessin  ])esteht  darin,  dass  derselbe  beinahe  niemals  die  Wohltat  einer 
gemässigten  Regierung  kennen  lernte,  welche  das  Land  im  Interesse 
aller  imd  nicht  im  ausschliesslichen  Literesse  einer  Partei  regiert  hätte. 
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Die  Bestellung  einer  gemischten  Regierung,  in  welcher  die  Mehrheits- 
partei durch  drei,  die  Minderheit  durch  zwei  Mitglieder  vertreten  würde, 
wäre  sicherlich  eine  grosse  Garantie  für  eine  unparteiis(!he  Geschäfts- 
leitung und  folglich  auch  für  den  öffentlichen  Frieden.  Gegenwärtig 
wären  die  Verhältnisse  für  eine  solche  Vei*ständigung  günstig.  Ein  Staats- 
rat ist  leider  während  des  Aufstandes  gefallen.  Staatsrat  Bonzanigo 
hat  dem  eidg.  Kommissär  erklärt  und  gegenüber  von  Mitgliedern 
des  BR  wiederholt,  dass  er  im  Interesse?  der  Herstellung  des 
Friedens  seine  Demission  anerbiete.  Andere  Kombinationen  sind  mög- 
lich und  w^ahrscheinlich.  Wir  verzweifeln  nicht  daran,  sie  zu  einem 
guten  Resultate  führen  zu  sehen.  Unterdessen  wird  der  Kommissär, 
unter  Zuziehung  von  Vertrauensmännern  beider  Parteien,  den  Kanton 
verwalten,  und  dieses  Regime  ist  das  einzige,  welches  für  den  Augen- 
blick die  Parteileidenschaften  von  neuen  Ausl)rüchen  zurückhalten  kann. 

Was  im  Tessin  ebenfalls  noch  fehlt,  das  ist  eine  Zusannnensetzunur 
der  Gerichte,  in  welcher  beide  Parteien  vertreten  wären  und  sich  gegen- 
seitig überwachen  könnten. 

Sobald  aber  die  beiden  ersten  Desiderat^i,  nämlich  die  Reform  der 
Walü-  und  Abstimmungseinrichtungen  und  die  Aufstellung  einer  ge- 
mischten Regierung,  einmal  erreicht  werden  könnten,  so  möchte  es 
keinem  Zweifel  mehr  unterliegen,  dass  derselbe  Geist  auch  auf  das  Ge- 
biet der  Justiz  sich  ausdehnen  würde. 

Die  Abstimmung  vom  5.  Oktober  wird  uns  nach  allen  Gesichts- 
punkten über  die  WiUensmeinimg  des  tessinischen  Volkes  aufklären. 
Welches  aber  auch  deren  Resultat  sein  möge,  es  wird  uns  nicht  von  der 
Aufgabe  entbinden,  mit  aller  Kraft  die  Lösung  der  Schwierigkeiten  zu 
verfolgen,  welche  wir  hier  dargelegt  haben. 

Der  Kanton  Tessin  ist  ohne  Zweifel  ein  souveräner  Kanton  wie 
die  andera.  Aber  er  soll  sich  selbst  zu  regieren  verstehen  imd  hat 
keine  Berechtigung,  kraft  dieser  seiner  Souveränetät  fortwährender  An- 
lass  der  Beunruhigung  und  der  Gefahr  für  die  übrige  Eidgenossen- 
schaft zu  sein.  Jetzt  ist  die  Gelegenheit  geboten,  diesem  Kanton  eine 
bessere  Zukunft  zu  sichern ;  es  wäre  ein  schwerer  Fehler,  sie  unbenutzt 
zu  lassen. 

An  der  Erfüllung  dieser  Aufgabe  wollen  wir  arbeiten.  Und  imi 
sie  mit  allem  wünschenswerten  Nadidruck  erfüllen  zu  können,  zählen 
wir  auf  die  einhellige  Unterstützung  der  BVers.,  und  dann  werden  wir 
bfMderseits  sicher  sein  können,  dass  das  Schweizervolk  in  seiner  un- 
geheuren Mehi'heit  das  in  voller  Ubereinstinnnung  unternommene  Werk 
der  Pazifikation  des  Tessin  und  der  Herstellung  einer  gerechten,  dauer- 
haften Ordnung  in  dieseui  schönen,  dm*ch  innern  Zwiespalt  so  unglücklich 
gewordenen  Kanton  l)illigen  wird. 
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Vor  der  Besehlussfassung  der  eidg.  Räte  gab  der  BR  den  21). 
September  folgende  einstimmige  Erklärung  ab: 

Wir  haben  die  am  11.  September  gestürzte  Regierung  innnei- 
fort  als  die  gesetzliche  Regierung  des  Kts.  Tessin  betrachtet.  Unsere 
dem  Herrn  Kommissär  Künzli  gegebenen  Instruktionen  beweisen 
dies.  Wenn  wir.  als  drei  ihrer  Mitglieder  sich  einfanden,  um  die 
Regierungsgewalt  wieder  zu  übernehmen,  uns  vorbehalti^n  haben, 
über  ihr  Begehren  imd  ihren  Protest  späterhin  Beschluss  zu  fassen, 
so  geschah  dies  einzig  im  Interesse  der  öffentlichen  Ruhe  und  ( )rd- 
mmg,  für  welche  wir  laut  Art.  2  und  102,  Ziff.  10  und  11,  der  BV 
zu  sorgen  haben.  Dieser  Vorbehalt  war  beginindet  und  ist  es  in 
unsern  Augen  noch  immer,  einerseits  durch  den  Zustand  d(T  über- 
mässigen Gereiztheit,  in  welchem  sich  die  beiden  Parteien  befinden, 
zwischen  denen  wir  vermitteln  sollen,  andererseits  durch  die  Not- 
wendigkeit, das  Volk  des  Kantons  Tessin  unter  denn  Schutze  einer 
neutralen  Behörde  zu  der  am  5.  Oktober  stattfindenden  Abstim- 
mung über  die  Verfassungsrevision  schreiten  zu  lassen. 

Was  die  Zukunft  anbelangt,  so  geb(»n  wir  darüber  folgende 
einstinmiige  Erklärung  ab : 

Wenn  das  Resultat  der  Abstimnumg  vom  5.  Oktober  fest- 
gestellt ist,  so  wild  das  Haupthindernis  für  di(^  Rückkehr  der  tessi- 
nischen  Regierung  beseitigt  sein.  Wir  hott'en,  dass  wir  auf  diesen 
Zeitpunkt,  ohne  Rücksicht  auf  das  Resultat  der  x\bstimnuuig,  unserm 
Kommissär  den  Befehl  erteilen  können,  dem  Staatsrate  die  Leitung 
der  Geschäfte  zurückzugeben.  Das  ist  inisere  Absicht:  aber  die 
Vorsicht  erlaubt  uns  nicht,  heute  einen  endgiltigen  Entscheid  zu 
fassen,  welchen  gebieterische  Umstände  uns  zu  widerrufc^n  zwingen 
könnten. 

Indem  die  BVers.  sich  in  dieser  Hinsicht  auf  uns  verlässt, 
kann  sie  die  feste  Zuversicht  hegen,  dass  wir  von  unserer  Vollmacht 
genau  nur  innerhalb  dei'jenigen  Grenzen  Gebrauch  machen  werden, 
welche  uns  durch  die  höher  stechende  Pflicht  gezogen  sind,  w^onach 
w^ir  die  öffentliche  Ruhe»  und  Sicherheit  aufrechtzuerhalten  haben.  Je 
mehr  Zutrau^m  man  uns  in  dieser  Hinsicht  (entgegenbringt,  desto 
mehr  werden  wir  auch  das  Geweicht  unserer  VerantwortHchkeit 
gegenüber  den  verschiedtnien  Ansichten  fühlen,  welche  im  Lande 
herrschen. 

Es  ist  sicher,  dass  unser  Werk  bed(uitend  erleichtert  würde, 
wenn  alle  im  Tessin  einflussreichen  Männer  üI)er(Mnstinnnend  aner- 
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keiiiKni  wolltoM.  dass  sie  für  die  notwendigen  Reformen  eintreten 
müssen,  nm  diesem  Kanton  eine  bessere  Zukunft  zu  sichern. 

Zu  diesem  Zwecke  wäre  uns  die  einstimmige  Unterstützung 
der  BVers.  sehr  wertvoll,  und  deshalb  erlauben  wii*  uns,  den 
Appell  zu  erneuern,  den  wir  schon  in  unserer  Botschaft  an  Sie  ge- 
richtet haben.  B  18SK)  IV  4m. 

Hierauf  beschloss  die  BVers.  den  9.  Okt.  189()  unter  ausdrück- 
licher Bezugnahme  auf  diese  Erklärvmg  des  BR: 

1.  Die  vom  BR'  im  Tessin  geti-offenen  Massnahmen  werden 
genehmigt. 

2.  Der  BR  wird  ermächtigt,  diese  Massnahmen  provisorisch 
aufrecht  zu  erludten  und,  wenn  notig,  den  Bestand  der  Okku- 
pationstruj)pen  zu  vermehr(»n.  Er  wird  emgeladen,  seine  An- 
strengungen fortzusetzen,  um  den  Kanton  Tessin  baldmöglichst 
einem  vei-fassungsmässigen  Zustande  entgegenzuführen,  welcher 
die  nötigen  Gai'antien  für  die  Aufrechthaltung  des  Friedens 
und  der  öffentlichen  Ordnung  bietet. 

Eine  Minderheit  hatte  in  den  eidg.  Räten,  entgegen  dem  Vor- 
schlag des  BR,  folgende  Anträge  gestellt: 

1.  Die  vom  BR  in  Bezug  auf  den  Kt.  Tessin  getroffenen  Mass- 
regeln werden  unter  dem  Vorbehalte  in  Ziif.  2  dieses  Beschl.  ge- 
nehmigt. 

2.  Der  BR  wird  eingeladen,  sofort  die  nötigen  Verfügungen  zu 
treffen,  dass  die  verfassungsmässigen  Behörden  im  Kt.  Tessin  ihre 
verfassungsmässigen  Funktionen  ausüben  können.') 

.    8.  Es  werden  ihm  die  notw^endisren  Kredite  und  Vollmachten  er- 
teilt,   um  die   zum  Schutze   der  verfjissungsmässigen  Ordnimg  und 
des  öffentlichen  Friedens  erforderlichen  Massnahmen  zu  treffen, 
und  führti^  zur  Begründung  u.  a.  in  dem  vcm  Nationalrat  Keel   er- 
statteten Bericht  vom  80.  Sept.  folgendes  aus : 

Der  Antrag  des  BR  postuliei-t 

1.  die  Genehmigung  der  sämtlichen  vom  BR,  bezw.  vom  Kom- 
missär angeordneten  Massnahmen,  bezw.  des  jetzigen  Zustandcs 
im  Tessin: 


M  Die  Minderheit  des  StH  hatte  für  den  gleichtun  (iedankeu  folgende 
Formulierung  vorgeschlagen :  Die  vom  BR  mit  Bezug  auf  den  Kanton  Tessin 
getroffenen  Massnahmen  werden  unter  der  histimmten  N'oraussetzung  ge- 
nehmigt, dass  gemäss  dem  hestehenden  Verf.-R  die  kantonale  Behörde  un- 
verzilglieh  in  <he  Ausübung  ihrer  Befugnisse  eintrete. 

Neue  Zürcher  Zeitunt,'  8.  Okt.  IS^HK  Nr.  'iHl. 
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2.  die  EiTiiächtigiing,  jene  Massnahmen  bezw.  den  gegenwärtigen 
Zustand  im  Kanton  Tessin  provisorisch    aufrecht   zu   erhalten. 

Dtis  erstere  ist  nun  nach  Massgabe  der  BV  nur  teilweise  möglich, 
das  zweite  konseciuenter  Weise  gar  nicht:  es  ist  dies  auch  der  Fall 
trotz  der  Krklänmg  des  BR  ....  Diese  soll  beruhigen ;  sie  kami  dies 
^iber  nicht  in  genügender  Weise,  um  so  weniger  als  sie  nur  eine  Phase 
in  der  Wandelbarkeit  der  EntSchliessungen  des  BR  ist.  und  w^eil  sie 
keine  Garantien  für  die  baldige  Wiederherstellung  eines  verfassungs- 
mässigen Zustandes  im  Kt.  Tessin  gibt  .... 

Art.  G  der  BV  fixiert  die  Qualifikationen,  welche  an  eine  KVerf. 
gestellt  werden,  um  (He  Gewährleistung  des  Bundes  zu  erhalten.  Der 
Verf.  des  Kts.  Tessin  ist  auf  (Jrund  dieses  Artikels  v(m  der  BVers.  cUe 
verf. -massige  Gewährleistung  erteilt  worden. 

Welches  ist  hienach  die  verfassungsmässige  Regierung  des  Kantons 
Tessin?  Rs  ist  —  über  allem  Zweifel  erhaben  —  die  nicht  von  dem 
tessinischen  Volke,  sondern  v(m  der  Emeute  am  11.  September  ge- 
stürzte Regierung,  die,  nachdem  sie  sich  in  ihrer  Melu'heit  wieder  ge- 
sammelt, sich  am  18.  Sept.  zur  Wiederaufnahme  ihrer  verfassungs- 
mässigen Funktiimen  im  Regierungsgebäude  gestellt  hat; 

gewählt  auf  Grund  einer  vom  Bunde  verf.-mässig  garantierten 
kaut.  Verf. : 

gewählt  von  einem  verf.-gemäss  gewählten  Grossen  Rate; 

anerkannt  vom  IMi  in  seinen  Dekreten  und  in  den  dem  eidg. 
Konnnissär  erteilten  Instruktionen,  Aufträgen  und  Befehlen,  ausdrück- 
lich  vom  BR  anerkannt   in  seiner  feierliclu?n  Erklänmg  v(mi  21).  Sept. 

Dieser  rechtmässigen  Regierung  wurde  am  18.  September  vom 
i'idg.  Kommissär  der  Eintritt  in  das  Regierungsgebäude  A'enveigert ; 
f^ie  ist  es,  die  heute  noch,  nicht  mehr  dunJi  die  aufgelöste  provisorische 
Regierung  und  die  Gewalt  der  Revolution,  sondern  durch  den  eidg. 
Konmiissär,  durch  den  hohen  BR,  von  der  Wiederaufnahme  ihrer  verf.- 
mä.ssigen  Funkti( men  ausgeschlossen  ist. 

Kommissär  und  BR  haben  die  sämtlichen  Akte  der  provisonschen 
Regierung  als  null  und  nichtig  erklärt,  damit  auch  die  Aviderrechtliche 
und  gewaltsame  Al)setzung  der  Regierung,  imd  es  ist  somit  der  BR 
einzig  und  allein,  der  die  legale  Regierung  von  Tessin  durch  den  eidg. 
Kommissär  v(m  der  Ausübung  ihrer  vfu'fassungsmässigen  Amtstätigkeit 
zurückhält. 

Der  BR  ist  es,  der  hiefür  die  volle  Verantwortlichkeit  zu  tragen 
hat.  Die  provisorische  Regierung  ist  zwar  aufgelöst,  aber  sie  «hat  ihren 
Zweck  erreicht '>,  wie  sie  am  14.  Sept.  noch  im  Amtsblatt  des  Kantons 
Tessin  in  feierlicher  IVoklamation  an  das  tessin ische  Volk  unter  den 
Augen  des  eidg.  Kouunissärs  erklären  durfte. 
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Und  warum  .all  das?  Weil  das  liberale  Komite  des  Tessin  es 
verlangt;  weil  die  Revolution  erklärt,  sie  beuge  sich  nicht  vor  dem 
Regimente  einer  klerikalen  Regierung,  sie  beuge  sich  nicht  vor  dem 
eidg.  Kommissär,  vor  dem  Schweiz.  BR,  und  sie  werde  die  Wieder- 
einsetzung der  gestürzten  Regierung  nicht  dulden. 

So  steht  der  Bund  im  Kanton  Tessin  mit  Truppenmacht,  um  die 
verfjissungsmässige  Ordnung  wieder  herzustellen  —  nein,  um  den  ver- 
fassungswidrigen Zustand  aufrecht  zu  erhalten  und  auf  unbestimmte 
Zeit  fortdauern  zu  lassen. 

Es  ist  nicht  richtig,  wenn  gesagt  wird,  im  Tessin  sei  die  Ordnimg 
hergestellt;  denn  es  gibt  nur  eine  öffentliche  Ordnung,  und  ein  wesent- 
liches Requisit  derselben  ist  der  verfassungsmässige  Besitzstand  der 
öffentlichen  konstitutionellen  Gew^alten. 

Art.  5  der  BV  lautet:  «Der  Bund  gewährleistet  den  Kantonen  ihr 
Gebiet,  ihre  Souveränetät  innert  den  Schranken  des  Art.  8,  ihre  Ver- 
fassungen, die  Freiheit,  die  Rechte  des  Volkes  und  die  verfassungs- 
massigen  Rechte  der  Bürger,  gleich  den  Rechten  und  Befugnissen, 
welche  das  Volk  den  Behörden  übertragen  hat.» 

Wenn  gesagt  wird,  nach  dem  Wortlaut  dieses  Artikels  habe  der  Bund 
zuerst  die  Rechte  des  Volkes  zu  wahren  und  erst  in  zweiter  Linie  die- 
jenigen der  Behörden,  so  ist  dies  durchaus  irrig.  Der  Bund  hat  beide 
in  gleicher  Weise  zu  schützen.  Übrigens  kommen  bei  dieser  Emeute 
gar  keine  verfassungsmässigen  Rechte  des  Volkes  oder  der  Bürger  in 
Frage;  gegenteils  ist  es  gerade  das  Volk  und  sind  es  die  Bürger,  die 
ein  verfassungsmässiges  Recht  darauf  haben,  dass  die  von  ihnen  ge- 
wähltem verfassungsmässigen  Behörden  gegen  die  Gewalttat  der  Er- 
hebung geschützt  werden.  Die  legale  Mehrheit  des  Volkes  hat  in 
legaler  Weise  den  Grossen  Rat  und  der  Grosse  Rat  den  Staatsrat  ge- 
wählt, und  dieser  ist  die  legale  Regierung,  bis  und  so  lange  er  nicht  in 
h^galer  Weise  ersetzt  ist. 

Aber,  sagt  man,  der  Kommissär,  der  Bund,  vertrete  die  öffentliche 
(Gewalt ;  ja  wohl,  rechtlich  bis  und  so  lange  die  verfassungsuuissige 
Regierung  dies  zu  tun  gehindert  ist.  Der  Bund  hat  aber  die  PHicht, 
diese  Gewalt  zu  schützen,  wenn  es  sein  nuiss,  mit  der  Macht  seiner 
Truppen. 

Dass  ein  eidg.  Kommissariat  Verfassung  und  Behörden  ein(^s 
Kantons  einfach  aufhebe  und  ersetze,  ist  nicht  Schweiz.  Verfassuntrs- 
recht.  Nie  noch  hat  der  Bund  bei  Interventionen  die  ganze  Vollgewalt 
einer  kantonalen  Regierung  einfach  an  sirh  gezogen,  nie  die  Rechte' 
und  Ma<*ht  eines  (Crossen  Rates,  die  «ranze  Gerichtsbarkeit,  die  ganze* 
Administratiem  des  Landes. 
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Was  hat  es  denn  auch  für  einen  Sinn,  die  legale  Regierung  aiis- 
zuschliessen  aus  dem  Regierungsgebäude,  ihr  zu  verbieten  und  sie  zu 
hindern,  die  -täglichen  Amtsgeschäfte  zu  besorgen  betr.  Gemeinde- 
verwaltung, Steuerwesen,  Schulwesen,  lokale  und  Fremdenpolizei,  Armen- 
wesen, Vormundschaftswesen,  Gesundheitswesen,  Strassen-,  Brücken- 
und  Uferbau  u.  s.  w.  und  das  alles  einem  eidg.  Konmiissär  zu  über- 
tragen mit  oder  ohne  unverantwortliche  Beirater?! 

Und  all  dies  soll   auf  unvorgesehene  Zeiten   fortgesetzt   werden? 

Das  ist  in  der  Tat  nicht  mehr  das  Bild  eines  souveränen  Kantons, 
wie  ihn  Art.  1  und  8  der  BV  kennen;  das  wäre  eine  schweizerische 
Landvogtei.  .  .  . 

IX. 

Gemäss  der  mitgeteilten  Erklärung  vom  29.  Sej)t.  war  es, 
nach  der  vom  Tessiner  Volke  am  5.  Okt.  vorgenommenen  Verf.- 
Abstimmung,  die  erste  Aufgabe  des  HR,  zu  untersuchen,  ob  der 
Zeitpunkt  gekommen  sei.  in  welchem  er  dem  Tessiner  Staatsrate  die 
vom  eidg.  Kommissär  am  Tage  nach  dem  Aufstand  übernommene 
Regierungsgewalt  wieder  zurückgeben  könnte.  In  der  Sitzung  des 
BR  vom  8.  Oktober  stellte  Oberst  Künzli  die  Situation  folgender- 
massen  dar: 

Für  den  guten  (^ang  der  kaut.  Verwaltung  scheint  es  mir 
sehr  wünschbar,  dass  so  bald  als  möglich  eine  regelrechte  Regierung 
die  Leitung  der  Geschäfte  wieder  übernehmen,  das  Budget  für  das 
nächste  Jahr  vorbereiten  und  sich  auch  mit  andern  wichtigen  Ange- 
legenheiten befassen  könne,  deren  Besorgung  nicht  in  der  Aufgal)e 
eines  eidg.  Kommissärs  liegt. 

Anderseits  aber  bin  ich  vollkonmien  überzeugt,  dass  die  Wieder- 
einsetzung der  am  11.  Sept  gestürzten  Regierung  nur  dann  ohne 
Gefahr  für  den  Frieden  im  Lande  stattfinden  kann,  wenn  man  die 
eidg.  Besetzung  aufrechterhält  und  zugleich  die  nötigen  Vorsichtsmass- 
regeln ergreift,  um  neuen  Ursachen  der  Beunnihigung  und  Verwirrung 
vorzubeugen.  Man  müsste  vor  allem  verhindern,  dass  Verwaltungs- 
ma.ssregeln,  die  als  Repressalien  gegen  die  liberale  Partei  betrachtet 
werden  könnten,  die  Lage  erschweren  und  die  Gereiztheit  der  Gemüter 
vermehren.  Es  müsste  ebenfalls  dafür  gesorgt  sein,  dass  die  Mehrheit 
des  Volkes  dazu  käme,  ihre  Rechte  gehörig  geltend  zu  machen,  was 
nicht  der  Fall  wäre,  wenn  die  Wahlen  in  den  Verfassungsrat  auf 
Grundlage  der  gegenwärtigen  Grossratswahlkreise  stattfinden  müssten. 

Als  vorläufiges  Ergebnis  der  Volksabstimmung  vom  o.  Okt. 
teilte  sodaim  der  eidg.  Kommissär  dem  BR  durch  Telegi*amm  vom 
10.  Okt.  abends  folgendes  mit: 
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I.  Frage  (Soll  die  Verfa.ssung  revidiert  werden?):  Absolutes 
Mehr:  11,872:  Ja:  11,81H):  Nein:  11,810. 

III.  Frage  (Revision  durch  eintui  Verfassungsrat):  Absolutes 
Mehr:  11,8^5:  Ja:  11,845:  Nein:  11,732. 

Auf  das  Gerücht,  dass  der  BR  nun  die  Wiedereinsetzung  des 
Tessiner  Staatsiates  beschliessen  werde,  entstand  eine  ziendich 
.starke  Aufregung  im  Tessin;  das  liberale  Konnte  telegraphierte 
dem  BR: 

Die  Wiedereinsetzung  d(*s  Regiments  Respini  bedeutet  die  Ver- 
nichtung der  Abstimmung  vom  5.  Okt.  und  würde  eine  Quelle  von  un- 
bere(:lienl)aren  (l)eln  bilden.  Wir  protestieren  energisch  gegen  eine 
solche  Verfügung  und  sind  entschlossen,  eher  über  die  (grenze  zu  gehen, 
als  nachzugeben. 

Und  Telegramme  der  (iemeindebehörden  von  Bellinzona  und 
Lugano  stellten  ernste  Ruhestörungen  in  sichei-e  Aussicht,  weiui 
<lie  Wiedereinsetzung  erfolgen  sollte. 

Trotz  dieser  Protestationen  und  trotz  der  Drohung  der  Li- 
l)ei'alen,  in  Zukunft  an  den  Vei*söhnungsbestrebungen  nicht  mein- 
teilzunehmen, beschloss  der  BR  am  11.  Oktober  morgens  für  den 
<*i(lg.  Kommissär  folgende  Instruktionen: 

1.  Der  Konunissär  ist  eingeladen,  der  Reg.  des  Kantons  Tessin 
die  Leitung  der  kantonalen  Angelegenheiten  zurückzugeben, 
indem  er  sich  jedoch  in  allgemeiner  Form  alle  diejenigen 
Entscheidungen  vorbehält,  welclie  dei*  BR  nach  Massgabe  der 
Art.  5  und  102,  Ziff.  8,  10  und  11,  der  BV  zum  Zwecke 
der  Aufrechterhaltung  von  Ruhe  und  Ordnung  un  Kanton  für 
nötig  (^rächten  wird.  Füi-  einstweilen  erhält  er  die  nachfol- 
genden besonderen  Weisungen: 

2.  Der  Konunissär  bleibt  mit  der  Regelung  aller  derjenigen 
Frag(Mi  beauftragt,  welche  auf  die  Abstimmung  vom  5.  Oktober 
Bezug  haben.  Er  leitet  die  infolge  dieser  Abstimmung  nötig 
gewordencMi  Wahlen  in  den  Verfassungsrat,  sowie  die  eidg. 
Al)stinniiung  und  die  Wahlen  vom  2(5.  Oktober. 

H.  Wenn  der  Kommissär  glaubt,  dass  von  dei*  Reg.  beabsichtigte 
oder  getroffene  polizeiliche  oder  andere  Massregeln  die  Ord- 
nung und  die  Ruhe  des  Landes  gefährden  könnten,  so  legt 
er  sein  Veto  ein  und  erstattet  sofort  Bericht  an  den  BR.  Bis 
dieser  letztere  entschieden  hat.  bleibt  die  Ausführung  (h*i- 
fraglichen  Massregc^ln  sistiert. 
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4.  Der  Kommissär  gibt  der  Tossiner  Kog.  hei  der  Übergabe  der 
Leitung  der  Gesehäfte,  welche  spätestens  l)is  zum  14.  die?> 
stattzufinden  hat,  von  diesen  Weisungen  Kenntnis  und  lässt 
über  die  Ubeigabe  ein  Protokoll  aufnehmen. 

Zugleich  beschloss  der  BR  die  Versöhnungskonferenz  wiederum 
einzuberufen:  in  derselben  sollte  die  Aborilnung  des  BR  die  P]r- 
klärung  abgeben,  dass,  wenn  gegen  alle  Erwartung  das  Versöhnungs- 
werk nicht  zustande  kommen  sollte,  die  BVers.  binnen  kürzester  Frist 
einberufen  würde,  um  die  laut  Art.  5  und  (>  (h^^  BV  in  ihrer  Kom- 
petenz liegenden  Massnahmen  zu  beraten,  damit  <ler  Wille  der 
Mehrheit  des  tessinischen  Volkes  in  den  verschiedenen  Pliasen, 
welche  die  Revisionsfrage  infolge  der  Abstinnnung  vom  5.  Okt. 
dunthzumachen  haben  werde,  zum  richtigen  Ausdnick  gelangen 
könne. 

Endlich  beschloss  d(»r  BR  folgenden  Befehl  dem  Konnnissär 
telegraphisch  zugehen  zu  lassen: 

Angesichts  der  bestehenden  Aufregung  glauben  wir,  dass  die 
Abhaltung  öffentlicher  Volksversannulungen  eine  wirkliche  Gefahr 
für  die  ölfentliche  Ruhe  in  sich  schliesse.  Wir  laden  Sie  di^shalb 
ein,  bis  auf  Weiteres  solche  Versanunlungen  zu  verbieten.  Wir 
beauftragen  Sie,  euie  Proklamation  an  das  Tessiner  Volk  zu  richten, 
in  welcher  Hie  die  Bürgi^i'  unt(u-  Mitteilung  unserer  Beschlüsse»  (un- 
laden,  sich  aller  und  jeder  öfifentlichen  Demonstrationen  zu  ent- 
halten und  mit  Ruhe  das  R(\sultat  der  Massnahmen  abzuwarten, 
welche  die  BBehörde  getroffen  hat  und  noch  treffen  wird  zu  dem 
Zwecke,  eine  dauernde»  imd  gerechte  verfassungsmässige  Ordnung 
im  Kanton  herzustellen.  Die  Eidg.  wird  nicht  aufhören,  sich  mit 
den  Angelegenheiten  des  Kts.  Tessin  zu  befassen,  bis  dieselben  auf 
befriedigende  Weise  geordnet  sind,  wie  dies  denn  auch  unver- 
kennbar im  Sinne  der  Beschlüsse  dei'  eidg.  Räte  li(»gt.  Jeder 
Widerstand  gegen  die  Befehle  der  BBehörde  wird  mit  Strenge 
unterch'ückt  werden.  In  dritter  Linie  laden  wir  Sie  ein,  das  liberale 
Komite  zur  Rechenschaft  zu  ziehen  wegen  der  in  seinen  Teh»- 
grannnen  an  den  BR  oder  an  seine  Freunde  in  Bern  enthaltenen 
Drohungen  und  demselben  in  der  schärfsten  Weise  die  Missbilligung 
auszudrücken,  welche  eine  solche  Sprache  verdient.  Lassen  Si(^ 
dieses  Komite  wissen,  dass  man  gegebenen  Falls  die  strengsten 
militärischen    oder  gerichtlichen  Massregeln    ergr(»ifen    wird.     Wir 
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haben    das    Infanterieregiment  Nr.  10   auf«  Piquet  gestellt,  dess(»u 
Bataillone  Nr.  28  und  29  zunächst  zum  Abmarsch   bestimmt  sind. 

Das  liberale  Konnte  gab  nunmehr  seinem  Telegramm  folgende 
Auslegung: 

Unsere  Erklärung,  über  die  (xrenze  zu  gehen,  muss  in  dem  Sinne 
aufgefasst  werden,  dass  die  Liberalen  auch  nicht  eine  Stunde  unter 
dem  verhassten  Regiment  Respini  bleiben  wollen,  ohne  deswegen  auf- 
zuhören, gute  und  treue  Eidgenossen  zu  sein. 

Samstag  den  11.  Okt.  hatte  die  Aufregung  hi  dem  liberalen 
tessinischen  Lager  den  höchsten  Grad  erreicht.  In  Bellinzona 
sollte  an  diesem  Tage  eine  grosse  Demonstration  ins  Werk  gesetzt 
werden.  Auf  den  telegraphischen  Befehl,  jede  öffentliche  Kund- 
gebung zu  untersagen,  Hess  der  eidg.  Konunissär  dieses  Verbot 
bekannt  machen.  Indessen  waren  Liberale  aus  allen  Teilen  des 
Landes  schon  unterwegs  nach  Bellinzona.  Eine  Kavalleriepatrouille 
genügte  zur  Räumung  des  Platzes,  auf  dem  die  Volksversamm- 
lung hätte  stattfinden  sollen.  Die  öffentliche  Ordnung  wurde  in 
keiner  Weise  gestört,  und  die  anfänglich  sehr  erhitzten  Gemüter 
beruhigten  sich  wieder.  Die  Liberalen,  die  zuerst  erklärt  hatten, 
an  den  Versöhnungsversuchen  keinerlei  Anteil  mehr  zu  nehnu^n, 
kamen  rasch  zu  besserer  Einsicht. 

Dienstag,  den  14.  Okt.,  10  Uhr  morgens  fand  im  Regierungs- 
saale die  öffentliche  Verkündmig  der  Abstimmungsergebnisse  vom 
5.  Oktobei-  statt;  hierauf,  um  11  Uhr,  erfolgte  die  Übergabe  der 
Regierungsgewalt  an  die  drei  anwesenden  Mitglieder  des  Staats- 
rates: Präsident  Respini,  Staatsschreiber  Casella  und  Gianella.  Der 
Vorgang  vollzog  sich  ohne  Zwischenfall.  Das  Protokoll  über  die 
Übergabe  der  Regierungsgewalt  besagt,  dass  der  eidg.  Kommissär 
die  Mitglieder  des  Stjiatsrates  an  der  Schwelle  des  Regierungs- 
gebäudes empfing  und  sie  anfragte,  ob  sie  die  Regierungsgewalt 
unter  den  vom  BR  am  11.  Okt.  festgestellten  Bedingungen  wieder 
übernehmen  wollten.  Auf  ihi*e  l)ejahende  Antwort  wurden  sie  in 
das  Regierungsgebäude  hineingeleitet,  und  der  Kommissär  übergab 
dem  Staatsratspräsidenten  sämtliche  Regierungsakten  und  die  Kasse, 
ül)er  deren  Stand  nachher  ein  Protokoll  aufgenommen  wurde. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  w^urden  die  Regierungsgeschäfte 
ilurch  die  drei  genaimten  Mitglieder  des  Staatsrates  besorgt;  ent- 
gegen den  von  verschiedenen  Seiten  ausgedrückten  Befürchtungen 
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kam  es  zu  keinen  Konflikten  zwischen  dem  Staatsrat    und  dem  eidg. 
Kommissär. 

Eine  nicht  unerhebliche  Ursache  von  Schwierigkeiten  für  den 
eidg.  Kommissär  und  die  Okkupationstruppen  entstand  aus  der  tessi- 
iiischen  Volkssitte,  hei  den  meisten  Vorkommnissen  des  öflFentUchen 
Lehens  äussere  Kundgebungen  zu  veranstalten.  Diese  Kundgebun- 
gen haben  ihre  ganz  gefährliche  Seite,  wenn  die  Leidenschaften 
eri-egt  sind  und  die  zu  ihrer  Eindämmung  erforderlichen  Massnahmen 
nicht  haben  ergriffen  werden  können.  Der  Kommissär  glaubte  in 
dieser  Beziehung  sich  grosse  Zurückhaltung  auferlegen  zu  sollen; 
er  hat  nur  ausnahmsweise  solche  Kundgebungen  untersagt,  einer- 
seits um  nicht  mehr  als  nötig  die  Ausübung  verfassungsmässiger 
Freiheiten  zu  beschränken,  andrerseits  weil  er  mit  Rücksicht  auf 
da^  so  lebhafte  Bedürfnis  der  italienisch  sprechenden  Eidgenossen, 
sich  zu  äussern,  dieselben  als  eine  Art  Sicherheitsventil  betrachtete. 
Nichtsdestoweniger  sah  er  sich  gleich  in  den  ersten  Tagen  nach 
seiner  Ankunft  im  Tessin  veranlasst,  die  Übungen  der  Schützen- 
gesellschaften zu  verbieten,  w^elche  in  diesem  Kanton  einen  politi- 
schen Charakter  haben,  und  der  BR  hat  sein  Vorgehen  gebilligt. 
Ausser  dem  Verbot  des  BR  vom  11.  Okt.  befahl  der  Kommissär 
die  Beseitigung  der  von  den  Liberalen  aufgerichteten  Freiheits- 
bäume, die  mit  Grund  als  eine  öffentliche  Aufieizung  angesehen 
werden  konnten. 

Ein  äusserst  bedauerlicher  Zwischenfall  ereignete  sich  am 
Abend  des  27.  Oktober  in  Lugano,  der  sich  nach  den  Berichten  des 
Kommissärs  und  des  Oberstlieutenant  Bühlmann,  des  Komman- 
danten des  14.  Regiments,  folgendermassen  zugetragen  hat: 

Während  des  Nachmittags  schössen  die  Konservativen  in  Calprino 
und  Castagnola  zum  Zeichen  der  Freude  über  den  Sieg  ihrer  Kandidaten 
im  Sopra-Ceneri.  Die  Liberalen  machten  sich  infolgedessen  daran, 
auf  dem  Quai  von  Lugano  ebenfalls  zu  schiessen,  zur  Feier  ihres  Sieges 
im  Sotto-Ceneri.  Oberstl.  Bühlmann  glaubte,  dem  Schiessen  auf  beiden 
Seiten  ein  Ende  machen  zu  sollen,  indem  er  befürchtete,  es  möchte 
dasselbe  Aufregung  henorrufen.  Als  er  den  Liberalen  diesen  Befehl 
durch  seinen  Adjutanten  erteilte,  wurde  ihm  erwidert,  man  habe  nur 
deswegen  zu  schiessen  angefangen,  weil  anderwärts  auch  geschossen 
werde,  und  w^erde  sofort  damit  aufhören,  wenn  dies  von  der  andern 
Seite  auch  geschehe.  Eine  Patrouille  wurde  mit  dem  gleichen  Verbot 
nach  Castagnola  abgesandt;  allein  da  inzwischen  das  Schiessen  an  diesem 
Orte  fortgesetzt  wurde,  fingen  die  Liberalen  in  Lugano  auch  wieder  zu 
schiessen  an.     Oberstl.  Bühlmann  sandte   nochmals  seinen  Adjutanten 


128  lYul  I.    Kapitel  3.    §  II.    Nr.  3«. 

zu  den  Liberalen,  um  das  Verbot  zu  erneuern.  Man  befolgte  es  nicht. 
Er  begab  sich  deshalb  personlich  auf  den  Quai  und  erhielt  nun  die 
Versicherung,  dass  nicht  weiter  gtjschossen  werden  solle,  worauf  er  eine 
Patrouille  nach  Calprino  sandte,  um  seinen  Befeld  auch  dort  zu  voll- 
ziehen. Bis  zu  deren  Ankunft  dauerte  dort  das  Schiessen  fort.  Auf 
dem  Quai  entstand  infolgedessen  eine  lebhafte  Bewegung,  die  Menge 
w'uchs  an,  und  man  begann  neuerdings  zu  schiessen.  Jetzt  liess  Oberstl. 
Bühlnuinn  eine  Kompagnie  vom  Exerzierplatze  kommen.  Die  Kanonen 
verschwanden,  aber  der  Platz  l)lieb  von  einer  drohenden  Volksmenge  ange- 
lullt. Da  Rufe  gehört  wurden,  man  solle  die  Kanonen  wieder  her- 
schaffen, schickte  sich  die  Komi)agnie  an,  den  Platz  zu  räiunen.  Sie 
fand  Widerstand,  und  einige  Personen  wurden  diuM-h  die  Truppe,  welche 
die  Bajonette  aufgepflanzt  hatte,  verwundet.  Die  Aufregung  nahm  zu, 
die  Menge  wich  zurück,  aber  [)feifend  und  die  Truppen  verhöhnend. 
Umsonst  ermahnte  der  (Temeindeprasident  Vegezzi  die  Leute,  sich  zu 
zerstreuen,  er  fand  kein  (jehör.  Das  Volk  verlangte,  dass  die  Kom- 
pagnie sich  zurückziehe,  und  der  Gemeindepräsident  verwendete  sich, 
um  dasselbe  zu  l)eruhigen,  in  gleichem  Sinne,  aber  Herr  OVierstl.  l^ühl- 
mann  weigerte  sich  dessen  und  liess  die  Trui)pen  erst  bei  Anbruch  der 
Nacht  zurückgehen,  als  die  Menge  sich  verlaufen  hatte  und  die  Kühe 
wieder  hertfestellt  schien. 

Als  nun  Bühlmann  vom  eidg.  Kommissär  Instniktionen  über  das 
weitere  Verhalten  verlangte,  antwortete  ihm  der  Letztere,  dass  das  Ver- 
bot des  Schiessens,  nachdem  es  einuuil  erlassen  worden  sei,  festgehalten 
und  die  öffentliche  (h'drumg  aufrechterhalten  werden  uu'isse,  von  den 
Waffen  indessen  nur  nu  Falle  der  Notwendigkeit  (iebraiurh  zu  machen 
sei.  Sämtliche  Trupi)en  wurden  konsigniert  mid  alle  halbe  Stunden  Pa- 
trouillen ausgesandt.  Gegen  8  Uhr  wurde  eine  Patrouille  vom  Pöbel 
angegriffen,  der  sogar  die  Soldaten  zu  entwaffnen  suchte.  Diese  Pa- 
trouille bestand  aus  2  Unteroffizieren  und  12  Soldaten.  4  Soldaten 
wurden  mit  Stiletten  und  Totschlägern  verwundet.  In  aller  Eile  herbei- 
gerufen, liess  der  Regimentskonuuandant  die  Wachmamischaft  und  den 
RcvSt  der  Kompagnie  anrü(-ken  und  bemühte  sich,  die  Menge,  welche 
auf  dem  Platze  rasch  zusammengeströmt  war,  zu  beschwichtigen.  Es 
half  alles  nichts;  nicht  einmal  die  eindringliclien  Ermahnungen  li})erakn' 
Führer,  wie  der  Herren  Stoppani  und  Vegezzi,  machten  Eindruck.  Oberstl. 
Bühlmann  gewann  die  Überzeugung,  dass  ohne  starkes  Blutvergiessen 
der  Platz  nicht  geräumt  werden  konnte.  Zudem  hatte  er  nur  ehie 
Kcmipagnie  zur  Hand,  die  beiden  andern  befanden  sich  in  Paradiso.  in 
einer  F^ntfernung  von  10  Minuten.  Die  Mitgliech^r  des  Gemeinderates 
baten  ihn,  nicht  zur  (xewalt  zu  schreiten.  In  dieser  schwierigen  Lag(* 
glaubte  er  richtig  zu  handeln,  wenn  er  die  Truppen  zurückzog.  Oberst 
Künzli  billigte  seine  Haltung. 
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X. 

Nach  der  am  14.  Okt.  vom  oidg.  Kommissär  vorgemimmeiicn 
öffontlichon  Verkündung  des  Resultates  der  tessinisehen  Volks- 
abstinmiung  vom  5.  Okt.  über  die  Frage  einer  Partialrevision 
der  Kantonsverfassung  haben  von  23,1)(M)  an  der  Abstinnnung  sich 
beteiligenden  Burgern  auf  die  erste  in  der  Abstimniung  vorgelegte 
Frage,  nändich  auf  die  Frage,  ob  eine  Partialrevision  der  Verfassung 
stattfinden  solle,  11,950  mit  Ja  und  11,8()7  mit  Nein,  auf  die  dritte 
Frage,  ob  (eventuell)  die  Revision  durch  einen  Verfassungsrat  vor- 
genommen werden  solle,  11,W2  mit  Ja  und  11.789  mit  Nein  ge- 
antwortet, während  die  zweite  Frage,  ob  der  Revisionsentwurf 
(eventuell)  vom  Grossen  Rate  ausgearbeitet  werden  solle,  nur  von 
213  Stimmen  bejaht,  von  23,891  dagegen  verneint  wurde.  Als  gültige 
Stimmenzettel  wurden  vom  eidg.  Kommissär  23.83()  bezeichnet. 

Der  eidg.  Kommissär  erklärte*,  gestützt  auf  dieses  Ergebnis,  (\s 
sei  das  Begehren  um  Partialrevision  der  Tessiner  Verfassung  vom 
Volke  angenommen  und  überdies  die  Ausarbeitung  des  Revisions- 
entwurfs v(mi  Volke  einem  Verfassmigsrate  übertragen,  während 
dagegen  das  Volk  es  abgelehnt  hal)e,  die  Vornahme  der  Revision 
dem  Grossen  Rate  zu  überlassen. 

Sodann  erklärte  der  Kommissär  weiter:  Obgleich  die  Xvv- 
fassung  nicht  vorschreibe,  dass  für  Annahme  von  Verfassungsrevi- 
sionsbegehren  die  absolute»  Melu-heit  der  an  der  Abstimnmng  teil- 
nehmenden Bürger  erforderlich  sei,  so  werde?  doch  für  alle  Even- 
tualitäten («ad  ogni  buon  tine»)  festgestellt,  dass  die  absolute  Mehrheit 
in  Bezug  auf  die  erste  und  dritte  Frage  vorhanden  sei,  indem 
dieselbe  bei  der  ersten  Frage  11,872,  bei  der  dritten  11,845  betrage. 

Durch  die  Publikationen  des  eidg.  Konnnissärs  vom  14.  und 
17.  Okt.  wurde  ferner  angezeigt,  dass  Bescliw(»rden  gegen  die 
Verkündung  des  Abstimmungsresultates  innerhalb  (>  Tagen,  d.  h. 
bis  Dienstag  den  21.  Okt.  mittags,  dem  BR  zuzuleiten  seien. 

Carlo    Vonmentlen,    Dr.    Antognini    und    AI.    Stefani,    ferner 

F.  Lucchini,    sodann    der  Genieinderat    von   Morbio-Superiore  und 

endlich  Advokat  Primavesi  beschwerten  sich  rechtzeitig  beim  BR. 

Sie  brachten  u.  a.  folgendes  vor: 

1.  Zufolge  §  2  des  Art.  15  des  tessinisehen  Verf.-Ges.  vom  20.  Nov. 
1875  über  Initiativbegehren  des  Volkes  betr.  die  Revision  der  Staats- 
verf.  hat  die  effektive  Majorität  der  an  der  Abstimnmng  teilnehmenden 
Bürger  zu  entscheiden.   Sämtliche  Revisionsvorlagcn  von  1875  bis  188^^ 
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enthalten  denselben  Grundsatz,  und  es  macht  keinen  Unterschied,  dass 
in  einigen  Vorlagen  von  absoluter  Mehrheit  die  Rede  ist,  in  andern 
nicht,  da  immer  deuthch  und  bestimmt  die  Mehrheit  der  stimmenden 
Bürger  verlangt  wird;  bei  Wahlen,  die  nicht  die  Bedeutung  von  Ab- 
stimmungen über  das  Grundgesetz  des  Landes  haben,  ist  dagegen  die 
absolute  Mehrheit  der  gültigen  Stimmen  massgebend,  nach  den  Be- 
stimmungen der  Art.  15  und  IG  des  Ges.  vom  19.  Sept.  1872.  Dem- 
gemäss  ist  für  die  Bejahung  der  Revisionsfrage  vom  5.  Okt.  1890  das 
Vorhandensein  von  mindestens  11,951  Ja  erforderlich,  d.  h.  die  Hälfte 
plus  eins  sämtlicher  zur  Abstimmung  erschienenen  Bürger  .... 

2.  Die  vom  eidg.  Kommissär  vorgenommene  Verkündung  des  Ab- 
stimmungsresultates ist  übrigens  auch  mit  Rücksicht  auf  das  von  ihm 
l)ei  p]rwahrung  desselben  befolgte  Verfahren  nichtig  zu  erklären,  da  der 
Konnnissär  die  Grenzen  seiner  Befugnisse  übei^schritten  hat. 

Der  eidg.  Kommissär  hat  bekanntennassen  im  Kanton  Tessin  die 
Regienmgsgewalt,  d.  h.  den  Staatsrat,  zu  vertreten.  Auf  ihn  findet 
daher  der  zweite  Absatz  von  Art.  20  des  Ges.  vom  19.  Sept.  1872  An- 
wendung, nach  w^elchem  der  Kommissär  nichts  anderes  als  eine  Zu- 
sammenstellung der  Resultate  der  verschiedenen  Gemeindeversamm- 
lungen zu  veranstalten  hatte,  gestiitzt  auf  die  Protokolle  samt  Beilagen, 
die  ihm  von  den  Gemeindebureaux  übermittelt  werden  mussten.  Die 
Entscheidung  über  Streitigkeiten  bezüglich  der  Abstimmung,  über  die 
Giltigkeit  bestrittener  Stimmzettel,  über  die  Frage,  ob  ein  Zettel  zu 
den  bestrittenen  oder  den  nichtigen  zu  zählen  sei,  gehört  nicht  in  die 
Zuständigkeit  des  Staatsrates,  bezw.  des  eidg.  Kommissärs.  Sind  ja  doch 
die  Stinmizettel  in  verschlossenen  und  versiegelten  Paketen  dem  Staats- 
rate einzusenden  und  von  ihm  sorgfältig  aufzubewahren,  um  in  diesem 
Zustande  gegebenen  Falles  dem  BR  zugeschickt  zu  werden,  während 
im  vorliegenden  Falle  die  Pakete  vom  Kommissär  entsiegelt  wurden 

3.  Die  Rekurrenten  verlangen,  dass  die  Proklamation  des  Kommissäre 
über  das  Abstinunungsergebnis  als  nichtig  und  das  Revisionsbegehren 
als  in  der  Abstimmung  vom  5.  Okt.  nicht  angenommen  erklärt  werde. 

Zum  Sclüusse  bestreiten  sie  die  Verfassungs-  und  Gesetzmässig- 
keit des  vom  eidg.  Kommissär  vorgeschriebenen  Rekursverfahrens;  sw 
haben  ihren  Rekurs  an  den  Grossen  Rat  des  Kantons  Tessin  und  nur 
in  vorsorglicher  Weise,  um  nichts  zu  versäumen,  auch  an  den  BR  ge- 
richtet, weil  der  Grosse  Rat  Rekurse  gegen  Abstimmungsproklamationen 
des  Staatsrates  zu  beurteilen  habe,  die  BBehörden  aber  erst  nach 
Erschöpfung  der  kant.  Instanzen  wegen  allfälUger  Verletzung  ver- 
fassungsmässiger Rechte  angerufen  werden  können;  sie  behalten  sich 
daher  auch  vor,  gegen  die  Verfügimg  des  eidg.  Konunissärs  den  Weg 
des  Rekurses  an  das  BGer.  oder  eme  andere  nach  den  Gesetzen  als 
ziiständiü:  erscheinende  BBehörde  zu  ])eschreiten. 
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In  seiner  Vernehmlassung  vom  21.  Okt.  lehnt  der  eidg.  Kom- 
missär es  vorerst  fonnell  ab,  seine  Amtshandlmigen  der  Geneh- 
migmig  einer  kant.  Behörde  zu  untei'stellen ;  sodann  stellt  er  unter 
Hinweisung  auf  verschiedene  Verfassungsrevisionsabstimnmngen 
st^it  1875  fest,  dass  einzig  der  Staatsrat  und  nicht  der  Grosse  Rat 
<las  Resultat  solcher  Abstimnmngen  zu  erwahren  habe,  wie  denn 
auch  das  tessinische  Ges.  über  das  Referendum  vom  16.  Mai  1888 
die  bezüglichen  Untersuchungen  und  Erwahrungen  dem  Staatsrate 
übertrage  und  denselben  bloss  verpflichte,  dem  Grossen  Rate  in 
dessen  nächster  Session  darüber  einen  Bericht  zu  erstatten;  die 
Art.  21  und  22  des  tessinischen  Ges.  vom  19.  Sept.  1872  über  eidg. 
Wahlen  und  Abstimmungen  finden  im  vorliegenden  Falle  keine 
Anwendung.  Der  Konnnissär  hält  ferner  an  der  Ansicht  fest, 
dass  gemäss  Ai*t.  15  des  tessinischen  Verf.-Ges.  vom  20.  Nov.  1875 
für  Annahme  von  Verf.-Revisionsbegehren  nur  eine  relative  Mehr- 
heit erforderlich  sei:  denn  dieses  Gesetz  spreche  nur  von  Mehrheit 
der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Bürger,  während  dagegen 
in  der  tessinischen  Gesetzgebung  überall,  wo  die  absolute  Mehrheit 
gefordert  werde,  dies  ausdrücklich  festgesetzt  sei.  Übrigens  hat 
sich  sowohl  für  die  Vornahme  der  Revision,  als  für  die  Revision 
durch  einen  Yerfassungsrat  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmenden 
ausges[)rochen 

Mit  Beschl.  vom  28.  Oktober  wies  der  BR  die  Beschwerden 
aus  formellen  und  materiellen  Gründen  als  unbegründet  ab,  und  in 
Genehmigung  des  vom  eidg.  Kommissär  zur  Feststellung  des  Ab- 
stimmungsresultates befolgten  Verfahrens  anerkannte  er  das  von 
demsell)en  publizierte  Ergebnis  als  richtig.  Der  BR  zog  in  Er- 
wägung : 

1.  Durch  die  mit  dem  11.  Sept.  18tK)  eingetretene  be- 
waffnete Intervention  des  Bundes  im  Kanton  Tessin  ist  den  kan- 
tonalen Behörden  gegenüber  ein  Ausnahmezustand  begründet,  der 
die  Amtsbefugnisse  derselben  insoweit  einstellt  oder  beschränkt,  als 
4ler  Zweck  der  Intei'\ention,  die  Wiederherstellung  und  Aufrecht- 
haltung der  öffenthchen  Ruhe  und  Ordnung  und  des  Friedens  im 
Gebiete  des  Kantons,  nach  dem  Ermessen  der  kompetenten  BBe- 
horde  dies  erheischt. 

Der  BR,  dessen  Massnahmen  durch  BBeschl.  vom  9.  Okt.  18SM) 
genehmigt  worden  sind,  und  dem  durch  denselben  Beschl.  di(* 
Ermächtigung   erteilt    ist,    diese  Massnahmen  provisorisch   aufrecht 
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zu  erhalten,  hatte  den  eldg.  Kommissär  im  Kanton  Tessin  ange- 
wiesen, die  Volksabstimmung  vom  5.  Okt.  über  die  Frage  (»inei* 
Partialrevision  der  Kantonsverfassung  zu  leiten.  Der  eidg.  Kom- 
missär hat  infolgedessen  die  sämtlichen  auf  diese  Volksabstimmung 
bezüglichen  Anordnungen  und  Verfügungen  als  Vertreter  der  Bundes- 
und der  Kantonalgewalt  getroffen ;  er  ist  aber  für  dieselben  keiner 
Kantonsbehörde,  sondern  ausschliesslich  der  Bundesbehörde,  deren 
Weisungen  er  zu  befolgen  hat,  verantwortlich. 

Daraus  ergibt  sich,  dass  die  Amtshandlungen  des  eidg.  Kom- 
missärs mit  Bezug  auf  die  erwähnte  Abstimnumg  auch  nicht  vor 
dem  Forum  des  Tessiner  Grossen  Rates  angefochten  werden  können, 
dass  es  vielmehr  einzig  und  allein  der  BR  ist,  an  welchen  dies- 
fällige  Beschwerden  zu  richten  sind. 

Wenn  dalier  der  eidg.  Konmiissär  in  der  Proklanuition  des 
Abstimmungsresultates  am  14.  Okt.  verfügt  hat.  dass  allfällige 
Rekurse  gegen  dieselbe  dem  BR  einzureichen  seien,  so  ist  er  von 
der  richtigen  Auffassung  der  Stellung  dieser  Behörde  ausgegangen. 
Die  Stellung  des  BR  zu  den  Amtshandlungen  des  Kommissärs  in 
Hinsicht  auf  die  Volksabstimmung  vom  5.  Okt.  ist  diejenige 
einer  Aufsichtsbehörde.  Als  solche  hat  der  BR  sich  mit  den  vor- 
liegenden Beschwerden  zu  befassen. 

2.  Der  BR  tritt,  wie  nach  feststehender  Praxis  auch  im  ge- 
wöhnlichen staatsrechtlichen  Rekursverfahren  von  ihm  als  Regel 
befolgt  wird,  in  solche  Beschwerden  materiell  nicht  ein,  die,  mit 
Umgehung  der  in  erster  Linie  zur  Entscheidung  berufenen  Stelle, 
bei  ihm  vorgebracht  werden.  Im  vorliegenden  Falle  unterliegt  es 
keinem  Zweifel,  dass  der  eidg.  Konnnissär  bei  der  Erwahrung.  Fest- 
stellung und  öffentlichen  Verkündung  des  Resultates  der  Volks- 
abstimmung vom  5.  Okt.  die  Funktionen  des  tessinischen  Staats*<- 
rates  auszuüben  hatte.  So  wenig  als  der  BR  jemals  auf  eine  B(*- 
schwerde  gegen  ehie  KReg.  eingetreten  ist,  wo  die  Reg.  nicht  in 
die  Lage  versetzt  war,  über  den  Gegenstand  der  Beschwerde  ihrer- 
seits einen  Beschluss  zu  fassen,  ebensowenig  kann  er  hier  auf 
Beschwerden  eintreten,  die  dem  eidg.  Kommissär  nicht  vorgelegen 
haben  und  darum  von  ihm  bei  der  Prüfung  und  Feststellung  des 
Abstimmungsresultates  vom  5.  Okt.  nicht  })ehandelt  und  beurteilt 
werden  konnten. 

In  diese  Kategorie  gehören  die  Beschwerden  und  Protestationen 
Lucchini  und  Primavesi  und  des  Genieinderates  von  Morbio-Superi- 
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ore.  Die  beiden  ersteren  beschlagen  angebliche  Unrichtigkeiten  in 
den  Stimmregistern  von  Sala  und  Maroggia,  welche  weder  vor  noch 
nach  dem  5.  Okt.  dem  eidg.  Kommissär  zur  Kenntnis  gebracht 
wiu-den ;  die  letztere  betrifft  eine  vom  eidg.  Kommissär  am  4.  Okt. 
nach  dem  Antrag  der  Vertreter  beider  politischen  Parteien  in 
Bezug  auf  das  Stimmregister  von  Morbio-Superiore  getroffene  Ver- 
fügung, die  nach  der  damaligen  Aktenlage  vollkommen  begründet 
ei"scheint  und  deren  Aufhebung,  mit  dem  Nachweis  ihrer  Unrichtig- 
keit, bei  der  Stelle,  von  welcher  sie  ausgegangen  ist,  hätte  ver- 
langt werden  können.  .  .  . 

Die  von  Vomiientlen  und  Konsorten  geltend  gemachten  Be- 
schwerdepunkte betreffen  dagegen  Amtshandlungen  des  eidg.  Kom- 
missärs, die  derselbe  anlässlich  der  Prüfung  und  Feststellung  des 
Abstinunungsresultates  vom  5.  Okt.  vorgenommen  hat,  und  sind 
daher  vom  BR  inhaltlich  auf  ihre  Begründetheit  zu  prüfen. 

3.  Die  Rekurrenten  glauben,  dass  zufolge  Art.  15  des  Verf.- 
G(*s.  vom  20.  Nov.  1875  bei  Volksabstimmungen  über  Verf. -Revi- 
sionsbegehren die  absolute  Mehrheit  sämtlicher  Bürger,  welche 
nach  den  Protokollen  an  der  Abstimmung  teilgenommen  haben, 
massgebend  sei,  und  wollen  die  absolute  Mehrheit  so  berechnet 
wissen,  dass  von  der  Zahl  der  Stimmenden  weder  die  leeren  und 
unleserlichen,  noch  die  zu  viel  eingelegten  Stimmzettel  in  Abzug 
gebracht  werden;  der  eidg.  Kommissär  hinwieder  hält  dafür,  dass 
die  relative  Melu'heit  der  giltig  stimmenden  Bürger  entscheide, 
eventuell  berechnet  er  die  absolute  Mehrheit  unter  Beachtung  der 
von  der  Gesetzgebung  und  Praxis  im  Kanton  Tessin  hinsichtlich 
der  Feststellung  des  absoluten  Mehrs  bei  Wahlen  und  Abstim- 
nmngen  geltenden  Bestinnnungen  (Ges.  vom  19.  Sept.  1872,  Art.  16; 
Ges.  vom  29.  April  1879:  Beschl.  des  Grossen  Rates  vom  24.  April 
1888). 

Der  BR  geht  mit  den  Rekurrenten  darin  einig,  dass  für  die 
Annahme  des  Revisionsbegehrens  die  absolute  Mehrheit  der  Stim- 
menden notwendig  sei.  Bei  den  Volksabstimmungen  über  Verf.- 
Revisionen  im  Kt.  Tessin  wurde  regehiiässig  die  absolute  Mehrheit 
gefordert,  und  wenn  in  den  Übergangsl^estimimingen  der  Verfas- 
sungsdekrete bald  von  absoluter  Mehrheit,  bald  —  wie  in  Art.  15 
der  Riformetta  von  1875  —  von  Mehrheit  der  stinnnenden  Bürger 
die  Rede  ist,  so  galt  dies  nur  als  verschiedene  Ausdrucksweise  für 
eine  und  dieselbe  Sache. . . .  Dagegen  billigt  der  BR  das  Verfahren 
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des  oidg.  Koiiiniissärs,  wenn  dei^selbe  die  al)solute  Mehrlieit  nicht, 
wie  die  Rekurrenten,  von  der  Zahl  der  Stimmenden  ohne  irgend- 
welchen Abzug,  sondern  auf  Grund  der  einschlägigen  Bestimmungen 
des  Ges.  vom  19.  Sept.  1872  und  der  bisherigen  Praxis  berechnet. 

4.  Aus  dem  Ges.  von  1872  ergibt  sich,  dass  als  ungiltig  (nach 
Art.  IG)  zu  betrachten  sind:  a.  die  leeren  und  unleserlichen  Stinnn- 
zettel;  b,  die  mit  Zeichen  versehenen  Zettel,  welche  die  Stimm- 
gebung  oder  den  Stimmenden  erkennen  lassen  oder  angeben; 
<*.  (bei  Wahlen)  Stinunzettel,  die  eine  grössere  Zahl  von  Namen  ent- 
halten, als  Personen  zu  wählen  sind.  Die  unter  litt.  /;  und  c  ge- 
nannten Zettel  sollen  zwar  ungiltig  erklärt,  aber  bei  Berechnung 
der  absoluten  Mehrheit  doch  mitgezählt  werden.  Ein  Blick  in  die 
Amtsblätter  des  Kantons  Tessin  lehrt,  dass  bei  Verf.-Revisionsab- 
stimmungen  die  absolute  Mehrheit  niemals  nach  der  Methode  der 
Rekurrenten  berechnet  wurde,  sondern  dass  man  sich  in  betreff 
der  leeren  und  unleserlichen,  sowie  der  mit  Erkennungszeichen 
versehenen  Zettel  stets  an  die  Vorschriften  des  angerufenen  Art.  1(> 
gehalten  hat. 

5.  Was  sodann  die  Frage  betrifft,  wie  diejenigen  Stimmzettel 
behandelt  werden  sollen,  welche  teilweise  leer  und  teilweise  aus- 
gefüllt sind,  so  lässt  sich  an  der  Hand  der  tessinischen  Gesetz- 
gebung darüber  feststellen  was  folgt: 

§  2  von  Art.  16  des  Ges.  vom  19.  Sept.  1872  lautet : 

Stimmzettel,  welche  unvollständige  oder  fehlerhafte  Bezeich- 
nungen von  Namen  oder  Revisionspunkten  enthalten,  indem  ent- 
weder die  mit  der  Stimme  bedachte  Person  oder  die  Antwort  auf 
die  gestellte  Frage  nicht  klar  erscheint,  sowie  auch  auf  imwähl- 
bare  Personen  lautende  Zettel  sind  in  Ansehung  der  unvollkonunen 
bezeichneten  oder  unwählbaren  Personen  und  der  unklar  gt*- 
schriebenen  Fragen  ungiltig. 
§  4  desselben  Artikels  lautet: 

Stimmzettel,  welche  eine  geringere  Zahl  von  Namen  enthalten, 
als  Personen  zu  wälilen,  oder  eine  geringere  Zahl  von  Revisions- 
fragen, als  zu  beantworten  sind,  sind  giltig. 
Das    kant.    Gesetz    vom     19.    Sept.    1872     schliesst    sich    an 
das  BGes.  vom  19.  Juli  1872  über   die  eidg.  Wahlen  und  Abstim- 
numgen  an.     Dagegen  hat  der  Kanton  Tessin  den  von  dvv  BVers. 
am  31.  Juli  1873  beschlossenen  Zusatz   zu  Art.  19  des  BGes.  vom 
19.  Juli  1872  nicht    in    seine  GesetzgeVmng  aufgencmunen,    der  b(^- 
stinunt,  dass  Stimmzettel,  welche  weniger  Namen  tragen,  als  Stellen 
zu  besetzen  sind,    gleich    anderen    beschriebenen  Zetteln   zu  iM^haii- 
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dein  und  bei  Ausmittlung  der  absoluten  Mehrheit  zu  berücksich- 
tigen seien;  A.  S.  XI  275. 

Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  in  eidg.  Angelegenheiten  die 
Zusatzbestinmuing  von  1873  auch  im  Kanton  Tessin  beobachtet 
werden  niuss,  obschon  sie  nicht  in  die  kantonale  Gesetzgebung 
übergegangen  ist.  Anders  hegt  die  Sache  in  Hinsicht  auf  kan- 
tonale Wahlen  und  Abtinmmngen.  In  dieser  Richtung  sind  aus- 
schhesslich  die  angeführten  kantonalgesetzlichen  Normen  anwend- 
bar, und  es  führt  eine  logische  Gesetzesauslegung  zu  dem  Schhisse, 
den  auch  der  eidg.  Konmiissär  gezogen  hat,  dass  ein  Zettel,  der 
die  eine  oder  die  andere  Frage  unbeantwortet  lässt,  für  diese  Frage 
als  ungiltig,  für  die  beantworteten  Fragen  dagegen  als  giltig  zu 
erklären  ist.  Ein  solcher  Zettel  ist  eben  für  die  unbeantwortete 
Frage  ein  leerer  Zettel  und  daher  auch  als  solcher  mit  Bezug  auf 
dieselbe  bei  Berechnung  der  absoluten  Melu'heit  zu  behandeln.  .  .  . 

Der  eidg.  Kommissär  war  daher  voUkonunen  berechtigt,  die 
Zahl  der  leeren  Zettel  zur  Bestimmung  der  absoluten  Mehrheit  für 
die  einzelnen  Fragen  besonders  zu  berechnen. 

6.  Eine  weitere  Frage  bildet  die  Behandlung  jener  Zahl  von 
Stimmzetteln,  welche,  über  die  Zahl  der  stimmenden  Bürger  hinaus- 
gehend, in  den  Urnen  vorgefunden  wurde. 

Über  diesen  Punkt  enthält  die  tessinische  Gesetzgebung  nur 
die  Vorschrift  (in  Ait.  15  des  Ges.  vom  19.  Sept.  1872),  dass, 
wenn  die  Zahl  der  Stimmzettel  grösser  sei  als  die  Zahl  der  stimmen- 
den Bürger,  die  Abstimmung  als  nichtig  erklärt  werden  müsse, 
sofern  die  Zahl  der  überschüssigen  Zettel  auf  das  Gesamtresultat 
Einfluss  ausübe. 

Die  Praxis  weist  folgende  Vorgänge  auf: 

Im  Jahre  1878,  bei  der  Revisionsabstimmung  vom  10.  März, 
wm'den  6  Zettel,  die  in  einigen  Verbalprozessen  irrtümlicli  berech- 
net waren  («schede  erroneamente  conteggiate  in  alcuni  veibali»), 
von  der  Zahl  der  Stimmenden  behufs  Berechnung  der  absoluten 
Mehrheit  in  Abzug  gebracht ;  1880,  bei  der  Revisionsabstinnnung 
vom  25.  Jan.,  wiu-den  12  überschüssige  Zettel  zur  Zahl  der  an- 
zurechnenden Zettel  («Schede  da  computarsi»)  geschlagen.  In  beiden 
Fällen,  wie  auch  in  den  fernem  Volksabstimmungen  im  Kanton 
Tessin,  waren  übrigens  die  überschüssigen  Zettel  von  keinem  Ein- 
fluss auf  das  Resultat.  Dagegen  entschied  der  Tessiner  Grosse  Rat 
am  2-1.  April   1888  anlässlicli  der  Genehmigung  e'uwv  Grossratswahl, 
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nach  kontradiktorischer  Verhandlung,  mit  einer  Mehrheit  von  drei 
Vierteilen  d(*r  anwesenden  MitgUeder  über  die  Frage  in  dem  Sinne, 
dass  die  überschüssigen  Zettel  sowolil  den  einzehien  Kandidaten 
abzurechnen,  als  von  der  Gesamtzahl  der  Wähler  abzuziehen  seien, 
um  die  absolute  Mehrheit  zu  finden,  welche  ja  eben  auf  die  Zahl 
der  gültigen  und  anrechenbaren  Stimmen  gegründet  werden  müsse. 
Wenn  das  Wort  Kandidaten  durch  Fragen  ersetzt  wird,  so 
ist  die  Theorie  des  Grossen  Kates  ohne  Zwang  auch  auf  Ab- 
stimmungen und  speziell  auf  die  Abstimmung  vom  5.  Okt.  1890 
anwendbar.  Ob  sie  auch  logisch  richtig  sei,  mag  hier  umsomehr 
unerörtert  bleiben,  als  sich  herausstellt,  dass  die  absolute  Mehr- 
heit in  der  Volksabstimmung  vom  5.  Okt.  auch  dann  erreicht 
ist,  wenn  die  Zahl  der  überschiessenden  Zettel  (52)  nicht,  wie 
der  Kommissär  es  getan  hat,  von  der  Zahl  der  Stimmenden  abge- 
rechnet wird. 

Nach  dem  Vorstehenden  können  die  von  den  Rekurrenten 
gegen  das  Veiialiren  des  Kommissärs  bei  Zälilung  und  Behandlung 
der  Stinnnzettel  erhoben(»n  Einwendungen  und  Bemerkungen  nicht 
als  begründet  angesehen  werden. 

7.  Ebensowenig  begründet  sind  die  Ausstellungen  gegenüber 
deni  Verfahren,  das  der  Kommissäi*  im  übrigen  bei  Erwahrung  des 
Abstinmiungsresultates  auf  Grund  der  t(\ssinischen  Gesetzgebung 
und  Praxis  befolgt  hat.  Die  Rekurrenten  lassen  den  Art.  12  des 
(xes.  vom  10.  Febr.  1877  und  die  bisherige  Praxis  gänzlich 
ausser  Acht  und  wollen  Bestinmiungen  des  Ges.  vom  10.  Sept. 
1872  (Art.  21  und  22),  die  sich  oflF(»nbar  nur  auf  eidg.  Wahlen 
und  Al)stimmung(in  beziehen,  auf  eine  kaut.  Verfassungsrevisions- 
abstinmiung  anwenden,  auf  welchen  Fall  sie  bis  jetzt  niemals  an- 
gewendet wurden.  AVas  speziell  den  Umstand  betrifft,  dass  in 
einem,  übrigens  zurückgezogenen,  Rekurse  au  den  Kommissär  von 
revisionsfreundlicher  Seite  die  Behauptung  aufgestellt  worden  war, 
es  hätten  in  Lugano  Vi  konservative,  im  Stimmregister  nicht  ein- 
geschriebene Bürger  gestimmt,  so  haben  die  Rekurrenten  unter- 
lassen, ihrerseits  diesc^s  angebliche  Vorkonnnnis  zum  Gegenstand 
einei-  Bescliwerde  beim  Kommissäi-  zu  machen.  Wenn  sie  nun, 
nach  geschehener  Proklamation  des  Resultates,  auf  die  Sache  zu 
sprechen  konuuen,  so  kann  dies  den  fehlenden  Rekurs  nicht  er- 
setzen, umso  weniger,  als  ihrerseits  keinerlei  Nachweis  der  Richtig- 
keit jener  von  revisionsfreundlicher  Seite  aufgestellten  Behauptung 
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erbracht  ist.  Dass  der  Kommissäi*  in  einer  beiläufigen  Behauptung, 
die  sieh  in  einem  zurückgenommenen  Rekurse  findet,  nicht  eine 
genügende  Veranlassung  zu  einer  ex  officio  anzustellenden  Unter- 
suchung erbhckte,  kann  ihm  nicht  als  ein  Fehler  angerechnet  werden. 
Lbrigens  ergibt  die  Abstimmung,  wenn  diese  13  Stimmen  von  dei* 
Gesamtzahl  der  Stimmenden  und  folgeweise  auch  von  der  Zahl 
der  Nein  und  der  Ja  abgezogen  werden,  dennoch  eine  Mehrheit 
für  Bejahung  der  ersten  und  der  dritten  Frage,  weshalb  das  bezüg- 
liche Begehren  der  Rekurrenten  auch  materiell  als  unerheblich  er- 
scheint. .  .  . 

XL 

Durch  Beschl.  des  BR  vom  15.  Sept.  wurde  über  die  mit  dem 
Aufstand  vom  11.  Sept.  in  Zusammenhang  stehenden  Vorgänge  im 
Kanton  Tessin  eine  bundesstrafgerichtliche  Untersuchung  gefülu't, 
oben  S.  89,  99.  Die  Akten  dieser  Untersuchung  wurden  den  3.  Nov. 
dem  eidg.  Generalanwalt  Scherb  zugestellt.  Nach  dem  Bericht  des 
(Tcneralanwalts  war  der  Aufstand  organisiert  und  von  einem 
Revolutionskomite  geleitet. 

Es  waren  drei  Stadien  der  Bewegung  vorgesehen: 

1.  Einnalmie  des  Arsenals,  wegen  seiner  strategischen  Wicli- 
tigkeit; 

2.  Verhaftung  verschiedener  Personen  der  konservativen  Partei, 
in  der  Meinung,  dass  damit  Blutvergiessen  verhindert  werden 
könne; 

3.  Einnahme  des  Regierungsgebäudes. 

Es  wurde  alles  am  11.  Sept.  programmgemäss  durchge- 
führt.  Das  Arsenal  in  Bellinzona  wurde  durch  Überraschung  des 
Direktors  genommen,  und  nachdem  dies  vollzogen  war,  Sturm  ge- 
läutet. Das  Volk  strömte  zu  einem  grossen  Teil  bewaffnet  zu- 
sammen. Es  erfolgten  die  in  Aussicht  genonnnenen  Verhaftungen. 
Dann  zog  die  Menge,  mit  den  Verhafteten  als  Geiseln  voraus,  vor 
das  Regierungsgebäude,  wo  die  eisernen  Thore  geschlossen  waren. 
Man  verlangte  stürmisch  Einlass.  Als  die  Staatsräte  Gianella  und 
Rossi  erklärten,  dass  sie  nicht  öffnen,  sondern  nur  der  Gewalt 
weichen  werden,  wurde  das  Gitter  mit  einem  eisernen  Hammer  ein- 
geschlagen, und  die  Aufständischen  bemächtigten  sich  des  Gebäudes. 

In  diesem  Augenblicke  erhielt  Staatsrat  Rossi  durch  einen 
Schuss  eine  tot  liehe  Verletzung. 
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Dieser  beklagenswerte  Vorfall  bildete  den  Gegenstand  einer 
besondern  Untersuchung. 

Von  Seite  der  Regierungspartei  wurde  aktiver  Widerstand 
nicht  geleistet. 

Die  Staatsräte  Gianella  und  Casella  führte  man  in  die  hiezu 
bestimmten  Gefangenschaftslokale. 

Am  nämlichen  Nachmittage  brach  der  Aufstand  auch  in  Lugano 
aus.  Die  Sturmglocke  ertönte,  das  Volk  versicherte  sich  der 
Person  des  Staatsratspräsidenten  Respini,  der  zufällig  in  Ge- 
schäften in  Lugano  war;  auch  Alt -Ständerat  Reali  und  Advokat 
Lurati  und  noch  einige  andere  Führer  der  konservativen  Partei 
wurden  verhaftet  und  gefangen  gehalten. 

Am  Abend,  nachdem  auf  die  Kunde,  dass  die  Revolution  aus- 
gebrochen, aus  den  verschiedensten  Teilen  des  Kantons  Leute  nach 
Bellinzona  gekommen  wai'en,  fand  daselbst  auf  der  Piazza  del  Giardino 
eine  grosse  Volksversammlung  statt,  welche  die  Absetzung  der  R(^- 
gierung  und  des  Grossen  Rates  und  die  Versetzung  der  erstem  in 
den  Anklagezustand  beschloss  und  schliesslich  durch  Akklamation 
eine  provisorische  Regierung  ernannte. 

Die  Leiter  der  Unternehmung  schützen  vor,  dass  sie  in  Not- 
wehr (legittima  difesa)  gehandelt  haben,  und  maclien  in  dieser  Be- 
ziehung geltend,  der  Zustand  unter  der  konservativen  Regierung 
sei  ein  unerträglicher  geworden;  nachdem  der  Staatsrat  sogar  die 
Verfassung  verletzt  habe,  indem  er  nicht  innert  einem  Monat  die 
Abstimmung  über  die  verlangte  Verfassungsievision  anordnete,  und 
ein  Entscheid  des  BR  über  den  Rekurs  Stoppani-Bernasconi  in 
nützlicher  Frist  nicht  erhältlich  gewesen  sei,  habe  man  sich  nidit 
anders  helfen  können,  als  mit  der  gewaltsamen  Beseitigung  der 
Regierung,  was  man  als  eine  berechtigte  Massregel  betraclitete.  wie 
sich  aus  folgenden  Äusserungen  von  Verhörten  ergebe: 

E  raia  opinione  che  un  governo  in  un  paese  democratico,  (piando 
viola  la  costituzione,  decade  ipso  iure  da  ogni  potere. 

La  sovranita  popolare,  «piando  il  i)atto  costituzionale  e  stato 
violato  da  una  parte,  riprende  in  pieno  il  suo  diritto  naturale  che  «*? 
inalienabile,  e  suo  primo  atto  deve  essere  appunto  quello  di  rovesciare 
e  punire  il  governo  violatore. 

Da  objektiv  ein  Vergehen  vorlag,  konnten  sell)stverständlicli 
diese  Schutzbehauptungen   von   k(Mnem  Einfluss    auf  die  Frage  der 
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Cberweisung  an  den. Richter  sein;  der  letztere  hat  zu  entscheiden, 
ol)  und  welche  Bedeutung  denselben  beizulegen  ist. 

Aus  dem  Bericht  des  Generalanwalts  geht  im  weitern  hervor : 

Die  Behauptung,  dass  Fremde,  namenthch  itahenische  Ange- 
hörige, in  auffälliger  Weise  an  dem  Aufstand  teilgenommen  haben, 
oder  fxir  denselben  gebraucht  worden  seien,  hat  sich  als  grmidlos 
erwiesen.  Wohl  mögen,  w^ie  das  bei  einem  Volksauflauf  eben  vor- 
kommt, auch  Fremde  —  vielleicht  bewaffnet  —  auf  den  Strassen 
imd  Plätzen  gesehen  worden  sein,  aber  dass  dieselben  beim  Auf- 
stand mitgewirkt  haben  oder  gleichsam  als  Söldner  von  den  Leitern 
der  Bewegung  angeworben  worden,  dafür  ist  nach  keiner  Richtung 
ein  Beweis  erbracht. 

Die  in  der  Presse  erwähnte  Beteiligung  von  drei  deutschen 
Handwerksburschen  beschränkt  sich  darauf,  dass  dieselben,  da  sie 
am  fraglichen  Tage  zufällig  nach  Bellinzona  gekommen  waren  und 
ihr  Viatikum  in  Empfang  nehmen  wollten,  nach  der  Einnahme  des 
Palazzo  governativo  angehalten  wurden,  mit  andern  vor  den  Ge- 
fangenschaftslokalen Wache  zu  stehen,  imd  dafür  ein  jeder  Fr.  (> 
als  Lohn  erhielten. 

Auch  die  Vermutung,  dass  die  Bankfrage  im  Spiele  und  das 
eigentliche  Movens  des  Aufstandes  gewesen  sei,  hat  durch  die  Laiter- 
suchung  ihre  Begründung  nicht  gefunden;  es  sind  keine  Anhalts- 
punkte für  eine  Beteiligung  der  Bank  vorhanden.  Die  als  wichtig 
bezeichneten  und  verloren  geglaubten  Dokumente,  den  Bankprozess 
betreffend,  haben  sich  alle  intakt  vorgefunden,  und  die  angeblich 
verschwundenen  Privatbriefe  beschlagen  lediglich  die  Frage  des 
Aufsichtsrechts  der  Regierung  gegenüber  der  Bank. 

Dafür,  dass  die  eidg.  Post-  und  Telegraphenbeamten  in  ihrer 
amtlichen  Stellung  auf  irgendw  eiche  strafbare  oder  unerlaubte  Weise 
an  den  Vorgängen  vom  11.  Sept.  teilgenommen  haben,  haben  sich 
aus  der  Untereuchung  keine  Anhaltspunkte  ergeben. 

Mit  Ausnahme  der  Tötung  des  Staatsrates  Rossi  vmd  derjenigen 
Gewalthandlungen,  die  in  direkter  Beziehung  zum  Aufstand  stehen, 
wie  Wegnahme  der  Waffen.  Bedrohung  von  Personen,  Gefangen- 
haltung von  solchen,  Hausfriedensbruch,  sind  keine  gemeinen  Ver- 
gehen nachgewiesen.  Das  öffentliche  Gut  erlitt  in  keiner  Weise 
eine  Schädigung,  so  dass  mit  vollem  Recht  gesagt  werden  darf:  die 
Bewegung  hatte  einen  ausschliesslich  politischen  Charakter  und 
fi'emde  Motive  irgendwelcher  Ai't  lagen  ihr  fern. 
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Auch  die  Ordnungsstörungen  vom  27.  Okt.  in  Lugano  (oben 
8.  127)  hal)en  zu  einer  gerichtlichen  Untersuchung  Veranlassung  ge- 
geben. Dieselbe  wurde  zwar  schon  den  29.  Okt.  angehoben,  blieb  aber 
mit  Bezug  auf  die  Urheberschaft  der  an  den  Soldaten  verübten  Ver- 
letzungen resultatlos.  Die  Verletzungen  waren  durchgehend  leichterer 
Natur. 

Da  nach  dem  Ergebnis  der  angeordneten  Polizeiuntersuchung 
ein  Angelo  Castioni  von  Stabio  höchst  verdächtig  war,  den  Staats- 
rat Rossi  getötet  zu  haben,  w^urde  bereits  am  14.  Sept.  gegen  den 
Genannten  ein  Haftbefehl  erlassen  und  den  Regierungskommissarien 
telegraphisch  mitgeteilt.  Die  Fahndung  blieb  anfänglich  erfolglos, 
obgleich  Castioni  erst  am  15.  Sept.  aus  dem  Kanton  weggereist  sein 
soll.  Mit  Schreiben  vom  2.  Okt.  stellte  sodann  der  Generalanwalt 
an  den  BR  das  Gesucli,  bei  der  enghschen  Regierung  die  Auslieferung 
des  Angelo  Castioni  wegen  absichtlicher  Tötung  des  Staatsrates  Rossi 
zu  erwirken;  zur  Begründung  des  Begehrens  wurde  angeführt: 

Durch  die  beiliegenden  Akten  ist  die  Schuld  des  Castioni  zur 
liohen  Wahrscheinlichkeit  erstellt,  und  es  wird  nur  noch  die  Frage  zu 
prüfen  sein,  ob  ein  politisches  Vergehen  vorlit^ge. 

Nach  Art.  XI  des  Auslieferungsvertrages  der  Schweiz  mit  Gross- 
britannien vom  2().  Nov.  1880  wird  nicht  ausgeliefert,  wenn  die  strafbare 
Handlung  einen  poUtischen  Charakter  an  sich  trägt  (is  one  of  a  political 
character),  A.  S.  n.  F.  V  832.  Diese  Bestimmung  kann,  im  weitesten 
Sinne  aufgefasst,  doch  w^olil  kaum  so  verstanden  werden,  dass  über- 
haupt alle  gemeinen  Vergehen,  ])ei  einem  Aufstande  verübt,  als 
einen  politischen  Charakter  an  sich  tragend  ])etrachtet  werden  sollen. 
Vielmehr  muss  die  Tat  selbst  in  einem  innem,  nicht  nur  äussern,  Zu- 
sannnenhang  mit  einem  i)olitischen  Vergehen  stehen. 

Die  Tötung  wurde  allerdings  verübt  beim  Aufstande,  unmittelbar 
nachdem  das  eiserne  (-ritter  am  Regierungsgebäude  eingeschlagen  worden. 
Aber  es  sind  keine  Anhaltspunkte  vorhanden,  gestützt  auf  welche  der 
Tat  ein  politischer  Charakter  beigelegt  werden  kann.  Irgend  ein  poli- 
tischer Zweck,  ein  pohtisches  Motiv,  liegt  der  Ilandhmg  nicht  zu  Grunde; 
es  bestand  keine  Veranlassung,  von  der  Waffe  Gebrauch  zu  machen, 
die  Tat  wurde  nicht  etwa  im  Kampfe  oder  in  der  Notwehr  begangen. 

Nach  der  Darstellung  der  Aufständischen  war  ihre  Absicht,  wenn 
immer  möglich,  kein  Blut  zu  vergiessen.  Dass  es  ihnen  damit  ernst 
war,  geht  daraus  heiTor,  dass  sie  Pei*sonen  der  Regierungspartei  zu 
Gefangenen  machten  und  dieselben  bei  der  Einnahme  des  Regierungs- 
gebäudes als  Schutzwall  vor  sich  hinstellten,  um  so  die  Gegner  im 
Tunern  des  Gebäudes  zu  hindern,   auf  die  Eindringenden  zu  schiessen. 
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Irgendwelcher  Widerstand  fand  nach  dem  Einschlagen  des  eiser- 
nen Tores  überhaupt  nicht  statt;  als  Staatsrat  war  der  Getötete 
von  der  Partei  der  Aufständischen  geachtet,  wenigstens  nicht  ange- 
fochten ;  niemand  verlangte  dessen  Beseitigung.  So  bleibt  nichts  anderes 
übrig,  als  die  Annahme,  dass  die  Tat  ein  Akt  persönlicher  Rache  ge- 
wesen oder  da.ss  das  Motiv  in  gewöhnlicher  Mordlust  zu  suchen  ist.  Im 
einen  w^ie  im  andern  Falle  liegt  ein  gemeines  Verbrechen  vor,  und  der 
Umstand,  dass  es  bei  Anlass  eines  Aufnihrs  verübt  wurde,  ändert  den 
t-harakter  der  Tat  in  keiner  Weise  und  macht  sie  nicht  zu  einem  j)oli- 
tischen  Vergehen. 

Der  BR  entsprach  den  3.  Okt.  diesem  Begehren  der  Bundes- 
finwaltschaft  und  lud  das  Schweiz.  (Jenendkonsulat  in  London  ein,  ge- 
stützt auf  Art.  2  Ziff.  1  des  Auslieferungsvertrages  vom  2(>.  Nov.  188(), 
l)ei  der  englischen  Regierung  die  Verhaftung  und  Auslieferung  des 
Mamiorarbeitei*s  Angelo  Castioni  von  Stabio  zu  verlangen. 

Castioni  wurde  in  London  verhaftet.  Zu  der  gerichtlichen 
Verhandlung  niussten  Zeugen  aus  der  Schweiz  nacli  London  reis(»n. 
zur  Feststellung  der  Identität  und  zur  Bekräftigung  der  von  ihnen 
vor  dem  eidg.  Untersuchungsrichter  geniacliten  Angaben. 

Der  Ricliter  von  Bow  Street  entschied  in  der  Verhandlung 
vom  24:.  Okt..  die  Auslieferung  sei  zu  bewilligen;  er  nahm  an.  dass  die 
gegen  Castioni  vorgebrachten  Verdaclitsgründe  zu  diesem  Zwecke 
genügen,  und  dass  das  Vergehen,  wenn  auch  während  eines  poli- 
tischen Aufstandes  verübt,  doch  nicht  als  ein  politisches  im  Sinne* 
des  Auslieferungsvertrages  l)etrachtet  werden  könne. 

Castioni  legte  gegen  dieses  Urteil  Berufung  ein,  indem  er  bei 
der  Queen's  Bench  um  eine  Verfügung  auf  „habeas  corpus*^  einkam. 
Dieser  Gerichtshof  sprach  sich  am  11.  Nov.  einnn'itig  gegen  die  Aus- 
lieferung aus,  von  der  Ansicht  ausgehend,  dass  das  Vergehen  einen 
politischen  Charakter  habe.  Vgl.  Erste  Autlage  III,  Nr.  1212« 

Mit  Eingabe  vom  11.  Dez.  an  die  Anklagekannner  des  Schweiz. 
BGerichts  erhob  der  Generalanw^alt  Sclierb  Anklage  gegen: 

1.  Simen,  Rinaldo,  des  Rocco,  von  Belhnzcma.  wohnhaft  in 
Minusio  bei  Locarno,  41  Jahre  alt,  Publizist, 

2.  Bruni,  Germano,  des  Ernesto,  von  und  in  Bellinzona. 
40  Jahre  alt,  Advokat, 

8.  Dr.  Romeo  Manzoni,  des  Alessandro,  vcm  Arogno,  wohn- 
haft in  Maroggia,  42  Jahre  alt,  Eigentümer  und  Direktor  (U^s 
internationalen  Instituts  in  Mai'oggia, 
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4.  Brenn o  Bertoni,  des  Ambrogio,  von  Lottigna,  wohnhaft  in 
Bellinzona,  30  Jahre  alt,  Advokat,  Redaktor  des  Zeitungs- 
blattes La  Rifonna, 

5.  Curzio  Ciirti,  des  Giuseppe,  von  Cureglia,  wohnhaft  in 
Bellinzona,  43  Jahi'e  alt,  Advokat  und  Notar, 

{^.  Castioni,  Angelo,  des  Giuseppe,  von  Stabio,  wohnhaft 
in  London,  gel)oren  den  21.  Mai  1834,  Marniorarbeiter, 

7.  Holtmann,  Francesco,   des  Roberto,   von  Viganello,  wohn- 

haft in  Lugano,  27  Jahre  alt,  Kaufmann, 

8.  Soldini,  Antonio,  des  Francesco,  von  Chiasso,  wohnhaft  in 
Mailand,  via  Solferino  Nr.  20,  36  Jahre  alt,  Bildhauer, 

1).  Ronchetti,  Pierre,  des  Battista,  von  Lugano,  wohnhaft  in 
Bissone,  Eisenbahnl)auunternelnner,  56  Jalu-e  alt, 

10.  Rusconi,  Giuseppe,  des  Filippo,  von  Bellinzona,  wohnhaft 
in  Giubiaseo,  43  Jahre  alt,  Kaufm«ann,  Major  des  Landwehr- 
bataillons Ni\  95, 

11.  Moretti,  Carlo,  des  Luigi,  von  St<abio,  wohnhaft  in  Giu- 
biaseo, 37  Jahre  alt,  Post-  und  Telegraphenangestellter, 

12.  Elia  Colombi,  des  Carlo,  von  und  in  Bellinzona,  34  Jahre 
alt,  Kaufmann, 

13.  Odoni,  Antonio,  des  Andrea,  von  Bellinzona,  wohnhaft  in 
Daro,  34  Jahre  alt,  Billeteur  der  Gotthardbahngesellschaft, 

14.  Camuzzi,  Demetrio,  des  Agostino,  von  und  in  Montagnola, 
32  Jahre  alt.  Architekt, 

15.  Dario,  Delmonico,  des  Giuseppe,  vcm  und  in  Sessa,  26  Jahre 
alt,  Advokat  inid  Notar, 

16.  Buzzi,  Eniilio,  des  (Jiovanni  Battista,  von  und  in  Lugano, 
34  Jahre  alt,  Postkonnnis, 

17.  Berra,  Edoardo,  des  Giacomo,  von  und  in  Certenago,  Ge- 
meinde Montagnola,  37  Jahre  alt,  Architekt, 

18.  Imperatori,  Natale,  des  Agostino,  von  und  in  Lugano, 
60  Jahre  alt,  Kaufmann, 

19.  Crescionini,  Leopold o,  des  Nicola,  v(m  Magliaso,  wohn- 
haft in  Lugano,  28  Jahre  alt,  Kaufmann, 

20.  Bariffi,  Francesco,  des  Giuseppe,  von  und  in  Lugano, 
45  Jahre  alt,  Schuinnacher. 

21.  Brientini,  C.  Buchhändler  und  Budidrucker  in  Lugano, 
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l)etreffend 

Teilnahme  an  einem  Unternehmen,  welches  die  gewaltsame  Ver- 
treibung oder  Auflösung  der  Regierung  des  Kantons  Tessin 
zum  Zwecke  hatte, 

sowie  gegen 

Castioni,  Angelo,  von  Stabio  (Nr.  (>  oben)  überdies  wegen  ab- 
sichtlicher Tötung  des  Staatsrates  Luigi  Rossi. 

Die  Anträge  des  Generalanwaltes  lauten: 

I.  Seien  folgende  Personen  in  den  Anklagezustand  zu  versetzen 
und  an  die  eidg.  Assisen  zu  überweisen: 

'f.  Die  oben  unter  1  bis  21  erwähnten  Angeschuldigten  —  niemand 
verhaftet  —  indem  dieselben  am  11.  Sept.  1890  mit  rechts- 
widrigem Vorsatz  an  einem  Unternehmen  Teil  genommen,  welches 
die  gewaltsame  Vertreibung  oder  Auflösung  der  Regierung  des 
Kantons  Tessin  zum  Zwecke  hatte  (Art.  36  der  BStrafrechtspflege, 
Art.  11,  45,  52  und  73,  litt,  d,  des  BStraf rechts) ; 

b.  Angelo  Castioni  von  Stabio,  wohnhaft  in  London,  indem  derselbe 
bei  dem  Aufstande  vom  11.  Sept.  in  Bellinzona,  nachdem  das 
eiserne  Tor  des  «Palazzo  govemativo»  erbrochen  war,  im  Innern 
dieses  Gebäudes  den  Staatsrat^Luigi  Rossi  mittelst  eines  Revolver- 
schusses absichtUch  tötete  (Art.  51  und  76  des  BStrafrechts. 
Art.  287  imd  288  des  Codice  penale  per  il  Cantone  del  Ticino); 
n.  Sei  gegen  Angelo  Castioni  das  Kontumazialverfahren  einzu- 
leiten (Art.  130  ff.  der  BStrafrechtspflege). 

Die  Anklagekannner  des  Schweiz.  BGeiichts  beschloss  den 
<).  April  1891: 

1.  Die  unter  1 — 21  erwälniten  Angeschuldigten  werden  wegen 
am  11.  Sept.  1890  mit  rechtswidrigem  Vorsatze  erfolgter  Teil- 
nahme an  einem  Unternehmen,  welches  die  gewaltsame  Vertreibung 
oder  Auflösung  der  Regierung  des  Kantons  Tessin  zum  Zwecke 
hatte  (Art.  3(>  der  BStrafrechtspflege,  Art.  11,  45,  52  und  73, 
litt,  d,  des  BStrafi'echts),  in  Anklagezustand  versetzt  und  den  eidg. 
Assisen  überwiesen ; 

2.  Angelo  Castioni,  des  Giuseppe,  von  Stabio,  geboren  den 
31.  Mai  1834,  Marmorarbeiter,  wohnhaft  in  London,  wird  iil)erdies 
in  Anklagezustand  versetzt  und  den  eidg.  Assisen  überwiesen,  wegen 
absichtlicher  Tötung  des  Staatsrates  Luigi  Rossi,  verübt  bei  dc^u 
Aufstande  in  Bellinzona  vom  11.  Sept.  18iK)  durch  einen  nach  Er- 
l)rechung  des  eisernen  Tores  des  «Palazzo   governativo»  im  Innern 
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dieses  Gebäudes  abgegebenen  Revolverschuss  (Art.  51  und  7()  des 
BStrafrechts,  Art.  287  und  288  des  tessinischen  Strafgesetzbuches); 
3.  Angelo  Castioni  ist  durch  Ediktalladung  öffentlich  aufzu- 
fordern, sich  bis  zum  1.  Mai  nächstkünftig  bei  der  Anklagekanuuer 
des  Schweiz.  BGerichtes  im  Bundesgerichtsgebäude  in  Lausanne  zu 
stellen,  widiigenfalls  gegen  ihn  nach  Massgabe  der  Art.  130  u.  ff. 
der  BStrafrechtspflege  in  (»ontumaciam  verfahren  würde. 

XII. 

Die  erste  am  27.  Sept.  abgehaltene  Verständigimgskonferenz 
konnte  zunächst  keine  Residtate  liefern;  vgl.  olx^n  S.  115.  Am 
Schluss  derselben  empfahl  die  Abordnung  des  BR  den  Vertrc^tern 
der  beiden  Parteien  lebhaft  vereint  dahin  zu  wirken,  dass  die 
Presse  auf  beiden  Seiten  ihre  äusserst  heftige  Sprache  ändere, 
welche  als  eines  der  hauptsächlichen  Hindernisse  der  Versöhnung 
erscheine.  Diese  Empfehhmg  hat  nicht  viel  gefruchtet.  Es  wurde 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  F'ührer  keinen  grossen 
Einfluss  auf  die  Presse  ausüben  köimen,  da  dieselbe  in  selbst- 
ständigen Händen  sei.  Dem  gegenüber  wm*de  betont:  Zugegeben 
auch,  dass  die  Presse  von  Komites  oder  ]-*ersonen  geleitet  sei,  die 
zu  den  extremen  Elementen  der  beiden  Parteien  zählen,  so  ist 
doch  gewiss,  dass  eine  entschiedene  und  öffentliche  Missbilligung 
seitens  der  Führer  der  Rechten  und  der  Linken  eine  Mässigung  der 
Sprache  der  Zeitungen  bewirken  würde. 

Die  zweite  K(mferenz  wurde  sofort  nach  der  Wiedereinsetzung 
der  am  11.  Sept.  gestürzten  Regierung  auf  den  1(1  Okt.  nach  Bern 
einberufen,  miter  dem  Vorsitz  der  näiidichen  Abordnung  des  BR; 
Ruchonnet,  Di'oz  und  Hanuner,  denen  der  eidg.  Justizsekretär  Dr. 
Leo  Weber  beigesellt  war.  Anwesend  waren:  von  liberaler  Seite 
die  nämlichen  Herren,  wie  l)ei  der  frühem  Konferenz,  ausser  dem 
entschiddigten  Cattaneo,  wogegen  Gabuzzi,  das  erste  Mal  verhindert, 
diesmal  der  Sitzung  beiwohnte;  von  konservativer  Seite  die  Ständeräte 
Balliund  Soldati,  die  Nationah-äte  Bonzanigo,  Dazzoni  und  Pedrazzini, 
die  Advokaten  Magatti,  Fraschina  imd  Volonterio:  Scazziga  liess 
sich  entschuldigen;  Respini,  gleichfalls  eingeladen,  hatte»  wiederum 
abgelehnt,  von  der  Ansicht  ausgehend,  dass  der  zur  Herbeiführung 
einer  Verständigung  gewählte  Weg  nicht  der  richtige  und  der 
Zeitpunkt  hiefür  nicht  geeignet  sei. 

Die  konservative  Abordnung  machte  gleich  zu  Beginn,  dmch 
Ständerat  Soldati,  wieder  einen  grundsätzlichen  Vorbehalt.  Ihrer  Aus- 
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sage  nach  konnte  das  vom  eidg.  Kommissär  verkündete  Resultat 
der  Abstimmung  vom  5.  Okt.  nicht  als  endgiltig  angesehen  werden, 
da  es  voraussichtlich  den  Gegenstand  eines  Rekurses  bilden  werde. 
Bei  dieser  Sachlage  müsse  man  sich  ausschhesslich  auf  den  Boden 
der  gegenwärtigen  Verfassung  stellen,  wenn  anzubahnende  Reformen 
zur  Sprache  konnnen  sollen.  Nun  widerspreche  aber  das  Riformino, 
das  Verfassungsdekret  vom  8.  Jan.  1880,  das  die  Grundlage  der 
Volksvertretung  im  Grossen  Rate  festsetzt  (kantonale  Volkszählung; 
Mindestzahl  der  Wahlki-eise  =  17),  der  BV  keineswegs.  Es  können 
daher  die  nötig  erachteten  Reformen  nur  auf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebung eingeführt  werden.  Mit  diesem  Vorbehalte  wollten  die 
Vertreter  der  konservativen  Partei  auf  die  Unterhandlungen  ein- 
treten. 

Die  Liberalen  stellten  sich  dagegen  auf  den  Boden  der  Ab- 
stimnmng  vom  5.  Okt.;  sie  verlangten  vorerst  Revision  des  Ri- 
formino. 

Es  mussten  daher  vor  allem  diese  Ursache  des  Auseinander- 
gehens beseitigt  und  die  beiden  Parteien  auf  einem  gemeinsamen 
Boden  vereinigt  werden,  was  nur  durch  einen  Beschl.  des  BR  über 
den  angekündigten  Rekurs  gegen  die  Proklamation  des  Abstim- 
mungsergebnisses vom  5.  Okt.  geschehen  konnte.  Demzufolge  ver- 
einbarte die  Abordnung  des  BR  folgende  Erklärung,  die  am  Schluss 
der  Konferenz  vorgelesen  wurde: 

Die  bundesrätliche  Abordmmg  glaubt  die  in  der  Konferenz 
ausgetauschten  Erklärungen  in  folgender  Weise  zusammenfassen  zu 
können : 

Die  Vertreter  der  liberalen  Partei  verlangen: 

1.  die  Abänderung  des  Wahlsystems  im  Sinne  der  Rückkehr  zimi 
Kompromiss  von  1876; 

2.  eine  Vertretung  von  3  Mitgliedern  in  der  Regierung  oder  von 
wenigstens  2  Mitgliedern,  wenn  das  fünfte  infolge  gegenseitigen 
Ü^bereinkommens  gewählt  wird; 

3.  die  Hälfte  der  nationalrätlichen  Abordnung;  • 

4.  die  Hälfte  der  Mitglieder  der  Steuerkommission. 

Die  Vertreter  der  konservativen  Partei  haben  geantw^ortet: 
Auf  Punkt  1 : 

Dass  sie  die  Notwendigkeit  oder  Begründetheit  einer  Ver- 
fassungsrevision nicht  zugeben  können,  aber  geneigt  seien,  unverzüg- 
lich die  Wahlgesetzgebung  im  Sinne   einer  teilweisen  Abänderung  der 
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Wahlkreise,    sowie   der  Einführung  der   beschränkten  Stimmabgabe  zu 
revidieren. 

Auf  die  andern  Punkte: 

Dass  sie  zur  Verständigung  geneigt  seien,  unter  der  Bedingung, 
dass  zunächst  über  Punkt  1  eine  Übereinstimmung  erzielt  werde. 

Die  bundesrätUche  Abordnung  findet  nach  Prüfung  der  Lage, 
dass  es  sehr  bedauerhch  sowohl  für  den  Tessin,  als  für  die  übrige 
Schweiz  wäre,  wenn  sie  feststellen  müsste,  dass  eine  Verständigung 
nicht  habe  stattfinden  können.  Es  würde  der  Abordnimg  widerstreben, 
dem  BR  einen  solchen  Bericht  abgeben  zu  müssen,  weil  dieser 
dann  verpflichtet  wäre,  die  Massnahmen  zu  ergreifen,  welche  er  für 
den  Fall  eines  Scheiterns  der  heutigen  Konferenz  vorgesehen  hat. 

Die  Abordnung  glaubt,  dass  diese  bedauerUche  Eventuahtät  ver- 
mieden werden  könne,  wenn  die  Vertreter  der  konservativen  Partei 
zunächst  die  von  ihnen  mit  Bezug  auf  die  Annahme  der  Punkte  2,  3 
und  4  der  liberalen  Forderungen  gestellte  Bedingung  fallen  lassen.  Es 
ist  gar  kein  innerer  Zusammenhang  zwischen  diesen  Punkten  und  dem 
ersten  Punkt  vorhanden,  und  die  Bilhgkeit  verlangt-,  dass  derjenigen 
Partei,  welche  am  5.  Okt.  die  Melirheit  gehabt  hat,  ihr  Teil  an  der 
Verwaltimg  des  Landes  und  an  der  Vertretung  im  Nationalrate  ein- 
geräumt werde.  Es  ist  um  so  gerechtfertigter,  diese  Frage  von  der- 
jenigen betr.  das  Wahlsystem  zu  trennen,  weil  die  Lösung  der 
letztem  nicht  von  dem  Willen  einer  Partei  allein  abhängt,  sondern  den 
durch  die  BV  gewährleisteten  demokratischen  Grundsätzen  gemäss  her- 
beigeführt werden  rauss. 

Die  BBehörden  haben  nicht  die  Absicht,  sich  mehr  als  durchaus 
notwendig  in  Eure  Wahleinrichtungen  zu  mischen.  Wii*  wünschen, 
dass  Ihr  dieselben  selbst  umgestaltet  in  einem  Sinne,  welcher  zugleich 
Euren  besondem  Anschammgen  auf  diesem  Gebiete  und  den  Anforde- 
rungen einer  dauernden  imd  gerechten  verfassimgsmässigen  Ordnung 
entspricht.  Unserer  Ansicht  nach  sind  diese  Anforderungen  für  Euch 
folgende : 

Ihr  müsst  mit  Bezug  auf  die  Volkszälilung  eine  feste  Grundlage 
aufstellen,  welche  nicht  zu  einem  gefährlichen  Werkzeug  in  den 
Händen  der  Parteien  werden  kann. 

Ihr  müsst  in  billiger  Weise  die  Wahlkreise  einrichten  und  sie  wo 
möghch  in  Eurer  Verfassung  feststellen,  damit  sie  nicht  in  Willkür- 
hcher  Weise  abgeändei-t  w^erden  können. 

Ihr  müsst  eine  Wahlgesetzgebung  schaffen,  welche  auf  bestimmte 
Weise  den  Wohnsitzbegriff  feststellt;  derselbe  sollte  auch  in  die 
Verfassung  aufgenommen  werden. 

Ihr  müsst  unparteiische  Behörden  einsetzen,  welche  über  das 
Stimmrecht  entscheiden. 
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Wir  wollen  hier  nicht  bestimmen,  wie  diese  verschiedenen  Punkte 
am  besten  zu  regeln  seien;  es  ist  an  Euch,  dies  zu  versuchen.  Gegen 
die  Einführung  der  limitierten  Stimmabgabe  oder  irgend  eines  andern, 
die  gerechte  Vertretung  der  Parteien  gewährleistenden  Systems  haben 
wir  nichts  einzuwenden,  wenn  nur  der  Zweck  wirklich  und  rasch  er- 
reicht wird. 

Gerne  hätten  wir  gesehen,  dass  Ihr  frisch  an  diese  Fragen  heran- 
getreten und  durch  unsere  Vermittlung  zu  einer  Verständigung  gelangt 
wäret,  wenn  auch  nicht  für  alle  Zukunft,  so  doch  für  die  allfälligen 
Wahlen  in  den  Verfassungsrat.  Wenn  wir  heute  nicht  darauf  beharren, 
so  geschieht  es,  weil  die  Vertreter  der  konservativen  Partei  einen  Re- 
kurs gegen  die  Verkündigung  der  Abstimmungsresultate  vom  5.  Okt. 
angemeldet  haben,  der  bezweckt,  darzutun,  dass  das  Revisionsbegehren 
nicht  angenommen  worden  sei.  Wir  wollen  zunächst  dem  BR  Zeit 
lassen,  diesen  Rekurs  zu  prüfen  und  zu  erledigen.  Aber  wie  auch  der 
bald  erfolgende  Entscheid  der  Behörde  ausfallen  mag  (vgl.  oben  S.  131), 
so  ist  doch  die  Verbesserung  Eurer  Wahleinrichtungen  nicht  weniger 
dringend,  und  wir  werden  jedenfalls  dann  sofort  diese  Frage  wieder 
an  die  Hand  nehmen,  gemäss  dem  von  der  BVers.  uns  erteilten  Auftrage 
und  unsem  schon  abgegebenen  Erklärungen. 

Für  die  nächste  Zeit  erwarten  wir  mit  aller  Zuversicht,  dass  Uir 
sofort  Euem  Grossen  Rat  zusammenberufen  und  Euch  dahin  verstän- 
digen werdet,  eine  gemischte  Regierung  und  eine  aus  Konservativen 
und  Liberalen  in  gleicher  Anzahl  bestehende  Steuerkommission  zu  er- 
nennen. 

Es  ist  dies  ein  erstes  und  ernsthaftes  Pfand  der  Versöhnung, 
welches  die  Schweiz  von  Euch  erwartet. 

Wir  würden  auch  gerne  sehen,  wenn  Ihr  Euch  mit  Bezug  auf  die 
Nationalratswahlen  einigen  könntet. 

Auf  den  31.  Oktober  wurde  der  Tessiner  Grosse  Rat  zu 
einer  ausserordentlichen  Sitzung  einberufen  mit  folgender  Tages- 
ordnung: Mitteilungen  über  die  Versöhnungsversuche  in  Bern;  Wahl 
der  Regierung. 

Die  Demisvsion  des  Staatsratspräsidenten  Respini  als  Staats- 
rat wurde  in  dieser,  die  dos  Vizepräsidenten  Agostino  Bonzanigo 
erst  in  einer  spätem  Sitzung  eingereicht. 

Ständerat  Soldati  brachte  zwei  Anträge  ein,  folgende  Punkte 
umfassend:  1.  das  Begehren,  der  Staatsrat  möge  einen  Ges.-Entw. 
ausai'beiten  behufs  genauer  Bestimmung  der  einer  kant.  Volks- 
zählung zu  Grunde  zu  legenden  Prinzipien;  2.  das  Begehren  um 
Ausarbeitung   eines    Ges.-Entw.   betr.    die  Aufstellung   der  Stimm- 
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register;  3.  einen  aus  persönlicher  Initiative  von  ihm  verfassten 
Ges,-Entw.  für  Einführung  der  beschränkten  Stimmabgabe  (des  limi- 
tierten Votums).     Die  Anträge  lauten  wörtlich: 

I. 

Im  Hinblick  auf  Art.  1  des  Ges.  vom  24.  Nov.  1886  betr.  die 
Wiedervomahme  der  kant.  Volkszählung; 

im  Hinblick  auf  Art.  73  des  Gemeindeorganisationsges.  betr.  die 
jährliche  Emeuerimg  der  Stimmregister; 

in  Erwägung,  dass  es  dringend  notwendig  ist,  für  allgemeine  und 
gleichmässige  Anwendung  des  Grundsatzes  zu  sorgen,  dass  die  im  Aus- 
lande niedergelassenen  Tessiner  von  der  Zahl  der  Bevölkerung,  welche 
als  Grundlage  für  die  Festsetzung  der  Volksvertretung  dient,  sowie  von 
den  Stimmregistem  ausgeschlossen  werden; 

wird  beantragt: 

Der  Stiiatsrat  wird  eingeladen,  dem  Grossen  Rat  in  seiner  nächsten 
Sitzung  vorzulegen: 

1.  einen  Ges.-Entw.  zur  Aufstellung  eines  sichern  imd  festen  Grund- 
satzes, gemäss  welchem  diejenigen  Tessiner,  die  ihren  hauptsächlichen 
und  ständigen  Wohnsitz  im  Auslande  haben,  von  der  kant.  Volks- 
zälilung  ausgeschlossen  werden; 

2.  einen  Ges.-Entw.  über  die  Anlage  der  Stimmregister  für  kom- 
munale, kantonale  und  eidgenössische  Angelegenheiten,  mit  genauen 
Bestimmungen  behufs  richtiger  und  unparteiischer  Durchführung  des 
Giimdsatzes  der  Ausschliessung  aller  im  Ausland  oder  in  andern 
Schweizerkantonen  niedergelassenen  Tessiner. 

II. 

Bezugnehmend  auf  die  Erklänmgen,  welche  an  der  unterm  16.  Okt. 
in  Bern  unter  der  Leitimg  des  BR  abgehaltenen  Konferenz  abgegeben 
wurden ; 

in  der  Absicht,  zu  einer  richtigen  Vertretung  der  Pai'teien  im 
Grossen  Rate  und  eventuell  im  Verfassungsrate  zu  gelangen; 

wird  beantragt: 

Die  gegenwärtig  in  Kraft  bestehenden  Wahlgesetze  sind  wie  folgt 
abzuändern : 

Art.  1.  Die  allgemeinen  Wahlen  der  Abgeordneten  in  den  Grossen 
Rat  finden  auf  Grund  des  Systems  des  limitierten  Votums  nach  folgenden 
Ginmdsätzen  statt: 

In  den  Kreisen,  welche  5  oder  mehr  Vertreter  zu  wählen  haben, 
kann  jeder  Wähler  für  so  viele  Kandidaten  stimmen,  als  die  Zahl  der 
Abgeordneten  beträgt,  weniger  einen. 
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In  den  Kreisen,  welche  6  Abgeordnete  oder  mehr  zu  wählen  haben, 
kann  jeder  Wähler  für  so  viele  Kandidaten  stimmen,  als  die  Zalil  der 
Abgeordneten  beträgt,  weniger  zwei. 

Art.  2.  Stimmzettel,  w^elche  mehr  Namen  enthalten,  als  der  Wähler 
mit  seiner  Stimme  zu  bedenken  berechtigt  ist,  sind  ungiltig. 

Art.  3.  Bei  den  Abstimmungen  mit  limitiertem  Votum  findet  das 
relative  Mehr  Anwendung.  Kein  Kandidat  kann  als  gewählt  erklärt 
werden,  der  nicht  wenigstens  den  dritten  Teil  der  Stimmen  aller  an  der 
Abstimmung  teilnehmenden  Bürger  auf  sich  vereinigt  hat. 

Tritt  der  Fall  ein,  dass  mehrere  Kandidaten,  welche  die  relative 
Mehrheit  erreicht  haben,  gleich  viel  Stimmen  auf  sich  vereinigen,  ihre 
Zahl  aber  diejenige  der  noch  zu  wählenden  Abgeordneten  übersteigt, 
so  w^rd  die  Wahl  unter  ihnen  durch  das  Los  entschieden. 

Die  Auslosung  wird  von  dem  Bureau  des  Grossen  Rates  bei  An- 
lass  der  Wahlaktenprüfung  vorgenommen. 

Übergangsbestimmungen. 

1.  Alle  mit  gegenwärtigen  Bestimmungen  im  Widerspruche  stehen- 
den Vorschriften  sind  aufgehoben. 

2.  Der  Staatsrat  wird  beauftragt,  unter  Beobachtung  der  Refe- 
rendumsfrist, die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und 
den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

Diese  Anti'äge  wurden  vom  Grossen  Rate  erheblich  erklärt 
und  einer  Kommission  zur  Prüfung  überwiesen;  dieselbe  wurde  zu- 
sammengesetzt aus  9  Mitgliedern,  5  Konservativen  und  4  Liberalen. 
Dagegen  erfolgte  die  Ergänzungswahl  in  den  Staatsrat  in  dieser 
Sitzung  nicht.  Der  Grosse  Rat  vertagte  sich  vielmehr  auf  den  Vor- 
schlag Volonterios  auf  den  6.  Nov.,  um  der  soeben  ernannten  Kom- 
mission Zeit  zur  Vorbereitung  ihres  Berichtes  zu  geben. 

Li  der  Zwischenzeit  pflegte  die  liberale  Minderheit  des  Grossen 
Rates  Beratung  darüber,  welchen  Standpunkt  sie  gegenüber  den 
Anträgen  Soldati  einzunehmen  habe.  Aus  dem  Beschl.  des  BR  vom 
28.  Okt.,  betr.  die  Volksabstimmung  vom  5.  Okt.  über  die  Frage 
einer  Partialrevision  der  KVerf.,  glaubte  sie  den  Schluss  ziehen  zu 
sollen,  dass,  da  das  Volk  die  Revision  beschlossen  habe,  der  Grosse 
Rat  keine  Kompetenz  mehr  besitze,  sich  mit  der  Wahlreform  zu 
befassen,  und  dies  um  so  weniger,  als  nach  ihrer  Auffassung  der- 
selbe am  3.  März  1889  auf  einer  durchaus  fehlerhaften  und  ver- 
fassungswidrigen Grundlage  gewählt  worden  sei.  Sie  beschloss 
demgemäss,  an  den  Beratungen  über  die  Anträge  Soldati  nicht 
teilzunehmen,  wohl  dagegen  an  der  Wahl  einer  gemischten  Regierung; 
sie   motivierte   diese   ihre  Enthaltung   in   einer  Erklärung,    die   sie 
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beim  Beginn   der  Sitzung   vom  6.  Nov.  verlesen  liess,    um  hierauf 
sofort  den  Saal  zu  verlassen;  diese  Erklärung  lautete: 

1.  Das  tessinische  Volk  hat  unterm  5.  Okt.  abhin  ein  Begehren 
um  partielle  Verfassungsrevision  angenommen,  in  dem  Sinne  unter  an- 
derm,  dass  für  die  Wahl  des  Grossen  Rates  das  Verfassungsdekret  vom 
8.  Jan.  1880  abgeschaift  und  zu  dem  durch  das  Dekret  vom  24.  Nov. 
1876  festgesetzten  System  zurückgekehrt  werde,  wonach  als  Wahlbezirke 
die  alten  Kreise  wieder  einzuführen  sind  und  als  Grundlage  der  Ver- 
tretung die  eidg.  Volkszählung  anzunehmen  ist.  Zu  gleicher  Zeit  über- 
trug das  Volk  einem  Verfassungsrate  den  Auftrag,  den  Verfassungs- 
entwurf auszuarbeiten,  während  der  Vorschlag,  den  gegenwärtigen  Grossen 
Rat  mit  dieser  Aufgabe  zu  betrauen,  fast  einstimmig  abgelehnt  wurde. 

2.  Man  hält  uns  entgegen,  dass  der  Verfassungsrat  nach  den 
gleichen  Grundsätzen  ernannt  werden  müsse,  w^elche  bei  den  Grossrats- 
wahlen zur  Anwendung  kommen.  Aber  gegen  die  Verfassungsmässig- 
keit des  durch  das  Dekret  vom  8.  Jan.  1880  geschaffenen  Wahlsystems  ist 
bei  der  BVers.  ein  Rekurs  anhängig.  Abgesehen  davon  ist  jetzt  jeder- 
mann überzeugt,  dass  es  unmöglich  w^äre,  noch  einmal  Bestimmungen 
anzuwenden,  welche  am  3.  März  1889  das  Resultat  ergaben,  dass 
die  konservative  Partei  mit  einer  Mehrheit  von  wenig  mehr  als' 600 
Stimmen  bei  25,000  Wählern  über  zw^ei  Drittel  der  Vertreter  erhielt, 
während  die  liberale  Minderheit  sich  mit  weniger  als  einem  Drittel  be- 
gnügen musste.  Wenn  der  Verfassungsrat  nach  dem  gleichen  System 
gewählt  werden  sollte,  so  würde  nach  sehr  genauen  Berechnungen  die 
revisionistische  Mehrheit,  gemäss  den  Ergebnissen  der  Abstimmung  vom 
5.  Oktober,  im  Verfassungsrate  39  Abgeordnete  haben,  während  die  der 
Revision  feindliche  Minderheit  73  erhielte.  Eine  so  beschaffene  W^ahl- 
ordnung,  welche  künstlich  einer  Partei,  die  um  Hunderte  von  Stimmen 
im  Volke  in  Minderheit  sein  könnte,  in  der  Versammlung  der  Volks- 
vertreter die  Mehrheit  sichert,  führt,  zu  einer  offenbaren  Verletzung  der 
demokratischen  Gnmdsätze,  auf  denen  das  Verfassungsrecht  der  Schweiz. 
Eidgenossenschaft  beruht. 

3.  Die  BBehörde  hat  in  die  Tessiner  Angelegenheiten  eingreifen 
müssen  infolge  der  gerade  aus  dem  geschilderten  Wahlsystem  hervor- 
gegangenen  Unnihen  und  der  zu  dessen  Änderung  gemachten  Anstren- 
gungen. Die  BBehörde,  welche  die  Verfassungen  der  Kantone  gewähr- 
leistet, sofern  dieselben  den  Gnmdsätzen  der  BV  entsprechen,  d.  h.  die 
Ausübung  der  politischen  Rechte  und  folglich  die  Volkssouveränetät 
nach  republikanischen,  repräsentativen  oder  demokratischen.  Formen 
sichern,  und  welche  zu  gleicher  Zeit  die  oberste  Aufsichtsbehörde  für 
Ruhe  und  Ordnung  im  Lande  ist,  hat  erklärt,  dass  sie  ihre  Hand  nicht 
vom  Tessin  zinnickziehen  werde,  bis  durch  zweckmässige  Reformen  auf 
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dem  Gebiete  der  Wahlgesetzgebung  die  Grundlagen  der  Demokratie 
sichergestellt  und  so  die  Ursachen  neuer  Unruhen  beseitigt  seien. 

Dieses  feierliche  Versprechen  der  BBehörde  war  eine  Frucht  der 
Diskussion  in  der  BVers.  über  das  Verfahren  des  BR  betr.  die  bewaff- 
nete Intervention  infolge  der  Ereignisse  vom  11.  September  abhin,  und 
dasselbe  wurde  wiederholt  in  dem  Beschluss  des  BR,  welcher  die  durch 
den  Aufstand  gestürzte  Regierung  wieder  einsetzte,  sowie  in  dem  vom 
eidg.  Kommissär  Herrn  Oberst  Künzh  an  das  tessinische  Volk  erlassenen 
Aufruf. 

In  der  letzten  zu  Bern  von  den  Vertretern  beider  Parteien  ab- 
gehaltenen Konferenz  ferner  hat  die  Abordnung  des  BR  nach  Anhörung 
der  Begehren  beider  Parteien,  und  indem  sie  den  Mangel  an  Überein- 
stimmung mit  Bezug  auf  die  Abänderung  der  Wahlgesetze  feststellte, 
als  Hauptpunkte  der  Reform  folgende  angedeutet: 

a.  Eine  sichere  Grundlage  für  die  Volkszählung,  welche  nicht  zu 
einem  gefährUchen  Werkzeug  in  den  Händen  der  Parteien  wer- 
den kann. 

b.  In  billiger  Weise  gebildete  Wahlkreise,  welche  in  die  Verfassung 
aufgenommen  werden,  um  sie  so  willkürlichen  Änderungen  durch 
die  Parteien  zu  entziehen. 

c.  Ein  Stimmrecht,  welches  in  klarer  und  bestimmter  Weise  den 
Wohnsitzbegriff  feststellt;  derselbe  sollte  auch  in  die  Verfassung 
aufgenommen  werden. 

d.  Unparteiische  Behörden  zur  Entscheidung  über  das  Stimmrecht. 

Indem  die  bundesrätüche  Abordnung  diese  Verbesserungsvorschläge 
aufstellte,  bewies  sie  deutlich,  dass  sie  die  Einführung  der  limitierten 
Stinunabgabe,  welche  an  der  Konferenz  von  Soldati  im  Namen  seiner 
Kollegen  von  der  konservativen  Partei  vorgeschlagen  worden  war,  nicht 
als  eine  genügende  Massregel  betrachtet,  um  auch  nur  provisorisch  die 
Grundübel  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  zu  beseitigen. 

Da  hierauf  der  BR  die  gegen  die  Volksabstimmung  vom  5.  Okt. 
eingereichten  Rekurse  abgewiesen  und  auf  diese  Weise  die  Giltigkeit 
jener  Abstimmung  anerkannt  hat,  kann  kein  Zweifel  darüber  aufkommen, 
dass  auch  nach  der  Meinung  des  BR  die  Reform  der  Wahlgesetzgebung 
endgiltig  einem  Verfassungsrate  übertragen  ist. 

4.  Der  Vorschlag  Soldati's  lässt  das  Verfassungsdekret  vom 
8.  Jan.  1880  unverändert  fortbestehen,  indem  er  die  künstUche,  von 
der  kant.  Volkszählung  des  Jahres  1880  geschaffene  Grundlage  der 
Vertretung  und  die  durch  das  Gesetz  vom  27.  Nov.  1880  festgestellte 
Wahlkreiseinteilung  nicht  berührt.  Bei  der  Anwendung  dieses  Vor- 
schlages ergäbe  sich  bei  weitem  nicht  die  proportionale  Vertretung, 
sondern  man  erhielte   dasselbe  unverhältnismässige   Übergewicht   der 
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konservativen  Partei  über  die  liberale  in  der  Versammlung  der  Volks- 
vertreter, und  das  verfassungsmässig  unzulässige,  aber  wahrscheinliche 
Resultat,  dass  die  konservative  Partei,  auch  wenn  sie  im  Volke  in 
Minderheit  wäre,  im  Grossen  Rate  und  im  Verfassungsrate  in  erheb- 
hcher  Mehrheit  sich  befände. 

Nach  den  Ergebnissen  der  Abstimmung  vom  3.  März  1889  bekäme 
die  konservative  Partei  immer  noch  6ß  Abgeordnete  gegen  bloss  46 
Liberale,  und  nach  den  Ergebnissen  vom  5.  Okt.  1890  (>4  gegen  48. 
Die  Minderheit  im  Volke  wäre  noch  die  starke  Mehrheit  im  Grossen 
Rate.  Um  die  gänzliche  Untauglichkeit  des  vorgeschlagenen  Mittels  zu 
zeigen,  genügen  folgende  Beispiele:  Im  Bezirk  Mendrisio,  in  welchem 
sich  am  5.  Okt.  eine  Mehrheit  von  691  Stimmen  für  die  Revision 
erklärte,  hätte  nach  dem  Vorschlag  Soldati  die  Revisionspartei  9  Ab- 
geordnete erhalten,  die  Gegenpartei  8,  und  unter  der  Voraussetzung, 
dass  im  Kreise  Chiasso  nicht  1  Vertreter  der  konservativen  Partei  durch- 
dringen könnte,  10  gegen  7.  Im  ganzen  Sottoceneri  mit  einer  revisions- 
freundlichen  Mehrheit  von  471  Stimmen  hätte  die  Gegenpartei  28  Ver- 
treter erhalten,  die  Revisionspartei  23,  im  günstigsten  Falle  27  gegen  24. 
Diese  Zahlen  sprechen  für  sich  und  machen  weitere  Bemerkungen  über- 
flüssig. Die  limitierte  Stimmabgabe  ermöglicht  nicht  richtige  Resultate, 
wenn  nicht  in  gerechter  Weise  abgegrenzte  und  möglichst  gleichmässige 
Wahlkreise  gebildet  werden.  Dieselbe  kann  die  Verbesserung  des 
Wahlsystems  vervollständigen,  wie  die  Abordnung  des  BR  bemerkte, 
w^enn  zunächst  die  Wahlkreise  und  die  Grundlage  der  Bevölkerungs- 
berechnung abgeändert  werden. 

Ausserdem  hat  der  Vorschlag  Soldati  den  schwerwiegenden  Nach- 
teil, die  Lösung  der  gegenwärtigen  kritischen  Lage  des  Kantons  in  un- 
bestimmte Feme  hinauszuschieben.  Wenn  der  Vorschlag  auch  ver- 
fassungsmässig zulässig  wäre,  so  ist  es  doch  klar,  dass  er  erst  nach 
einer  langen  Zeit  Gesetzeskraft  erlangen  könnte.  Sofern  der  Staatsrat 
nicht  in  dieser  Sitzungsperiode  seine  Zustimmung  erklärt,  wird  der 
Grosse  Rat  in  einer  spätem  Sitzung  die  Beratung  wieder  aufnehmen 
müssen.  Man  müsste  auf  jeden  Fall  den  Termin  für  das  Referendums- 
begehren abwarten,  und  da  es  nicht  möglich  sein  wird,  demselben  zu 
entgehen,  so  käme  man  dazu,  auf  indirekte  Weise  die  Volksabstimmung 
vom  5.  Oktober  zu  vereiteln,  unter  der  beständigen  Gefahr  einer  Stöning 
der  öffentlichen  Ordnung. 

5.  Wenn  die  Beruhigung  des  Landes  und  das  Aufhören  unregel- 
mässiger Zustände,  welche  das  Interesse  und  die  Ehre  des  Kantons 
schädigen,  die  Ziele  sind,  nach  welchen  wir  alle  aufrichtig  streben  sollen, 
so  scheint  es  den  Unterzeichneten  notwendig,  dass  der  Grosse  Rat  sich 
für  jetzt  als  eine  durch  die  Volksabstimmung  in  seiner  Machtvoll- 
kommenheit beschränkte  Behörde  betrachte.    Er  muss  für  die  Verwal- 
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tung  des  Landes  sorgen,  indem  er  die  Empfehlung  der  bundesrätlichen 
Abordnung  befolgt  und  den  Staatsrat  aus  Vertretern  beider  Parteien 
zusammensetzt. 

Wenn  der  Grosse  Rat  wirklich  sich  Mühe  zu  geben  wünscht,  dass 
auch  die  Frage  der  Wahlart  des  Verfassungsrates  im  Tessin  in  Über- 
einstimmung beider  Parteien  geregelt  werde,  ohne  dass  die  BBe- 
hörden  Ausnahmemassregeln  beschliessen  müssen,  so  ist  es  die  feste 
Überzeugung  der  Unterzeichneten,  dass  man  von  der  Wiederherstellung 
der  alten  Wahlkreise  nicht  Umgang  nehmen  kann. 

Diese  Kreise  bestanden,  als  im  Jahr  1875  das  Recht  der  Volks- 
initiative für  eine  Verfassungsrevision  eingeführt  und  die  Einrichtung 
eines  Verfassungsrates  beschlossen  wurde,  und  in  den  folgenden  ver- 
fassungsmässigen Dekreten  für  die  Wahl  des  Grossen  Rates  ist  nie  von 
einem  Verfassungsrate  die  Rede. 

Die  Kreise,  Gebilde  des  geschichtlichen  Rechts  im  Tessin,  bestehen 
noch  gegenwärtig  als  richterliche  und  Verwaltungs-Bezirke.  Ihre  Wieder- 
herstellung als  Wahlbezirke  für  den  Grossen  Rat  wurde  vom  Volke  am 
5.  Okt.  beschlossen,  und  sie  müsste  erfolgen  als  logische  Folge  der 
Zurückziehung  der  Bundesgarantie  des  Verfassungsdekrets  vom  Jahre 
1880,  wenn  es  zu  diesem  Aussersten  kommen  sollte,  um  dem  Streit  ein 
Ende  zu  machen. 

Mit  der  Wahl  nach  den  alten  Kreisen  hätte  man  sowohl  bei  der 
Volksabstimmung  vom  3.  März  1889,  als  auch  bei  derjenigen  vom 
5.  Okt.  1890  eine  beinahe  proportionale  Volksvertretung  erhalten, 
entsprechend  der  Stärke  der  Parteien  bei  den  einzelnen  Abstimmungen 
Die j  kleinen  Wahlkreise  ergeben  sehr  leicht  eine  proportionale  Ver- 
tretung der  Parteien  und  beseitigen  auf  immer  die  Gefahr,  dass  eine 
im  Volke  in  offenbarer  Minderheit  befindliche  Partei  im  Rate  der  Volks- 
vertreter die  Mehrheit  erlangt.  Wenn  auch  die  Bemerkimg  begründet 
ist,  dass  die  Wiederherstellung  der  alten  Kreise  den  Wahlkampf  auf 
einige  Punkte  des  Landes  konzentriere,  und  dass  die  Mehrheit  der  einen 
oder  andern  Partei  im  Grossen  Rate  manchmal  von  dem  Überwiegen 
weniger  Stimmen  abhänge,  so  sind  dies  unvermeidliche  Folgen  der 
fast  gleichen  Stärke  der  beiden  Parteien  und  in  jeder  Beziehung  einer 
Ordnung  der  Dinge  vorzuziehen,  welche  von  vorn  herein  einer  Partei 
ein  ungerechtes  Übergewicht  über  die  andere  sichert. 

Montag  den  10.  Nov.  begann  die  Debatte  über  den  Bericht  der 
Kommission  betr.  die  Anträge  Soldati  in  Abwesenheit  aller  Mit- 
glieder der  liberalen  Minorität.  Es  wurde  hierbei  anerkannt,  dass 
die  kantonale  Volkszählung  von  1880  einer  sicheren  Grundlage  ent- 
behre, weil  der  Grosse  Rat  sich  s.  Z.  geweigert  hatte,  eine  solche 
gesetzlich  festzustellen,  dass  man  aber  heute  notwendig  auf  gesetz- 
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geberischem  Wege  die  daraus  entstandenen  Missbräuche  beseitigen 
müsse.  Demgemäss  wm^de  der  Antrag  Soldati  betr.  die  der  Volks- 
zählung zu  Grunde  zu  legenden  Prinzipien  dem  Staatsrate  über- 
wiesen. In  Bezug  auf  den  Antrag  Soldati  betr.  die  Stimmregister 
wurde  die  Tatsache  zugegeben,  dass  die  Gemeindebehörden  in  die 
Stimnu-egister  Namen  von  tessinischen  Bürgern  eingetragen  haben, 
welche  ihr  regelrechtes  Domizil  in  andern  Kantonen  besitzen  und 
dort  das  Stimmrecht  ausüben  oder  die  sogar  im  Ausland  wohnen. 
Es  sei  demnach  notwendig,  feste  Regeln  aufzustellen  mit  genauerer 
Anwendung  der  Grundsätze  des  Riformino,  wonach  bei  der  Volks- 
zählung und  folglich  auch  in  den  Stimmregistern  nur  diejenigen 
Bürger  eingetragen  werden,  welche  wirklich  ihren  hauptsächlichen 
und  dauernden  Wohnsitz  im  Kanton  haben.  Ausserdem  sollen  die 
Eintragungen  durch  eine  kantonale  Behörde  geprüft  werden.  Der 
zweite  Antrag  Soldati  wurde  daher  ebenfalls  an  den  Staatsrat  ge- 
wiesen. Was  sodann  den  Ges.-Entw.  betr.  Einführung  des  limi- 
tierten Votums  betraf,  so  stiess  derselbe  auf  zahlreiche  entgegen- 
stehende Meinungsäusserungen,  w^urde  aber  trotzdem  in  erster 
Lesung  angenommen.  Wie  es  scheint,  betrachtete  man  ihn  mehr  nur 
als  eine  Konzession  an  die  Anforderungen  der  augenblicklichen 
Lage,  behielt  sich  jedoch  vor,  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit 
darauf  zurückzukommen.  Soldati  gab  in  seinem  Berichte  eine  Zu- 
sammenstellung, aus  der  erhellt,  dass  die  Anw^endung  seines  Systems 
den  Liberalen  ermöglichen  würde,  bei  den  gegenwärtigen  Wahl- 
kreisen 50  Abgeordnete  durchzubringen,  während  die  Konservativen 
deren  62  erhalten  würden.  Er  bemerkte  auch,  dass  die  Kommission 
sich  für  das  System  der  Proportionalvertretung  ausgesprochen  haben 
würde,  wenn  das  Tessiner  Volk  mit  diesem  Gedanken  besser  ver- 
ti'aut  wäre. 

Der  Grosse  Rat  ging  wieder  auseinander,  ohne  die  Ergänzungs- 
w^ald  in  die  Regierung  vorgenommen  zu  haben,  obgleich  der  Staats- 
rat nur  noch  aus  zwei  Mitgliedern  bestand. 

Hierauf  fand  die  dritte  Versöhnungskonferenz  am  13.  und 
14.  Nov.  in  Bern  statt.  Gemäss  einer  in  der  Sitzung  vom  16.  Okt. 
getroffenen  Vereinbarung  waren  zu  dieser  dritten  Zusammenkunft 
nur  Pedi-azzini,  Soldati  und  Volonterio  für  die  konservative  Partei 
imd  de  Stoppani,  Gabuzzi  und  Censi  für  die  liberale  Partei  einbe- 
rufen worden.  Die  konservativen  Abgeordneten  machten  diesmal 
den  prinzipiellen  Vorbehalt,  dass  sie  nur  dann  auf  die  Ernennung 
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einer  gemischten  Regierung  eintreten  könnten,  wenn  die  Liberalen 
ihrerseits  einwilligten,  auf  die  Wahlreforni  einzutreten,  wie  sie  von 
Soldati  vorgeschlagen  worden  war,  und  sich  durch  die  Beschlüsse 
über  diesen  Gegenstand  abschliesslich  befriedigt  erklärten.  Dies 
hinderte  übrigens  die  Kommission  nicht,  sich  gründlich  mit  den 
verschiedenen  Fragen  betr.  die  Wahlreform  zu  beschäftigen,  und 
zwar  nicht  bloss  vom  gesetzgeberischen,  sondern  namentlich  auch 
vom  verfassungsmässigen  Standpunkte  aus.  Über  den  Stand  der 
Angelegenheit  nach  dieser  dritten  Konferenz  gibt  folgendes  Schreiben 
der  Abordnung  des  BR  vom  15.  Nov.  1890  an  die  Mitglieder  der 
Konferenz  Auskunft: 

1.  Wir  drücken  in  erster  Linie  unser  Bedauern  darüber  aus,  dass 
Ihr  Grosser  Rat  noch  nicht  zur  Wahl  einer  gemischten  Regierung  ge- 
schritten ist.  Dieses  Bedauern  wird  von  allen  denjenigen  geteilt,  welche 
die  Beendigung  Ihrer  Streitigkeiten  wünschen.  Die  konservative  Mehr- 
heit stellt  hiefür  immer  als  Bedingung  auf,  dass  die  liberale  Minderheit 
sich  mit  den  von  Soldati  vorgeschlagenen  Wahlreformen  befriedigt  er- 
kläre. Wir  haben  schon  in  unserer  Erkläi'ung  vom  16.  Okt.  gesagt,  dass 
unserer  Ansicht  nach  diese  beiden  Fragen  von  einander  unabhängig 
seien. 

Ohne  Zweifel  hat  die  Mehrheit^des  Grossen  Rates  keinerlei  ver- 
fassungsmässige Verpflichtung,  der  Minderheit  zwei  Sitze  im  Staatsrat 
einzuräumen,  und  ebenso  wenig  hat  letztere  die  Pflicht,  im  gegebenen 
Falle  eine  solche  Wahl  anzunehmen.  Aber  die  beiden  Parteien  würden 
der  Sache  des  Friedens  einen  grossen  Dienst  leisten,  wenn  sie  unter 
den  gegenwärtigen  Umständen  in  dieser  Weise  vorgehen  wollten.  Wir 
begreifen  ausserdem,  dass  eine  Verständigung  zwischen  beiden  Teilen 
hinsichtlich  der  Wahl  der  Minderheitskandidaten  notwendig  ist.  Aber 
mit  etwas  gutem  Willen  w'äre  es  nicht  schwer,  sich  zu  einigen.  Wir 
sprechen  also  in  dieser  Hinsicht  die  Erw^artung  aus,  dass  diese  Wahl 
in  Bälde  erfolgen  werde,  welches  auch  der  Ausgang  der  andern  Streit- 
fragen sein  mag. 

2.  Die  bundesrätUche  Abordnung  hätte  es  gerne  gesehen,  wenn 
zwischen  Ihnen  eine  völlige  Übereinstimnumg  erzielt  worden  wäre  mit 
Bezug  auf  die  Stimmrechts-Grundsätze,  welche  in  Ihre  Verfassung  auf- 
genommen werden  sollen.  Es  hätte  dann  der  zu  wählende  Verfassungs- 
rat, statt  sich  mit  langen  und  vielleicht  unfruclitbaren  Debatten  abzu- 
geben, auf  der  Grundlage  der  unter  unserer  Mitwirkung  erzielten  Ver- 
ständigung, die  neuen  Verfassungsbestinimungen  viel  leichter  feststellen 
können.  Die  Wahlart  dieser  Behörde  hätte  so  einen  grossen  Teil  ihrer 
Bedeutung  eingebüsst,  und  das  tessinische    Volk   hätte    ohne    Zweifel 
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das  aus  Ihrer  gegenseitigen  Übereinkunft  hervorgegangene  Revisions- 
werk gutgeheissen. 

Glücklicherweise  sind  Sie  mit  Bezug  auf  melu^ere  Punkte  nicht 
weit  von  einer  Einigung  entfernt,  und  wir  wollen  als  freundschaft- 
liche Vermittler  Ihnen  die  Lösung  anzugeben  versuchen,  welche  Sie 
nach  unserer  Ansicht  im  Verfassungsrate  durchzusetzen  sich  bemühen 
sollten. 

a.  Volkszählung s frage.  Es  scheint  unbestreitbar,  dass  die 
kantonale  Volkszählung  von  1880  nicht  nach  festen  und  gleichmässig 
angewandten  Grundsätzen  stattgefunden  hat.  Die  Annahme  des  darauf 
bezüglichen  Vorschlags  Soldati  in  der  Sitzung  des  Grossen  Rates  vom 
10.  November  ist  schon  an  und  für  sich  ein  Beweis  dafür.  Ausserdem 
ist  in  der  Konferenz  anerkannt  worden,  dass  die  Zahl  der  zu  viel  in 
die  Volkszählungshsten  aufgenommenen  Tessiner  auf  mehrere  Tausende 
geschätzt  werden  muss. 

Die  Uberale  Partei  wünscht  die  Rückkehr  zu  der  eidg.  Volks- 
zählung, welche  bei  dem  Kompromiss  von  1876  zu  Grunde  gelegt 
wurde,  und  sie  gibt  ausserdem  zu,  dass  die  niedergelassenen  Aus- 
länder bei  der  Berechnung  der  Vertretung  nicht  mitgezählt  werden 
sollen,  wie  dies  im  Jahre  1876  der  Fall  war.  Sie  räumt  femer  ein, 
dass  die  eidg.  Volkszählung  mit  Rücksicht  auf  die  zeitweilige  Aus- 
wanderung den  besondem  Verhältnissen  des  Tessin  nicht  vollkommen 
angepasst  ist. 

Die  konservative  Partei  erklärt,  aus  dem  letztern  Grunde  die  eidg. 
Volkszählung  nicht  annehmen  zu  können.  Sie  ist  übrigens,  wie  dies 
die  Abstimmung  im  Grossen  Rate  vom  10.  Nov.  beweist,  geneigt, 
die  anerkannten  Fehler  der  kantonalen  Volkszählung  zu  verbessern 
durch  eine  möglichst  genaue  Feststellung  der  Kategorien  derjenigen, 
welche  auf  die  Zähllisten  gebracht  oder  davon  ausgeschlossen  werden 
sollen,  sowie  dadurch,  dass  eine  unparteiische  Verifikation  der  Ergeb- 
nisse gesichert  wird. 

Die  Unzukömndichkeiten,  .  .  .  die  man  der  eidg.  Volkszälüung 
vorwirft,  scheinen  nun  nicht  so  gross  zu  sein,  wie  man  behauptet,  und 
sie  verteilen  sich  ausserdem  in  ziemlich  gleichförmiger  Weise  auf  die 
verschiedenen  Gebiete  des  Kantons.  Die  Annahme  dieser  Volkszählung 
hätte  das  Gute,  dem  Kanton  eine  Arbeit  und  recht  beträchtliche  Kosten, 
zugleich  die  vielleicht  unvermeidliche  Wiederholung  von  Streitigkeiten 
und  Beschwerden  zu  ersparen. 

Obwohl  die  meisten  Kantone,  und  darunter  mehrere,  die  auch 
eine  ziemlich  grosse  zeitweilige  Auswanderung  aufweisen,  ohne  Be- 
denken die  eidg.  Volkszählung  als  Grundlage  für  ihre  Vertretung  an- 
genommen haben,  beabsichtigen  wir  doch  nicht,  dieselbe  dem  Tessin 
um  jeden  Preis  zu  empfehlen.  Weil  beide  Parteien  mehr  oder  weniger 


Bewaffnete  eidg.  Intorvention  zur  Herstellung  gestörter  Ordnung.      157 

Aussetzungen  daran  machen,  und  um  das  Volksgefühl  der  Tessiner  nicht 
zu  verletzen,  ist  es  vielleicht  besser,  den  Grundsatz  einer  kantonalen 
Volkszählung  beizubehalten.  Aber  unter  einer  unumgängUehen  Be- 
dingung: dass  ernsthafte  Garantien  gegen  die  vorgekommenen  Miss- 
bräuche aufgestellt  werden. 

Die  Ausarbeitung  eines  möglichst  genauen  Gesetzes  über  die 
Begriffsmerkmale  des  Wohnsitzes  wird  eine  dieser  Garantien  sein. 
Unserer  Ansicht  nach  sollte  der  Wohnsitzbegriff  nicht  sehr  verschieden 
lauten  mit  Bezug  auf  die  Eintragung  in  die  Volkszählungslisten  und 
mit  Bezug  auf  das  Stimmrecht,  wobei  indessen  natürhch  darauf  Rück- 
sicht genommen  werden  muss,  dass  es  sich  im  einen  und  im  andern 
Fall  nicht  um  die  nämlichen  Personen  handelt.  Aber  vor  allen  Dingen 
ist  eine  genaue  und  unparteiische  Anwendung  des  Gesetzes  not- 
wendig. Zu  diesem  Zwecke  muss  die  Prüfung  der  Volkszählung  und 
die  Erledigung  aUfälliger  Beschwerden  innerhalb  ausreichender  Fristen 
durch  eine  Behörde  stattfinden,  welche  allgemeines  Vertrauen  geniesst. 
Um  zu  diesem  Behuf e  die  wünschbaren  Garantien  zu  geben, 
würden  wir  Ihnen  empfehlen,  in  Ihre  Verfassung  für  den  Fall,  dass 
Sie  wirkhch  auf  der  Beibehaltung  einer  kantonalen  Volkszählung  be- 
harren, folgende  oder  eine  ähnliche  Bestimmung  einzuführen: 

Ein  Gesetz  wird  die  Grundsätze  feststellen,  nach  denen  die 
kantonale  Volkszählung  durchgeführt  werden  soll.  Die  Pi-üfung 
der  Volkszählungsergebnisse  und  die  Erledigung  der  aUfälUgen  Be- 
schwerden wird  einer  in  billiger  Weise  aus  Vertretern  der  zw^ei 
grossen  politischen  Parteien  zusammengesetzten  Kommission  über- 
tragen. 

6.  imd  c.    Stimmrecht  und   Stimmregister. 

Diese  beiden  Fragen  hangen  so  eng  miteinander  zusammen,  dass 
wir  sie  hier  gemeinsam  behandeln.  Jedermann  anerkennt,  dass  sie 
gegenwärtig  nicht  in  befriedigender  Weise  geregelt  sind.  Als  Beweis 
dient  der  Umstand,  dass  auch  der  hierauf  bezügliche  Antrag  Soldati  in  der 
Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  10.  Nov.  angenommen  worden  ist. 

Zwei  wichtige  Pimkte  müssen  geordnet  werden:  die  Frage  des 
Wohnsitzes  und  die  Einsetzung  von  Behörden,  welche  die  Stimmrechts- 
rekurse, sowie  die  auf  Wahlen  und  Abstimmungen  bezüglichen  Be- 
schwerden zu  entscheiden  haben. 

Unserer  Ansicht  nach  wäre  es  gut,  wenn  Sie  zu  diesem  Zwecke 
folgende  Bestimmimgen  in  Ihre  Verfassung  aufnehmen  würden: 

Ins  StimmregLster  müssen  eingetragen  werden : 

1.  Die  Tessiner-  und  Schweizerbürger,  welche  die  für  das 
Stimmrecht  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllen  und  in  der  Ge- 
meinde anw^esend  sind. 
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2.  Diejenigen,  welche,  wenn  auch  vorübergehend  abwesend, 
dennoch  in  der  Gemeinde  ihren  hauptsächlichen  und  ständigen 
Wohnsitz  beibehalten  haben  und  anderwärts  kein  Stimmrecht  aus- 
üben. Immerhin  darf  die  Abwesenheit  nicht  länger  als ge- 
dauert haben. 

Nicht  im  Kantone  wohnhaft  nach  geltendem  öifentlichem  Rechte 
und  folgUch  nicht  in  die  Stimmregister  einzuschreiben  sind  die- 
jenigen, welche,  obgleich  sie  in  der  Gemeinde  einen  kürzern  oder 
langem  Aufenthalt  machen  und  dort  Steuern  bezahlen,  dennoch 
ihren  ordentlichen  Wohnsitz  und  den  Hauptsitz  ihrer  Geschäfte 
auswärts  haben. 

Die  Tessiner,    welche   nach   einer  Abwesenheit   von  mehr  als 
heimkehren,  werden  erst  nach  einem  wirklichen  einmonat- 
lichen Wohnsitz  in  der  Gemeinde  in  die  Stimmregister  eingetragen. 
Es  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  dafür  gesorgt,   dass 
unparteiische,  in   billiger  Weise  aus  Vertretern  der  verschiedenen 
politischen   Parteien   bestehende    Behörden   innerhalb    der  gesetz- 
lichen Fristen  über  Stimmrechtsrekurse,    sowie    über  Beschwerden 
in  Sachen  von  Wahlen  oder  Abstimmungen  entscheiden. 
Die  übrigen  die  Aufstellung  der  Stimmregister  und  die  Frage  der 
Bezahlung    rückständiger    Steuern    betreffenden    Bestimmungen    sind 
unter  Ihnen  in  einer  Weise  besprochen  worden,  welche  uns  annehmen 
lässt,  dass  Sie  sich  leicht  über  die  Revision  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
einigen  werden.    Das  Wichtigste  ist  hier,   wie  in  den  vorhergehenden 
Fällen,  dass  die  Parteien  sich  gegenseitig  für  eine  gerechte  Behandlung 
der  einschlägigen  Fragen  Gewähr  leisten,  indem  sie  die  Ursachen  von 
Betrug  und  Ungleichheit   beseitigen   und   die  Aufsicht   über   die  Aus- 
führung des  Gesetzes  unpaileiischen  Behörden  übertragen. 

Es  wäre  auch  lebhaft  zu  wünschen,  dass  Bestechungen  und  Be- 
einflussungen bei  den  Wahlen  aus  den  Sitten  des  Landes  verschwinden, 
was  dann  der  Fall  sein  wird,  wenn  die  Gerichte  dieselben  gemäss 
den  Gesetzen  und  ohne  Ansehen  der  Parteien  strenge  verfolgen  und 
bestrafen. 

d,  und  e.    Wahlsystem  und  Wahlkreise. 

Diese  Frage  ist  mit  Hinsicht  auf  eine  dauernde  Beruhigung  am 
schwersten  zu  lösen. 

Es  steht  fest,  dass  am  3.  März  1889  bei  einer  beinahe  vollstän- 
digen Beteihgung  der  eingeschriebenen  Wähler  12,()53  Konservative  77 
Abgeordnete  gewählt  haben,  während  12,018  Liberale  deren  nur  35  er- 
hielten. Wenn  es  sich  am  5.  Okt.  abhin  um  Wahlen  mid  nicht  um 
eine  Abstimmung  gehandelt  hätte,  so  hätten  11,956  Liberale  in  den 
gegenwärtigen  Wahlkreisen   88   Abgeordnete    ernannt,    11,867   Konser- 
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vative  dagegen  74.  Aus  den  vom  eidg.  statistischen  Bureau  gelieferten 
Angaben  geht  hervor,  dass  die  Liberalen  eine  erheblich  über  die  Mehr- 
heit hinausgehende  Stimmenzahl  und  diese  Stimmen  in  einem  Teil  der 
konser\'^ativen  Wahlkreise  gewinnen  müssten,  um  als  Volksmehrheit  die 
Mehrheit  der  Vertreter  zu  erhalten. 

Bei  dem  System  der  Wahlkreise  und  dem  Grundsatz  des  abso- 
luten Mehrs  kann  es  allerdings  auch  anderswo  vorkommen,  dass  die 
Mehrheit  der  Wähler  in  einem  Kanton  nicht  die  Mehrheit  der  Abge- 
ordneten erlangt.  Aber  wenn  eine  solche  Tatsache  andauert  und  nicht 
bloss  zufäUig  auftritt,  so  beweist  sie  das  Vorhandensein  eines  orga- 
nischen Fehlers,  der  beseitigt  werden  muss ;  denn  es  ist  vom  demokra- 
tischen Standpunkt  aus  nicht  zulässig,  dass  die  Mehrheit  des  Volkes 
auf  die  Dauer  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  sei,  die  Regierung  des 
Landes  zu  führen. 

Sie  sind  übrigens  beiderseits  einig  in  der  Erkenntnis,  dass  die 
gegenwärtigen  Verhältnisse  verbessert  werden  müssen,  nicht  einig  nur 
mit  Bezug  auf  die  anzuwendenden  Mittel. 

Soldati  hat  die  Einführung  des  limitierten  Votums  beantragt. 
Nach  der  Arbeit  des  eidg.  statistischen  Bureaus  hätte  die  Anwen- 
dung dieses  Systems  bei  den  Wahlen  vom  3.  März  1889  64  konser- 
vative imd  48  liberale  Abgeordnete  ergeben.  Es  wäre  dies  jedenfalls 
eine  Besserung  des  gegenwärtigen  Standes  der  Dinge ;  aber  wir  haben 
uns  nicht  davon  überzeugen  können,  dass  damit  der  organische  Fehler 
verschwinden  würde,  welchen  das  in  Ihrem  Kanton  bestehende  Wahl- 
gesetz unzweifelhaft  an  sich  hat.  Bei  Anwendung  des  limitierten 
Votums  auf  die  Abstimmungsresultate  vom  5.  Okt.  wäre  das  oben- 
genannte Verhältnis  das  nämliche  geblieben,  so  dass  eine  liberale  Mehr- 
heit des  Volkes  noch  immer  nicht  die  Mehrheit  im  Grossen  Rate  er- 
langen könnte,  ausser  infolge  einer  beträchtlichen  Stimmenzunahme 
in  den  konservativen  Kreisen. 

In  dieser  Hinsicht  müssen  wir  bemerken,  dass  nach  imserer  An- 
sicht die  Minderheit  des  Grossen  Rates  nicht  wohl  berechtigt  war,  zu 
behaupten,  diese  Behörde  habe  nicht  die  Befugnis,  auf  die  Beratung 
der  Vorschläge  Soldati  einzutreten.  So  lange  der  gegenwärtige  Grosse 
Rat  nicht  in  regelrechter  Weise  ersetzt  worden  ist,  übt  er  die  gesetz- 
gebende Gewalt  aus.  Wir  glauben,  die  Minderheit  hätte  besser  getan, 
an  der  Beratung  über  diese  Entwürfe  teilzunehmen. 

Uns  auf  den  Standpunkt  einer  angemessenen  Vertretung  der 
im  tessinischen  Volke  herrschenden  Parteien  stellend,  wäre  es  uns  lieb 
gewesen,  Ihnen  ein  System  der  Proportionalvertretung  empfehlen  zu 
können.    Sie  haben  Kenntnis  genommen  von   den  verschiedenen  dies- 
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bezüglichen  Systemen.    Sie  haben   sich   beiderseits  in  dieser  Hinsicht 
sehr  zurückhaltend  gezeigt,  und  wir  begreifen  dies  vollkommen. 

Ausser  den  besondern  Gründen,  die  Sie  haben  mögen,  ist  es 
Tatsache,  dass  noch  mit  keinem  dieser  Systeme  ein  Versuch  gemacht 
worden  ist,  und  dass,  um  ein  solches  einführen  zu  können,  der  Gesetz- 
geber über  eine  grosse  Zähl  von  Einzelheiten  in  der  Anwendung  vöUig 
im  klaren  sein  muss,  Einzelheiten,  die  alle  wichtig  sind,  um  Wahlum- 
triebe zu  verhindern,  die  Integrität  der  Stimmabgabe  und  die  Richtig- 
keit der  Zählung  zu  sichern.  Alle  diese  Punkte  können  und  würden 
natürlich  der  Gegenstand  langer  Diskussionen  sein,  ehe  man  sie  auf 
bestimmte  und  sichere  Weise  festzusetzen  in  der  Lage  wäre.  Sie  können 
später  immer  wieder  auf  die  Sache  zurückkommen,  wenn  Sie  dies  für 
tunlich  halten;  aber  gegenwärtig  ist  es  in  Anbetracht  der  Dringlich- 
keit, Ihre  Verfassungsangelegenheit  zu  regeln  und  baldmöglichst  die 
Okkupation  aufhören  zu  lassen,  besser,  nicht  darauf  zu  beharren. 

Die  Wahlkreisfrage  erlangt  eine  grössere  Wichtigkeit,  auch  bei 
der  limitierten  Stimmabgabe,  wenn  die  Einführung  eines  Systems  der 
Proportionalvertretung  nicht  möglich  erscheint.  Wir  würden  es  gern 
gesehen  haben,  wenn  die  konservative  Abordnung  nicht  von  vornherein 
erklärt  hätte,  dass  sie  nie  in  die  Wiederherstellung  der  alten  Kreise 
willigen  werde,  wenn  sie  vielmehr  zum  Eintreten  auf  diese  Frage 
bereit  gewesen  wäre.  Die  Angaben  des  eidg.  statistischen  Bureaus 
beweisen,  dass  in  den  38  circoli  die  Konserv^ativen  am  3.  März  1889 
55  und  die  Liberalen  52  Abgeordnete  erhalten  hätten,  was  so  ziemlich 
dem  Verhältnis  der  Parteien  würde  entsprochen  haben.  Wir  dürfen 
also  annehmen,  dass  dieses  System  ziemlich  richtige  Resultate  ergeben 
würde. 

Ohne  Zweifel  erhielte  man  auf  diese  Weise  nicht  eine  starke 
Regierungsmehrheit:  aber  es  ist  fraghch,  ob  eine  solche  Mehrheit  bei 
dem  Zustand  der  Gemüter  im  Tessin  w^ünschenswert  sei,  da  der  Kanton 
unzweifelhaft  unter  den  Ausschreitungen  der  ausscliliesslichen  Regie- 
rungen leidet,  welche  bei  Ihnen  auf  einander  gefolgt  sind.  Das  Vor- 
handensein einer  solchen  Mehrheit  kränkt  ausserdem  das  Gerechtig- 
keitsgefühl, sobald  man  sich  überzeugen  kann,  dass  dieselbe  nur  mit 
Hilfe  einer  fehlerhaften  Wahlki*eiseinteilung  erlangt  worden  ist. 

Für  die  Rückkehr  zu  den  circoli  spricht  überdies  die  Tatsache, 
dass  diese  Einteilung  von  1803  bis  1880  bestanden  hat,  dass  sie  der 
Verwaltungseinheit  der  Friedensgerichte  entspricht,  und  dass  die  Mehr- 
heit des  Volkes  durch  die  Abstimmung  vom  5.  Okt.  sich  zu  ihren 
Gunsten  ausgesprochen  zu  haben  scheint. 

Die  liberalen  Abgeordneten  haben  indessen  erklärt,  dass  sie  da- 
mit einverstanden  wären,  die  Zahl  derselben  durch  Vereinigung  einiger 
kleinen  Kreise  auf  32  zu  verringern.    Die  konservativen  Abgeordneten 
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haben  ihrerseits  mitgeteilt,  dass  sie  daran  dächten,  die  gogenwm'tigen 
23  circondari  abzuändern  und  durch  ^'erringe^nlg  ilner  Zahl,  deren 
Minimum  durch  das  Riformino  auf  17  festgesetzt  ist,  glei(*hförmiger  zu 
machen. 

Da  wir  weder  den  einen  noch  den  andern  dieser  Abänderungs- 
entwürfe vor  Augen  gehabt  haben,  so  können  wir  nicht  untersuchen, 
ob  man  mit  dem  einen  oder  dem  andern  dazu  käme,  den  l)estehenden 
organischen  Fehler  zu  beseitigen.  Wir  müssen  Sie  beiderseits  ersuchen, 
uns  Ihre  endgiltigen  diesbezüglichen  Vorschläge  mitzuttjüen. 

Nac^hdem  man  über  die  Punkte  r/,  h  und  c  einer  Einigung  so  nahe 
gerückt  ist,  wäre  es  äusserst  bedauerlich,  wenn  dieselbe  an  einem 
Pimkte  scheitern  sollte,  der  leichter  als  jeder  andere  eine  Kegehmg 
im  Sinne  der  Billigkeit  zu  ermögüchen  scheint,  da  genaue  statistische 
Angaben  es  erlauben,  ziemlich  bestinnnt  anzugeben,  wie  in  Zukunft 
die  Wahlkreise  abgegrenzt  sein  sollten.  In  den  andern  Kantonen  hält 
man  sich  gewöhnlich  an  Verwaltungsbezirke,  die  weder  zu  gross  no(!h 
zu  klein  sind,  wie  die  Friedensrichterkreise,  die  Pfarr-  oder  Schulge- 
meindeUy  kurz  an  die  natürlichen,  durch  gemeinsame  Interessen  und 
gemeinsame  Verkehrsmittelpunkte  verbundenen  Bevölkeningskreise. 
Warum  sollte  das  im  Tessin  nicht  auch  so  sein? 

3.  Man  hat  uns  während  den  Verhandlungen  über  die  Tessiner 
Angelegenheiten  oft  gesagt,  dass  wir  Ihren  Kanton,  wenn  wir  ihm 
Ratschläge  bezüglich  seiner  innern  Einrichtungen  erteilen,  nicht  anders 
als  die  übrigen  behandeln  sollen.  Wir  wnirden  uns  gerne  unserer  müh- 
samen Aufgabe  entschlagen,  und  wir  könnten  es  auch,  wenn  Ihr  Kanton 
in  dem  gleichen  friedlichen  Zustand  sich  befäüde  wie  die  übrigen. 
Aber  die  unruhigen  Verhältnisse  Ihres  Kantons  machen  Ratschläge  und 
leider  auch  Massnahmen  nötig,  welche  gegenüber  andern  Gliedern  der 
Schweiz.  FamiUe  gnuidlos  wären.  Wir  können  Ihnen  deshalb  im  Namen 
des  allgemeinen  Literesses  der  Eidgenossenscliaft,  deren  Ruhe  dui-ch 
Ihre  Uneinigkeit  gefährdet  ist,  nicht  genug  empfehlen,  die  nötigen 
Reformen  frisch  an  die  Hand  zu  nehmen  und  sich  gegenseitig  Kon- 
zessionen zu  machen,  welche,  wenn  sie  auch,  vom  ausschliesslichen 
Parteistandpunkt  aus  betrachtet,  Opfer  sein  mögen,  doch  für  den  öffent- 
Uchen  Frieden  eine  Wohltat  sein  werden.  Was  Ihr  Kanton  nötig  hat, 
sind  nicht  bloss  bessere  politische  Einrichtungen,  sondern  friedlichere 
und  versöhnlichere  politische  Sitten. 

Solche  Sitten  werden  Sie  sich  aber  nur  dann  aneignen,  wenn 
Sie  sich  gewöhnen,  gemeinsam  die  Regierungsgeschäfte  zu  leiten,  ge- 
meinsam Recht  zu  sprechen,  gemeinsam  bei  der  Ausarbeitung  der  Ge- 
setze tätig  zu  sein. 

Zu   diesem  Ziele   möchten    wir  Sie   gerne  gelangen  sehen,    trotz 
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des  Widerstandes,    welchen   die   extremen  Elemente  jeder  Partei  dem 
Vei'söhnungswerke  entgegensetzen  mögen. 

Zum  Schlüsse  bitten  wir  Sie  noch,  unsere  Ratschläge  und  Vor 
schlage  zu  prüfen  imd  unserm  Kommissär,  Heirn  Oberst  Ktinzli,  welcher 
Sie  gemeinsam  oder  einzeln,  wie  er  es  für  angezeigt  hält,  anhören 
kann,  die  endgiltigen  Resultate  Ihrer  Beratungen  mitzuteilen.  Wir 
müssen  dieselben  bis  spätestens  den  25.  Nov.  kennen  wegen  des  Be- 
nchtes,  den  der  BR  der  BVers.  vorzulegen  hat. 

Im  Anschluss  an  das  Ergebnis  dieser  Konferenz  beschloss  der 
BR  cani  16.  Nov.  zu  Händen  seines  Kommissärs  im  Tessin  folgende 
Instruktion: 

Der  Erklärung  unserer  Abordnung  an  die  Mitglieder  der 
Tessiner  Versöhnungskonferenz  . . .  werden  Sie  entnehmen,  dass  wir 
beidt^  Parteien  einladen,  uns  ihre  Projekte  betr.  die  im  Laufe  der 
Konferenz  zur  Sprache  gelangte  neue  Wahlkreiseinteilung  zur 
Kenntnis  zu  bringen. 

Es  handelt  sich  also  um  Aufschluss  über  folgende  Fragen: 

1.  Werden  die  unter  litt,  a,  b  und  c  enthaltenen  Vorschläge 
von  den  Vertretern  der  beiden  Parteien  angenommen,  oder  welches 
sind  die  Abänderungen,  die  sie  verlangen? 

2.  Welches  sind  die  äussersten  Zugeständnisse,  welche  die 
Vertreter  der  beiden  Pai*teien,  nachdem  sie  nun  mit  ihren  poli- 
tischen Freunden  nochmals  haben  Beratung  pflegen  können,  in 
Bezug  auf  die  Wahlkreise  mit  oder  ohne  limitiertes  Votum  zu 
bewilligen  in  der  Lage  sind  ?  Die  Frage  der  Proportionalvertretung 
ist,  wie  Sie  wissen,  vorbehalten  worden. 

Speziell  in  Bezug  auf  den  letzten  Punkt  erteilen  wir  Ihnen 
den  Auftrag,  von  Herrn  Soldati  eine  genaue  Angabe  der  Abän- 
derungen zu  verlangen,  welche  die  Konservativen  in  den  Wahl- 
ki*eisen  einzuführen  beabsichtigen  oder  zuzugestehen  geneigt  wären. 

Für  den  Fall  der  Einffdirung  des  limitierten  Votums  müssten 
Angaben  beigefügt  werden,  welche,  auf  Grund  der  Zahlen  vom 
3.  März  1889  und  5.  Okt.  1890,  ein  Bild  darüber  geben  würden, 
in  welchem  Verhältnisse  mit  oder  ohne  limitiertes  Votum  die 
Parteien  vertreten  wären. 

Andererseits  wollen  Sie  sich  bei  Herrn  Gabuzzi  erkundigen, 
ob  die  Liberalen  die  38  alten  circoli  nicht  auf  weniger  als  32  re- 
duzieren könnten,  und  w^elches  für  den  Fall  des  limitierten  Votums 
ihre  eventuellen  Vorschläge  wären. 
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Sobald  die  schriftlichen  Berichte  über  diese  Projekte  in  Uiren 
Händen  sind,  wollen  Sie  die  Verfasser  dei-selben  zusamnienberufen 
und  versuchen,  eine  Verständigung  unter  ihnen  zu  stände  zu 
bringen,  oder  wenigstens  die  zwischen  ihnen  noch  bestehenden 
Gegensätze  möglichst  zu  versöhnen.  Nach  all  dem  werden  Sie 
jedenfalls  selbst  in  der  Lage  sein,  ein  Projekt  für  die  Wahlkreis- 
einteilung auszuarbeiten,  welches  den  berechtigten  beiderseitigen 
Forderungen  billige  Rechnung  trägt.  Wollen  Sie  das  Projekt  den 
betreifenden  Herren  zur  Kenntnis  bringen  und  dasselbe  dann,  mit 
ihren  Bemerkungen  versehen,  uns  übermitteln. 

Montag  den  17.  Nov.  trat  der  Tessiner  Grosse  Rat  wieder 
zusammen.  Er  nahm  das  Gesetz  über  die  beschränkte  Stimmabgabe 
definitiv  an,  inmierhin  sich  vorbehaltend,  auf  die  Sache  zurückzu- 
kommen, wenn  die  zwischen  den  Parteien  schwebenden  Unter- 
handlungen zu  einer  Verständigung  führen  sollten.  Hierauf  ver- 
tagte er  sich,  ohne  die  Ergänzungs wählen  in  den  Staatsrat  vorge- 
nommen zu  haben.  Eine  lebhafte  Debatte  entspann  sich  über 
diesen  letztern  Punkt  zwischen  Stoppani  und  Soldati,  indem  der 
erstere  der  Majorität  vorwarf,  dass  sie  die  Einsetzung  einer  ge- 
mischten Regierung  von  der  Zustinmiung  der  Minorität  zum  System 
der  l>eschränkten  Stimmabgabe  abhängig  mache. 

Die  Erklärungen  der  beiden  Parteien  zu  dem  Schreiben  der 
Abordnung  des  BR  vom  15.  Nov.  wurden  dem  eidg.  Kommissär 
am  20.  Nov.  zugestellt,  sie  lauten: 

Namens  der  Delegierten  der  konservativen  Partei  erklärte 
Soldati: 

a.  Vorbehaltlich  einiger  redaktioneller  Abänderungen  nehmen  die 
Delegiei"ten  die  unter  litt,  a  formulierten  VorscUäge  an;  sie  teilen  die 
Ansicht,  dass  es  nötig  sei,  die  Regeln  für  die  Vornahme  der  Volks- 
zählung gesetzlich  festzustellen  und  eine  in  billiger  Weise  aus  Ver- 
treteni  beider  Parteien  zusammengesetzte  Kommission  zur  Erledigung 
der  sachbezüglichen  Beschwerden  einzusetzen. 

b  und  c.  Die  Delegierten  der  konservativen  Partei  sind  mit  der 
Abordnung  des  BR  auch  in  betreff  der  Vorschläge  zur  Regelung  der 
AusüVjimg  des  Siinnnrechtes  und  der  Herstellung  der  Stimmregister  ein- 
verstanden. Sie  stimmen  hinwieder  nicht  bei  in  Hinsicht  auf  die 
Zweckmässigkeit,  die  bezüglichen  Bestimmungen  in  die  Verf.  aufzu- 
nehmen, statt  sie  einfach  durch  ein  Gesetz  festzustellen. 

Indem  sie  den  Grundsatz  annehmen,  dass  Streitigkeiten  über  die 
Ausübung  des  Stimmrechts  in  kant.  und  eidg.  Angelegenheiten  durch 
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gemischte  Konimissionen  ])eiirteilt  werden  sollen,  glauben  sie  niclit» 
denselben  auch  auf  die  Ausübinig  des  Stimnireehts  in  Geiueindt* 
angelegenheiten  ausdehnen  zu  können,  und  noch  weniger  auf  die  (riltig- 
erklärung  von  Wahlen  und  Al)stinimungen.  Insbesondere  können  sie 
nicht  zugeben,  dass  einer  andern  Behörde  als  dem  Grossen  Rate  die 
Wahlaktenprüfung  übertragen  werde. 

d  und  ('.  In  Hinsiclit  auf  das  Wahlsystem  und  die  Wahlkreis- 
einteilung  erklären  die  Delegierten  der  konsenativen  Partei,  dass  sie, 
um  die  Möglichkeit  zu  beseitigen,  dass  die  in  der  Abstinunung  in 
Minderheit  gebliebene  Partei  im  (^Irossen  Rate  oder  im  Verfassungsrate 
die  Mehrheit  erhalte,  zu  sofortiger  Einführung  des  Proportionalsystems 
Hand  bieten  wollen,  in  der  Weise,  dass  dasselbe  vor  allem  bei  der 
Wahl  des  Verfassungsrates  Anwendung  finden  würde. 

Wenn  die  Gegenpartei  diesen  Anscluiuungen  beitritt,  kann  das 
bezügliche  Gesetz  dringlich  erklärt  werden,  um  weitere  Verzögerungen 
in  der  Lösung  der  Krisis  zu  vermeiden. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  glauben  die  Delegierten,  dass  es 
nicht  schwer  halten  werde,  sich  auch  über  die  Bildung  der  Wahlkreise 
zu  einigen. 

Namens  der  liberalen  Partei  gal)  L.  de  Stoppani  folgende 
zwei  Erklärungen  ab: 

1.  Beschluss  einer  Versammlung  der  Grossratsmitglieder  der  libe- 
ralen Partei  und  einiger  Mitglieder  der  liberalen  Komites  des  Kan- 
tons Tessin: 

Die  liberale  Partei  glaubt,  dass  bei  einer  Verständigung  die  Frage 
der  Wahl  des  Verfassimgsrates  nicht  bei  Seite  gelassen  werden  ktinne, 
wenn  sie  auch  der  Ansicht  ist,  dass  diese  Frage  getrennt  von  der  Re- 
form unserer  Wahlgesetzgebung  zu  behandeln  sei. 

Die  Liberalen  finden,  dass  die  Regelung  der  Wahl  des  Verfassungs- 
rates, da  sie  mit  der  eidg.  Intervention  und  der  bewaffneten  Besetzung 
des  Kantons  zusanunenhängt,  vor  jülem  in  die  Kompetenz  des  BR  falle. 

Immerhin  können  sie  einer  solchen  Frage  nicht  gleichgiltig  gegen- 
überstehen und  erlauben  sich  daher,  dem  BR  ...  ihre  Anschauungsweise 
darüber  mitzuteilen;  dieselbe  geht  daliin: 

a.  dass   der  Verfassungsrat  so  rasch  als  möglich  gewählt  werde; 

b.  dass  derselbe  in  den  alten  88  Kreisen  auf  (Grundlage  der  eidg. 
Volkszählung,  nach  Massgabe  des  Volksvotums  vom  5.  Okt., 
gewählt  werde. 

Was  die  dauernde  Reform  der  Wahlgesetzgebung  betrifft,  so  sind 
sie  bereit,  iiber  die  verschiedenen  vorgeschlagenen  Systeme  in  Ver- 
handlungen einzutreten. 
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In  betreff  der  im  Schreiben  der  Abordnung  des  BR  berührten 
Fragen  sprechen  sie  sich  in  folgendem  Sinne  aus: 

'(.  Volkszählung.  Alles  wohl  erwogen,  scheint  die  eidg.  Volks- 
zähliHig  genügen  zu  können.  Die  zwischen  der  letzten  eidg.  Zählung 
und  der  kant.  Zählung  bestehenden  Differenzen  sind  nicht  erheblich 
genug,  um  die  Vornahme  einer  kant.  Volkszählung  zu  rechtfertigen.  Es 
wird  genügen.  .  .  .  bei  einer  künftigen  eidg.  Volkszählung  die  bisher 
angewandten  Regeln  einigermassen  zu  modifizieren  in  dem  Sinne,  dass 
die  in  gewissen  festzusetzenden  Verhältnissen  sich  beiind enden  Aus- 
wanderer in  der  Zahl  der  ordentlichen  Wohnbevölkerung  des  Ortes,  v(m 
dem  sie  ausgewandert  sind,  mitgerechnet  werden. 

Für  den  Fall  jedoch,  dass  eine  kant.  Volkszählung  zugelassen 
würde,  gehen  sie  mit  der  Abordnung  des  BR  darin  einig,  dass  der  Be- 
griff des  Wohnsitzes  im  ganzen  Kantone  in  gleichförmiger  Weise  fest- 
gestellt und  angewendet  werden  solle,  und  dass  die  Rekurse  rasch  und 
von  einer  mit  dem  allgemeinen  Vertrauen  umgebenen  Behörde  zu  er- 
ledigen seien. 

Eventuell  hätten  sie  auch  nichts  einzuwenden  gegen  die  Aufnahme 
eines  Artikels  in  die  Verf.  im  Sinne  des  Vorschlags  der  Abordnung  des 
BR.  etwa  des  Inhalts: 

Das  Gesetz  wird  die  Grundsätze  für  die  kant.  Volkszählung  fest- 
stellen. Die  Prüfung  der  Resultate  und  die  Erledigung  der  all- 
fälligen  Rekurse  sind  einer  aus  Vertretern  der  hauptsächhchen 
politischen  Parteien  zusanunengesetzten  Kommission  zu  übertragen. 

h.  imd  c.  Stimmrecht,  Stimm  regist  er.  Die  Liberalen 
würden  einen  Verfassungsartikel  von  ungefähr  folgendem  Wortlaute 
vorschlagen : 

In  die  Stimmregister  sind  einzuschreiben  und  zur  Stimmabgabe 
zuzula.ssen : 

Diejenigen  Kantons-  und  Schweizerbürger,  welche  die  für  das 
Stimmrecht  aufgestellten  Erfordernisse  erfüllen  und  sich  zur  Zeit 
der  Abstimmung  in  der  Gemeinde  befinden,  w^o  sie  stimmberech- 
tigt sind,  sofern  sie  nicht  in  den  letzten  drei  Monaten  in  einem 
andern  Schweizerkanton  das  Stimmrecht  in  kantonalen  Angelegen- 
heiten ausgeübt  haben. 

Das  Gesetz  sorgt  dafür,  dass  unparteiische,  in  billiger  Weise 
aus  Vertretern  der  verschiedenen  politischen  Meinungen  zusammen- 
gesetzte Behörden  mit  Beförderung  die  in  Bezug  auf  das  Stiumi- 
recht  und  auf  Wahlen  und  Abstinmiungen  erhobenen  Rekurse 
erledigen  können. 
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2.   Beschluss  der  Versammlung  der  liberalen  Partei: 

a.  darauf  zu  dringen,  dass  der  Verfassungsrat  ehestens  gewählt 
werde ; 

h.  darauf  zu  dringen,  dass  der  Verfassmigsrat  in  den  38  Kreisen 
auf  Grundlage  der  eidg.  Volkszählung  gewählt  werde,  da  sie  in 
diesem  Momente  nicht  in  der  Lage  sich  befindet,  sich  mit  dem 
System  der  proportionalen  Vertretung  zu  beschäftigen,  einem 
System,  das  dem  Lande  in  seiner  Mehrheit  unbekannt  ist: 

c.  sich  dafür  auszusprechen,  dass  alle  im  Auslande  belindlichen 
Tessiner  Bürger  in  keiner  Weise  in  der  Ausübung  ihrer  j)olitischen 
Rechte  eingeschränkt  werden  sollen. 

Zum  Zwecke  der  Herbeiführung  einer  Verständigung,  und  unter 
Bezugnahme  auf  auch  in  der  Konferenz  zu  Bern  zur  Aussprache  ge- 
langte Gedanken,  wird  als  Antwort  auf  das  Schreiben  der  Aliordnung 
des  BR  folgendes  erklärt: 

Zu  litt,  a:    Dass  wir  den  Ausschluss  der  Fremden  von  der  eidor 

~* 

Zählung  billigen  können. 

Zu  litt,  b  und  c:  Dass  diejenigen  Tessiner,  welche  ihren  haupt- 
sächlichen und  ständigen  Wohnsitz  im  Auslande  haben,  von  der  Stimm- 
abgabe ausgeschlossen  werden  können,  sofern  die  Voraussetzungen  der 
Abwesenheit  genau  festgestellt,  imd  diese  Bürger,  wenn  sie  in  den 
Kanton  zurückkehren  und  sich  in  vom  Gesetze  zu  ])estimmender  Zeit 
bei  der  Gemeindebehörde  anmelden,  wieder  zur  Stinnngelmng  zugelassen 
w(^rden. 

Von  der  Überzeugung  geleitet,  dass  eine  Verständigung  der 
Parteien  weder  auf  der  Grundlage  der  gegenwärtigen  Umschroil)ung 
(der  circondari),  noch  auf  derjenigen  der  beschränkten  KStiuimabgabe 
möglich  sei,  untersuchte  der  eidg.  Kommissär,  ob  man  mittelst  des 
Proportionalsystems  in  weniger  zahlreichen  Kreisen  leichter  zum 
Ziele  gelangen  könnte.  Ei*  legte  daher  folgenden  Vorschlag  für  die 
Bildung  der  Wahlkreise  den  Mitgliedern  der  Verständigungs- 
konferenz vor  und  empfahl  für  die  Wahl  des  Verfassungsrates  die 
Proportionalvertretung  nach  dem  folgenden  System  Nr.  IV  der 
Broschüre  des  (Jenfer  Wahlreform-Vereins  M : 


M  Vgl.  La  questiou  electorale  dans  lo  Tessiii.  rexanien  des  systcmcs  de 
repi-eseiitatiou  proportionnelle,  par  Tassociation  refonnistr  genevois^,  (reiu-vr 
l.siK):  vgl.  auch  La  (piestion  electorale  dans  le  cantou  du  Tcssiii.  d*aj)W'*i  Ics 
donnees  du  bureau  föderal  de  Statisti(iue.  Henie  WM). 
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Gambarogno 
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Die   S  t  i m  m g e  l) ii n g   durch  Listen   mit   dem    R  e  eh t , 
einzelne    Namen    zu   streichen,    jedoch   ohne   das  Recht, 

andere   Namen   zu  schreiben 
(Radiation  sans  panachage). 

Die  gleichzeitige  doppelte  Stimmgebung  durch  Listen  und  durch 
Einzelstimmen,  die  mittelst  Streichung  ohne  Panachage  sich  kundgeben, 
ist  von  allen  Methoden  der  Proportionalvertretung  die  einfachste  und 
leichteste. 

Die  Wahlkomites  legen  den  Wählern  vollständige  Listen  vor, 
damit  diese  eine  grössere  Auswahl  haben. 

Der  Wähler  stimmt  für  die  Liste  seiner  Grupi)e;  er  begünstigt 
die  einen  Namen  vor  den  andeiTi.  indem  er  diejenigen,  die  ihm  nicht 
gefallen,  streicht  und  nur  die  annähernd  notwendige  Zahl  von  Namen 
auf  der  Liste  belässt. 
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Zwei  oder  mehr  Listen  gemeinsame  Namen  werden  zugelassen 
und  denjenigen  Listen  zugeteilt,  auf  denen  sie  die  gross te  Stinnuen- 
zahl  erhalten. 

Die  Aufsfhreibung  von  andern  Namen  (das  Panachieren)  allein  ist 
untersagt.  Es  ist  indessen  zu  bemerken,  dass  das  Panachieren  in  die 
Schweiz.  Wahlgebräuche  mehr  als  Konzession  an  andere  Parteien  oder 
als  Protestation  gegen  das  gegenwärtig  herrschende  System  der  abso- 
luten Mehrheit,  als  aus  Bedtirfnis  Eingang  gefunden  hat.  Deshalb 
unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  es  mit  der  Proportionalvertretung  ganz 
verschwinden  oder  doch  erheblich  von  seiner  Bedeutung  einbüssen  wird. 

Da  das  Panachieren  hier  durchaus  keinen  Erfolg  verspricht,  in- 
dem die  auf  Kandidaten  anderer  Listen  fallenden  Stimmen  nicht  be- 
rücksichtigt werden,  so  ist  auch  ein  unehrliches  Manöver  bei  diesei* 
Metliode  nicht  zu  befürchten. 

Hiernach  ein  Beispiel  der  einfachen  Handhabimg  dieses  Wahl- 
svstems: 

Wahl  des  Grossen  Rates. 

Linkes  Ufer. 

5  Listen.  —  40  (irossräte  zu  wählen.  —  Ausgeteilt  742.")  Stempel- 
marken. Vorgefunden  7410  giltige  Stimmzettel.  7410  geteilt  durch  40 
ergi])t  als  Wahlquotient  186. 

Es  haben  erhalten: 

Radikale  Liste    .     .     .  2140  Stnnmen  :  180  =  11-F94 

Demokratische  Liste  .  1912         „         :  im  =  10+52 

Nationale  Liste       .     .  1359         „         :  180  -     7+57 

Ai'beiterliste       .     .     .  1015          „          :  186  ==     5+85 

Katholische  Liste   .     .  994          ,,          :  180  -    54  (>4 

Total  88  Vertreter. 

Wenn  die  zwei  leeren  Sitze  den  beiden  Listen  zugeteilt  werden, 
auf  welche  die  grösste  Zahl  der  übrig  l)leibenden  Stimmen  fällt,  also 
hier  der  radikalen  Liste  und  der  Arbeiterliste,  so  erhält  man  folgendes 
Endresultat : 

Radikale  Liste 12  Vertreter. 

Demokratische  Liste 10  ,, 

Nationale  Liste 7  ,, 

Arbeit  erliste 0  ., 

Katholische  Liste 5 


Total  40  Vertreter. 
Gewählt  sind  auf  jeder  Liste   diejenigen  Kandidat(ni,   welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben. 
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Diese  Vorschläge  begründete  der  eidg.  Kommissär  in  seinem 
Einladungsschreiben  vom  21.  Nov.  zu  einer  weitern  Verständigungs- 
konferenz wie  folgt: 

Alle  Versuche,  die  bis  jetzt  gemacht  worden  sind,  um  unter  den 
V»eiden  tessinischen  Parteien  eine  Einigung  hinsichtlich  der  Wahlfrage 
herbeizuführen,  sind  gescheitert,  da  die  Bildung  der  Wahlkreise  stets- 
fort  ein  unübersteigliches  Hindernis  entgegenstellte.  Trotzdem  glaubte» 
ich  meiner  Pflicht  nicht  zu  genügen,  wenn  ich  nicht  eine  letzte  An- 
strengung zur  Erreichung  des  Zieles  machen  würde.  Für  den  gegen - 
Avärtigen  Augenblick  handelt  es  sich  nur  um  die  Wahl  des  Verfa.ssungs- 
rates.  Jede  Partei  gibt  zu,  dfiss  die  bestehende  Wahlkreiseinteilung 
dem  Volkswillen  nicht  gestattet,  sich  voll  und  ganz  geltend  zu  machen. 
Der  Grosse  Rat  suchte  durch  die  beschränkte  Stimmabgabe  den  schwebten 
rbelständen  abzuhelfen,  aber  die -liberale  Partei  nimmt  diese  Lösung 
nicht  an.  Indem  idi  nun  noch  einen  Verständigungsversuch  unter- 
nehmen wollte,  war  es  geboten,  eine  neue  Grundlage  aufzusuchen,  und 
ich  glaube,  (heselbe  in  einem  System  der  Proportionalvertretung  ge- 
funden zu  haben.  0})schon  dieses  System  keineswegs  frei  ist  von  ge- 
wichtigen  Ll)elständen,  so  darf  man  doch  sagen,  dass  mehrere  der- 
sel}>en  im  Tessin  wenigt^r  empfindhch  sein  müssen,  als  anderw^ärts,  da 
ja,  dermalen  wenigstens,  nur  zwei  grosse  Parteien  im  Lande  sich  be- 
finden, die  mit  der  grossten  Disziplin  abzustimmen  gewohnt  sind. 

Was  die  Wahlergebnisse  anbelangt,  so  lässt  sich  jetzt  schon  vor- 
hersehen, dass  eine  jede  Partei  nahezu  die  ihr  nach  Massgabe  ihrer 
Stärke  gebührende  Vertretung  erhalten  wird.  Hätte  man  zur  Bildung 
der  Kreise  freie  Hand,  so  wäre  es  nicht  schwer,  ein  dem  JStäi'kever- 
hältnis  der  beiden  Parteien  noch  besser  entsprechendes  Resultat  zu 
gewinnen. 

Aber  da  nun  einnud  die  Verfassung  nicht  gestattet,  unter 
17  Wahlkreise  zu  gehen,  und  da  in  betreff  der  Vertretungsziffer  die  kant. 
Volkszählung  Regel  macht,  so  beehre  ich  mich,  den  Delegierten  der 
beiden  Parteien  einen  Vorschlag  zu  unterbreiten,  welcher  bezweckt^ 
für  die  Wahl  des  Verfassungsrates  die  Proportionalvertretung  nach  dem 
Svstem  Nr.  IV  der  Broschüre  des  Genfer  Wahlreformvereins  einzuführen, 
d.  h.  die  Stimmgebimg  durch  Listen  mit  der  Befugnis,  Namen  zu 
streichen,  jedoch  ohne  die  Befugni.s,  andere  Namen  als  die  auf  der 
Liste  stehend(»n  zu  schreiben.  Ich  halte  mich  im  grossen  und  ganzen 
an  die  gegenwärtigen  Wahlkreise  und  ändere  sie  bloss  da  und  dort 
al),  wie  das  beigelegte  Tableau  zeigt.  Man  wird  bemerken,  dass  die 
Cresamtzahl  der  Deputiert(m  infolge  der  Verschmelzung  einiger  Kreise 
von  112  auf  110  herabgesetzt  wurde. 

Die  Wahlverhandlungen  für  den  Verfa.ssungsrat  werden  sicherlich 
nicht  verfehlen,    die    dem    fraglichen  System   anhaftenden  Mängel   ins 
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Licht  zu  stellen,  aber  der  Verfassungsrat  hat  ja  vollkommen  freie  Hand^ 
an  dem  System,  wenn  er  es  für  nötig  erachtet,  die  erforderlichen  Ver- 
besserungen voraunehmen. 

Es  ist  mein  lebhafter  Wunsch  imd  meine  Hoffnung,  dass  es  mög- 
lich sein  werde,  zur  Ehre  des  Tessin,  im  Kantone  selbst  eine  Einigung 
herbeizuführen,  damit  ein  heftiger  Kampf  nicht  bloss  im  Schoosse  der 
eidg.  Räte,  sondern  im  ganzen  Schweizervolke  vermieden  werde. 
Jeder  wahre  Freund  des  Vaterlandes  muss  zugestehen,  dass  die  Dinge 
nicht  länger  so  fortgehen  können.  Die  Herstellung  des  Friedens  im 
Lande  ist  eine  absolute  Notwendigkeit ;  die  Interessen  des  Kantons  und 
der  Eidgenossenschaft  verlangen  sie  gebieterisch.  Wenn  jeder  Partei 
eine  ihrer  numerischen  Stärke  entsprechende  Vertretung  zugesichert 
wird,  so  ist  damit  ein  bedeutender  Schritt  nach  diesem  so  sehr  er- 
wünschten Ziele  getan. 

Die  vierte,  vom  eidg.  Kommissär  veranstaltete  Verständigungs- 
konferenz fand  Samstag  den  22.  November  statt,  und  es  nahmen 
an  derselben  Soldati,  Volonterio  und  BaJli  einerseits  und  Censi, 
Borella  und  Gabuzzi  andererseits  teil.  Der  Vorschlag  des  eidg. 
Konunissärs  wurde  mit  einer  einzigen  Modifikation  betr.  den  Kreis 
Locarno  angenommen  und  beschlossen,  für  die  Wahl  des  ^'erfassnngs- 
rates  ein  besonderes  Gesetz  zu  erlassen  und  dasselbe  dringlich  zu 
erklären.  Dieses  Gesetz  soll  die  Wahlkreiseinteilung,  <las  Wahl- 
system und  Bestimnnmgen  über  die  im  Schreiben  der  Abordnung 
des  BR  vom  15.  Nov.  unter  litt,  a,  b  und  c  berührten  Punkte 
enthalten. 

Nach  dieser  Konferenz  tauchten  neue  Schwierigkeiten  auf. 
Die  konservative  Partei  verlangte  zwei  Abänderungen  an  den 
Kreisen,  von  denen  die  eine  Locarno,  die  andere  Mendrisio  und 
Stabio  betraf.  Die  liberalen  Mitglieder  des  Grossen  Rates  wollten 
die  letztere  Änderung  annehmen,  die  erstere  dagegen  wiesen  sie  von 
der  Hand.  In  der  Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  25.  Nov.  jedoch 
schlössen  die  Parteien  Frieden  auf  folgender  (irundlage:  \'er- 
schmelzung  der  Kreise  Mendrisio  und  Stabio,  Aufgeben  des  kons(M*- 
vativen  Begehrens  betr.  Loccarno. 

Nachdem  die  Wahlkreisfrage  in  solcher  Weise  geregelt  war, 
wurde  ein  Ges.  über  die  kant.  Volkszählung  erlass(Mi.  Durch  dieses 
Ges.  wurde,  wenigstens  teilweise,  einer  langjährigen  Beschwerde  der 
liberalen  Partei  Rechnung  getragen;  diese  beschwerte  sieh  nämlich 
darüber,  dass  die  in  den  Tälern  gelegenen  Gemeinden  ihre  Be- 
völkerungsziffer   und   damit    die    Anzahl    dei*   ihnen    zukomnuMulen 
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Grossratssitze  vergrössern,  indem  sie  Burger,  die  sich  seit  vielen 
Jahren  ausser  Landes  befinden,  in  ihren  Registern  weiterführen. 
Ferner  ist  auch  dem  Wunsche  der  konservativen  Partei,  es  möchten 
die  im  Kanton  niedergelassenen  Ausländer  bei  der  die  Grundlage 
der  Vertretungsverhältnisse  bildenden  Volkszählung  nicht  berück- 
sichtigt werden,  entsprochen  worden. 

Hierauf  erliess  der  Tessiner  Grosse  Rat  am  5.  Dez.  IS^K)  das 
Ges.,  wodurch  das  Proportionalwahlverfahren  eingeführt  wurde, 
welches  Gesetz  zugleich  begleitet  war  von  den  wesentlich  die  feste* 
Regelung  des  Stimmrechts  der  «periodischen  Auswanderer»  be- 
zweckenden Übergangsbestimmungen.  Die  Grossratskommission 
empfahl  einstimmig  das  Projekt  zur  Annahme.  Indes  machte  sich 
von  liberaler  Seite  ein  Widerstand  gegen  Art.  3  der  Übergangs- 
bestimmungen geltend,  w^eil  dadurch  das  Stimmrecht  der  Aus- 
gewanderten zu  sehr  beschränkt  w^erde,  und  es  stimmten  denn  auch 
10  der  anwesenden  17  liberalen  Grossratsmitglieder  gegen  diesen 
Art.  3.     Sein  Wortlaut  ist: 

Art.  8.  Die  im  Auslande  wohnhaften  Tessiner  können  nicht 
als  in  der  Gemeinde  politisch  wohnhaft  betrachtet  und  deshalb  nicht 
in  die  Stimmregister  eingetragen  w^erden. 

Als  im  Ausland  wohnhaft  werden  diejenigen  Tessiner  betrachtet : 

a.  w^elche    eine    öffentliche  oder  private    Anstellung   bekleiden,    die 
ihren  dauernden  Wohnsitz  im  Auslande  notwendig  macht. 

Die  Dauer  des  Wohnsitzes  im  Auslande  wird  nicht  als  unter- 
brochen betrachtet  durch  eine  Rückkehr  in  den  Kanton  während 
kurzer  Ferien-  oder  Urlaubsperioden. 

b.  welche  im  Ausland  ihren  Hausstand  eingerichtet  haben. 

In  diese  Kategorie  werden  diejenigen  Bürger  nicht  gerechnet, 
welche  jedes  Jahr  den  Sitz  ihres  Hauswesens  abwechselnd  im 
Ausland  und  in  einer  Kantonsgemeinde  haben. 

c.  welche,    ohne   sich   in  der  sub  a  und  b  bezeichneten  Lage  zu  }>e- 
finden,   seit  mehr  als  vier  Jahren   dauernd  im  Auslande  wohnen. 

Auch  für  diese  Kategorie  wird  die  Dauer  des  Wohnsitzes  nicht 
«als  unterbrochen  betrachtet,  wenn  sie  je  weilen  auf  nicht  länger 
als  einmonatliche  Zeiträume  heimkehren. 

§  1.  In  den  sub  a,  b  und  c  vorgesehenen  Fällen  wird  auf 
die  Bezahlung  der  Gemeinde-  imd  Kantonssteuern  keine  Rücksicht 
genommen. 

§  2.  Die  Tessiner,  welche  sich  in  der  von  diesem  Artikel 
bezeichneten   Lage   befinden,   erlangen  die    Befugnis   ziu*   Ausübung 
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ihrer  politischen  Rechte  wieder  nach  einem  einmonathchen  Wohnsitz 
im  Kanton. 

Bei  der  Schlussabstimmung  wurde  das  Gesetz  mit  allen  gegen 
i  Stimmen,  bei  3  Enthaltungen,  angenommen. 

Am  gleichen  5.  Dez.  setzte  der  Grosse  Rat  eine  gemischte  Re- 
gierung ein.  Infolge  Demission  und  Tod  wai*en  3  Mitglieder  zu  den 
2  der  konservativen  Partei  angehörenden  Staatsräten  zu  wählen ;  der 
Grosse  Rat  wählte  zu  Staatsräten:  Ständerat  Soldati,  der  kurz  nach- 
her Staatsratspräsident  wurde,  und,  als  Vertreter  dei-  liberalen 
Opposition,  Advokat  Rusconi  und  Dr.  Luigi  Colombi. 

XIII. 

Am  5.  Dez.  konnte  man  glauben,  dass  über  dem  Kanton 
Tessin  eine  neue  Ära  aufgehen  werde,  während  welcher  die  Ruhe 
nicht  nur  in  den  Gassen,  sondern  auch  in  den  Gemütern  herrschen 
werde.  Am  11.  Jan.  1891  war  die  Wahl  eines  Verfassungsrates 
vorzunehmen;  es  stand  in  Aussicht,  dass  die  Vertretung  beider 
Parteien  in  demselben  ungefähr  ihrem  Stärkeverhältnis  entsprechen 
werde.  Niemand  zweifelte  daran,  dass  diese  Behörde  es  sich  werde 
angelegen  sein  lassen,  allen  gerechtfertigten  Begehren  Genüge  zu 
leisten  und  den  so  lange  beunruhigten  Kanton  einem  gerechten 
und  damit  auch  dauerhaften  Zustand  entgegenzuführen. 

Allein  diese  Hoffnung  war  nicht  von  allzu  langer  Dauer.  Auch 
über  den  Ausgleich  vom  5.  Dez.  hinaus  glimmte  die  Misstimnmng 
unter  der  Asche  weiter.  Sodann  rief  das  neue  Wahlgesetz  vom 
5.  Dez.  bei  näherer  Prüfung  sehr  scharfe  Anfechtungen  hervor.  Die 
erhobenen  Vorwürfe  gingen  insbesondere  dahin,  man  habe  denn  doch 
<lie  eingewurzelten  Traditionen  des  tessinischen  Volkes  über  die  Atti- 
nenza  allzu  leichten  Kaufes  hingegeben,  und  bei  der  Behandlung 
dei-  verschiedenen  Gruppen  von  Tessinern,  die  zwar  ihr  Brot  im 
Auslande  verdienen,  allein  dem  Heimatkanton  ihi*e  Anhänglichkeit 
bewahren  und  periodisch  dahin  zurückkehren,  nicht  überall  mit 
gleicher  Elle  geinessen. 

Indes  war  noch  nicht  alle  Hoffnung  auf  Versöhnung  geschwun- 
den. Wenn  auch  der  BR  den  Gedanken  einer  sofortigen  Aufhebung 
des  Kommissariates  aufgeben  musste,  und  nicht  einmal  auf  alle  und 
jede  militärischen  Vorsichtsmassregeln  verzichten  konnte,  so  war  es 
doch  möglich,  diese  letztern  auf  ein  Minimum  zu  reduzieren,  und 
<»s  wurde  die  Instruktion  des  eidg.  Kommissärs  den  neuen  Verhält- 
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nissen  angepasst.    Die  damalige  Lage  wii-d  dnieh  folgenden  Bericht 
des  Oberst  Künzli  vom  17.  Dez.  genau  gekennzeichnet: 

1.  Okkupation.  Das  Bataillon  Nr.  'M)  wird  am  19.  Dez.  nach  Bern 
zurückkehren  und  der  Kanton  Tessin  von  jenem  Tage  an  ohne  Okkupations- 
truppen bleiben.  Da  das  Land  ruhig  ist  und  ernstere  Unruhen  kaum 
zu  befürchten  sind,  so  bin  ich  der  Meinung,  es  solle  die  Okkupation 
nicht  erneuert  werden.  Dagegen  finde  ich,  und  ich  stinnne  hierin  mit 
Herrn  Staatsrat s])räsident  Soldati  tiberein,  dass  es  zweckmässig  wäre, 
auf  den  Zeitpunkt  der  Verfassungsratswahlen  irgend  einen  gewölmlichen 
Militärkurs  nach  Bellinzona  zu  verlegen. 

2.  Instruktion  für  den  Kommissär.  Nachdem  eine  gemischte 
Regierung,  in  welcher  Vertrauensmänner  beider  Parteien  sitzen,  im 
Tessm  amtet,  dürfte  es  angezeigt  sein,  die  Instruktionen  für  den 
Kommissär  zu  modifizieren.  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  es  genüge,  wenn 
der  Staatsrat  von  seinen  Rekm'sentscheiden  dem  Kommissär  jeweilen 
sofort  Kenntnis  gibt,  und  wenn  der  Kommissär  nur  im  allgemeinen  mit 
der  L^berwachung  der  Verfassungsratswahlen  beauftragt  wird. 

8.  Einschränkung  des  Stimmrechts  der  Ausgewanderten.  Sclion 
bei  der  Beratung  des  Wahlgesetzes  erhob  sich  aus  der  lil)eralen 
Partei  lebhafter  Widerstand  gegen  den  Art.  8  der  Übergangs- 
bestimmungen des  Wahlgesetzes  für  den  Verfassungsrat.  Die  Attinenza 
wurzelt  noch  tief  im  Tessiner  Volk;  die  Anhänglichkeit,  welche  der 
ausgewanderte  Tessiner  für  seine  engere  Heimat  bewahrt,  und  das  leb- 
hafte Interesse,  welches  er  an  allen  Vorgängen  in  derselben  nimmt, 
gereicht  ilnn  zur  hohen  Ehre.  Anderseits  aber  würde  es  bei  diesem 
System  nie  möglicli  sein,  Ordnung  und  Zuverlässigkeit  in  die  Stimm- 
register zu  l)ringen,  imd  die  Attinenza  steht  auch  im  Widerspruch 
mit  dem  Art.  43  der  BV.  Der  Art.  8  der  Übergangsbestimmungen  des 
Walilgesetzes  befindet  sich  im  Einklang  mit  dem  Schreiben  der  Ab- 
ordnung des  BR  an  die  Konferenzmitglieder  vom  15.  Nov.  Trotzdem 
macht  sich  auch  jetzt  wieder  eine  lebhafte  Agitation  und  Opposition  gegen 
diesen  Art.  8  geltend,  che  so  weit  geht,  in  Zeitungsartikeln  die 
Gemeinderäte  aufzufordern,  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  nicht 
nachzukommen. 

Bei  dieser  Sachlage  halte  ich  es  für  notwendig,  dass  der  h.  BR  in 
einer  ihm  passend  erscheinenden  Weise  seine  Ansichten  über  die  Stimm- 
berechtigimg der  Ausgewanderten  kundgebe.  Die  Frage  der  Stinmi- 
berechtigung  v/ird  ein  wichtiges  Traktandum  des  Vertassungsrates  bilden : 
der  Entscheid  des  BR  wird  daher  dem  Verfassungsrat  zur  Wegleitung 
dienen  und  das  Tessiner  Volk  über  die  Ansichten  des  BR  belehren . . . 

Auf  Grund    dieses  Berichtes   beschloss  der  BR  den  17.  Dez.: 
1.    Vom  8.  Jan.  hinweg  soll  in  Bellinzona  eine  LTnteroffiziers- 
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schule  stattfinden.  Diese  Truppe  steht  dem  Konunissär  zur  Ver- 
fügung. Bis  auf  weiteres  sollen  keine  andern  Truppen  ins  Tessin 
geschickt  werden. 

2.  Die  dem  Kommissär  unterm  11.  Okt.  (vgl.  oben  S.  124)  er- 
teilten Weisungen  werden  in  dem  Sinne  abgeändert,  dass  dei-selbe, 
statt  die  Wahlen  in  den  Verfassungsrat  in  gleicher  Weise  wie  die 
Abstimmung  vom  5.  Okt.  und  die  eidg.  Wahlen  vom  2().  Okt.  zu 
leiten,  sich  darauf  zu  beschränken  hat,  von  den  Beschlüssen  des 
Staatsrates  Kenntnis  zu  nehmen  und  in  allgemeiner  Weise  darüber 
zu  wachen,  dass  diese  Wahlen  in  regelrechter  und  ruhiger  Weise 
vor  sich  gehen. 

3.  Was  das  Stimmrecht  der  tessinischen  Auswanderer  betrifft, 
so  wird  der  Kommissär  beauftragt,  der  Kantonsreg.,  sowie  den  Ver- 
tretern beider  Parteien  mitzuteilen,  dass  die  im  Schreiben  der  Ab- 
ordnung des  BR  vom  15.  Nov.  entwickelten  Gnmdsätze  als  die 
äussersten  Zugeständnisse,  w^elche  in  dieser  Hinsicht  gemacht  werden 
können,  zu  betrachten  sind. 

Es  ist,  vom  Standpunkte  der  guten  Ordnung  aus  betrachtet, 
unzulässig,  dass  die  im  Auslande  oder  in  andern  Kantonen  nieder- 
gelassenen Tessiner  Bürger  ihre  Eintragung  in  die  Stimmregister 
und  das  damit  zusammenhängende  Stimmrecht  erlangen  können, 
wenn  sie  sich  am  Tage  vor  der  Abstimmung  oder  am  Abstimmungs- 
tage selbst  einfinden.  Von  diesem  bedauerlichen  System  rühren 
grösstenteils  die  Wiiren  und  Unruhen  her,  welche  seit  langer  Zeit 
jede  einigennassen  wichtige  Wahl  oder  Abstimmung  im  Tessin  be- 
gleitet haben.  Diesem  Übelstande  muss  durch  Aufstellung  be- 
stimmter Regeln  für  die  Abfassung  der  Stimnn-egister  abgeholfen 
werden;  insbesondere  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Stimnu^echtsrekurse 
genau  geprüft  und  in  genügender  Frist  vor  der  Eröffnung  der  Wahl- 
verhandlung entschieden  werden  können.  In  dieser  letztern  Hinsicht 
ist  die  Frist  eines  einmonatlichen  wirklichen  Domizils  das  Minimum 
dessen,  was  verlangt  werden  muss.  Diese  Regeln  festzustellen, 
hat  die  bundesrätliche  Abordnung  in  ihi'em  Schreiben  vom  15.  Nov. 
sich  zm-  Aufgabe  gemacht,  und  der  BR  hat  mit  Befriedigung  wahr- 
genommen, dass  dieselben  in  dem  Gesetze  vom  5.  Dez.,  betr.  die 
Wahlen  in  den  Verfassungsrat,  ihrem  wesenthchen  Inhalte  nach 
befolgt  worden  sind. 

Diese  gleichen  Regeln  müssen  auch  für  die  Zukunft  als  eine 
Gewähr  für  Ordnung  und  Ruh(*  aufrecht  ei'halten  werden.     Wenn 
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ilies  nicht  der  Fall  wäre,  so  sähe  sich  der  BR  genötigt,  jedem  Wahl- 
gesetz seine  Genehmigung  zu  versagen  oder  die  Verweigerung  der 
Garantie  für  jede  Verfassungsbestimmung  zu  beantragen,  welche 
das  bis  jetzt  geltende  System  wieder  einfülu*en  wollte.  Der  BR 
ist  übrigens  ül)erzeugt,  sich  in  diesem  Punkte  in  völliger  Uberein- 
stinunung  mit  der  BVers.  zu  befinden,  welche  sich  bei  verschiedenen 
GeU^genheiten,  und  speziell,  als  sie  im  Jahre  1879  dem  Verf.-Ges. 
v<mi  9.  März  dieses  Jahres  die  Gai-antie  verweigerte  ^),  im  gleichen 

Sinne  ausgesprochen  hat 

Als  der  eidg.  Konnnissär  Obei-st  Künzli  in  den  ersten  Tagen 
nach  Neujahr  1891  in  den  Kanton  Tessin  zurückkehrte,  fand  er  den 
Geist  der  Versöhnung  nicht  mehr  vor,  unter  dessen  Eindruck  er  den 
Kanton  im  Dezember  verlassen  hatte.    Er  berichtete  am  5.  Jan.  an 

den  BR  von  Bellinzona  aus: 

Ich  habe  hier  eine  gänzhch  veränderte  politische  Lage  gefunden. 
Die  Liberalen  sind  entumtigt  und  empört,  weil  durch  verschiedene 
Mittel  versucht  wird,  die  ihnen  nach  ihrer  Stärke  zukommende  Ver- 
tretung im  Verfassungsrat  herabzumindern. 

Das  ei-ste  Mittel,  das  die  Konsen^ativen  zu  diesem  Zweck  an- 
wenden, ist  dasjenige  mehrerer  KandidatenUsten ;  sie  haben  für  die 
Ki-eise  Pregassona,  Agno- Vezia,  Maghasina,  Isole-Gambarogno,  Belhnzona- 
Ticino  und  GiuVjiasco  je  2  und  für  Vallemaggia  3  Listen  eingereicht. 
Sie  wollen  damit  verhindern,  dass  die  Liberalen  in  einigen  Kreisen  durch 
grössere  Bruchzahlen  einen  Vertreter  gewinnen,  und  sich  selbst  in  an- 
deren Ki-eisen  eine  grössere  Vertretung  verschaffen.  Es  ist  in  der  Tat 
mögUch,  dass  die  Konservativen  mit  diesem  Verfahren  im  Kreise  Giu- 
biasco,  wo  sie  in  der  Minderheit  sich  befinden,  von  5  Vertretern  3  er- 
halten, im  Kreise  Bellinzona- Ticino,  wo  1000  liberale  Stimmen  750 
konsei^vativen  gegenüberstehen,  8  von  6  Vertretern  und  in  der  Valle- 
maggia, bei  einem  Verhältnis  von  635  zu  377,  5  von  7  Vertretern.  Die 
Liberalen  stellen  je  2  Listen  auf  in  Bellinzona-Ticino  und  in  der  Valle- 
maggia. Im  ersten  dieser  Kreise  w^erden  sie  damit  hinsichtlich  der  Zahl 
der  Vertreter  nichts  gewinnen;  es  handelt  sich  nur  darum,  die  Wahl 
Gabuzzis  zu  sichern.  In  der  Vallemaggia  reichten  sie  2  Listen  ein,  nach- 
dem sie  vemonmien,  dass  die  Konser\^ativen  dies  tun  werden;  sie 
werden  vielleicht  die  zweite  Liste  wieder  zurückziehen,  um  wenigstens 
2  Verfassungsräte  zu  bekommen.  Durch  dieses  Manöver  der  zweiten 
Liste  wird  die  Zahl  der  hberalen  Vertreter  auf  49  herabsinken.  Das 
Manöver  ist  schlau,  aber  nicht  ehrenhaft,  nicht  von  einem  versöhnlichen 
Geiste  eingegeben,  und  beweist,   dass  das  Proportionalverfahren   allen 

1)  Vgl  Erste  Auflage  I,  Nr.  88. 
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Umtrieben  Tür  und  Tor  öffnet  in  höherem  Grade  als  das  jetzige  Wahl- 
system. 

Das  zweite  Mittel  ])ilden  die  Stimmrechtsrekurse,  die  konservativer- 
seits  im  ganzen  Kantone  eigentlich  organisiert  waren.  Der  Ausschluss 
einer  grossen  Zahl  von  Emigranten  durch  das  Ges.  vom  5.  Dez.  hätte 
eine  offizielle  Prüfung  der  sämtlichen  Stimnu'egister  gerechtfertigt,  w<j- 
durch  eine  grosse  Zahl  von  Rekursen  und  grosser  Lärm  vennieden 
worden  wäre.  Statt  dessen  wurde  alles  der  actio  popularis  überlassen. 
Die  Konservativen  reichten  eine  Menge  von  Rekursen  ein,  die  Liberalen 
viel  weniger,  weil  sie  grundsätzlich  gegen  Einschränkung  des  Stinnn- 
rechts  der  Emigranten  sind.  Die  Folge  ist,  dass  unter  gleichen  Ver- 
hältnissen Liberale  von  den  Stimmregistern  gestrichen  werden,  Kon- 
servative dagegen  nicht.  Auch  wird,  wie  mir  vorläufig  scheint,  di^n 
Art.  2  und  3  der  Ubergangsbestinnimngen  des  Wahlges.  eine  sehr  weit- 
gehende Auslegung  gegeben.  Rekurse  wurden  erhoben  gegen  das  Stimm- 
recht von  Schweizern  aus  andern  Kantonen,  che  seit  vielen  Jahren  hier 
wohnen,  ihr  Stimmrecht  ausüben  und  Steuern  bezahlen.  Sogar  das 
Stimmrecht  des  Herrn  Ingenieur  Gruber,  der  seit  6  Jahren  Stadtrat  von 
Belhnzona  ist  und  seit  mehr  als  10  Jahren  im  Kanton  Tessin  wohnt, 
wurde  angefochten.  Eine  Anzahl  dieser  Rekurse  wurde  vom  Staatsrat 
begründet  erklärt,  weil  die  Angefochtenen  keine  Niederlassungsbewilli- 
gung besitzen.  Nun  bin  ich  der  Ansicht,  das  Ges.  v(mi  5.  Dez.  könne 
nicht  rückwirkend  erklärt  werden,  und  wenn  Schweizer  aus  andern 
Kantonen  hier  seit  Jahren  Steuern  bezahlen  und  ihr  Stimnu-echt  aus- 
üben, so  sei  es  mehr  Schuld  der  Poüzei,  weim  sie  keine  Niederlassungs- 
bewilligung besitzen. 

Die  Liberalen  werden  Mittwoch  oder  Donnerstag  liier  eine  kan- 
tonale Versanunlung  abhalten,  imd  es  ist  stark  die  Rede  davon,  dass 
sie  ihre  Kandidatenlisten  zurückziehen  und  sich  der  Wahl  enthalten 
werden.  Ich  werde  natürlich  mein  Möglichstes  tun,  um  einen  solchen 
Schritt,  der  wieder  alles  in  Frage  stellen  würde,  zu  verhüten,  aber 
andererseits  muss  etwas  geschehen,  um  Ungerechtigkeiten  zu  beseitigen. 
Dies  lässt  sich  erreichen  durch  Interpretation  des  Art.  18  des  Wahl- 
gesetzes und  durch  Aufhebung  von  Rekursentscheiden  des  Staatsrates, 
welche  über  das  Ges.  hinaUvSgehen. 

Was  das  Proportionalverfahren  l)etrifft,  so  war  vereinbart  worden, 
dtiss  dasselbe  nach  Nr.  IV  der  Genfer  Broschüre  stattfinden  solle.  Diese 
Nr.  IV  zieht  nur  Bruchteile  in  Benicksichtigung  von  Listen,  welche  den 
Wahlquotient  übei'schreiten,  und  nach  dem  Wortlaut  des  Art.  18  kann 
angenommen  w^erden,  dass  auch  dieser  so  zu  verstehen  sei.  Es  wäre 
denn  doch  widersinnig,  w^enn  eine  Minderheit  durch  künstliche  Teilung 
in  mehrere  Gruppen  den  grössern  Teil  der  Vertretung  eines  Kreises 
erhalten  könnte. 
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Bezüglich  der  Stiniinreditsrekni>5e  schreibt  d'w.  Instruktion  vor, 
(hiss  der  Staatsrat  seine  Entscheide  jedesmal  sofort  dem  Konunissär  zur 
Kenntnis  zu  bringen  und  dieser  im  allgemeinen  die  Wahlen  zu  ü])er- 
wachen  habe.  Ich  fasse  diese  Instruktion  in  dem  Sinne  auf,  dass  mir 
die  Rekursentscheide  zuzustellen  seien,  damit  ich  dieselben  prüfe  und 
eventuell  aufhebe,  vorbehaltlich  den  Rekurs  des  Staatsrates  an  den  BK. 
Ich  werde  die  ersten  Entscheide  erst  uiorgen  (»rhalten,  die  letzten  erst 
Freitag  oder  Samstag,  imd  ich  bitte  Sie  deshalb,  falls  meine  AufPassung 
der  Instruktion  geteilt  wird,  Herrn  Weber  oder  Herni  Brüstlein  auf 
einige  Tage  zu  meiner  Unterstützung  hieher  zu  senden.  Eine  Reihe 
v<m  Rekursen  werdcni  bald  erledigt  sein,  wie  z.  B.  (hejt?nigen,  welche 
Tessiner  in  Amerika  und  Australien  oder  i>eriodische  Auswanderer,  die 
in  andern  Kantonen  ihr  Stimmrecht  ausüben,  betreifen.  Andere  Re- 
kurse sind  aber  nicht  so  einfach,  alles  nmss  angesehen  werden,  und  die 
Rekurse  richten  sich  im  ganzen  gegen  zirka  2(KK)  P(»rsonen. 

Den  Liberalen  kann  ich  den  Vorwurf  nicht  ersparen,  dass  sie  ob- 
dem  Gezänk  im  eigenen  Lager  und  dadurch,  dass  sie  ihre  ganze  Auf- 
merksamkeit nur  der  Emigranten  frage  zuwendetcMi,  wichtige  Interess(?n 
vemacldässigten. 

Zum  Schlüsse  resümiere  ich  meint»  Ansicht  dahin: 

1.  Durch  bundesrätliche  Verfügimg  sollte  dem  Missbrauch,  der  durch 
Aufstellung  verschiedener  Listen  aus  (»int»r  und  derselben  Partei 
getrieben  wird,  ernsthaft  entgegengetreten  werden,  was  um  so- 
eher  zulässig  ist,  da  das  Wahlgesetz  vom  5.  Dez.  vom  h.  BR  bis. 
jetzt  nicht  sanktitmiert  wurde; 

2.  dass  dem  Konunissär  ausdrücklich  das  Recht  einzuräumen  ^v'k 
Rekursentscheide  des  Staatsrates  aufzuheben. 

Am  G.  Jan.  verlangte  Oberst  Künzli  dringend  sofortiges  Ein- 
gi-eifen  des  ER.  Mit  Beschluss  vom  8.  Jan.  lehnte  jedoch  der  BR 
dies  ab;  er  begiündete  diese  Stelhuignahnu»  in  einem  T(degrannn 
an  den  Kommissär  wie  folgt; 

1.  Der  Bundesrat  hatte zu  Anfang  l)(»zember  die  Hoffnung 

ausgedrückt,  dass  bei  dem  V^ersuch  mit  d(4u  Proportionalwahlsysteniy 
welcher  zum  ersten  Mal  im  Tessin  angestellt  werden  soll,  diejenige 
gegenseitige  Loyalität  walte,  welche  allein  den  guten  Eiiolg  zu 
sichern  vermag.  Er  bedauert,  jetzt  sehen  zu  müssen,  dass  durch 
Aufstellung  von  doppelten  und  sogar  dreifachen  Listen  für  die 
gleiche  Pai'tei  Gelegenheit  gegeben  worden  ist,  die  Korrektluut 
dieses  ersten  Versuches  in  Zweifel  zu  ziehen.  Ab(4'  er  glaubt  nicht, 
dass  er  diese  doppelten  oder  dreifachen  Listen  verbieten  könne, 
denn  es  liegt  im  Wesen  des  Systems  selbst,  dass  es  jeder  Gruppe 
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freisteht,  ihre  eigene  Liste  aufzustellen,  sei  es  nun,  dass  sie  wirk- 
lich eine  besondere  Partei  bildet,  oder  dass  sie  sich  im  gegebenen 
Falle  wirklich  oder  scheinbar  aus  Gründen,  denen  die  Behörde 
nicht  nachzufragen  hat,  von  ihrer  Partei  trennt.  Das  tessinische 
Gesetz  über  die  Wahl  des  Verfassungsrates  anerkennt  dieses  Recht 
ausdrücklich,  indem  es  besagt,  dass  jede  aus  10  oder  mehr  Per- 
sonen bestehende  Gruppe  ihre  Liste  einreichen  könne. 

Der  BR  erkennt  nicht  ganz  klar  den  Vorteil,  den  man  mit 
diesen  für  die  gleiche  Partei  aufgestellten  doppelten  oder  dreifachen 
Listen  ei-zielen  will.  Aber  er  glaubt,  dass  dieser  Vorteil  nicht 
gross  sein  kann,  und  dass  die  Kombinationen,  über  die  man  sich 
beklagt,  mehr  dem  zu  erprobenden  System  als  der  Partei,  gegen 
welche  sie  gerichtet  sind,  schaden  werden.  Auf  jeden  Fall  scheinen 
sie  nicht  von  so  grosser  Tragweite  zu  sein,  dass  deshalb  die  Auf- 
regung, welche  sie  verursacht  haben,  gerechtfertigt  wäre. 

2.  Was  das  Stimmrecht  der  Angehörigen  anderer  Kantone 
betrifft,  so  ist  der  BR  der  Ansicht,  dass  dasselbe  denjenigen  Per- 
sonen, welche  seit  drei  Monaten  im  Kanton  wohnhaft  sind,  nicht 
verweigert  werden  dai*f,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  jetzt  ihre 
Niederlassungsbewilligung  einholen,  falls  sie  noch  keine  solche  be- 
sitzen. Man  kann  in  der  Tat  nicht  verlangen,  dass  die  dreimonat- 
liche Frist  erst  mit  dem  Datum  der  Bewilligung  beginnen  solle, 
denn  das  Gesetz,  welches  diese  Bedingung  aufstellt,  datiert  vom 
5.  Dez.  1890,  und  die  Abstimmung,  für  welche  allein  dieses  Ges. 
erlassen  worden  ist,  wird  am  11.  Jan.  1891,  also  binnen  weniger 
aIs  drei  Monaten  nach  dem  Erlass  des  Gesetzes,  stattfinden. 

Diese  Antwort  des  BR  hatte  zur  Folge,  dass  das  liberale 
Komite,  in  Verbindung  mit  den  Bezirksdelegierten,  die  Enthaltimg 
der  Partei  bei  den  Verfassungsratswahlen  beschloss,  was  durch 
eine  Proklamation  vom  8.  Jan.  im  ganzen  Kanton  bekannt  gemacht 
wurde. 

Durch  diesen  Entschluss  wurde  der  Ausgleich  zwischen  den 
beiden  Pai'teien  wiederum  in  Frage  gestellt,  und  die  liberale  Oppo- 
sition wurde  für  den  Augenblick  um  den  Vorteil  gebracht,  der  ihr 
aus  der  Abstimmung  vom  5.  Okt.  erwachsen  war.  Die  öffentliche 
Meinung  in  der  ganzen  Schweiz  hat  dieses  Gebahren  mit  grosser 
Strenge  beurteilt.  Man  dai'f  jedoch  nicht  übersehen,  dass  die  Oppo- 
sition, die  aus  Friedensliebe  hi  die  Einführung  des  ihr  im  Grunde 
wenig  zusagenden  Proportional  Wahlsystems  gewilligt  hatte,  sich  durch 
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den  damit  versuchten  Missbrauch  tief  verletzt  fühlen  musste.  Sie  hat 
aber  blossen  Gefühlsfragen  einen  übertriebenen  Einfluss  auf  ihr  Vor- 
gehen eingeräumt  und  dadurch  die  Lösung  von  Fragen  weit  wich- 
tigerer Art  gefährdet,  als  es  der  unbedeutende  Zwischenfall  mit 
den  doppelten  Listen  gewesen  ist.  Freilich  ist  dabei  nicht  zu  ver- 
gessen, dass  schon  damals  die  Frage  des  Stimmrechts  unter  den 
Begehren  der  liberalen  Partei  in  den  Vordergrund  des  Inter- 
esses trat. 

Infolge  der  Proklamation  des  liberalen  Parteikomites  wurden 
einige  Befürchtungen  rege,  es  könnten  die  Wahlverhandlungen  am 
11.  Jan.  nicht  ungestört  verlaufen,  und  es  wurden  Gerüchte  über 
beabsichtigte  Störung  derselben  herumgeboten.  Doch  erwiesen  sich 
diese  Befürchtungen  als  gi'undlos.  Der  11.  Jan.  verlief  in  bester 
Ordnung.  Aus  der  Wahl  ging  angesichts  der  vollständigen  Wahl- 
enthaltung der  Liberalen  ein  ausschliesslich  aus  Vertretern  der 
konservativen  Partei  gebildeter  Verfassungsrat  hervor. 

Oberst  Künzli  war  der  Ansicht,  dass  nunmehr  seine  Aufgabe 
beendigt  sei.  Der  BR  ermächtigte  ihn  den  21.  Jan.  den  Kt.  Tessin 
zu  verlassen,  ersuchte  ihn  aber,  die  Stellung  als  eidg.  Kommissär 
noch  femer  beizubehalten,  um  im  Notfall  rasch  nach  dem  Tessin 
zunickkehren  zu  können. 

XIV. 

Die  Aufgabe  des  am  11.  Januar  gew-ählten  Tessiner  Ver- 
fassungsrates gi*ündete  sich  auf  die  Abstimnmng  vom  5.  Okt. 
1890,  in  der  sich  die  Mehrheit  des  Tessiner  Volkes  für  eine  par- 
tielle Verfassungsrevision  und  für  Vornahme  derselben  durch  einen 
Verfassungsrat  ausgesprochen  hatte.  Diese  partielle  Verfassungs- 
revision war  durch  die  liberale  Pai'tei  verlangt  worden  und  zwar 
auf  Grund  eines  Programms,  das  folgende  drei  Begehren  enthielt: 

1.  Wiederherstellung  der  alten  Kreise;  ^ 

2.  Volkswahl  der  erstinstanzlichen  Richter; 

3.  Volkswahl  des  Staatsrates;  vgl.  oben  S.  102. 

Diese  Programmpunkte  waren  auf  den  Stimmzetteln  abge- 
di'uckt;  es  wurde  daher  die  Frage  aufgew^orfen,  ob  hiedurch  der 
dem  Verfassungsrate  erteilte  Revisionsauftrag  in  dem  Sinne  einge- 
schränkt sei,  dass  ihm  einerseits  zur  Anhandnahme  anderer  Ver- 
fassungsfi*agen  die  Vollmacht  fehle,  und  dass  er  auf  der  andern 
Seite  sogar  verpflichtet  sei,  alle  drei  Begehren  der  Volksabstimmung 
zu    unterbreiten.     Obschon    die   Bejahung   dieser  Frage   in  beiden 
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Parteien  Verfechter  fand,  drang  sie  doch  schliesslich  nicht  duich; 
man  hat  vielmehr  allgemein  angenommen,  der  Verfassungsrat  sei 
zwai*  moralisch  verpflichtet,  alle  Punkte  des  Progrannns  vom  5.  Okt. 
in  Beratung  zu  ziehen,  aber  gemäss  dem  im  Kanton  Tessin  l)e- 
stehenden  Verfassungsrechte  keineswegs  gehalten,  die  sämtlichen 
Begehren  des  Revisionsprogranims  der  Volksabstimnumg  zu  unter- 
stellen. 

Djis  erste  und  weitaus  w^ichtigste  Revisionsbegehren  war  das- 
jenige, wodurch  die  Rückkehr  zu  den  alten  Kreisen  verhingt  wird. 
Die  konservative  Partei  hat  sich  dieser  Foiderung  mit  Entschieden- 
heit widersetzt  und  an  den  Bezirken  mit  ebenso  grossem  Eifer 
festgehalten,  wie  die  Liberalen  an  den  Kreisen.  Man  hatte  \ev- 
geblich  versucht,  für  die  kantonale  Wahlkreiseinteilung  einen  Mittel- 
weg zu  finden,  und  gerade  die  Fruchtlosigkeit  dieser  Bestrebungen 
w'ar  es,  welche  beide  Parteien  veranlasst  hatte,  sich  auf  das  Svstem 
der  Proportionalvertretung  zu  einigen.  Unter  diesen  Umständen 
musste  auch  der  Verfassungsrat  der  Einführung  des  Proportional- 
wahlverfahrens als  der  Gnnidlage  des  Ausgleichs  vom  Dez.  18W 
seine  Einwilligung  erteilen. 

Von  den  beiden  weitern  Initiativbegehren  des  Jahres  181H), 
welche  die  Volkswahl  der  erstinstanzlichen  Richter  und  des  Staatsrats 
zum  Gegenstand  hatten,  w^irde  das  erste  vom  Verfassimgsrate  an- 
genommen, das  zweite  dagegen  verwM)rfen.  Es  handelt  sich  hier 
um  Fragen  zu  denen  jeder  nach  seiner  persönlichen  Anschauung 
Stellung  ninnnt. 

Nachdem  der  Verfassungsrat  sich  für  die*  Wahl  des  Grossen 
Rates  mittelst  eines  neuen  Verfahrens  ausgesprochen  hatte,  das  jeder 
Partei  die  ihr  gebührende  Vertretung  zu  sichern  und  den  bish(*rigen 
Zustand,  wonach  die  eine  Hälfte  der  Bevölkerung  zwei  Drittel  der 
gesamten  Volksvertretung  w^ählte,  zu  beseitigen  geeignet  schi(»n, 
verschob  er  die  Durchführung  dieser  Neuerung  bis  1893.  El)enso 
vertagte  er  das  Inkrafttreten  scnnc^s  Beschlusses,  wodurch  die  Volks- 
walil  der  erstinstanzlichen  Richter  für  die  Zukunft  angeorduet  wird, 
auf  mehrere  Jahre,  so  dass  zunächst  eine  gesetzgebende  Behöj-de 
und  ein  Richterstand  w(?iter  amteten,  welche  aus  einem  Wahlvei*- 
fahren  hervorgegangen  sind,  das  Gegenstand  der  heftigsten  An- 
fechtungen gewiesen  und  schliesslich  allgemein  verurteilt  und  über 
Bord  geworfen  worden  ist.  Es  erscheint  zweifelhaft,  ob  ein  solches 
Weiterleben  grundsätzlich  verworfener  Eini'ichtungen  gesunden  ver- 
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fassungsreclitlichon    Grundsätzen    entspricht;    die    Beruhigung    des 
Landes  wurde  dadurch  jedenfalls  nicht  gefördert. 

Der  Verfassungsrat  beendigte  seine  Arbeit  am  9. Febr.;  er  setzte 
die  Volksabstinimung  auf  den  8.  März  an.  Nun  konnte  man  wiederum 
jene  Vorgänge  sich  abspielen  sehen,  die  nur  im  Kanton  Tessin. 
nicht  jedoch  in  andern  Kantonen  den  Volksabstimmungen  voran- 
gehen: es  begann  die  Jagd  auf  Stinunberechtigte,  die  darin  besteht, 
dass  die  Parteileitungen  alles  anwenden,  um  eine  möglichst  grosse 
Anzalil  der  Gegenpartei  angehöriger  Stimmberechtigter  aus  den 
Stimmregistern  streichen  zu  lassen.  Hatte  man  als  Zweck  des  Ges. 
vom  5.  Dez.  189()  angegeben,  diese  Umtriebe  durch  klare  und  be- 
stimmte Regelung  der  Stimmrechtsverhältnisse  einzudämmen,  so 
musste  jetzt  der  BR  die  Wahrnehmung  machen,  dass  das  Ges. 
die  mit  Bezug  auf  dasselbe  gesetzten  Hoffnungen  nur  in  sehr  un- 
genügender Weise  erfüllte.  Der  BR  musste  eine  Reihe  von  Rekurs- 
entscheidungen treffen. 

Die  liberale  Partei  beschloss  nun,  auf  die  Verwerfung  des 
Revisionsentwurfes  hinzuarbeiten,  nicht  nur,  w^eil  sie  die  Ein- 
führung des  Proportionalwahlverfahi-ens  für  die  Gemeindewahlen 
missbilligte,  sondern  auch  weil  sie  mit  der  Verschiebung  der  Vor- 
nahme der  Richterwahlen  und  ganz  besonders  derjenigen  der  Gross- 
ratswahlen unzufrieden  wai*.  Dazu  kam,  dass  die  Klagen  der  Aus- 
gewanderten unter  den  Forderungen  der  liberalen  Partei  je  länger 
je  mehr  in  den  Vordergrund  traten;  auch  hatten  einige  Streichungen 
von  Stimmberechtigten  Erbitterung  erzeugt.  Die  liberale  Parfei 
blieb  jedoch  bei  der  Verfassungsabstimmung  in  Minderheit. 

Der  Revisionsentwurf  wurde  am  8.  März  mit  11,291  gegen 
10,7(>i  Stimmen  angenommen.  Das  Verfassungsgesetz  erhielt  so- 
dann am  17.  April  1891  die  eidg.  Gewährleistung.^) 

Die  Mission  des  eidg.  Kommissärs  war  damit  am  Ziele  ange- 
langt. Auf  Ansuchen  des  eidg.  Justizdep.  verfügte  sich  Oberst 
Künzli  am  24.  März  noch  einmal  in  den  Kanton  Tessin,  um  sich 
über  die  Lage  zu  orientieren  und  sodann  der  BBehörde  seinen 
Schlussbericht  einzureichen.  In  diesem,  am  30.  März  erstatteten 
Bericht  bemerkte  der  Kommissär: 

Von  einer  eigentUchen  Pazifikation  des  Landes  ist  zur  Zeit  keine 
Rede.  Die  gemischte  Regierung  arbeitet  zwar  sehr  fleissig  und,  wie 
mir  scheint,   xielfach  in  gutem  Einverständnis.    Sie  hat  einige  Gesetze 

')  Vgl.  luiten  4.  Kap.,  §  Tessin;  A.  S.  n.  F.  XII  101. 
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vorbereitet,  die  geeignet  sind,  die  Wohlfahrt  des  Landes  wesentlich  zu 
fördern,  so  z.  B.  die  Gesetze  über  den  Kataster  und  über  das  Hypo- 
thekarwesen. Leider  findet  dieses  Beispiel  der  Verträglichkeit  wenig 
Nachahmung.  Was  die  eine  Partei  gut  heisst,  verwirft  die  andere,  und 
so  wird  manches  Gute  vereitelt. 

Diese  Zustände  werden  sich  einstweilen  kaum  ändern.  Die  beiden 
Parteien  sind  annähernd  gleich  stark,  und  die  eine  sucht  das  tTberge- 
wicht  mit  derselben  Energie  zu  erhalten,  mit  der  die  andere  dasselbe 
zu  gewinnen  sucht  und  hofft.  Gegenwärtig  stehen  mehrere  Fragen  im 
Vordergnmd,  die  geeignet  sind,  die  Parteien  in  Athem  zu  erhalten,  so 
die  von  den  Liberalen  angebahnten  neuen  Initiativbegehren,  die  von 
den  Konservativen  beschlossene  Massenpetition  für  Prozessierung  der 
Urheber  der  Revolution  vom  11.  Sept.  und  endlich  der  Scazziga-Prozess, 
von  kleinern  Zwischenfällen  . . .  nicht  zu  sprechen.  Ich  habe  wohl  den 
Gründen  der  Parteibeschlüsse  nachgefragt  und  nicht  verhelüt,  dass  in 
der  übrigen  Schweiz  das  Verständnis  für  einzelne  Aktionen  fehle,  aber 
im  übrigen  sah  ich  davon  ab,  Ratscliläge  zu  erteilen.  Ich  beschränkte 
mich  auf  die  eindringliche  Mahnung,  den  Boden  der  Gesetzlichkeit  nicht 
zu  verlassen,  und  von  allen  Seiten  wurde  mir  die  Zusichening  gegeben, 
dass  in  dieser  Beziehung  nichts  zu  befürchten  sei. 

Gestützt  auf  die  vorangegangenen  Verhandlungen  gab  ich  des- 
halb in  der  Konferenz  mit  dem  Staatsrat  die  Erklärung  ab,  dass,  wenn 
auch  von  einer  eigentlichen  Pazifikation  des  Landes  nicht  gesprochen 
werden  könne,  und  obschon  es  an  aufregenden  Fragen  nicht  fehle,  die 
Spannung  doch  ziemlich  nachgelassen  habe  und  nach  den  erhaltenen 
Berichten  eigentliche  Ruhestörungen  nicht  zu  befürchten  seien.  Es  sei 
zu  erwarten,  dass  die  Parteien  den  gesetzlichen  Boden  nicht  verlassen 
werden,  und  der  Staatsrat  zudem  stark  genug  sei,  um  die  öffentliche 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten.  Ich  werde  deshalb,  wenn  der  Staatsrat 
meine  Ansichten  teile,  dem  h.  BR  die  Aufhebung  des  Kommissariats 
beantragen.  Allerdings  könne  dann  keine  Rede  mehr  davon  sein,  eine 
zweite  Rekrutenschule  nach  Bcllinzona  zu  verlegen,  wie  das  von  einigen 
Seiten  gewünscht  werde.  Eine  Abänderung  des  Schultableaus  hätte 
sich  nur  durch  zwingende  Gründe  rechtfertigen  lassen.  Ich  fügte  bei, 
es  sei  in  der  Presse  von  einer  nochmaligen  Berufung  von  Delegierten 
beider  Parteien  nach  Bern  die  Rede  gewesen,  zum  Zweck  eines  Ver- 
ständigungsversuchs unter  Mitwirkung  von  Mitgliedern  des  BR.  Nach 
meiner  Ansicht  w^ürde  ein  solcher  Schritt  erfolglos  sein,  und  ich  könne 
denselben  deshalb  dem  h.  BR  nicht  empfehlen.  Eine  versöhnlichere 
und  ruhigere  Stimmung  sei  nur  von  der  Zeit  zu  erwarten  und  kimne 
nur  nach  und  nach  eintreten. 

Der  Staatsrat  erklärte  sich  einstimmig  und  in  allen  Teilen  mit 
meinen  Anschauungen  einverstanden. 


Bewaffnete  eidg.  Intervention  zur  Herstellung  gestörter  Ordnung.     1H3 

Schliesslich  machte  ich  den  Staatsrat  noch  darauf  aufmerksam, 
dass  die  Bevölkerung  sich  beunruhigt  fühle  durch  die  (jerüchte  über 
Waifenausteilungen  an  Schützengesellschaften  und  Errichtung  von 
WaflFendepots  im  Kanton  herum,  die  von  der  Zeughausverwaltung  aus 
in  grösserem  Masstab  stattfinden  sollen.  Der  MilitÄrdirektor  Dr.  CasoUa 
erwiderte,  diese  Gerüchte  seien  teils  grundlos,  teils  übertrieben.  Die 
Mihtärdirektion  sei  dem  im  letzten  Herbst  vom  Schweiz.  Militärdejnir- 
tement  erla.ssenen  Befehl,  ohne  Bewilligung  des  eidg.  Kommissärs 
keine  Waffen  an  SchützengeseDschaften  zu  verabfolgen,  pünktlich  nach- 
gekommen. 

Ich  kann  meinen  Bericht  nicht  beendigen,  ohne  den  Wunsch 
auszusprechen,  es  möchten  sich  diesseits  des  St.  Gotthard  Männer 
finden,  welche  sich  entschliessen  würden,  im  Kanton  Tessin  industrielle 
Geschäfte  ins  Le])en  zu  rufen.  Die  Bedingungen  für  eine  günstige 
industrielle  Entwicklung  wären  vorhanden: 

Grosse  Wasserkräfte,  eine  arbeitsame,  nüchterne  Bevölkerung, 
günstige  Eisenbahnverbindungen  mit  den  italienischen  Häfen  und  die 
(Totthardbahn,  welche  sich  ohne  Zweifel  herbeilassen  würde,  durch 
ent.sprechende  Tarife  die  Indu.strie  zu  fördern,  und  mittelst  der  man 
in  einigen  Stunden  Luzern,  Zürich,  Bern  und  Basel  erreicht.  Die  Alpen 
bilden  kein  Hindernis  mehr  für  industrielle  Tätigkeit  im  Tessin,  und 
die  Zahl  der  Feiertage  ist  nicht  derart,  um  Schwierigkeiten  zu  bieten. 
Im  Kanton  Tessin  selbst  besteht  zu  wenig  industrieller  Unternehmungs- 
geist, und  doch  wäre  es  ein  Glück,  w^enn  ein  grösserer  Teil  der  tessi- 
nischen  Bevölkerung  im  eigenen  Land  seinen  Lebensunterhalt  ge- 
winnen und  wenn  dadurch  die  Auswanderung  eingeschränkt  werden 
könnte.  Auch  wäre  es  ein  weiterer,  nicht  zu  unterschätzender  Vorteil, 
wenn  die  intelligente  Jugend  ein  neues  Feld  der  Tätigkeit  fände  und 
w^eniger  darauf  angewiesen  wäre,  sich  den  wissenschaftlichen  Berufs- 
arten und  den  Beamtungen  zuzuwenden. 

Eine  Frage,  die  noch  Anlass  zur  Erörterung  böte,  wäre  die  der 
Amnestie  und  die  Übernahme  der  Okkupationskosten  durch  die  Eid- 
genossenschaft. Ich  unterlasse  es,  hier  darauf  einzutreten,  weil  sich 
anderweitig  Gelegenheit  bieten  wird,  darüber  zu  sprechen. 

Ich  schliesse  mit  dem  Antrag: 

Es  sei  das  eidg.  Kommissariat  im  Kt.  Tessin  sofort  und  definitiv 
aufzuheben. 

Nach  Prüfung    dieses  Berichtes    fasste    der   BR    am   3.  April 
den  folgenden  Beschl.: 
Der  Schweiz.  BR, 

nach  Einsicht  des  Ber.  des  eidg.  Kommissärs,  Herrn  Oberst  Ktinzli, 
vom  3().  März,    aus  welchem  hervorgeht,    dass   gegenwärtig  im  Kanton 
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Tessin  vollständige  Ruhe  hen-scht.  und  dass,  wenn  auch  eine  Beruhigung 
der  Gemüter  noch  nicht  eingetreten  ist,  doch  keine  Veranlassung  vor- 
liegt, neue  Ruhestörungen  zu  befürchten, 

in  Erwägung,  dass  nach  der  Ansicht  des  Kommissärs  kein  Grund 
vorhanden  ist,  noch  länger  ein   eidg.  Kommissariat   im  Kt.  Tessin  bei- 
zubehalten,  und   dass   diese  Ansicht   von   allen  Mitgliedern   des  tessi- 
nischen  Staatsrates  geteilt  wird, 
bescliliesst : 
Das   im  Kanton    Tessin    bestellte  Kommissariat    wird    mit 
heute  als  aufgehoben  (»rklärt.     Herr  Oberst  Künzli  wird  dem- 
gemäiss  seiner  Funktionen  als  eidg.  Kommissär  enthoben,  wovon 
ihm  und  dem  tessinischen  Staatsrat  Mitteilung   gemacht  wird. 

XV. 

Mit    Botsch.    vom   3.    Dez.    ISfK)   hatte. der    BR   der    BVers. 
beantragt  zu  beschliessen  : 

Die  vom  BR  in  Bezug  auf  die  Tessiner  Angelegenheiten  ge- 
troffenen neuen  Massnahmen  werden  genehmigt,  und  die  ihm  durch 
BBeschl.  vom  d.  Okt.  189()  erteilten  Vollmachten  werden  erneuert. 
Die  BVers.  vertagte  indessen  die  Beschlussfassung  über  diesen 
Antrag  in  der  Hoffnung,  es  werde  dem  BR  schon  in  der  Früh- 
jahrssession 1891  möglich  sein,  ihi*  von  der  Aufhebung  der  Okku- 
pation des  Kts.  Tessin  und  zugleich  auch  von  der  Herstellung 
eines  gerechten  und  für  die  dauernde  Aufrechterhaltung  des  Friedens 
und  der  Beruhigung  der  Gemüter  völlige  Garantie  bietenden  Ver- 
fassungszustandes im  Tessin  Kenntnis  zu  geben.  Diese  Hoffnung 
ging  aber  nur  teilweise  in  Erfüllung.  Lnmerhin  konnte  der  BR 
seine  Botsch.  nebst  Beschl.-Entw,  vom  3.  Dez.  nach  Aufhebung 
des  eidg.  Konnnissariats  am  3.  April  1891  zurückziehen.  Die  Frage 
der  Verf.-Revision  wurde  dagegen  neuerdings  aufgerollt.  Am  14.  Juni 
1891  wurde  der  Anti-ag  auf  partielle  Revision  der  Verfassung  vom 
Tessiner  Volke  fast  einstimmig  angenommen,  die  Wahl  eines  Ver- 
fassungsi'ates  dagegen  auf  den  März  1892  verschoben.  Das  von 
diesem  ausgearbeitete  Verf.-Ges.  vom  2.  Juli  1892  wnn-de  in  der 
Volksal)stimniung  vom  2.  Okt.  1892  mit  11,115  gegen  2746  Stimmen 
angenommen.  *) 

Auf  Grund  einer  Botsch.  des  BR  vom  20.  Juni  l)eschloss  die 
BVers.  den  18.  Dez.  1891: 

Die   vom  BR  in  Bezug  auf  die   Tessiner  Angelegenheiten  ge- 
troffenen neuen  Massnahmen  werden  genehmigt. 

')  Vgl.  unten  4.  Kapitel,  §  Tessin;  A.  S.  n.  F.  XIll  2U. 
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XVI. 

Wie  bereits  oben  S.  143  mitgeteilt  wurde,  l)eschloss  die  Anklage- 
kammer des  Schweiz.  BGer,  den  6.  April  1891  betr.  die  September- 
vorgänge von  189()  im  Tessin  21  Personen  wegen  Teilnahme  an 
einem  Unternehmen,  das  die  gewaltsame  Vertreibung  oder  Auflösung 
der  Tessiner  Regierung  zum  Zwecke  hatte,  in  Anklagezustand  zu  ver- 
setzen; dieselbe  Anklagekammer  beschloss  sodann  den  30.  April 
1891  betr.  die  Mäi^- Vorfälle  im  Tessin  im  Frühjalu-  1889^)  41  Per- 
stmen  in  Anklagezustand  zu  versetzen,  zum  Teil  unter  der  Anklage 
bei  Gelegenheit  der  Tessiner  Grossratswahlen  vom  3.  März  1889 
für  ihre  Stimmabgabe  Geschenke  angenommen  zu  haben,  zum  Teil 
unter  der  Anklage,  bei  Gelegenheit  dieser  Wahlen  versucht  zu 
haben,  auf  an  der  Verhandhmg  teilnehmende  Bürger  durch  Ge- 
schenke oder  Verheissungen  von  solchen  oder  durch  Drohungen 
einen  Einfluss  auszuüben  (Art.  14,  49  litt,  b  und  c,  52  des  BStraf- 
rechts).  Die  Angeklagten  wurden  den  eidg.  Assisen  und  zwar  die 
erstem  den  eidg.  Assisen  in  Zürich,  die  letztem  den  eidg.  Assisen 
in  Luzern  überwiesen. 

Durch  die  vom  NR  den  8.  Juni  1891  erheblich  erklärte  Mo- 
tion Brenner  w^urde  der  BR  eingeladen,  über  die  Frage  Ber.  und 
Antrag  zu  bringen,  ob  und  in  welcher  Ausdehnung  eine  Anmestie 
auszusprechen  sei  wegen  der  den  eidg.  Assisen  überwiesenen  Vor- 
fälle vom  Sept.  189()  und  Febr.  und  März  1889,  Postl.-Slg.  n.  F.  451. 
Mit  Botsch.  vom  15.  Juni  beantragte  der  BR  den  eidg.  Räten  in 
Anwendung  des  Art.  85  Ziff.  7  der  BV  folgenden  Amnestiebeschl.: 

1.  Die  an  die  eidg.  Assisen  nach  den  Beschl.  der  Anklage- 
kammer des  Schweiz.  BGer.  vom  6.  April  1891  betr.  den  Aufstand 
im  Kt.  Tessin  vom  11.  Sept.  1890  und  vom  28.  und  30.  April  1891 
betr.  die  Wahlen  vom  3.  März  1889  für  die  Ernennung  der  Mit- 
glieder des  Grossen  Rates  im  Kt.  Tessin  überwiesenen  Prozesse 
sind  niedergeschlagen. 

2.  Der  Prozess  betr.  die  Tötung  von  Staatsrat  Rossi  wird 
seinen  Fortgang  nehmen  und  ist  derselbe  in  dem  gegenwärtigen 
^\jnnestiebeschl.  nicht  inbegriffen.  B  1891  III  602. 

Der  NR  trat  mit  Beschl.  vom  19.  Juni  der  Auffassung  des 
BR  bei  und  genehmigte  mit  73  gegen  62  Stimmen  den  Amnestie- 
beschl., der  StR  dagegen  beschloss  den  24.  Juni  mit  30  gegen  11 
Stimmen  auf  den  Amnestieantrag  nicht   einzutreten.     Hierauf  ver- 
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zichtete  der  NR  auf  eine  Weiterbehandlung  der  Angelegenheit,'  und 
der  Zürcherprozess  nahm  den  29.  Juni  seinen  Anfang,  endigte  aber 
nach  vierzehntägiger  Verhandlung  den  14.  Juli  mit  der  Frei- 
sprechung der  21  Angeklagten,  indem  die  Geschworenen  die  Schuld- 
frage verneinten ;  hievon  war  ausgenommen  Angelo  Castioni,  der 
in  contumaciam  sowohl  wegen  der  am  11.  Sept.  1890  mit  rechts- 
widrigem Vorsatz  erfolgten  Teilnahme  an  einem  Unternehmen, 
welches  die  gewaltsame  Vertreibung  oder  Auflösung  der  Reg.  des 
Kts.  Tessin  zum  Zwecke  hatte,  als  auch  wegen  absichtlicher  Tötung 
des  Staatsrates  Rossi,  verü})t  bei  dem  Aufstande  in  Bellinzona  vom 
11.  Sept.  ISJK)  durch  einen  nach  Erbrechung  des  eisernen  Tores 
des  Palazzo  governativo  abgegebenen  Revolverschuss,  zu  einer  Zucht- 
hausstrafe von  8  Jahren,  sowie  zum  Verlust  des  Aktivbürgerrechts 
für  die  Dauer  von  12  Jahren  verurteilt  wurde.  B  1892  II  574.  M 

Der  BR  hebt  in  seiner  Botsch.  vom  15.  Juni  1891  hervor,  dass 
sich  die  Frage  der  Niederschlagung  der  Strafprozesse  auf  dem  Wege 
der  Amnestie  einzig  und  allein  auf  politischem  Boden  beant- 
worten lasse,  indem  von  Erwägungen  spezifisch  juristischer  Natur 
völlig  abzusehen  sei.  Die  Frage  stelle  sich  einfach  so:  liegt  es  im 
Interesse  der  Schweiz  und  des  Kts.  Tessin  vorab,  dass  den  Tessiner- 
Prozessen  ihr  ordentlicher  Lauf  gelassen  und  ein  Urteil  gefällt  werde, 
oder  wäre  es  nicht  vielleicht  für  die  Beruhigung  der  Gemüter 
zweckmässiger,  eine  Verhandlung  zu  vermeiden,  welche  beiden 
Parteien  Gelegenheit  geben  w^ürde,  sich  durch  Erneuerung  der 
gegenseitigen  Vorwürfe  zu  erhitzen?  Indem  sich  der  BR  für  die 
Anmestie  aussprach,  verwies  er  u.  a.  auch  auf  die  durch  die  BVors. 
geschaffenen  Präzedenzfälle,  nämlich  auf  die  Amnestie  vom  25.  Juli 
1855  in  einer  Tessinerangelegenheit,  A.  S.  V  170,  und  auf  die 
vom  16.  Jan.  1857  anlässlich  des  Neuenburger  Royalistenputsches : 
der  BR  führt  in  seiner  Botsch.  aus: 

Was  die  Neuenburger  Angelegenheit  betrifft,  so  wollen  wir  uns 
dabei  nicht  lange  aufhalten.  Angesichts  des  überwiegenden  Einflusses, 
den  Beweggründe  internationaler  Natur  auf  den  Erlass  dieses  Amnestie- 
beschl.  ausgeübt  haben,  lässt  sich  nicht  mehr  bestimmen,  inwiefern 
man  dabei  von  dem  Wunsche  ausging,  die  Beruhigung  der  Gemüter 
im  Kanton  Neuenburg  zu  fördern.  Heute,  nach  35  Jahren,  aber  dürfen 
wir  behaupten,  dass  die  alten  Feinde  der  Repubhk  sich  ohne  jenes 
Amnestiedekret  mit  dieser  Staatsform  nur  langsjim  und  niemals  völlig 
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ausgesöhnt  hätten.  Und  doch  war  damals  viel  Bürgerblut  geflossen, 
es  war  eine  wehrlose  Frau  feig  ermordet  worden,  der  Generalanwalt 
beantragte  damals  die  Versetzung  von  82  Personen  in  Anklagezustand. 
und  der  Untersuchungsrichter  woDte  diesen  weitere  562  Angeklagte 
hinzufügen. 

Der  zweite,  vom  25.  Juli  1855  datierte  Amnestiebeschluss  verdient 
ein  längeres  Verweilen.  Wir  befinden  uns  im  Jahre  1854  im  Kanten 
Tessin,  an  dessen  poUtischem  Himmel  soeben  erst  ein  gefahrdrohendes. 
Gewitter  vorübergezogen  ist.  Oesterreich  hatte  nämlich  aus  der  damals 
unter  seiner  Herrschaft  stehenden  Lombardei  4000  Tessiner  ausgewiesen 
und  den  Kanton  Tessin,  welchem  es  kraft  alter  Verträge  Salz  und 
Getreide  liefern  sollte,  durch  eine  Blokade  abgesperrt.  Die  Eidg.  war 
zum  Schutze  ihrer  Südgrenze  und  zur  Unterstützung  der  einer  Hungers- 
not entgegengehenden  Tessiner  Bevölkerung  eingeschritten,  wobei 
Herr  Bourgeois-Doxat  als  eidg.  Kommissär  funktionierte.  So  kommt 
der  Oktober  1854  herbei  und  mit  ihm  die  Nationalrats  wählen.  Bei 
dieser  Gelegenheit  versuchten  Banden  von  Konservativen  am  26.  und 
29.  Okt.  in  Giubiasco  und  am  29.  Okt.  in  Agno  durch  Drohungen 
und  Gewalt  ihre  pohtischen  Gegner  einzuschüchtern  und  von  der  Aus- 
übung des  Stimmrechts  abzuhalten ;  verschiedene  Biirger  werden  durch 
Steinwürfe  und  Schüsse  verletzt.  Der  BR  eröffnet  eine  eidg.  Unter- 
suchung, über  deren  Ergebnis  der  Generalanwalt  am  12.  März  1855 
Bericht  erstattet.  40  der  Teilnahme  an  den  Vorgängen  in  (üubiasco 
und  8  wegen  des  Vorfalls  in  Agno  angeschuldigte,  sämtlich  der  konser- 
vativen Partei  angehörige  Bürger  werden  von  der  Anklagekammer  den 
eidg.  A&sisen  überwiesen,  während  dagegen  betr.  die  gegen  freisinnige 
Bürger  wegen  gewisser  Unordnungen  in  Rusco  und  Umgebung  er- 
hobenen Anklagen  Aktenvervollständigung  angeordnet  wird.  Wie  heute, 
so  hatte  auch  damals  das  BCxer.  beschlossen,  den  Prozess  nicht  vor 
tessinischen  Geschworenen,  sondern  vor  denjenigen  des  IV.  Bezirks  ver- 
handeln zu  lassen.  Der  eidg.  Generalanwalt  hielt  es  jedoch  für  äusserst 
schwierig,  die  Angeklagten  und  die  Zeugen,  ein  kleines  Heer  gegen- 
seitig töthch  verfeindeter  Tessiner,  nach  Chur  überzuführen,  ja  er 
sprach  sogar  von  damit  verbundenen  Gefahren;  er  war  vielmehr  der 
Ansicht,  man  solle  die  Assisen  des  IV.  Bezirks  nach  dem  Tessin  ver- 
legen und  sie  dort  irgendwo  ihre  Sitzung  abhalten  lassen.  Im  Ein- 
verständnis mit  dem  BR  stellte  er  einen  dahin  zielenden  Antrag  hei 
der  Anklagekammer,  welche  ihrerseits  den  Assisenpräsidenten  ermäch- 
tigte, den  Ort  der  Verhandlungen  nach  seinem  Ermessen  anzusetzen. 
Da  kam  am  2.  April,  unmittelbar  vor  der  Einbenifung  der  Assisen,  die 
liberale  Tessiner  Regierung  beim  BR  um  den  Erlass  eines  Aninestie- 
dekretes  ein.  Das  Gesuch  wurde  vom  eidg.  Kommissär  mit  einem 
empfehlenden  Vorbericht  an  den  BR  einbegleitet,  und  dieser  legte  der 
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BVers.  den  Entw.  eines  Amnestiebeschl.  vor,   der   am  24.  und  25.  Juli 
1855  genehmigt  wurde. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  einige  Stellen  aus  dem  Schreiben 
der  Tessiner  Reg.  von  1855  in  Erinnerimg  zu  bringen.  Der  Staats- 
rat sagt:  «Die  erneute  Vorführung  derjenigen  Vorgänge,  welche  die 
Untersuchung  veranlasst  haben,  ist  sozusagen  gleichbedeutend  mit 
der  Wiederbelebung  der  Aufregung,  von  welcher  jene  Vorfälle  be- 
gleitet waren.  Sie  wissen,  wie  ansehnlich  die  Zahl  der  Angeklagten 
und  der  Zeugen  ist,  zu  denen  beide  Parteien  ihr  Kontingent  stellen, 
und  man  kann  geradezu  behaupten,  dass  der  grftsste  Teil  der 
Kantonsbevölkerung  an  den  Verhandhmgen  Anteil  nehmen  und  daran 
für  seme  Leidenschaft  neue  Nahrung  finden  wird,  während  doch  die 
dem  Prozess  zu  Gnmde  liegenden  Vorgänge  längst  keinen  praktischen 
Wert  mehr  haben.  Erwägungen  verschiedenster  Art  sprechen  für  unser 
Gesuch:  da  die  tessinischen  Geschworenen  ausgeschlossen  sind,  so 
werden  Zeugen  und  Angeklagte  weder  die  Sprache  der  Geschworenen 
noch  diejenige  des  Gerichtshofes  sprechen;  ein  Geschworener  aber,  der 
selber  nicht  versteht,  was  die  Angeklagten  und  die  Zeugen  vorbringen, 
spielt  eine  Rolle,  die  mit  der  Idee  des  Geschworenengerichtes  in  grell- 
stem Widerspniche  steht  ....  Dazu  kommt  noch,  dass  der  General- 
anwalt die  Angeklagten  aufgefordert  hat,  ihre  Verteidigung  in  deutscher 
Sprache  anbringen  zu  lassen.  Wie  sollen  sich  denn  die  Angeklagten 
überzeugen,  dass  sie  richtig  verteidigt  werden,  wenn  sie  von  der  ganzen 
Rede  ihres  Verteidigers  kein  Wort  verstehen,  und  wie  soll  aus  diesem 
eigentümlichen  Schauspiel  Achtimg  für  die  neugeschaffenen  eidg.  Ein- 
richtungen erwachsen?  Sie  werden  sich  der  Einsicht  nicht  verschliessen 
können,  dass  die  Amnestie  für  die  Würde  der  eidg.  Einrichtungen 
ebenso  notwendig  ist  als  für  die  Benihigung  des  Kts.  Tessin.» 

Das  war  die  Sprache,  welche  die  Tessiner  Reg.  im  Jahr  1855 
führte,  als  sie  die  Amnestie  ihrer  politischen  Gegner  nachsuchte. 

Was  die  Tessiner  Reg.  zur  Niederschlagung  des  Zürcher- 
prozesses  nicht  tat,  tat  sie  dagegen  nach  der  in  Zürich  erfolgten 
Freisprechung  behufs  Niederschlagung  des  Luzernerprozesses.  Mit 
Schreiben  vom  11.  Sept.  1891  teilte  sie  dem  BR  mit,  dass  sie  ein- 
stimmig besclilossen  habe,  der  BVers.  einen  Amnestieantrag  mit 
Bezug  auf  die  bei  Anlass  der  Grossratswahlen  vom  3.  März  1889 
begangenen  Wahlbestecliungen  zu  unterbreiten.  Der  Wortlaut 
dieses  Schreibens  ist: 

In  unserer  Sitzung  vom  7.  Sept.  haben  wir  den  einstimmigen 
ßeschluss  gefasst,  der  h.  BVers.  einen  Antrag  auf  Amnestie  zu  unter- 
l)reiten  mit  Bezug  auf  die  Wahlbestechungen,  die  anlässlich  der  Gross- 
ratswahlen vom  8.  März  1889  begangen  und  wegen  deren  41  Bürger 
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mit  Beschl.  vom  30.  April  1891  den  nach  Luzem  einzubenifenden  eidg. 
Assisen  überwiesen  worden  sind. 

Abgesehen  von  unserm  Wunsche,  alle  Anlässe  zu  vermeiden,  wo- 
dm-ch  die  in  allmählicher  Beruh igungbegriifenen  politischen  Leidenschaften 
zu  neuer  Glut  entfacht  werden  könnten  und  abgesehen  auch  von  der 
Rücksicht  auf  die  Länge  der  Zeit,  die  seit  den  den  Gegenstand  des 
Prozesses  bildenden  Vorfällen  verflossen  ist,  sowie  auf  die  folgen- 
schweren Ereignisse,  die  sich  seither  zugetragen  und  jene  Vorfälle  in 
den  Hintergrund  gedrängt  haben,  ist  unser  Beschluss  auch  aus  der 
Erwägimg  hervorgegangen,  dass  die  persönhchen  Verhältnisse  der  An- 
geklagten unseres  Erachtens  eine  regelrechte  Erledigung  der  Angelegen- 
heit geradezu  unmöglich  machen. 

Beinahe  alle  Angeklagten  sind  imbemittelte  Arbeiter  odej*  Land- 
leute, die  sich  nicht  in  der  Lage  befinden,  für  die  Kosten  eines  langem 
Aufenthaltes  in  Luzern  und  einer  wirksamen  Verteidigung  aufzukommen. 
Mehrere  unter  ihnen  sind  infolge  periodischer  Auswanderung  ausser 
Landes,  und  es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  sie  wieder  heimgekehrt  sein 
werden,  wenn  die  eidg.  Assisen  zusammentreten. 

Es  lässt  sich  daher  voraussehen,  dass  der  grössere  Teil  der  An- 
geklagten zu  den  Verhandlungen  nicht  erscheinen  und  infolgedessen 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  in  contumaciam  verurteilt  werden  wird, 
während  die  wenigen,  in  bessern  Vermögensverhältnissen  befindlichen, 
das  Vorrecht  einer  guten  Verteidigung  geniessen  und  sich  damit  den 
Weg  zur  Freisprechung  bahnen  werden.  Möglich  ist  auch,  dass  die 
politischen  Parteien  dazwischen  treten  imd  die  Verteidigungskosten 
übernehmen  wüi'den;  allein  dadurch  erhielte  der  Prozess  den  Charakter 
eines  Tummelplatzes  für  gegenseitige  Anschuldigungen,  was  zu  nichts 
führen  würde  als  dazu,  die  Gemüter  zu  verbittern  und  die  Herstellung 
des  Friedens  von  neuem  zu  erschw^eren. 

Unter  diesen  Umständen  sind  wir  den  Ansicht,  dass  das  Li- 
teresse der  Gerechtigkeit  selbst  für  die  Zweckmässigkeit  einer  Amnestie 
spricht .... 

Der  BR  fassto  dieses  Amnesticgosucli  als  Antrag  auf  Grund 
des  den  Kantonen  nach  Art.  93  der  BV  zustehenden  Vorschlags- 
rechtes auf;  er  übermittelte  dasselbe  mit  seinem  nach  Art.  102 
Ziff.  4  der  BV  zu  erstattenden  Berichte  vom  7.  Dez.  in  empfehlen- 
dem Sinne  der  BVers.;  er  hob  in  demsel])en  hervor: 

Dem  uns  erteilten  Auftrage  getreu,  haben  wir  die  BeiTihigimg  des 
Tessin  mit  allen  uns  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  fördern  gesucht. 
Unter  diesen  Mitteln  schien  ims  die  Amnestie,  die  zugleich  den  Zürdier 
und  den  Luzemer  Prozess  niederauschlagen  bestimmt  war,   obenan   zu 
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stehen.    Wir  haben    seiner  Zeit  diese  Amnestie  bei  des  BVers.  bean- 
tragt und  befürwortet ;  wir  haben  aber  damals  kein  Gehör  gefunden. 

Die  Initiative  der  beteiligten  Regierung  bringt  nun  diesen  Gegen- 
stand wiederum  auf  die  Tagesordnung  der  BVers.  Wenngleich  die 
Amnestie  jetzt  nur  mehr  auf  einen  der  beiden  Tessiner  Prozesse  an- 
wendbar ist,  so  glauben  wir  doch  auch  heute  noch,  wie  im  vergangenen 
Juni,  dass  sie  die  Beruhigung  der  Gemüter  im  Kanton  Tessin  fördern 
wird. 

Vor  dem  erwähnten  Schritte  der  tessinischcn  Regierung  war  frei- 
lich von  verschiedenen  Seiten  in  der  Presse  die  Amnestie  zum  Gegen- 
stand gewisser  Anfeindungen  gemacht  worden;  man  warf  ihr  vor,  dass 
dadurch  der  vom  Ausgang  der  Zürcher  Assisenverhandlungen  nicht  be- 
friedigten Partei  das  Wort  entzogen  werde.  Das  Vorgehen  der  Tessiner 
Regierung  scheint  diese  Einwendungen  beseitigt  zu  haben ;  wir  werden 
uns  deshalb  dabei  nicht  aufhalten;  es  würde  sich  darin  unzweifelliaft 
^in  Körnchen  Wahrheit  finden;  allein  unseres  Erachtens  wird  die  gegen- 
w^ärtige  Streitfrage  durch  eine  Erwägung  höherer  Ordnung  beherrscht, 
nämlich  durch  den  Wunsch  des  gesamten  Schweizervolkes,  den  Kanton 
Tessin  die  Bahn  des  Friedens  endgiltig  betreten  und  ihn  auf  die 
frühem  gewalttätigen  Kämpfe  verzichten  zu  sehen. 

In  dieser  Richtung  hat  er  schon  bedeutende  Fortschritte  gemacht. 
Obgleich  die  poütischen  Leidenschaften  hie  mid  da  noch  in  bedauer- 
licher Weise  aufflackern,  so  lässt  sich  doch  feststellen,  dass  dank  den 
fortgesetzten  Bemühungen  einer  grossen  Zahl  vom  besten  Willen  be- 
seelter Männer  und  besonders  dank  den  Anstrengungen  der  neuen 
Tessiner  Reg.  die  Beiiihigung  der  Gemüter  in  erfreulicher  Weise  fort- 
geschritten ist,  und  dass  heute  der  Wunsch  der  grossen  Mehrzahl  der 
Bürger  dieses  Kantons  in  beiden  Lagern  dahin  geht,  die  politischen 
Kämpfe  möchten  endlich  auch  im  Tessin  denjenigen  friedlichen  Charakter 
-annehmen,  den  sie  in  andern  Kantonen  tragen .... 

Den  18.  Dez.  1891  beschloss  die  BVers.,  in  Anwendung  des 
Art.  85  Ziff.  7  der  BV. 

nach  Einsicht  des  Antrages  des  Staatsrates  des  Kts.  Tessin 
vom  11.  Sept.  1891,  sowie  der  diesen  Antrag  empfehlenden 
Botsch.  des  BR  vom  7.  Dez.  1891: 

Der  an  die  eidg.  Assisen  nach  den  Beschlüssen  der  An- 
klagekammer des  Schweiz.  BGer.  vom  23.  und  30.  April  1891 
betr.  die  Wahlen  vom  3.  März  1889  für  die  Ernennung  der 
Mitglieder  des  Grossen  Rates  im  Kanton  Tessin  überwiesene 
Prozess  ist  niedergeschlagen.  B  1892  I  92. 
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Nach  Ai't.  1(>  Abs.  4  der  BV  trägt  der  malmende  oder  die 
eidg.  Intervention  veranlassende  Kanton  die  Kosten  einer  solchen, 
wenn  nicht  die  BVers.  wegen  besonderer  Umstände  etwas  Anderes 
beschliesst. 

Die  Kostenrechnung  für  die  Tessiner  Interventionen  in  den 
Jahren  1889  -  1891  stellte  der  BR  auf  folgender  Grundlage  auf : 

Zunächst  nahm  er  die  Kosten  für  das  eidg.  Kommissariat 
darin  auf.  Die  Auslagen  für  die  militärische  Besetzung  brachte  er 
dagegen  nicht  ganz,  sondern  da,  w^o  der  Okkupationsdienst  für  die 
Truppe  an  die  Stelle  eines  Wiederholungskurses  getreten  ist,  nur 
bezügUch  des  Überschusses  der  Kosten  in  Rechnung,  der  sich  aus 
der  Solddifferenz  (BGes.  vom  21.  Febr.  1878,  All;.  5),  aus  der  Ein- 
berufung der  Regimentsstäbe,  aus  der  längern  Dauer  des  Dienstes, 
sowie  endlich  aus  der  Verlängerung  des  Eisenbahntransportes  er- 
gab. Die  Gerichtskosten  endüch  (Untersuchungen,  Staatsanwalt- 
schaft, Geschworene)  hat  der  BR  nicht  mitgerechnet.  Man  könnte 
allerdings  sagen,  die  BGerichtsbarkeit  sowohl  für  den  Zürcher, 
als  für  den  Luzemer  Prozess  sei  in  der  eidg.  Intervention  l)e- 
gründet,  so  dass  diese  Gerichtskosten  zu  den  Interventionskosten 
im  weitern  Sinne  gerechnet  werden  könnten.  Der  BR  hat  sich 
jedoch  nicht  von  dieser  Erwägung  leiten  lassen,  von  der  Ansicht 
ausgehend,  die  Eidg.  habe  die  Kosten  für  ihre  Rechtsprechung 
selbst  zu  tragen,  unter  Vorbehalt  des  Rückgriffs  auf  die  Verur- 
teilten. Dieser  Grundsatz  scheint  auch  bisher  stets  gehandliabt 
worden  zu  sein:  so  hat  die  Eidg.  die  Kosten  des  Geschworenen- 
gerichts in  Zürich  nach  der  eidg.  Intervention  von  1871  bezahlt,  ohne 
vom  Kanton  Zürich  deren  Erstattung  zu  verlangen,  obschon  ihm  die 
BVers.  die  Interventionskosten  nicht  erlassen  hatte,  B  1872  III 
823;  1873  I  197,  II  62  ZifF.  3. 

Die  Rechnung  für  die  Interventionen  der  Jahre  1889  bis 
1891  stellte  sich  demnach  wie  folgt: 

Im  Jahr  1889: 

Kommissariat Fr.     6,(584.  40 

Militär:    Infanterie-Regiment   Nr.   28.     Gesamtaus- 
gabe Fr.  155,984.  64;  Überschuss         .         .         .      „    49,295.  iK) 

Total    Fr.  55,980.  30 
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In  den  Jahren  18iK)  und  1891: 

Kommissariat   . 

.        «        . 

■                  •                  • 

Fr. 

15,885. 

80 

Militär : 

Infanterie-        Batiiillon. 

Gesamtausgabe. 

tibersclniss. 

Regiment. 

Fr. 

Fr. 

■ 

Nr.  13      38  und  39 

158,911.  05 

93,843.  (50 

.     U       40     .     42 

163,982.  15 

90,851.  35 

„     10      28     „     29 

135,935.  53 

79,220.  10 

„     10      30 

(«5,097.  76 

34.559.  95 

Dragoner-Regiment 

Nr.  8     . 

i'AM'Z.  58 

(54,iH52.  58 

•• 

36)}  ,437. 

58 

der  l)eiden  Inte 

Total 
rventionen 

Fr. 

379,323. 

38 

Total 

Fr. 

435,303. 

"(58 

Diese  Rechnung    wurde   am  11.  Nov.  1891    der  Tessiner  Re- 
.  gierung    mit  der  Einladung,    sie  zu  prüfen    imd    dem  BR  ihre  all- 
falligen  Bemerkungen  mitzuteilen,  unterbreitet.    Den  27.  Nov.  ant- 
wortete sie: 

Wir  haben  die  uns  den  11.  Nov.  zugestellte  Rechmmg  über  die 
Kosten  der  bewaffneten  eidg,  Interventionen,  welche  anlässlich  der 
Grossratswahlen  vom  8.  März  1889  und  der  Ereignisse  vom  11.  Sept. 
1890  angeordnet  worden  sind,  geprüft  und  haben  über  die  Richtigkeit 
der  ausgesetzten  Beträge  keine  Bemerkung  zu  machen. 

Dagegen  glauben  wir,  im  Hinblick  auf  die  besondere  Lage,  in  der 
sich  unser  Kantern  befindet,  die  Bestimmung  des  Art.  10  Abs.  4  der 
BV  annifen  zu  dürfen,  um  bei  der  BVers.  die  Übernahme  dieser  Kosten 
durch  die  Eidg.  zu  beantragen.  Wir  stellen  hiemit  das  bezügliche 
Gesuch. 

Es  ist  nicht  nötig,  Ihnen  die  Ursachen  in  Erinnerung  zu  rufen, 
welche  die  eidg.  Behörden  zweimal  innerhalb  eines  so  kurzen  Zeit- 
raumes zur  Anordnung  einer  Intervention  im  Kt.  Tessin  l)ehufs  Auf- 
rechthaltung oder  Wiederherstellung  der  schwergest(*)rten  öffentlichen 
Ordnung  veranlasst  haben.  Die  schmerzlichen  Prüfungen,  welche  unser 
Kanton  infolge  Ul)ertreibung  der  i)olitischen  Kämpfe  besonders  in  den 
letzt  vergangenen  Jahren  zu  bestehen  hatte,  sind  zu  bekannt,  als  dass 
wir  derselben  hier  nochmals  gedenken  nnissten.  Kurz  gesagt,  der  . 
Kanton  war  durch  so  heftige  Parteifehden  zerrissen,  dass  er  sich  in 
einem  Zustand  fortwährender  l'berreizung  der  Gemüter  befand,  der  zu 
den  traurigsten  Eolgen,  ja  zum  Verhängnisse  des  Bürgcrkri(»ges  führ(»n 
konnte. 
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Andrerseits  glauben  wir  hervorheben  zu  sollen,  dass  die  Absicht 
der  Eidg.  bei  ihrer  Intervention  und  ganz  besonders  bei  ihrer  nach- 
folgenden Vermittlmig  zwischen  den  streitenden  Parteien,  worauf  im 
Grunde  die  gegenwärtige  Lage  der  Dinge  beruht,  keine  andere  war  als 
die,  wenn  nicht  alle,  so  doch  einige  der  Hauptursachen  der  Erregung 
zu  beseitigen  und  dadurch  die  Aussöhnung  im  Lande  sicher  zu  stellen. 

Die  Aufgabe,  dieses  Friedensprogramm  zu  verwirklichen,  ist  ganz 
besondere  dem  gegenwärtigen  Staatsrat  anvertraut  worden,  dessen  Zu- 
sammensetzung als  Residtat  der  eidg.  Vermittlung  angesehen  w^erden 
kann. 

Der  Staatsrat  ist  ohne  Zögern,  unter  sehr  schwierigen  Verhält- 
nissen, an  diese  mühevolle  Aufgabe  herangetreten:  er  hat  geglaubt  und 
glaubt  dies  auch  zur  Stunde  noch,  das  einzige  Mittel,  den  Kt.  Tessin 
jenen  unfruchtbaren  und  aufreibenden  Kämpfen  endlich  zu  entreissen, 
bestehe  darin,  dass  alle  bloss  politischen  Fragen  in  den  Hintergrund 
gedrängt  werden;  hätten  sie  doch  die  Kluft  zwischen  beiden  Parteien 
nur  noch  tiefer  machen  können.  Der  Staatsrat  stellte  in  diesem  Sinne 
ein  Programm  w^irtschaftlicher  Reformen  auf  und  nahm  die  Verbesserung 
und  Weiterbildung  der  Civilrechtsgesetzgebung  in  Aussicht,  um  so  dem 
öffentlichen  Leben  ein  fruchtbares  Feld  der  Tätigkeit  zu  eröffnen,  auf 
welchem  die  gutgesinnten  Bürger  alle  zusammenwirken  könnten. 

Die,  wenn  auch  nur  teilweise,  Vei'wirklichung  dieses  Programmes 
weist  bereits  schöne  Ergebnisse  auf.  Die  Grundlagen  des  öifentlichen 
Lebens  sind  natürlicher,  die  Reibungen  weniger  heftig,  die  Leiden- 
schaften weniger  fühlbar  gew^orden.  Die  weitere  Entwicklung  des 
Programmes  wird  dieses  Werk  vollenden. 

So  wird  das  tessinische  Volk  allmählich  die  Erinnerung  an  eine 
Vergangenheit  verlieren,  die  es  zu  sehr  entzweit  hat,  und  seine  Auf- 
merksamkeit der  Zukunft  zuwenden,  w^elche  in  glücklicherem  Lichte 
erscheint. 

Die  Fortsetzung  dieses  Friedenswerkes  würde  aber  nicht  nur  er- 
schwert, sondern  geradezu  verunmögücht,  wenn  die  Eidg.  dadurch, 
dass  sie  von  unserm  Kanton  den  Ersatz  der  Kosten  der  angeordneten 
Interventionen  verlangt,  den  Parteien  neue  Nahrung  zu  heftigster  Zw  ie- 
tracht  böte.  Denn  darüber  darf  man  sich  keiner  Täuschung  liingeben, 
dass,  wenn  dieser  Fall  wirklich  eintreten  sollte,  die  Parteien  —  durch 
gegenseitige  Aufbürdung  der  Verantwortlichkeit  für  die  dem  Kanton 
hieraus  entstehende  finanzieUe  Belastung  —  diesen  Umstand  ausnützen 
würden,  um  die  Leidenschaften  des  Volkes,  welche  wohl  schlummern, 
aber  keinesw^egs  erloschen  sind,  neu  anzufachen  und  neuer  und  noch 
verhängnisvollerer  Aufregung  zu  rufen. 

13 
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Wenn  aber  die  Eidg.  die  durch  die  Arbeit  eines  ganzen  Jahres 
erwirkte  Frucht  nicht  in  einem  Tage  zerstören,  wenn  sie  dem  tessi- 
nischen  Staatsrat  nicht  den  Weg  zur  Vollendung  der  Aufgabe  ver- 
schliessen  will,  w-elche  demselben  in  innigem  Zusammenhang  mit  ihrem 
eigenen  Rat  und  ihren  eigenen  W^egleitungen  übertragen  worden  ist, 
dann  gestaltet  sich  der  Erlass  fraglicher  Kosten  zu  einer  unbestreit- 
baren und  patriotischen  Notwendigkeit,  nicht  nur  im  Interesse  des 
Kantons  Tessin,  sondern  in  demjenigen  der  Eidg. 

Wir  hegen  deshalb  die  Zuversicht,  dass  unser  Gesuch,  durch  die 
Befürwortung  des  BR  unterstützt,  die  ungeteilte  Zustimmung  der 
h.  BVers.  finden  werde  .... 

In  seiner  Botsch.  vom  15.  Dez.  1891  empfahl  der  BR  der 
BVers.  diesem  Gesuch  zu  entsprechen  und  in  Anwendung  des 
Art.  16  Abs.  4  der  BV  dem  Kt.  Tessin  die  Rückerstattung  der  dem 
Bunde  aus  den  eidg.  Literventionen  von  1889  und  1890  erwachsenen 
Kosten  zu  erlassen;  er  führte  zur  Begründung  dieses  Antrages  fol- 
gendes aus : 

Wenn  die  Eidg.  die  Rückerstattung  der  Kosten  ihrer  beiden 
Inten^entionen  verlangen  würde,  so  müsste  der  Kanton  Tessin  be- 
sondere finanzielle  Massregeln  treffen,  um  diese  ebenso  schwere  als 
unerwartete  Last  tragen  zu  können.  Diese  Massnahmen  hätten  eine 
nochmalige  Entfesselung  der  poUtischen  Leidenschaften  zur  notweödigen 
Folge.  Die  Parteien  würden  sich  mit  der  frühem  Heftigkeit  gegen- 
seitig beschuldigen,  durch  ihre  Handlungsweise  die  eidgenössische  Inter- 
vention in  ihrem  Kanton  herbeigerufen  und  diese  Kosten  veranlasst  zu 
haben.  Damit  würden  wir  nochmals  und  zwar  mit  eigener  Hand  jenes 
Versöhnungswerk  gefährden,  wofür  wir  bis  jetzt  mit  Ausdauer,  uner- 
müdhch  und  unentwegt,  trotz  mannigfacher  Enttäuschungen,  gewirkt 
haben,  und  das  wir  nicht  auf  einen  Schlag,  aber  nach  und  nach  zu 
vollenden  hoffen,  wenn  wir  unsere  Bemühungen  dafür  fortsetzen  imd 
alle  woldgesinnten,  vom  gleichen  Wunsche  beseelten  Manner  daran 
weiterarbeiten. 

Mit  Recht  hebt  die  Tessiner  Regierung  heiTor,  wie  sehr  es  sich 
empfehle,  den  Sinn  des  Tessiner  Volkes  auf  seine  national-ökonomische 
Weiterentwicklung  hinzulenken  und  dadurch  den  Parteikämpfen  im 
Tessin  den  herben,  ja  geradezu  gewalttätigen  Charakter  zu  nehmen, 
der  ihnen  schon  allzu  lange  angehaftet  hat,  und  der  für  die  Eidg.  ein 
Grund  zu  steter  Besorgnis  ist.  .  .  . 

Die  neue  Tessiner  RegieiTing  scheint  begriffen  zu  haben,  dass  die 
überall  so  hoch  geschätzte  Arbeitslust  und  Lebhaftigkeit  des  tessinischen 
Volkes  besser  zu  wichtigen  öffentlichen  Arbeiten  verwendet  werden 
könnte,    als   dass  sie  sich  in  imfruchtbaren  Zwistigkeiten  verzehrt,  die 
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den  Parteigeist  aufs  Äusserte  steigern  und  dadurch  den  Gedanken  an 
das  Wohl  des  Landes  nicht  aufkommen  lassen.  Aber  die  guten  Ab- 
sichten der  Regierung  stossen  leider  auf  finanzielle  Schwierigkeiten. 
Der  Kanton  ist  nicht  reich,  und  die  Untreue  des  Staatskassiers  Scazziga 
hat  ihm  einen  Verlust  verursacht,  von  dem  er  sich  nur  mit  Mühe  erholt. 
Was  wäre  die  Folge,  wenn  er  noch  die  Kosten  der  eidg.  Interventionen 
bezahlen  müsste?  Dann  würde  jedes  Projekt  für  öffentliche  Arbeiten, 
jeder  Verbesserungs-  oder  Umänderungsversuch  auf  gewerblichem  Ge- 
biete, ja  die  Hoffnung,  dem  öffentlichen  Leben  und  den  politischen 
Kämpfen  im  Kanton  Tessin  ein  friedliches  Gepräge  zu  verleihen,  auf 
lange  Zeit  hinaus  illusorisch  gemacht. 

Diese  Erwägungen  scheinen  uns  den  Gedanken  auszuschliessen, 
vom  Kanton  Tessin  die  Rückerstattung  der  Interventionskosten  zu  ver- 
langen. Die  Prüfung  früherer  Vorgänge  führt  uns  zum  gleichen  Schluss. 
Abgesehen  von  der  vom  Zürcher  Regierungsrate  zur  Zeit  des  Tonhalle- 
krawalls im  März  1871  angerufenen  eidg.  Intervention  hat  die  Eidg. 
seit  1848  niemals  den  Kantonen  die  Interventionskosten  auferlegt.  In 
dem  soeben  erwähnten  Zürcher  Falle  ersuchte  der  Kanton  um  Erlass  der 
Kosten;  die  BVers.  wies  das  Gesuch  ab.  Man  kann  darüber  ver- 
schiedener Ansicht  sein,  ob  dieser  Entscheid  wirklich  den  Verhält- 
nissen angemessen  war;  jedenfalls  muss  hervorgehoben  werden,  dass 
in  den  andern  Fällen,  insbesondere  nach  dem  Royahstenaufstand  in 
Neuenburg  im  Jahre  1856  und  nach  dem  blutigen  Zusammentreffen  der 
Genfer  in  Chantepoulet  im  Jahre  1864,  die  Eidg.  alle  ihre  Interventions- 
kosten auf  sich  genommen  hat  Heute  ist  ein  solcher  Entscheid  noch 
besser  gerechtfertigt  als  damals.  Je  umfassender  das  Gebiet  der  BBe- 
fugnisse  wird,  je  enger  die  Kantone  miteinander  verbunden,  je  zahlreicher 
ihre  gemeinsamen  Interessen  werden,  desto  mehr  bedarf  auch  der  Bund 
selbst  für  seine  Ruhe  und  sein  Wohlergehen  der  Aufrechthaltung  von 
Ordnung  und  Frieden  in  den  Kantonen.  Nicht  nur  im  Interesse  des 
Kantons  und  seiner  Einwohner  muss  der  Bund  Unruhen  vorbeugen  oder 
die  Ordnung  wieder  herstellen,  sondern  auch  im  eigenen  Interesse, 
imi  seiner  Würde  und  seiner  Sicherheit  willen. 

In  den  eidg.  Räten  stiess  der  Antrag  des  BR  auf  grossen 
Widerstand;  der  NR  beschloss  zunächst  den  24.  März  1893  mit 
66  gegen  63  Stimmen  nur  den  Erlass  von  zwei  Dritteilen  der 
Kosten;  diesem  Beschl.  beizustimmen  beantragte  die  Mehrheit  der 
Komm,  des  StR.  Der  StR  selbst  aber  beschloss  den  13.  Juni  1893, 
im  Sinne  des  Antrages  des  BR,  auf  die  Rückerstattung  der  Kosten 
vollständig  zu  verzichten,  und  diesem  BeschL  stimmte  der  NR 
den  7.  Juni  1893  bei.  Der  in  der  BVers.  gestellte  Antrag,  dem 
Beschl.    die   Referendumsklausel  beizufügen,  wurde   abgelehnt;    er 
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trat  vielmehr,  «weil  nicht  allgemein  verbindlicher  Natur»,  sofort  ui 
Kraft.  A.  S.  n.  F.  XIII  445. 

In  der  Diskussion  der  eidg.  Räte  machte  Nationalrat  Hilty 
den  Erlass  von  zwei  Dritteilen  der  Kosten  befürwortend  u.  a.  fol- 
gendes geltend; 

Die  BV  gibt  über  die  Kostenfrage  klare  Auskunft,  indem  sie  sagt, 
dass  die  Kosten  in  der  Regel  von  dem  die  Intervention  veranlassenden 
Kanton  bezahlt  werden,  dass  es  aber  der  BVers.  freistehe,  einen  ganzen 
oder  teilweisen  Erlaßs  auszusprechen.  Was  die  Präcedenzfälle  anbe- 
langt, so  ist  festzustellei;,  dass  es  kein  Präcedenz  in  dieser  Sache  gibt. 
Das  Präcedenz  vom  Jahre  1856  existiert  deshalb  nicht,  weil  die  Neuen- 
burger  Revolution  von  den  Neuenburgem  selbst  niedergeschlagen 
wurde,  bevor  eidg.  Truppen  einrückten,  und  die  Kosten,  welche  der 
Eidgenossenschaft  entstanden  sind,  sind  nicht  aus  der  Inter\'ention, 
sondern  aus  der  Kriegsrüstung  gegen  das  Ausland  entstanden.  Wie 
hätte  die  Eidg.  dazu  kommen  sollen,  dem  König  von  Preussen  eine 
Entschädigung  von  2,800,000  Franken  aufzuerlegen,  und  wie  hätte  sie 
dazu  kommen  sollen,  den  Kanton  Neuenburg  zur  Kostenzahlung 
zu  veranlassen,  sie,  die  im  Jahre  1814  gestattete,  dass  der  König  von 
Preussen,  welcher  1806  Neuenburg  friedhch  an  Frankreich  abgetreten 
hatte,  in  Neuenburg  einrückte,  von  w^eissgekleideten  Jungfrauen 
empfangen  \\Tirde,  und  seine  Recht^e  in  Empfang  nahm,  ohne  dass 
sie  ein  Wort  dazu  sagte,  und  die  es  in.  der  Tagsatzung  von  1832 
gestattete,  dass  der  bevoDmächtigte  Vertreter  von  Neuenburg  den  Antrag 
stellte,  Neuenburg  von  der  Schweiz  zu  trennen?  Unter  solchen  Um- 
ständen kann  man  von  einem  Präcedenz  von  Neuenburg  in  keinem 
Falle  reden;  da  war  die  Eidg.  staatsrechtlich  verpflichtet,  die  Kosten 
zu  zahlen. 

Dagegen  sind  zwei  Präcedenzfälle  vorhanden?,  der  von  1864  in 
Genf,  wo  es  sich  um  einen  Fall  handelt,  der  mit  dem  Tessiner  eine 
sehr  grosse  innere  und  äussere  Ähnlichkeit  hat,  und  wo  die  sämtlichen 
Kosten  erlassen  wurden,  und  der  von  Zürich,  wo  die  Kosten  dagegen 
nicht  erlassen  wurden.*)  Diese  beiden  Präcedenzfälle  sind  seit  Be- 
stehen des  BStaates  die  einzigen  und  heben  sich  gegenseitig  auf,  und 
somit  wird  jetzt  durch  den  Tessiner  Fall  ein  Präcedenzfall  geschaffen. 
Die  heutige  Abstimmung  wird  künftig  in  der  Geschichte  als  ein  Präce- 
denzfall aufgeführt  werden,    und  das  ist  der   eine  Gnmd,   weshalb  wir 


*)  Die  Genfer  Interventionskosten  betnigen  rund  Fr.  433,000,  die  Zürcher 
ungefähr  Fr.  62,000;  letztere  wurden  dem  Kt.  Zürich  Überbunden  mit  der 
Begründung,  laut  Ber.  der  Ständer.  Komm.,  dass  es  sich  um  eine  mehr  ört- 
licne  Bewegung  gehandelt  habe,  tlber  die  Meister  zu  werden  eigentlich  zu- 
nächst Sache  der  kaut.  Organe  gewesen  wäre. 
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uns  einigermassen  über  die  angenblicklichen  Ideen  und  Gedanken 
erheben  müssen,  um  nicht  ein  unrichtiges  Präcedenz  zu  schaffen.  Wir 
müssen  jetzt  dasjenige  tun,  was  nicht  nur  für  den  Augenblick  und 
nicht  nur  für  den  Kanton  Tessin,  sondern  für  die  ganze  rechtliche  Ge- 
schichte der  Eidgenossenschaft  als  das  Richtige  erscheint. 

Der  andere  Punkt,  auf  den  es  ankommt,  ist  der:  in  einem  wohl- 
geordneten Staate  müssen  Revolutionen  etwas  kosten,  selbst  wenn  sie 
eine  innere  Berechtigung  haben  sollten.  Sie  dürfen  nicht  ganz  lun- 
sonst  sein,  sie  müssen  eine  gewisse  Ausgabe  für  die  Betreffenden,  die 
sie  gemacht  haben,  nach  sich  ziehen.  Das  ist  auch  ein  staatsrecht- 
licher Grundsatz,  den  man  namenthch  im  Auslande  aufrecht  erhält. 

Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1893,  II  S.  378. 

S7.  Den  19.  Juni  1893,  abends  um  9  Uhr  15  Min.  wui-de  der 
Vorsteher  des  eidg.  Militärdep.  vom  Stadtpräsidenten  von  Bern 
von  dem  Andauern  eines  Arbeiterkrawalles  in  der  Stadt  Bern 
telephonisch  in  Kenntnis  gesetzt,  mit  dem  Beifügen,  es  sei  zu  be- 
fürchten, dass  das  Polizeikorps  von  Bern  und  die  aufgebotene 
städtische  Feuerwehi-  zur  Wiederherstellung  der  Ruhe  und  zur 
Sicherung  der  im  Verlaufe  der  Unnihen  verhafteten  Tumultuanten 
nicht  genügen  werden;  den  Behörden  stehen  momentan  keine 
Truppen  zur  Unterstützung  des  Polizeikorps  zur  Verfügung,  und 
er  ersuche  daher  diingend  darum,  Truppen  aufzubieten  und  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Um  den  kant.  Behörden  die  allfällig  nötig 
werdende  Hilfe  sofort  zur  Verfügung  zu  halten,  bis  die  Reg.  von 
Bern  selbst  die  ihr  gut  scheinenden  Massregeln  getroffen  hätte,  hat 
der  Vorsteher  des  eidg.  Militärdep.  die  Mannschaften  des  Schiess- 
kurses für  Offiziere  der  Feldartillerie  in  Thun  und  die  Infanterie- 
rekrutenschule in  Luzern  mit  Extrazügen  nach  Bern  kommen  lassen 
und  den  städtischen  Polizeidirektor,  Oberstbrigadier  Scherz,  zum 
Platzkommandanten  ernannt.  Die  Artillerieschiesschule  von  Thun 
ist  in  der  Nacht  um  12  Uhr  10  Min.,  die  Infanterierekrutenschule 
von  Luzern  am  20.  Juni  vormittags  5  Uhr  in  Bern  eingetroffen. 

Der  BR  gab  den  20.  Juni  der  Regierung  von  Bern  von  den 
Anordnungen  des  eidg.  Militärdep.  Kenntnis  in  der  Meinung,  dass 
es  sich  dabei  um  rein  provisorische  und  vorsorgliche  Massregeln 
gehandelt  hat,  da  es  nach  Art.  16  der  BV  in  erster  Linie  der 
Berner  Polizei  zukommt,  für  die  Aufrechthaltung  der  öffentlichen 
Ruhe  und  Ordnung  in  der  Bundesstadt  Sorge  zu  tragen.  Um  jedoch 
von  der  Tragweite  der  Unruhen  vom  19.  Juni  genau  unterrichtet 
zu  sein,    ersuchte   der  BR    die  Reg.    des  Kts.  Bern,  ihm  beförder- 
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liehst  über  die  Angelegenheit  Bericht  zu  erstatten  und  ihm  gleich- 
zeitig mitzuteilen,  was  seitens  der  Reg.  zur  Aufrechthaltung  der 
Ruhe  und  Ordnung  in  der  Bundesstadt  angeordnet  worden  ist, 
oder  was  sie  noch  vorzukehren  gedenke.  Von  der  Annahme  aus- 
gehend, dass  es  der  kant.  Reg.  möglich  sein  dürfte,  allfällig  nötig 
werdende  Vorsichtsmassregeln  von  sich  aus  zu  treffen,  verfügte  der 
BR  den  20.  Juni  weiter,  dass  die  bezeichneten,  in  Unterrichtskursen 
befindUchen  Truppen  innerhalb  24  Stunden  wieder  nach  ihren 
Waffenplätzen  zurückzugehen  hätten,  da  der  Unterrichtszweck  es 
nicht  gestattet,  sie  länger  als  nötig  in  Bern  zu  behalten. 

Die  Reg.  des  Kts.  Bern  hat  dem  BR  noch  am  gleichen  Tage 
ihr  Bedauern  über  die  vorgefallenen  Unruhen  ausgesprochen  und  ihm 
mitgeteilt,  dass  sie  das  Bataillon  Nr.  37  und  die  Kavallerieschwadron 
Nr.  10  zur  Aufrechthaltung  der  nun  eingetretenen  Ruhe  aufgeboten 
habe,  und  dass  daher  auf  den  21.  Juni  mittags  die  zur  Zeit  in  Bern  be- 
findlichen Truppen  wieder  in  ihre  Schule  zurückgezogen  werden 
können.  Als  Platzkommandanten  bestätigte  sie  den  schon  vom  eidg. 
Militärdep.  mit  dieser  Aufgabe  betrauten  Oberst  Scherz.  Indem  die 
Reg.  dem  BR  für  die  vom  eidg.  Militärdep.  den  städtischen  Be- 
hörden bereitwillig  geleistete  vorübergehende  Aushilfe  Ijestens 
dankte,    sprach   sie    die   zuversichtliche  Hoffnung  aus,    dass  sie  im 

stände  sein  werde,  die  Ruhe  in  Zukunft  aufi-echt  /u  erhalten. 

B  1893  III  5.V2. 

Den  24.  Juni  stellte  sodann  die  Arbeiterunion  Bern  das  Ge- 
such, der  BR  möchte  die  Frage,  ob  beim  Berner  Ar])eiterkrawall 
vom  19.  Juni  eine  eidg.  Intervention  vorliege,  in  Erwägung  ziehen 
und  je  nach  Eimessen  die  nötigen  Massnahmen  treffen,  um  eine 
Ü])erweisung  der  Angelegenheit  an  die  eidg.  Untei*suchungsbe- 
hörden  zu  veranlassen.  Der  BR  erwiderte  den  29.  Juni  auf  dieses 
Gesuch,  dass  bei  den  fraglichen  Ereignissen  nicht  eine  eidg.  Inter- 
vention, sondern  nur  eine  durch  das  eidg.  Militärdep.  innerhalb  des 
Rahmens  seiner  Kompetenzen  verfügte  Dislozierung  von  Truppen 
stattgefunden  habe,  und  dass  deshalb  auf  die  Anregung,  es  sei  das 
eidg.  Untersuchungs verfahren  einzuleiten,  nicht  eingetreten  weiden 
könne.  B  181«  III  H94. 

Auf  Grund  der  von  den  kant.  Behörden  gegen  die  bei  dem 
Arbeiterkrawall  vom  19.  Juni  Beteiligten  durchgeführten  strafge- 
richtlichen Untersuchung  wurden  eine  Anzahl  Personen  durch 
Beschl.    der  Anklagekammer    des    Kts.   Bern    vom    15.  Nov.    1(S93 
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den  kant.  Geschworenen  zur  Aburteilung  übei^vsnesen.  Hiergegen 
führten  die  Angeklagten  Beschwerde  beim  BGer.  mit  der  Be- 
hauptung, dass  es  sich  um  politische  Vergehen  gehandelt  habe, 
welche  Ursache  oder  Folge  von  Unruhen  gewiesen  seien,  durch  die 
eine  bewaifnete  eidg.  Intervention  veranlasst  w^orden  sei.  Sie  ver- 
langten daher  Aufhebung  des  erwähnten  Beschl.  der  bernischen  An- 
klagekammer und  Verweisung  vor  die  Bundesassisen. 

Der  BR  hat  sich  hierauf  den  16.  Febr.  1894  gegenüber  dem 
BGer.*)  wie  folgt  vernehmen  lassen: 

Ein  Kompetenzkonflikt  zwischen  Bundes-  und  kant.  Behörden 
liegt  nicht  vor,  da  die  letztern  nicht  eine  Kompetenz  beanspruchen, 
welche  durch  die  BBehörden  bestritten  wird;  es  besteht  demnach  für 
den  BR  kein  Grund,  in  Sachen  als  Partei  Stellung  zu  nehmen.  Klar 
ist,  dass  die  Vergehen,  welche  den  Beschwerdeführern  zur  Last  gelegt 
werden,  an  sich  der  kant.  Jurisdiktion  unterstellt  sind;  die  bundesge- 
richtliche Kompetenz  könnte  nur  in  Frage  kommen  bei  politischen 
Vergehen  nach  Art.  45—50  des  BStrafrechtes,  sofern  dieselben  im  Zu- 
sammenhang mit  einer  bewaffneten  eidg.  Inter\^ention  stünden. 

Eine  eidg.  Interv'ention  im  Sinne  der  BV  —  ein  gebieterisches 
Eingreifen  in  die  innern  Angelegenheiten  des  Kts.  Bern,  die  Aufhebimg 
der  souveränen  Gewalt  der  kant.  Behörden  —  hat  bei  Anlass  der  Un- 
ruhen am  19.  Juni  1893  in  Bern  nicht  stattgefunden.  Der  BR,  der 
neben  der  BVers.  die  ausschliesslich  kompetente  Behörde  ist,  einen 
solchen  verfassungsmässigen  Ausnahmezustand  zu  schaffen,  hat  eine 
Intervention  weder  beschlossen  noch  durchgeführt;  auch  wurde  die 
vom  eidg.  Militärdep.  angeordnete  vorübergehende  Hilfeleistung  vom 
BR  nie  als  eine  Intervention  betrachtet  oder  als  solche  genehmigt ; 
deshalb  hat  der  BR  am  20.  Juni  1898  von  den  Verfügungen  seines  Mi- 
litärdep. lediglich  Akt  genommen  und  ausdrücklich  erklärt,  dass  man 
die  Massregeln  als  rein  provisorische  und  vorsorgliche  betrachte,  und 
dass  nach  Ai-t.  16  der  BV  es  der  Reg.  von  Bern  in  erster  Linie  zu- 
komme, für  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung 
zu  sorgen.  Der  BR  sah  sich  deshalb  auch  nicht  veranlasst,  nach  An- 
leitung des  Art.  4  des  BGes.  über  die  BStrafrechtspflege  vom  27.  Aug. 
1851  einen  Entscheid  darüber  zu  treffen,  ob  allfällige  politische  Ver- 
gehen strafgerichtlich  zu  verfolgen  seien . . .  Die  strafgerichtliehe  Unter- 
suchung  wurde    durch    die   kant.    Gerichtsbehörden    durchgeführt    und 

M  Vgl.  auch  Urteil  des  BGer.  vom  1.  März  1894  i.  S.  WassUieff  und  Ge- 
nossen, in  dem  das  BGer.  feststellt,  dass  es  beim  Berner  Krawall  an  einer 
den  Vorschriften  der  BV  entsprechenden  Anordnung  einer  bewaffneten  eidg. 
Intervention,  die  nur  vom  BR  und  der  BVers.  ausgehen  könne,  jedenfalls 
mangle,  BGer.-Entsch.  1894,  XX  Nr.  5. 
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eine  nachträgliche  direkte  Überweisung  an  die  BAssisen  im  Wege  des 
staatsrechtlichen  Rekurses,  wie  die  Beschwerdeführer  anstreben,  wird 
wohl  kaum  angehen,  da  nach  dem  Ges.  der  Beurteilung  durch  die 
BAssisen  vorangehen  müssen :  ein  Entscheid  des  BR  nach  Anleitung  des 
Art.  4  der  BStrafrechtspflege,  die  Untersuchung  durch  den  eidg.  Unter- 
suclnmgsrichter,  die  Anklage  des  BAnwalts  und  die  Überweisung  durch 
die  Anklagekammer  des  BGer.  B  1894  I  212,  II  75.') 

38.  Bei  den  umfangreichen  Ruhestörungen  im  Kreise  III  der 
Stadt  Zürich  wähi-end  der  Tage  vom  26.  bis  29.  Juli  1896,  die  sich 
besonders  gegen  die  zahlreichen  in  Zürich  lebenden  italienischen 
Arbeiter  richteten,  beschränkte  sich  die  Dazwischenkunft  der  BBe- 
liörden  behufs  Herstellung  der  Ruhe  darauf,  dass  ein  eidg.  Re- 
krutendetachement  zur  Verfügung  der  Zürcher  Behörden  gestellt 
wurde.  B  1897  II  205,  III  569. 

38a.  Infolge  ausgebrochenen  Streiks  der  Traniangestellten 
sind  im  Okt.  19()2  in  Genf  erhebliche  Unruhen  vorgekommen. 
Die  Regierung  des  Kts.  Genf  berichtete  zwar  am  10.  Okt.  dem  BR, 
dass  nach  ihrer  Ansicht  die  von  ihr  aufgebotenen  kant.  Truppen, 
Auszug  und  Reserve,  zusammen  etwa  3()00  Mann,  einstweilen  zur 
Wiederherstellung  mid  Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
genügen  werden.  Da  man  aber  unvorhergesehenen  Vorkommnissen 
gegenüber,  die  ein  Einschreiten  der  eidg.  bewaffneten  Macht  er- 
forderlich machen  konnten,  gerüstet  sein  musste,  und  da  der  BR  im 
Hinblick  auf  Art.  102  Ziff.  10  und  11  der  BV  eine  eventuelle  sofortige 
AViedereinberufung  der  BVers.,  die  am  11.  Okt.  ihre  ausserordent- 
liche Herbstsession  schloss,  vermeiden  wollte,  suchte  er  am  11.  Okt. 
bei  der  BVers.  die  Vollmacht  nach,  eintretendenfalls  zur  Aufrecht- 
haltung der  öffentlichen  Ordnung  in  Genf  Tnippen  in  der  Zahl  von 
über  2000  Mann  einzuberufen  und  so  lange  als  nötig  im  Dienste 
zu  l)ehalten.  Die  BVers.  hat  hierauf  am  gleichen  11.  Okt.,  un- 
mittelbar vor  Schlusserklärung  ihrer  Session,  dem  BR  die  nach- 
gesuchte Vollmacht,  ohne  Gegenantrag  und  einstimmig,  erteilt. 
Zu  einer  eidg.  Intervention  und  zum  Aufgebot  der  vom  BR  für 
diesen  Zweck  bereits  bestinunten  Truppen  kam  es  nicht,  da  es 
den  Genfer  Behörden  gelang,  von  sich  aus  der  Bewegung  Herr 
zu  werden.  B  1902  IV  (U2. 


)  Vgl.  Hilty,  Politisches  Jahrbuch  a.  O.  1893,  VIII  S.  40C),  507,  586  ff. 
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durch  den  Bund. 

BV  1874  Ai-t.  6  und  85  Ziff.  7  gleich  BV  1^48  Art.  G  imd  74  Ziff.  7,  A.  S.  I  4,  24. 
II.  F.  I  2,  25;  Art.  2  der  Übergaiigsbest.  der  BV  1874,  vgl.  hiezu  Art.  4 
der  Übergaiigsbest.  der  BV  1848,  A.  S.  I  :35,  n.  F.  I  m. 


I.  Allgemeines.  0 

39.  Der  BR  hat  gemäss  Art.  102  Ziff.  3  der  BV  u.  a.  «für 
die  Garantie  der  Kantonalverfassungen  zu  wachen».  Diese  Aufgabe 
kann  nicht  die  Tragweite  haben,  dass  der  BR  alle  Beschwerden,  die 
wegen  wirklicher  oder  angeblicher  Verletzung  von  Bestimmungen 
einer  KV  erhoben  werden,  zu  behandeln  und  zu  erledigen  habe. 
Nicht  nur  spricht  gegen  eine  derartige  Annahme  der  Wortlaut 
des  Art.  1()2  Ziff.  3  der  BV  selbst,  sondern  es  w^urde  dei^selbe,  so 
aufgefasst,  mit  andern  Bestimmungen  der  BV  und  der  BGesetz- 
gebung  hl  direktem  Widerspruche  stehen,  insbesondere  mit  den 
Bestimmungen,  welche  die  Kompetenz  des  BGer.  in  Beschwerde- 
fällen wegen  Verletzung  der  KV  begründen.^) 

Der  BR  hat  vielmehr  auf  Grund  seines  verf.-rechtlichen  Man- 
dates zur  Aufrechthaltung  einer  kant.  Verf.- Bestimmung  erst  dann 
zu  intervenieren,  wenn  die  Wirksamkeit  der  vom  Bunde  gewähr- 
leisteten KV  überhaupt  in  Frage  gestellt  würde,  oder  wenn  die 
Rechte,  welche  die  Bürger  auf  Grund  derselben  anzusprechen  haben, 
von  den  zuständigen  Behörden   augenscheinlich  missachtet   werden 

sollten. 

BR  den  BO.  Dez.  1885  i.  S.  v.  Haller  und  Büttiker  betr.  die  Solothurner 
Wahlkreise  für  Geschworenen  wählen,  B  1886  I  963;  Erste  Auflage  II, 
Nr.  781. 

40.  Die  Gewährleistung  einer  Kantonsverfassung  hat  nicht 
den  Sinn,   dass  die  einzelnen  Bestimmungen   für  immer  anerkannt 

M  Vgl.  auch  BGer.Entsch.  1891,  XVII  S.  630  Erw.  4;  1896,  XXII  Nr.  1; 
Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1896,  VI  S.  278. 

'^)  Vgl.  Organis.-Ges.  der  BRechtspflege  vom  22.  März  1893,  Art.  175  ff. 
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bleiben,  auch  wenn  sie  mit  der  Entwicklung  der  BV  nicht  Schritt 

halten,  sondern  mit  dieser  in  Widerspruch  kommen  sollten  (Art.  2 

der  Ubergangsbest.  zur  BV). 

BR  den  9.  Dez.  1875,  B  1875  IV  12()2,  1876  III  18<1 

41.  Im  Staatsrecht  gibt  es  keine  Verjälu'ung;  die  mit  der  BV 
im  Widerspruch  stehende  Vorschrift  einer  KV  kommt  dadurch,  dass 
sie  längere  Zeit  unangefochten  angewendet  werden  kann,  nicht  in 
Einklang  mit  der  BV.  Auch  waren  die  BBehörden  niemals  ver- 
pflichtet, die  KV  zu  durchsuchen,  um  auszumitteln,  welche  Sätze 
mit  der  BV  im  Widerspruch  stehen  möchten.  Die  kant.  Behörden 
haben  es  in  der  Regel  vorgezogen,  von  sich  aus  die  Initiative  zu 
ergi-eifen,   um   vorhandene  Widersprüche    auszugleichen,    ohne   die 

Intervention  der  BBehörden  abzuwarten. 

BR  den  9.  Dez.  1875,  B  1875  IV  120:3. 

42.  Wenn  auch  eine  KV  als  Ganzes  nur  durch  den  ))etr. 
Kanton  kann  abgeändert  werden,  so  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  einzelne  Bestimmungen  einer  solchen  Verf.  von  den  BBeliürden 
ausser  Kraft  gesetzt  w^erden  können,  sobald  die  Behörden  offiziell 
oder  auf  dem  Wege  der  Beschwerde  sich  davon  überzeugt  haben, 
dass  sie  mit  der  BV  im  Widerspruch  stehen.  Der  Art.  2  der  Uber- 
gangsbest. zur  BV  hätte  ja  gar  keinen  Zweck  und  würde  gar  keine 
Vollziehung  finden,  wenn  alle  Widersprüche  der  kant.  Verfassungen 
so  lange  in  Kraft  verbleiben  könnten,  bis  sie  auf  gesetzlichem  Wege, 
d.  h.  auf  dem  Wege  der  Revision,  abgeändert  worden  wären.  Es 
folgt  vielmehr  jene  Kompetenz  der  BBehörden  aus  den  Art.  2,  3 
und  85  Ziff.  8  der  BV  von  1874  und  aus  Art.  2  der  Ubergangs- 
best. zu  der  letztern.  Man  darf  sogar  die  Behauptung  aufstellen, 
dass  die  BBehörden  die  Pflicht  haben,  eine  mit  der  BV  in  Wider- 
spruch stehende  Vorschrift  einer  KV  ausser  Kraft  zu  erklären,  ge- 
rade weil  sie  berufen  sind,  die  BV  zu  handhaben,  und  weil  der  Bund 
in  Art.  5  der  BV  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  unter 
seine  Garantie  genommen  hat. 

BR  den  9.  Dez.  1875,  B  1875  IV  1206. 

43.  Das  Begehren  Gendre  und  Genossen  vom  7.  Juni  1875, 
dahingehend,  dass,  bevor  die  Verf.  des  Kts.  Freiburg  in  ihrem 
ganzen  Inhalte  mit  der  BV  in  C^bereinstimmung  gebracht  worden 
sei,  die  BBehörden  nicht  auf  den  Inhalt  des  von  der  Freiburger 
Reg.  zur  Gewährleistung  vorgelegten  revidierten  Art.  22  der  KV 
eintreten  möchten,  wurde  von  der  BVers.  abgelehnt. 
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Die  BVers.  sprach  gemäss  dem  Antrag  des  BR  die  eidg. 
Gewährleistung  des  revidierten  Artikels  aus.  Der  BR  motivierte 
seinen  Antrag  in  einem  Ber.  an  die  BVei-s.  vom  4.  Sept.  1875 
wie  folgt: 

Die  Verf.  des  Kts.  Freiburg  enthält  ohne  Zweifel  verschiedene 
Bestimmungen,  welche  mit  der  BV  vom  Jahre  1874  im  Widerspruch 
stehen.  Die  Reg.  des  Kts.  Freiburg  ist  selbst  weit  entfernt,  diese  Tat- 
sache bestreiten  zu  wollen.  Ja,  man  kann  noch  weiter  gehen  und  die 
Behauptung  aufstellen,  dass  zur  Zeit,  da  die  neue  BV  ihre  Sanktion 
durch  das  Schweizervolk  erhielt,  alle  KV  mit  derselben  mehr  oder 
weniger  im  Widei-spruch  standen. 

Dennoch  schien  es  der  BVere.,  welche  diese  Tatsache  genügend 
kannte,  nicht  nötig  zu  sein,  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  wodurch 
den  Kantonen  die  Pflicht  auferlegt  worden  wäre,  ihre  Verfassungen  mit 
der  BV  in  Übereinstimmung  zu  bringen.  Sie  begnügte  sich  mit  der 
Vorschrift  in  Art.  2  der  Übergangsbest.,  wonach  diejenigen  Vorschriften 
der  kant.  Verfassungen  und  Gesetze,  welche  mit  der  neuen  BV  im  Wider- 
spruch stehen,  mit  der  Annahme  derselben,  bezw.  mit  dem  Erlass 
der  darin  in  Aussicht  genommenen  BGesetze  ausser  Kraft  treten  mussten. 

Damit  steht  der  Art.  3  der  BV  in  Verbindung.  Nach  dem  klaren 
Wortlaut  dieser  zwei  Artikel  sollen  keine  Vorschriften  kant.  Verfassungen 
und  Gesetze  angewendet  werden  dürfen,  wenn  und  soweit  sie  mit  der 
BV  oder  mit  BGes.,  die  in  Vollziehung  der  BV  erlassen  worden  sind, 
im  Widerspruche  stehen. 

Die  BV  ihrerseits  kann  nur  in  Vollziehung  gesetzt  werden: 

1.  Auf  dem  Wege  der  BGesetzgebung  über  die  dem  Bunde  zu- 
gewiesenen Materien; 

2.  durch  Prüfung  der  kant.  Verfassungen  oder  Verf.-Gesetze,  wemi 
cUeselben  gemäss  Art.  6  der  BV  der  BVei"s.  zur  Gewährleistung  vor- 
gelegt werden; 

3.  durch  Prüfung  von  kant.  Gesetzen,  soweit  diese  nach  Vorschrift 
der  BV  den  BBehörden  vorgelegt  werden  müssen; 

4.  bei  Anlass  von  Beschwerden  gegen  die  Entscheide  kant.  Be- 
hörden. In  diesem  Falle  sind  bekanntlich  nicht  bloss  die  politischen 
Behörden  zur  Vollziehung  und  Ausbildung  der  BV  benifen,  sondern 
auch  das  BGer. 

Die  Revision  einer  kant.  Verfa^ssung  kann  also  weder  von  chmi 
Bunde  befohlen,  noch  von  ihm  selbst  an  die  Hand  genommen  werden. 
Die  politischen  imd  die  richterhchen  BBehörden  müssen  sich  darauf 
beschränken,  die  Verfassungsmässigkeit  der  einzelnen  Entscheide  der 
kant.  Behörden  zu  prüfen,  wenn  die  Beteihgten  auf  Grund  der  BV  die- 
selben angreifen  zu  können  glauben.  B  1875  IV  236,  245. 
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44.  Anlässlich  der  Prüfung  eines  die  kant.  Verfassung  ändern- 
den Beschl.  der  Landsgemeinde  des  Kts.  Appenzell  I.  Rh.  vom  25. 

'April  1880  verweist  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  18.  Aug.  1880  auf 
die  Bestimmungen  der  Ai-t.  12,  28,  47  Abs.  2  dieser  KV,  welche 
teilweise  in  offenbarem  Widerspruch  zur  BV,  insbesondere  zu  Ai't.  27 
dersel))en  stehen.  Schon  in  einem  Schreiben  des  Landammanns  und 
der  Standeskomm.  des  Kts.  Appenzell  vom  15.  Juli  1874  an  den  BR 
wurde  anerkannt,  dass  diese  Bestimmungen  durch  Art.  2  der  Uber- 
gangsbest.  der  BV  ohne  w^eiteres  abgeändert  worden  sind.  Der 
Verfassungstext  wurde  aber  seitens  der  Landsgemeinde  nicht  ab- 
geändert, weil  ein  dahin  zielender  Antrag  nie  gestellt  worden  war. 
Es  wäre  allerdings  wünschbar  gewesen  —  bemerkt  der  BR  —  wenn 
die  Landsgemeinde  den  Anlass  der  Revision  im  Jahre  1880  benutzt 
hätte,  um  die  Aufhebung  der  mit  der  BV  im  Widerspruch  stehenden 
Bestimnmngen  der  KV  direkt  auszusprechen ;  allein  es  ist  bis  anhin 
davon  abgesehen  worden,  die  Kantone  anzuhalten,  dass  sie  ihre 
Verf.  mit  der  BV  formell  in  Einklang  bringen.  B  1880  III  642. 

45.  Unter  der  Herrschaft  der  BV  von  1848  wurde  im  Kt. 
Zug  eine  neue  Verfassung  beschlossen  und  vom  Volke  angenommen. 
Dieselbe  wurde  auch  unter  der  Herrschaft  der  BV  von  1848  den 
BBehörden  vorgelegt.  Eingelaufene  Beschwerden  verzögerten  je- 
doch die  Schlussnahme  der  BVers.  Es  trat  die  BV  von  1874  in 
Kraft,  und  so  war  die  Frage  der  Erteilung  der  eidg.  Gewährleistung 
untei-  der  Herrschaft  und  nach  den  Vorschriften  der  revidierten  BV 
vom  29.  Mai  1874  zu  prüfen.  Ln  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom 
15.  Juni  1874  (Kappeier)  wird  gesagt: 

Gewiss  wäre  es  nutzlose  Arbeit,  die  Verf.  erst  an  Hand  der  alten 
BV  zu  prüfen  und  ein  zweites  Mal  nach  der  revidierten.  Der  letztern 
niuss  die  kant.  Verf.  ja  unter  allen  Umständen  entsprechen,  und  somit 
ist  der  letzte  und  nunmehr  einzig  giltige  Masstab  von  vorneherein  an 
die  Pnifung  zu  legen.  Das  meiste,  was  nicht  gew^ährleistet  werden  kann, 
verstösst  in  der  Tat  nur  gegen  die  revidierte  BV,  nicht  gegen  die 
frühere,  imd  die  Zuger  Verf.  teilt  sachlich  hierin  das  Schicksal  der 
meisten  oder  gar  aller  unter  der  BV  von  1848  sanktionierten  KV,  voh 
denen  kaum  eine  sein  wdrd,  die  nicht  durch  die  BRevision  etwelche 
Modifikationen  erleiden  muss.  B  1874  II  489. 

46.  In  der  ordentlichen  Landsgemeinde  des  Kts.  Glarus  vom 
11.  Mai  1873  und  in  derjenigen  vom  3.  Mai  1874  wm'den  mehrere 
Bestimmungen  der  KVerf.  revidiert.     Der  BR,  der  am  22.  Mai  die 
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revidierten  Verf.-Bestimmungen  auf  Grund  der  BV  von  1848  prüfttv 
beantragte  die  vorbehaltlose  Erteilung  der  eidg.  Gewähi'leistung ; 
die  Komm,  des  StR  dagegen  beanstandete  in  ihrem  Bericht  vom 
5.  Juni  1874  (A.  Roth)  die  revidierten  §§  88  und  89. 

In  §  88  ist  den  Niedergelassenen  das  Stimmrecht  an  dt^r 
Kirchgemeinde  eingeräumt,  und  zwar  denjenigen  Kantons-  und 
Schweizerbürgern  der  betreffenden  Konfession,  die  seit  wenigstens 
einem  Jahre  in  einer  zur  Kirchgemeinde  gehörigen  Ortschaft  nieder- 
gelassen sind.  Dieselbe  Berücksichtigung  der  Niedergelassenen 
enthält  der  §  89  mit  Beziehung  auf  die  Schulgemeinde  in  folgender 
Fassung : 

Ebenso  besteht  die  Schidgemeinde  aus  sämthchen  innerhalb 
der  Gemeinde  wohnenden  Schulgenossen,  einschhesslich  dei;jenigen 
dem  betreffenden  Schulkreise  zugeteilten  Kantons-  und  Schweizer- 
bürger, welche  seit  wenigstens  einem  Jahre  in  einer  Ortschaft  der- 
selben niedergelassen  sind. 

Dem  Antrage  der  Komm,  des  StR  zustinmiend,  hat  die  BVers. 

den  17.  Juni  1874, 

in  Betracht,  dass  die  abgeänderten  Besthnmungen  der  Verf.  des 
Kts.  Glarus,  die  §§  88  und  89  ausgenommen,  mit  der  BV  in  keiner 
Weise  im  Widerspruche  stehen,  und  dass  die  in  den  genannten 
§§  88  und  89  enthaltenen,  mit  dem  Art.  48  der  BV  vom  29.  Mai  1874 
im  Widerspruche  stehenden  Bestimmungen,  insoweit  dieselben  für 
die  Erwerbung  des  Stimmrechts  eine  Niederlassungsdauer  von  einem 
Jahre,  bezw.  von  mehr  als  drei  Monaten  verlangen,  durch  den  Art.  2 
der  Ubergangsbest.  der  BV  ohne  weiteres  als  aufgehoben  betrachtet 
werden  müssen, 

beschlossen : 

Den   erwähnten   revidierten   Bestimmungen   der  Verf.  des 

Kts.  Glarus  wird  im  Sinne  vorstehender  Erwägungen  die  bundes- 

gemässe  Gai'antie  erteilt. 

A.  S.  n.  F.  I  43:  B  1874  I  980,  1122;  1875  II  5(>5. 

47.  Bei  der  Prüfung  der  revidierten  Verf.  des  Kts.  Zug  vom 
Dez.  1873  war  die  Komm,  des  StR  zu  der  Überzeugung  gelangt, 
dass  mehrere  Bestimmungen  dieser  Verf.  mit  der  BV  von  1874  im 
Widerspnich  ständen  und  deshalb  nicht  die  eidg.  Gewährleistung 
erhalten  könnten. 

Wir  finden,  sagt  die  Komm,  in  ihrem  Bericht  vom  15.  Juni  1874 
(Kappeier),  dass  es  nicht  genügen  würde,  die  Verf.  summarisch  zu  garan- 
tieren, um  in  einer  allgemeinen  Klausel  beizufügen,   dass  nachgehends 
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Übereinstimmung  mit  der  revidierten  BV  zu  erzielen  sei.  Es  scheint 
uns  notwendig,  dass,  zumal  bei  einigen  dieser  Artikel,  die  Räte  ihre 
Auffassung  und  Interpretation  der  BV  bestimmt  aussprechen  und  die 
vorzunehmenden  Änderungen  deutlich  bezeichnen.  Und  zur  Begründung 
des  Antrages,  einzelne  Art.  nicht  zu  gariintieren  und  Wiedervorlage  zu 
verlangen,  im  übrigen  aber  die  Verf.  zu  garantieren,  bemerkt  die  Komm. : 
Die  alte  Verf.  des  Kts.  Zug  ist  aboliert;  es  sind  nur  Behörden  da, 
wenigstens  kantonale,  die  kraft  der  neuen  Verf.  existieren  und  amten. 
Würde  man  die  Verf.  nicht  in  allem  in  Kraft  lassen,  was  man  nicht 
beanstandet  hat,  so  ergäbe  sich  für  die  Zwischenzeit  ein  ganz  anormaler, 
verfassungsloser  Zustand;  dagegen  scheint  uns  die  gewählte  Form  alle 
Inkonvenienzen  zu  beseitigen. 

Die  BVers.  pflichtete  durch  ihre  Beschlussfassung  vom  17.  Juni 
1874  dieser  Auffassung  bei.     B  1874 II 492, 494,  A.  S.  n.  F.  1 45 ;  vgl.  Nr.  64. 

48,  Den  11.  Febr.  1892  teilte  der  Tessiner  Staatsrat  dem  BR 
mit,  dass  die  Punkte,  über  die  sich  der  demnächst  zusammen- 
tretende kant.  Verfassungsrat  auszusprechen  habe,  folgende  seien: 
Festsetzung  der  Grundlage  für  die  Wahl  der  Volksvertreter  und 
Feststellung  der  Bedingungen  des  Stimmrechtes  der  Auswanderer; 
gleichzeitig  erbat  er  sich  die  Ansichtsäusserung  des  BR  darüber: 
ob  und  inwieweit  eine  Verf.-Bestinuiiung,  die  als  Grimdlage  für  die 
Veitretung  im  Grossen  Rate  die  heimatberechtigte  tessinische  Be- 
völkerung mit  Hinzuziehung  der  niedergelassenen  Bevölkerung  aus 
andern  Schweizerkantonen  feststellen  w^ürde,  als  dem  BRecht  ent- 
sprechend anzusehen  sei,  und  ebenso,  ob  und  inwieweit  eine  Verf.- 
Bestimniung,  die  den  im  Auslande  wohnenden  Tessinern  die  Aus- 
übung der  politischen  Rechte  im  Kanton  gestatten  w  ürde,  als  dem 
BR(*chte  entsprechend  l)etrachtet  würde. 

In  seiner  Antwort  vom  18.  März  1892  lehnte  es  der  BR  ab, 
s(üne  Ansicht  ül)er  die  aufgeworfenen  Fragen  auszusprechen,  da  die 
Gewährleistung  der  kant.  Verf.  in  die  Kompetenz  der  BVers.  falle 
und  es  bloss  einen  akademischen  und  daher  auch  sein*  problema- 
tisclien  Wert  hätte,  wenn  der  BR  sich  in  diesem  Stadium  der  An- 
gelegenheit  schon   zu  Ansichtsäusserungen  herbeiliesse,    die  in  der 

Folge  von  der  BVers.  desavouiert  werden  könnten. 

B  1892  I  105(5;  vgl.  oben  S.  1H4. 

49.  Die  Frage,  ob  die  Einführung  einer  KV  bis  nach  er- 
langter eidg.  Gewährleistung  zu  suspendieren  sei,  ist  bereits  im 
Jahre   1850    in   verneinendem  Sinne   entschieden  w^orden    und  hat 

seither  keine  andere  Beantwortung  gefunden. 

BR  den  14.  April  1888,  B  1883  II  377.   Vgl.  Ullmer  I  S.  21,  B  1851  II  318. 
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50.  Der  Staatsrat  des  Kts.  Genf  stellte  mit  Schreiben  vom 
6.  April  1874  das  Gesuch  an  den  BR;  der  BR  möchte  sofort  die 
eidg.  Gewähi-leistimg  zwei  Verfassungsgesetzen  vom  18.  und  21.  März 
erteilen,  damit  dieselben  bei  den  bevorstehenden  Abstimmungen  an- 
fangs Mai  in  Anwendung  gebracht  werden  kömiten. 

Die  Prüfung  dieser  Verf.-Ges.  ergab  zwar,  dass  dieselben  nichts 
enthalten,  was  mit  der  alten  oder  mit  der  neuen  BV  in  Widerspruch 
wäre.  Allein  angesichts  von  Art.  74  Ziff.  7  der  BV  von  1848  und 
Art.  85  Ziff.  7  der  neuen  BV,  wonach  die  Garantie  der  Verf.  der 
Kantone  in  die  Befugnis  der  beiden  eidg.  Räte  gelegt  ist,  konnte 
dem  Gesuche,  so  wie  dasselbe  gestellt  worden  war,  nicht  entsprochen 
werden.  In  Betracht  jedoch  des  Umstandes,  dass  gegen  die  er- 
wähnten Verf.-Ges.  keinerlei  Reklamationen  erhoben  worden  waren, 
mid  dass  solche  auch  nicht  zu  erwarten  waren,  sowie  in  Berück- 
sichtigung der  Tatsache,  dass  in  ähnlichen  Fällen  die  Kantone 
schon  oft  einzelne  Partien  neuer  Verf.  in  Vollziehung  gesetzt  hatten, 
eröffnete  der  BR  dem  Staatsrate,  dass  er  gegen  die  sofortige  An- 
wendung der  erw^älmten  Verfassungsänderungen  keine  Einwendung 
erhebe.  B  1874  I  917. 

51.  Wenn  die  annehmende  Mehrheit  der  Bürger,  die  an  der 
Abstimmung  über  einen  von  der  kompetenten  kant.  Behörde  fest- 
gestellten Verf.-Entw.  teilnehmen,  sich  als  eine  geringe  darstellt, 
so  rechtfertigt  dieser  Umstand  —  beim  Mangel  einer  auf  tatsäch- 
lichen Vorgängen  und  Anhaltspunkten  beruhenden  Beschwerde  — 
die  BBehörde  nicht,  in  die  Richtigkeit  des  amtlich  konstatierten 
und  proklamierten  Abstimmungsresultates  Zweifel  zu  setzen,  und 
von  Bundeswegen  eine  Untersuchung  der  Verbalprozesse  und  Stimm- 
zettel eintreten  zu  lassen. 

BR  den  14.  April  1883,  B  1883  II  381. 

52.  Die  Frage,  ob  die  BVers.  befugt  sei,  die  einem  kant.  Verf.- 
Ges.  erteilte  eidg.  Gewährleistung  wiederum  zu  entziehen,  wurde 
vom  eidg.  Justizdep.  im  Nov.  1890  anlässlich  der  Petition  Censi 
und  Gabuzzi  bejaht;  die  Petenten  verlangten,  dass  dem  Tessiner 
Verf.-Ges.  vom  8.  Jan.  1880  (dem  sog.  Riformino)  die  eidg.  Gewähr- 
leistimg entzogen  werde.     Das  Dep.  führte  aus: 

Unseres  Erachtens  muss  der  BBehörde  das  Recht  zustehen, 
die  Erklärung,  dass  ein  kant.  Verf-Rechtssatz  mit  dem  BRechte  in 
Übereinstimmung  sich  befinde,  zu  widerinifen  und  demnach  die  Ge- 
wälu-leistung  jenes  Rechtssatzes  zurückzunehmen.  Dieses  Recht  muss 
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der  BBehörde  zustehen,  da  Verhältnisse  eintreten  können,  welche 
sie  nötigen,  auf  ihre  Erklärung  ziu'ückzukommen,  Verhältnisse,  die 
den  Voraussetzungen  widersprechen,  von  denen  sie  bei  der  Garantie- 
erteilung ausgegangen  ist.  Die  Behörde  kann  in  der  Folge  sich 
überzeugen,  dass  sie  bei  ihrer  Beschlussfassung  ein  Versehen  be- 
gangen oder  in  einem  LTtum  sich  befunden  hat,  oder  sie  kann 
durch  die  tatsächlichen  Verhältnisse  dahin  belehrt  werden,  dass  der 
kant.  Rechtssatz  in  bundesrechtlich  unanfechtbarer  Weise  praktisch 

nicht  durchführbar  ist. 

Vgl.  auch  B  1863  III  327,  328,  1864  I  327,  1868  II  505.') 

II.  Die  vom  Bunde  gewährleisteten  Kantonsverfassnngen.^) 

Verfassang  des  Kantons  Zflricb.^) 

53,  I.  Verfassung  vom  Jahre  1869,  in  der  Volks- 
abstimmung vom  18.  Apiil  1869  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Juh  1869,  A.  S.  IX  8(^.  — 
Botsch.  des  BR  vom  7.  Juni  1869,  B  18(59  II  215;  Ber.  der  Komm,  dos 
StR  vom  9.  Juli  im9  (Aepli),  B  18(59  II  945. 

Die  Verf.  vom  Jahre  1869  trat  an  Stelle  derjenigen  vom 
10.  März  1831.  In  der  Volksabstimmung  vom  26.  Mai  1868  wurde  die 
Revision  der  Verf.  beschlossen  und  deren  Vornahme  einem  Ver- 
fassungsrate übertragen.  Dieser  hatte  seine  Arbeit  am  31.  März  18(>9 
beendigt;  in  der  darauf  angeordneten  Volksabstimmung  vom 
18.  April  wurde  die  neue  Verf.  mit  35.458  gegen  22,366  Stimmen 
angenommen;  von  64,737  Stimmberechtigten  hatten  58.8VK>  (91%) 
an  der  Abstimmung  teilgenommen. 

M  Vgl.  Ililty,  Politisches  Jahrbuch  o.  O.  VI,  8.415.  der  die  Ansicht 
vertritt,  die  Garantieerkläi'ung  könne  von  der  BVers.  nicht  zurückgezogen 
werden.  Sieht  man  von  dem  Fall  ab,  wo  die  Garantieerklärung  unwirksam 
wird,  weil  das  Bundesrecht  durch  gesetzgeberischen  Akt  oder  Intei-pretation 
der  kompetenten  Behörde  geändert  worden  ist,  so  wird  man  der  Ansicht 
Hilty's  gegenüber  derjenigen  des  eidg.  Justizdep.  den  Vorzug  geben  müssen, 
da  sonst  die  Garantieerklärung  überhaupt  rechtlich  bedeutungslos  wäre. 

2)  Vgl.  Sammlung  enthaltend  die  Bundes vei-fassung  und  die  in  Kraft 
bestellenden  Kantonsverfassungen  (mit  den  bis  15.  Aug.  1891  vorgekommenen 
Abänderungen).  Im  Auftrage  des  Schweiz.  BR  von  der  Bundeskanzlei  heraus- 
gegeben. Bern,  Buchdnickerei  Karl  Stämpfli  «k  Cie..  1891.  —  Die  seitherigen 
Verf. -Erlasse  sind  in  jährlich  erscheinenden  Supplementen  zu  dieser 
Sammlung  enthalten,  die  gleichfalls  von  der  BKanzlei  herausgegeben  werden. 
Die  Sammlung  von  181)1  trat  an  Stelle  derjenigen  von  1880  (Bern,  Stampfli, 
Lack  und  Scheim),  welch  letztere  die  von  18H4  (Lausanne,  A.  Larpin)  ersetzt  hat. 

^)  Vgl.  H.  Sträuli,  Verfassung  des  eidg.  Standes  Zürich  vom  18.  April 
18()9.  mit  Anmerkungen  und  einer  geschichtlichen  Einleitung  herausgegeben. 
Winterihur  1902. 
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Der  BK.  die  Gewährleistung  dieser  Verf.  l)eaiitragend,  hebt 
in  seiner  Botsch.  vom  7.  Juni  18(>9  hervor: 

Was  das  Verhältnis  des  Kts.  Zürich  zu  andern  Kantonen  betrifft, 
so  sind  in  dieser  Verf.  Bestimmungen  enthalten,   die  weiter  gehen  als 
die  BV   von  1848.  .....    Die   innern  Verhältnisse  des  Kts.  l)etr.  wird 

die  neue  Verf.  gegenüber  der  alten  durch  eine  möglichst  weitgehende 
Umwandlung  der  Repräsentati\Tepublik  in  eine  solche  mit  unmittel- 
barer Volksgesetzgebung  charakterisiert,  indem  da«  Recht  zur  Initiative 
allen  Stimmberechtigten  in  gesetzgeberischen  Fragen  eingeräumt  wird, 
ebenso  das  Referendum  eingeführt  wird.  Es  ist  also  künftig  der  Kantons- 
rat nicht  mehr  gesetzgebender  Körper,  sondern  nur  Vorberatungsbehörde 
und  nur  in  gewissen  näher  bezeichneten  Angelegenheiten  kann  er  ferner- 
hin  definitiv  beschliessen.  Ausser  den  Verf. -Änderungen  sollen  künftig 
alle  Gesetze  und  Konkordate,  alle  Beschlüsse,  welche  dem  Kantonsrat 
nicht  speziell  vorbehalten  sind,  und  Schlussnah men,  die  er  von  sich 
au^  dem  Volke  zur  Genehmigmig  vorlegen  will,  der  Volksabstimmung 
zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt  werden.  Ferner  ist  allen 
Stimmberechtigten  das  Recht  eingeräumt,  in  der  Form  der  einfachen 
Anregimg  oder  auch  durch  Vorlage  eines  ausgearbeiteten  Entw.  das 
Begehren  um  Erlass  oder  um  Aufhebung  oder  Abändeiimg  eines  Ges. 
oder  eines  Beschl.,  der  verfassungsgemäss  nicht  ausschliesslich  in  die 
Kompetenz  des  Kantonsrates  fällt,  zu  stellen,  und  es  nuiss  dieses  Be- 
gehren dem  Volke  zum  Entscheide  vorgelegt  werden,  wenn  ein  Drittel 
der  Mitgheder  des  Kantonsrates  dasselbe  unterstützt.  Ebenso  muss  ein 
Volksentscheid  in  dem  Faile  veranlasst  werden,  w^enn  5000  Stimm- 
berechtigte, einzeln  oder  in  Gemeindeversammlungen,  für  ein  solches 
Begehren  sich  ausgesprochen  haben,  insofern  der  Kantonsrat  demselben 
nicht  von  sich  aus  entsprechen  sollte. 

Eine  Revision  der  Verf.  kann  jederzeit,  in  ihrer  Gesamtheit  oder 
in  einzelnen  Teilen,  auf  dem  Wege  der  (Tcsetzgebung  vorgenommen 
werden.  B  18^59  II  216. 

Und  der  Bericht  der  Komm,  des  StR  vom  9.  Juli  18(>9  (Aepli) 
enthält  über  die  Zürcher  Verf.  1869,  die  Thurgauer  Verf.  18(59  und 
über  ein  Luzerner  Verf. -Ges.  1869  folgende  allgemeine,  insbesondere 
rechtsvergleichende  Betrachtung : 

Obgleich  die  genannten  drei  Vorlagen  zu  keinerlei  Beanstandung 
Veranlassung  geben,  so  lohnt  es  sich  doch,  der  wenigstens  teilweiseu 
Neuheit  der  aufgenommenen  Grimdsätze  wegen,  diese  letztem  etwas 
näher  ins  Auge  zu  fassen. 

1.  Die  Volksabstimmung  (Referendum).  Bekanntlich  be- 
stand, abgesehen  von  den  nach  rein  demokratischen  Formen  verwal- 
teten sog.  Landsgemeinde-Kantonen,   das   Referendum  schon  früher  in 

14 


210  Teü  I.    Kapitel  4.    §  II.    Nr.  58. 

den  Kantonen  Graubünden  und  Wallis.  In  der  Verfassung  von  Grau- 
bünden von  1854  findet  es  nach  Art.  5  und  6  in  den  Worten  Ausdruck : 

«Der  Grosse  Rat  bildet die  beratschlagende  Behörde  über   die 

dem  Volk  zur  Genehmigung  vorzulegenden  Verfassungsbestimmungen, 
Gesetze  und  Staatsverträge.  Er  erlässt  an  die  Kreise  die  Anfragen 
über  Annahme  oder  Nichtannahme  der  von  ihm  beschlossenen  und 
dem  Volke  vorzulegenden  Rekapitulationspunkte,  klassifiziert  die  da- 
rüber eingehenden  Mehren  durch  Zusammentragung  sämthcher  abgege- 
benen Stimmen  und  veröffentlicht  das  Ergebnis  derselben».  Die 
Walliser  Verfassung  von  1844  enthielt  im  Art.  71  folgende  Vorschrift; 
«Les  lois,  les  capitulations  militaires  et  les  decrets  de  finance  et  de 
naturahsation  seront  referes  aux  assemblees  primaires  et  ne  seront 
executoires  qu'apres  avoir  ete  adoptes  pai*  la  majorite  des  citoyens  qui 
auront  pris  part  ä  la  votation.»  In  der  Verfassung  von  1852  leistete 
jedoch  Wallis  auf  dieses  ausgedehnte  Referendum  Verzicht  und  hielt 
ein  solches  nur  noch  für  Verfassungsfragen,  Abänderung  der  Grund- 
lagen des  Finanzsystems  und  Erhöhung  des  Steueransatzes  aufrecht. 

Waadt  führte  1845  (Art.  21  der  Verf.)  eine  Art  Referendum  ein, 
indem  der  Grosse  Rat  von  sich  aus  oder  auf  Begehren  von  8000 
Bürgern  alle  beliebigen  Vorschläge  an  die  Abstimmung  der  Gemeinde- 
versammlungen bringen  konnte,  Bern  1846  (§  6  der  Verf.),  indem 
durch  die  Gesetze  Gegenstände  an  die  Abstimmung  der  politischen 
Versammlungen  der  Gemeindsbezirke  gebracht  werden  konnten.*)  Das 
reine  Referendum  führte  Schwyz  1848  gleichzeitig  mit  Abschaffung  der 
Landsgemeinde  durch  Vorbehalt  der  Genehmigung  der  Gesetze  durch 
die  Kreisgemeinden  ein.  Die  Verfassung  von  Neuenburg  von  1858 
schreibt  vor  (Art.  39),  dass  alle  Anleihen  oder  finanziellen  Verpflich- 
tungen, welche  Fr.  500,000  übcreteigen,  der  Ratifikation  des  Volkes 
unterstellt  werden  müssen.  Die  Verfassung  von  Waadt  von  18G1  fügte 
den  Bestimmungen  derjenigen  von  1845  bei  (Art.  28  und  49),  dass  die 
Vermehi-ung  der  Staatsschuld  um  mehr  als  eine  Million  Franken  durch 
Anleilien  oder  finanzielle  Veii^flichtungen  während  einer  Legislatur- 
l)eriode  von  vier  Jahren  der  Genehmigung  der  Gemeindeversammlmigen 
unterbreitet  werden  müssen.  Endlich  bestimmt  die  Verfassung  von 
Basel-Landschaft  von  1863  (Art.  46),  dass  je  im  Frühjahr  und  Herbst 
Gesetze,  allgemein  verbindliche  Beschlüsse  des  Landrates  und  Verträge 
der  Genehmigung  der  Gemeindeversammlungen  zu  unterstellen  sind. 

Luzern  beschränkt  nun  eine  allgemeine  Abstiimnung  über  Ge- 
setze, Staatsverträge  und  Finanzdekrete,  welche  eine  einmalige  ausser- 


\)  Im  Kt.  Bern  wurde  unterm  13.  Mai  18()9  das  sog.  Refereiidiimsges., 
welches  das  obligatorische  Referendum  einführte,  erlassen,  vgl.  unten  8.  216 
Ziifer  1. 
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ordentliche  Ausgabe  von  Fr.  200,000  oder  eine  jährliche  von  Fr.  20,000 
veranlassen,  auf  den  Fall,  dass  ein  Dritteil  der  sämtlichen  Mitglieder 
des  Grossen  R^tes  es  verlangt,  oder  dass  es  von  4Ö00  Bürgern  begehrt, 
oder  endlich  vom  Grossen  Rat  überhaupt  beschlossen  wird.  Thurgau 
und  Zürich  ordnen  dagegen,  wie  Basel-Landschaft,  regelmässige  Ab- 
stimmungen im  Früh-  und  Spätjahr  an:  über  alle  Gesetze  und  Konkor- 
date, über  finanzielle  Beschlüsse,  Thurgau,  wenn  eine  einmahge  Aus- 
gabe von  wenigstens  Fr.  50,000  oder  eine  jährhche  von  wenigstens 
Fr.  10,000,  Zürich,  wenn  eine  einmalige  Ausgabe  von  wenigstens 
Fr.  250,000,  oder  eine  jährliche  von  Fr.  20,000  veranlasst  wird,  und 
endUch  über  alle  Schlussnahmen,  welche  der  Kantonsrat  überhaupt  an 
die  Entscheidung  des  Volkes  bringen  will.  In  Thurgau  ist  die  Teil- 
nalime  an  der  Abstimmimg  obligatoriscli,  und  es  kann  derselben  eine 
Beratung  vorausgehen;  in  Luzem  und  Zürich  ist  sie  nicht  obligatorisch, 
doch  müssen  an  derselben  im  erstem  Kanton  wenigstens  13,000  Bürger 
teil  genommen  haben,  und  wird  im  letztern  die  Beteiligung  bei  der 
Abstimmung  als  eine  allgemeine  Bürgerpflicht  erklärt,  die  Abstimmung 
selbst  aber  mittelst  Stimmurnen,  also  ohne  vorausgehende  Beratung, 
vorgenommen.') 

2.  Das  Vorschlagsrecht  (Initiative).  Ein  solches  kannte  in 
beschränktem  Masse  schon  die  Verf.  des  Kts.  Zug  von  1814,  welche 
den  Gemeinden  und  Gemeinderäten  das  Recht  einräumte,  Vorschläge 
auf  Erlassung  neuer  oder  Abänderung  bestehender  Gesetze  an  den 
Kantonsrat  einzureichen,  der  darüber  an  den  dreifachen  Landrat,  als 
die  eigentliche  gesetzgebende  Behörde,  Anträge  zu  stellen  hatte.  Im 
Jahr  1845  hat  die  Verf.  des  Kts.  Waadt  die  Bestimmung  eingeführt 
und  im  Jahr  1846  durch  ein  besonderes  Gesetz  «sur  Texercice  de  la 
sou verainet e  du  peuple»  näher  entwickelt,  nach  welchem  8000  Aktiv- 
bürger die  Abstimmung  des  Volkes  über  alle  behebigen  Vorschläge 
verlangen  und  veranhissen  können.  Im  Jahr  1861  wurde  diese  Be- 
rechtigung an  das  Begehren  von  nur  noch  6000  Aktivbürgem  geknüpft. 

Die  Abänderungen  der  Luzerner  Verfassung  enthalten  hierüber 
nichts.  Die  Thurgauer  Verfassimg  schreibt  vor,  dass  2500  Bürger  den 
Erlass  eines  neuen,  die  Aufhebung  oder  Abänderung  eines  bestehenden 
Gesetzes  oder  Beschlusses  verlangen  können,  der  Grosse  Rat  darüber 
zu  beraten  und  das  Ergebnis  seiner  Beratung  der  Volksabstimmung  zu 

*)  Es  ist  nicht  uninteressant,  zu  konstatieren,  wie  in  diesem  Her.  der 
heute  geläufige  Gegensatz  zwischen  obligatorischem  und  fakultativem  Re- 
ferendum nicht  in  seiner  vollen  Schürfe  zum  Ausdiiick  kommt,  wie  dagegen 
die  Frage  des  Stimmzwanges  besprochen  "vvird.  Im  Kanton  Zürich  ist  die 
obligatorische  Stimmabgabe  durch  das  kaut.  Ges.  über  Wahlen  und  Abstim- 
mungen vom  29.  .Tuni  ISiX)  näher  festgesetzt  worden.  Vgl.  Sträuli  a.  0., 
S.  150,  151. 
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unterbreiten  hat.  Nach  der  Zürcher  Verf.  ist  da.s  Begehren  auf  Erlass, 
Abänderung  oder  Aufhebung  eines  Gesetzes  oder  Beschlusses,  wenn 
es  von  einem  Einzelnen  oder  einer  Behörde  gestellt  und  von  einem 
Dritteil  der  Mitglieder  des  Kantonsrates  unterstützt  wird,  an  den  Ent- 
scheid des  Volkes  zu  bringen.  Der  gleiche  Entscheid  ist  einzuholen, 
wenn  5(XX)  Stimmberechtigte  ein  solches  Begehren  stellen  und  der 
Kantonsrat  nicht  von  sich  aus  entsprecthen  will. 

3.  Die  Abberufung.  Das  Abberufungsrecht  des  Grossen  Rates, 
das  schon  in  den  Art.  6  und  22  der  Verf.  des  Kts.  Bern  von  184()  ent- 
halten ist,  findet  sich  auch  in  den  Verfassungen  der  Kantone  Luzern 
und  Thurgau.  Im  erstem  bedarf  es  des  Begehrens  von  5(MJ()  stimm- 
fähigen Bürgern,  imi  über  die  Frage  eine  allgemeine  Al)stimuumg  zu 
veranlassen.  Wird  dieselbe  durch  die  al)solute  Mehrheit  der  stinuu- 
fähigen  Einwohner  bejaht,  so  muss  zu  einer  Neubestellung  des  Grossen 
Rates  und  durch  diesen  auch  des  Reg.-Rates  geschritten  werden.  Im 
Kt.  Thurgau  ist  ebenfalls  die  Anzahl  von  5(KK)  Stimmberechtigten  er- 
forderlich, um  eine  allgemeine  Abstiuuuung  ül)er  Abberufung  des  Grossen 
Rates  oder  des  Reg.-Rates  zu  veranlassen.  Es  genügt  jedoch  für  die 
Abberufung  selbst  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmenden.  Die  Verf. 
von  Zürich    kennt   das  Abbenifungsrecht  nicht. 

4.  Die  Wahl  der  Regierung.  Die  Bestellung  der  Reg.  durch  das 
Volk  ist  im  Kt.  Genf  1847  und  im  Kt.  Basel-Landschaft  18()3  eingefi\hrt 
w^orden,  und  wird  nun  auc^h  in  den  Verf.  von  Thiu-gau  und  Zürich  vor- 
geschriel)en.  Diese  letzt ern  haben  t\berdies  auch  die  Erneuerung  der 
Mitglieder  des  StR  der  unmittelbaren  Volkswahl  vorbehalten. 

5.  Die  volkswirtschaftlichen  Aufgaben  des  Staates.  Auch 
in  Bezug  auf  diese  Punkte  enthalten  bereits  ältere  Verfassungen  Anklänge, 
so  diejenige  von  Solothurn  von  185(>,  welche  (Art.  48)  vorschreibt: 
«Der  Staat  hat  d.ns  Kreditwesen  zu  heben  und  zu  schützen;  er  sorgt 
namentlich  für  die  Errichtung  einer  unter  seiner  Aufsicht  stehenden 
Hypothekar-  und  Leihbank  und  hat  dazu,  so  viel  in  seiner  Stellung 
liegt,  mitzuwirken.»  In  den  Verf.  von  Thurgau  und  Zürich  finden  sich 
über  dieses  Kapitel  besondere  Abschnitte,  jedoch  mit  wesentlich  ver- 
schiedener Tragweite.  Beide  rufen  der  Errichtung  von  Kantonalbanken 
zur  Hebung  des'^Kreditwesens  und  stellen  Staatshilfe  für  Eisenbahn- 
bauten in  Aussicht,  Thurgau  inmierhin  mit  ausdriicklichem  Vorbehalt 
der  Möglichkeit  und  der  vorhandenen  Kräfte.  Thurgau  i-uft  nur  der 
Staatsbet^iligung  für  LTnterbringung  armer,  unheilbarer  Kranken,  wäh- 
rend Zürich  ausreichendere  Beihilfe  des  Staates  für  das  Armenwesen 
in  verschiedener  Richtung  in  Aussicht  stellt.  Thurgau  sichert  der 
Landwirtschaft,  dem  Handel  und  Gewerbe  und  der  Obsorge  für  Wohl 
und  Gesundheit  der  arbeitenden  Klassen  den  Schutz  und  die  Förderung 
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des  Staates  zu.  Zürich  will  di(^  Entwicklung  des  auf  Selbsthilfe  be- 
ruhenden (ienossenschaftswesens  erleichtern  und  auf  dem  Wege  der 
(Tesetzgebung  die  zum  Schutze  der  Arbeiter  nötigen  Bestimmungen  er- 
lassen- Thurgau  erklärt  die  Kantonseinwohner  etc.  nach  Verhältnis 
ihrer  ökonomischen  Hilfsmittel  pflichtig,  an  die  allgemeinen  Bedürfnisse 
der  Staatsl)ürger  beizutragen,  stellt  Inventarisation  des  Vermögens  und 
Bestrafung  der  Vermögens  Verheimlichung  in  Aussicht  imd  weist  die 
Gesetzgebung  an,  den  Bezug  der  indirekten  Abgaben  zu  regeln.  Zürich 
schreibt  grundsätzUch  die  Pmgression  der  Vermögens-  und  Einkonnnens- 
Steuer,  insoweit  sie  vom  Staate  in  Anspruch  genommen  werden,  vor, 
von  denen  die  erstere  den  dopi)elten,  die  letztere  den  fünffachen  Be- 
trag des  eiufachen  Steueransatzes  erreichen  können;  stellt  eine  pro- 
gressive Erbschaftssteuer  und  Vorschriften  zu  genauer  Ermittlung  der 
Steuerkraft  in  Aussicht:  erklärt  das  geringe  Vermögen  arbeitsunfähiger 
Personen  und  d«m  zum  Leben  unbedingt  notwendigen  Betrag  des  Ein- 
kommens stcjuerfrei;  ver]>ietet  die  Einführung  neuer  Steuern  auf  den 
Konsuui,  schreibt  die  sofortige  Verminderung  der  Salza])gabe  vor  und 
führt  liinwider  einen  massigen,  auf  alle  Stiuunberechtigten  gleichmässig 
zu  verlegenden  Beitrag  an  die  öffentlichen  Lasten  ein. 

Die  hier  hervorgehobenen  Punkte  mögen  genügen,  um  die  Eigentüm- 
lichkeitcMi  der  vorliegenden  Verfassungen  in  einigen  der  wesentlichsten 
Beziehungen,  den  Zusanuneuhang  einzelner  dei*selben  mit  im  Schweiz. 
Staatsrechte  bereits  Ijekannten,  in  andern  KVerf.  eingeführten  Formen 
und  die  ganz  neuen  Dispositionen  einigermassen  zu  charakterisieren 
und  den  Beweis  zu  leisten,  dass  vorzüglich  in  den  Verf.  von  Thurgau 
und   Zürich   dem   Bestreben,   das  Staatswesen   so   viel  als  möglich  zu 

demokratisieren,  aller  Vorschub  geleistet  worden  ist. 

B  18()9  II  947. 

IL  Verfassungsgesetz  vom  2().  Febr.  1877,  in  der  VolLs- 
a])stinnnung  vom  15.  April  1877  angenommen,  betr.  Ausführung  von 

Alt.  8U  der  BV. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.    vom  VX  Juni  1877,  A.  S.  n.  F.  III  1<)0. 
—  Botsch.  des  HH  vom  '28.  Mai  1877,  B  1877  III  45:  1878  II  4()8. 

Das  liecht  im  Namen  des  Kts.  Zürich  das  eidg.  Referendum  zu 
verlangen  (Art.  81)  der  BV)  wird  dem  Kantonsrat  übertragen;  ein  })e- 
züglicher  Besdil.  des  Kantonsrates  kann  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen der  Bestätigung  oder  Verwerfung  des  Volkes  unterliegen. 
Die  Bestimmung  ist  eint?  Erweiterung  der  Art.  20  und  31   der  KVerf. 

IIL  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
19.  Nov.  1877,  in  der  Volksabstinunung  vom  10.  Febr.  1878  an- 
genommen, betr.  Abänderung  des  Art.  32  der  KVerf. 

Eidg.  (rewährleistung  durch  BBeschl.  vom  28.  Juni  1878.  A.  S.  n.  F.  III  488. 
-   Botsch.  des  BB  vom  15.  März  1878,  B  1878  I  395;  1879  II  572. 
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Die  Mitgliederzahl  des  Kantonsrates  wird  von  236  auf  185  redu- 
ziert, indem  die  Zahl  von  1500  (statt  1200)  Seelen  und  ein  Bruchteil 
von  über  750  (statt  600)  Seelen  je  zur  Wahl  eines  Mitgliedes  berech- 
tigen.   Die  Wahlgänge  werden  von  drei  auf  zwei  beschränkt. 

IV.  Verfassungsgesetz  vom  11.  Mai  1891,  in  der  Volks- 
abstimmung vom  9.  Aug.  1891  angenommen,  betr.  besondere  Be- 
stimmungen für  Gemeinden  mit  mehr  als  zehntausend  Einwohnern 

(Aufnahme  von  Art.  55  bis  und  Zusatz  zu  Art.  61  der  KVerf.). 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1891,  A.  S.  n.  F.  XII  452. 
—  Botsch.  des  BR  vom  23.  Okt.  1891.  B  1891  IV  637:  1892  II  493. 

Der  Gesetzgebung  bleibt  vorbehalten,  für  Gemeinden  mit  mehr 
als  zehntausend  Einwohnern  in  Hinsicht  auf  deren  Organisation,  deren 
Verwaltung,  die  Oberaufsicht,  die  Wahl  der  Beamten  und  die  Abstim- 
mungsart, sowie  die  Besteuerung  Bestimmungen  aufzustellen,  die  von 
der  Verf.  abweichen.  Solche  Ausnahmsbestimmungen  dürfen  jedoch 
nur  getroffen  werden,  soweit  sie  diu'ch  die  besondem  Verhältnisse  ge- 
rechtfertigt sind.  Dieses  Verf.-Ges.  wurde  erlassen  zum  Zweck  der 
Ermöglichung  der  Zuteilung  der  Gemeinden  Aussersihl,  Enge,  Fluntern, 
Hirslanden,  Hottingen,  Oberstrass,  Riesbach,  Unterstra.ss,  Wiedikon, 
Wipkingen  und  WoUishofen   an  die  Stadt  Zürich.*) 

Die  Botsch.  des  BR  unterlässt  es,  die  verfassungsrechtliche  Trag- 
weite des  durch  dieses  Verf.-Ges.  begründeten  Ausnahmerechts  näher 
zu  erörtern*). 

V,  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
21.  Nov.  1892,  in  der  Volksabstimmung  vom  23.  April  1893  an- 
genommen, betr.  Abänderung  des  Art.  64  Abs.  3  der  KVerf.  (Wahl 

der  Lehrer  und  der  Geistlichen). 

Eidg.  Gewährleistung   durcli   BBesclil.   vom   22.  Dez.  imi,  A.  S.  n.  F.    XIII 
1005.  —  Botsch.  des  BR  vom  28.  Nov.  1893,  B  1893  V  230;  lÄH  II  10. 

Gegenüber  einem  Volksinitiativbegehren,  welches  die  verfassungs- 
mässige sechsjährige  Bestätigungswahl  der  Lehrer  und  Geistlichen  durch 
eine  alle  sechs  Jahre  wiederkehrende  Neuwahl  ersetzen  wollte,  schlug 
der  Kantonsrat  die  Beibehaltung  der  Bestätigimgswahl  vor,  jedoch  sollte, 
in  Abweichung  der  bisherigen  Verf.,  bei  der  Abstimmung  nicht  mehr  das 
absolute  Mehr  der  stimmberechtigten  Gemeindegenossen,  sondern  das 
der  Stimmenden  massgebend  sein,  und  die  für  die  Stimmberechtigten 
obligatorische  Abstimmung  sollte  durch  die  Wahlurne  erfolgen.  Dieser 
Vorschlag  des  Kantonsrates  wurde  in  der  Volksabstimmung  angenommen. 

»)  Vgl.  auch  Luzerner  Verf.  1875,  1890  §§  i>4,  94  bis. 

2)  Vgl.  Zeitschr.  f.  Scliweiz.  Recht  1892.  n.  F.  XL  S.  :^2-:5R4:  Urteil 
des  B(Jer.  vom  21.  Nov.  ia91  i.  S.  Gemeinde  WoUishofen,  BGer.-Entsch.  1S9L 
XVII  Nr.  98. 
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VI.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz,  in 
der  Volksabstimmung  vom  12.  Aug.  1894  angenommen,  betr.  Ab- 
änderung des  Art.  32  Abs.  2  der  KVerf.  (Repräsentationsbasis). 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  18.  Dez.  1894,  A.  S.  n.  F.  XIY  «^. 

—  Botsch.  des  BR  vom  30.  Okt.  ia94,  B  1894  III  542. 

Nicht  mehr  die  Zahl  von  1500  resp.  750  Seelen,  sondern  die  von 
1500  Schweizerbürgern  (Schweiz.  Wohnbevölkerung)  berechtigt  zur  Wahl 
eines  Mitgliedes  in  den  Kantonsrat.  Den  Anstoss  zu  dieser  Änderung 
gab  die  Bildung  der  neuen,  sämtliche  Aussengemeinden  umfassenden  Stadt 
Zürich,  zusammengehalten  mit  dem  Ergebnisse  der  Volkszählung  von 
1888.  Es  hatte  sich  aus  dieser  ein  bedeutendes  Anwachsen  der  Zahl 
der  nichtschweizerischen  Einwohnerschaft  der  Stadt  ergeben,  und  es 
war  anzunehmen,  dass  dieses  Anwachsen  nach  der  Vereinigung  der 
Stadt  mit  ihren  Aussengemeinden  in  mindestens  ebenso  starkem  Masse 
andauern  werde.  Dem  entsprechend  stand  aber  auch  ein  stärkeres 
Anwachsen  der  Repräsentantenzahl  der  Stadt  gegenüber  derjenigen 
der  Landschaft  im  Kantonsrat  in  Aussicht,  und  es  knüpfte  sich  hieran  die 
Befürchtung,  dass  die  Stadt  im  Kantonsrate  eine  immer  mehr  dominierende 
Stellung  einnehmen  werde.  Die  Abänderung  des  Art.  32  Abs.  2  der  KVerf. 
(Initiative  Walder)  hat  den  Zweck,  der  angedeuteten  Verschiebung  einiger- 
massen  entgegen  zu  treten. 

VIL  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
5.  Dez.  1898,  in  der  Volksabstimmung  vom  26.  Febr.  1899  ange- 
nonunen,    betr.    Abänderung    des  Art.  42   Abs.  3,    Schlussatz,   der 

KVerf.  (Organisation  des  Reg. -Rates  und  der  kant.  Verwaltung). 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  28.  Juni  1899,  A.  S.  u.  F.  XVII  221. 

—  Botsch.  des  BR  vom  23.  Mai  1899,  B  1899  III  69;  1900  1  788. 

In  Zukunft  hat  nur  noch  die  Verwaltungsorganisation,  dagegen 
nicht  mehr,  wie  nach  der  Verf.  seit  1869,  auch  die  Zahl  und  die  Besoldung 
der  Angestellten  der  kant.  Verwaltung  auf  dem  Wege  eines  Gesetzes 
direkt  durch  das  Volk  zu  erfolgen.  Auf  Grund  des  §  55  des  neuen 
Ges.  betr.  die  Organisation  und  Geschäftsordnung  des  Reg.-Rates  und 
seiner  Direktionen  vom  5.  Dez.  1898  gilt,  dass  die  Besoldungen  der 
Mitglieder  des  Reg.-Rates  durch  den  Kantonsrat,  die  Besoldungen  der 
übrigen  Beamten  und  Angestellten  der  kant.  Verwaltimg  durch  eine 
Verordnung  des  Reg.-Rates,  welche  der  Genehmigung  des  Kantonsrates 
unterliegt,  festgestellt  werden. 

Die  Veranlassimg  zu  dieser  Verf. -Änderung  lag  darin,  dass  in 
verschiedenen  Abstinnnungen  sich  die  Unmöglichkeit  ergeben  hatte, 
die  Besoldungen  der  Beamten  und  Angestellten  in  einer  dem  Bedürfnis 
entsprechenden  Weise  zu  gestalten;  ferner  hat  sich  als  untunlich  er- 
wiesen, jede  durch  die  Verhältnisse  nötig  gewordene  Vermehrung  der 
Zahl  der  Angestellten  vor  djis  Volk  zu  bringen. 
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Verfassung  des  Kantons  Bern. 

54.  Verfassung  vom  Jahre  1893,  in  der  Volksabstim- 

nning  vom  4.  Juni  1893  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung   durch   BBeschl.    vom   22.    Dez.  18J)8.    A.  S.  n.  F.  XIII 
1007.  —  Botsch,  des  BR  vom  2.  Dez.  1898,  B  1898  V  284;  1894  II  10. 

Die  Verf.  des  Kts.  Bern  vom  Jahre  1893  trat  an  Stelle  der- 
jenigen vom  31.  JuH  1846:  sie  wurde  durch  den  Grossen  Rat  am 
2().  April  1893  lieschlossen  und  in  der  Volksabstimmung  vom 
4.  Juni  mit  56,424  gegen  15,565  Stinnuen  angenommen;  von 
113,()83  stinmibereclitigten  Bürgern  hatten  sich  71,989  an  der  Ab- 
stinnnung  beteiligt.  Die  Verf.  trat  mit  dem  1.  Juli  1893  in  Kraft. 
Zu  ihrer  Chai'akterisierung^)  verweist  der  BR  in  seiner  Botsch. 
vom  2.  Dez.  1893  auf  folgende  Bestimmungen : 

1.  Die  Erweiterung  der  Volksrechte.  Das  obhgatorische  Ge- 
setzes- und  Finanz-Referendum  ist  in  Art.  6  näher  ausgeführt,  während 
die  alte  Verf.  (§  6  Ziff.  4)  nur  eine  Art  fakultatives  Referendum 
kannte,  das  dann  allei'dings  bereits  auf  Gnmd  des  sog.  Referendums- 
gesetz(\s  vom  13.  Mai  18(]9  durch  das  obligatorische  Gesetzes-  und  Finanz - 
referendum  ersetzt  worden  ist.  Das  jetzige  Finanzreferendum  w^eicht 
vom  bisherigen  ab. 

Das  Vorschlagsrecht  (Initiative),  als  Verfassungsinitiative  (Art.  102 
Abs.  3)  und  als  Gesetzes-  und  Dekretsinitiative,  sowohl  in  der  Fonu 
der  Anregung  als  des  aUvSgearbeiteti^n  Entwurfes,  ohne  Möglichkeit  eines 
Geg(?nentwurfs  des  Grossen  Rates,   ist   aufgenounnen  worden   (Art.  9). 

Die  Wahl  der  Regierungsstatthalter  imd  Gerichtspräsidenten  ge- 
schieht künftig  durch  die  stimmberechtigten  Bürger  des  Amtsbezirks 
(Art.  46  und  57j,  während  bisher  (Verf.  1846,  §§  47  und  58)  die  Wahl 
dieser  Beamten  durch  den  (rrossen  Rat  auf  einen  doppelten,  jedoch  un- 
verbindlichen Volksvorschlag  hin  vorgiaionnnen  wurde. 

Neu  ist  auch  die  Ermöglichung  einer  Partialrevision  der  Verf. 
(Art.  93,  101 — 104).   Die  frühere  Verf.   gestattete  nur  die  Totalrevision. 

2.  Die  Einheit  des  Kantons.  Die  Verf.  von  1846  hatte  dem 
neuen  Kaiitonsteil  (Jura)  seine  Civilgesetzgebung,  seine  besondere  Verwal- 
tung im  Arnienwesen,  sowie  sein  Grundsteuersystem  garantiert  (§85,  III). 
Diese  (jarantie  ist  aufgehoben,  die  Einheit  im  Steuervvesen  zum  Teil 
auf  1.  Jan.  1894  (Art.  105)  und  zum  Teil  auf  den  Zeitpunkt  des  Likraft- 
tretens  eines  neuen  Armengesetzes  (Art.  108  und  109)  eingeführt  und 
die  Schaffung  einheitlicher  Bestiinnmngen  über  das  Armenwesen  und 
einer  einheitlichen  Civilgesetzgebmig  ermöglicht. 


')  Vgl.  auch  Zeerleder  iu  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Kecht  1894,  n.  F.  XIII, 
S.  407-415;  Hilty  im  Politischen  Jahrhuch  1898,  VIII  S.  428-42H. 
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8.  Die  anderweitigen  Abänderungen.  Im  Kapitel  8t«uits- 
behörden  ist  der  Grundsatz  durchgeführt,  dass  keine  öffentliche  Stelle 
auf  Lebenszeit  vergeben  werden  darf  (Art.  14),  während  bisher  (Verf. 
184r>  §  15)  eine  Ausnahme  für  Geistliche  und  Lehrei*stellen  bestand. 

Das  Verbot  der  Annahme  von  Pensionen  etc.  von  fremden  Staaten 
für  Staatsbeamte  und  Grossratsmitglieder  (Verf.  184(5  §  16)  ist  aufgehoben 
worden. 

Im  Kapitel  (xrosser  Rat  wurde  die  Ilepräsentationsziffer  v(m  20(K) 
auf  :?5(K)  erhöht  (Art.  11)),  die  Beschlussfähigkeitsziffer  von  8()  auf  die 
Mehrheit  der  Mitglieder  festgesetzt  (Art.  28)  und  die  dreimonatliche  Frist 
zwisch(»n  erster  und  zweiter  Gesetzesberatung  gestrichen  (Art.  29). 

Bei  der  Bestellung  des  Kegierungsrates  ist  auf  Vertretung  der 
Minderheit  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen  (Art.  33).  Auch  der  Vize- 
präsident desselben  wird  vom  Grossen  Rate  gewählt  (Art.  35).  Es  soU 
ein  besonderer  Verwaltungsgerichtshof  geschaffen  werden  (Art.  40). 

Die  Zusammenlegung  und  Teilung  von  Gemeinden  kann  auf  dem 
Dekretswege  (Art.  (vi)  geschehen.  Die  Burger-Gemeinden  haben  auch 
im  Falle»  der  Einführung  der  örtlichen  Armenpflege  im  ganzen  Kan- 
ton die  bisherigen  Leistungen  an  die  Armenpflege  ihrer  Angehörigen 
fortzusetzen  (Art.  (58).  Verwaltungsbehörden  und  Gemeinden  können 
Strafl>estinnnungen  aufstellen  (Art.  49  und  71). 

Im  Kapitel:  Allgenneine  Grundsätze  und  Gewährleistungen,  ist  der 
Schutz  der  Sonntagsruhe  aufgenommen  (Art.  82);  drei  Landeskirclien, 
nämlich  die  evangelisch-re formierte,  die  römisch-katholische  und  die 
christ-katholische  (Art.  84),  sind  anerkannt,  während  die  frühere  Verf. 
nur  die  Rechte  der  bestehenden  evangelisch-reformierten  Landeskirche, 
.sowie  der  römisch-katholischen  Kirche  in  den  zu  ihnen  sich  bekennen- 
den (Tenieindcn  gewährleistete  (Verf.  1846  §  8()). 

Ferner  enthält  die  neue  Verf.  den  Grundsatz  der  Wahl  der  Geist- 
lichen dunrh  die  Kirchgemeinden  (Art.  84),  die  Abschaffung  des  Placet 
(Art.  8(j),  die  Aufhebung  der  Beschränkung  des  Staatsbeitrages  zu 
Armenzwecken  (Art.  91,  hiezu  Verf.  1846  §  85  I)  und  endlich  die  Weg- 
räununig  der  Hindernisse  zur  Einführung  eines  neuen  Steuersystems 
(Art.  92,  hiezu  Verf.  1846  §  8()). 

In  Art.  113  endlich  ist  die  fakultative  Ablegung  ein^s  des  re- 
ligiösen Charakters  entkleideten  Amtsgelübdes  ausdrücklich  gestattet; 
§  99  der  bisherigen  Verf.  hatte  diese  Fakultät  nicht  vorgesehen. 

Verfassnng  des  Kantons  Lnzern. 

55.     I.    Verfassung     vom    Jahre     1875,     in    der    Volk;*- 

al)stimniung  vom  28.  Febr.  1875  angenommen. 

Eidg.  (;owährleistuiig  durch  BBeschl.   vom  2.  Juh  1875,  A.  S.  ii.  F.  I  5Jf2.  -^ 
Bütsch.  des  BR  vom  24.  Mai  1875,  B   1875  III  271 ;  Bericht  der  Mehrheit 
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der  Komm,  des  StR  vom  21.  Juni  1875  (N.  Droz),  B  1875  III  944;  Bericht  der 
Minderheit  dieser  Komm,  vom  18.  Juni  1875  (Fr.  Lusser),  B  1875  III  4<39; 
1876  II  240. 

Die  vom  Luzerner  Grossen  Rat,  nach  Inkrafttreten  der  BV 
vom  29.  Mai  1874,  beschlossene  revidierte  Verf.  des  Kts.  Luzern 
wurde  in  der  Volksabstimmung  vom  28.  Febr.  1875  mit  13,091 
Stimmen  von  18,112  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Bürgern 
angenommen;  die  Gesamtzahl  der  stimmfähigen  Bürger  des  Kantons 
betrug  30,821. 

1.  Bei  Anlass  der  Verhandlungen  der  eidg.  Räte  über  die  eidg. 
Gewährleistung  dieser  Verf.  wurden  die  Bestimmungen  über  das 
Schulwesen  (§  3)  beanstandet.  In  einer  Eingabe  aus  dem  Kt.  Luzern 
an  die  BVei*s.  vom  10.  März  1875  (die  unterzeichnet  war  von  A.  Wapf, 
R.  Winkler,  Alf.  Steiger)  wiu-de  verlangt,  dass  diesen  Bestimmungen 
die  eidg.  Gewährleistung  verweigert  werde.  Der  beanstandete  §  3 
lautet: 

Der  Kanton  sorgt,  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des 
Art.  27  der  BV,  für  den  öffentlichen  Unterricht. 

Die  Leitung  der  öffentlichen  Schulen  steht  ausschliesslich  den 
Staatsbehörden  zu. 

Die  Freiheit  des  Privatunterrichts  wird  unter  Wahrung  der 
gesetzUchen  Aufsicht  der  Staatsbehörde  über  die  Erreichung  des 
Lehrziels  der  öffentlichen  Primarschule  grundsätzlich  anerkannt. 

Den  Gemeinden  wird  die  Wahl  der  Volksschullehrer  gewähr- 
leistet. 
Der  BR  und  eine  Minderheit  der  Komm,  des  StR  beanti*agten 
vorbehaltlose  Genehmigung  dieses  §  3,  nicht  dagegen  die  Mehrheit 
der  Ständer.  Komm.  Die  BVers.  schloss  in  ihrem  Beschl.  vom 
2.  Juli  1875  den  §  3  von  der  eidg.  Gewährleistung  zwar  nicht  aus, 
sie  zog  aber  ausdrücklich  in  Erwägung: 

dass  laut  Ai't.  27  der  BV  der  gesamte  Primarunter- 
richt  unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll,  somit  der  §  3  der 
Luzerner  Verf.  nicht  die  Wirkung  haben  kann,  jene  Vorschrift 
in  irgend  welcher  Weise  einzuschränken*). 


\)  Dr.  Segesser  stellte  im  NR,  im  Aiischluss  hieran,  folgende  Motion: 
In  Betracht,  dass  die  Verf.  von  Waadt,  Neuenburg.  Genf,  Freiburg  in  den- 
jenigen Bestimmungen,  welche  den  Privatunterricht  betreffen,  mit  dem  §  3 
der  Luzerner  Verf.  teils  wörtlich,  teils  dem  Sinne  nach  gleichlautend  .sind, 
wird  in  Hinsicht  auf  Art.  4  der  BV  beantragt:  dass  das  zur  Gewährleistung 
des  §  3  der  Luzerner  Verf.  angenommene  Motiv  zu  allen  bereits  in  Kraft 
stehenden  Verf.  aln  gleichmässig  geltend  erklärt  werde.  Mit  Beschl.  vom 
2.  Juli  1875  lehnte  der  NR  diese  Motion  ab,  B  1875  ITI  736,  737. 
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Aus  dem  Wortlaut  des  Art.  27  Abs.  2,  8  und  4  der  BV  ergibt 
sieb,  sagt  die  Mehrheit  der  Komm,  des  StR  (Droz)  in  ihrem  Bericht  vom 
21.  Juni  1875: 

1.  Dass  den  Kantonen  die  förmliche  Verpflichtung  auferlegt  ist, 
dafOr  zu  sorgen,  dass  jedem  Kind  ein  genügender  Primarschulunterricht 
zu  teil  werde; 

2.  dass  der  Primarschuluntemcht,  in  den  privaten  wie  in  den 
öffentlichen  Schulen,  ausschliesslich  unter  staatliche  Leitung  gestellt 
ist,  indem  der  erste  Teil  des  zweiten  Abs.  des  Art.  27  eine  allgemeine 
Vorschrift  enthält  und  nur  im  zweiten  Teile  desselben,  sowie  im  dritten 
Abs.  ein  Unterschied  zwischen  privaten  und  öffentlichen  Schulen  auf- 
gestellt wird; 

3.  dass  zur  Erreichung  dieses  Zieles  die  Kantone  öffentliche 
Schulen  zu  unterhalten  haben,  welche  unentgeltlich  und  konfessionslos 
sein  müssen. 

Zu  bemerken  ist  hier,  dass  die  Lehrfreiheit  durch  diesen  Art.  27 
der  BV  nicht  gewährleistet  ist.  Ein  Antrag,  sie  ausdrucklich  zu  garan- 
tieren, ist  im  Laufe  der  Revisionsdebatte  gestellt,  jedoch  abgelehnt 
worden,  so  dass  den  Kantonen  ganz  unbenommen  ist,  diese  Lehrfreiheit 
anzuerkennen  oder  nicht. 

Dagegen  ist  in  den  Kantonen,  welche  sie  anerkennen,  die  Lehr- 
freiheit im  Primarunterrichtswesen  durch  die  förmlichen  Vorschriften 
der  BV  beschränkt.  Der  Primarunterricht  ist  für  alle  Kinder  obliga- 
torisch erklärt,  und  es  muss  derselbe  genügend  sein,  d.  h.  der  private 
Primarunterricht  muss  mindestens  das  gleiche  pädagogische  Ergebnis 
aufweisen,  wie  der  öffentliche  Primarunterricht,  der  durch  die  kantonalen 
und  allfäUig  eidg.  Gesetze  und  Verordnungen  normiert  wird. 

Dieser  allgemeinen  Verpflichtung  ist  der  private  Primarunterricht 
in  keinem  Punkte  enthoben.  Dagegen  kann  er  sich  vom  öffentlichen 
Unterricht  in  zw^ei  Punkten,  aber  in  diesen  allein,  unterscheiden:  es 
sind  dies: 

1.  Die  Unentgeltlichkeit,  die  nur  der  öffentlichen  Schule  auf- 
erlegt ist; 

2.  der  konfessionelle  Charakter,  den  der  private  Unterriclit  haben 
kann,  während  er  dem  öffentlichen  untersagt  ist. 

§  3  Abs.  1  der  Luzemer  Verf.  besagt  nun:  der  Kanton  sorgt 
unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Art.  27  der  BV  für  den  öffent- 
lichen Unterricht.  Der  Art.  27  der  BV  sagt  aber  nicht:  die  Kantone 
sorgen  bloss  für  den  öffentlichen  Untemcht,  sondern  er  schreibt  allge- 
mein vor:  die  Kantone  sorgen  für  genügenden  Primarunterricht,  der 
ausschliesslich  unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll.  —  Die  Luzerner 
Verf.  sagt  also   zu  wenig,    wenn    sie   nur   vom   öffentlichen  Unterricht 
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spricht.  Allerdings  behauptet  die  Reg.  von  Luzern,  dass  die  Worte 
«öffentlicher  Unterricht*  nicht  nur  auf  die  Primarschule,  sondern  auch 
auf  die  Sekundär-  und  obern  Schulen  Bezug  haben.  Wir  müssen  je- 
doch bemerken,  dass  die  BV  nicht  von  den  Verpflichtungen  der  Kan- 
tone betr.  den  Sekundär-  und  den  höhern  Unterricht  spricht.  Es  ist 
demnach  überflüssig,  hier  den  Art.  27  der  BV  anzurufen,  der  den 
Kantonen  nur  in  Bezug  auf  den  Primarunterricht  Verpflichtungen  auf- 
erlegt. 

§  8  Abs.  2  der  Luzerner  Verf.  gibt  zu  einer  ganz  ähnlichen  Be- 
merkung Veranlassung.  Dieser  Absatz  besagt:  Die  Leitung  der  öffent- 
lichen Schulen  steht  ausschliesslich  den  Staatsbehörden  zu.  Diese  Re- 
daktion ist  korrekt,  soweit  es  sich  um  Sekundär-  und  höhere  Schulen 
handelt;  sie  ist  jedoch  im  Widerspruch  mit  der  BV  in  Hinsicht  auf  den 
Primarunterricht,  welcher,  ohne  dass  ein  Unterschied  gemacht  würde 
zw^ischen  öfl'entlichen  und  privaten  Schulen,  ausschUes.slich  der  staat- 
lichen Leitung  unterworfen  ist. 

Auch  die  Bestimnumg  des  dritten  Absatzes  des  §  3  der  Luzerner 
Verf.  scheint  uns  dem  Art.  27  der  BV  nicht  ganz  zu  ent«pre(*hen.  Die 
BV  verlangt,  dass  die  staatliche  Behörde  den  ganzen  Primaiimterricht 
nicht  bloss  überwache,  sondern  auch  leite.  Das  Wort  «Aufsicht» 
steht  nicht  in  der  BV,  sondern  das  Wort  «Leitung»,  was  sehr  ver- 
schieden ist. 

Die  Luzerner  Reg.  behauptet,  dass,  wenn  der  private  Primarunter- 
richt durch  die  staatliche  Behörde  geleitet  werden  muss,  dies  auf  eine 
LTnt erdrückung  der  Lehrfreiheit  hinauslaufe.  W^r  sehen  die  Sache  nicht 
so  an.  Die  Kantone  sind  durchaus  berechtigt,  die  Lehrfreiheit  anzu- 
erkennen; allein  über  diesem  Prinzipe  steht  eine  gebieterische  gesell- 
schafthche  Notwendigkeit,  d.  h.  es  soll  jedes  Kind  einen  genügenden 
Unterricht  erhalten.  Hieraus  entspringt  für  den  Staat  die  Pflicht,  dafür 
zu  sorgen,  dass  die  physische,  intellektuelle  und  moralische  Erziehung 
der  Jugend  überall  eine  gute  sei. 

Die  Freilieit  des  IVimarunterrichts  darf  nicht  ausarten  in  eine 
Freiheit,  den  Unterricht  unerteilt  zu  lassen  oder  ungenügend  zu  erteilen. 
Die  Freiheit  dieses  Unterrichts  kann  nur  innerhalb  der  Schranken  der 
BV  gewährleistet  w^erden,  welche  vorschreibt,  dass  der  Primanmterricht 
obligatorisch  ist  und  genügend  sein  soll. 

Damit  ein  l'nterricht  ein  genügender  ist,  müssen  drei  Bedingungen 
erfüllt  werden : 

1.  Es  muss  ein  gutes  Schulprogrannn  aufgestellt  sein; 

2.  der  Lehrer  muss  befähigt  sein; 

3.  das  Kind  muss  die  Schule  regelmässig  besuchen. 
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Jeder  Privatuntenicht,  der  diesen  drei  Hediiigungen  nicht  ent- 
spricht, ist  ungenügend.  Die  staatliche  Behörde  hat  die  Pflicht,  sich 
zu  versichern,  dass  diese  Bedingungen  erfüllt  werden :  in  diesem  Sinne 
interpretieren  wir  das  von  der  BV  gebrauchte  Woi-t  *Leitung>.  Die 
Luzemer  Verf.  enthält  statt  dessen  den  Ausdruck  <  gesetzlich«?  Auf- 
sicht». Wenn  nun  aber  das  (xesetz  schlecht  ist,  wenn  dasselbe  die 
Rolle  des  Staates  mehr  l)eschränkt,  als  es  seiner  Stelhmg  geziemt, 
so  sagen  wir,  die  BV  ist  dem  (reiste  und  dem  Wortlaute  nach  miss- 
achtet .  .  . 

Im  allgemeinen  an(;rkennen  wir,  dass  die  Bestinunungen  des 
Luzerner  Schulgesetzes  vom  25.  Aug.  1(S(>9  über  die  Primarschulen  gut 
sind:  da  sie  jedoch  nur  im  Gesetze  stehen,  so  können  sie  durch  ein 
neues  Gesetz^  abgeändert  und  in  einem  für  die  öffentlichen  Schulen 
sehr  imgtinstigen  Sinne  abgeschwächt  werden.  So  kann  das  Gesetz 
die  Requisite  der  Fähigkeit  der  Lehrer  beseitigen,  kann  religiöse  (h'den 
bedingimgslos  zulassen  etc.  Insofern  scheint  uns  der  Ausdruck  <  ge- 
setzliche Aufsicht  >  nicht  genügend  zu  sein. 

Die  Komm,  hat  in  ihrer  Mehrheit  das  (iefühl  geha})t,  dass  der 
§  3  der  Luzerner  Verf.  eigentlich  nicht  gerade  in  schroffem  und 
direktem  Widerspruch  mit  der  BV  stehe,  da.ss  man  aber  mittelst  dieses 
Paragraphen  die  Vorschriften  des  Art.  27  der  BV  umgehen  und  den 
Privatschulen  eine  Freiheit  und  Vorrechte  einräum (»n  k(»nnte,  welche 
für  die  öffentlichen  Schulen  und  die  Eraiehungsintt^ressen  der  Jugend 
höchst  nachteilig  wären.  Doch  konkludiert  die  Konun.  nicht  dahin,  es 
sei  dem  §  3  die  Gewährleistung  zu  verweigern;  sie  will  diese  nur 
unter  Anbringung  eines  förmlichen  Vorbehalts  betr.  die  Pflichten  df^^r 
Staatsbehörde  im  Primarun terrichtswesen  ei*t(*ilen.  B  1875  MI  <kV2. 

2.  §  9(>  Abs.  2,  welcher  allen  Beamten  und  Behörden  des 
Kts.  Luzern  den  Eid  auf  die  Verf.  imd  Gesetze  auferlegt,  wurde 
von  der  BVers.  in  ihrem  Beschl.  vom  2.  Juli  1875  nur  mit  dem 
Vorbehalt,  dass  derselbe  die  durch  Art.  49  der  BV  gewährlei.stete 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  in  keiner  Weise  beeinträchtigen 
kann,  genehmigt.  B  1875  III  282.  284. 

3.  Von  den  übrigen  Bestimmungen  der  Verfassung  von  1875 
seien  erwähnt: 

Bezüglich  der  Niederlassung  lässt  die  neue  Verf.  den  Unterschied, 
den  die  Verf.  vom  Jahre  1863  zwischen  den  eigenen  Kantonsbürgern 
und  den  Schweizerbürgern  aus  andern  Kantonen  festgesetzt  hatte, 
fallen,  indem  sie  in  §  21  Abs.  2  ledigUch  bestimmt,  dass  jeder  Schweizer- 
bürger nach  Massgabe  der  BV   das  Recht   der  freien  Niederla.ssung  in 
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jeder  Gemeinde  des  Kantons  geniesse  (B  1863  III  355).  Das  Stimm- 
recht sowohl  in  kantonalen  (§  27)  als  in  Gemeindeangelegenheiten 
(§  88  Abs.  3)  besitzen  in  Abweichmig  von  den  Bestimmmigen  der 
Verf.  des  Jahres  1863  alle  Kantonsbtirger  und  im  Kanton  gesetzlich 
niedergelassenen  Schweizerbürger  nach  einem  ununterbrochenen  Wohn- 
sitz von  drei  Monaten.  B  1875  III  273. 

Die  Organisation  der  Gemeinden  hat  das  Eigentümliche,  dass  in 
allen  Ortschaften  des  Kts.  Luzeni  eine  politische  oder  Einwohnerge- 
meinde  besteht,  welche  auch  die  Befugnisse  der  Ortsbürgergemeinde 
ausüben  kann  (§  90  Abs.  4).  Wenn  die  Einkünfte  der  Bürgergemeinde 
für  den  Unterhalt  der  Armen  nicht  ausreichen,  so  werden  besondere 
Steuern  erhoben,  nicht  nur  von  den  in  der  Gemeinde,  sondern  auch 
von  den  auswärts  wohnenden  Bürgern  und  nicht  nur  von  diesen,  son- 
dern von  allen  Einwohnern  der  Gemeinde  ohne  Ausnahme. 

Nach  der  Verf.  von  1863  —  führt  der  Mehrheitsbericht  der  Komm, 
des  StR  aus  —  liatten  die  auswärts  wohnenden  Bürger,  welche  die 
Armensteuer  an  ihre  Gemeinden  entrichteten,  das  Recht,  daselbst  in 
Bürger-  imd  selbst  in  Einwohnergemeinde-Angelegenheiten,  wenn  die 
Einwohnergemeinde  die  Befugnisse  der  Bürgergemeinde  ausübte,  zu 
stimmen.  Dieses  Recht  ist  ihnen  durch  die  neue  Verf.  genommen 
w^orden.  Dies  scheint  uns  nicht  vSehr  gerecht,  denn  es  sollten,  sobald 
die  externen  Bürger  für  die  Armenunterstützung  besteuert  werden, 
dieselben  auch  das  Recht  haben,  in  Bürgerangelegenheiten  zu  stinunen. 
Was  die  politische  Gemeinde  betrifft,  so  sind  wir  mit  der  Luzemer 
Verf.  ganz  darin  einverstanden,  dass  die  externen  Steuerzahler  daselbst 
nicht  ihr  Stimmrecht  ausüben  dürfen,  was  ein  Vorrecht  z.  B.  zu  Gunsten 
der  Reichen  schaffen  würde,  welche  so  in  verschiedenen  Gemeinden 
stimmfähig  sein  könnten.  Was  jedoch  einem  Teil  der  Komm,  als 
durchaus  ungerecht  vorkommt,  ist,  dass  Schweizerbürger  anderer  Kantone 
für  die  Armenunterstützung  und  den  Unterhalt  der  Waisen  besteuert 
werden  können,  ohne  ihrerseits  einen  Anspruch  auf  diese  Unterstützung 
zu  haben.  Es  wäre  wünschbar,  wenn  das  luzernische  Gesetz  revidiert 
würde,  um  die  Gleichheit  zwischen  allen  Bürgern,  welche  die  näm- 
lichen Lasten  zu  tragen  haben,  herzustellen,  was,  ohne  den  Text  des 
§  90  der  Verf.  selbst  zu  revidieren,  geschehen  könnte.  Wir  glauben 
behaupten  zu  können,  dass  das  von  uns  bezeichnete  Verhältnis,  wenn 
nicht  dem  Wortlaute,  doch  wenigstens  dem  Geiste  der  BV  zuwider- 
läuft, in  deren  Willen  es  liegt,  dass  die  Schweizerbürger  den  Ange- 
hörigen des  Kantons  und  der  Gemeinde  gleich  behandelt  Averden,  so- 
weit es  sich  nicht  um  die  Erträgnisse  der  Burgergüter  handelt  (Art.  43 
der  BV).  Wenn  nun  diese  Einkünfte  ungenügend  sind  und  man  zu 
ihrer  Ergänzung  die  Niedergelassenen  zur  Besteuerung  heranzieht,   ist 
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es  da  gerecht,  sie  von  der  Teilnahme  am  Erträgnisse  dieser  Besteuerung 
auszuschliessen?    Wir  glauben  nicht*).  B  1875  III  947. 

IL  Part  ialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
11.  Okt.  1882,  das  in  der  Volksabstimmung  vom  12.  Nov.  1882 
angenommen  worden  ist. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBesclü.  vom  19.  Dez.  1882,  A.  S.  n.  F.  VI  624. 

—  Botsch.  des  BR  vom  9.  Dez.  1882,  B  1882  IV  566;  1883  II  834. 

Die  Partialrevision  betriflft  die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe 
(§  5  Abs.  3),  die  Möglichkeit  des  fakultativen  Referendums  gegenüber 
einem  blossen  Beschl.  des  Grossen  Rates,  die  Möglichkeit  einer  Verlegung 
des  ordentlichen  Sitzes  der  KBehörden  an  einen  andern  Ort  als  die  Stadt 
Luzem  (§  24),  die  Einteilung  der  Grossratswahlkreise  (§  43),  Annahme 
der  Bestimmung,  dass  als  Basis  für  die  Wahl  eines  Grossratsmitgliedes 
je  100()  Seelen  der  Schweiz.  Wohnbevölkerung  massgebend  sind  (statt 
der  bisherigen  1000  Seelen  der  Bevölkerung  tiberhaupt,  §  43),  u.  a. 

m.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
26.  Nov.  1890,  in  der  Volksabstimmung  vom  4.  Jan.  1891  ange- 
nommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  12.  Juni  1891,  A.  S.  n.  F.  XII 127. 

—  Botsch.  des  BR  vom  10.  April  1891,  B  1891  I  987,  1892  II  492. 

Die  Revision  bezieht  sich  vorab  auf  folgende  Punkte:  Zulässig- 
keit  einer  Partialrevision  der  Verf.  auf  dem  Wege  der  Volksinitiative 
(§  35  bis,  5000  Stimmberechtigte),  bei  Volksabstimmungen  ist  massgebend 
die  absolute  Mehrheit  der  Stimmenden,  nicht  mehr  die  der  Stimmberechtig- 
ten (§  31),  Ausschlussgründe  vom  Stimmrecht  (§  27),  Festsetzung  kleiner 
Wahlkreise  für  Grossratswahlen  (§  43),  Vornahme  der  Wahlen  in  ver- 
sammelter Gemeinde  oder  nach  dem  Urnensystem  (§  95),  Ausdehnung 
des  Grundsatzes,  dass  bei  gewissen  Wahlen  «auf  Vertretung  der  Min- 
derheit billige  Rücksicht  zu  nehmen»  sei  (§  96)  u.  a. 


*)  Vgl.  jetzt  das  Luzerner  Armengesetz  vom  21.  Nov.  1889,  Zeitsclu*. 
für  Schweiz.  Recht  1890,  n.  F.  IX,  S.  391,  das  daran  festhält,  dass  für  die 
Armenunterstützmig  das  ortsbürgerliche  oder  Heimatprinzip,  für  die  Armen- 
steuer dagegen  das  Wohnortaprinzip  gilt.  Nach  der  Praxis  des  BGer.  kann 
ein  Verstoss  gegen  Art.  4  und  60  der  BV  daiin  nicht  erblickt  werden,  dass 
der  kantonsfremde  Niedergelassene  in  einem  Kanton  mit  einer  Armensteuer 
belegt  wird,  obschon  dieser  ihm  keinen  Anspnich  auf  dauernde  Armenunter- 
stützung gewährt.  Dagegen  hält  das  BGer.  an  dem  Satz  fest,  dass  es  der  BV 
widerspricht,  wenn  die  kant.  Gesetzgebung  anordnet,  dass  die  Armen- 
steuer von  Bürgern  des  eigenen  Kantons  an  die  Heimatgemeinde,  von  An- 
gehöiigen  anderer  Kantone  an  die  Gemeinde  des  Wohnortes  zu  leisten  sei, 
und  bei  einem  Konflikt  zwischen  Wohnsitzkanton  und  Heimatkanton  betr. 
die  Erhebung  der  Armensteuer  geht  der  Anspruch  des  erstem  dem  des  letzteni 
vor:  BGer.-Entsch.  1900,  XXVI  1  Nr.  2. 
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Die  Bestimmungen  über  die  Auss<*hlus.sgnin(le  hinsichtlieb  des 
IK>litischen  Stimmrechts  (§  27)  wurden  angefochten;  die  BVers.  schloss 
jedoch  diese  Bestimmungen  nicht  von  der  eidg.  Gewährleistung  aus, 
in  Erwägung,  dass  diese  Ausscblussgründe  zu  bestimmen,  Sac^he  der 
Kantone  ist,  so  lange  der  Bund  von  der  ihm  in  Art.  VA\  der  BV 
eingeräumten  (resetzgebungsbefugnis  keinen  Gebrauch  gemacht  hat. 

B  1892  II  41)2. 

Verfassnng  des  Kantons  üri. 

56.  I.  Verfassung  von  der  Landesgenieinde  d(Mi(>.  Mai 

1888  beschlossen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.   vom  2i).  Juni  IKSH,  A.  S.  n.  F.  X  (UG. 
—  Botsch.  des  BR  voui  11.  Juni  1888,  B  1888  III  r^^^r,  1889  II  708. 

Die  Verf.  des  Kts.  Uri  vom  6.  Mai  1888,  an  Stelle  der  Verf.  vom 
5.  Mai  18o()  und  mehrerer  Partialrevisionen  zu  derselben  tretend, 
wurde  den  22.  Juni  1888  durch  die  BVers.  gewährleistet  in  Betracht: 

da>ss  diese  Verf.  niclits  enthält,  was  den  VorschriftcMi  der  BV 
zuwiderliefe,  indem  namentlich  Art.  2  Abs.  1.  Art.  4  und  Art.  31 
derselben  nicht  anders  als  im  Sinne  und  unter  Vorbehalt  der  ein- 
schlagenden Art.  49,  50,  51,  52,  5(5  uiul  31  der  BV  verstanden 
werden  und  zu  Recht  bestehen  können. 

1.  Art.  2  Abs.  1  lautet: 

Das  Volk  des  Kts.  Uri  bekennt  sich  in  seiner  grossen  Mehr- 
heit zur  römisch-katholischen  Religiim. 

Dieser  Artikel  tritt  an  Stelle  des  bisherigen  §  3,  der  die 
christlich-römiscli-katholische  Religion  als  diejenige  des  Kts.  Uri 
erklärt  hat.  Es  darf  —  bemerkt  die  bundesr.  Botsch.  —  für  die 
Bekenner  der  römisch-katholischen  Religion  aus  der  b(»sonderen 
Stellung,  welche  derselben  auch  noch  in  der  jetzigen  A'erfassung 
eingeräumt  ist,  keinerlei  Vorrecht  abgeleitet  werden.  B  IKSS  III  546. 

2.  Art.  4  lautet,  im  wesentlichen   gleich  dem  bisherigen  §  4: 
Der  Foi't})estand  der  Stifte  und  Klöster,  die  Unverletzlichkeit 

und  Selbstverwaltung  ihres  Vermögens  und  die  Novizenaufnahme 
sind  garantiert,  mit  Vorbehalt  der  Oberaufsicht  des  Staates,  nach 
darüber  bestehenden  Landesgesetzen. 

Ilu'  Vermögen  ist  gleich  anderm  Privatgute  den  Steuern  unter- 
worfen. 

Der  Erwerb  und  die  Veräusserung  von  Liegenschaften  der 
Stifte  und  Klöster  bedürfen  der  Genehmigung  des  Reg.-Bates.  \) 

')  Verf.  1850,  §  4  Abs.  3:  Jeglicher  Erwerb,  sowie  jegliche  Veräus- 
serung von  Liegenschaften  derselben  bedürfen  der  Bewilligung  der  Staats- 
behörde, mit  Beachtung  diesfalls  bestehender  Verkommnisse. 
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Die  Botsch.  des  BR  bemerkt  hiezu: 

Diese  Bestimmungen  werden  als  altes  umerisches  Recht  bezeich- 
net. Der  vom  Staate  geleisteten  Garantie  stehen  nach  den  Landes- 
gesetzen nicht  unbedeutende  staatliche  Aufsichtsrechte  hinsichtlich  der 
Vermögensverwaltung  und  der  Novizenaufnahme  gegentiber.  Die  Staats- 
behörden prüfen  die  Rechnungen  und  genehmigen  die  Aufnahme  von 
Novizen. 

Im  Jahre  1851  wurde  §  4  der  damaligen  Verf.  von  Uri  von  den 
BBehörden  nicht  genehmigt.  Der  bezügliche  BBeschl.  vom  11.  Aug. 
1851  sagt  zwar  in  Erwägung  2: 

Dass  sie  (die  Verf.)  nichts  enthält,  was  den  Vorschriften  der 
BV  zuwiderläuft,  indem  namentUch  der  in  §  4  gewährleistete  Fort- 
bestand der  Klöster  nicht  anders  als  unter  Vorbehalt  der  in  Art.  44 
und  46  der  BV  dem  Bunde  eingeräumten  Rechte,  und  so  lange 
die  oberste  Behörde  von  Uri  die  Klöster  hei})ehalten  wissen  will, 
verstanden  werden  kann; 
in  Ziff.  2  aber  des  Beschl.  wird  dann  §  4  geradezu  von  der 
BGarantie  ausgeschlossen ;  sie  lautet : 

Der  §  4  dieser  Verf.,  soweit  er  sich   auf  den  Fortbestand  der 
Klöster  bezieht,  kann  nicht  Gegenstand  eidg.  Garantie  sein. 

A.  S.  II  3yi>. 
Der  Gedankengang,  der  die  Behörden  der  Eicig.  zu  diesem  Beschl. 
geführt  hat,  war  folgender: 

Die  Frage,  in  welcher  Rechtsstellung  sich  der  Bund  gegenüber 
der  Bestimmung  einer  kant.  Verf.  belinde,  die  den  Klöstern  und  kirch- 
lichen Stiftungen  ihren  Fortbestand  gewährleistet,  wurde  zum  ersten 
Male  unter  der  Herrschaft  der  BV  von  1848  bei  Anlass  der  Geneh- 
migung der  Nidwaldner  Verf.  vom  1.  April  1850  erörtert.  Diese  Verf. 
enthielt  in  §  4  die  Gewährleistung  der  Klöster  und  kirchlichen  Stif- 
tungen von  Nidwaiden.  In  seiner  Botsch.  an  die  BVers.  vom  27.  April 
1850  äusserte  sich  der  BR  hierüber  mit  folgenden  Worten : 

Einiges  Bedenken  mag  der  §  4  erregen,  wodurch  der  Fortbestand 
der  Klöster  gewährleistet  wird,  woraus  man  schli essen  kann,  dass  der 
Bund  indirekt  denselben  auch  garantiere.  Allein  es  wird  in  der  Tat 
die  Verf.  garantiert,  welche  alle  Jahre  vom  Kanton  abgeändert  werden 
kann,  und  man  darf  wohl  keinem  Kantone  verbieten,  durch  seine 
Verf.  Institute  zu  garantieren,  welche  an  sich  nicht  rechtswidrig  sind. 
Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  Bund  durch  die  Garantie 
einer  solchen  Verf.  keineswegs  Verzicht  leistet  auf  Massnahmen,  welche 
er  nach  Inhalt  der  BV,  sei  es  wegen  politischer  Bewegungen  oder  im 
Interesse  des  Friedens  unter  den  Konfessionen,  unter  Umständen  gegen 
Klöster  zu  treffen  befugt  wäre.    Denn  es  kann  überhaupt  die  Garantie 

15 
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einer  KV  nie  den  Sinn  haben,  dass  die  durch  die  BV  aufgestellten 
Rechte  des  Bundes  den  Interessen  eines  Kantons  oder  kantonalen  In- 
.stitutionen  imtergeordnet  werden. 

Der  BR  beantragte  folgerichtig  die  Genehmhaltung  der  Nidwald- 
ner  Verf.,  ohne  in  Betreff  des  §  4  derselben  irgend  welchen  Vorbehalt 
anzubringen. 

Einen  Schritt  weiter  ging  die  Ständer.  Komm.,  welche  dem  er- 
wähnten §  4  die  Genehmigung  des  Bundes  nicht  versagen,  jedoch  in 
einer  Erwägung  dem  Gedanken  Ausdruck  verleihen  wollte,  dass  der 
gewährleistete  Fortbestand  der  Klöster  nicht  anders  als  miter  Vorbehalt 
der  in  Art.  44  und  46  der  BV  dem  Bunde  eingeräumten  Rechte  ver- 
standen werden  könne  .  .  .  Der  StR  stimmte  am  3.  Mai  1850  dem  An- 
trage seiner  Komm.  zu.  Auch  die  Komm,  des  NR  wollte  diesem  Beschl. 
beitreten  .  .,  allein  der  NR  beschloss  unterm  8.  Mai  1850:  es  sei  die 
nachgesuchte  eidg.  Garantie  der  Verf.  des  Kts.  Unterwaiden  nid  dem 
Wald  für  so  lange  nicht  zu  erteilen,  bis  §  4  beseitigt  sein  wird,  welcher 
den  Fortbestand  der  Klöster  und  religiösen  Korporationen  gewährleistet. 
Da  der  StR  gleichen  Tages  beschloss,  an  seiner  Schlussnahme  vom 
3.  Mai  festzuhalten,  so  kam  der  NR  folgenden  Tages,  den  9.  Mai  1850, 
ihm  soweit  entgegen,  dass  er  in  Hinsicht  auf  den  beanstandeten  §  4 
diejenige  Erwägung  aufstellte  und  dasjenige  Dispositiv  annalmi,  welche 
in  wörtüch  gleicher  Fassung  im  BBeschl.  vom  11.  Aug.  1851  über  die 
Verf.  des  Kts.  Uri  sich  finden  und  oben  mitgeteilt  sind.  Der  StR  er- 
klärte nun  seine  Zustimmung. 

Dieser  BBeschl.,  in  Ansehung  des  §  4  der  Nidwaldner  Verf.,  wurde 
massgebend  und  vorbildlich  für  die  Anträge  des  BR  und  der  Komm, 
der  eidg.  Räte  und  für  die  Beschlussfassung  beider  gesetzgebenden 
Räte  in  Hinsicht  auf  die  inhaltlich  gleichlautenden  Art.  21  der  Ob- 
waldner  Verf.  vom  28.  April  1850  und  §  4  der  Urner  Verf.  vom  5.  Mai  1850.*) 

Den  27.  Okt.  1867  nahm  die  Landsgemeinde  von  Obwalden 
eine  neue  Verf.  an,  welche  den  vom  Bunde  nicht  genehmigten  Art.  21 
der  früheren  Verf.,  betr.  den  Fortbestand  der  Klöster,  nicht  mehr  ent- 
hält, aber  in  Art.  10  das  Eigentum  der  Privaten,  der  Gemeinden,  öffent- 
lichen Genossenschaften  und  geistlichen  imd  weltlichen  Koqiorationen 
für  unverletzlich  erklärt  und  ihnen  die  gesetzliche  Verwaltung  des- 
selben und  die  rechtsmässige  bezw.  stiftungsmässige  Verfügung  über 
dessen  Ertrag  gewährleistet,  auch  die  Errichtung  neuer  Korporationen 
für  immerwährende  Zwecke  vorvsieht,  unter  Vorbehalt  der  Bewilligung 
des  KRates,  <  welche  jedoch  erteilt  werden  soll,  wenn  nicht  Gefährde 
der  Moralität  oder  des  öffentlichen  Wohles  hiermit  offenbar  verbunden 

*j  Vgl.  Ullmer  I,  Nr.  27— Ä9. 
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ist.»  Die  BVers.  hat  am  14.,  18.  Dez.  1867  dieser  Verf.  ohne  irgend 
welchen  Vorbehalt  zu  Art.  10  die  eidg.  Garantie  erteilt,  A.  S.  IX  225.') 

Anders  wurde  es  gehalten  niit  Bezug  auf  die  von  Schwyz  im 
Jahre  1876  revidierte  Verf.*) 

Im  Jalire  1877  revidierte  Nidwaiden  seine  Verf.^) .  Diese  Verf*.  ist 
gewährleistet  worden,  ohne  dass  in  einer  Erwägung  oder  einem  Er- 
kenntnisse des  Art.  4  derselben  irgendwie  mehr  erwähnt  wurde. 

Wir  können  uns  des  Eindruckes  nicht  erweliren,  dass  die  BBe- 
schlüsse  von  185(),  1851  und  diejenigen,  welche,  auf  jenen  fussend, 
seither  mit  Bezug  auf  die  in  kantonalen  Verf.  enthaltene  Garantie  von 
Klöstern  und  geistlichen  Stiftungen  gefiisst  worden  sind,  mehr  auf 
einem  ])raktisch-politischen,  denn  auf  einem  klaren  staatsrechtlichen 
Gedanken  l)eruhen,  und  dass  sie  der  logischen  Folgerichtigkeit  ent- 
})ehren.  Auch  stimmen  sie  unter  einjinder  nicht  überein.  Einmal  wird 
die  angefochtene  kantonale  Verfassungsbestiuunung  von  der  eidg.  Ge- 
währleistung ausgenommen,  aber  nicht  für  unzulässig  erklärt;  ein  an- 
deres Mal,  da  der  kantonale  Gesetzgeber  (in  Obwalden  1867)  eine  die 
weltlichen  und  geistlichen  Korporationen,  d.  h.  deren  Eigentum  und 
sitiftungsgemässe  Verwaltungsbefugnis  in  gleicher  Weise  umfassende 
Garantie  aussprach,  genehmigte  man  die  Bestimnmng  ohne  irgend 
welche  Bemerkung;  in  einem  dritten  Fiiüe  (Schwyz  1876}  wü'd  von 
ganz  ähnUch  lautenden  Bestimmungen  in  den  Erw^ägimgen  gesprochen, 
als  ob  sie  mit  der  BV  nicht  vereinbar  wären,  die  Garantie  aber  gleich- 
wohl übernommen,  wenn  auch  bloss  «im  Sinne  der  Erwägimgen»;  in 
einem  vierten  Falle  endlich  (Nidwaiden  1877)  wird  der  kantonalen 
Klostergarantie  nur  in  der  Botsch.  des  BR,  nicht  aber  im  BBeschl.  selbst, 
weder  in  dessen  Erwägungen,  noch  im  Dispositiv,  Erwähnung  getan,  da 
der  kantonale  Gesetzgeber  so  vorsichtig  war,  von  sich  aus  der  fraglichen 
Bestimmung  den  <  Vorbehalt   der  Bestimmmigen  der  BV»  anzuhängen. 

Unseres  Era(!htens  hatte  der  BR  das  Richtige  getroffen,  als  er  in 
seiner  Botsch.  vom  27.  April  185()  sich  dahin  aussprach,  dass  der  Bund 
durch  die  Garantie  der  kantonalen  Verf.  nicht  deren  Institutionen  zu 
eidg.  erhebe,  dass  man  keinem  Kantone  verbieten  könne,  Institute  zu 
garantieren,  welche  an  sich  nicht  rechtswidrig  sind,  und  dass  selbst- 
verständlich der  Bimd  durch  die  Garantie  einer  solchen  Verfassungs- 
bestimmung sich  seiner  eigenen,  nach  Massgabe  der  BV  ihm  zustehen- 
den Hoheitsrechte  und  Befugnisse  keinesw^egs  begebe.  Man  wäre 
daher,  wie  uns  scheint,  für  alle  Fälle  weit  genug  gegangen,  wenn  man 
in  einer  Erwägung  zum  Beschlüsse  diesem  Gedanken  Ausdruck  ver- 
liehen hätte  .  .  .  Wir  verstehen   vom  formellen   Standpmikte  aus  den 

M  Vgl.  Nr.  59. 
-*)  Vgl,  Nr.  57, 
•')  VgL  Nr.  60. 
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Beschl.  des  NR  vom  8.  Mai  1850,  der  die  BGarantie  versagte,  bis  die 
Klostergarantie  aus  der  kantonalen  Verf.  beseitigt  sein  würde.  Unver- 
ständlich aber  ist  nns  der  aus  dem  Kompromiss  zwischen  NR  und  StR 
am  9.  Mai  1850  hervorgegangene  Beschl.,  der  die  bimd  es  verfassungs- 
mässigen Rechte  in  den  Erwägungen  vorbehält,  gleichzeitig  aber  im 
Dispositiv  die  kantonale  Bestimmung  von  der  Gewährleistung  aus- 
schliesst,  «weil  sie  nicht  Gegenstand  eidg.  Garantie  sein  könne». 

Dem  Bunde  kommt  es  als  eine  verfassungsmässige  Befugnis  und 
Obliegenheit  zu,  den  Kantonen  ihre  Verf.  und  den  Bürgern  ihre  ver- 
fassungsmässigen  Rechte  zu  gewährleisten  (Art.  5  der  BV),  und  die 
Kantone  sind  verpflichtet,  für  ihre  Verf.  die  Gewährleistung  des  Bundes 
nachzusuchen  (Art.  6).  Der  Bund  übernimmt  die  verlangte  Garantie^ 
wenn  die  kantonale  Verf.  gewissen  Erfordernissen  entspricht  (Art.  (>). 
Die  Prüfung  der  BBehörde  hat  sich  auf  die  ganze  Verf.  eines  Kantons, 
eine  jede  einzelne  Bestimmung  derselben  zu  erstrecken,  und  die  eidg. 
Garantie  ist  ihr  voll  und  ganz,  oder  gar  nicht,  oder  mit  Ausschliessung 
derjenigen  einzelnen  Bestimmungen,  welche  als  der  BV  zuwiderlaufend 
erachtet  werden,  zu  erteilen.  8o  lautet  auch  vollkommen  zutreifend 
der  BBeschl.  vom  8.  Febr.  1858  betr.  die  Verf.  des  Kts.  Graubünden 
in  Erwägung  1 :  Dass  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  die  neue  Schweiz. 
BV  vom  Jahre  1848  in  Kraft  getreten,  alle  behufs  Erteilung  der  eidg. 
Gewährleistung  geschehenden  Verfassungsvorlagen,  seien  es  Gesamt- 
verfassungen oder  einzelne  Verfa.ssungsgesetze,  mit  gedachter  BV  in 
vollem  Einklang  stehen  müssen,  A.  S.  III  837. 

Die  BBeschl.  von  1850,  1851  beabsichtigten  ausgesi)ro(*henermassen 
nicht,  zu  erklären,  dass  die  kantonalrechtliche  Garantie  des  Fort- 
bestandes  der  Klöster  und  geistlichen  Stiftungen  der  BV  widerspreche ; 
es  sollte  und  wollte  bloss  die  letztere  der  kantonalen  Bestinunung 
gegenüber  vorl>ehalten  werden.  Es  war  daher  nicht  richtig,  die  kanto- 
nale Bestimmimg  von  d(?r  eidg.  Gewährleistung  auszuschliessen.  Ent- 
w^eder  —  oder.  Es  gibt  kein  kantonales  Verfassungsrecht,  das  dem 
Bunde  gleichgiltig  wäre,  so  dass  er  dessen  Gewährleistung  weder  aus- 
zusprechen, noch  zu  verweigern  sich  bemüssigt  finden  könnte.  Seit 
der  Neugestaltung,  welche  unser  BRecht,  durch  die  BV  von  1848,  und 
ganz  besonders  durch  die  BV  von  1874  erfahren  hat,  ist  es  zui*  unbedingten 
staatsrechtlichen  Notwendigkeit  geworden,  dass  der  Bund  sich  in  Hin- 
sicht auf  jede  kantonale  Verfassungsbestinunung  klar  und  deutlich  aus- 
spreche, ob  sie  mit  dem  BRechte  im  Einklang  stehe  oder  nicht.  In 
letzterem  Falle  hat  er  dieselbe  von  der  BGarantie  auszunehmen,  in 
dem  Sinne,  dass  sie  nach  Massgabe  des  Art.  2  (früher  Art.  4  Abs.  2) 
der  Ubergangsbest.  der  BV  ausser  Kraft  gesetzt  wird.  Der  Art.  5 
(der  frühern  und  jetzigen)  BV  sichert  jedem  Schweizerbürger  «das  un- 
schätzbare Recht  zu.  die  Inten'ention  der  BBehörden  anzurufen,   nicht 
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bloss  wenn  Bundes-  und  Konkordatsvorschriften,  sondern  auch  wenn 
ausdrückliche  Bestimmungen  der  kantonalen  Verf.  von  den  Behörden 
niissachtet  worden  sind,  mag  dieses  nun  in  den  grossem  politischen 
Verhältnissen  des  Kantons  oder  mit  Bezug  auf  individuelle  Rechte  des 
Einzelnen  geschehen  sein.  Erst  hiedurch  ist  die  Garantie  der  Verf.  eine 
volle  Wahrheit  geworden^,  Blumer-Morel  a.  O.  I  «  S.  184,  I  ^  S.  226. 
Infolge  der  vom  Bunde  übernommenen  Garantie  steht  unzweifel- 
haft nach  heutigem  Schweiz.  Staatsrechte  den  BBehörden  der  letzte 
endgiltige  Entscheid  über  die  Auslegung  kantonaler  Verf.  zu ;  vgl.  Blumer- 
Morel  a.  O.  I  «  S.  471,  I  '  S.  585. 

Wie  mm,  wenn  der  Bund  zu  einer  kant(malen  Verfassungs- 
bestiramung  weder  Ja,  noch  Nein  sagt,  sondern  sich  damit  begnügt,  zu 
sagen,  sie  könne  nicht  (xegenstÄnd  eidg.  Garantie  sein? 

Besteht  diieselbe  trotzdem  als  kantonales  Recht  fort,  und  würde 
sie  event.  zu  Gunsten  von  BeschwerdefiÜirem,  wenn  die  kantonalen 
Behörden  sie  verletzen  wollten,  von  der  BBehörde  (dem  BGer.)  aufrecht 
<?rhalten  werden?  Diese  Fragen  müssen  aufgeworfen  und  beantwortet 
werden;  man  kann  sie  nicht  umgehen. 

Nach  der  den  BBeschl.  von  185()  und  folgenden  Jahren  zu  (irrunde 
liegenden  Anschauungsweise  wären  derartige  Bestimmungen  zwar  kanto- 
nales Verfassungsrecht,  sie  entbehrten  aber  des  eidg.  Schutzes.  Ein 
solches  Rechtsverhältnis  ist  unzulässig,  weil  der  BV  zuwiderlaufend. 
Dasselbe  kann  daher  auch  nicht  in  Ansehung  der  umerischen  Klöster 
und  Stifte  bestehen. 

Wir  sind  der  Ansicht,  dass  beim  vorliegenden  Falle  klares  Recht 
geschaifen  werden  solle.  Das  möchten  wir  aber  nicht  etwa  in  Form 
einer  Erwägung  tun,  wie  sie  bei  der  Gewährleistung  der  Verf.  von 
Schwyz  im  Jahre  1877  aufgestellt  wurde.  Es  handelt  sich  ja  nicht  um 
eine  kant.  Verf. -Bestimmung,  die  mit  Vorschriften  der  BV  in  direktem 
Widerspruch  steht  oder  dieselben  auf  eine  unzulässige  Weise  interpretirt 
imd  daher  von  der  eidg.  Gewährleistung  auszuschliessen  ist.  Es  handelt 
sich  bloss  um  eine  Vorschrift,  bei  der  die  Möglichkeit  nicht  ganz  aus- 
geschlossen ist,  dass  sie  in  einem  zu  absoluten,  mit  gewissen  Ver- 
fassungsgrundsätzen oder  Hoheitsrechten  des  Bundes,  wie  sie  z.  B.  in 
den  Art.  49,  50,  51  der  BV  niedergelegt  sind,  sich  nicht  vertragenden 
Sinne  ausgelegt  werden  könnte.  Daher  wird  es  vollkommen  genügen, 
•wenn  in  einer  dem  Garantiebeschlusse  vorausgehenden  Erwägung  ein- 
fach an  die  über  der  kantonalen  Bestimmung  stehenden  Grundsätze 
und  Befugnisse  des  Bundes  erinnert  wird,  mit  Weglassung  alles  weitern, 
also  auch  mit  Weglassung  des  Satzes,  der  in  der  Erwägimg  von  185(), 
1851  tue  oberste  Behörde  von  Uri  darauf  aufmerksam  machte,  dass  sie 
die  Klöster  jederzeit  aufhel)en  könne.  B  1888  III  546. 
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3.  Art.  31  lautet: 

Zum  ganzen  oder  teilweisen  Betriebe  eines  selbständigen  Ge- 
schäftes oder  Unternehmens  auf  dem  Gebiete  des  Kantons  hat 
der  Inhaber  desselben  im  Kanton  Domizil  (=  gerichtliche  Belang- 
barkeit  und  Steuerpflicht,  nach  der  Interi>retation  des  Verfassungs- 
Rates)  zu  veraeigen  und  eine  Zweigniederlassung  zu  nehmen: 
BVorschriften  vorbehalten. 

Die  vom  Kt.  Uri  in  diesem  Art.  31  aufgest(»llte  Veipflichtung  — 
führt  die  Botsch.  des  BR  aus  —  zur  Errichtung  einer  gewerblichen 
Zweigniederlassung  im  (jebiete  des  Kantons,  welche  ausgesprochener- 
massen  die  Schaffung  eines  Steuerdomizils  bezweckt,  geht  zu  weit,  wenn 
sie  auf  jeden  Akt  der  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe  angewendet 
werden  will,  mag  derselbe  auch  ganz  und  gar  vereinzelt  sein  und 
keinerlei  äussere  Einrichtung  im  Gebiete  des  Kantons  das  Vorhanden- 
sein einer  gewerblichen  Niederlassung  anzeigen.  Der  Schutz  des  ein- 
heimischen Gewerbes  darf  nicht  zur  Aufrichtung  neuer  Verkehrsschlag- 
bäume führen,  wie  sie  vor  1848  bestanden  haben,  wo  man  bekanntUch 
kantonsfremde  Handwerker  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  hinderte, 
das  Einbringen  von  Fleisch  und  Brot  von  auswärts  verbot,  u.  s.  w. 
Gerade  diese  Beschränkungen  wollte  die  BV  von  1874  grundsätzUch 
beseitigen,  indem  sie,  im  Gegensatz  zur  Verf.  von  1848,  die  in  Art.  21) 
nur  den  Handel  von  Kanton  zu  Kanton  gewährleistete  und  in  Art.  41 
ZifiF.  4  die  Freiheit  der  Gewerbeausübung  ledighch  den  Niedergelassenen 
zusicherte,  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  zu  einem  Schweiz,  indi- 
viduellen Rechte  erhob.  Es  darf  nun  nicht  etwa  auf  einem  Umwege 
das  Erfordernis  der  Niederlassung  im  Kanton  neuerdings  als  Bedingung 
der  Gewerbefreiheit  aufgestellt  werden.  Aus  diesem  Grunde  beantragte 
der  BR,  den  Art.  31  der  BV  anlässlich  der  eidg.  Gewährleistung  aus- 
drückhch  voraubehalten.  B  1888  III  555.'} 

4.  Den  2.  Juni  1888  reichte  Kasimir  Nager  für  den  Bezirk  und 
die  Korporationsverwaltung  Ursern  beun  BR  eine  Beschw-erdeschrift 
ein,  in  der  gegen  die  eidg.  Gewährleistung  dei*  Art.  3,  35.  48,  52 
der  Verf.  von  Uri  protestirt  und  das  Begehren  gestellt  wurde,  die 
Verf.  den  Behörden  des  Kts.  Uli  zur  Abänderung  zurückzuweisen. 
In  Übereinstinnnung  mit  dem  Antrag  des  BR  lehnte  die  BVers. 
das  Begehren  des  Gesuchstellers  ab.  Der  BR  begründete  seinen 
Antrag  folgendermassen : 

*)  Vgl.  hiezu  die  Entscheidungen  des  BR  und  des  BGer.  i.  8.  Gotthard- 
bahngesellschaft  und  Internationale  Schlafwagengesellschaft  vom  28.  Jan.  und 
vom  27.  April  18^)8.  B  1898  I  182,  BGer.Entsch.  1898,  XXIV  1  Nr.  32,  femer 
ITrieil  des  BGer.  vom  25.  Okt.  1898  i.  S.  Frev  gegen  Tri,  BGer.-Entsch.  lH9s. 
XXIV  1  Nr.  116. 
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Wir  müssen  vor  allem  feststellen,  dass  es  den  Kantonen  zukommt, 
über  das  Strassenwesen,  die  Wuhrlasten  und  die  Wahl  der  Pfarrherren 
in  ihrem  Gebiete  Bestimmungen  zu  treffen,  sei  es  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung,  sei  es  durch  Aufstellung  von  verfassungsrechtlichen  Vor- 
schriften. Es  ist  denkbar,  dass  durch  Verfügungen  der  gesetzgebenden 
Gewalt  über  solche  Materien  Privatrechte  verletzt  werden.  Geschieht 
dies  —  in  vorliegendem  Falle  wird  es  nicht  behauptet  — ,  so  ist  es  die 
Aufgabe  des  Richters,  t\ber  den  Rechtsanspruch  auf  Begehren  der  Partei 
zu  erkennen. 

Öffentliches  Recht  aber  kann  auf  verfassungsmässigem  Wege  jeder- 
zeit neu  geschaffen  oder  aufgehoben  bezw.  abgeändert  werden. 

Für  den  Bund  entsteht  in  solchem  Falle  lediglich  die  Frage,  ob 
etwas  den  Grundsätzen  der  BV  Widersprechendes  bestimmt  worden  sei. 

Nach  Art.  35  übernimmt  der  Kanton  Bau  und  Unterhalt  der  als 
Kantonsstrassen  erklärten  bedeutenderen  öffentlichen  Verkehrswege, 
die  im  Bezirke  Uri  bis  jetzt  vorwiegend  auf  Kosten  des  Bezirks  her- 
gestellt imd  unterhalten  worden  sind;  ebenso  übernimmt  der  Kanton 
die  Wuhrlasten  der  Bezirke  Uri  und  Ursem.  Dafür  haben  jlieselben 
dem  Staate  eine  vom  Landrate  zu  bestimmende,  billige  Entschädigimg 
zu  leisten.  .  .  .  Inwiefern  in  der  Übernahme  solcher  öffentlicher  Ver- 
waltungs-  und  Dienstzweige  durch  den  Staat  eine  Privilegierung  irgend 
einer  Korporation  oder  Privatperson  liegen  könnte  und  so  Verletzung 
des  Art.  4  der  BV,  wie  die  Petenten  behaupten,  ist  nicht  ersichtlich  . . . 

Art.  3  garantiert  den  Gemeinden  das  Wahlrecht  (Präsentations- 
recht) ihrer  Geistlichen')  und  erklärt  dasselbe  gleichzeitig  als  unver- 
äusserlich (zeitweilige  Wahldelegationen  vorbehalten,  Art.  7(>  lit.  g 
Ziff.  6)    Hierin  liegt  nichts,  was  sich  mit  dem  BRechte  nicht  vertrüge. 

Wenn  im  weitern  das  der  Landesgemeinde  übertragene  Recht, 
das  Ki'eisgericht  für  Ursern  (gleich  wie  das  für  L-ri)  zu  wählen  (Art.  52), 
wegen  mangelnder  Personalkenntnis  der  Landesgemeinde  angefochten 
wird,  so  ist  dies  eine  der  eidg.  Prüfung  sich  gänzlich  entziehende 
Kritik  einer  kant.  Wahlvorschrift. 

Nach  Art.  52  lit.  d  ist  die  Landesgemeinde  befugt,  «Privilegien» 
zu  erteilen:  die  Bestimmung  fand  sich  bereits  in  der  L^rner-Verf.  des 
Jahres  18o(),  war  vom  Bund  genehmigt  imd  gab  nie  Veranlassung  zu 
Beschwerden.  Die  Bedeutung  der  Bestimmung  ist  nach  dem  Bericht  des 


V)  Das  Wahlrecht  wird  auf  Pai)st  Julius  II.  zurückgeführt.  Wahldele- 
gHtionen  haben  Andenuatt  und  Realp  vorgenommen  an  die  Kapuziner;  ein 
dahinzielender  Beschl.  von  Hospental  wurde  vom  Reg.-Hate  kassiei*t,  B  1888 
m  546,  5<50,  564.  Vgl.  auch  (Balthasar)  De  Helvetiorum  juribus,  Zünch 
1768  S.  73:  Ja  es  müssen  die  Priester  an  etlichen  Orten  alle  Jahre  anhalten, 
dass  man    sie    auf  ihren  Pfründen  bleiben  lassen  wolle. 
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Reg.-Rates  des  Kts.  Uri  die,  dass.  nur  die  Laiidesgeineinde  berechtigt 
sei,  zulässige  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Rechtsnorm  zu  gestatten ; 
eine  praktische  Folge  hatte  die  Bestimmung  nur  im  Steuerrecht  erlangt, 
indem  der  Gotthardbahn  das  Privilegium  der  Steuerfreiheit  erteilt  worden 
ist.  Sollte  aber  einmal  von  der  Landesgemeinde  ein  dem  Art.  4  der 
BV  zuwiderlaufendes  Privilegium  erteilt  werden,  so  w^firde  eine  solche 
Verfügimg  bundesrechtlich  nicht  geschützt  werden. 

Als  der  gewichtigste  Einwand  gegen  die  neue  Verf.  würde  sich 
unzweifelhaft  derjenige  in  betreff  der  Abhaltung  der  ordentlichen 
Landesgemeinde  zu  Bötzlingen  bei  Altorf  darstellen  (Art.  48),  wenn  es 
richtig  wäre,  dass  es  den  Bürgern  des  Ursemtales  ausserordentlich 
erschwert  oder  geradezu  unmöglich  gemacht  ist,  die  Landesgemeinde 
zu  besuchen.  Wäre  dem  wirklich  so,  so  würde  von  Bundes  wegen 
zur  Wahrung  des  ol)ersten  Rechtes  der  Bürger,  des  politischen  Wahl- 
und  Abstimmungsrechts,  auf  Abhilfe  gedrungen  werden  müssen,  ob- 
gleich schon  nach  der  bisherigen  Verf.  von  Uri  und,  wie  die  Reg.  an- 
führt,  gemäss  Jahrhunderte  alter  Übung  die  Landesgemeinde  des 
Kantons  sich  ordentlicherweise  immer  auf  dem  jetzigen  Platze  zu 
B()tzlinge1i  an  der  Gand  versammelt  hat.  ...  Li  Folge  der  Eisenbahn 
ist  es  al)er  selbst  den  Bewohnern  der  am  weitest  entfernten  Ortschaft 
des  Urserntales  ermöglicht,  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit,  ohne  grosse 
körperliche  Anstrengung  und  mit  nicht  übermässigem  Kostenaufwand 
die  Landesgemeinde  zu  besuchen.  Ja,  es  dürfte  sehr  fraglich  sein,  ob 
der  Besuch  der  Landesgemeinden  nunmehr  den  Bewohnern  des  Ursem- 
tales im  allgemeinen  nicht  erheblich  leichter  falle  als  denjenigen  ein- 
zelner Alpen-  und  Seitentäler  des  Bezirks  Uri. 

Das  Institut  einer  an  einem  Orte  stattfindenden  Versammlung 
der  stimmfähigen  Bürger  eines  Kantons,  der  Ijandesgemeinde,  das  als 
solches  von  dem  Gesuchsteller  nicht  angefochten  wird,  bringt  es  natur- 
gemäss  mit  sich,  dass  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nicht  aUen 
Kantonsbürgeni  gleich  leicht  gemacht  ist.  Eine  absolute  Gleichheit  ist 
in  dieser  Richtung  überhaupt  nicht  herzustellen,  auch  in  den  Kantonen 
nicht,  wo  gemeindeweise  abgestimmt  wird.  Stets  werden  einzelne  mit 
mehr  Mühe,  Kosten  und  Zeitaufwand  sich  zum  Abstimmungslokal  be- 
geben, als  andere,  und  Zeit  oder  Ort  der  politischen  Verhandlimgen 
wird  den  einen  die  Teilnahme  eher  gestatten,  als  den  andern.  Dem 
Bunde  kann  eine  Einmischung  in  die  äussere  Organisation  des  kant. 
W^ahl-  und  Abstinimungswesens  nur  imter  dem  Gesichtspunkte  der 
Art.  4  und  5  der  BV  zustehen.  Im  vorliegenden  Falle  ist  die  Voraus- 
setzung zu  solcher  Intervention  nicht  gegeben. 

B  1888  III  505;  vgl.  1878  II  506. 
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5.  Von  dem  übrigen  Inhalt  der  Verf.  sei  erwähnt: 

Die  Seen  und  Flüsse  werden  als  Staatsgut  erklärt;  das  Eigen- 
tumsrecht an  denselben  wurde  bisher  bald  vom  Staate,  bald  von  den 
Bezirken  eingesprochen.  Der  Staat  übernimmt  bis  zum  Betrag  der 
doppelten  Amtskaution  die  subsidiäre  Haftpflicht  für  seine  Behörden, 
Beamten  und  Angestellten  in  Fällen  von  Untreue  oder  Pflichtvernach- 
lässigung derselben.  Den  Gemeindeversammlungen  steht  fakultativ  die 
geheime  Abstimmmig  zu.  Amtszwang  besteht  für  eine  volle  Amtsdauer. 
Die  Einrichtung  der  sog.  Siebengeschlechtsbegehren  fällt  dahin.  Vor- 
schläge zu  Händen  der  Landesgemeinde  kann  jeder  einzelne  Bürger 
machen.  Schuldlos  Verhafteten  steht  ein  Anspruch  auf  Entschädigung 
durch  den  Staat  zu.  Die  bisherigen  Gemeinden  oder  Bezirke  Uri  und 
Ursern  sind  von  nun  an  Korporationen,  die  sich  nach  eigenem  Er- 
messen organisieren  können. 

Im  Staats-  und  Gemeindehaushalt  ist  die  öffentliche  Rechnungs- 
ablage vorgeschrieben;  ferner  sieht  die  Verf.  die  Einführung  einer 
direkten  Landessteuer  von  Vermögen  und  Erwerb  in  massiger  Pro- 
gression vor,  nebst  einer  Kopfsteuer  von  jedem  zwanzigjährigen  männ- 
lichen Einwohner,  endlich  progressive  Erbschaftssteuer. 

Die  Landesgemeinde  wählt:  Die  Reg.-Räte,  den  Landschreiber, 
Landesfürsprecher,    Landweibel   und  Landsmarcher,  sämtliche  Richter. 

In  den  Landrat  kommt  auf  40()  (bisher  300)  Schweiz.  Einwohner 
ein  Mitglied. 

Der  Reg.-Rat  zählt  7  Mitgheder;  statt  des  Kommissionalsystems 
besteht  jetzt  das  Direktorialsystem;  dem  Reg.-Rate  ist  der  Erziehungsrat 
(bestehend  aus  7  Mitgliedern)  beigeordnet,  dem  auch  mit  Beizug  des 
bischöflichen  Kommissars  imd  eines  weitem  vom  Landrat  zu  wählenden 
Geistlichen  die  Verwaltung  des  Diözesanfonds  zusteht. 

n.  Partialrevision    von    der   Landesgemeinde    den 

3.  Mai  1891  beschlossen,  betr.  Art.  19  imd  24  Abs.  2  derKVerf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Juni  1891,  A.  S.  n.  F.  XII  1Ä>. 

—  Botsch.  des  BR  vom  22.  Mai  1891,  B  1891  III  91 ;  1892  II  493. 

Die  Anwendung  der  geheimen  Abstimmung  in  den  Gemeinde- 
versammlungen ist  aucli  ohne  vorgängige  Diskussion  darüber  möglich, 
Ai-t.  19;  der  Amtszwang  gilt  auch  für  die  von  den  Korporationsge- 
meinden zu  treffenden  Wahlen;  er  wird  ausgedehnt  auf  zwei  Amts- 
perioden, Art.  24  Abs.  2. 

III.  Partialrevision  von  der  Landesgemeinde  den 
1.  Mai  1892  beschlossen,  betr.  Art.  19  der  KVerf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  20.  Juni  1892,  A.  S.  n.  F.  XII  900. 

-  Botsch.  des  BR  vom  24.  Mai  1892,  B  1892  III  261;  18^3  II  11. 
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Die  Bestimmung  des  Art.  19  der  Verf.,  welche  den  Gemeinde- 
versannnlungen  gestattet,  die  geheime  Abstunmung  zur  Anwendung 
zu  bringen,  wird  aufgehoben  und  damit  das  offene  Handmehr  für 
Gemeindeversammlung  wie  für  die  Landesgemeinde  als  einzig  zu- 
lässige Abstimmungsart  erklärt. 

Über  diesen  Beschl.  enthält  das  Verhandlungsprotokoll  der 
Landesgemeinde  vom  1.  Mai  1892  folgende  Bemerkung: 

Das  mit  290  Unterschriften  versehene  Volksbegehren  betr. 
Streichung  der  Bestimmung  in  Art.  19  der  KVerf.  über  Zulässigkeit 
der  geheimen  Abstimmung  und  für  Festhaltung  am  offenen  Handmehr 
in  den  Gemeinden,  wie  an  der  Landesgemeimle,  weil  die  geheime  xVb- 
stimmung  zu  grossem  Parteihass  und  Zerwürfniss  geführt  habe,  wird 
angenommen. 

Und  die  Reg.  von  Uri  führte  in  ihrer  Eingabe  an  den  BR 
vom  9.  Mai  folgendes  an: 

Die  geheime  Abstimmung  war  im  Kt.  Uri,  wie  in  den  übrigen 
Landsgemeindekantonen,  bis  zum  Jahn;  1888  gesetzlich  nicht  gestattet. 
Nach  langem  Kampfe  und  mit  schwacher  Mehrheit  entschloss  sich  der 
Verf.-Rat,  den  Gemeinden  die  Befugnis  einzuräumen,  nach  gewalteter 
Diskussion  über  jedes  Geschäft  auch  geheim  abzustimmen.  Schon  diese 
Bestimmung  erregte  im  Volke  Widerwillen  und  konnte  nur  als  Be- 
standteil des  ganzen  A^erfassungswerkes  durchdringen. 

Die  seitherige  Anwendung  der  geheimen  Abstimnumg  geschah 
jeweilen  erst  nach  gewalteter  Diskussion  über  ein  bestimmtes  Geschäft 
und  auf  speziellen,  erst  an  der  jeweiligen  Gemeindeversammlung  ge- 
stellten Antrag  hin.  Derjenige  Teil  der  Bürgersdiaft,  der  sich  an  der 
Gemeindeversammlung  nicht  einfand,  hatte  gar  keine  Kenntnis  von  der 
Aufstellung  der  Urne.  Eine  Kontrolle  bezüglich  Stimmfähigkeit  fand 
nicht  statt.  Um  diesen  Misständen  zu  begegnen,  erlitt  die  fragliche 
Verf.-Bestimmung  an  der  Landesgemeinde  vom  8.  Mai  1891  eine  Än- 
derung. Schon  vor  derselben  und  seither  wieder  versäumte  die  Baueni- 
same  von  Altorf  keinen  Anlass,  um  gegen  die  Anwendung  der  ge- 
heimen Abstimmung,  welche  unser  Volk  im  allgemeinen  als  eine  den 
Traditionen  und  politischen  (xepflogenheiten  des  Landes  zuwiderlaufende 
Einrichtung  betrachtet,  Protest  und  Einrede  zu  erheben.  Schliesslich 
wurde  ein  Initiativ-Begehren  von  2^)0  Bürgern  zu  Händen  der  letzten 
Landesgemeinde  gestellt,  worin  die  Streichung  der  bewilhgten  Aus- 
nahme vom  Grundsätze  des  offenen  Handmehrs  verlangt  wurde.  Die 
Landesgemeinde  pflichtete  diesem  Begehren  mit  grosser  Mehrheit  bei. 
Damit  ist  der  Kanton  Uri  wieder  zu  jener  Al)stinunungsweise  zurück- 
gekehrt, welche  vor  1888  ausnahmslos  bestund  und  auch  in  den  übrigen 
Landsgemeindekantonen.  mit  Ausnahme  von  (xlarus,  in  gleicher  Weise 
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geübt  wird.  Zweifellos  sind  die  Kantone  ganz  selbständig,  das  offene 
Handmehr  oder  die  geheime  Abstimmung  als  Abstimmungsart  zu  be- 
zeichnen und  verstösst  der  Landesgemeindebeschluss  also  in  keiner 
Beziehung  gegen  die  Bestimmungen  der  BV. 

Der  BR  anerkennt  in  seiner  Botsch.  vom  24.  Mai  1892  die 
Richtigkeit  der  Bemerkung  der  Reg.  des  Kts.  Uri,  dass  es  den 
Kantonen  freistehe,  fiir  kant.  Wahlen  und  Abstimmungen  die  ihnen 
geeignet  scheinende  Art  und  Weise  der  Abstimmung  anzimehmen. 
Diese  Frage  ist  übrigens  in  den  eidg.  Räten  schon  früher  zur  Sprache 
gekommen.  So  im  Dez.  des  Jahres  1876,  als  es  sich  um  die  Gewähr- 
leistung des  Tessiner  Verf. -Dekretes  vom  20.  Nov.  1875  (des  sog.  Ri- 
formetta)  handelte.  Damals  wurde  im  Kt.  Tessin,  nachdem  bei  den 
Integral erneuerungswahlen  des  Grossen  Rates  vom  21.  Febr.  1875  der 
konservativen  Partei  die  Mehrheit  zugefallen  war,  von  dieser  gegen 
die  Ansicht  der  liberalen  Partei  durch  eine  Verf.-Revision  an  Stelle 
der  bisherigen  öffentlichen  Stimmgebung  in  Kreisvei-sammlungen  die 
geheime  Stimmabgabe  in  Gemeindeversammlungen  eingeführt.*)  Der 
BR  und  ihm  beipflichtend  die  BVers.  anei'kannteii  in  ihren  Be- 
richten, dass  es  dem  Bunde  nicht  zukomme,  die  in  Bezug  auf  die 
Form  der  Wahlen  und  Abstimmungen  von  den  Kantonen  aufge- 
stellten Vorschriften  zu  beanstanden,  sobald  nur  feststeht,  dass  der 
Wille  der  Mehrheit  der  stimmenden  Bürger  frei  und  ungehindert 
aum  Ausdruck  gelangen  kann.  Die  BBehörden  sind  daher  auch 
nicht  befugt,  in  eine  Prüfung  der  Gründe  einzutreten,  welche  in 
den  einzelnen  Kantonen  für  das  eine  oder  andere  System  geltend 
gemacht  werden.  B  1892  m  261 ;  vgl.  B  187(>  IV  5(K),  827. 

IV.  Partialrevision    von    der   Landesgemeinde  den 

8.  Mai  1896  beschlossen,  betr.  Ergänzung  des  Art.  19  der  KVerf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Juni  189H,  A.  S.  n.  F.  XV  47«. 

—  Botsch.  des  BR  vom  4.  Juni  1896,  B  1896  III  493;  1897  I  3(i6. 

In  Ai't.  19  der  Verf.  wird  die  1892  gestrichene  Bestinnnung 
auf  Antrag  des  Landrates  wieder  aufgenommen: 

Den  Gemeinden  bleibt   überlassen,    auch  die  geheime   Abstim- 
mung zur  Anwendung  zu  bringen. 

V.  Partialrevision  von  der  Landesgemeinde  den 
B.  Mai  1900  beschlossen,  betr.  Art.  81  der  KVerf.  (Zusanunen- 
setzung  des  Schulrates). 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  27.  Juni  1900,  A.  S.  n.  F.  XVIH  9ß. 

—  Botsch.  des  BR  vom  29.  Mai  19()0,  B  UKW)  III  253. 

M  Vgl.  unten  §  Tessin. 


23B  Teil  I.     Kapitel  4.    §  II.    Nr.  Ä7. 

Der  Schulrat  besteht  jetzt  aus  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und 
einem  bis  drei  Mitghedern  (statt  bloss  einem  weitern  Mitglied)  nebst 
Sekretär. 

Verfassung  des  Kantons  Schwyz. 

57.    I.    Verfassung  vom  Jahre  1876,  angenommen  in  der 

Volksabstimmung  vom  11.  Juni  1876. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  20.  März  1877,  A.  S.  n.  F.  III  66. 
—  Botsch.  des  BR  vom  8.  Jnli  187(5,  B  1876  HI  369;  Bericht  der  Mehrheit 
der  Komm,  des  StR  vom  10.  Dez.  1876  (Hoffmanii),  B  1877  I  69;  Ber. 
der  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  vom  15.  März  1877  (Keel),  B  1877  I 
521;  11  507. 

Die  vom  Schw  yzer  KRat  den  7.  April  1876  beschlossene 
Verf.  wurde  in  den  Kreisgemeinden  vom  11.  Juni  mit  2063  gegen 
lüOf)  Stimmen  angenommen.  Die  eidg.  Gewährleistung  für  diese 
Verf.  wurde  nicht  anstandslos  erteilt ;  denn 

Die  BVers.  hat  den  20.  März  1877  in  Erwägimg: 

1.  dass  die  Fassung  des  §  9,  worin  einzelne  Bestandteile  des 
Art.  27  der  BV  wiedergegeben,  andere  weggehissen  sind,  der  voUen 
Geltimg  der  letztgenannten  Verf.-Bestimmung  in  ihrem  ganzen  Umfange 
.selbstverständlich  keinen  Abbruch  tun  kann; 

2.  dass,  wenn  auch  die  §§  13  und  20,  einzeln  genommen,  nichts 
enthalten,  w^as  mit  der  BV  im  Widerspruche  wäre,  dennoch  in  ihrer 
Wechselbeziehung  die  Gewälu'leistung  der  Klöster  liegt;  dass  aber  der 
Bund  eine  solche  Gewährleistung  nicht  Obeniehmen  kann,  vielmehr  die 
aus  Art.  51  Abs.  2  der  BV  entspringende  Befugnis  vorbehalten  muss ; 

8.  dass  die  §§  11,  48  und  44  mit  Art.  4  der  BV  im  Widerspruche 
stehen : 

4.   dass   im    übrigen    diese  Verf.  nichts  enthält,   was  mit  der  BV 
im  Widerspruch  wäre, 
beschlossen: 

1.  Der  vorliegenden  Verf.  des  Kts.  Schwyz  ist  im  Sinne 
der  Erwägungen  und  mit  Ausnahme  der  §§  41,  48  und  44  die 
eidg.  Gewährleistung  erteilt. 

2.  Der  BR  ist  eingeladen  für  eine  beförderliche  Revision 
der  Schulorganisation ')  und  der  nicht  gewährleisteten  Para- 
graphen dieser  Verf.  des  Kts.  Schwyz  besorgt  zu  sein. 


M  Den  28.  März  1877  forderte  der  BR  die  Regierung  von  Schwyz  auf, 
eine  Umgestaltung  der  Schwyzer  Schul  Organisation  zu  bewirken  und  dem 
BR  in  dieser  Richtung  Vorlagen  zu  machen  behufs  Prüfung  nach  Massgabe 
4ler  BV;  eine  hierauf  erfolgte  erst«  Vorlage  wurde  vom  BR  nicht  in  allen 
Punkten  genehmigt,  wohl  dagegen  eine  zweite  Vorlage.  Der  BR  sprach  den 
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Zur  Bogründuiig  dieses  BBeschl.  wurde  seitens  d(»r  BBehörden 
folgendes  ausgeführt : 

1.  §  9  der  Schwyzer  Verf.  lautet: 

Der  Kanton  sorgt,  unter  Beol)aehtung  der  Vorsehiifteii  des 
Art.  27  der  HV^  ftir  genügenden  Prinianmt errieht,  inbegriffen  der 
Wiederholungsschulen,  und  unterstützt  die  Sekundarschiden. 

Der  PrimarunteiTioht  ist  obhgatorisch  und  in  den  öffentlichen 
Schulen  imentgeltlich. 

Es  fällt  auf,  ---  siigt  der  Mehrheitshericht  der  Jvonun.  des  StR 
(Hoffmann)  —  dass  hier  auf  der  einen  Seite  allgemein  auf  die  Beob- 
achtung des  Art.  27  der  BV  verwiesen  und  dann  doch  wieder  auch 
nur  bezügUch  des  obligatorischen  Charakters  und  der  Unentgeltlichkeit 
der  öffentlichen  Schulen  der  Text  des  Ari.  27  anfgenonunen.  dagegen 
die  Bestimmung  über  die  ausschliesslich  staatliche  Leitung  des  Primär- 
Unterrichts  und  die  Konfessionslosigkeit  der  öffentlichen  Schulen  weg- 
gelassen w^orden  ist.  Es  bietet  diese  Fassung  unter  anderem  nament- 
lich dem  Zweifel  Raum,  ob  rücksichtlich  der  Privatschulen  die  aus 
schessUch  staatliche  Leitung  in  dem  von  Art.  27  der  BV  i)ostulierten 
Sinne  ebenfalls  Platz  greifen  soll. 

Nach  der  Fassung  des  §  9  kann  nändich  verstanden  wei'den, 
dass  nur  rücksichtlich  des  durcli  die  Obsorge  des  Kantons  organisierten 
Primai'unterrichts,  also  rücksichtlich  der  öffentlichen  Schulen,  die  aus- 
schUessUch  staatliche  Leitung  zutreffe,  wahrend  nach  der  Fassung  des 
Art.  27  der  BV  dieses  Re(|uisit  auf  den  gesamten  Primarunterricht  zu- 
treffen soU,  werde  er  zufolge  der  0})sorge  des  Staates  oder  zufolge 
privater  Obsorge  erteilt.  B  1«77  I  70. 

Die  vage  Fassung  des  §  iCK)  der  Verf.  sodann:  <Die  Wahl  der 
Lehrer  bleibt  den  bisherigen  Wahlbehörden  überlassen  >  (gleich  §  170 
der  bisherigen  Verf.  von  IHAH)  und  die  Bestimmungen  der  formell  noch 
in  Kraft  bestehenden  schwyzerischen  Schulorganisation  aus  dem  Jahre 
1848,  die  neben  der  klaren  Vorschrift  des  Art.  27  der  BV  offenbar  un- 
zulässig sind,  führien  zur  Aufstellung  des  Dispositivs  2  des  BBeschl. 

Es  kann  sich  nur  fragen,  —  betimt  die  Botsch,  des  BR  —  in 
welcher  Weise  die  BBehörden  die  Übereinstimmung  der  schwyzerischen 
Schulorganisation  mit  der  BV  herbeiführen  und  kontrollieren  sollen, 
ob  durch  eine  ergänzende  Revision  von  §  9  der  neuen  Verf.  oder  durch 
Prüfung  imd  Kritik  des  Entw.  zu  der  Schulorganisation,   die  jedenfalls 

10.  Sept.  1878  die  Zustimmung  zur  Bekanntmachung  der  Veronlming  ttb(»r 
die  Organisation  des  Volkssehulwesens  für  den  Kt.  Schwyz  vom  18.  Juli  1878 
aus  unter  Vorbehalten  jedoch,  zu  welchen  sich  der  BK  hinsichtlich  einer 
allfällig  andern  Auslegung  und  Anwendunir  gewisser  Artikel  veranlasst  glaubte. 
B  1879  II  170. 
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einer  Revision  unterstellt  werden  muss.  Da  ein  förnüicher  Wider- 
sj)ni(*h  von  §  9  mit  Art.  27  der  BV  nicht  vorliegt  und  die  Dishar- 
monie zwischen  beiden  nur  durch  Weglassungen  bewirkt  ist,  so  scheint 
uns.  dass  der  letztere  Weg  gewählt  werden  soll,  zumal  die  vorhan- 
denen positiven  Widersprüche  nur  im  Gesetze  über  die  Schulorgani- 
sation liegen.  B  1876  III  372;  vgl.  oben  S.  218. 

2.  In  §  20  in  Verbindung  mit  §  13  der  neuen  Verf.  ~  heisst  es 
sodann  im  Bericht  der  Mehrheit  der  Ständer.  Komm.  —  ist  unzweifel- 
haft eine  Garantie  der  bestehenden  Klöster  niedergelegt.  Ein  anderer 
Sinn  kann  dem  §  20  kaum  beigelegt  werden,  welcher  sagt:  «Die  be- 
stehenden Klöster  gemessen  den  Schutz  des  Staates.»  Damit  steht  der 
§  13  der  Verf.  in  A'^erbindung,  welcher  unter  dem  vorangestellten  all- 
gemeinen Satze»  der  «Unverletzlichkeit  des  Eigentums»  jeder  «geistlichen 
Korporation^^  die  Benutzung  und  Verwaltung  ihres  Gutes  garantiert. 
Da  der  Bund  nach  Art.  51  der  BV  sich  djis  Recht  des  Ausschlusses 
gewisser  geistlicher  Orden  unter  gewissen  Voraussetzungen  vorbehalten 
hat,  so  kann  die  eidg.  (rewährleistung  solcher  Garantiebestimmungen 
auch  nur  unter  ausdrücklichem  Vorbehalte  der  bundesmässigen  Rechte 
geschehen.  Zudem  hat  der  Bund  angesichts  seiner  in  Bezug  auf  auf- 
gehobene Klöstcn-  verfassungsmässig  (angenommenen  Stellung  keine 
Veranlassung  durch  die  von  ihm  nachgesuchte  Garantieerteilung  dem 
Missverständnis  Raum  zu  geben,  als  würde  er  damit  eine  Gewähr 
irgend  welcher  Art  für  den  Fortbestand  klösterlicher  Korporationen 
übernehmen.  B  1877  I  71;  vgl.  oben  S.  227. 

3.  Die  §§41,  43,  44  enthalten  —  bemerkt  der  BR  in  der  Botsch.  — 
bezüglich  der  Wahl  des  Regierungsrates,  des  Landammanns,  des  Statt- 
halters desselben,  der  zwei  Mitglieder  des  Schweiz.  Ständerates,  der 
zwei  Kantonsschrei])er  B(»stimmungen ,  welche  an  ein  zweigeteiltes 
(Temeinwesen  erinnern,  indem  jeweilen  der  Bezirk  Schwyz  in  Gegen- 
satz gestellt  ist  zu  den  fünf  übrigen  Bezirken.  So  sollen  von  den  7 
Mitgliedern  des  Reg.-Rates  3  aus  dem  Bezirke  Schwyz  und  4  aus  den 
übrigen  BezirkcMi  genommen  werden;  wenn  der  Landammann  dem 
Bezirke  Schwyz  angehört,  so  muss  der  Statthalter  aus  einem  andern 
B(»zirke  genommen  werden  und  lungekehrt.  Von  den  Ständeräten  muss 
das  eine  Mitglied  aus  d(»m  Bezirke  Schwyz,  das  andere  aus  einem  der 
übrigen  Bezirke  genommen  werden;  das  gleiche  ist  der  Fall  bei  den 
zwei  Kantonsscln'eibern.  Diese  eigentümlichen  Vors(;hriften  haben  .sich 
aus  dem  politischen  Entwicklungsgange  des  Kantons  Schwyz  heraus- 
gebildet. Sic»  waren  b(»reits  in  den  Art.  52,  53,  5G,  59  der  Schwyzer 
Verf.  vom  Jahre  1848  enthalten  und  stammen  aus  dem  Grundvertrag 
vom  2<S.  Aug.  1S33,  womit  die  daniids  entzweit  gewesenen  innern  und 
äussern  Landesteile  des  Kantons  Schwyz  ihre  Wiedervereinigung  zum 
gesamten  Kanton  vereinbart    haben.     Die   daniJils  aufgestellte  Wahlart 
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der  höchsten  Beamten  und  Repräsentanten  des  ganzen  Landes  bildete 
eine  Bedingung  der  Pazifikation  und  wurde  insofern  mit  der  letztem 
allseitig  begrüsst  {Abschied  der  ordentl.  eidg.  Tagsatzung  des  Jahres 
1833,  S.  123  Ziff.  XIII  ff.).»)  Obwolü  wir  die  historische  Begründung 
dieser  Ämterverteilung  zwischen  Ausser-  und  Inner-Schwyz  durchaus 
nicht  misskennen,  so  halten  wir  sie  dennoch  nach  dem  öffentlichen 
Rechte  von  heute  nicht  mehr  für  zulässig.  B  1876  III  373. 

Sie  enthält  —  sagt  der  Mehrheitsbericht  der  Ständer.  Komm.  — 
ein  angesichts  des  Art.  4  der  BV  imhaltbares,  einem  einzelnen  Bezirke 
gegenüber  den  andern  Bezirken  eingeräumtes  Privilegium,  Bei  dieser 
Anschauung  leitet  uns  nicht  sowohl  das  Bevölkerungsverhältnis  des 
mit  diesen  Anrechten  aasgestatteten  Bezirkes  Sehwyz  gegenüber  den 
Bevölkerungsverhältnissen  der  fünf  andern  Bezirke  (welchen  Stand- 
punkt insbesondere  der  BR  vertreten  hatte),  als  vielmehr  der  Gesichts- 
l)unkt,  dass  einem  einzelnen  Bezirke  vorab  eine  bestimmte  Garantie 
für  eine  Vertretung  in  der  obersten  Landesbehörde,  ja  der  BVers.  ge- 
geben wird,  welche  Garantie  keinem  einzigen  der  einzelnen  übrigen 
Bezirke  gegeben  wird. 

Es  kann  vorkommen,  dass  während  vieler  Jahrzehnte  aus  dem 
einen  oder  andern  der  5  übrigen  Bezirke  kein  Ständerat,  kein  Land- 
schreiber gewählt  wird.  Der  Bezirk  Sehwyz  allein  hat  unter  allen  Um- 
ständen darauf  Anspruch,  stetsfort  in  der  Reg.  und  im  StR  vertreten 
zu  sein,  den  Landammann  oder  den  Statthalter  oder  einen  der  zwei 
Landschreiber  zu  besitzen.  Es  kann  nicht  eingewendet  werden,  diese 
Hintansetzung  der  einzelnen  übrigen  Bezirke  sei  nur  eine  scheinbare 
und  verschwinde,  weil  alle  fünf  zusammengenommen  denn  doch  eine 
annähernd  propoi-tionelle  Vertretung  in  den  Behörden  finden ;  einerseits 
ist  diese  Proportion  bei  hälftiger  Berechnung  nicht  eingehalten  ,  .  . 
andei*seits  ist  diese  solidarische  Veranschlagung  der  Rechte  aller  fünf 
übrigen  Bezirke  als  eines  dem  Bezirke  Sehwyz  gegenüberstehenden 
Faktors  in  der  Verf.  nicht  begründet :  denn  die  Verf.  kennt  keinen 
Bezirk  Sehwyz  und  einen  Bezirk  Ausser-Schwyz,  sondern  die  organische 
Gliederung  des  Kantons  beruht  laut  §§  26  und  28  der  Verf.  auf  6  Be- 
zirken und  13  Kreisen.  Diese  Bezirke  stehen  unter  sich  in  keinem 
Verbände,  und  wenn  nur  einem  derselben  eine  bestimmte  Repräsen- 
tation zugesichert  ist,  gesetzt  sie  entspräche  sogar  dem  Proportional- 
masstabe der  Bevölkerung,  und  keinem  der  übrigen  Bezirke  eine  solche 
Vertretung  vorab  zugesichert  ist,  so  erblicken  wir  eben  in  dieser  un- 
gleichartigen Behandlung  ein  mit  dem  heutigen  Bundesrechte  schlechter- 
dings nicht  zu  vereinbarendes  Vorrecht.  B  1877  I  72. 


M  Vgl.  auch  KVerf.  von  18:3:3,  §§  :35,  40,  r>4  ff.,    Siiell,   Handbuch  des 
Schweiz.  Staatsrechts  1844  II.  S.  167  ff. 
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Dio  Mehrheit  der  Koiniii.  des  NK  (Keel)  wollte  den  §§  41,  43 
und  44  die  eidg.  (iiewährleistung  nicht  versiigen,  und  zwar  in  Erwägung, 
dass  dieselben  nach  Massgabe  der  dermaligen  Bevölkerungsverhältnisse 
ein  Vorrecht  des  Ortes  im  Sinne  von  Art.  4  der  BY  nicht  begi^ünden^ 
dass  Aäelmehr  aus  den  Bevölkemngsverhältnissen  des  Kantons  und  der 
Bezirke,  wie  aus  der  geschichtlichen  Entstehung  dieser  Bestimmungen 
erhellt,  dass  durch  sie  gegenteils  eine  Störung  der  Rechtsgleichheit  der 
verschiedenen  Landesteile  verhütet  werden  wolle. 

Der  Bericht  selbst  betont,  dass  deju  Bezirke  Schwyz  nicht  mehr 
zugewiesen  ist,  als  worauf  er  nach  seiner  Bevölkerungszahl  billigen 
Ansprucli  hat.  Es  ist  übrigens  durch  das  schweiz.  Staatsrecht  längst 
anerkannt,  dass  das  reine  Kopfzahlsystem  nicht  das  allein  und  ab- 
solut nuissgebende  sein  kann,  und  dass  in  den  gegenwärtig  bestehenden 
Verf.  eine  etwas  grössere  Berücksichtigung  einzelner  Landesteile  und 
Ortschaften  in  der  Repräsentation  nicht  etwas  Ungewöhnliches  ist. 

B  1877  I  :>:«,  :y2S), 

4.  Der  BR  wollte  auch  dem  §  ()(S,  wonach  jeder  der  (5  Bezirke 
mit  Berücksichtigung  der  Bevölkerung  das  aus  neun  Mitgliedern  be- 
stehende Kantonsgericht  bilden  hilft,  die  Gewährleistung  vei-sagen; 
hierin  trat  die  BVers.  dem  Antrag  des  BR  nicht  })ei:  sie  genehmigte 
den  §  68,  sodass  der  Bezirk  Schwyz  drei,  die  March  zwei,  und  jeder 
andere  Bezirk  ein  Mitglied  zum  Kantonsgericht  wühlt. 

5.  Zu  §  2,  in  welchem  gesagt  wird:  <Die  christlich-römisch-katho- 
lische Religion  ist  diejenige  der  grossen  Mehrlieit  des  schwyzerischen 
Volkes»,  bemerkt  die  Ständer.  Konmi.,  dass  hierin  nichts  anderes  als  die 
Konstatierung  eines  tatsächlichen  Verhältnisses  (Mithalten  sei,  dessen 
statistische  Richtigkeit  kaum  angezweifelt  werden  könne.  Aus  diesem 
Grunde  und  weil  im  übrigen  dieser  §  2  auch  die  Gewährleistung  eines 
jeden  andern  Religionsbekenntnisses  und  die  der  Glaubens-  und  Ge- 
wussensfreiheit nach  den  Bestimnmngen  der  BV  aussj)richt,  fand  die 
Komm,  keine  Veranlassung,  diesen  Paragraphcai  zu  beanstanden. 

B  1S77  I  70;  vgl.  auch  B  187(5  III  369;  oben  S.  224. 
G.  In  den  §§  1(H)-  113  endlich,  in  denen  die  Bestimnumgen  über 
die  Revision  der  Verf.  enthalten  sind,  findest  sich  die  Vorschrift,  dass 
die  Mehrheit  des  Volkes  für  Zustandekommen  eines  Beschlusses  in 
dieser  Richtung  massgebend  sei.  Der  BR  rügt  die  Unklarheit  des  Aus- 
druckes, der  zwar  nicht  der  litt,  c  des  Art.  (>  der  BV  widerspreche,  der 
es  aber  im  Zweifel  lasse,  ob  die  Mehrheit  der  Stimmenden  oder  die 
Mehrheit  der  Stinunberechtigten  damit  gemeint  sei.  Weil  aber  bis  jetzt 
schon  die  Mehrheit  der  Stimmenden  nach  Schwvzer  Verf.-Recht  mass- 
gebend  war  imd  in  andern  Paragraphen  der  Verf.,  welche  von  den 
Referendums-  und  Initiativabstimmungen  handf»ln,  auch  nur  allgemeine 
Ausdri'icke,  wie  Abstimmung  des  Volkes,  Genehmigung  durch  das  Volk, 
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gebraucht  werden,  diese  aber  nur  im  Sinne  der  ei^f orderlichen  Mehrheit 
der  Stunmenden  interpretiert  werden  können,  so  ist  anzunehmen,  dass 
auch  bei  Abstimmungen  tiber  Revision  der  Verf.  nicht  anders  verfahren 
werde.  B  187H  III  375.  Vgl.  Nr.  6«. 

II.   N  a  c  h  t  r  a  g  z  u  r  V  e  r  f  a  s  s  ii  n  g  vom  1 1.  Juni  1876,  betr. 

die  zurückgewiesenen  §§  41,    43    und  44,   in  der  Volksabstimmung 

vom  23.  Sept.  1877  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  18.  Febr.  1878,  A.  S.  n.  F.  III  :i26.  — 
Ber.  des  BR  vom  25.  Jan.  1878,  B  1878  I  131 ;  II  467,  1879  II  572. 

Der  Kantonsrat  hob  am  4.  Juli  1877  die  besondere  Stellung  des 
Bezirkes  Schwyz  entsprechend  dem  BBeschl.  vom  20.  März  1877  auf; 
mit  1344  gegen  925  Stimmen  wurden  die  derart  abgeänderten  §§  41, 
43  und  44  der  Verf.  in  der  Volksabstimmung  angenommen. 

in.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 

10.  Jan.  1884,  in  der  Volksabstimmung  vom  17.  Febr.  angenommen, 

betr.  Abänderung  der  §§  27,  28  und  98  der  KVerf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  463.  — 
Botsch.  des  BR  vom  20.  März  1884,  B  1884  II  222:  1885  II  (56(5. 

Die  Gemeinde  Iberg  wird  in  die  Gemeinden  Ober-Iberg  und 
Unter-Iberg  getrennt;  der  Kreis  Schwyz  besteht  aus  den  Gemein- 
den Schwyz,  Ober-Iberg  und  Alptal,  und  ein  neuer  Kreis  wird  ge- 
bildet aus  der  Gemeinde  Unter-Iberg  (§§  27,  28).  Bei  geheimen 
Abstimmungen  dürfen  in  den  sog.  einsiedlischen  Vierteln  besondere 
Urnen  aufgestellt  werden  (§  98). 

Hiezu  bestimmt  §  2  der  Ubergangsbestinnnungen : 

In  Betreif  der  Repräsentanz  der  Kreise  Schwyz  und  Unter- 
Iberg  wird  festgesetzt,  dass  ])ei  der  Partialerneuei'ung  des  Kantons- 
rates im  Jahre  1884  im  Kreise  Schwyz  6  Mitglieder  und  im  Kreise 
Unter-Iberg  1  Mitghed,  und  im  Jahre  1886  im  Kreise  Schwyz 
7  Mitglieder  und  im  Kreise  Unter-Iberg  1  Mitglied  gewählt  werden. 

Dieser  §  2  wurde  durch  den  BBeschl.  vom  25.  Juni  1884 
in  betreff  der  Vertretung  des  Kreises  Unter-Iberg  im  Kantonsrat 
von  der  eidg.  Gewährleistung  ausgeschlossen,  in  Erwägimg: 

dass  dieses  Verfassungsgesetz  die  Repräsentanz  des  neuge- 
schaffenen Kreises  Unter-Iberg  im  Kantonsrat  nicht  anders  als  auf 
Grundlage  des  §  JK)  der  KVerf.,  d.  h.  nach  Massgabe  der  am 
1.  Dez.  1880  vorhanden  gewesenen  Wohnbevölkerung  festsetzen 
darf,  und  djiss  auf  dieser  Grundlage  dem  Kreise  Unter-Iberg  die 
Wahl  von  drei  Mitgliedern  des  Kantonsrates  zukommt,  wobei  je- 
doch die  Frage  der  Vollziehung  dieser  Wahlen  in  einer  oder  zwei 
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Serien  der  erneuerten  Beschlussesfassuiig  der  kompetenten   kanto- 
nalen, bezw.  eidg.  Behörden  vorbehalten  wird. 

Das  Gesuch  um  Ausschluss  dieses  §  2  von  der  eidg.  Gewähr- 
leistung und  den  Antrag,  dass  der  Wahlkreis  Unter-Iberg  berech- 
tigt erklärt  werde,  die  ihm  zukommenden  drei  Repräsentanten  bei 
der  nächsten  Wahl  der  schweizerischen  KRäte  zu  wählen,  hatte 
<ler  Gemeinderat  Iberg  unterm  6.  März  1884  in  einer .  Eingabe  an 
<len  BR  gestellt.  Der  BR  und  die  BVers.  erklärten  im  Sinne  des 
angeführten  Beschl.  dieses  Gc^such,  entgegen  der  Anschauung  der 
Reg.  des  Kts.  Schwyz ,  für  l)erechtigt.  Der  BR  spricht  sich 
dahin  aus : 

Das  sog.  Kepräsentanzdekret  vom  14.  Juli  1881  —  in  welchem 
der  KRat,  in  Ausführung  des  §  30  der  Verf.  und  auf  Grundlage  der 
eidg.  Volkszählung  vom  1.  Dez.  188(),  die  Vertretung  der  einzelnen 
Kreise  im  KRat  von  dessen  Partialemeuerung  im  Frühjahr  1882  an  bis 
zur  näclisten  eidg.  Volkszählmig  festgesetzt  hat  —  ist  nichts  anderes 
als  die  rechnungsmässige  Festsetzung  der  auf  einen  jeden  Kreis  nach 
der  Vorschrift  des  §  80  der  Verf.  entfallenden  Zjihl  von  MitgUedern 
des  KRats. 

Wenn  auch  dieses  Dekret  in  seinem  §  1  die  Vertretung  «bis  zur 
nächsten  Volkszählung»  festsetzen  will,  so  vermag  es  doch  vor  einer 
konstitutionellen  Abändening  der  Kreise  oder  eines  einzelnen  Kreises 
nicht  Stand  zu  halten;  es  rauss  ihm  weichen,  sofern  in  diesem  Falle 
nach  Massgabe  der  Grundbestimmung  der  Verf.  §  30  —  laut  welchem 
die  Mitglieder  des  KRates  in  den  Kreisen  nach  Verhältnis  der  Zahl 
der  Wohnbevölkerung  gewählt  werden,  und  zwar  je  ein  Mitglied  auf 
()00  Seelen  und  einen  letzten  Bruchteil  von  mehr  als  200  Seelen  — 
sich  für  den  einen  oder  für  mehrere  Kreise  eine;  neue  Vertretungsziffer 
ergibt.  Andernfalls  entstände  in  der  Tat  eine  ungleiche  Behandlung 
der  Bürger  des  einen  Kreises  gegenüber  demjenigen  des  andern,  was 
einer  Verletzung  des  Art.  4  der  BV  und  des  §  4  der  KVerf.  von  Schwyz 
gleichkommen  würde  und  deshalb  nicht  statthaft  ist. 

Die  Behörden  von  Schwyz  scheinen  dieser  Pjirtialrevision  den 
Charakter  einer  erst  nach  der  nächsten  eidg.  Volkszählung  in  volle 
Wirksamkeit  tretenden  Verf.-Bestimmung  zu  vindizieren  und  inzwischen 
derselben  bloss  im  Rahmen  des  Repräsentanzdekrets  Licht  und  Luft 
gewähren  zu  wollen  -     ein  offenbar  ganz  irrtümlicher  Standpunkt. 

B  1884  II  228. 

Auf  das  zweite  Begehren  des  (xesuchstellers :  Vornahme  der 
Wahl  der  ch*ei  KRäte  bei   der  nächsten  Wahl   der  schwvzerischen 

•r 

KRäte,  beantragte  der  BR,  nicht  einzutreten,   weil  gegen  die  Vor- 
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nähme  der  Wtilil  in  zwei  Serien  in  entsprechender  Anwendung 
des  §  32  der  KVerf.  —  welcher  die  Amtsdaiier  der  KRäte  auf  vier 
Jahre  festsetzt,  jedoch  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  den  Austritt 
der  Hälfte  vorschreibt  —  vom  bundesrechtlichen  Standpunkte  aus 
nichts  einzuwenden  ist-  Die  BVers.  hob  jedoch  auch  in  dieser 
Richtung  den  beanstandeten  §  2  auf,  behielt  dagegen  für  diese  Frage 
die  erneuerte  Beschliissesfassung   der    kompetenten  Behörden  vor. 

IV.  Nachtrag  zur  Partialrevision  vom  17.  Febr.  1884, 
infolge   Beschlusses   des   KRates  vom   27.  Nov.  1884,    vom  Volke 

angenonnnen  den  26.  April  1885. 

Eidg.  (Jewäluleistuiig  durch  BBeschl.  vom  li>.  Juni  1885.  A.  S.  n.  F.  VIII  185. 

—  Botsch.  des  BII  vom  2fi  Mai  1885,  B  1885  III  212 ;  188(3  I  911. 

Der  von  der  BVers.  von  der  eidg.  Gewährleistung  ausge- 
schlossene §  2  erhielt  in  folgender  neuer  Fassung  vom  27.  Nov.  1884 
die  eidg.  Gewährleistung: 

Der  Kreis  Schwyz  wälilt  dreizehn  und  der  Kreis  Unter-Iberg 
drei  Mitglieder  in  den  KRat. 

Diese  Wahlen  haben  bei  der  ordentlichen  Partialemeuerung 
des  KRates  vom  Jahre  1886  zu  erfolgen,  wobei  sechs  Wahlen  des 
Kreises  Schwyz  und  eine  Wahl  des  Kreises  Unter-Iberg  nur  für 
eine  Amtsdauer  \on  zwei  Jahren  Giltigkeit  haben;  diese  letztem 
Wahlen  sind  vom  Reg.-Rat  durch  das  Loos  auszumitteln  und  im 
Amtsblatt  zu  veröffentlichen. 

Mit  der  Ausführung  dieser  Wahlen  erlischt  das  Mandat  der 
gegenwärtigen  Repräsentanz  des  Kreises  Schwyz  im  KRate. 

V.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
3.  Sept.  181)1,  in  der  Volksabstimmung  vom  4.  Okt.  1891  ange- 
nonunen,  betr.  Abänderung  der  §§  ö,  81,   65,    75,    78,   81,   88,  93, 

94.  97  der  KVei-f. 

Eidg.  Gewährleistung  diurh  BHeschl.  vom  2:^.  Dez.  1891,  A.  S.  n.  F.  XII  447. 

—  Botscdi.  des  BR  vom  23.  Okt.  1891.  B  1891  IV  631;  1892  II. 

Diese  Partialrevision,  Organisation  kant.  Behörden  und  die  Stimm- 
berechtigung betr.,  ward  zum  Teil  veranlasst  durch  die  Einführung  des 
eidg.  Betreibungs-  und  Konkursgesetzes  vom  11.  April  1889. 

58.  VL  Partialrevision,  vom  Kantonsrat  den  11.  Aug. 
1898  beschlossen  und  in  der  Volksabstimmung  vom  23.  Okt.  1898 
angenommen,    verbunden   mit    einer   vom   23.  Okt.    1898   datierten 

Neuausgabe  der  KVerf. 

Eidtr.  Gewährleistung   durch  BBesehL   vom  21.    Dez.  1899,    A.  S.  n.  F.  XVII 
758.  —  Botsdi.  des  BR  vom  22.  Aug.  1899,  B  189^)  IV  483:  1900  I  788. 

Die  vom  Kantonsrat  des  Kts-  Schwyz  den  11.  Aug.   1898  be- 
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schlossene  Partialrevision  der  KVerf.  vom  Jahre  187H  wurde  in 
der  Volksalxstininumg  vom  23.  Okt.  1898  mit  (>44()  gegen  (>32 
Stimmen  angenommen.*)  In  einer  Eingabe  vom  21.  Nov.  an  den 
BR  zu  Händen  der  BVers.  verlangten  Kaspar  Krieg  und  Genossen 
in  Lachen  und  Altendorf  als  Verein  fortschrittlich  gesinnter  Ur- 
schweizer,  dass  den  §§  13,  20,  26,  46,  91  Abs.  4,  92  und  97 
litt,  m  der  revidierten  Verf.  die  eidg.  Gewährleistung  verweigert 
w^erde,  und  in  einer  Eingabe  vom  IL  Dez.  stellte  A.  Steinauer  in 
Einsiedeln  im  Auftrag  von  35  Mitgliedern  des  schwyzerischen  Kan- 
tonsrates das  Gesuch  um  Ausschluss  der  §§  26  Abs.  3,  Satz  2 
und  3,  27  Schlussatz  und  95  von  der  eidg.  Gewährleistung.  Hierauf 
hat  die  BVers.  den  21.  Dez.  1899  in  Betracht: 

dass  §  92  der  Verf.  des  Kts.  Schwyz  (Gründung  besonderer 
römisch-katholischer  Kirchgemeinden)  nur  unter  Vorbehalt  des 
Art.  50  Abs.  3  der  BV  gewährleistet  werden  kann; 

da,ss  §  95  der  in  Art.  4  der  BV  garantierten  Gleichheit  aller 
Bürger  vor  dem  Gesetze  widerspricht  und  deshalb  von  der  (tc- 
währleistung  •auszuschliessen  ist ; 

dass  im  tibriffen  die  Verf.  des  Kts.  Schwvz  vom  23.  Okt.  1898 
nichts  enthält,  was  den  Grundsätzen  der  BV  widerstreitet,  und  die 
Voraussetzungen  des  Art.  6  der  BV  gegeben  sind; 

dass  die  neue  Verf.  in  der  Volksabstimmmig  vom  23.  Okt.  1898 
von  der  Mehrheit  der  stimmenden  Bürger  angenommen  worden  ist^ 
beschlossen : 

Der  Verf.    des  Kts.  Schwyz    vom    23.  Okt.  18ikS   wird,  jedoch 
mit  Ausschluss  von  §  95  derselben,  die  Gewährleistmig  des  Bundes 
erteilt.     Zu  §  92   wird   Art.  50   Abs.  3    der  BV  ausdrücklich  vor- 
behalten. 
Es   handelte    sich  bei   den  anlässlich   der  Gewährleistung  be- 
anstandeten Verf.-Bestimmungen  um  folgende  Fragen: 

1.  Gewährleistung  der  Klöster,  §§  13,  20;  diese  lauten: 

§  13.  Die  Verf.  gewälirleistet  die  Unverletzlichkeit  des  Eigen- 
tums. Jedem  Bezirk,  jeder  Gemeinde,  sowie  jeder  geistlichen  und 
weltlichen  Korporation  bleibt  auch  die  Verwaltung  und  die  Befugnis, 
die  Art  und  Weise  der  Benutzung  und  der  Verwaltung  ihrer  Güter 
selbst  zu  bestimmen,  gesichert. 

Für  Abtretungen  zu  ötfentüchen  Zwecken  hat  der  Staat  nach 
den  Bestinuuungen  des  Ges.  gerechte  Entschädigung  zu  leisten. 


^)  Über  die  am  18.  Febr.  lcS98  in  der  Volksabstimmung  verworfene 
Totalrevision  der  Vert.  vgl.  Maver  im  Archiv  für  katholisclios  Kirrheurecht 
190(),  LXXX  S.  606—617. 
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§  20.  Die  bestehenden  Klöster  sind  gewährleistet  und  gemessen 
den  Schutz  des  Staates.  Sie  unterliegen  als  Korporationen  dem.  all- 
gemeinen Steuergesetze,  bezahlen  aber  ihre  Steuer  am  Orte  ihrer 
Niederlassung  und  da,  wo  sie  Vermögen  besitzen. 

Hiezu  führt  der  BR  in  seiner  Botsch.  A'om  22.  Aug.  1899 
folgendes  aus: 

§  13  enthält  nur  eine  spezielle  Anwendung  der  allgemeinen 
Eigentumsgarantie  auf  das  Klostergut.  Klöster  werden  als  geistliche 
Korporationen  betrachtet,  und  ihnen  gegenüber  wird  wie  den  weltlichen 
Korporationen  das  Recht  der  freien  Verwaltung  und  Selbstbestimmung 
über  die  Art  der  Benutzung  als  Ausfluss  des  Eigentums  speziell  hervor- 
gehoben. 

In  dieser  Zusicherung  an  und  für  sich  kann  nichts  der  BV  Wider- 
sprechendes gefunden  w^erden.  Die  BV  enthält  über  die  Eigentums- 
garantie keine  Bestimmung,  sondern  überlässt  dieselbe  dem  kant.  Staats- 
rechte. Die  kant.  Verf.  enthalten  durchgehends  in  der  einen  oder  andern 
Form  diese  Gewährleistung.  Auch  die  vom  Bund  gewäJirleistete  Verf. 
des  Kts.  Schwyz  vom  Jahre  1876  enthielt  diese  Gewährleistung  im 
gleichen  Wortlaute,  wae  die  revidierte  Verf.  Damals  wurde  nur  in  Ver- 
bindung mit  §  20  (Klostergarantie)  ein  Vorbehalt  bezüghch  Art.  51 
Abs.  2  der  BV  an  die  Genehmigung  geknüpft,  der  sich  aber  dem  Wort- 
laut nach  nicht  auf  die  Eigentumsgarantie  bezog.  Es  liegt  kein  Grund 
vor,  der  Verf.  von  1898  gegenüber  anders  zu  verfahren. 

Schwieriger  ist  die  Frage  zu  entscheiden  betr.  §  20,  der  eigent- 
lichen Gewährleistung  der  Klöster.  Die  Bedeutung  dieser  Bestimmung 
im  Gegensatz  zu  der  frühern  Schwyzer  Verf.  hegt  mehr  in  dem,  was 
darin  nicht  oder  nicht  mehr  gesagt  ist,  als  in  dem,  was  darin  aus- 
gesprochen ist.  Noch  die  Verf.  von  1876  enthielt  in  den  §§  20  und  24 
eine  Reihe  von  Beschränkungen,  die  jetzt  wegfallen  sollen.  Diese  Be- 
schränkungen w^aren: 

a.  Ejrfordernis  der  Bewilhgung  des  Staates  zur  Aufnahme  kantons- 
fremder, insb.  ausländischer  Novizen,  unter  Vorbehalt  des  Gegen- 
rechts gegen  Schweizer; 

b.  Aufsichtsrecht  des  Staates; 

c.  Beschränkung  des  Erwerbes  zu  toter  Hand ;  nur  mit  Bewilhgung 
des  Kantonsrates  können  Klöster  Liegenschaften  erwerben,  pachten 
oder  verkaufen; 

d.  Beschränkung  auf  landwirtschaftlichen  Gewerbebetrieb. 

Es  kann  nicht  bestritten  werden,  dass  unter  der  Verf.  von  1898 
die  Stellung  der  Klöster  eine  weit  freiere,  von  der  Staatsgewalt  unab- 
hängigere sein  wird,  als  sie  es  unter  der  Verf.  von  1876  gewesen  ist. 
Ebensowenig  kann  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  in  der  revidierten 
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Verf.  eine  Veränderung  des  seit  alters  im  Kauton  Schwyz  Iiergebrachten 
Rechtsznstandes  liegt.  In  dieser  Beziehung  mag  der  Wegfall  des  Auf- 
sichtsrechtes des  Staates  und  die  unbeschränkte  Erwerbsfähigkeit  der 
tot^n  Hand  besonders  hervorgehoben  werden.  In  diesen  beiden  Be- 
ziehimgen  wird  die  Zulässigkeit  der  eidg,  Gewährleistung  in  der  Ein- 
gabe Krieg  und  Genossen  bestritten.  Die  zur  Argumentation  verwendeten 
Gründe  sind  aber  mehr  allgemeiner  Natur;  hervorgehoben  wird  das 
Entstehen  sozialer  Unfreiheit,  Gefährdung  des  Friedens  und  der  Wohl- 
fahrt des  Landes,  Garantie  der  toten  Hand  und  a,  m.;  von  Bedeutung 
ist  besonders  die  Behauptung,  dass  Vorrechte  für  die  Klöster  geschaffen 
werden;  im  einzelnen  wird  in  der  Eingabe  Ki'ieg  geltend  gemacht: 

Die  jetzige  Revision  geht  weit  hinter  früheres  Recht  zurück.  Die 
Landsgemeinde  von  Schwyz  beschloss  1294,  es  solle  und  dürfe  niemand, 
bei  Busse  und  Verfall  der  Güter  an  die  Erben  oder  das  Land,  Liegen- 
schaften an  ein  Kloster  verkaufen.  Die  Klöster  müssen  Steuer  und 
Gewerfe  tragen  wie  die  andern  Landleute,  oder  Feld,  Wasser.  Holz, 
Wunn  und  Weide  meiden  (Blumer,  Rechtsgeschichte  I,  S.  18o).  Ein 
ähnUches  Verbot  haben  die  Luzerner  1413  erlassen.  Jetzt  gibt  man  vor, 
die  Rechtsentwicklung  fordere,  dass  man  die  Klöster  den  andern  Kor- 
porationen gleichstelle.  Man  entlastet  sie  einerseits  von  der  staatlichen 
Aufsicht  und  verschreibt  sie  anderseits  ganz  den  geistlichen  Oberbehörden, 
Man  nennt  sie  blosse  Vereine  und  garantiert  ihnen,  was  sonst  keinem 
Verein,  das  Recht,  die  Art  und  Weise  der  Benützung  ihrer  Gütin-  selbst 
zu  bestimmen.  Sie  aber  stehen  unter  der  diskretionären  Gewalt  der 
geistlichen  Oberbehörden,  also  in  letzter  Instanz  unter  derjenigen  des 
auswärtigen  Papstes.  So  erhielt  z.  B.  das  Kloster  Einsiedeln  vor  einiger 
Zeit  Befehl,  Patres  für  ein  orientalisches  Seminar  zu  stellen,  das  zur 
Bekehnmg  von  Orientalen  in  Ram  bestimmt  ist.  Aus  dem  Kloster 
kommt  nichts  mehr  heraus.  Die  Mönche,  auch  wenn  sie  erben,  steuern 
nichts;  sie  haben  die  sog,  heilige  Armut.  Keiner  tut  Militärdienst; 
diese  Militärfreiheit  verschafft  den  Klöstci*n  einen  grossen  Vorsprung 
im  Erwerbsleben  gegenüber  den  andern  weltlichen  Konkurrenten.  Wie 
sehr  sich  die  tote  Hand  neuerdings  rührt,  beweist  der  Versucli  neuer 
KlostergiUndungen  im  Kanton.  In  Schwyz  soll  ein  frfiheres  Klösterlein 
wiederhergestellt  w^erden.  In  Immensee  ist  seit  zwei  Jahren  ein 
neues  Institut,  ein  sog.  salesianisches  Haus  Bethlehem,  im  Werden 
begriffen.  Sein  Superior  hat  die  bestehenden  (iebäud(i,  Grundstücke 
und  Einrichtungen  in  einem  Zirkular  auf  Fr.  70(y,(K)0  geschätzt.  So  ge- 
langt man  entgegen  der  BV  nicht  nur  zur  Garantie  der  Klö.ster,  sondern 
auch  zu  derjenigen  der  toten  Hand  und  des  päpstlichen  Verfügungs- 
rechtes über  Kirchen-  und  Klostergut,  das  aus  dem  Kanton  stammt  und 
durch  päi>stliche  Verfügung  gänzlich  ins  Ausland  verbracht  werden 
könnte. 
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Die  von  den  eidg.  Behörden  zu  entscheidende  Frage  ist  nun  einzig 
die,  ob  die  für  die  Klostergai-antie  in  der  revidierten  Verf.  von  Srhwyz 
gewählte  Form  der  BV  entspricht. 

Darüber  ist  folgendes  zu  sagen :  Gewährleistet  sind  die  «bestehenden» 
Klöster,  und  ihnen  ist  der  Schutz  des  Staates  zugesichert.  Der  Wort- 
laut die  bestehenden  Klöster  ist  wohl  gewählt  mit  Rücksicht  auf  Art.  52 
der  BV,  wonach  die  Errichtung  neuer  und  die  Wiederherstellung  auf- 
gehobener Klöster  untersagt  ist.  Damit  ist  also  implicite  die  BV  als 
über  dem  kant.  Verf.-Rechte  stehend  anerkannt.  Dass  der  Weiterbestand 
der  heute  existierenden  Klöster  an  sich  als  bundesverfassungswidrig  an- 
zusehen wäre,  wird  von  niemand  behauptet  werden  wollen.  Es  können 
allerdings  unter  gewissen  V^oraussetzungen  die  Verhältnisse  sich  so  ge- 
stalten, dass  der  Bund,  von  dem  in  Art.  51  der  BV  ihm  gegebenen 
Hoheitsrechte  Gebrauch  machend,  einem  religiösen  Orden  die  Wirksam- 
Iceit  in  Kirche  und  Schule  untersjigen  müsste,  womit  der  Fortbestand 
eines  diesem  Orden  angehörigen  Klosters  zur  Unmöglichkeit  gemacht 
würde.  Dieses  Hoheitsrecht  des  Bundes  wird  aber  durch  eine  von  einer 
kant.  Verf.  ausgesprochene  Garantie  der  bestehenden  Klöster  in  keiner 
Weise  geschmälert.  Ebensowenig  wie  die  BV  die  bestehenden  Klöster 
garantiert,  verbietet  sie  solche  Institutionen.  Vom  Standpunkte  des 
Bundesrechtes  kann  deshalb  nichts  dagegen  eingewendet  werden,  wenn 
ein  Kanton  eine  spezielle  Garantie  in  sein  Verfassungsrecht  aufzunehmen 
für  erforderlich  erachtet.  Damit  ist  nur  gesagt,  dass,  solange  diese  Verf. 
besteht  und  nicht  abgeändert  wird,  auf  dem  Boden  des  kant.  Verfassungs^ 
rechtes  die  bestehenden  Klöster  nicht  angefochten  werden  können,  der 
Kanton  also  z.  B.  nicht  berechtigt  wäre,  ein  bestehendes  Kloster  von 
sich  aus,  durch  einen  Akt  der  kant.  Staatsgewalt,  aufzuheben.  Gegen 
einen  derartigen  Akt  wäre,  als  dem  kant.  Verfa.ssungsrechte  wider- 
streitend, nach  geltendem  Bundesrechte  die  staatsrechtliche  Beschwerde 
an  das  BGer.  als  Schutzmittel  gegeben. 

Dass  die  bestehenden  Klöster  dem  Schutze  des  Staates  des  Kan- 
tons Schwyz  unterstellt  werden,  ist  eine  natürliche  Konsequenz  der  aus- 
gesprochenen Gewährleistung:  es  hätte  sich  das  von  selbst  verstanden, 
auch  wenn  es  nicht  ausdrücklich  gesagt  worden  wäre. 

Was  die  Erwerbsfähigkeit  der  toten  Hand  betrifft,  so  enthält  die 
BV  hierüber  keine  Bestimmungen.  Wie  sich  ein  kant.  Staatsrecht  dazu 
verhalten  will,  kann  weder  nach  der  Richtung  der  Bes(*hränkung,  noch 
der  Freigebung  als  bundesverfassungswidrig  bezeichnet  werden,  soNveit 
nicht  allgemeine  Bestimmungen,  wie  z.  B.  Art.  31  der  BV,  in  Frage 
kommen  könnten. 

Die  Behauptung  einer  durch  den  Klosterartikel  entstehendt^n  Rechts - 
Ungleichheit  bezieht  sich  wohl  auf  die  Frage  der  Besteuenmg  des  Kloster- 
gutes. Die  Verf.  bestimmt.  da.ss  die  Klöster  der  allgemeinen  Steuerpflicht 
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unterliegen.  Damit  ist  das  Kloster  als  juristische  Person  gemeint.  Als 
solche  hat  das  Kloster  nach  der  revidiert-en  Verf.  dieselben  Steuern  zu 
tragen,  wie  jede  andere  Korporation.  Darin  kann  eine  Verletzung  der 
Rechtsgleichheit  nicht  gefunden  werden.  Eine  Steuerbefreiung  der  ein- 
zelnen Klosterinsassen  ist  sodann  in  der  Schwyzer  Verf.  nirgends  aus- 
gesprochen. §  16  unterstellt  alle  Einwohner  des  Kantons  in  gleichem 
Masse  der  gesetzlichen  Steuerpflicht.  Darunter  faUen  auch  die  Kloster- 
insassen. So  wird  demi  auch  von  der  Reg.  des  Kts.  Schwyz  mitgeteilt, 
dass  die  Klosterinsassen  die  Personaltaxe  der  Militärpflichtersatzsteuer 
bezahlen.  Eine  Erwerbssteuer  gibt  es  a})er  im  Kt.  Schwyz  nicht,  danach 
kann  auch  in  dieser  Beziehung  eine  Rechtsungleichheit  nicht  behauptet 
werden.  Wenn  einzelnen  Klosterinsassen  nachgewiesenermassen  Ver- 
mögen zustände,  wäre  dieses  Vermögen  der  Besteuerung  des  Staates 
unterworfen. 

2.  Die  römisch-katholische  K  i  r  c  h  g  e  ni  e  i  n  d  e.  Im 
Kanton  Schwyz  ist  die  Trennung  der  Gemeinden  in  politische  und 
Kirchgemeinden  nicht  vorhanden.  Es  gibt  nur  eine  Gemeinde, 
welche  sowohl  staatlicher  als  kirchlicher  SelbvStverwaltungskörper 
ist.  Die  Verf.- Revision  von  1898  änderte  grundsätzlich  an  diesen 
Verhältnissen  nicht*;;  sie  enthält  dagegen  infolge  der  alhnählich 
eingetretenen  Differenzierung  der  Konfessionsangehörigkeit  der  Ge- 
nieindeangehörigen  gewisse  Vorschriften,  die  sich  auf  die  getrennte 
Verwaltung  des  Kirchengutes  beziehen,  und  eröffnet  verfassungs- 
mässig die  Möglichkeit  der  Bildung  besonderer  römisch-katholischer 
Kirchgemeinden. 

a.  Die  besondern  Rechte  der  römisch-katholischen  Gemeinde- 
einwohner, §§  91  Abs.  4,  97  litt,  m;  diese  lauten: 

§  91  Abs.  4.  Die  römisch-katholischen  stimmfälligen  Einwohner 
einer  Gemeinde  wählen  nebstdem  die  Verwalter  dei;jenigen  kirch- 
lichen Güter  und  Stiftungen,  deren  Verwaltung  bisher  von  der  Ge- 
meinde ausgeübt  wurde.  Sie  betätigen  das  Wahlrecht  (Präsentations- 
recht) für  diejenigen  geistlichen  Pfründen,  füi*  welche  es  ihnen  nach 
bisheriger  Übung  zukommt.  Ohne  Genehmigung  der  kirchlichen 
Oberbehörden  dürfen  kirchliche  Güter  und  Stiftungen  nicht  ver- 
äussert oder  geschmälert,  noch  zweckwidrig  verwendet  und  keine 
neue  kirchUche  Stiftung  mit  Verpflichtungen  angenommen  werden. 

§  97  litt.  m.  In  denjenigen  Gemeinden,  in  welchen  die  in 
§  92  vorgesehene  Trennung  der  politischen  von  der  kirchlichen 
(remeinde  nicht  besteht,  haben  die  gemäss  §  91,  letzter  Absatz, 
gewählten  Verwalter  der  kirchlichen  Güter  und  Stiftungen  jährlich 
dem  Gemeinderate  Rechnung  abzulegen.     Diese  Rechnungen   sind 
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als  eigener  Abschnitt  der  Gemeinderechnung  beizufügen.  Bei 
Prüfung  dieser  Rechnungen,  wie  überhaupt  bei  Behandlung  kirch- 
licher Fragen,  sind  nur  Konfessionsangehörige  stimmberechtigt,  und 
ist  das  betreffende  Pfarramt  als  Vertreter  der  Kirche  heizuziehen. 

Diese  Bestimmungen  sind  nach  der  vom  BR  in  seiner  Botsch. 
A'om  22.  Aug.  189^)  vertretenen  Aulfassung  bundesrechtlich  nicht 
anfechtbar. 

§  91  der  revidierten  Verf.  handelt  im  allgemeinen  v<m  den  Befug- 
nissen der  Gemeindeversammlung,  §  97  von  den  Befugnissen  des  Ge- 
lueinderates. 

In  der  Verf.  von  1876  war  der  offizielle  Titel  der  Gemeinde  «Kirch- 
gemeinde». Dieser  ist  fallen  gelassen.*)  Die  neue  Verf.  kennt  unter 
Vorbehalt  der  Vorschrift  des  §  92  nur  noch  «Gemeinden»,  so  dass  sich 
der  Kanton  in  folgende  Verwaltungskörj^er  gliedert: 

a.  die  Bezirksgemeinde, 

b.  die  Gemeinde,  wobei  hervorzuheben  ist,  dass  einzelne  Bezirks- 
gemeinden territorial  mit  den    politischen  Gemeinden  zusammenfallen. 

Die  Befugnisse  der  Gemeinde  umfassen  nun  auch  die  Verwaltung 
der  zur  Gemeinde  gehörigen  kirchlichen  Güter  und  Stiftungen  und  das 
Wahlrecht  (Präsentationsrecht)  der  Geistlichen;  soweit  die  kirchUchen 
Bedürfnisse  allfällig  eine  bescmdere  Steuererhebung  erfordern,  wird  die 
(remeinde  auch  hierüber  im  allgemeinen  Voranschlag,  §  91  litt,  e,  zu  be- 
stinmien  haben. 

Der  letzte  Absatz  von  §  91  erklärt  einzig  die  römisch-katholischen 
Gemeindeeinwohner  stimmberechtigt : 

a.    zur  Wahl   der  Verwalter   der  kirchUchen  Güter  und  Stiftungen; 
1).    zur  Ausübung   des  Wahl- (Präsentations-) rechtes  der  Geistlichen 

für  geistliche  Pfründen. 

Für  Veräusserungen,  Schmälerungen  oder  «zweckwidrige  Ver- 
wendungen» des  Kirchengutes  ist  zudem  Genehmigung  der  kirchUchen 
Oberbehörden  vorgesehen;  ebenso  zur  Annahme  neuer  mit  Verpflich- 
tungen verbundener  Stiftungen. 

Die  Anfechtung  dieser  Bestimmungen  wird  in  der  Eingabe  Krieg 
und  (Tcnossen  wie  folgt  begründet: 

Die  Gemeinden  waren  bisher  freie  Eigentümer  ihres  Kirchengutes. 
Jetzt  soUen  .sie  über  dasselbe  nur  noch  mit  Genehmigung  der  kirch- 
lichen   Oberbehörden,    d.  h.  in    letzter  Instanz    des  Papstes,    verfügen. 


M  Er  findet  sich  nur  noch  als  historische  Reminiszenz  in  §  25,  wo  unter 
den  Gemeindebehörden  an  erster  SteUe  die  Kirchgemeinde  genannt  ist,  statt 
der  Gemeindeversammlung  und  ebenso  in  der  Überschrift  zu  §  90,  wo  es 
heisst:  Oenieindebehörden  a)  Gemeindeversammlung  (Kirchgemeinde). 
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Also  Bevormundung,  der  Gemeinden  durch  die  letztern  und  indirekt 
Entfremdung  des  Eigentums  derselben  von  seinen  bisherigen  Zwecken. 
Damit  wird,  in  Widerspruch  zu  Art.  58  Abs.  2  der  BV,  die  geistliche 
Gerichtsbarkeit  eingeführt.  Das  Resultat  der  geistlichen  Oberaufsicht 
wird  sein :  Verweigerung  der  Kirchen  zu  Gesangs-  und  ähnlichen  Zwecken ; 
Verweigerung  von  Stipendien  an  Knaben,  die  eine  konfessionell  ge- 
mischte Schule  besuchen  würden  und  dergl.  Das  würde  zweckwidrige 
Verwendung  sein.  Im  gleichen  Artikel  wird  das  uralte  Wahlrecht  der 
Gemeinden  zu  einem  blossen  Präsentationsrecht  gemacht.  Die  Vor- 
fahren haben  keine  Mühe  und  Kosten  gescheut,  das  förmliche  Wahlrecht 
der  Geistlichen,  und  zwar  nur  auf  Zeit,  sn  sich  zu  bringen  (vgl.  Blumer, 
Rechtsgeschichte  I,  S.  365,  11,  S.  251).  Die  neue  Verf.  opfei-f  die  wohl- 
erworbenen demokratischen  Rechte  der  Gemeinden,  und  damit  des 
Staates,  den  kirchlichen  Oberbehörden.  Ein  solch  harterstrittenes  Recht 
darf  nicht  durch  Mehrheitsbeschluss  preisgegeben  werden. 

Der  §  97  erscheint  als  ausserordentlich  verwirnmgsvoll.  Es  ist 
nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  die  Konfessionsgenossen  ihre  An- 
gelegenheiten selber  ordnen.  Aber  wie  ist  es  zu  machen,  wenn  das 
Pfarramt,  nicht  der  Pfarrer,  zur  Rechnungsprüfung  beizuziehen  ist,  und 
dies  besonders  bei  Behandlung  kirchlicher  Fragen?  Das  Pfarramt  wird 
Fragen  über  Schulen,  Friedhöfe  u.  dgl.  nicht  nach  Bundesrecht,  sondern 
nach  kirchlichem  Rechte  als  kirchliche  Fragen  })ehandeln. 

Nach  Ansicht  des  BR  enthalten  die  angefocht<»nen  Bestinumnigen 
der  §§  91  und  97  nur  den  Versuch  einer  Ausscheidung  der  Befugnisse 
der  politischen  Gemeinde  und  der  Kirchgemeinde.  Ob  nicht  auch  der 
Kanton  Schwyz  durch  die  Macht  der  Verh«11tnisse  mit  der  Zeit  dazu 
kommen  wird,  eine  wirkliche  Ausscheidung  dieser  in  ihrem  Verwaltungs- 
zw^eck  verschiedenen  Gemeinden  vorzunehmen,  braucht  nicht  untei-sucht 
zu  werden. 

Vorauszuschicken  ist,  dass  die  revidierte  Verf.,  wie  die  von  1876, 
nur  die  römisch-katholische  Kirche  als  Landeskirche  kennt  (§  2) : 

Die  römisch-katholische  Kirche,  sowie  die  freie  und  unein- 
geschränkte Ausübung  ihres  Glaubensbekenntnisses  und  (Gottes- 
dienstes sind  gewährleistet. 

Die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen   innert  den 
Schranken  der  Sittlichkeit   und  der  öffentlichen  Ordnung  ist  auch 
allen  andern  Konfessionen   und  Religionsgenossenschaften  gewähr- 
leistet. 
Wenn  daher   die  Verf.  von  Kirchengut  si)richt,    so  ist  damit  Gut 
römisch-katholischer  Kirchen  oder  Kirchgemeinden  gemeint.     Denn  als 
Kirche    kennt    die  Verf.  nur  die  römisch-katliolische  Konfession.     Eine 
l)es(mdere  Organisation  der  Kirchgemeinde   auf  dem  Boden  des  in  der 
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kant.  Verf.  anerkannten  Staatskirchenrechtes  ist  nichts  der  BV  Wider- 
sprechendes. Weder  werden  dadurch  die  dem  Bunde  zustehenden 
kirchenpolitischen  Hoheitsrechte,  noch  wird  die  Gleichheit  der  Bftrgei^ 
Vor  dem  Gesetze  verletzt.  Denn  dass  Nichtkonfessionsangehörige  bei 
der  Verwaltung  des  Kirchengutes  nicht  mitzuwirken  haben,  ist  auch  in 
andern  Kirchengesetzen  vorgesehen,  ohne  dass  jemals  darin  eine  Ver- 
letzung der  Rechtsgleichheit  gefunden  wurde.  Im  Gegenteil,  es  liegt 
im  Begriff  der  Kirchgemeinde,  dass  sie  nur  aus  Angehörigen  einer  be- 
stimmten Konfession  zusammengesetzt  ist.  Das  Eigentümliche  des 
Schwyzer  Rechtes  besteht  nur  darin,  dass,  als  Korporation  des  Oifent- 
lichen  Rechtes  genommen,  eigentlich  nur  eine  Gemeinde  besteht,  deren 
Beschlüsse  aber  je  nach  den  Verwaltungszweigen  in  verschiedener  Weise 
zustande  kommen. 

Das  findet  sich  aber  auch  sonst  im  Gemeindeverwaltungsrecht  vor.. 
So  gibt  es  z.  B.  im  bemischen  Verwaltungsrecht  eine  aus  der  Einwohner- 
gemeinde und  der  Burgergemeinde  gebildete  einheitliche  gemischte  Ge- 
meinde. Handelt  es  .sich  aber  um  Aufnahme  neuer  Burger,  so  tritt  die 
Burgergemeiiideversammlung  zu  einer  separaten  Versammlung  zur  Ent- 
scheidimg darüber  zusammen  (vgl.  das  bernische  Gemeindegesetz  vom 
6.  Dez.  1852,  §  69).  Ein  ähnlicher  Zustand  wird  durch  die  neue  Verf. 
des  Kantons  Schwyz  für  die  in  §  91  Abs.  4  genannten  Gegenstände 
der  Gemeindeverwaltung  geschaffen.  Sobald  eines  der  dort  näher 
bezeichneten  Traktanden  in  der  Gemeindeversammlung  zur  Verhand- 
lung gelangt,  wird  eine  separate  Gemeindeversammlung  gebildet, 
welche  ausschliesslich  aus  den  römisch-katholischen  Gemeindegenossen 
besteht. 

Bezüglich  der  evangelisch-reformierten  Kirche  war  eine  besondere 
Bestimmung  nicht  erforderlich,  weil  diese  Kirche  von  der  Schwyzer 
Verf.  überhaupt  nicht  organisiert  wird,  sondern  mit(»r  die  freien,  nicht 
staatlich  gegliederten  Verbände  fällt. 

Die  Wahl  der  staatlich  anerkannten  Geistlichen  zu  ordnen,  steht 
dem  Kanton  zu.  Dass  in  der  Bezeichnung  des  Wahlrechtes  der  Kirch- 
gemeinde als  Präsentationsrecht  eine  Abänderung  des  frühereu  Zu- 
Standes  liege,  ist  nicht  richtig.  «Die  Pfarrer  werden  von  der  Gemeinde 
gewählt,  d.  h.  dem  Bischof  präsentiert.  Es  ist  dies  uraltes,  in  allen 
Urkantonen  geltendes  Recht»,  vgl.  Gareis  und  Zorn,  Staat  luid  Kirche 
in  der  Schweiz  I,  S.  165,  166;  oben  S.  231. 

Was  das  Genehmigungsrecht  der  kirchlichen  Oberen  betriift,  so 
ist  dagegen  nichts  einzuwenden,  sobald  man  auf  dem  Standpunkte  steht, 
dass  es  den  Kantonen  freisteht,  eine  oder  mehrere  Kirchen  als  staatlich 
anerkannte  in  der  Verfassung  anzuerkennen.  Denn  es  liegt  in  der 
konstitutionellen  Befugnis  der  Kantone,  auf  ihrem  Gebiete  das  äussere 
Verhältnis   des  Staates    zu    den  verschiedenen  Kirchen   und    Glaubens-^ 
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genossenschaften  so  zu  ordnen,  wie  sie  es  für  angemessen  erachten, 
und  der  Bund  ist  nur  darüber  zu  wachen  berufen,  dass  die  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  gewahrt  und  die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher 
Handlungen  innerhalb  der  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  öffent- 
lichen Ordmmg  für  alle  gesichert  bleibe.»  Diesem  letzten  Erfordernis 
ist  aber  in  §  2  Abs.  2  der  revidierten  Schwyzer  Verf.  in  hinreichender 
Weise  Genüge  getan.  Vgl.  Erste  Auflage  II,  Nr.  716« 

Eine  Einführung  geistlicher  Gerichtsbarkeit  kann  in  dem  Ge- 
nehmigungsrecht der  kirchlichen  Obern  nicht  gefunden  werden.  Dieses 
Genehmigungsrecht  ist  überdies  kein  unbeschränktes  und  unbedingtes, 
denn  das  Kirchengut  bildet  nach  Schwyzer  Recht  einen  Gegenstand  der 
Gemeindeverwaltung.  Die  gesamte  Gemeindeverwaltung  untersteht  aber 
der  Aufsicht  des  Reg.-Rates. 

§  53  der  Verf.  Er  (der  Reg.-Rat)  übt  die  Aufsicht  über  die 
Verwaltung  der  Bezirke  und  Gemeinden  aus  und  wacht  über  die 
Erhaltung  des  Vermögens  derselben. 

Demnach  hat  der  Reg.-Rat  das  Recht  und  die  Pflicht,  über  die 
-gesamte  Gemeindeverwaltung  zu  wachen,  insbes.  aber  für  den  intakten 
Bestand  des  Vermögens  der  Gemeinden  zu  sorgen.  Dass  mit  diesem 
staatlichen  Aufsichtsrecht  konkurrierend  auch  ein  Genehmigungsrecht 
der  kirchlichen  Obern  bei  Veräusserungen,  Schmälerungen,  zweckwidrigen 
Verwendungen  und  Annahme  neuer  kirchUcher  Stiftungen  mit  Ver- 
pflichtungen aufgenommen  wird,  kann  bei  richtiger  und  zweckmässiger 
Anwendung  dieser  Bestimmungen  nur  als  eine  erhöhte  Garantie  dafür 
angesehen  werden,  diiss  das  Kirchengut  seiner  öffentlich-rechtlichen  Be- 
stimmung nicht  entfremdet  wird. 

Was  endlich  das  Recht  der  besondern  Rechnungsgenehmigung 
anbetrifft,  so  ist  dieselbe  nur  ein  Ausfluss  der  getrennten  Verwaltung 
des  allgemeinen  (xemeindegutes  und  des  Kirchengutes. 

Sonderbar  erscheint  hierbei  nur  die  Inkongruenz,  dass  bei  der 
Prüfung  der  Rechnungen  des  Kirchengutsverwalters  durch  den  Gemeinde- 
rat nur  die  römisch-katholischen  Gemeinderäte  mitwirken,  dass  aber 
bei  Genehmigung  der  Rechnung  durch  die  ganze  Gemeinde  keine  Tren- 
nung stattfindet,  sondern  die  Gesamtgemeinde,  ohne  eine  Ausscheidung 
nach  Konfessionen,  über  die  Rechnungsvorlage  zu  verhandeln  und  ab- 
zustimmen hat,  vgl.  §  Ol  litt,  d  der  Verf. 

Die  Beiziehung  des  Pfarramtes  bei  der  Prüfung  der  Rechnungen 
über  das  Kirchengut  und  bei  kirchlichen  Angelegenheiten  überhaupt 
bildet  keinen  Grund  zur  Verweigerung  der  eidg.  Gewährleistung  der 
neuen  Schwyzer  Verf.  Diese  Bestimmung  ist  nicht  unklar;  insbes.  ergibt 
sich  aus  der  Verf.  nirgends  ein  Anhaltspunkt,  dass  Schulfragen  als 
kirrhliclK»  Fragen   zu  behandeln   wären;  nach  §  9   der  Verf.  sorgt  der 
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Kt.  Sohwyz   unter  Beobachtung   der  Vorschriften    des  Art.  1^7    der  BV 
für  den  Primarunterricht. 

b.  Die  Bildung  besonderer  römisch-katholischer  Kirchgemeinden. 
§  1)2;  er  lautet: 

Da,  wo  ein  Bedtirfnis  sich  geltend  macht,  können  von  den 
pohtischen  Gemeinden  getrennte  öffentlich-rechtliche  römisch-katlio- 
üsche  Kirchgemeinden  (Pfarr-  oder  Filialgemeinden)  mit  eigenen 
Behörden  und  mit  dem  Rechte  der  Steuererhebung  von  den  da- 
herigen  Kirchgenossen  gebildet  werden.  Die  Genehmigung  zur 
Bildung  solcher  selbständigen  Kirchgemeinden  und  deren  Statuten 
und  Organisation  unterhegt  dem  Kantonsrate.  Dieselbe  ist  zu  er- 
teilen, wenn  das  Einverständnis  der  zuständigen  kirchlichen  Organe 
nachgewiesen  und  für  eine  sichere  finanzielle  Grundlage  (i(»währ 
geleistet  wird. 

Entsprechend  dem  Antrag  des  BR  in  seiner  Botsch.  vom  22. 
Aug.  1899  behielt  die  BVers.  in  ihrem  Beschl.  vom  21.  Dez.  1899 
gegenüber  diesem  §  92  den  Art.  50  Abs.  S  der  BV  ausdrück- 
lich vor.  Krieg  und  Genossen  hatten  in  ihrer  Eingabe  §  92  be- 
anstandet, weil  er  ein  Vorrecht  dei'  römisch-kathoHschen  Kirche 
schaffe;  sie  machten  geltend: 

Warum  sollen  die  zwei  bereits  vorhandenen  oder  andere  sich 
noch  bildende,  evangelisch-reformierte  Gemeinden  des  Kantons  ver- 
fassungsrechtlich verhindert  sein,  öffenthch-rechtliche  Gemeinden  mit 
Steuerrecht  zu  werden?  Es  liegt,  eine  Verletzung  des  religiösen  Friedens 
und  ausserdem  der  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  im  Sinne  von 
Art.  49  Ziff.  4  der  BV  vor,  wenn  eine  Konfession  allein  das  Steuerrecht 
erlangen  und  das  Stimmrecht  gesetzlich  ordnen  kann.  Es  erscheint  an- 
stössig,  dass  das  Recht  der  Gemeindebildung  von  dem  Einverständnis 
der  zuständigen  kirchlichen  Organe  abhängig  gemacht  wird,  ohne  da.ss 
man  nur  sagt,  wer  dieselben  seien. 

Die  Schwyzer  Reg.  dagegen  hob  hervor,  dass  §  92  weder 
Art.  4  noch  Art.  49  der  BV  widerspreche : 

Art.  4  bezieht  sich  auf  physische  Personen,  auf  die  einzelnen 
Bürger,  nicht  auf  juristische  Personen  und  Korporationen. 

Art.  49  garantiert  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  des  einzelnen 
Bürgei's,  schützt  und  kennt  keine  Konfession  als  solche  und  verleiht  ihr 
auch  keine  besondern  Rechte.  Die  BV  überlässt  es  den  Kantcmen,  ob 
sie  diesbezüghch  w-eiter  gehen  und  imter  Wahnmg  der  individuellen  und 
genossenschaftlichen  Religionsfreiheit  je  nach  den  Bedürfnissen  und 
Anschauungen  der  Kant-onsein wohner  eine  oder  auch  mehrere  religiöse 
Gemeinschaften  gewährleisten  wollen.  Die  meisten  Kantone  haben  denn 
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auch  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  gemacht.  Daher  die  Landeskirchen 
in  den  vorwiegend  protestantischen  Kantonen,  die  staatlich  anerkannten 
oder  gewährleisteten  Kirchen  mit  dem  Charakter  einer  öffentlich-recht- 
li<*hen  Koqioration  (§  2  Schw^yz)  in  den  Verfassungen  der  vorwiegend 
katholischen  Kantone  und  die  Gewährleistung  der  protestantischen  und 
der  katholischen  Kirche  in  den  paritätischen  Kantcmen  (vgl.  KVerf. 
Zürich  Art.  (v^,  CA,  Bern  Art.  84,  Obwalden  Art.  3,  Schaflfhausen  Art.  5(), 
51  und  53.  Appenzell  A.-Rh.  Art.  5,  Appenzell  I.-Rh.  Art.  8,  St.  Gallen 
Art  28,  Waadt  Art.  18,  Wallis  Art.  2,  Genf  Verfassungsgesetz  von  1874, 
Art.  114). 

Eint»  natürliche  Folge  dieser  Anerkennung  ist  das  Privilegium  der 
Steuererhebung  gegenül)er  den  Konfessionsangehörigen.  Es  besteht  dies 
zu  gunsten  aller  Landeskir(*hen,  insoweit  diese  Steuern  nicht  in  den 
kantonalen  Steuern  oder,  wie  in  Schwyz,  in  den  Gemeindesteuern 
inbegriifen  sind.  Umgekehrt  wird  wohl  in  keinem  Kantone  einer  freien 
Religionsgenossenschaft  das  Recht  der  Steuererhebung  zuerkannt  sein. 
Aus  diesem  Grunde  ist  es  den  protestantischen  Gemeinden  des  Kts. 
Schw^vz  nicht  erteilt  worden;  dieselben  bilden  freie  Gemeinden  oder 
Genossenschaften  und  wollen  solche  bilden,  sie  sind  staatlich  weder 
organisiert  noch  anerkannt.  Der  Staat  kann  doch  unmöglich  einer  Ge- 
nossenschaft oder  einem  Vereine,  deren  Statuten  und  Organisation- 
deren  temtoriale  Ausdehnung,  Mitgliedschafts-  und  Zugehörigkeitsrechte 
ihm  unbekannt  sind  und  je  nach  Mehrheitsbeschhiss  nach  Ort  und  Zeit 
wechseln  können,  ein  so  weittragendes  Recht,  wie  das  der  Steuer- 
erhebung mit  allen  seinen  K<mse(pienzen  verleihen.  Es  kann  auch  bei- 
gefügt w(*rden,  dass  einzig  von  den  Protestanten  im  Bezirke  March  ein 
diesl^ezügliches  Bc^gehren  g(?stellt  wurde,  während  von  den  zwei  prote- 
stantischen (4(»mcin(h.'n  in  Brunnen  und  Artli  kein  Antrag  oder  Wunsch 
vorlag. 

Da  die  nach  §  1)2  zu  bildenden  Kirchgemeinden  (jlieder  der  ka- 
tholischen Kirche  suid.  und  nur  insoweit,  als  sie  derselben  angehören, 
Anspnich  auf  die  in  §  2  der  katholischen  Kirche  erteilte  Gewähr- 
leistung haben,  so  wurde,  um  Schwierigkeiten  vorzubeugen,  bestimmt, 
dass  die  Genehmigung  der  Bildung  solcher  Kirchgemeinden  unter  andenn 
auch  von  dem  Einverständnis  der  zuständigen  kirchlichen  Obern  ab- 
hängig gemacht  w-erde.  Es  gehört  dies  zum  Rechte  der  innem  Or- 
ganisati(m  der  betr.  Konf(\ssion  und  liegt  darin  nichts  der  BV  Wider- 
sprechendes. 

Wenn  auch  einzelne  religiöse  Minoritäten  die  Anerkennung  als 
ötfentlich-rechtli(*he  Korporationen  und  als  Landeskirchen  von  den  Kan- 
tonen fordern  wiirden,  so  besteht  hierzu  eine  bundesrechtliche  Ver- 
pflichtung nicht;  die  Kantone  sind  liierin  souverän.  Diesen  religiösen, 
nicht    zur  Landeskirche    gehörigen  Gemeinschaften    steht    es  immerhin 
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zu,  als  Verein  oder  Genossenschaft  sich  zu  konstituieren  und  durch  Ein- 
tragmig  ins  Handelsregister  juristische  Persönlichkeit  zu  erlangen. 

Der  BR  begründete  seinen  Antrag  wie  folgt: 

Sobald  die  Anerkennung  der  römisch-katholischen  Kirche  in  der 
Verf.  gegeben  ist,  kann  in  der  Organisation  besonderer,  diesem  Religions- 
bekenntnis angehöriger  Kirchgemeinden,  die  übrigens  nach  §  92  nuF 
als  eine  eventuelle  behandelt  wird,  nichts  vom  Standpunkte  der  BV 
Unstatthaftes  erblickt  werden. 

Eine  Ungleichheit  gegenüber  den  Angehörigen  der  evangelisch- 
reformierten Konfession  liegt  darin  nicht.  Zwar  ist  die  Auffassung,  dass 
sich  Art.  4  der  BV  nicht  auf  juristische  Personen  beziehe,  wenigstens 
nach  der  Praxis  des  BGer.  \)  kaum  haltbar ;  aber  das  Verf.-Recht  von 
Schwyz  behandelt  die  evangelisch-reformierte  Konfession  überhaupt 
nicht  als  Kirche,  so  dass  die  einzelne  Glaubensgenossenschaft  auch  nicht 
den  Anspruch  auf  die  Qualifikation  einer  öifentlic^h-rechtlichen  Kirch- 
gemeinde erheben  kann.  Sie  könnte  z.  B.  auch  nicht  die  Ausscheidung 
eines  Anteils  des  Kirchengutes  für  ihre  Konfessionsgenossen  verlangen. 

Trotzdem  kann  §  92  nur  mit  einem  bestimmten  Vorbehalte  ge- 
nehmigt werden,  der  sich  aus  der  vom  BGer.  dem  Art.  50  Abs.  3  der 
BV  gegebenen  Interpretixtion  ergibt ;  vgl.  Urteil  des  BGer.  vom  10.  Nov. 
1898  i.  S.  christ-katholische  Genossenschaft  in  St.  Gallen  gegen  den 
Grossen  Rat  des  Kts.  St.  Gallen,  BGer.-Entsch.  1898,  XXIV,  1  Nr.  124. 

Das  BGer.  hat  in  diesem  Entscheide  der  Vorschrift  des  Art.  50  Abs.  3 
der  BV  nicht  nm-  eine  Bedeutung  als  Kompetenznorm  beigelegt,  sondern 
darin  eine  materielle  Garantie  für  den  Fall  der  Trennung  von  Glaubens- 
genossenschaften desselben  Rehgionsbekenntnisses  oder  der  Bildung 
neuer  Glaubensgenossenschaften  gefunden;  eine  Garantie,  die  so  weit 
geht,  dass  unter  gewissen  Voraussetzungen  der  sich  von  der  ursprüng- 
lichen Gemeinschaft  abtrennende  Teil  oder  die  neu  gebildete  Genossen- 
schaft den  Anspruch  erheben  darf,  als  öffentlich-rechtliche  Korporation 
anerkannt  zu  werden.  Das  Kirchengut  soll  seinem  öffentUch-rechtlichen 
Zwecke  nicht  entfi'emdet  werden ;  und  dies  ist  nur  möglich  bei  Bildung 
einer  öffentlich-rechtlichen  Korporation. 

Es  ist  auch  im  Kt.  Schwyz  nicht  ausgesclilossen,  dass  ähnliche 
tatsächliche  Umstände  wie  in  St.  Gallen  eintreten  und  zur  Bildung 
neuer  ReUgionsgenossenschaften  führen  können.  Ob  der  Fall  der  Zu- 
erkennung  der  Eigenschaft  einer  öffenthch-rechthchen  Korporation  ge- 
geben sein  wird,  lässt  sich  gegenwärtig  weder  bejahen  noch  verneinen. 
Aber  gerade  weil  hierüber  gegenwärtig  nichts  entschieden  werden  kann, 
darf  nicht  der  Fall  der  Verneinung  als  ausschhesslich  geltendes  Verf.- 
Recht  gesetzt  werden. 

1)  Vgl.  BGes.Entsch.  1882,  VIII  Nr.  1,  1884  X  Nr.  27. 
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3.  Die  Proportionahvahl,  §§  2(5  Abs.  8,  27,  4(5  Abs.  2.  104. 
Nach  diesen  Bestimmungen  wird  der  Kantonsrat,  el)enso  ein  \'er- 
fassungsrat,  in  geheimer  Abstimnumg  in  den  CTemeinden  nach  dem 
Verhältnis  der  Wohnbevölkerung  gewählt  (nicht  mehr  wie  frülier 
in  Kreisen).  Hierbei  erfolgen  in  denjenigen  (xemeinden,  in  denen 
drei  oder  mehr  Kantonsräte  zu  wählen  sind,  die  Wahlen  nach  dem 
Proportionalsystem,  über  da.s  ein  Gesetz  die  nähern  Bestimmungen 
aufstellen  wird.  Für  die  Regierungsiatswahlen  bilden  sämtliche 
Gemeinden  einen  einzigen  Wahlkreis,  die  Wahlen  selbst  erfolgen 
nicht  nach  dem  Proportionalsystem,  (iegen  diese  Bestimnumgen 
wird  Art.  4  dcM*  BV  angerufen.  Rechtsungleichheit  entstehe  schon 
dadurch,  dass  es  überhaupt  zwei  verschiedene  Wahlsysteme  im  Kanton 
gebe,  dass  der  Regierungsrat  nach  dem  Majoritätssysteme,  der 
Kantonsrat  aber  teils  nach  diesem,  teils  nach  dem  Proportii)nal- 
systeme  gewählt  werde :  aber  geradezu  eine  Bevorzugujig  der  klehien 
Gemeinden  vor  den  grossen  werde  dadurch  geschaffen,  dass  in 
den  Gemeinden  mit  drei  oder  mehr  Kantonsrät^Mi  die  Proportional- 
wahl eingeführt  werde,  während  die  übrigen  die  Majoritätswahl 
behielten.     Im  einzelnen  bemerkte  die  Eingabe  Steinauers : 

Die  Seh wyzer  Verf.  vom  18.  Febr.  1848  teilte  den  Kanton  in  18  Kreis«.* 
ein  und  bestimmte,  dass  die  Kantonsräte  in  offener  Abstimnumg,  nach 
dem  Verhältnis  der  im  Kanton  anw(\senden  Aktivbürger,  aus  allen  wahl- 
fähigen Kantonsbürgern  zu  wählen  seien.  Die  Zusammensetzung  der 
Wahlkreise  geschah  derart,  dass  grossere  liberale^  Ortschaften  mit  vor- 
wiegend bäuerlichen  und  konsen'ativen  (Temeinden  zusammengefügt 
wurden,  um  die  liberale  Opposition  zu  brechen.  Di(\se  künstliche  Wahl- 
kreiseinteilung erlitt  bei  der  im  Jahre  187(5  erfolgten  Revision  keine 
Abänderung:  nur  trat  an  Stelle  der  offenen  Abstimmung  am  Kreis- 
hauptorte die  geheime  Stimmabgabe  in  jeder  einzelnen  Gemeinde.  Als 
das  Missbehagen  an  dieser  Kreiseinteilung  immer  weitere  ländliche  Kreise 
ergriff,  trat  die  Totalrevision  im  Jahre  1895  an  das  Volk  heran.  Auf 
Wunsch  namentlich  von  neun  Gemeinden  wurden  die  Wahlkreise  ohne 
Widerspruch  der  Regierungspartei  fallen  gela.^jsen,  und  auch  nach  Ver- 
werfung der  Totalrevision  wagte  man  es  nicht,  die  alte  Walilkreis- 
geometrie  zu  retten,  sondern  überliess  die  Kantonsratswaiden  den  ein- 
zelnen Gemeinden.  Dagegen  fand  man  (l(*n  Ausweg  zur  Unterdrückung 
der  Opposition  in  dem  §  2(5,  der  die  kleinere  Hälfte  der  schwyzerisrhen 
Gemeinden  mit  dem  Proporz  beglückt  für  die  gleiche  und  nämliche 
Wahlverhandlung,  die  in  den  übrigen  Gemeinden  nach  dem  bisherigen 
Mehrheitsprinzip  vollführt  wird.  Nach  der  Volkszählung  von  1888  trifft 
diese  Ausnahmsmassregel  von  den  '^)  Gemeinden  die  12,  in  denen  sonst 
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vorwiegend  die  freisinnige  Partei  und  die  nicht  gouvemementalen  kon- 
servativen Dissidenten  die  Oberhand  hätten. 

Hiergegen  machte  die  Regierung  des  Kts.  Schwyz  geltend  ; 

Das  Mehrheitsverfahren  trifft  18  Gemeinden,  die  mit  einer  Gesamt- 
bevölkerung von  14,762  Seelen  16  Vertreter  werden  zu  wählen  haben; 
in  12  Gemeinden  mit  85,545  Seelen  dagegen  und  59  Vertretern  im 
Kantonsrate  wird  nach  dem  Proportionalsystem  gewählt  werden.  Die 
Verf.  nimmt  nicht  bestimmte  (iemeinden  willkürUch  vom  Proporz  aus, 
andere  nicht,  sondern  stellt  für  alle  gleiche  Normen  auf,  so  dass  viel- 
leicht schon  nach  der  nächsten  Volkszählung  einzelne  Gemeinden,  die 
heute  nur  zwei  Vertreter  wälden,  zu  dreien  werden  berechtigt  sein. 
Es  liegt  hierin  kein  Verstoss  gegen  dcos  Prinzip  der  Rechtsgleichheit: 
dasselbe  verlangt  gleiche  Behandlung  der  Bürger  bloss  unter  der  Voraus- 
setzung der  Gleichheit  aller  erheblichen  tatsächlichen  Verhältnisse.  Das- 
selbe,  was  §  26,  bestimmt  übrigens  auch  die  Zuger  Verf.  (§§  38,  78), 
ohne  dass  die  BVers.  etwas  daran  ausgesetzt  hätte.')  Bei  der  Ungleichheit 
der  Gemeinden  lässt  es  sich  eben  nicht  anders  machen,  wenn  man 
gleichzeitig  die  Gemeindekreise  bestehen  lassen  und  den  Proporz  ein- 
führen will.  Auch  im  Kt.  Solothurn  kann  nach  der  Verf.- Bestimmung 
von  1895  (Art.  10)  die  gleiche  Behörde  (Gemeinderat)  in  tnner  Gemeinde 
nach  dem  Grundsatz  des  relativen  Mehrs  bestellt  werden,  während  sie 
inandem  Gemeinden  nach  dem  Proportionalsystem  bestellt  werden  muss.^) 

Sodann  war  die  frühere  Einteilung  in  18  Kreise  keine  gewillkürte^ 
sondern  eine  auf  historischer  Grundlage  beruhende.  Sie  ergab  übrigens 
jeweilen  für  die  Opposition  eine  grössere  Repräsentanz,  als  derselben 
gehörte.  Anliusslich  der  Revisionsberatungen  machten  sich  zwei  Strö- 
mungen geltend.  Die  eine  verlangte  Wahl  der  Kantonsräte  gemeinde- 
weise, die  andere  wünschte  Anwendung  des  Proporzes.  §  26  ist  das 
Resultat  der  Bemühungen,  beiden  Ansichten  gerecht  zu  werden. 

Der  BR  schlöss  sich  aus  folgenden  Erwägungen  der  Auffassung 
des  Reg.-Rates  des  Kts.  Schwyz  an: 

Die  Anwendung  eines  proportionalen  Wahlverfahrens  wird  erst 
da  möglich,  selbst  in  der  beschränktesten  Form  des  limited  votum,  wo 
mehr  als  zwei  Kandidaten  in  Wahl  stehen.  In  einem  Staate  mit  blossen 
Einerwahlkreisen  kann  die  Frage  der  Einfühnmg  des  Proportional- 
verfahrens überhaupt  gar  nicht  entstehen. 

Man  wird  nun  für  schweizerische  Verhältnisse  nicht  sagen  können, 
dass  das  Nebeneinanderbestehen  von  Einerwalilkreisen  und  des  Listen, 
skrutiniums  zu  verwerfen  sei;  denn  sowohl  im  eidg.  Wahlgesetze  als 
in  den  Wahlkreiseinteilungen  vers  chiedener  Kantone  finden  sich  je  nach 

»)   Vgl.  Nr.  64. 
2)   Vgl.  Nr.  68,  II. 
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der  Bevölkerungszahl  bald  Einerwahlkreise,  bald  gleichzeitige  Walü 
mehrerer  iu  demselben  Walükreise.  Ist  aber  dieses  Nebeneinander- 
bestehen verscliieden  gearteter  Wahlkj-eise  gegeben,  so  ist  die  Möghch- 
keit  der  Anwendung  verschiedener  Wahlsysteme  vorhanden  und  kann 
nicht  von  vornherein  als  eine  ungleiche  Behandlung  vor  dem  Gesetz 
bezeichnet  werden.  Denn  es  sind  tatsächliche  Vei*schiedenheiten  vor- 
handen, welche  aus  Zweckmässigkeitsgründen  den  Gesetzgeber  ver- 
anlassen können,  eine  verschiedene  Behandlung  eintreten  zu  lassen. 
Für  den  Einerwahlkreis  ist  das  Majoritäts.system  das  gegebene,  ebenso 
für  den  Zw- eierwahlkreis ;  sobald  aber  mehr  zu  wählen  sind,  kann  der 
Gesetzgeber  sich  allerdings  fragen,  ob  er  auch  in  diesem  Falle  nur  das 
System  einfacher  Majorität  oder  ein  proportionales  Wahlverfahren  zur 
Anwendung  gelangen  lassen  will.  Es  ist  dabei  nicht  ausgeschlossen, 
dass  auf  die  schhessliche  Ents(;heidung  über  die  Frage  gewisse  Tendenzen, 
die  eine  oder  die  andere  Partei  durch  das  I'roportionalverfahren  in  eine 
günstigere  Stellung  zu  bringen,  von  Einliuss  sind.  Sobald  aber  solche 
Tendenzen  in  einem  Gelüet  zur  gesetzgeberischen  Ausprägung  gelangen, 
das  seiner  Natur  nacli  gesetzgeberisch  verschieden  behandelt  werden 
kann,  so  ist  dagegen  vom  Standpunkte  der  Rechtsgleichheit  nichts  ein- 
zuwenden. 

Deshalb  wird  eine  Verletzung  des  Art.  4  der  BV  durch  die  §§  26, 
27  und  104  der  revidierten  Verfassung  nicht  begangen. 

Noch  w^eniger  ist  dies  der  Fall  mit  §  46  Abs.  2,  der  für  die  Re- 
gierungsratswahlen, für  w^elche  an  Stelle  der  Wahl  durch  den  Kantons- 
rat die  direkte  Volkswahl  eingeführt  wird,  das  Prinzip  der  einfachen 
Majorität  vorsieht.  Es  kann  keine  Rechtsungleichheit  darin  gesehen 
werden,  dass  für  zwei  verschiedene  Behörden  (Kantonsrat  und  Regierungs- 
rat) verschiedene  Wahlsysteme  angewendet  werden,  ebensowenig  als 
wenn  verschiedene  Wahlbehörden  bestünden,  also  die  Volkswahl  nur  für 
den  Kantonsrat,  aber  nicht  für  den  Regierungsrat. 

4.  Die  f  a  k  u  1 1  a  t  i  V  e  E  i  n  f  ü  h  1-  u  n  g  d  e  s  U  r  ii  e  n  s  y  s  t  e  m  s 
für  die  Bezirke  G  e  r  s  a  u  ,  E  i  n  s  i  e  d  e  1  n  und  K  ü  s  s  n  a  c  h  t , 
§  95.  Der  Kanton  Schwyz  zerfällt  verwaltungsrechtlich  in  Bezirke 
und  Gemeinden.  Die  Bezirke  bestehen  aber  teilweise,  w^as  mit 
historischen  Verhältnissen  im  Zusammenhang  steht,  nur  aus  einer 
einzigen  Gemeinde,  so  die  Bezirke  Gersau,  Einsiedehi  und  Küss- 
nacht (§  23  der  Verf.  gleich  §  27  der  Verf.  von  1871)). 

Die  Bezirke  repräsentieren  die  staatliche  Verwaltung,  sow^eit 
sie  dezentralisiert  und  nicht  in  den  Händen  der  Regierung  ist. 
Oberstes  Organ  ist  die  Bezirksgemeinde,  welche  (neben  den  auf 
den  einzelnen  Bezirk    fallenden  Mitgliedern    des   Kantonsgerichtes) 
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die  Bezirksbehörden :  Bezirksrat,  Bezirksainniann  (Vertreter  der 
Regierung),  Bezirksgericht  und  Bezirksgerichtspräsidenten,  wählt. 
Es  ist  zwar  in  der  Verfassung  nirgends  ausdrückhch  gesagt, 
ol)  diese  Wahlen  nach  dem  offenen  Handmehr  oder  geheim  nach 
dem  Urnensystem  stattfinden.  Nach  unbestrittener  Anschauung 
entspricht  das  erstere,  das  offene  Mehr,  der  Verfassung.  Für  die 
Gemeinden  ist  dagegen  vorgesehen  (§  90  Abs.  2  der  Verf.),  dass 
entweder  geheime  Abstimmung  oder  offenes  Handmehr  bei  den 
durch  dieselben  zu  treffenden  Wahlen  angewendet  werden  kann. 
§  95  bestinnnt  sodann  : 

In  denjenigen  Bezirken,  welche  niclit  in  Gemeinden  eingeteilt 
sind,  gelten  die  obigen  Bestimmungen  in  analoger  Weise  für  die 
Bezirksgemeindeversammlung. 

Daraus  ist  die  Kcmsecpienz  zu  zielien,  dass  in  den  Bezirks- 
gemeinden, welche  nur  aus  einer  Gemeinde  bestehen,  das  offene 
Mehr  für  die  Wahlen  der  Bezirksbeamten  wegfallen  und  die  geheime 
Abstimmung  durch  Urnensystem  eingeführt  werden  kann. 

Aus  diesem  Grunde  wurde  §  95  in  der  Eingabe  Steinauer  und 
Genossen  angefochten,  indem  es  eine  mit  Art.  4  der  BV  in  Wider- 
spruch stehende  Rechtsungleichheit  sei,  dass  die  Bozirksbeamten 
in  den  übrigen  Bezirken  nur  mit  offenem  Handmehr,  in  den  drei  ge- 
nannten Bezirken  aber  durch  offenes  oder  geheimes  Mehr  erwählt 
werden  können.  Der  BR  wollte  diesen  Ausführungen  eine  gewisse 
Berechtigung  nicht  absprechen,  war  aber  trotzdem  der  Ansicht,  die 
eidg.  Gewährleistung  dem  angefochtenen  §  95  nicht  zu  versagen, 
indem  er  folgendes  erwog: 

Als  zutreffend  muss  zugegel)en  werden,  dass  die  Funktionen  der 
Bezirksgemeinde  nach  dem  ausdrücklichen  Willen  der  Verf.  keine 
Genieindeverwaltungsangelegenheiten  mehr  betreffen,  sondern  die  eigent- 
liche Staatsverwaltung  angehen.  Wenn  auch  dieser  Teil  der  Staats- 
venvaltung  im  Kt.  Schwyz,  abweichend  von  andern  kantonalen  Rechten, 
nicht  als  eine  nur  durch  Beamte  geleitete  Verwaltung  anzusehen  ist, 
sondern  durch  das  Institut  der  Bezirksgemeinde  und  des  Bezii'ksrates 
ein  Stück  Selbstverwaltung,  stattfindet,  so  ist  es  eben  doch  Staats- 
verwaltung. Der  Richter  ist  nicht  Gemeinderichter,  der  Bezirksammann 
nicht  Geraeindebeamter,  sondern  Stellvertreter  der  kantonalen  C-entral- 
regierung.  Als  solcher  kommt  er  dazu,  das  Aufsichtsrecht  des  Reg.- 
Rates  über  die  Gemeindeverwaltung  entweder  von  Gesetzeswegen  oder 
auf  speziellen  Auftrag  auszuüben.  Er  ist  also  ein  der  Gemeindeverwal- 
lung übergeordnetes  Organ. 
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In  den  Bezirken  mit  nur  einer  Gemeinde  fällt  genau  genommen 
das  Zwischenglied  des  rein  staatlichen  Selbstverwaltungskörpers  weg. 
denn: 

a.  eine  eigene  Bezirksgemeinde  gibt  es  nicht.  Die  Bezirksgemeinde 
ist  tatsächlich  identisch  mit  der  Gemeinde; 

b.  einen  besondem  Bezirksrat  gibt  es  ebenfalls  nicht.  Derselbe  fällt 
nach  §  100  zusammen  mit  dem  Gemeinderat,  d.  h.  der  Gemeinde- 
rat besorgt  die  Geschäfte  des  Bezirksrates. 

Es  ist  also  in  den  Bezirken  mit  nur  einer  Gemeinde  tatsächlich 
die  sonst  durch  eigene  Organe  repräsentierte  staatliche  Bezirksselbst- 
verwaltung der  Gemeinde  übertragen.  Die  Gemeinde  hat  in  diesen 
Bezirken  weitergehende  Befugnisse  als  in  den  aus  .mehreren  (Gemeinden 
bestehenden  Bezirken. 

Wenn  nun  in  §  95  der  revidierten  Verf.  die  Bestimmungen  über 
die  Gemeinde  aniilog  auf  diejenigen  Bezirksgemeinden  anwendbar  er- 
klärt w'erden,  in  welchen  der  Gemeinde  die  Ausübung  staatlicher  Rechte 
übertragen  ist  und  dadurch  für  die  Wahlart  der  Bezirksbeamten  gewisse 
Verschiedenheiten  entstehen,  so  können  diese  doch  nicht  als  eine  Rechts- 
ungleichheit erachtet  werden,  da  in  der  Tat  der  Wahlkörper  ein  anderer 
ist  als  bei  der  Bezirksgemeinde.  Aus  praktischen  Gründen  empfiehlt 
es  sich,  da  hier  keine  besondere  Bezirksgemeinde  vorhanden  ist,  das 
für  die  Gemeinde  anwendbare  Wahlvcrfahren  auch  für  die  Wahlen  der 
Bezirksbeamten  gelten  zu  lassen. 

Auf  Antrag  der  Komm,  des  StK  hal)en  jedoch  die  oidg.  Räte 
§  1)5  als  bundesvei-fassungswidiig  erklärt  und  damit  die  folgenden 
in  der  Eingabe  Steinauer  vorgel)rachten  Einwendungen  gegen  §  95 
als  stichhaltig  anerkennt: 

Die  Bezirksversanmilung  bestellt  aus  allen  Stimmfähigen  (§  70) 
und  ist  die  Wahlbehörde  nicht  bloss  der  Bezirksbehörden,  s<mdern  auch 
des  obersten  kantonalen  Gerichts.  lui  Gegensatz  zu  den  drei  Bezirken 
Schwyz,  March  und  Höfe,  die  aus  mehreren  (gemeinden  bestehen,  greift 
für  die  drei  Bezirksgemeinden  Gersau,  Einsiedeln  und  Küssnacht  auf 
Grund  des  §  95  der  Verf.  die  Vorschrift  Platz,  dass  ihnen  freigestellt 
ist,  für  die  ihnen  zustehenden  Wahlen,  abweichend  von  dem  ordent- 
lichen Rechte,  das  Umensystem  einzuführen.  So  hat  die  revidierte  Verf. 
bezüglich  der  Wahlkompetenzen  der  Bezirke  ungleiches  Re(;ht  aufgestellt. 
In  den  Bezirken  Schwyz,  March  und  Höfe  können  die  Bürger  ihr  Stimm- 
recht nicht  anders  als  in  offener  Abstimmung  ausüben,  in  den  drei 
andeiTi  hat  die  Mehrheit  freie  Hand,  offene  oder  geheime  Stinnnabgabe 
zu  beschliessen.  Das  mag  mit  Bezug  auf  die  blosse  Administration  der 
Gemeinde   selber   angehen.     Anders  aber    verhält   es  sich  mit  der  B(»- 
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tätigung  jener  äusserst  weitgehenden  Kompetenzen  der  Bezirke,  die  des 
kommunalen  Charakters  durchaus  entbehren,  wie  die  Wahl  der  Mit- 
glieder in  das  oberste  kantonale  Gericht,  des  Bezirksam manns,  der  nicht 
bloss  der  erste  Beamte  des  Bezirks,  sondern  der  Stellvertreter  des 
Regierungsrates  ist,  und  mit  der  Wahl  des  Bezirksgerichts  und  des 
Gerichtspräsidenten.  Diese  Beamtungen  stehen  auch  in  den  Bezirken 
Gersau,  Einsiedeln  und  Küssnacht  über  dem  Rahmen  eigentlicher  Ge- 
meindeorgane und  können  nicht  zu  Gemeindesachen  degradiert  werden. 
§  95  trägt  somit  den  Charakter  unerlaubter  Willkür:  es  soll  dadurch 
vorab  eine  grosse  Gemeinde  getroffen  werden,  die,  solange  sie  in  offener, 
freier  Abstimmung  die  ihr  zukommenden  Wahlen  und  Abstimmungen 
vollziehen  kann,  fremden  Einflüssen  weniger  zugänglich  ist,  als  bei  dem 
verborgenen  Stimmzettel.  B  1899  IV  5(M. 

VII.     Nachtrag     zur     Revision     der    KVerf.    vom 

23.  Okt.  1898,  infolge  Beschlusses  des  Kantonsrates  vom  6.  Febr. 

19(W,    angenommen  in    der   Volksabstimmung  vom  11.  Mär/  1900, 

betr.  Zusatz  zu  §  71  der  Verf. 

Eidg.  Gewährieistmig  durch  BBeschl.  vom  21.  Juui  lWi\  A.  S.  n.  F.  XVIU  98. 
—  Botsch.  des  BR  vom  4.  Mai  1900,  B  1900  II  849. 

In  Vollziehung  des  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1899  lud  der  BR 
den  80.  Dez.  die  Reg.  des  Kts,  Schwyz  ein,  den  nicht  gewähr- 
leisteten §  95  der  KVerf.  von  1898  einer  Abänderung  zu  unter- 
ziehen. Der  Schwyzer  Kantonsrat  beschloss  hierauf  den  6.  Febr. 
1900  folgenden  Zusatz  zu  §  71  der  Verf.: 

Die  Abstimmungen  und  Wahlen  der  Bezirksgemeinden  erfolgen 
in  der  Regel  durch  offenes  Handmehr ;  es  bleibt  aber  den  Bezirken 
freigestellt,  für  die  ihnen  zustehenden  Wahlen  das  Urnensystem 
einzuführen.  Die  Beschlussesfassung  hierüber  hat  durch  geheime 
Abstimmung  zu  erfolgen  und  bleibt  so  lange  in  Kraft,  als  durch 
geheime  Abstimmung  mit  Mehrheit  der  Stimmenden  nicht  das 
*  Gegenteil  beschlossen  wird.  Eine  solche  Abstimmung  hat  zu  er- 
folgen, wenn  ein  Fünfteil  der  Stimmfähigen  schriftlich  beim  Reg.- 
Rat  ein  daheriges  Begehren  stellt.  Die  geheimen  Abstimmungen 
finden  in  analoger  Weise  wie  für  die  Kantonsratswahlen  statt. 
Die  diesfalls  nötigen  weitern  Anordnungen  erfolgen  durch  den 
Reg.-Rat. 

Die  Befugnis,  an  Stelle  des  offenen  Handmehrs  die  Umen- 
abstimmung  einzuführen,  ist  durch  diese  Bestimmung  allen  Bezirks- 
gemeinden eingeräumt,  und  dadurch  die  Sonderstellung  der  Bezirke, 
welche  nicht  in  Gemeinden  eingeteilt  sind,  aufgehoben.  Damit  ist  auch 
die  Beanstandung  des  §  95  der  KVerf.  gegenstandslos  geworden. 
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Verfassung  des  Kantons  ünterwalden  ob  dem  Wald. 

59.     I.  Verfassung   von  der    a  u  s  s  e  r  o  r  d  e  n  1 1  i  c  li  e  n 

Landsgemeinde   am    27.    Okt.    1867    beschlossen. 

Eidg.  Gewjihrleistung   durch  BBeschl.   vom    18.  Dez.  1867,    A.  S.    IX   225.  — 
Botech.  des  BR  vom  9.  Dez.  1867,  B  1867  III  210. 

Die  BVers.  erteilte  mit  Beschl.  vom  18.  Dez.  1867  der  Verf. 
des  Kts.  Obwalden  vom  27.  Okt.  1867  im  Sinne  nachfolgender 
Erwägungen  die  eidg.  Gewährleistung: 

1.  dass  Art.  15  Abs.  1  dieser  Verf.,  dahin  lautend:  Jeder 
Kantonsbürger  und  jeder  im  Kanton  niedergela.ssone  Schweizer  ist 
wehrpflichtig,  —  nur  ira  Einklang  mit  der  jeweiligen  BGosotz- 
gebimg  über  die  Militärorganisation  auszulegen  ist; 

2.  dass  Art.  32  litt,  a  dieser  Verf.,  w^odurch  die  Stinmi-  und 
Wahlfähigkeit  in  eidg.  Angelegenheiten  für  Schweizerbürger  an- 
derer Kantone  von  der  Niederlassung  abhängig  gemacht  wird,  uiit 
Art.  42  und  68  der  BV  von  1848  nicht  harmoniert,  indem  hienach 
bei  eidgenössischen  Wahlen  und  Abstimmungen  jeder  Schweizer 
wähl-  und  stimmfähig  ist,  der  das  zwanzigste  Altersjahr  zurückgelegt 
und  im  übrigen  nach  der  Gesetzgebung  des  K«antons,  in  welchem 
er  seinen  Wohnsitz  hat,  nicht  vom  Aktivl)ürgerr(»cht  ausge- 
schlossen ist; 

3.  dass  in  den  Art.  33  und  69  die  Bekenuer  der  protestan- 
tischen Konfession  von  der  Stimmfähigkeit  in  Schulangelegeilheiten 
ausgeschlossen  sind,  während  sie  doch  andererst^its  für  die  Schul- 
steuem  Jils  pflichtig  erklärt  w^erden,  diese  Bestimnumg  aber  eine 
imzulässige  Ungleichheit  enthält  und  somit  von  d(^r  eidg.  Sanktion 
auszuschliessen  ist. 

Zu  diesem  BBeschl.  enthält  die  Botsch.  des  BR  vom  9.  Dez. 
1867  folgende  Ausführungen: 

Die  Verf.  organisiert  die  ganze  Staatsein ri eh tiuig  in  demokratischer 
Weise;  sie  hat  die  bisherige  grosse  Behördenzahl  vermindert,  die 
Kompetenz  der  einzelnen  besser  ausgeschieden  und  die  Trennung  der 
Gewalten,  wenn  auch  nicht  strenge  durchgeführt,  doch  grundsätzlich 
ausgesprochen;  im  ganzen  besitzt  sie  diejenigen  Be(|uisite,  die  der  Bund 
verlangt,  in  verschiedenen  Punkten  enthält  sie  wesentliche  Ver])es.sc- 
rungen. 

Folgende  Bestinnnungen  geben  Anhvss  zu  besondern  Bemerkungen : 

In  Art.  26  Abs.  3  ist  die  Bestimumng  enthalten,  dass  solche,  die 

kein  Gemeinderecht   besitzen,    dem  Kanton   statt  der   Bürger^jemeinde 

im  Armenwesen  steuerpflichtig  sind.     In   Übereinstimmung  hiemit  ist 

im    Art.  79    litt,  b   bezüglich   des    Vormundschaftswesens    wieder   von 
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Personen  die  Rede,  die  nirgends  im  Kanton  ein  Geineinderecht  be- 
sitzen. Obwalden  hatte  seinerzeit  eine  ziemliche  Anzahl  sog.  Tolerierter, 
die  kein  Gemeindebürgerreeht  besassen.  Das  BG  die  Heimatlosigkeit 
betr.  vom  3.  Dez.  ISoO  verpflichtet  aber  den  Kanton,  diesen  Leuten  ein 
GemeindeburgeiTeeht  zu  verseliaiTen.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel 
gestattet  das  BGes.  nur  bei  Männern,  die  über  60  imd  bei  Weibern,  die 
über  50  Jahre  alt  sind,  und  ferner  bei  solchen  Personen,  welche  eine 
kriminelle  oder  entehrende  Strafe  erlitten  haben,  bis  zur  eingetretenen 
Rehabilitation.  Es  lässt  sich  nun  nicht  wohl  annehmen,  dass  in  Ob- 
walden bei  Anwendung  dieses  BGes.  noch  viele  Personen  existieren 
sollten,  die  sich  ohne  Gemeindebürgerrecht  befinden.  Deswegen  ist  es 
etwas  auffallend,  davss  in  tviner  Verfassungsurkunde,  die  einen  bleibenden 
Charakter  hat,  solche  Bestinnnungen  aufgenommcm  werden.  An  diese 
Bestinmiungen  ist  kein  Vorbehalt  zu  knüpfcui,  da  der  BR  nötigenfalls 
Obwalden  auf  Grinid  des  BGes.  zur  Erfüllung  s(^iner  Pflicht  anhalten 
kann:  allerdings  sollte  das  BGes.  über  die  Heinuitlosigkeit  im  Kanton 
Untei'walden  ob  dem  Wald  schon  im  Jahre  l<sr)3  vollzogen  worden  sein. 
Darnach  waren  404  Personen  in  Gemeinden  eingebürgert  worden, 
69  Personen  in  das  V(irzeichnis  derjenigen  Kantonsangehörigen  auf- 
genommen worden,  welche  wiegen  Alters  nicht  eingebürgert  zu  werden 
brauchten,  und  13  Personen  wegen  entehrenden  Strafen  in  der  Ein- 
bürgerung bis  zu  ihrer  Rehabilitation  s\ispendiert  geblieben. 

Nun  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  jen(i  404  Personen  nicht  unter 
die  erwähnten  Art.  2G  und  79  litt,  b  fallen  können.  Im  Sinne  von 
Art.  4  des  BGes.  dürfen  sie  in  diesen  Verhältnissen  nicht  anders  ge- 
stellt werden,  als  jeder  andere  alte  Gemeindebürger  von  Obwalden. 
Was  sodann  die  wegen  Alters  und  wegen  Ver))rechen  nicht  in  Gemein- 
den eingebürgerten  Personen  betrifft,  so  liegt  es  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  diese  im  Verlaufe  von  14  Jahren  sehr  zusammengeschmolzen 
sein  müssen,  wenn  sie  nicht  ganz  aufgehört  haben.  Es  ist  nämlich 
wohl  zu  beachten,  dass  diese  Klassen  sich  nicht  vermehren  konnten, 
da  die  Gründe,  weshalb  bei  der  einen  Klasse  die  Einbürgerung  in  Ge- 
meinden gänzlich  und  bei  der  andtjren  Klasse  wenigstens  zeitweise 
unterbleiben  konnte,  nur  auf  den  Zeitpunkt  der  Einbürgerung  sich  be- 
ziehen und  rein  persönlichfu*  Natur  sind.  Daher  haben  schon  im  Jahre 
1853  die  Kinder  und  Na(*hkommen  eines  über  (50  Jahre  alten  Mannes 
oder  einer  über  50  Jahre  alten  Witwe,  wie  au<*h  die  Nachkommen  von 
Kriminalisierten,  in  Gemeinden  eingebürgert  werden  müssen;  und  wenn 
seither  einzelne  Individuen  kriminalisiert  worden  wären,  so  hätten  .sie 
deswegen  doch  ihr  Gemeindebürgerrecht  nicht  verlieren  und  nicht 
wieder  in  die  Klasse  der  Tolerierten  zurückfallen  können.  Zu  Art.  26 
Abs.  3  ist  überdies  die  Bemerkung  zu  machen,  dass  diese  Bestimmung 
im  Hinblick   auf  die   Art.   41    und  48   der   BV   von  1848    nicht    dahin 
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versanden  werden  darf,  als  ob  dadurch  die  ausser  dem  Kanton  nieder- 
gelassenen Bürger  von  Obwalden  für  Armensteuern  von  der  Heimat- 
gemeinde in  Anspruch  genommen  werden  können,  und  ebensowenig, 
dass  von  Schweizerbürgern,  die  in  Obwalden  niedergelassen  sind,  eine 
andere  Art  von  Armensteuer  bezogen  werden  darf,  als  solches  nach  den 
im  eidg.  Recht«  geltenden  Grundsätzen  zulässig  ist.*) 

Bei  folgenden  drei  Artikeln  ist  dagegen  der  eidg.  Gewährleistung 
ein  bestimmter  Vorbehalt  beizufügen: 

1.  Der.  Art.  15  verpflichtet  jeden  Kantonsbürger  und  jeden  im 
Kanton  niedergelassenen  Schweizer  zur  Wehrpflicht.  Die  gleiche  Be- 
stinunung  stund  schon  in  der  Verf.  vom  Jahr  185(),  ohne  dass  sie  da- 
mals beanstandet  worden  wäre.  Darnach  sind  einerseits  die  aus  an- 
dern Kantonen  in  Obwalden  niedergelassenen  Schweizerbärger  ver- 
pflichtet, dort  Militärdienste  zu  tun,  und  andererseits  soll  der  Ob- 
wMldnerbtirger,  ohne  Rücksicht  auf  eine  anderweitige  Niederlassung,  in 
seinem  Heimatkanton  der  Wehrpflicht  Genüge  leisten.  Der  Wortlaut 
lässt  keine  andere  Deutung  zu,  obwohl  in  der  Praxis  anders  wird  ver- 
fahren worden  sein.  Es  muss  daher  auch  der  Wortlaut  in  Einklang  mit 
der  Gesetzgebung  über  die  Militärorganisation  gebracht  werden. 

2.  Art-.  32  gibt  in  eidg.  Angelegenheiten  nur  den  niedergelassenen 
Schweizerbürgern  Stimm-  und  Wahlfähigkeit.  Auch  in  diesem  Punkte 
hatte  die  Verf.  von  1850  die  gleiche  Bestimmung,  welche  nicht  bean- 
standet wurde.  Und  dennoch  ist  sie  unzulävssig;  sie  widerspricht 
namentlich  den  Vorschriften  der  Art.  42  und  63  der  BV  von  1848. 
Das  Stimmrecht  für  eidg.  Wahlen  und  Abstimmimgen  muss  sich  aber 
nach  der  eidg.  Gesetzgebung  richten.  Damach  ist  stimmberechtigt 
jeder  Schweizer,  der  das  20.  Altersjahr  zurückgelegt  hat  und  im  üb- 
rigen nach  der  Gesetzgebung  des  Kantons,  in  welchem  er  seinen  Wohn- 
sitz hat,  nicht  vom  Aktivbürgerrecht  ausgeschlossen  ist.  Es  muss  also 
dieser  Verfassungsai-tikel  mit  der  BV  in  Einklang  gebracht  werden. 

3.  Im  Art.  3^3  wird  zur  Stinunfähigkeit  in  Kirchen-  und  Schul- 
angelegenheiten neben  den  allgemeinen  Requisiten  noch  verlangt,  dass 
einer  der  katholischen  Konfession  angehöre.  In  gleicher  Weise  spricht 
sich  der  Art.  69  aus,  der  für  die  kirchlichen  Wahlen  und  die  Wahl  der 
Schullehrer  die  Bekenner  einer  andern  als  der  katholischen  Konfession 
ausschhesst.  Was  die  kirchlichen  Angelegenheiten  anbetrifft,  so  wird 
sich  nichts  dagegen  einwenden  lassen,  wenn  nur  die  Angehörigen  der 
betreft'enden,  d.  h.  katholischen  Konfession  zur  Regelung  derselben  be- 
rufen werden.  Es  ist  daher  ganz  konsequent,  wenn  der  Art.  26  zur 
Kirchen-  und  Pfrundsteucr  nur  die  in  der  Gemeinde  Niedergelassenen 
der  katholischen  Konfession  pflichtig  erklärt.     Nicht  so  verhält  es  sich 

M  V^l.  hiezu  oben  S.  223,  Aiiiii.  1. 
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aber  mit  der  Schulsteuer,  an  welche  die  Bekenner  der  andern  Kon- 
fession bezahlen  soDen,  wofern  die  Kinder  der  verschiedenen  Kon- 
fessionen die  gleiche  Schule  besuchen.  Also  auf  der  einen  Seite  ver- 
pflichtet man  die  gleichen  Bürger  zur  Bezahlung  der  Schulsteuer  und 
auf  der  andern  Seite  schliesst  man  dieselben  von  aller  Teilnahme  an 
den  Schulangelegenheiten  aus.  Dieser  Ausschluss  ist  aber  eine  unzu- 
lässige Ungleichheit. 

Anders  wird  sich  die  Sache  gestalten,  wenn  der  in  der  Verf, 
vorgesehene  Fall  eintritt,  dass  sich  einzelne  protestantische  Gemeinden 
organisieren,  denen  die  selbständige  Verwaltung  ihrer  Kirchen-  und 
Schulangelegenheiten  wie  den  Gemeinden  katholischer  Konfession  zu- 
gesichert, ist.  In  diesem  Falle  würde  selbstverständlich  in  den  betr. 
Gemeinden  die  Mitberatung  und  Mitbezahlung  an  die  Landesschulen 
wegfallen, ')  B  18H7  III  211. 

60.  II.  Verfassung  von  der  Landsgemeinde  am 
27.  April  1902  beschlossen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  7.  Okt.  1902,  A.  S.  n.  F.  XIX  251.  — 
Botijch.  des  BR  vom  11.  JuU  19()2,  B  19Cy2  IV  I. 

An  der  Landsgemeinde  des  Kis.  Obwalden  vom  28.  April  1901 
wurde  der  vom  KRat  gestellte  Antrag  auf  Revision  der  KVerf.  vom 
Jahre  1867  angenommen  und  der  KRat  selbst  mit  der  Ausarbeitung 
der  Revision  betraut.    Der  Revisionsantrag  wurde  damit  begründet: 

dass  die  KVerf.  die  älteste  Verfassung  sämtlicher  Kantone  ist, 
und  dass  sie  infolgedessen  mit  der  BV  in  verschiedenen  Punkten  in 
Übereinstinnnung  gebracht  sein  sollte; 

dass  verschiedene  Zwecke  der  öffentUchen  Wohlfahrt  entschiedener 
betont  sein  dürften; 

dass  eine  andere  Regelung  des  Steuerwesens  ermöglicht  werden 
sollte ; 

dass  eine  genauere  Feststellung  einzelner  Bestimmungen  bezüglich 
der  Volksrechte  angezeigt  sein  dürfte ; 

dass  in  der  Gerichtsorganisation  eine  Vereinfachung  wünschens- 
wert erscheint; 

dass  die  teilweise  Revision  der  Verf.  zu  erleichtern  ist: 

dass  verschiedene  andere  Verf.-Bestimmungen,  infolge  der  ver- 
änderten  Verhältnisse,  eine  Durchsicht  und  Änderung  bedürfen. 

Die  auf  Grund  dieser  Wegleitung  revidierte  Verf.  wurde  an 
der  Landsgemeinde  vom  27.  April  1902    angenommen    und   erhielt 


»)  Vgl.   jedoch   jetzt    Art.  27    der   BV    von    1874,    Erste    Auflage   IV, 
Nr.  160!»  ff. 
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den  7.  Okt.  1902  die  eidg.  Gewährleistung,  wobei  die  BVers.  aller- 
dings in  Erwägung  zog, 

dass  laut  Art.  27  der  BV  der  gesamte  Primarunterricht  unter 

staatlicher  Leitung  stehen  soll,  somit  der  Art.  8  dieser  Verf. 

nicht  die  Wirkung   haben   kann,   jene    Vorschrift   in    irgend 

welcher  Weise  einzuschränken. 

Art.  8  der  revidierten  Verf.  lautet: 

Der  St^at  überwacht  und  fördert  nach  Massgahe  der  Gesetz- 
gebung den  öffentlichen  Unterricht.  Für  den  Primanmterricht 
sorgen  unter  Leitung  und  Aufsicht  des  Staates  die  Gemeinden. 
Die  Beitragsleistung  des  Staates  an  djis  Unterrichtswesen  zu  regeln, 
bleibt  der  Gesetzgebung  vorbehalten. 

Erziehung  und  Unterricht  sollen  in  religiösem  und  vaterlän- 
dischem Geiste  geleitet  werden. 

Der  Religionsunterricht  wird  durch  die  von  den  betreffenden 
Konfessionen  zu  bestellenden  Organe  eil  eilt  und  beaufsichtigt:  es 
ist  hierfür  im  Lehrplane  die  nötig  erachtete  Unterrichtszeit  ein- 
zuräumen. 

Die  Freiheit  des  Privatunterrichtes  wird,  unter  Wahrung  der 
staatlichen  Aufsicht  über  die  P>reichung  des  für  die  öffentliche 
Volksschule  verlangten  Lehrzieles,  gewährleistet. 

1.  In  der  Botsch.  vom  11.  Jiüi  UK)2  führt  der  BR  zu  diesem 
Ai'tikel  folgendes  aus: 

Es  fragt  sich,  ob  das  mit  diesem  Artikel  erstrebte  Ziel,  die  kant. 
Verf.- Bestimmungen  betr.  die  Schule  in  Einklang  zu  bringen  mit  der 
BV,  erreicht  ist.  Wenn  es  auch  als  selbstverständlich  erscheint,  dass 
die  Kirchgemeinde,  d.  h.  die  Einwohnergemeinde  mit  Ausschluss  der 
Anhänger  eines  andern  als  des  römisch-katholischen  Glaubensbekennt- 
nisses, das  ^Organ  zur  Erteilung  des  ReligionsunteiTichts  an  Kinder 
römisch-katholischer  Konfession  wähle,  so  leidet  die  Fassung  des  Abs.  3 
hinsichtlich  der  übrigen  Konfessionen  an  einer  gewissen  Unbestimmtheit. 
Können  ganz  einfach  in  einer  Gemeinde  die  dort  wohnenden  Prote- 
sümten  z.  B.  zusammentreten  und  eine  Person  bezeichnen,  welche  ihren 
Kindern  Religionsunterricht  erteilen  soll,  oder  können  sie  es  nur  dann 
tun,  wenn  sie  im  Sinne  von  Art.  58  der  revidierten  Verf.  eine  Kirch- 
gemeinde mit  öffentlich-rechtlichem  Charakter  bilden? 

Es  soll  nicht  verkannt  werden,  dass  durch  die  Bestimmung  des  Art.  8 
Abs.  3  dem  konfessionellen  Frieden  Vorschub  geleistet  werden  soll,  aber  es 
ist  andererseits  nicht  zu  bestreiten,  dass  eine  bestinnntere  Fassung  des 
Artikels  zweckmässiger  gewesen  wäre  als  die  vorliegende  allzu  unbe- 
stimmte.   Angesichts  derselben   ist   es  unumgänglich,   ausdrücklich  auf 
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Art.  27  der  BV  hinzuweisen.  Was  aber  im  besondern  Art.  8  Abs.  4 
anlangt,  in  welchem  die  Freiheit  des  Privatunterrichtes  garantiert  wird, 
so  kann  zwar  nicht  gesagt  werden,  dass  diese  Bestimmung  in  einem 
solchen  Verhältnis  zu  Art.  27  der  BV  stehe,  dass  sie  von  der  Gewähr- 
leistimg  ausgeschlossen  werden  müsste.  Aber  es  rauss  darauf  hin- 
gewiesen werden,  dass  offenbar  Art.  27  der  BV  hinsichtlich  auch  des 
privaten  Pi-imarunterrichtes  eine  weitergehende  Einwirkung  des  Staates 
verlangt,  als  sie  die  Obwaldner  Verf.  vorsieht.  Art.  27  der  BV  spricht 
aus,  jeder  Primarunterricht,  der  private  so  gut  wie  der  öffentliche,  solle 
ausschliesslich  unter  staatlicher  Leitung  stehen.  Art.  8  der  kant.  Verf. 
dagegen  spricht  einmal  nur  von  der  Wahrung  der  staatlichen  Aufsicht 
und  schränkt  dieselbe  ausserdem  noch  ganz  wesentlich  dadurch  ein,  dass 
er  vSie  nur  «über  die  Erreichimg  des  für  die  öffentliche  Volksschule  ver- 
langten Lehrzieles»  ausgeübt  wissen  will.  Gewiss,  die  von  der  BV  ver- 
langte staatliche  Leitung  wird  beim  Privatprimarunterricht  ein  Haupt- 
augenmerk darauf  richten,  dass  im  Resultat  der  öffentliche  imd  der 
private  Unterricht  einander  gleich  stehen,  d.  h.  dass  der  Unterricht  in 
jedem  Falle  ein  genügender  sei.  Aber  damit  ist  die  Verpflichtung, 
welche  die  BV  den  Kantonen  mit  der  Vorschrift  der  ausschliesslichen 
staatlichen  Leitung  des  Primarunterrichts  auferlegt,  nicht  erschöpft.  Der 
Staat  hat  die  Pflicht,  überall  da,  wo  sich  beim  privaten  Unterricht  U bei- 
stünde, z.  B.  in  der  Organisation  oder  in  Beziehung  auf  das  Lehrpersonal 
u.  s.  w.  zeigen,  einzugreifen  und  Abhilfe  zu  schaffen.  Den  Kreis  der 
ihm  obliegenden  Pflichten  darf  er  nicht  dadurch  enger  ziehen,  dass  er  in 
die  Verf.  eine  viel  eingeschränktere  Umschreibung  derselben  aufnimmt, 
in  welcher  zugleich  dem  Privatimterricht  eine  ganze  Reihe  von  Fesseln 
abgenommen  werden,  die  ihm  aufzulegen  der  eidg.  Gesetzgeber  für 
nötig  erachtet  hat.  Aus  dii^sen  Gründen  ist  es,  namentlich  auch  in  An- 
lehnung an  die  Präzedenzfälle,  angezeigt,')  bei  der  Gewährleistung  der 
Verf.  in  den  Erwägungcui  eine  ähnliche  Fassung  mit  Beziehung  auf 
Art.  8  vorzuschlagen,  wie  sie  seinerzeit  für  die  Verf.  von  Luzern  und 
Nidwaiden  gewählt  wurde;  dies  umsomehr,  als  auch  das  kant.  Schul- 
gesetz vom  1.  Dez.  1875  nur  sehr  wenig  genaue  Bestimmungen  über 
die  Pflicht  des  Staates  zur  Leitung  und  Überwachung  des  privaten 
Primarunterricht  es  enthält. 

2.    Unbeanstandet  Hess  die  BVers.  folgenden  Art.  3  und  zwar 
mit  Rücksicht  auf  die  ausdiückliche  Verweisung  auf  die  BV: 

Die  römisch-katholische  Kirche,  zu  welcher  sich  das  Obwaldner- 
Volk  in  seiner  grossen  Mehrheit  bekennt,  geniesst  den  vollen  Schutz 
des  Staates. 


M  Vgl.  Nr.  55,  61. 
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Im  übrigen  ist  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  sowie  die 
freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  innert  den  Schranken 
der  Sittlichkeit  und  öffentlichen  Ordnung  nach  Massgabe  der  BV 
gewährleistet.  Vgl.  oben  S.  224,  unten  S.  273,  286,  Aiun.  2. 

3.  Zu  der  den  kirchlichen  Genossenschaften  durch  die  revidierte 
Verf.  zugewiesenen  Stellung  bemerkt  der  BR: 

Die  Bezeichnung  römisch-katholischer  Kirchgemeinden  ist  in  der 
Verf.  nur  ein  einziges  Mal  in  Hinsicht  auf  römisch-katholische  Korpo- 
rationen gebraucht,  und  zwar  in  Art.  58  Abs.  2,  wo  von  der  Bildung 
neuer  römisch-katholischer  Kirchgemeinden  die  Rede  ist.  Das  setzt  die 
Existenz  solcher  öffentlich-rechtlicher  Gebilde  voraus,  und  es  muss  in 
der  Tat  das  Bestehen  von  Kirchgemeinden  angenommen  werden,  deren 
Geschäftskreis  imd  Organisation  sich  zwar  eng  an  denjenigen  der  Ein- 
wohnergemeinde anschliesst,  aber  dennoch  in  allen  auf  die  Kirche  be- 
züglichen Dingen  genügend  fest  umschrieben  ist,  so  dass  dieses  Gebilde 
eben  als  selbständige  Korporation,  als  eigentliche  Kirchgemeinde  er- 
scheint. Es  ist  auch  auf  den  ersten  Blick  ganz  klar,  dass  diese  Kirch- 
gemeinde (zu  vergleichen  sind  Art.  66  und  69  der  revidierten  Verf.) 
etwas  anderes  ist,  als  das,  was  in  der  alten  Verf.  (Art.  72)  als  Kirch- 
genossengemeinde bezeichnet  wurde.  Es  hat  eben  in  Hinsicht  auf  das 
Kirchenwesen  eine  Vei'schiebung  der  Kompetenz  stattgefunden ;  die  Er- 
ledigung der  kirchlichen  Angelegenheiten  der  Gemeinde  ist  jetzt  Sache 
aller  Kirchgenossen,  welche  in  der  Gemeinde  wohnen,  gleichviel  ob  sie 
Bürger  der  Gemeinde  sind  oder  nicht. 

Die  in  Art.  :\  Abs.  2: 

Den  religiösen  Korporationen,  Genossenschaften  und  Vereinen 
wird    das  Eigentumsrecht,    sowie   die   freie  Selbstverwaltung  ihrer 
Fonds  und  Stiftungsgüter  garantiert, 
in  Verbindung  mit  Art.  7  Abs.  1: 

Das  Eigentum  der  Privaten,  Korporationen,  Teilsamen,  Genoss- 
samen und  Gemeinden  ist  unverletzlich, 
und  Art.  57  Abs.  5: 

Das  Vermögen  der  Gemeinden,   der  Teilsamen,   Korporationen 
und  Genossamen,   die  Schul-  und  Armenfonds,  sowie  das  Kirchen- 
und  Pf  rundgut  u.  s.  w.  dürfen  nicht  verteilt,  zweckwidrig  verwendet 
oder  wesentlich  vermindert  werden.     Wo  der  jährliche  Ertrag  des 
Vermögens   zur  Bt^st reitung  der  notwendigen  Ausgaben  nicht  hin- 
reicht, hat  anderweitige  Kostendeckung  stattzufinden 
ausgesprochenen    Garantien   enthalten   auch    eine   Gewährleistung   der 
Klöster.     Hiergegen    ist  nichts  einzuwenden;   es  genügt,  an  den  mehr- 
fach vom  BR  eingenonnnenen  Staudpunkt  zu  erinnern,  w^onach  durch  die 
Gewährleistung  der  KVerf.  deren  Bestiuunungen  nicht  zu  eidgenössischen 
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erhoben  werden  und  der  Bund  sieh,  weil  er  Bestimmungen  der  KVerf. 
gewährleistet,  seiner  eigenen  nach  Massgahe  der  BV  ihm  zustehenden 
Hoheitsreehte  und  Befugnisse  keineswegs  begibt.') 

Diese  Bemerkungen    mussten   vorausgeschickt    werden,    ehe    der 
neue  Art.  58  der  Verf.  erörtert  werden  konnte;  dieser  besagt: 

Konfessionelle  (xenossenschaften  können  sich  als  Kirchgemeinden 
in  der  Weise  bilden,  dass  sie  sich  auf  eine  oder  auf  mehrere  Ein- 
wohnergemeinden erstrecken.  Um  öffentlich-re(^htlichen  Charakter 
zu  erhalten,  bedtirfen  sie  der  (Genehmigung  des  Kantonsrates.  Dem- 
selben steht  die  Befugnis  zu,  diesen  Genossenschaften  das  Recht 
des  Steuerbezuges  zu  Kultuszwecken  gegenüber  den  Angehörigen 
der  betreffenden  Kcmfession  nach  Massgabe  des  öteuergesetzes 
einzuräumen. 

Die  Gründung  neuer  römisch-katholischer  Pfarreien  oder  Kirch- 
gemeinden bedarf  überdies  der  Genehmigung  der  zuständigen  kirch- 
lichen Oberbehörden. 

Mit  dieser  Bestimmung  wollte  man  den  Wünschen  der  Prote- 
stanten in  Obwalden  entgegenkommen,  indem  die  Bildung  von  kon- 
fessionellen Korporationen,  die  sich  auf  mehrere  Einwohnergememden 
erstrecken,  vorgeselien  wurde.  Dies  offenbar  deshalb,  weil  die  Prote- 
stanten in  einer  einzigen  Einwohnergemeinde  meist  zu  wenig  zahrei<-h 
sein  dürften,  um  eine  eigene  Kirchgemeinde  zu  bilden.  Nun  kann 
darüber  kein  Zweifel  bestehen,  dass  in  der  Btistimmung  ein  Entgegen- 
kommen in  dieser  Richtung  liegt.  Allein  bei  der  jetzigen  Fassung  des 
Artikels  ist  es  klar,  dass  sein  Abs.  1  sich  auch  auf  die  Bildimg  römisch- 
katholischer Kirchgemeinden  bezieht;  wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  Hesse 
sich  das  in  Abs.  2  gebrauchte  Wort  «überdies»  vor  der  Aufstellung  des 
Erfordernisses  der  (Genehmigung  durch  die  zuständigen  kirchlichen  Ober- 
behörden für  die  römisch-katholischen  Kirchgemeinden  nicht  erklären. 
Abs.  1  stellt  also  ganz  einfach  die  Bedingungen  fest,  unter  welchen 
sich  Genossenschaften  irgendwelcher  Konfession  als  Kirchgemeinden 
bilden,  öffentlich-rechtlichen  Charakter  und  das  Recht  des  Steuerbezuges 
erlangen  können.*)  Abs.  2  fügt  in  Hinsicht  auf  die  Neubildung  römisch- 
katholischer Korporationen  eine  weitere  Bedingung,  die  Genehmigung 
durch  die  kirchlichen  Oberen,  hinzu.  Während  also  einerseits  die  Neu- 
bildung römisch-katholischer  Kirchgemeinden,  die  bisher  über  das  Gebiet 
einer  politischen  Gemeinde  nicht  hinausgreifen  durften,  durch  Gleich- 
stellung mit  der  Neubildung  von  Kirchgemeinden  anderer  Konfession 
gefördert  wird,  wird  ihr  andererseits  durch  Abs.  2  eine  Fessel  auferlegt, 


»)  Vgl.  Nr.  5«. 

2)  Von  Bedeutung  ist   der  Artikel  somit  insbesondere  auch  hezüglich 
der  Bildung  altkatholischer  Gemeinden,  vgl.  ohen  S.  255. 
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durch  welche  die.  Entstehung  anderskonfessioneller  Genossenschaften 
nicht  gehemmt  ist.  Es  entsteht  dabei  das  eigentümliche  Verhältnis, 
dass  die  Entstehung  von  Kirchgemeinden  der  staatlich  anerkannten 
Kirche  an  die  Erfüllung  von  weitergehenden  Erfordernissen  gebunden 
ist  als  die  Neubildung  von  Kirchgemeinden  anderer  Konfessionen.  Gegen 
diesen  Zustand  ist  jedoch  vom  Standpunkt  des  BRechtes  aus  nichts 
einzuwenden. 

4.  Nicht  unwichtig  ist  endlich,  wie  die  revidierte  Verf.  die 
Bestimmungen  über  die  Revision  der  KVerf.  geändert  hat: 

Es  sind  jetzt  getrennte  Bestimmungen  über  Total-  und  Partial- 
revision aufgestellt  und  die  letztern  bestimmter  gefasst,  indem  die  Vor- 
schrift aufgenommen  wurde,  das  Verlangen  einer  Partialrevision  müsse 
immer  begleitet  sein  von  dem  Entwurf  einer  neuen  Fassung  der  abzu- 
ändernden Artikel.  Die  nach  der  bisherigen  Verf.  nötige  Entscheidung 
der  Landsgemeinde  über  die  Vorfrage,  ob  überhaupt  revidiert  werden 
solle  oder  nicht,  ist  weggefallen.  Der  eventuell  in  Funktion  tretende 
Verfassungsrat  wird  nach  der  revidierten  Verf.  einfach  so  bestellt,  dass 
die  Gemeinden  soviel  Mitglieder  in  denselben  zu  wählen  haben  als  in 
den  Kantonsrat;  die  Landsgemeinde  hat  nicht  mehr  von  sich  aus 
sofort  fünfzehn  Mitglieder  zu  wählen,  wie  dies  früher  der  Fall  war. 

Verfassung  des  Kantons  ünterwalden  nid  dem  Wald. 

öl.  L  Verfassung,  den  2.  April  1877  in  ausserordent- 
licher Landesgemeinde  beschlossen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1877.  A.  S.  ii.  F.  III  3H4. 
—  Bcr.  des  BR  vom  6.  Nov.  1877,  B  1877  IV  878;  1878  II  468. 

1.  In  der  ausserordentlichen,  sehr  zahh'eich  versammelten 
Landesgemeinde  vom  2.  April  1877  wurde  im  Kt.  Nidwaiden  die 
Verf.  von  1850  durcli  eine  neue  Verfassung  ersetzt.  Von  den  BBe- 
hörden  wurden  anlässlich  der  eidg.  Gewährleistung  dieser  neuen 
Verf.  zunächst  folgende  Bestimmungen  beanstandet: 

Art.  12.  Die  freie  Meinungsäusserung  in  Wort  und  Schrift  und 
die  Freiheit  der  Presse  innert  den  Schranken  der  Wahrheit,  Sitt- 
lichkeit und  Religion  ist  zugesichert:  den  Missbrauch  dieser  Frei- 
heiten bestraft  der  Richter. 

Art.  26.  Die  Gemeinden  sorgen  unter  Aufsicht  und  Leitung 
des  Staates  und  nach  Ma^ssgabe  des  Art.  27  der  BV  für  den  öffent- 
liclien  Unterricht. 

Die  Freiheit  des  Privatunterrichtes  wird,  unter  Wahrung  der 
gesetzlichen  Aufsicht  der  Stiiatsbehörden  über  Erreichung  des 
Lehrzieles  der  öifentlichen  Primarschulen,  grundsätzlich  anerkannt. 
Bundesvorschriften  bleiben  immerhin  vorbehalten. 
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Der  Staat  unterstützt  das  Unterrichtswesen  diu*ch  angemessene 
Beiträge. 

Art.  79  Abs.  3.  Sie  (die  Schulgemeinde)  wählt  das  Lehrpersonal 
nach  dem  jeweiligen  Schulgesetze,  mit  Ausnahme  derjenigen  Lehrer, 
denen  durch  Übernahme  einer  Pfründe  oder  durch  Vertrag  die 
Schule  Überbunden  ist,  für  so  lange  als  dieses  Verhältnis  dauert. 

Die  Aussetzungen  des  BR  in  seinem  Ber.  vom  6.  Nov.  1877  sind : 

Die  Bestimmung  des  Art.  12  ist  offenbar  zu  enge,  indem  sie  jede 
freie  Meinungsäusserung  fast  zur  Unm^iglichkeit  machen  würde.  Wahr- 
heit, Sittlichkeit,  Religion  sind  nicht  abgeschlossene,  formell  feste  Be* 
griffe,  vielmehr  bilden  sie  selbst  oft  den  Gegenstand  heftiger  Kämpfe 
sowohl  in  der  wissenschaftlichen  als  auch  in  der  publizistischen  Presse. 
Es  ist  also  niemand  ausschliesshch  begabt  zu  sagen,  welches  der  In- 
halt jener  Begrilfe  sei.  Soweit  es  sich  um  äussere  Erscheinungen 
handelt,  kann  w-ohl  festgestellt  w*erden,  inw^iew^eit  eine  Behauptung  der 
Wahrheit  entspreche.  Allein  dieses  Verfahren  gehört  in  das  Prozess- 
recht, ni(*ht  in  die  Verf. 

Bezüglich  der  in  Art.  12  angerufenen  Schranken  der  Sittlichkeit 
nnd  der  Religion  ist  auf  Art.  55  der  BV  hinzuw^eisen,  der  die  Pressfrei- 
heit allgemein  und  ohne  Schranken  gewährleistet,  w^enn  auch  gleich- 
zeitig der  Missbrauch  mit  Strafe  bedroht  ist,  und  auf  Art  49  der  BV, 
woselbst  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  als  unverletzlich  erklärt 
sind.  Dem  Art.  12  kann  demnach  die  Garantie  nur  im  Sinne  dieser 
beiden   BVorschriften   gegeben   werden. 

Die  Vorschrift  des  Art.  26  Abs.  2  fand  sich  mit  Ausnahme  des 
Nachsatzes  mit  den  nämlichen  Worten  in  der  Verf.  des  Kts.  Luzem 
vom  Jahre  1875.  Die  BVers.  hat  jedoch  erklärt,  dass  sie  dem  Art.  27 
der  BV  nicht  ganz  entspreche,  indem  diese  letztere  verlange,  dass  die 
staatüche  Behörde  den  ganzen  Primarunterricht  nicht  bloss  beaufsichtige, 
sondern  ihn  leite.  In  diesem  Sinne  ist  also  der  Nachsatz  zu  verstellen; 
und  damit  hierül)er  kein  Zweifel  walten  kann,  beantragt  der  BR  den 
gleichen  Vorbehalt,  wie  er  im  BBeschl.  vom  2.  Juli  1875  aufgestellt 
wurde.  M 

Nach  Art.  71  der  Verf.  von  185<)  wählte  die  Schulgemeinde  die 
Schullehrer  nach  Massgabe  des  S(;hulgesetzes.  Ausgenommen  von  der 
Wahl  waren  diejenigen  Schullehrer,  denen  als  Filialgeistlichen  der 
Gemeinde  das  Schulwesen  durch  die  Pfrund  selbst  Überbunden  war.  In 
Art.  79  der  neuen  Verf.  findet  sich  also  diese  Ausnahme  bestätigt  und 
dahin  erweitert,  dass  auch  solche  Lehrer  ausgenonnnen  sind,  denen 
durch  Vertrag  die  Schule  Überbunden  ist  für  die  Dauer  dieses  Verhält- 
nisses ...  Es  ist  anzunelunen,    dass,   wo  immer   die  Anstellung  eines 

*)  Vgl.  Nr.  55. 
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Lehrers  durch  Vertrag  stÄttgefunden  hätte,  dieser  Vertrag  mit  dem 
Schulgesetz  vom  Jahre  1851  nicht  im  Widerspruche  stehen  dürfe,  und 
dass  demnach  nach  der  dreijährigen  Amtsdauer,  welche  das  Gesetz 
vorsieht,  wieder  das  freie  Wahlrecht  der  Gemeinden  eintreten  mü&se, 
wie  es  die  Verf.  ihnen  sichert.  Dem  Art.  79  kann  somit  nur  in  diesem 
Sinne  die  eidg.  Garantie  erteilt  werden. 

Was  dagegen  den  Teil  des  Art.  79  betrifft,  wodurch  jede  perio 
dische  Wahl  derjenigen  Lehrer,  denen  durch  Übernahme  einer  Pfründe 
die  Schule  Überbunden  ist,  ausgeschlossen  wird,  so  steht  derselbe  nach 
Ansicht  des  BR  mit  Art.  27  der  BV  im  Widerspruch,  er  muss  daher 
zur  Abänderung  zurückgewiesen  werden.  Die  BV  fordert,  dass  die 
Primarschule  ausschliesslich  unter  .staatlicher  Leitung  stehen  solle. 
Unter  dieser  Leitung  ist  aber  offenbar  nicht  bloss  die  oberste  Schul- 
behörde zu  verstehen,  sondern  auch  die  Lehrei^schaft  .  ,  .  Dieser  Verf- 
Bestimnmng  kann  zudem  die  eidg.  Garantie  auch  darum  nicht  gewährt 
werden,  weil  sie  ein  Privilegium  zu  Gunsten  der  Geistlichen  enthält, 
und  der  Art.  27  der  BV  überdies  die  Konfessionslosigkeit  der  Schule 
fordert.  B  1877  IV  38(>. 

Mit  Beschl.  vom  17.  Dez.  1877    hat  daher  die  ]JVers.  in  Er- 
wägung: 

1.  dass  der  Art.  12  dieser  Verf.  nicht  anders  als  im  Sinne  v(m 
Art.  49  und  50  der  BV  verstanden    und  angewendet  werden  darf; 

2.  dass  laut  Art.  27  der  BV  der  gesamte  Primarunterricht 
unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll,  somit  der  Art.  26  dieser  Verf. 
nicht  die  Wirkung  haben  kann,  jene  Vorschrift  in  irgend  welcher 
Weise  einzuschränken : 

8.  dass  der  Art.  79  dieser  Verf.,  soweit  dadurch  die  periodische 
Wahl  derjenigen  Lehrer,  welchen  durch  Übernahme  einer  Pfründe 
die  Schule  Überbunden  ist,  ausgeschlossen  wird,  mit  dem  Art.  27 
der  BV  im  Widerspruch  steht,  indem  derselbe  fordert,  dass  die 
Primarschule  ausschliesslich  unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll; 
4.  dass  im  übrigen  diese  Verf.  nichts  enthält,  was  den  Vor- 
schriften der  BV  zuwider  wäre,  vom  Volke  des  Kts.  Unterwaiden 
nid  dem  Wald  angenommen  worden  ist  und  zu  jeder  Zeit  revidiert 
werden  kann, 
beschlossen  : 

Der  Landrat  von  Unterwaiden  nid  dem  Wald  ist  eingeladen, 
die  neue  Verf.  des  Kantons  bezüglich  des  beanstandeten  Art.  79 
mit  der  BV  in  Einklang  zu  bringen  und  den  revidierten  Artikel 
nachträglich  vorzulegen. 

Im  übrigen  ist  dieser  Verf.  die  bundesgemässe  Garantie 
erteilt. 
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2.  Der  BR  kritisierte  in  seinem  Ber.  vom  6.  Nov.  1877  ver- 
schiedene andere  Bestimmungen  der  neuen  Verf.:  wir  heben  hervor: 

Ai*t.  3  wurde  vorbehaltlos  genehmigt,  Aveil  seine  redaktionelle 
Form  mehr  als  sein  Inhalt  zu  beanstanden  sei  und  es  sich  von 
selbst  verstehe,  dass  der  römisch-katholischen  Konfession  keinerlei 
mit  BRecht  im  Widerspruch  stehende  Bevorzugung  aus  diesem 
Artikel  zukommen  darf;  er  lautet: 

Der  Staat  gewährt  der  römisch-katholischen  Kirche,  zu  welcher 
sich  das  Nidwaldner  Volk  in  seiner  grossen  Mehrheit  bekennt, 
seinen  vollen  Schutz,  sowie  er  überhaupt  die  Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit und  die  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen 
nach  Massgabe  der  Art.  49  und  50  der  BV  vom  29.  Mai  1874  ge- 
währleistet. 

Art.  4,  den  Fortbestand  der  Klöster  und  kirchlichen  Stiftungen 
mit  Vorbehalt  der  Bestimmungen  der  BV  gewährleistend,  wird 
vom  BR  nicht  beanstandet;  der  Bund,  der  eine  Gewährleistung 
der  Klöster  nicht  übernehmen  kann,  muss  sich  die  aus  Art.  51 
Abs.  2  der  BV  für  ihn  entspringende  Befugnis  vorbehalten;  das 
Gleiche  gilt  von  den  kirchUchen  Stiftimgen;  in  diesem  Sinne  ist 
auch  der  Vorbehalt  der  Vorschriften  der  BV  in  Art.  4  der  Verf. 
zu  verstehen. 

Nach  Art.  6  sind  den  Kantonsbürgern  und  allen  gemäss  der 
BV  rechtlich  niedergelassenen  Schweizerbürgern  die  gleichen  staats- 
bürgerlichen Rechte  zugesichert:  der  Art.  6  bezieht  sich  nur  auf 
kantonale  Angelegenheiten,  da  die  Stellung  der  Schweiz.  Aufent- 
halter für  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  sich  nach  der  BGesetz- 
gebung  richtet,  was  in  Art.  22  und  33  der  Verf.  ausdrücklich  gesagt 
ist.  In  Übereinstimmung  hiemit  haben  gemäss  den  Art.  34,  37,  09, 
74  und  79  an  der  Landesgemeinde,  in  den  Gemeinden  imd  in  den 
verschiedenen  Abteilungen  derselben  bloss  die  im  Kanton  wolm- 
haften  Kantonsbürger  und  die  in  demselben  seit  drei  Monaten 
niedergelassenen  Schweizerbürger  nach  zurückgelegtem  achtzehnten 
Altersjahr  Stimmrecht.  Durch  Art.  47  der  BV  ist  aber  auch  die 
Zulassung  der  Schweiz.  Aufenthalter  zur  Ausübung  der  politischen 
und  bürgerlichen  Rechte  im  Grundsatze  ausgesprochen.  Es  er- 
scheint daher  der  Ausschluss  derselben  von  allen  öffentlichen  An- 
gelegenheiten des  Kantons  und  der  Gemeinde,  bis  das  in  Art.  47 
der  BV  vorgesehene  BG  in  Kraft  sein  wird,  etwas  hart,  allein 
nicht  im  Widerspruch  mit  der  BV, 

18 
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Wenn  nach  Art.  46  bei  der  Berechnung  der  Bevölkerung  für 
die  Feststellung  der  Zahl  der  in  jedem  Bezirke  zu  wählenden  Mit- 
glieder des  Landrates   die   Ausländer  nicht  in  Betracht  fallen,   so 

steht  dies  nicht  im  Widerspruch  mit  der  BV. 

B  1877  IV  »78;  vgl.  B  1873  IV  25:3. 

II.    Nachtrag   zur  Verfassung  vom   Landrat  den  30.  Jan. 

1878  beschlossen,  betr.  den  zurückgewiesenen  Art.  79  Abs.  3. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  18.  Febr.  1878,  A.  S.  n.  F.  III  328. 
—  Ber.  des  BR  vom  7.  Febr.  1878,  B  1878  I  232;  1879  II  572. 

Der  Landrat  des  Kts.  Unterwaiden  nid  dem  Wald,  der  nach 
Art.  3  der  Übergangsbestimmungen  zur  KVerf.  die  Vollmacht  er- 
halten hatte,  die  allfällig  von  der  BVei-s.  beanstandeten  Artikel 
von  sich  aus  zu  ändern,  revidierte  den  zurückgewiesenen  Art.  79 
dahin : 

Die  Schulgemeinde  wählt  das  Lehrerpersonal  nach  dem  je- 
weiligen Schulgesetze. 

Der  Artikel  erhielt  vorbehaltlos  die  eidg.  Gewährleistung. 

62.  III.  Partialrevision,  von  der  ausserordentlichen  Landes- 
gemeinde den  13.  Okt.  1895  beschlossen,  betr.  Abänderung  der 
Ai-t.  15  und  86  der  KVerf, 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  Juni  1896,  A.  S.  n.  F.  XV  480. 
Botsch.  des  BR  vom  20.  März  ia96,  B  18Jm  II  545;  1897  1  367.  Stenogr. 
Bulletin  der  BVers.  189(i.  S.  VI  271—283;  2m— mi. 

Die  Verfavssungsinitiative  wird  erleichtert,  indem  schon  400, 
nicht  erst  800  stimmfähige  Kantonseinwohner  ein  Begehren  auf 
Total-  oder  Partialrevision  stellen  können  (Art.  86)*);  und  der  bis- 
herige Art.  15: 

Der  Inhalt  der  gesetzlich  errichteten  Gölten  (bezüglich  der  Ver- 
zinsung im  Sinne  des  Ges.  von  1751)  und  der  kanzleiischen  Ver- 
sicherungen ist   mit  Vorbehalt  des  Art.  50,  Ziif.  17,  gewährleistet, 

wird  ersetzt  durch  folgende  Bestimmung: 

Art.  15.  Das  Hypothekar wesen  des  Kts.  wird  durch  die  staat- 
liche Gesetzgebung'^)  geregelt. 

Der  Zinsfuss  für  alle  bestehenden  und  neu  zu  errichtenden 
Gülten  und  kanzleiischen  Versicherungen  innert  der  jeweiügen 
amtlichen  Wüi-digung  des  Pfandobjektes  darf  47©  in  keinerlei  Form 
tibersteigen. 


M  Vgl.  auch  BGer.-Entsch.  1893,  XIX  Nr.  82,  1894,  XX  Nr.  1'22. 
'I  Vgl.  das  Nidwaldner  Ges.  vom  26.  April  1896  betr.  Einfühnuig  des 
neuen  Art.  15  der  KVerf.,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  1897,  n.  F.  XVI,  S.  428. 
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Alle  genannten  Gülten  und  Versieherungen  sind  in  ihrem 
Nennwerte  gegen  bar  (Pfunde  im  Werte  vcm  7  Pfd.  zu  3  Fr.)  vom 
Schuldner  ablösbar  und  vom  Gläubiger  auf  kund  bar. 

Der  Zinsfuss  für  die  ausser  der  jeweiligen  amtlichen  Schätzung 
errichteten  Gülten  und  Versicherungen  beträgt,  wie  bisher.  5% ; 
diese  Gülten  können,  wie  bisher,  vom  Schuldner  abgelöst,  aber 
vom  Gläubiger  nicht  aufgekündet  werden. 

Übergangsbestimmung.  Dieser  Artikel  tritt  mit  dem  15.  Nov. 
1895  in  Kraft.  .  .  . 

Eine  grössere  Anzahl  Gültenbesitzer  führte  gegen  die  Änderung 
des  Art.  15  der  KVerf.  von  1877  sowohl  beim  BGer.  wie  bei  der 
BVers.  Beschwerde;  sie  haben  von  der  BVers.  die  Verweigerung  der 
eidg.  Gewährleistung  für  den  revidierten  Art.  15  wegen  Verletzung 
des  Art.  4  der  BV,  und  vom  BGer.  dessen  Aufliebung  wegen  Ver- 
letzung der  Art.  13  und  43  der  KVerf.  verlangt ;  beides  vergeblich. 
Die  eidg.  Gewährleistung  wurde  durch  BBeschl.  vom  23.  Juni  1896 
dem  revidierten  Art.  15,  wie  dem  unangefochtenen  revidierten  Art.  86 
erteilt,  und  das  BGer.  hat  die  Beschwerde  den  5.  Nov.  1896  als 
unbegründet  abgew^iesen.*) 

Die  Gültenbesitzer  machten  u.  a.  geltend: 

1.  Den  Besitzern  von  Pfundgülten,  welche  vor  dem  9.  Mai  1751 
errichtet  sind,  wird  durch  den  ang(*fochtenen  Landesgemeindebeschluss 
ein  Kapit^ilverlust  von  zwei  Fünfteln  des  Nominalbetrages  der  Gült  auf- 
erlegt und  dieser  Verlust  zu  einer  Bereicherung  der  Schuldner  ver- 
wendet, ohne  dass  dem  Gläubiger  ein  entsprechendes  Äquivalent  ge- 
boten würde. 

2.  Den  Besitzern  von  ein-  und  zweirtickigen  Gülten,  welche  nach 
dem  9.  Mai  1751  errichtet  worden  sind,  wird  durch  den  angefochtenen 
Beschluss  ebenfalls  ein  Verlust  auferlegt,  indem  die  in  diesen  Gülten 
vereinbarte  Ablösungsart  zu  gunst<in  der  Schuldner  ausser  Kraft  gesetzt 
und  den  letztem  gestattet  wird,  dieselben  mit  barem  Gelde  abzulösen, 
während  sie  zu  diesem  Ende  bis  jetzt  ältere  Pfundgülten  anzubieten 
verpflichtet  waren. 

8.  Die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  der  bestehenden  Gülten  auf 
vier  Prozent  involviert  ebenfalls  einen  den  Gläubigern  zugefügten  Nach- 
teil; insbes.  würde  derselbe  die  Inhaber  von  vor  dem  9.  Mai  1751  er- 
richteten Gülten  in  unverantwortlicher  Weise  treffen,  wenn  die  Berech- 
nung des  Kapitals   dieser  Gülten   auf  Grund   einer  Kapitalisierung  des 

*)  Vgl.  Urteile  des  BGer.  22.  Jan.  1896  i.  S.  Jann  und  Konsorten  und 
vom  C>.  Nov.  1896  i.  S.  Lussy  und  Konsorten,  BGer.- Entsch.  185)6,  XXII 
Nr.  1,  168. 
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sn  Zinses  a  5%,  also  im  zwanzjgfachen  Betrage  des  Zinses, 
en  sollte,  da  diese  GQlten  bereits  im  Jahre  1751  eine  Reduktion 
ifusses  von  fünf  auf  drei  Prozent  erlitten  haben. 

Die  durch  mebrangefiihrte  Neuerungen  für  die  GOltgläubiger 
ifOhrten  vermögensrechtlichen  Nachteile  stehen  im  Widerspruch 
ir  mit  den  Garantien,  welche  die  Nidwaldner  KVerf.  für  das 
^entuiu  aufgestellt  hat,  sondern  auch  mit  der  in  Art.  4  der  BV 
irgem  garsintierten  Rechtsgleichheit,  Denn  es  ist  mit  dii'Sfim 
nicht  vereinbar,   dass  auf  privatrechHichein  (Jebiete  nur  einem 

Bürger  Opfer  an  ihren  wohlerworbenen  Vermögensrechten  auf- 
Verden,  welche  direkt  zur  finanziellen  Erleichterung,  also  zur 
srung  anderer  Bürger  dienen  sollen. 

ir  Rechtfertigung  des  revidierten  Art,  15  bi*achte  der  Nid- 
•  Verfassungsrat    in    einer    Eingabe    an    die    BVcrs,    folgen- 

'I; 

enn  der  alte  Art.  15  die  eidg.  Gewillirleistung  erhalten  hat,  so 

dies  nach  Art.  6  litt,  c  der  BV,  der  festsetzt,  dass  jede  kant. 
^Stimmung  jederzeit  soll  revidiert  werden  können,  wenn  die  ab- 
lehrheit  der  Bürger  es  verlangt.    Und  wenn  die  Gültenbesitzer 

ihren  Privafrechten  gekränkt  und  verletzt  glauben  und  auf 
der  KVerf.  verweisen,  der  das  Eigentum  für  unverletzlich  er- 
o  übersehen  sie,  dass  die  Privatrechtc,  insbes.  das  Eigentum, 
von  der  objektiven  Rechtsordnung  normiert  sind  imd  mitunter 
itlichen  Interesse  sein'  einschneidend  beschränkt  werden.  Diese 
nknngen  müssen  sich  den  Zeitbedürfnissen  anpassen ;  die  Gesetz- 
weiche die  Privatreclite  normiert,  ist  daher  notwendig  Wantl- 
unt  er  Würfen. 

er  BR  gelit  in  seiner  Botsch.  vom  20.  März  18iMi  untt'i-  An- 
;  an  die  Praxis  des  BGer.*)  von  der  Rechtsregel  aus:    Un- 

Behandlnng  der  Bürger  bei  Gleichheit  aller  erheblichen 
ichen  Verhältnisse  widerstreitet  dem  Ai-t.  4  der  BV.  Als 
srer  Fall  der  Nicht  an  w  endbar  keit  des  Art.  4  der  BV  erscheint 
äie  Ungleicheit,  welche  erworbene  Rechte  in  der  Stellung  der 

zu  einander  hervortreten  lassen.  Dies  führt  der  BR  sodann 
!Ug  auf  Art.  15  der  Nidwaldner  Verf.  wie  folgt  näher  ans; 
fgenstand   der  Untersuchimg   bildet   der  Inhalt  des  revidierten 

anjund  für  sich  genommen,  keineswegs  etwa  in  Zusammenhang 

Vgl.  auch  Zur  Gültenfriige,  Bericht  des  VerfHssungarates  mit 
echtsguthaben  von  Dr.  3.  L.  Weibel  in  Luzcm.  auf  die  LanOsgemeindo 
April  iSm,  Luzern  1896. 

Vgl.  das  grundlegende  Urteil  des  BGer.  i.  S.  JJLf^i  vom  '2.  April  l««(l, 
itsch.  imy,  VI  Nr.  ;tt;  Blumer-More!  a.  0.  l«ll,  I  "  S.  :i5H-367. 
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oder  in  Vergleichung  mit  dem  jetzt  aufgehobenen  Art.  15.  Der  bisherige 
Art.  15  gewährleistete  den  Inhalt  der  gesetzlich  errichteten  Gülten 
(bezüglich  der  Verzinsung  im  Sinne  des  Gesetzes  von  1751)  und  der 
kanzleiischen  Versicherungen ;  er  gewährleistete  somit  den  Bestand  eines 
privatrechtlichen  Institutes  nach  gewissen  geltenden  Rechtsnormen. 
Der  neue  Art.  15  beseitigt  diese  Gewährleistung  und  überweist  die 
Regelung  des  Hypothekarwesens  der  staatlichen  Gesetzgebung  mit  gleich- 
zeitiger Festsetzung  einiger  für  das  Recht  der  Gülten  und  der  kanzlei- 
ischen Versicherungen  massgebenden  Normen  bezüglich  der  Verzinsung, 
der  Ablösung  und  der  Aufkündung,  wobei  die  bestehenden  und  die 
neu  zu  errichtenden  Gälten  und  Versicherungen  einander  völlig  gleich- 
gestellt werden. 

Die  alte  Bestimmung  (Gewährleistung  der  Gülten  und  Versicherungen) 
ist  vom  Bunde  durch  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1877  unter  Bundesgarantie 
gestellt  worden.  Allein  es  ist  selbstverständlich,  dass  damit  der  Bund 
nicht  etwa  eine  Garantie  des  Fortbestandes,  der  Unabänderlichkeit 
jener  kantonalen  Gewährleistung  übernahm,  sondern  bloss  erklärte,  dass 
der  Inhalt  derselben  bundesrechtlich  unanfechtbar  sei.  Und  er  konnte 
dies  erklären,  weil  die  Gültenbesitzer  ihre  Rechte,  durch  die  sie  sich 
von  den  Nichtgültenbesitzem  nicht  wenig  unterscheiden,  rechtmässig 
erworben  haben  und  deswegen  die  Verschiedenheit  zwischen  den  beiden 
Klassen  von  Bürgern  der  objektiven  Begründung  nicht  entbehrt,  viel- 
mehr auf  der  Ungleichheit  sehr  erheblicher  rechtUcher  und  tatsächlicher 
Verhältnisse  beruht.  Das  Recht  aber,  die  Gewährleistung  des  Art.  15 
jederzeit  aufzuheben  oder  zu  modifizieren,  wollte  und  konnte  der  Bund 
im  Jahre  1877  dem  Kanton  Nidwaiden  in  keiner  Weise  entziehen  oder 
schmälern ;  setzt  doch  Art.  6  litt,  c  der  BV  geradezu  als  Bedingung 
der  eidg.  Gewährleistung  einer  kant.  Verfassung,  dass  sie  revidiert 
werden  kann,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der  Bürger  es  verlangt. 

Die  Gültenbesitzer  bestreiten  auch  nicht,  dass  durch  das  Mittel 
der  Verfassungsre\dsion  die  konstitutionellen  Schranken  gegen  Eingriffe 
in  die  Privatrechte  der  Gültgläubiger  zu  beseitigen  formell  möglich  sei; 
aber  sie  glauben,  dass  materielle  Rechtswidrigkeiten  durch  keinen  neuen 
Verfassmigsartikel  geheiligt  werden  können,  und  hoffen  deshalb,  dass 
die  bimdesrechtliche  Garantie  der  Rechtsgleichheit  dem  materiellen 
Recht,  gegenüber  dem  Missbrauch  der  Souveränetätsrechte  auf  privat- 
rechtlichem  Gebiete,  zur  Herrschaft  verhelfen  werde. 

Der  Eingangssatz  des  Artikels,  der  die  staatliche  Gesetzgebung  an- 
weist, das  Hypothekarwesen  des  Kantons  zu  regeln,  ist  nicht  angefochten. 
Angefochten  wird  dagegen  der  zweite  Satz:  «Der  Zinsfuss  für  alle  be- 
stehenden und  neu  zu  errichtenden  Gülten  und  kanzleiischen  Versiehe- 
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rungen  innert  der  jeweiligen  amtlichen  Würdigung  des  Pfandobjektes 
darf  4*^/0  in  keinerlei  Form  übersteigen.» 

Dass  die  Kantone  befugt  sind,  ein  Zinsmaximum  für  grundversicherte 
Forderungen  aufzustellen,  ist  zwar  allseitig  zugegeben,  aber  die  Gülten- 
besitzer  erblicken  in  der  Festsetzung  eines  Maximalzinsf  usses  von  4  ^lo  eine 
Beeinträchtigung  vertragsmässig  erworbener  Rechte  der  Gültgläubiger 
zum  Vorteil  der  Gültschuldner,  eine  Bereicherung  der  Gültschuldner 
zum  Schaden  der  Gültinhaber,  und  zw^ar  in  einem  Betrag,  der,  nur  zum 
zwanzigfachen  Betrag  kapitalisiert,  den  fünften  Teil  der  Kapitalforderung 
ausmacht;  besonders  empfindlich  triflPt  dieser  Nachteil  nach  der  Be- 
hauptung der  Beschwerdeführer  die  Inhaber  von  Gülten,  die  vor  dem 
9.  Mai  1751  errichtet  worden  sind,  an  welchem  Tage  die  Landesgemeinde 
beschlossen  hat,  es  sollen  bei  der  Berechnung  der  vom  Schuldner  zur 
Entrichtung  des  Gültzinses  angebotenen  Münzsorten  20  Pfund  =  2  Thaler 
oder  4\»  Luzerner  Gulden  gerechnet  werden.  Damit  ist  nämlich  der 
Wert  des  Pfundes  für  die  Verzinsung  der  vor  1751  errichteten  Gülten 
um  2/5  herabgesetzt  (von  15  Schilling  auf  9,  da  ein  Luzerner  Gulden 
=  40  Schilling  war),  und  es  trugen  demzufolge  diese  Gülten  in  Wirklich- 
keit nur  3  anstatt  5  vom  Hundert  Zins.  Nun  sollen  sie  noch  einmal 
mit  einer  Zinsreduktion  getroffen  werden. 

Die  Gültenbesitzer  finden  hierin  eine  verfjissungswidrige  Ungleich- 
heit der  Behandlung  von  Gläubiger  und  Schuldner,  und  sie  fügen  bei, 
dass  der  dem  erstem  zugefügte  Nachteil  nicht  aufgewogen  werde  durch 
das  ihm  in  Absatz  3  gewährte,  «aber  von  ihm  keineswegs  begehrte 
Kündigungsrecht. 

Die  in  dieser  Gestalt  zur  Erörterung  gestellte  Frage  ist  sowohl 
unter  einem  allgemeinen  Gesichtspunkte,  als  mit  besonderer  Bezugnahme 
auf  die  Gültinhaber  ins  Auge  zu  fassen. 

In  allgemeinem  Sinne  muss  gesagt  werden,  dass  (Gläubiger  und 
Schiddner  zwei  Kategorien  von  Personen  sind,  bei  denen  eine  sehr 
wesentliche  und  erhebliche  Ungleichheit  der  Rechtsstellung  notwendig 
vorhanden  i.st:  der  eine  hat  zu  fordern,  der  andere  hat  zu  geben.  Wenn 
nun  vom  Gesetze  das  Mass  der  Leistung  des  zweiten  irgendwie  ver- 
mindert wird,  so  muss  der  erste  dies  als  einen  Nachteil  empfinden. 
Gläubiger  und  Schuldner  sind  zwei  ungleichnamige  Grössen,  die  in  einem 
solchen  Gegensatze  zu  einander  stehen,  dass  es  schlechterdings  un- 
möglich ist,  beide  durch  eine  und  dieselbe  Bestimmung  oder  Verfügung 
betr.  das  Mass  der  Schuld f orderung  zu  begünstigen.  Das  Prinzip  der 
Rechtsglcicliheit  kann  daher  im  «allgemeinen  in  dem  von  den  Beschwerde- 
führern vertretenen  Sinne  hier  nicht  zur  Geltung  gebracht  werden. 
Diese  Schlussfolgerung  tritft  genau  auch  für  das  Verhältnis  von  Gült- 
inh«ibern  zu  ihren  Schuldnern  zu.  Wenn  die  Schuldner  infolge  der 
Aufstellung    eines    Zinsmaximums    von  4%    den    (Tläulugern   weniger 
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Zins  als  bisher  zu  entrichten  haben^  so  muss  dies  unvermeidlich  den 
erstem  zum  Vorteil,  den  letztern  zum  Nachteil  gereichen.  Eine  ver- 
fassungswidrige ungleiche  Behandlung  in  gleicher  Stellung  befindlicher 
Personen  aber  hegt  nicht  vor. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  die  gesetzgebende  Gewalt  gut  daran 
tue,  dem  Schuldner  einen  Vorteil  zuzuwenden,  ohne  gleichzeitig  dem 
Gläubiger  ein  entsprechendes  Äquivalent  zu  gewähren.  Das  ist  aber 
eine  von  der  Gesetzgebungspolitik  zu  lösende  Frage,  die  uns  hier  nicht 
beschäftigen  kann.  Die  Revisionsfreunde  in  Nidwaiden  behaupten,  dass 
durch  die  Einführung  der  Aufkündbarkeit  dem  Gläubiger  voller  Ersatz 
für  die  etwaige  Zinseinbusse  geboten  werde;  die  Revisionsgegner  ver- 
neinen dies. 

Die  Zinsbeschränkung  des  Art.  15  Abs.  2  trifft  nicht  alle  Gläubiger, 
sondern  nur  die  Inhaber  von  solchen  Gülten  und  kanzleiischen  Ver- 
sicherungen, die  innert  der  jeweiligen  amtlichen  Würdigung  des  Pfand- 
objektes stehen. 

Eine  Ungleichheit  in  der  Behandlung  der  Gläubiger  und  der 
Schuldner,  je  nachdem  die  Forderung  den  Charakter  der  Gült  hat,  be- 
ziehungsweise gnmdversichert  ist,  oder  aber  sich  auf  eine  gewöhnliche 
Schuldverpflichtung  stützt,  ist  im  Privatrechtssystem  aller  Staaten  und 
so  auch  im  Schweiz,  positiven  Privatrechte  anerkannt ;  sie  ist  tatsächlich 
wohlbegründet ;  denn  sie  hängt  mit  dem  Immobiliarkredit,  mit  der  staat- 
lichen Sorge  für  Erhaltung  bäuerlicher  Heim^vesen  und  Hebung  des 
landwirtschaftlichen  Kreditwesens  aufs  engste  zusammen.  Der  staats- 
rechtliche Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  wird  dadurch  nicht 
beeinträchtigt. 

Dass  aber  die  Zinsbeschränkung  in  Nidwaiden  nur  für  die  Gläubiger 
und  Schuldner  von  solchen  Gülten  und  kanzleiischen  Versicherungen 
gelten  soll,  die  innert  der  jeweiligen  amtlichen  Würdigung  des  Pfand- 
objektes stehen,  rechtfertigt  sich  hinlänglich  durch  die  grössere  Sicher- 
heit, welche  das  Grundpfand  in  diesem  Falle  der  Forderung  des 
Gläubigers  bietet. 

Nun  stellt  aber  der  neue  Verf.-Artikel  die  Zinsbeschränkung  für 
alle  Inhaber  von  Gülten  imd  hypothekarischen  Versicherungen,  gleich- 
viel ob  sie  vor  oder  nach  1751  errichtete  Titel  besitzen,  ob  sie  bisher 
gemäss  Vertrag  mehr  oder  weniger  als  4 « o  zu  fordern  hatten,  auf.  Er 
behandelt  die  Gläubiger  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  bisherige  Un- 
gleichheit ihrer  Rechtsstellung  gleich.  Darin  sehen  die  Beschwerde- 
führer wiederum  einen  Einbruch  in  den  Verfassungsgrundsatz  der  Rechts- 
gleichheit der  Bürger.  Allein  ihr  Standpunkt  ist  nicht  als  ein  richtiger 
anzuerkennen.  Die  Nidwaldner  Verfassungsnovelle  nivelliert,  was  bisher 
uneben  war,  sie  legt  sich  dabei  rückwirkende  Kraft  bei,  indem  sie  auch 
die  bereits  bestehenden  Gülten  und  Hypotheken  (Versicherungen)  erfasst, 
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sie  schreitet  über  vorhandene  Ungleichheiten  hinweg  zur  Aufstellung 
einer  und  derselben  Zinshöhe.  Damit  verstösst  sie  offenbar  nicht  gegen 
das  Prinzip  der  Rechtsgleichheit,  sondern  beseitigt  wohlbegründete,  mit 
Art.  4  der  BV  vereinbarte  Ungleichheiten  und  lässt  sog.  wohlerworbene 
Rechte  (jura  quaesita)  unberücksichtigt.  Kann  sie  das,  ohne  gegen  Art.  4 
der  BV  zu  Verstössen?  So  muss  die  Frage  an  die  politische  Bundesbehörde 
gestellt  werden,  wenn  nicht  ein  fremdes  Element  in  die  Diskussion  hin- 
eingetragen werden  soll.  Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein. 

Art.  4  hindert  die  Entstehung  und  den  Bestand  von  Ungleich- 
heiten, die  sich  als  sog.  wohlerworbene  Rechte  darstellen,  nicht.  Ebenso- 
wenig steht  er,  in  negativer  Richtung,  der  Beseitigung  solcher  Ungleich- 
heiten entgegen.  Die  Nidwaldner  Novelle  ist  ein  Gesetz,  kraft  dessen 
bestehende  Privatrechte  eine  Einbusse  an  Vermögenswert  erleiden. 
Wenn  die  Inhaber  derselben  auf  Rechtsschutz  Anspruch  haben,  so 
möge  er  ihnen  zuteil  werden.  Allein  es  liegt  nicht  in  der  Kompetenz 
und  nicht  in  der  Aufgabe  der  politischen  BBehörde,  dem  kantonalen 
Gesetzgeber  in  einem  solchen  Falle  in  den  Arm  zu  fallen. 

Gegen  Abs.  3  des  Art.  15  werden  die  nämlichen  grundsätzlichen 
Einwendungen  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Art.  4  der  BV  erhoben, 
wie  gegen  Abs.  2.  Die  Ungleichheit  trete  zu  Tage  einmal  im  Verhältnis 
des  Gläubigei*s  zum  Schuldner:  dem  erstem  werden  Rechte  ohne  ent- 
sprechenden Ersatz  genommen,  dem  letztern  Vorteile  zugeschöpft.  Nach 
dem  bisherigen,  durch  Art.  15  der  KVerf.  von  1877  ausdrücklich  gewähr- 
leisteten Recht  konnte  eine  Gült  nur  in  der  in  ihrem  Kontexte  be- 
dungenen Art,  d.  h.  nur  nach  den  vertragsmässigen  Bedingungen,  abgelöst 
werden;  z.  B.  bei  Pfundbargeldgülten  (deren  Ablösung  auf  einmal  und 
in  bar  bewirkt  werden  soll)  mussten,  wenn  sie  vor  1751  errichtet  w^orden, 
für  1000  Pfund  nach  der  althergebrachten  Währung  Fr.  714.28  bezahlt 
werden  (1  Pfund  =  15  Schilling;  40  Schilling  [1  Luzerner  Gulden]  ~ 
Fr.  1.90;  1  Schilling  =  4,75  Rappen  n.  W.;  daher  1  Pfund  -  71,25 
Rappen  und  7  Pfund  ==  rund  Fr.  5).  Wenn  nun  aber  gemäss  der  Ver- 
fassungsnovelle für  die  Kapitalablösung  7  Pfund  zu  3  Franken  berechnet 
werden  sollen,  nach  dem  Verhältnis,  das  im  Jahre  1715  für  die  Ver- 
zinsung festgesetzt  wurde  (20  Pfund  =  4'/2  Luzerner  Gulden  =  [472  X40] 
180  Schilling  [statt  20  Pfund  =  Th  Luzerner  Gulden  =  [7*2  X  40]  300 
Schilling])  oder  7  Pfund  =  rund  8  Franken  (statt  7  Pfund  =  rund 
5  Franken),  so  erleiden  die  Gültinhaber  eine  Einbusse  von  ^ß  ihres 
Kapitals ;  diese  ^/s  gewinnt  der  Schuldner,  Sodann  weisen  die  Beschwerde- 
führer hin  auf  das  Verhältnis  der  Gläubiger  unter  einander.  Denjenigen, 
welche  keine  Gülten  besitzen,  wird  nichts  von  ihrer  Kapitalforderung 
weggenommen,  den  Gültinhabern  aber  wird  eine  Einbusse  von  */&  zu- 
gemutet. Unter  den  Gültenbesitzern  selbst  sind  diejenigen,  deren  Titel 
auf  eine  Summe  in  neuer  Schweizer  Währung  lautet  (sog.  Frankengülten), 
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keinem  Kapitalverlust  ausgesetzt;  die  PfundgQlteninhaber  aber  sollen 
eine  Minderung  ihres  Kapitals  um  */*  sich  gefallen  lassen. 

Eine  fernere  Ungleichheit  zwischen  den  Gültgläubigern,  wiederum 
zum  einseitigen  Vorteil  der  Schuldner,  werde  dadurch  herbeigeführt, 
dass  nun  alle  Gülten  gegen  bar  ablösbar  sein  sollen,  während  vor  und 
nach  1751  Gülten  «bekannt»  (errichtet)  wurden,  deren  Ablösung  zufolge 
der  Vereinbarung  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  in  anderer  Weise 
zu  erfolgen  hatte,  namentlich  «einrückige»  Gülten,  die  mit  einer  Pfund- 
bargeldgült  —  in  einem  Ruck  -  abzulösen  waren,  und  «zweirückige» 
Gülten,  zu  deren  Ablösung  es  zweier  Rucke  bedurfte,  indem  dazu  eine 
einrückige  Gült  verwendet  werden  musste.  Der  Gläubiger  hatte  mithin 
das  Recht,  statt  bares  Geld  ältere  Gülten  an  Zahlungsstatt  zu  verlangen, 
die,  namentlich  ihrer  beschränkten  Ablösbarkeit  wegen,  einen  hohen 
Kurswert  hatten.  Dieses  Recht  werde  ihm  nun  genommen,  damit  sein 
Vertragsrecht  gebrochen,  während  es  gegenüber  anderen,  versicherten 
und  unversicherten,  Gläubigem  anerkannt  bleibt. 

Man  sieht,  die  Beschwerdeführer  stellen  sich  auch  gegenüber  den 
Festsetzungen  des  Art.  15  Abs.  3  auf  den  Standpunkt  der  wohl- 
erworbenen Rechte.  Was  sie  «ungleiche  Behandlung»  von  Gläubiger 
und  Schiddner  und  eines  Gläubigers  im  Vergleich  zu  einem  andern 
nennen,  ist  in  Wirklichkeit  die  Herstellung  einer  absoluten  Gleichheit 
der  Gläubiger  und  der  Schuldner  in  Bezug  auf  die  Ablösbarkeit  von 
Gülten ;  man  kann  sagen :  es  wird  durch  den  neuen  Gültenartikel  alles 
über  einen  Leisten  geschlagen,  ohne  Rücksichtnahme  auf  bisheriges 
Recht,  das  in  mehrfacher  Beziehung  Verschiedenheiten  anerkannt  hatte, 
und  auf  abweichende  Vertragsverhältnisse.  Es  lässt  sich  gar  nicht  in 
Abrede  stellen,  dass  durch  solche  Bestimmungen  in  das  bestehende 
<^ivilrecht  eingegriifen  wird,  und  dass  für  einzelne  Personen  vermögens- 
rechtliche Nachteile  daraus  resultieren  können.  Aber  das  Civilrecht 
teilt  mit  allen  übrigen  menschlichen  Einrichtungen  die  Eigenschaft  der 
Wandelbarkeit,  und  das  geltende  Civilrecht  ist  gegen  Veränderungen 
auch  dann  nicht  gefeit,  wenn  ein  Verf. -Artikel  seinen  Bestand  gewähr- 
leistet.    Denn  auch  das  Verfassungsrecht  ist  wandelbar. 

So  sind  denn  in  betreff  der  Einwände  gegen  Abs.  3  des  Art.  15 
ganz  die  nämlichen  Bemerkungen  und  Berichtigungen  anzubringen,  wie 
in  Bezug  auf  die  Angriffe  gegen  Absatz  2. 

Art.  15  Abs.  4  hat  keine  verfassungsrechtliche  Beanstandung  er- 
fahren. Derselbe  bestätigt  bisheriges  Recht  in  Ansehung  der  ausser 
•der  amtlichen  Schätzung  errichteten  Gülten  und  Versicherungen,  bei 
denen,  ihrer  geringem  Sicherheit  wegen,  das  Zinsmaximum  von  4% 
nicht  Anwendung  finden  soll  und  der  Zinsfuss  bis  5**/o  steigen  darf, 
imd  die  vom  Schuldner  abgelöst,  aber  vom  Gläubiger  nicht  aufgekündet 
werden  können. 
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Verfassnng  des  Kantoss  Olarns. 

63.  I.  Verfassung,  beschlossen  in  der  ordentlichen 
Landsgemeinde  vom  22.  Mai  1887. 

Eidg.  Gewährleistung   durch  BBe.schl.  vom  2J).  Juni  1887,  A.  S.  n.  F.  X  lOL 
—  Botsch.  des  BR  vom  10.  Juni  18S7,  B  1887  III  321;  1888  11  760. 

Die  Vei-f.,  in  der  Landsgemeinde  vom  22.  Mai  1887  be- 
schlossen und  an  Stelle  tretend  derjenigen  vom  Jahre  1842  und 
der  Partialrevisionsbeschlüsse  der  Landsgemeinde  aus  den  Jahren 
1851,  1866,  1873,  1874  und  188C),  enthält  namenthch  in  Betreff  der 
Organisation  und  Befugnisse  der  öffentlichen  Gewalten  nicht  unbe- 
deutende  Änderungen.  Die  eidg.  Gewährleistung  wurde  durch 
BBeschl.  vom  29.  Juni  1887  vorbehaltlos  ausgesprochen. 

Die  Landsgemeinde  selbst  hat  in  ihrer  äussern  Gestaltung  so 
wenig  als  in  ihren  Machtbefugnissen  eine  w-esentliche  Änderung  er- 
fahren. Anders  verhält  es  sich  mit  der  Organisation  der  Behörden. 
Als  die  hauptsächlichste  Neuerung  ist  die  Abschaffung  des  seit  einem 
halben  Jahrtausend  als  Landesregierung  aratenden  Rates  und  seiner 
Kommissicmen  und  die  Einführung  des  Direktorialsystems  zu  bezeichnen. 
An  Stelle  des  über  40  Köpfe  zählenden  Rates,  der  teils  aus  9  von  der 
Landsgemeinde  gewählten  Mitgliedern  der  Standeskommission  bestand, 
teils  nach  den  politischen  Gemeinden  von  den  «Tagwen  >  ernannt  war, 
eines  Verwaltungskörpers,  der  sich  mit  den  Einzelheiten  der  Admi- 
nistration nicht  befassen  konnte  und  deshalb  die  Geschäfte  entweder 
zur  definitiven  Erledigung  oder  bei  grövSserer  Wichtigkeit  zur  Vorbe- 
reitung einer  Reihe  von  Kommissionen,  die  aus  seinem  Schosse  her- 
vorgegangen waren,  überliess,  ist  ein  einheitlicher,  aus  sieben  Mitglie- 
dern bestehender  Regien mgsrat  getreten.  Das  Kommissionalsystem 
wurde  mit  dem  Direktorialsystem  vertauscht.  Lifolge  dieser  neuen 
Organisation  der  Verwaltung  musste  auch  die  der  Landsgemeinde  am 
nächsten  stehende  Behörde,  der  Landrat,  anders  zusammengesetzt 
werden.  Bis  jetzt  w^aren  auf  einen  Ratsherrn  zwei  Landräte  zu  wählen ; 
von  nun  an  haben  die  Wahlgemeinden  auf  je  500  Seelen  der  Bevölke- 
rung und  auf  Bruchteile  von  über  250  je  ein  Mitglied  des  Landrates 
zu  ernennen.  Früher  gehöi-ten  die  Mitglieder  der  Standeskommission, 
sowie  die  Ratsherren  dem  Landrate  mit  Sitz  und  Stimme  von  Verfiis- 
sungs wegen  an;  nunmehr  wohnen  die  sieben  Mitglieder  des  Reg-Rates 
dem  Landrate  mit  beratender,  nicht  entscheidender  Stimme  bei.  Die 
Zalil  der  Mitglieder  des  Landrates  geht  infolge  der  neuen  Wahlart 
und  Zusammensetzung  der  Beliörde  von  111  (von  denen,  abgesehen  von 
den  Ratsherren,  68  durch  die  Gemeinden  gewühlt  w^arenj  auf  07  herunter. 
Die  Ratsherren  bestellen  nicht  mehr.  Früher  bildeten  der  Landammann, 
der  Landestat thalt(M'  imd  ein  Ratsschreiber  von  Verfassungs wegen  das 
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Bureau  des  Landrates ;  in  Zukunft  wählt  der  Landrat  sein  Bureau  selbst 
je  auf  ein  Jahr  . . . 

Die  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  Bürgern  und  Niederge- 
lassenen fand  auf  der  Grundlage  des  faktischen  und  rechtlichen  Zu- 
standes  statt,  der  sich  nach  Massgabe  der  BV  und  des  Gemeindesteuer- 
gesetzes von  1877  in  den  Gemeinden  ausgebildet  hat.  Die  «Tagwen- 
verbände»  —  heivsst  es  im  Landsgemeinde-Memorial  —  als  die  Jahr- 
hunderte alten  Vereinigungen  zur  Förderung  gemeinsamer  öflfentlicher 
Ziele  und  Interessen  bleiben  fortbestehen.  Sie  erweitem  sich  durch 
Zuzug  der  Niedergelassenen  zur  Ortsgemeinde,  welche  aus  einem  oder 
mehreren  Tagwen  zusammengesetzt  sein  kann.  Die  Gemeindeversamm- 
lung besteht  für  alle  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten  aus  den  orts- 
anwesenden stimmberechtigten  Bürgern  (Tagwenleute) ;  bei  allen  An- 
gelegenheiten dagegen,  die  nicht  rein  bürgerlicher  Natur  sind,  haben 
auch  die  niedergelassenen  Schweizerbürger  Stimmrecht.  Den  Gemeinden 
ist  es  jedoch  unbenommen,  durch  Beschluss  der  ortsanwesenden  Tagwen- 
burger  den  Niedergelassenen  und  Aufenthaltern  auch  in  rein  bürger- 
lichen Angelegenheiten  das  Stimmrecht  einzuräimien. 

Die  Bestimmungen  über  die  Schul-  und  Armengemeinden  lehnen 
sich  an  die  PartialreA-ision  vom  Jahre  1880  an:  Damach  besteht  die 
Kirchgemeinde  aus  sämtlichen  innerhalb  der  Gemeinde  wohnenden  Kirch- 
genossen, die  Schulgemeinde  aus  sämtlichen  innerhalb  der  Gemeinde  woh- 
nenden Schulgenossen,  einschliesshch  derjenigen  Kantons-  und  Schweizer- 
bürger der  betreffenden  KonfeSvSion  resp.  des  betreffenden  Schulkreises, 
welche  seit  wenigstens  drei  Monaten  in  der  Gemeinde  niedergelassen 
sind.  Mit  dieser  Redaktion  ist  dem  Art.  43  der  BV  Genüge  geleistet.  Die 
AnBengemeinde  endlich  besteht  «aus  der  stimmfähigen  ortsbürgerlichen 
Einwohnerschaft  eines  Armenkreises.  Die  öffentlich  rechtliche  Stellung 
der  Aufenthalter  wird  dahin  präzisiert,  dass  dieselben  nach  dreimonat- 
lichem Aufenthalt  als  Niedergelassene  zu  behandeln  sind. 

Die  Revision  der  Verf.,  handle  es  sich  um  Partial-  oder  Total- 
revision, wird  erleichtert;  über  die  Vorlage  einer  revidierten  Verf.  hat 
sich  künftighin  die  Landsgemeinde  bloss  dahin  auszusprechen,  ob  die- 
selbe anzunehmen,  zu  verwerfen  oder  zur  Umarbeitung  an  den  Landrat 
zurückzuweisen  sei.  Man  will  dadurch  verhüten,  dass  individuelle  An- 
träge die  Einheit  und  den  Zusammenhang  des  Werkes  gefährden. 

Endlich  sei  erwähnt,  dass  im  Gegensatz  zur  bisherigen  Verfas- 
sungsbestimmung den  Gemeinden  die  Unterstützung  des  Staates  auch 
bei  Errichtung  und  Erhaltimg  von  Sekundär-,  Bezirks-,  Fortbildungs- 
und  gewerblichen  Schulen  zugesichert  wird,  und  daher  zu  Gunsten  der 
unbemittelten  Armengemeinden  in  ausgie})iger  Weise  der  Staat  zur 
Mithilfe  herbeigezogen  wird.  BR  in  B  1887  III  32:3. 
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II.  Partialrevision  infolge  Beschlusses  der  Landsgemeinde 
vom  5.  Mai  1889  zu  Art.  26  der  Verf.  betr.  Erweiterung  des 
Rechtes  der  geheimen  Abstimmung. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.   vom  12.  Juni  1889,  A.  S.  n.  F.  XI  163. 

—  Botsch.  des  BR  vom  3.  Juni  1^9.  B  1889  III  286;  1890  II  135. 

Der  von  der  BVers.  den  12.  Juni  1889  gewährleistete  Be- 
schluss  der  Landsgemeinde  lautet: 

Art.  26.  Die  Wahlen  und  Abstimmungen  an  der  Landsgemeinde 
geschehen  durch  das  freie  Handmehr. 

Die  Wahlen  der  Mitglieder  des  Landrates  und  des  Gemeinde- 
rates sind  in  allen  Gemeinden  durch  geheime  Abstimmung  vor- 
zunehmen. 

Den  Gemeinden  steht  die  Befugnis  zu,  durch  Mehrheitsbe- 
schluss  auch  für  die  tlbrigen  von  ihnen  vorzunehmenden  Wahlen 
und  Abstimmungen  die  geheime  Stimmabgabe  einzuführen. 

III.  Partialrevision  infolge  Beschlusses  der  Landsgemeinde 
vom  8.  Mai  1892  betr.  Revision  des  Art.  8  der  Verf.  im  Sinne  der 
Erweiterung  des  Expropriationsrechtes. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  7.  Juni  1892,  A.  S.  n.  F.  XII  908. 

—  Botsch.  des  BR  vom  7.  Juni  1892,  B  1892  III  470;  1893  II  11. 

Art.  8  Abs.  1  der  Verf.  erhält  folgende  Fassung: 
Das  Eigentum  ist  unverletzlich.  Das  Ges.  bestimmt  die  Fälle,  in 
denen  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  gegen  gerechte  und  volle 
Entschädigung  dem  Staate,  Gemeinden,  Korporationen,  Gesellschaften 
oder  Privaten  Grundeigentum  oder  Rechte  (bisher :  Grundeigentum  oder 
dazu  gehörige  Rechte)  abzutreten  sind  (bisher  statt  Gesellschaften  und 
Privaten :  Die  Landsgemeinde  kann  auch  Gesellschaften  oder  Privaten, 
welche  ein  im  öffentlichen  Interesse  liegendes  Werk  ausführen  wollen, 
das  Recht  einräumen,  die  Abtretung  des  hiefür  erforderlichen  Grund- 
eigentums zu  verlangen). 

IV.  Partialrevision  infolge  Beschlusses  der  Landsgemeindc 
vom  6.  Mai  1894  betr.  Art.  75  und  78  der  Verf.  über  Verwendung 
des    Schulgutes  und  Bestreitung   ausserordentlicher   Ausgaben  der 

Schulgemeinden. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  26.  Juni  1894,  A.  ö.  n.  F.  XIV  278. 

—  Botsch.  des  BR  vom  5.  Juni  1894,  B  1894  II  933;  1895  H  110. 

V.  Partialrevision  infolge  Beschlusses  der  Landsgemeinde 

vom  5.  Mai  1895  in  bezug   auf  die  Civilgerichtskonipetenzen,   Art. 

55  bis,  56  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Juni  1895,  A.  S.  n.  F.  XV  151. 
Botsch.  des  BR  vom  4.  Juni  1895,  B  1895.  III  230;  189«  II  8. 
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Die  endgiltige  Entscheidungsbefugnis  des  C'ivilgeriehtspräsidenten 
wird  verfassungsrechtlich  festgesetzt. 

VI.  Partialrevision  infolge  Beschlusses  der  Landsgemeinde 
vom  10.  Mai  1896  betr.  Art.  35  Ziff.  8  und  64  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Juni  1896,  A.  S.  n.  F.  XV  478. 

—  Botsch.  des  BR  vom  26.  Mai  185H>,  B  1896  III  184:  W,ü  I  3(56. 

Die  Ortsgemeinde  Haslen  wird  selbständige  Wahlgemeinde,  dem- 
nach getrennt  von  der  Wahlgemeinde  Diesbach. 

Die  Wahl  des  Staatsanwaltes  und  die  des  Verhörrichters,  bisher 
dem  Landrat  zustehend,  behält  sich  die  Landsgemeinde  vor. 

VIL  Partialrevision  infolge  Beschlusses  der  Landsge- 
meinde vom  1.  Mai  1898  betr.  Erweiterung  des  Ausstandes  in 
Gemeindebehörden   wegen  Verwandtschaft,  Art.  28  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2.  Nov.  18^)8,  A.  S.  n.  F.  XVI  853. 

—  Botsch.  des  BR  vom  21.  Okt.  1898,  B  1898  IV  545;  189J)  I  .358. 

In  sämtlichen  Gemeindebehörden  dürfen  keine  Personen  neben 
einander  sitzen,  welche  im  ersten  oder  zweiten  (bisher  nur  im  ersten) 
Verwandtschaftsgrade  zu  einander  stehen. 

VIIL  Partialrevision  infolge  Beschlusses  der  Lands- 
gemeinde  vom  7.  Mai  1899   betr.   Art.  58  der  Verf.,    Organisation 

des  Kriminal-  und  Polizeigerichtes. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  27.  Juni  1899,  A.  S.  n.  F.  XVII 
217.  —  Botsch.  des  BR  vom  23.  Mai  1899,  B  1899  III  77;  1900  I  787. 

Das  Polizeigericht  besteht  aus  3,  anstatt  wie  bisher  aus  5  Mit- 
gliedern; auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  können  dem  Präsidenten 
des  Kriminal-  und  Polizeigerichtes  bestimmte  Einzelkompetenzen  in 
Strafsachen  zugeschieden  w^erden. 

Verfassnng  des  Kantons  Zag. 

64.  I.  Verfassung  vom  22.  Dez.  1873. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  .luni  1874,  A.  S.  n.  F.  I  45.  — 
Ber.  des  BR  vom  29.  Mai  1874,  B  1874  I  1112;  Bericht  der  Komm,  des  StR 
vom  15.  Juni  1874  (Kappeier),  B  1874  II  489:  1875  II  564. 

Den  27.  Okt.  1873  nahm  der  Grosse  Rat  des  Kts.  Zug  den 
Entw.  einer  neuen  KVerf.  an,  die  an  Stelle  der  Verf.  vom  8.  Jan. 
1848  treten  sollte.  In  der  Volksabstimmung  vom  14.  Dez.  wurde 
dieser  Entw.  mit  2199  gegen  1362  Stimmen  genehmigt,  worauf 
derselbe  vom  Grossen  Rat  den  22.  Dez.  1873  als  neues  Grund- 
gesetz des  Kts.  Zug  erklärt  wurde.  Hierauf  hat  die  BVers.  den 
17.  Juni  1874,  in  Erwägung: 
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1.  Dass  diese  Verf.  von  der  Mehrheit  des  zugerischen  Volkes  an- 
genommen worden  ist,  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nach  re- 
publikanischen Formen  sichert  und  revidiert  werden  kann,  wenn  die 
absolute  Mehrheit  des  Volkes  es  verlangt,  in  dieser  Hinsicht  mithin 
die  Anforderungen  des  Art.  6  litt,  b  imd  c  der  revidierten  BV  erfüllt 
sind,  zumal  dieser  Artikel  nach  seinem  Wortlaute  gestattet,  für  Verf-Re- 
visionen  die  absolute  Mehrheit  der  Bürger  und  nicht  nur  die  Mehrheit 
der  in  einem  gegebenen  Falle  stimmenden  zu  verlangen*'); 

2.  dass  jedoch  seit  der  Zeit  der  Annahme  dieser  Verf.  durch  das 
Volk  des  Kts.  Zug  die  revidierte  BVerf.  der  Eidg.  in  Wirksamkeit  ge- 
treten ist,  welche  in  mehrfacher  Hinsicht  neue  Verf- Grundsätze  ins 
Leben  gerufen  hat,  gegen  w^elche  die  vorgelegte  Verf.  verstösst,  so  dass 
der  Ziff.  a  des  Art.  6  der  BV  nicht  Genüge  geleistet  ist; 

3.  dass  in  dieser  letztern  Richtung  nachfolgende  Artikel  des  zur 
Garantie  vorgelegten  Grundgesetzes  mit  der  revidierten  BV  in  Wider- 
spruch treten: 

a.  der  §  3  betr.  die  Glaubensfreiheit,  insofoi'n  derselbe  zwischen 
verschiedenen  Glauben.sbekenntnissen  rücksichtlich  des  staatlichen 
Schutzes  einen  Unterschied  zu  machen  sucht ;  weshalb  dieser  Para- 
graph durchaus  nur  im  Sinne  der  Art.  49,  5<)  und  53  der  revi- 
dierten BV  ausgelegt  und  angewendet  werden  darf 2); 

*)  Die  Zuger  Verf.  fordert  in  deu  §§  31—35,  dass  sich  die  absolute 
Mehrheit  der  stimmberechtigten  Bürger  des  Kantons  für  Revision  aussprechen 
muss,  wenn  dieselbe  an  Hand  genommen  werden  soll,  und  dass  die  absolute 
Mehrheit  der  Stimmberechtigten  zur  Annahme  der  dem  Volke  vorzulegenden 
Rcvisionsai'beit  des  KRates  erforderlich  ist.  Dagegen  wurde  geltend  gemacht, 
dass  es  im  Sinne  der  BV  Art.  H  litt,  b  die  Mehrheit  der  Stimmenden  sein 
müsse.     Hiezu  bemerkt  die  Komm,  des  StR: 

Der  Ausdruck  «absolute  Mehrheit  der  Bürger»  nmss  auf  das  ganze 
Volk  bezogen  werden,  auf  eine  Mehrheit  aller  Stimmberechtigten.  Die  viel 
engere  Bedeutung  «Mehrheit  der  Stimmenden»  liegt  nicht  in  den  Worten  der 
BV;  es  niüsste  notwendig  beigefügt  sein,  wenn  darunter  nur  Mehrheit  der 
in  einem  si)eziellen  Fall  das  Stimmrecht  Ausübenden  gemeint  sein  sollte. 
In  letztemi  Falle  könnte  dann  unter  Umständen  nur  ein  Drittel  oder  ein 
Vierteil  des  Volkes  gesprochen  haben.  Es  ist  anzunehmen,  dass  in  der  Tat, 
um  das  bestehende  Grundgesetz  zu  ändern,  den  Kantonen  gestattet  werden 
sollte  (alsdann  allerdings  höchste  Zahl),  die  Mehrheit  aller  Stimmberechtigten 
resp.  die  Hälfte  mehr  eine  Stimme  zu  verlangen  ....  Wohl  können  die 
Kantone  resp.  das  Volk  in  denselben,  wenn  es  ihm  g(»fällt,  das  Revisions- 
recht erleichtern,  namentlich  wie  es  in  den  meisten  Verf.  enthalten  ist,  nur 
die  Mehrheit  der  in  casu  Stinunendeu  verlangen,  aber  wir  glauben  nicht, 
dass  dies  verfassungsmässige  Garantieforderung  sei. 

B  1874  II  41K);  unten  II.  Vgl.  57,  Ziff.  6,  66,  III. 

2)  Der  beanstandete  §  3  lautet:  «Die  christliche  Religion  nach  dem 
römisch-katholischen  Glaubensbekenntnisse  ist  die  vom  Staate  gewährleistete 
Religion.  —  Die  freie  Ausübung  des  (iottesdienstes  ist  auch  den  übrigen 
christlichen  Konfessionen,    sowie    innerhalb    den  Schranken    der  Sittliclikeit 
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b.  die  §§  4,  81  und  82,  von  denen  ereterer  den  kirchlichen 
Behörden  ein  verfassungsmässiges  Recht  der  Mitsorge  für  den 
öffentlichen  Untenicht  zuspriclit,  der  zweite  das  Schulgut  konfes- 
sionellen Gemeinden  überantwortet  und  auch  nur  katholische  Schul- 
ansässen  in  Schulangelegenheiten  stimmberechtigt  erkläi-t ,  der 
dritte  auch  für  die  Protestanten  die  Neubildung  konfessioneller 
Schulgemeinden  verlangt,  welche  Bestimmungen  mithin  gegen 
Art.  27  der  BV  Verstössen,  welch  letzterer  Art.  die  öffentlichen 
Schulen  ausschliesslich  unter  staatliche  Leitung  stellt,  und  die 
Glaubensgenossen  aller  Bekenntnisse  gleichberechtigt  in  diese 
S(*.hulen  aufgenommen  und  in  ihren  religiösen  Überzeugungen  ge- 
schont wissen  wilP); 


und  der  staatlichen  Ordnung  jeder  andern  Keligionsgenossenschaft  zuge- 
sichert.» —  Die  Ständer.  Komm,  sagt  hiezu: 

Der  §  3  ist  gefasst  im  alten  Stile,  wonach  eine  vorzugsweise  Staats- 
religion gegründet  wird.  Sind  die  andern  nicht  gewährleistet?  Der  Wort- 
laut des  §  3  hat  entweder  nichts  oder  etwas  zu  sagen,  was  der  neuen  BV 
nicht  konform  ist.  Soll  etwa  die  alte  Beerdigungsverordnung  (wonach  die 
Leichen  von  Protestanten  aus  dem  ganzen  Kanton  in  der  Regel  auf  dem 
protestantischen  Kirchhofe  in  Baar  beerdigt  werden  müssen)  unter  diesem 
Titel  fortbestehen  (der  Art.  5:i  der  BV  lässt  es  nicht  zu)  oder  dergleichen? 
Die  revidierte  BV  steht  in  dieser  Frage  auf  einem  ganz  andern  und  allge- 
meinen Boden.  Ai*t.  49  führt  eine  allen  Meinungen  gegenüber  gleiche  Sprache. 
Es  wäre  also  wünschbar,  dass  der  Wortlaut  dieses  §  3  der  Zuger  Verf.  ge- 
ändert würde ;  allermindestens  sind  die  konfessionellen  Artikel  der  B V  vorzu- 
behalten und  jede  Auslegung  von  vorneherein  abzulehnen,  die  denselben 
widersprechen  würde,  B  1874  II  492;  vgl.  B  1874  I  1118;  oben  S.  224. 

')  Die  Ständer.  Komm,  bemerkt  hiezu:  Es  ist  evident  klar,  dass  der 
ganze  bisherige  bürgerlich-staatliche  Charakter  der  Schule  konfessionell  ge- 
macht werden  soll.  Diese  Konfessionahsierung  der  Schule  ist  nun  dem 
Geiste  und  dem  Wortlaute  des  Art.  27  der  BV  gänzlich  zuwider.  Dieser  Art. 
fordert  nicht  nur  ausschliesslich  staatliche  Leitung,  sondern  er  will  auch, 
dass  die  öffentlichen  Schulen  so  eingerichtet  seien,  dass  sie  von  den  Ange- 
hörigen aller  Bekenntnisse  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit besucht  werden  können.  Hier  liegt  in  der  Tat  ein  grosses 
sachliches  Interesse  vor,  dass  gegen  diesen  Geist  nicht  diametral  in  den 
Kantonen  vorgegangen  werden  könne.  Es  wird  und  muss  unter  der  neuen 
BV  die  Frage  entstehen,  ob  selbst  da,  wo  die  Schulen  bisher  unzweifelhaft 
konfessionell  waren,  es  so  bleiben  könne;  aber  Über  jedem  Zweifel  steht, 
dass,  wo  die  Sache  bis  jetzt  nicht  so  war,  es  unter  der  revidierten  BV  niclit 
mehr  so  gemacht  werden  kann  und  darf,  B  1874  II  493. 

Der  BR  wollte  den  §§  81  und  82  die  nachgesuchte  Garantie  nicht  ver- 
sagen, namenthch  weil  ein  formeller  Widerspruch  mit  Art.  27  der  BV  nicht 
bestehe  und  erst  die  zur  Ausführung  notwendigen  Gesetze  möglicherweise 
einen  solchen  Widerspruch  schaffen  könnten,  und  weil  die  Reg.  von  Zug  er- 
klärt hatte,  dass  §  82  nie  und  nimmer  den  Sinn  habe,  als  beahsiciitige  man 
die  protestantischen  Einwohner  zur  Errichtung  eigener  Schulen  zu  zwingen 
oder  ihren  Kindern  den  Besuch  katholischer  Schulen  zu  erschweren,  B  1874 
I  1119. 
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c.  die  §§  66  und  70,  welche  die  Todesstrafe  als  zulässige  Straf- 
art voraussetzen  und  somit  gegen  Art.  65  der  BV  Verstössen; 

d.  die  §§21  und  77,  von  denen  ersterer  die  kant.  Leistungen 
an  die  Wehrpflichtigen  nicht  in  dem  vollen  Umfange  übernimmt, 
wie  es  die  Art.  18  und  20  der  BV  voraussetzen;  der  zweite  der 
kant.  Kompetenz  noch  Befugnisse  einräumt,  welche  der  Art.  20 
der  revidierten  BV  dem  Bunde  zuteilt, 

beschlossen : 

Der  KRat  von  Zug  ist  eingeladen,  die  neue  Verf.  dieses 
Kantons  bezüglich  der  beanstandeten  Artikel  mit  der  revidierten 
BV  dem  Bunde  nachträglich  vorzulegen.  Im  übrigen  ist  die 
vorgelegte  Verf.  garantiert.        A.  S.  n.  F.  1  45,    Vgl.  oben  Nr.  47. 

IL  Nachtrag  zur  Verf.  vom  22.  Dez.  1873,  in  der  Volks- 
abstimmung vom  23.    April  1876  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung   durch  BBeschl.    vom   4.  Juli  1876,   A.  S.  ii.   F.  II  mS. 
—  Her.  des  BR  vom  16.  Juni  1876,  B  1876  III  167:  1876  11  241;  1877  II  507. 

Den  2.  Dez.  1875  übermittelte  die  Reg.  des  Kts.  Zug  dem  BR 
die  «Revidierten  Art.  der  Verf.  des  Kts.  Zug  vom  14.,  22.  Dez. 
1873»,  wie  sie  den  14.  Nov.  1875  der  zugerischen  Bevölkerimg  zur 
Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegen  haben.  Gleichzeitig  zeigte 
sie  dem  BR  an,  dass  zwischen  ihi'  und  dem  KRat  eine  Meinungs- 
verschiedenheit darüber  entstanden  sei,  ob  die  «Revidierten  Artikel» 
als  vom  Volke  angenommen  oder  verworfen  zu  betrachten  seien. 
Der  KRat  habe  beschlossen,  es  seien  dieselben  nicht  angenommen  ; 
sie,  die  Reg.,  dagegen  habe  eine  abweichende  Meinung. 

Die  Revisionsarbeit,  wie  sie  durch  den  BBeschl.  vom  17.  Juni 
1874  erforderlich  geworden  war,  wurde  nämlich  auf  einige  Artikel 
der  Verf.  v(m  1873  ausgedehnt,  welche  durch  den  BBeschl.  nicht 
betroffen  waren;  der  KRat  setzte  die  neuen  Bestimmungen  den 
12.  Juli  1875  fest.  Hiebei  ging  der  KRat  davon  aus,  dass  die 
gleichen  Grundsätze,  welche  für  die  Volksabstimmung  über  den 
gesamten  Verf.-Entw.  vom  Jahre  1873  galten,  auch  anlässlich  der 
Abstimmung  über  die  revidierten  Artikel  zur  Anwendung  kommen 
müssen,  wonach  zur  Annahme  des  Entw%  die  Mehrheit  der  wirk- 
lich Stimmenden  genügt,  während  allerdings  die  Verf.  von  1873 
in  §  33  für  künftige  Revisionen  vorschreibt,  dass  zur  Annahme 
eines  Entw.  die  Mehrheit  sämtlicher  Stimmberechtigten  des  Kantons 
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notwendig  ist.  Den  27.  Okt.  1875  beschloss  er  jedoch,  unter  Fallen- 
lassen seiner  früheren  Auffassung,  dass  die  Gemeinden  sich  ohne 
weitere  Diskussion  einfach  für  Annahme  oder  Verwerfung  der  KVerf. 
auszusprechen  haben,  und  dass  hierüber  die  Mehrheit  der  Stimm- 
berechtigten des  Kantons  entscheidet.  Bei  der  hierauf  erfolgten 
Volksabstimmung  vom  14.  Nov.  sprach  sich  zwar  eine  Mehrheit 
der  Stimmenden,  nicht  aber  eine  Mehrheit  der  Stimmberechtigten 
für  die  Annahme  aus. 

Der  BR  trat  der  Ansicht  der  Reg.  bei,  wonach  in  der  Revi- 
sion der  von  der  BVers.  zurückgewiesenen  Bestimmungen  nur  eine 
Fortsetzung  der  Revision  von  1873  zu  erblicken  sei  und  weshalb 
auch  die  Ausdehnung  der  Revision  auf  einige  weitere  Bestimmungen 
nicht  anders  zu  behandeln  sei.  Der  BR  sprach  aber  sein  Bedauern 
darüber  aus,  dass  die  Reg.  ihre  Stellung  nicht  rechtzeitig  durch 
Anrufung  der  Blnstanz  gewahrt  habe.  Weil  jedoch  im  kant.  Amts- 
blatte den  stimmfähigen  Bürgern  ausdrücklich  eröffnet  worden  ist, 
dass  die  Annahme  des  Entw.  davon  abhängig  sei,  dass  die  Mehr- 
heit der  Stimmberechtigten  mit  ja  stimme,  hielt  es  der  BR  für 
unzweifelhaft,  dass  der  Entw.  als  für  einmal  abgelehnt  zu  be- 
trachten sei ;  denn  ein  gegenteiliges  Verfahren  hätte  sich  geradezu 
als  eine  Täuschung  der  Stimmberechtigten  dargestellt. 

Der  BR  erklärte  der  Reg.,  dass  die  Abstimnmng  vom  14.  Nov. 
1875  als  resultatlos  zu  betrachten  sei,  und  dass  daher  eine 
neue  Abstimmung  anzuordnen  sei,  bei  welcher  alsdann  zur  An- 
nahme des  Entw.  die  Mehrheit  der  w^irklich  Stimmenden  genüge, 
in  Übereinstimmung  mit  der  Ansicht  der  Reg.  des  Kts.  Zug,  dass 
es  sich  ledighch  um  eine  Fortsetzung  und  Ergänzung  der  Ab- 
stimmung vom  Dez.  1873  handle. 

Die  Wiederholung  der  Volksabstimmung  über  die  revidierten 
Artikel  vom  12.  Juli  1875  fand,  auf  Grund  eines  Beschl.  des 
KRates  vom  23.  März  1876,  den  23.  April  1876  statt.  Bezüglich 
der  vom  Bunde  zurückgewiesenen  Artikel  verlangten  nun  Reg.  und 
KRat  von  Zug  für  die  Annahme  die  Mehrheit  der  Stimmenden; 
dagegen  verlangten  Reg.  und  KRat  ebenso  übereinstimmend  die 
Mehrheit  der  Stimmberechtigten  für  Annahme  der  übrigen  ab- 
geänderten Artikel  in  Anwendung  der  Vorschriften  der  Verf.  von 
1873.  Diese  letztern  Artikel  erhielten  nicht  die  nötige  Stimmen- 
mehrheit,  wohl  dagegen  jene  erstem.     Den  15.  Mai  1876  erklärte 
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der  KRat  dieselben  füi*  angenommen,  und  die  BVers.  erteilte  ihnen 
den  4.  Juli  1876  die  eidg.  Gewährleistung.*)  B  1876  III  167. 

IIL  Partialrevision,  in  der  Volksabstimmung  vom  30.  Okt. 
1881  angenommen,  zu  den  §§  29,  31,  38,  41,  42,  46,  48  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung   durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1881,  A.  S.  u.  F.  V  909. 
—  Botsch.  des  BR  vom  29.  Nov.  1881,  B  1881  IV  518;  1882  II  737. 

Filr  Abstimmungen  über  Verf-Revisionen  und  Gesetze  ist  infolge 
dieser  vom  KKat  den  31.  Aug.  1881  beschlossenen,  in  der  Volksabstim- 
mung den  30.  Okt.  angenommenen  Partialrevision  nicht  mehr  die  Zahl 
der  Stimmberechtigten,  sondern  die  Zahl  der  Stimmenden  massgebend. 

B  1881  IV  518. 

65.  Verfassung  vom  Jahre  1894,  in  der  Volks- 
abstimmung vom  18.  März  1894  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  26.  Juni  1894,  A.  S.  n.  F.  XIV  280.  — 
Botsch.  des  BR  vom  11.  April  1894,   B  1894  II  278;  1895  II  109. 

Die  vom  KRat  des  Kantons  Zug  den  31.  Jan.  1894  be- 
schlossene neue  Verf.  ist  in  der  Volksabstimmung  vom  18.  März 
mit  1547  gegen  450  Stnnmen  angenommen  worden;  die  Zahl  der 
Stimmberechtigten  betrug  5009.  Den  2(}.  Juni  1894  erteilte  die 
BVers.  dieser  Verf.  die  eidg.  Gewährleistung.  Die  schwache  Be- 
teiligung an  der  Verfassungsabstimmung  ist  nach  dem  Ber.  der 
Reg.  des  Kts.  Zug  an  den  BR  dem  Umstand  zuzuschreiben,  dass 
vorher  eine  Verständigung  zwischen  den  Vertretern  der  konserva- 
tiven und  denen  der  liberalen  Partei  stattgefunden  hat,  und  dass 
deshalb  auch  eine  Agitation  gegen  die  neue  Verf.  vor  der  Volks- 
abstimmung unterblieben  ist.  In  Vergleichung  zur  bisherigen  Verf. 
charakterisiert  sich  die  neue  durch  folgende  Bestimmungen: 

Es  wird  die  Unentgeltliehkeit  der  Rechtspflege  imd  des  Rechts- 
beistandes für  Bedürfnisfälle  garantiert. 


')  Die  zunächst  zu^ückge^viesenen  Bestimmungen  lauten  in  der  von  der 
BVers.  genehmigten  Fassung: 

{^  3.  Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  sowie  die  freie  Ausübung 
gottesdienstlicher  Handlungen  werden  nach  Massgabe  der  Art.  49 — 52  der  BV 
vom  29.  Mai  1874  gewährleistet. 

§  4.  Der  Kanton,  unterstützt  von  den  Gemeinden,  sorgt  unter  Beobach- 
tung des  Art.  27  der  BV  für  den  öffentlichen  Unterricht. 

Die  Errichtung  von  Privatschulen  und  Privatlehranstalten  ist  gewälir- 
leistet ;  soweit  dieselben  den  Primarii nterricht  l)et reffen,  bleiben  die  Bestim- 
mungen des  Art.  27  Abs.  2  der  BV  vorbehalten. 

§§  81  und  82  sind  fallen  gelassen  worden,  ebenso  die  §§  (M>  und  70; 
die  §§  21  und  77  wnrden  gleichfalls  in  Einklang  mit  den  Bestinunungen  der 
BV  gebracht. 


Gewährleistung  kantonaler  Verfassungen.    Zug.  291 

Die  obligatorische  Mobiliar-  und  Immobiliarversicherung  wird  ein- 
geführt. 

In  §  19  ist  der  Erlass  eines  Verantwortlichkeitsgesetzes  für  samt* 
liehe  Behörden  und  Beamten  vorgesehen. 

Die  Amtsdauer  der  Mitglieder  des  Ständerates,  die  direkt  vont 
Volk  gewählt  werden,  wird  von  drei  auf  vier  Jahre  erhöht. 

Die  Wahl  der  Richter  findet  in  Zukunft  nicht  mehr  durch  den 
KRat,  sondern  durch  das  Volk  statt. 

Bei  dem  fakultativen  Referendum  ist  die  Frist  zur  Einreichung 
der  Unterschriften  von  30  auf  60  Tage  ausgedehnt;  in  §  35  ist  be- 
stimmt, dass  800  Einwohner,  deren  Stimmberechtigung  amtlich  nach- 
gewiesen ist,  in  Form  der  einfachen  Anregung  oder  des  ausgearbeiteten 
Entwurfes  Initiativbegehren  einreichen  können  (Einführung  der  for- 
mulierten Initiative). 

Auf  je  350  (bisher  400)  und  einen  Bruchteil  von  150  (bisher  200) 
Einwohner  wird  ein  Mitglied  in  den  KRat  gewählt  und  die  Entschädigung 
der  Kantonsräte  der  Staatskasse  überbunden.  Nach  der  alten  Verfassung 
lag  die  Entschädigung  den  Gemeinden  ob. 

Neu  ist  auch  die  Bestimmung  von  §  56,  wonach  die  Injurienfälle 
appellabel  sind,  und  von  §  60,  wonach  die  Überweisung  in  Strafsachen 
den  richterlichen  Behörden  zusteht.  Bisher  war  der  Reg.- Rat  Uber- 
weisungsbehörde.  Das  Obergericht  ist  Appellations-,  Rekurs-,  Kassations- 
und Rerisionsinstanz ;  bisher  bestand  neben  dem  Obergericht  ein  be- 
sonderes Revisions-  und  Kassationsgericht.  Neu  ist  die  Bestimmung  in 
§■  69,  wonach  die  Einführung  der  gewerblichen  Schiedsgerichte  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  gestattet  ist. 

In  '§  72  werden  sämtlich^  Kollaturrechte  (Pfarrwahlrechte)  zu 
gunsten  der  Kirchgemeinden  ablösbar  erklärt.  Bisher  war  dies  nur  hin- 
sichtlich der  Genossenschafts-KoUaturrechte  der  Fall. 

Es  wird  das  proportionale  Wahlverfahren  eingeführt  Dasselbe  ist 
obligatorisch  für  die  Kantonsbehörden,  sobald  in  einem  Wahlkreise  (Ge- 
meinde) mehr  als  zwei  Mitglieder  zu  wählen  sind');  für  die  Gemeinde- 
behörden muss  das  proportionale  Wahlverfahren  gleichfalls  zur  An- 
wendung kommen,  sobald  ein  Zehntel  der  Stimmberechtigten  dies 
verlangt,  §  78. 

Die  Revision  der  Verfassung  kann  in  ihrer  Gesamtheit  oder  in 
einzelnen  Teilen  jederzeit  vorgenommen  werden.  1000  stimmberechtigte 
Kantonseinwohner  können  sowohl  eine  Total-  als  eine  Partialrevision 
der  Verfassung  verlangen.  In  der  Volksabstimmung  entscheidet  über 
die  Revision  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmenden. 


»)  Vgl.  oben  S.  256—258. 


292  Teil  I.    Kapitel  4.    §  IL    Nr.  60. 

Verfassang  des  Kantons  Freibarg. 

66.  I.  Verfassung  vom  Jahre  1857,  in  der  Volks- 
abstimmung vom  24.  Mai  1857  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  30.  Juli  1857,  A.  S.  V  578.  —  Botsch. 
des  BR  vom  24.  Juni  1857,  B  1857  II  302;  Ber.  und  Antrag  der  Mehrheit 
der  Komm,  des  NR  vom  24.  Juli  1^57  (Pfyffer),  B  1857  II  249;  Beschl. 
des  StR  vom  13.  Juli  1857,  B  1857  II  251. 

Die  vom  Grossen  Rate  des  Kts.  Freiburg  den  7.  Mai  1857 
beschlossene,  die  vom  -4.  März  1848  ersetzende  Verf.  wurde  in  der 
Volksabstimnumg  vom  24.  Mai  mit  14,355  gegen  1262  Stimmen 
angenommen.  Hierauf  hat  die  BVers.  den  30.  Juli  1857  in  Er- 
wägung: 

1.  dass  der  Art.  2  der  Verf.  ein  Konkordat  zwischen  Kirche  und 
Staat  vorbehält,  woraus  folgt,  dass  den  BBehörden  seiner  Zeit 
auch  die  Einsicht  und  Prüfung  dieses  Konkordats  zustehen  muss ; 

2.  dass,  da  nach  Art.  16  die  im  Kanton  wohnenden  Schweizer- 
bürger militärpflichtig  sein  sollen,  diese  Bestimmung  nicht  anders 
als  im  Sinne  der  BGesetzgebung  interpretiert  und  angew^endet 
werden  kann; 

3.  dass  die  Art.  20  und  32')  nur  in  Übereinstimmung  mit  den  Art.  41 
und  42  der  BV,  welche  den  niedergelassenen,  nicht  kantons- 
angehörigen  Schweizern  bestimmte  Rechte  garantieren,  ausgeführt 
werden  sollen; 

4.  dass  übrigens  diese  Verf.  den  Bestiunnungen  entspricht,  welche 
der  Art.  6  der  BV  für  die  Erteilung  der  eidg.  (Gewährleistung  auf- 
gestellt hat, 

l)eschlossen : 

Die  Verf.  des  Kts.  Freiburg  vom  7.  Mai  1857,  wie  sie  in 
französischer  Redaktion  vorliegt,  wird  mit  dem  Vorbehalt  der 
Erw^ägungen  1  und  3  und  im  Sinne  der  Erwägung  2  die  eidg. 
Gewährleistung  erteilt.  A.  S.  V  578. 

Art.  2  dieser  Verf.  lautet: 

Die  apostolisch-römisch-katholische  Religion  ist  diejenige  der 
Mehrheit  des  Freiburger  Volkes;  die  freie  Ausübung  derselben  ist 
gewährleistet. 


*)  Art.  20.  Was  der  Staat  über  die  bestehenden  Stiftungen  hinaus  für 
Kultus  und  öffentlichen  Unterricht  ausgibt,  soll  billigerweise  unter  die  beiden 
Konfessionen  nach  Massgabe  ihrer  einJieimischen  Bevölkerung  verteilt  wer- 
den. —  Art.  32.  Jeder  stimmfähige  Kantonsbürger,  der  sein  25.  Altersjahr 
zurückgelegt,  kann  zu  den  Verrichtungen  der  gesetzgebenden,  der  vollziehen- 
ilen  und  der  richterlichen  Gewalt  gewählt  werden. 
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Die  freie  Ausübung  der  evangelisch-re formierten  Religion  ist 
ebenfalls  gewährleistet. 

Das  Verhältnis  des  Staates  zur  katholischen  Kirche  in  Bezug 
auf  solche  Gegenstände,  welche  die  Veranlassung  zu  Konflikten 
gegeben  haben  oder  noch  geben  könnten,  soll  durch  ein  zwischen 
beiden  Behörden  abzuschliessendes  Konkordat  endgiltig  festgestellt 
werden. 

Was  die  reformierte  Bevölkerung  des  Kantons  anbetrifft,  so 
bestehen  für  die  religiösen  Angelegenheiten  derselben  kirchliche 
Behörden,  deren  Befugnisse  durch  das  Ges.  bestimmt  sind. 

Hiezu  bemerkt  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  24.  Juni  1857: 

Im  Art.  2  werden  die  Verhältnisse  zwischen  Kirche  und  Staat 
einem  Konkordat  vorbehalten;  dieses  wird  somit  einen  integrierenden 
Teil  der  Verf.  bilden,  und  es  wird  notwendig  und  zweckmässig  sein, 
die  Prüfung  und  Gutheissung  dieses  Konkordats  in  einer  Erwägung 
vorzubehalten  V),  gleich  wie  dieses  geschehen  ist  bei  der  Verf.  des  Kts. 
Walhs  von  1852,  Art.  73,  des  Inhalts: 

Die  gegenwärtige  Verf.  tut  demjenigen  keinen  Eintrag,  was 
durch  ein  die  Verhältnisse  zwischen  Kirche  und  Staat  regulierendes 
Konkordat  wird  festgesetzt  w-erden. 

Dagegen  —  sagt  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  17.  Juni  1854  — 
lä^st  sich  zur  Zeit  nichts  einwenden;  allein  es  ist  wohl  möglich,  dass 
ein  solches  Konkordat  die  Grundsätze  der  BV  berühren  könnte,  und 
daher  scheint  es  uns  passend,  die  Einsicht  und  Prüfung  der  BBehörden 
vorzubehalten,  um  nicht  durch  stillschweigende  Annahme  des  Art.  78 
zum  voraus  jedes  mögliche  Konkordat  zu  genehmigen.  Die  Art.  8,  9 
und  10  der  BV  können  hierüber  nicht  hinreichend  beruhigen,  indem 
man  einwenden  könnte,  dass  ein  solches  Konkordat  mit  dem  päpst- 
lichen Stuhle  nicht  in  dessen  Eigenschaft  als  Oberhauj)t  des  Kirchen- 
staates, sondern  als  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  abgeschlossen 
werde.  Infolge  des  Art.  73  bildet  aber  ein  solches  Konkordat  einen 
integrierenden  Bestandteil  der  Verf.  von  Wallis,  der  daher,  als  zur  Zeit 
noch  unbekannt,  den  BBehörden  mitzuteilen  ist.  B  1854  III  31. 

Weder  Wallis  noch  Freiburg  ha])en  mit  dem  Papst  ein  Konkordat 
abgeschlossen. 

II.  Partialrevision  durch  Dekret  des  Grossen  Rates 
vom  17.  Aug.  1874,    in    der  Volksabstimmung   den   27.  Sept.  1874 


*)  Im  Besohl,  der  BVers.  vom  30.  Juli  1857  ist  mit  Recht  nur  von  Ein- 
sichtnahme und  Prüfung  nicht  von  Gutheissung  und  Genehmigung  die  Rede. 
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angenommen,   betr.    Art.    22    der   Verf.,    Festsetzung    der    Wahl- 
kreise. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Sept.  1875,  A.  S.  n.  F.  I  725. 
—  Ber.  des  BR  vom  15.  Jan.  1875,  B  1875  I  158;  weiterer  Ber.  des  BR 
vom  4.  Sept.  1875,  B  1875  IV  236;  1876  II  240. 

Durch  Verf.-Dekret  vom  17.  Aug.  1874  wurden  die  Wahl- 
kreise des  Kts.  Freiburg  in  der  Verf.  selbst  festgesetzt.  Gegen 
die  Erteilung  der  eidg.  Gewährleistung  legte  das  Komite  des  Volks- 
vereins im  Kt.  Freiburg  bei  den  BBehörden  Verwahrung  ein;  denn 
die  Art.  5  und  6  der  BV  fordern,  dass  die  kant.  Verf.  in  keiner 
Weise  die  freie  Ausübung  der  politischen  Rechte  beeinträchtige, 
und  dass  in  Repräsentativkantonen,  wie  Freiburg,  jedem  Teil  des 
Landes  die  Möglichkeit,  repräsentiert  zu  sein,  gesichert  sei.  Das 
zur  Gewährleistung  vorgelegte  Verfassungsdekret,  eine  künstliche 
Wahlkreis^einteilung  enthaltend,  habe  aber  keinen  andern  Zweck, 
als  die  Minderheit  bei  den  Wahlen  zu  unterdrücken,  und  sie  somit 
von  der  Repräsentation  auszuschliessen.  Die  BVers.  sprach  jedoch 
mit  Beschl.  vom  17.  Sept.  1875,  entsprechend  dem  Antrag  des  BR, 
vorbehaltlos  die  eidg.  Gewährleistung  aus;  der  BR  sagt  in  seinem 
Ber.  vom  4.  Sept.  1875: 

Durch  das  Wahlgesetz  des  Kts.  Freiburg  vom  22.  Mai  1861  ist 
der  Kanton  in  die  gleichen  sieben  Wahlkreise  eingeteilt  worden,  welche 
das  Dekret  vom  27.  Sept.  1874  sanktioniert,  und  welche  schon  im 
Gesetz  vom  12.  Mai  1858  als  Verwaltungsbezirke  aufgestellt  worden 
sind.  Der  einzige  Unterschied  ist  der,  dass  diese  Kreiseinteilung  bis 
anhin  bloss  durch  die  Gesetzgebung  festgestellt  war,  während  sie  jetzt 
zum  Bestandteil  der  Verf.  gemacht  wird. 

Wenn  auch  als  möglich  zugegeben  werden  muss,  dass  in  dieser 
Einteilung  die  gegenwärtige  liberale  Minderheit  hoffnungslos  aufgehe, 
so  ist  dadurch  die  BV  noch  nicht  verletzt,  da  die  letztere  nicht  die 
Repräsentation  politischer  Parteien,  sondern  nur  die  Repräsentation 
des  Volkes  kennt.  Wenn  nun  die  Bevölkerungszahl  eines  Kantons  die 
Abstimmung  in  einem  einzigen  Kreise  nicht  als  praktisch  erscheinen 
lässt,  so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  dieselbe  in  Kreise  abzuteilen 
und  eine  Verhältniszahl  aufzustellen,  nach  welcher  die  Repräsentation 
zu  wählen  ist.  Nim  kommt  hiebei  fast  überall  vor,  dass  kleine  Bruch- 
teile in  einzelnen  Kreisen  bestehen,  die  nicht  mehr  zu  einer  speziellen 
Vertretung  zugelassen  werden  können.  In  ähnlicher  Weise  verhält  es 
sich  auch  mit  einzelnen  politischen  Richtungen.  So  wenig  als  jene 
Minderzahl  sich  über  Verletzung  der  Rechtsgleichlieit  beklagen  kann, 
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ebensowenig  ist    es   den   in  Minderheit   befindlichen  politischen  Frak- 
tionen möglich,  eine  besondere  Berücksichtigung  zu  verlangen. 

B  1875  IV  241,  217.    Vgl.  auch  Nr.  87  ff. 

III.  Partialrevision,  vom  Grossen  Rate  mit  Dekret  vom 
20.  Nov.  1893  beschlossen,   in  der  Volksabstimmung  den  14.  elan. 

1894  angenommen,  betr.  Art.  60,  72,  76,  77,  79  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  7.  April  1894,  A.  S.  n.  F.  XIV  22^).  — 
Botsch.  des  BR  vom  27.  März  1894,  B  1894  I  1028;  1895  11  109. 

Die  Mitgliederzahl  des  Kantonsgerichts  wird  von  9  auf  7  reduziert. 
Die  Organisation  und  Verwaltung  der  Gemeinden,  inbegriffen  die  Wahl- 
art  der  Gemeindeammänner  (syndics),  wird  durch  das  Ges.  geordnet, 
während  bisher  der  Gemeindeammann  verfassungsgemäss  nicht  nur 
den  Vorsitz  in  Gemeindeversammlung  und  Gemeinderat  führte,  sondern 
zu  gleicher  Zeit  auch  der  Agent  der  Regierung  in  der  Gemeinde  war 
und  als  solcher  von  der  letztern  ernannt  wurde.  Über  die  Frage  der 
Vornahme  einer  Verf.-Revision  entscheidet  die  Mehrheit  der  an  der 
Abstimmung  teilnehmenden  Bürger,  nicht  mehr,  wie  bisher,  die  Mehr- 
heit der  Aktivbürger. 

In  einer  Petition  vom  Sept.  1890  an  die  BVers.  hatten  im 
Hinblick  auf  die  Freiburger  Verf.  die  Grossräte  des  Freiburger  See- 
bezirkes das  Begehren  gestellt,  die  BV  solle  in  dem  Sinne  revidiert 
werden,  dass  die  Wahl  der  Gemeindepräsidenten  durch  die  Ge- 
meinden stattzufinden  hätten,  und  dass  die  Revision  der  kant.  Verf. 
durch  die  Mehrheit  der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Bürger  und 
nicht  bloss  dm'ch  die  Mehrheit  der  Aktivbürger  beschlossen  werden 
könne.  Dieser  Petition  wurde  keine  weitere  Folge  gegeben,  nachdem 
der  Grosse  Rat  des  Kts.  Freiburg  im  Jahre  1892  von  sich  aus  frag- 
liche Partialrevision  der  KVerf.  in  Angriff  nahm.  In  einem  Gut- 
achten des  eidg.  Justizdep.  vom  20.  Nov.  1890  wurde  die  Ansicht  ver- 
treten, dass  Art.  6  litt,  c  der  BV,  richtig  aufgefasst,  im  Sinne  der  Mehr- 
heit  der  Stimmenden  interpretiert  werden  müsse,  Ubers.  Verh.  BVers. 
Sept.  1890,  Nr.  34.  ^ 

Verfassung  des  Kantons  Solothurn. 

67.     Verfassung  vom  Jahre  187  5. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  21.  März  1876,  A.  S.  u.  F.  11  lU.  — 
Botsch.  des  BR  vom  23.  Febr.  1876,  B  1876  I  497 ;  1877  II  506, 

Die  von  einem  Verfassungsrat  den  13.  Nov.  1875  beschlossene 

Verf.    des    Kts.    Solothurn    wurde    in    der    Volksabstimmung   vom 

12.    Dez.  mit  7556  gegen  5492   Stimmen   angenommen,    bei   einer 

Gesamtzahl  von  17,239  Stimmberechtigten.    Diese  Verf.  ersetzt  die 

'}  Y^  auch  Nr.  64. 
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vom  1.  Juni  1856;  sie  erhielt  durch  BBeschl.  vom  21.  März  1876 
vorbehaltlos  die  eidg.  Gewährleistung,  womit  das  Begehren  betr. 
Ausschluss  der  §§  12  und  14  von  der  Genehmigung  abgelehnt  war. 

1.  §  12  der  Verf.  lautet: 

Der  gesamte  im  Kanton  erteilte  Unterricht  steht  unter  der 
Aufsicht  des  Staates. 

Die  vom  Staate  und  den  Gemeinden  errichteten  und  unter- 
haltenen Primarschulen  und  weitem  Unterrichtsanstalten  stehen 
ausschiesslich  unter  staatlicher  Leitung. 

Wer  eine  nicht  vom  Staate  geleitete  Schule  oder  Unterrichts- 
anstalt halten  will,  hat  hiefür  die  staatliche  Bewilligimg  einzuholen. 
Der  Besuch  der  öffentlichen  Primarschule  ist  unentgelthch  und 
—  gesetzliche  Ausnahmefälle  vorbehalten  —  obligatorisch. 
Der  BR  begründet  in  seiner  Botsch.  vom  23.  Febr.  1876  die 
Übereinstimmung  dieses  §  12  mit  der  BV  wie  folgt : 

Dieser  §  12,  welcher  im  dritten  Satze  für  die  Errichtung  einer 
nicht  vom  Staate  geleiteten  Schule  oder  Unterrichtsanstalt  die  Ein- 
holung der  staatlichen  Bewilligung  vorschreibt,  wird  im  wesentlichen 
unter  Beiiifung  auf  Art.  31  der  BV  angefochten,  der  die  Freiheit  des 
Handels  und  der  Gewerbe  gewährleistet.  Abgesehen  nun  davon,  dass 
die  Betreibung  von  Gewerben  nicht  absolut  schrankenlos  aufzufassen 
ist,  vielmehr  die  litt,  c  (jetzt  e)  des  Art.  31  ausdrücklich  Verfügungen 
über  Ausübung  von  Handel  und  Gewerben  dem  Staate  vorbehält,  ist 
die  Leitung  von  Schulen  und  Unterrichtsanstalten  nicht  ein  Gewerbe 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  das  lediglich  in  die  Sphäre  der 
Privattätigkeit  fällt.  Der  moderne  Staat  hat  die  Erziehung  der  Jugend, 
als  aus  dem  Bedürfnisse  aller  herv^orgehend,  als  seine  Aufgabe  aufge- 
fasst  imd  seiner  besonderen  Obsorge  unterstellt.  Wie  er  auf  der  einen 
Seite  mit  seinen  Mitteln  dafür  einzustehen  hat,  dass  die  gesamte  Be- 
völkerung das  für  das  Leben  unentbehrliche  Mass  von  Schidbildung 
erhalte,  ist  er  auf  der  andern  Seite  auch  berechtigt,  sich  zu  verge- 
wissern, dass  unter  allen  Umständen  der  Zweck  erreicht  werde  und 
Jedermann  die  erforderliche  Ausbildung  erlange.  Es  folgt  daraus,  dass 
Privaterziehungsanstalten  zwar  können  zugelassen  werden,  dass  aber  der 
Staat  berechtigt  ist,  über  dieselben  eine  Kontrolle  auszuüben  und  von 
Anfang  an  ausreichende  Garantien  hinsichthch  ihrer  Leitung  und  des  zu  er- 
teilenden Unterrichts  zu  verlangen.  Vorsteher  und  Lehrer  dürfen  und 
müssen  angehalten  werden  können,  über  ihre  sittliche  und  wissen- 
schaftliche Befähigimg  zur  Unterrichtserteilung  sich  bei  der  Staatsbe- 
liörde  auszuw^eisen;  ebenso  unterliegen  Lehrziel,  Lehrplan  imd  Schul- 
einrichtungen dem  Einspruchs-  bezw.  dem  Genehmigungsrechtc?  des 
letztern.  , 
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Auf  diesem  Boden  steht  der  angefochtene  Artikel  der  Solothiimer 
Verf.  und  befindet  sich  sowohl  im  Einklänge  mit  der  obigen  Betrach- 
tung, als  auch  mit  Art.  27  der  BV,  der  bekanntlich  die  Anforderung 
an  die  Kantone  stellt,  dass  der  Primarun terri cht  in  den  Kantonen  aus- 
schliesslich unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll.  Dieser  Artikel  wurde 
bei  Anlass  der  Genehmigung  der  Luzerner  Verf.  durch  BBeschl.  vom 
2.  Juli  1875  dahin  erläutert,  dass  der  gesamte,  somit  auch  der  in  Pri- 
vatschulen erteilte  Primarunterricht  unter  staatlicher  Leitung  stehen 
soll. ')  Wenn  Solothurn  dieses  Requisit  über  die  Primarstufe  hinaus 
auf^  den  weiter  folgenden  Unterricht  ausdehnt,  so  besitzt  es  hiezu 
das  Recht  der  Autonomie,  weil  die  BV  den  höhern  Unterricht  in  den 
Kantonen  nicht  berührt,  und  es  ist  auch  materiell  nichts  dagegen 
einzuwenden,  weil  nicht  einzusehen  ist,  warum  der  vom  Bunde  aus- 
drücklich anerkannte  (Grundsatz  nicht  in  allen  Schulstufen  zur  An- 
wendung gebracht  werden  könnte. 

Ebensowenig  verstösst  die  angefochtene  Verf.-Bestimmung  gegen 
den  Art.  49  der  BV. ...  Es  handelt  sich  um  die  Erteilung  des  bürgerlichen, 
und  keineswegs  des  religiösen  Unterrichts,  der,  soweit  er  dogmatisch  ist, 
den  Konfessionen  und  Religionsgenossenschaften  überlassen  werden  soll. 
Allein  auch  in  letzterer  Beziehung  darf  dem  Staate  ein  gewisses  Mass 
von  Aufsichtsrecht  nicht  bestritten  werden,  um  nötigenfalls  im  Interesse 
der  öffentlichen  Ordnung  und  der  guten  Sitten  und  zur  Aufrechter- 
haltung des  Friedens  einschreiten  zu  können. 

2.  §  14  der  Verf.  lautet: 

Der  Gesetzgebung  ist  vorbehalten,  über  die  äussere  Organisation 
der  kirchlichen  Genossenschaften  und  deren  Vermögensverwaltung 
Bestimmungen  aufzustellen. 

Auf  die  bundesr.  Botsch.  und  die  Verhandlungen  der  eidg.  Räte 
in  bezug  auf  die  Verf.  des  Kts.  Basel-Stadt  ^j  verweisend,  betonte  der 
BR  in  seiner  Botsch.  vom  23.  Febr.  1876  des  weitern:  dass  selbst 
das  gemeine  Recht  die  Korporationen,  Genossenschaften  und  Gesell- 
schaften aller  Art  unter  die  Aufsicht  und  das  Gesetzgebungsrecht  des 
Staates  stellt  und  diesem  die  Kompetenz  einräumt ,  nicht  nur  die 
Statuten  zu  prüfen  und  zu  genehmigen,  sondern  selbst  gesetzgeberisch 
einzugreifen.  Bis  auf  die  Linie,  wo  der  (flaube  und  das  innere  religiöse 
Leben  beginnt,  erscheinen  uns  auch  die  religiösen  Genossenschaften 
als  den  gleichen  Regeln  unterworfen  und  die  staatliche  Gesetzgebung 
als  durchaus  berechtigt,  über  ihre  äussern  Beziehungen  zur  bürgerlichen 
Gesellschaft  im  allgemeinen,  zu  dem  Organismus  des  Staates,  zu  den 
übrigen   Genossenschaften    etc.   Vorschriften    zu   erlassen.     Als   solche 

M  Vgl.  oben  Nr.  55,  S.  218—221. 
2j  Vgl.  Nr.  69. 
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äussere  Rechtsverhältnisse  wurden  im  Solothurner  Verfassungsrate  be- 
zeichnet: die  Territorialbegrenzung  der  Kirchgemeinden,  Stimmrecht 
in  Kirchensachen,  Modus  der  Wahl  und  Amtsdauer  der  Geistlichen, 
Placet  des  Staates  für  gewisse  kirchliche  Bekanntmachungen,  Organi- 
sation der  Kirchen-  und  Synodalbehörden,  Befugnisse  der  Behörden 
in  temporalen  Angelegenheiten,  Beziehungen  zu  den  lokalen  und  Staats- 
behörden, Vorschriften  über  den  Gebrauch  der  Kirchen,  Verwendung 
der  Kirchengüter  u.  s.  w.  Fügt  man  auch  dieser  Aufzählung  den  An- 
schluss  an  einen  Bistumsverband  an,  so  ist  dennoch  sofort  einleuchtend, 
dass  alle  die  berührten  Verhältnisse  den  Glauben  und  die  religiöse 
Überzeugung  oder  die  Kultusfreiheit  in  keiner  Weise  antasten,  so  wenig 
als  die  Bestimmung  der  BV  (Art.  50  Abs.  4),  die  althistorisches  Recht 
ist,  dass  die  Errichtung  von  Bistümern  auf  schweizerischem  Gebiete 
der  Genehmigung  des  Staates  bezw.  des  Bundes  unterliege. 

3.  Als  Hauptpunkte,  in  w^elchen  die  neue  Verf.  das  bisherige 
Verfassungsrecht  änderte,  sind  zu  nennen: 

Bei  kantonalen  Abstimmungen  und  Wahlen,  ferner  in  Gemeinde- 
angelegenheiten (mit  Ausschluss  der  rein  bürgerlichen  und  korporativen) 
sind  stimmberechtigt  nach  vollendetem  20.  Altersjahr:  die  Kantons- 
bürger, die  niedergelassenen  Schweizerbürger  und  die  Schweiz.  Aufent- 
halter, letztere  nach  3  Monaten,  von  der  Abgabe  der  Ausweisschriften 
an  gerechnet,  in  kantonalen,  nach  Ablauf  eines  Jahres  in  Gemeinde- 
sachen. Das  Gemeindegesetz  vom  28.  Okt.  1871,  wesentlich  noch  auf 
dem  Bürgerprinzip  beruhend,  gewährte  den  Niedergelassenen  in  Ge- 
meindesachen nur  für  Steuerangelegenheiten  ein  Stimmrecht  und  schloss 
die  Aufenthalter  vom  Stimmrecht  aus.  Die  Verf.  enthält  ferner  eine 
Vermehrung  der  direkten  Volkswahlen  und  beseitigt  die  sog.  Wahl- 
behörde, bestehend  aus  Reg.-Rat  mid  10  Zuzügern  aus  den  Wahlbe- 
zirken. Sie  normiert  das  Finanzwesen  in  der  Weise,  dass  ein  Voran- 
schlag die  jährlichen  Einnahmen  vmd  Ausgaben  des  Staates  festzustellen 
hat,  dass  Bestimmungen  über  Besteuerung  Sache  der  Gesetzgebung 
sind  und  der  Volksgenehmigung  unterliegen,  dass  nur  das  reine  Ver- 
mögen und  das  reine  Einkommen  mit  direkten  Steuern  belastet  werden 
kann,  dass  geringe  Vermögen  arbeitsunfähiger  Personen,  sowie  der  zum 
Leben  unbedingt  notwendige  Betrag  des  Einkommens  steuerfrei  sind, 
imd  dass  der  Steuerwert  des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  mit 
Rücksicht  auf  die  geringere  Ertragsfähigkeit  und  bereits  geschehene 
Leistungen  desselben  an  den  Staat  (Loskauf  von  Zehnten  und  Boden- 
zinsen) angemessen  herabzusetzen  ist.  Diese  letztere  Bestimmung,  die 
in  ähnlicher  Weise  sich  in  verschiedenen    kant.  Steuergesetzen')   vor- 


^)  Vgl.  auch  BG  betr.  den  Militärpfliohtorsatz  von  1878.  Art.  5  A  Ziff.  1, 
A.  S.  11.  F.  III  507. 
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findet,  bezeichnet  der  BR  als  eine  die  Rechtsgleichheit  nicht  verletzende 
Bestimmung,  indem  sie  lediglich  eine  billige  Wertung  und  Berück- 
sichtigung eines  Steuerfaktors  in  sich  schliesst. 

68.     I.    Verfassung   vom   Jahre    1887. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  HBeschl.  vom  21.  Dez.  1887,  A.  S.  n.  F.  X  421.  — 
Botsch.  des  BR  vom  5.  Dez.  1887,  B  1887  IV  781 ;  1888  II  760. 

Die  von  einem  Verfassungsrate  den  1.  Okt.  1887  beschlossene 
Verf.  des  Kts.  Solothurn  wurde  in  der  Volksabstimmung  vom 
23.  Okt.,  bei  der  sich  9609  von  17,380  Stimmberechtigten  beteiligten, 
mit  7374  gegen  2122  Stimmen  angenommen;  sie  ersetzt  die  Verf. 
vom  Jahre  1875  und  erhielt  den  21.  Dez.  1887  die  eidg.  Gewähr- 
leistung. 

Die  Verf.  charakterisiert  sich  durch  Ausdehnung  der  direkten 
Volkswahlen  (so  geht  auch  der  Reg. -Rat  aus  direkter  Volksvvahl  her- 
vor) und  durch  Erweiterung  der  Initiative  (Vorschlagsrecht).  Bei  der 
Wahl  sämtlicher  staatlicher  Behörden  sollen  die  verschiedenen  Partei- 
richtungen möglichst  berücksichtigt  werden.  Die  staatliche  Bestätigung 
der  definitiven  Pfarrwahlen  fällt  weg;  die  Kirchgemeinde  selbst  umfasst 
sämtliche  in  einem  Kirchgemeindebezirk  wohnenden  Konfessionsange- 
hörigen; diese  wählen  zur  Besorgung  der  Gemeindeangelegenheiten 
Kirchgemeinderäte  und  können  sich  zu  einer  gemeinsamen  Organisa- 
tion (Synode)  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Reg.-Rates  ver- 
binden. Die  Armenuuterstützung  liegt,  wie  bisher,  der  Heimatgemeinde 
ob,  mit  Ausnahme  der  durch  das  BGesetz  vom  22.  Juni  1875  (A.  S. 
n.  F.  I  743)  festgesetzten;  diese  trifft  die  Einwohnergemeinde.  Für 
die  Steuerpflicht  w^ird  der  Grundsatz  einer  massigen  Progression  fest 
gesetzt,  der  Steuerwert  des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  wird  bis 
zu  einer  Revision  der  bestehenden  Kataster-Schätzung  um  307o  redu 
ziert,  und  der  Eigentümer  eines  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes 
kann  einen  verhältnissmässigen  Nachlass  der  Steuer  fordern,  wenn  der 
gewöhnliche  Ertrag  infolge  ausserordentlicher  Unglücksfälle  einen  be 
trächtlichen  Abbruch  erleidet  (vgl.  auch  OR  Art.  308).  Die  Stimmbe 
rechtigung  verpflichtet  zu  einem  massigen,  auf  alle  gleich  zu  verlegenden 
Beitrag  an  die  öffentlichen  Lasten.  Die  Erbschaftssteuer  wird  bis  zu 
einem  Maximum  von  24  ^/o  des  reinen  Erbschaftsbetrages  erhöht. 
Für  die  Entscheidung  von  streitigen  Rechtsverhältnissen  zwischen  Ar- 
beitgebern und  Arbeitern  soUen  gewerbliche  Schiedsgerichte  eingeführt 
werden.  Gegen  Wucher  sind  strengere  Strafbestimmungen  zu  erlassen; 
als  Wucher  sollen  bestraft  werden:  Forderungen  von  mehr  als  3% 
jährlich  über  den  jeweiligen  offiziellen  Zinsfuss  der  Solothurner  Kan- 
tonalbank für  Zins,  Kommission  und  Provision.  Der  Staat  übernimmt 
endlich   eine  Reihe   volkswirtschaftlicher  Aufgaben:    die  Überwachung 
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der  öffentlichen  Gesundheits[)flege,  die  verschärfte  sanitätspolizeiliche 
Kontrolle  des  Wirtschaftsgewerbes,  die  Förderung  des  Versicherungs- 
wesens, die  Unterstützung  des  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens,  der  Bestrebungen  für  Bodenverbesserung,  Güter- 
zusammenlegung, Korrektionen,  Aufforstungen  u.  a.  ni. 

IL    Partialrevision  der  Verf.,  v(mi  KRat  den  30.  Nov. 

1894  beschlossen  und  in  der  Volksabstimmung  vom  17.  März  1895 

angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durcli  BBeschl.  vom  28.  Juni  1895,  A.  S.  n.  F.  XV  109  — 
Botsch.  des  BR  vom  3.  April  1895,  B  1895  II  55(3:  Ber.  der  Komm,  des 
StR  vom  10.  Juni  1895  (Stössel),  B  1895  III  471;  1896  II  8. 

Die    durch    die  Partialrevision   vom  30.  Nov.  1894,    17.  März 

1895  eingeführten  Neuerungen  sind: 

Die  Abstimmungen  und  Wahlen,  die  bisher  nur  an  Sonn-  und 
Feiertagen  stattfinden  durften,  können  nun  auch  auf  den  vorhergehenden 
Tag  ausgedehnt  werden,  Art.  10  Abs.  2  der  Verf.  Das  bisher  bei  Wahlen 
geltende  Majoritätsprinzip  macht  dem  Proportional  wähl  verfahren  Platz, 
und  zwar  in  obligatorischer  Weise  für  die  Wahlen  der  Mitglieder  des 
KRates  und  der  wenigstens  sieben  Mitglieder  zählenden  Gemeinderäte,  in 
fakultativer  Weise  dagegen  für  die  übrigen  Gemeinderäte  und  für  Kom- 
missionen, Art.  10  Abs.  4  und  5  der  Verf. ')  Neben  die  bereits  1887  ein- 
geführte Gesetzesinitiative  tritt  die  Verfassungsinitiative;  3000  Stimm- 
berechtigte  können  den  Erlass,  die  Aufhebung  oder  Änderung  einer  Verf.- 
Vorschrift  verlangen,  in  Form  einer  allgemeinen  Anregung  oder  eines 
ausgearbeiteten  P]ntw.,  und  hierüber  die  Volksabstimmung  erwirken, 
Art.  80^'«  der  Verf.  Die  Finanzreform  besteht  in  Einführung  einer  direkten 
Staatssteuer  vom  Einkommen  und  Vermögen  Cis^/oo),  nebst  Progressions- 
zuschlag (10  -100%)  in  Herabsetzung  der  Handänderungsgebühren  bei 
Liegenschaften  (1  %),  der  Sport  ein  und  des  Salzpreises,  Art.  83  der  Verf. 
Gleichzeitig  mit  den  Verf. -Bestimmungen  wurden  als  Anlage 
A  und  als  Anlage  B  Ausführungsnormen  betr.  das  Proportional- 
wahlverfahren und  die  Finanzreform  der  Volksabstimmung  unter- 
breitet,  und  als  Übergangsbestimmung  zur  Verf.  ein  Art.  89  des 
Inhalts  beifügt: 

Solange  die  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die  proportionale 
Wahl  des  KRates  (Art.  10)  oder  die  direkte  Besteuerung  in  Ver- 
bindung mit  der  Herabsetzung  der  Handänderungsgebühren,  der 
Sportein  und  des  Salzpreises  (Art.  83)  keine  anderen  Verfügungen 
trifft,  haben  bezüglich  der  erstem  die  in  Anlage  A,  l)ezüg]ich  der 
letztern  die  in  Anlage  B  enthaltenen  Bestimmungen  Wirksamkeit. 


')  Vgl.  oben  Nr.  58,  Ziff.  3,  8.  -J.')!)— i>.->s. 
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Durch  BBeschl.  vom  28.  Juni  1895  wurde  der  Partialrevision 
die  eidg.  Gewährleistung  erteilt  in  der  Meinung,  dass  Anlage  A, 
betr.  das  proportionale  Wahlverfahren  nach  Art.  10  der  Verf.,  so- 
w^ie  Anlage  B,  betr.  die  Finanzreform  nach  Art.  83  der  Verf., 
gemäss  den  Zusatzbestimmungen  in  Art.  89  der  Verf.  jederzeit  auf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  abgeändert  werden  können,  ohne  Ver- 
pflichtung,   hierfür    die  Gewährleistung  des   Bundes    nachzusuchen. 

Die  Komm,  des  StR,  diese  ausdrückliche  Erklärung  bean- 
tragend,  bemerkte  in  ihrem  Bericht  vom  10.  Juni  1895  (Stoessel): 

Die  Komm,  hält  es  für  ihre  Pflicht,  speziell  hervorzuheben,  dass 
bei  dieser  Verf. -Revision  teilweise  ein  Verfahren  eingeschlagen  worden 
ist,  das  bisher  weder  vom  Bunde  noch  von  einem  andern  Kanton 
befolgt  worden  ist.  Wir  fügen  indessen  sofort  bei,  da^s  wir  weit 
davon  entfernt  sind,  dieses  Verfahren  ginindsätzlich  zu  beanstanden; 
wir  zollen  vielmehr  demselben  vollste  Anerkennung  und  glauben,  es 
könne  nur  gut  sein,  wenn  demselben  alle  Beachtung  geschenkt  werde. 

Es  ist  eine  unbestreitbare  Tatsache,  dass  in  den  letzten  zwei  Jahr- 
zehnten eine  grosse  Zahl  von  Bestimmungen  Eingang  in  die  Verf., 
namentlich  der  Kantone,  teilweise  aber  auch  in  die  ßV  gefunden  haben, 
die  weit  eher  in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  gehören.  Dass  dies 
geschah,  ist  sehr  leicht  erklärlich.  Es  w^altete  eben  die  Absicht,  in  der 
Verf.  selbst  die  Grundlinien  festzustellen,  innert  welcher  sich  die  Gesetz- 
gebung Jiicht  nur  im  allgemeinen,  sondern  oft  in  sehr  speziellen  Rich- 
tungen zu  bewegen  habe.  Die  Erfahrung  hat  aber  gezeigt,  dass  allzu- 
weit gehende  Detailbestimmungen  sehr  oft  ein  bedeutsames  Hindernis 
für  die  Entwicklung  einer  rationellen  Gesetzgebung  sind.  Man  scheut 
den  Aufwand  und  namentlich  das  Aufsehen  einer  Verf.-Revision,  be- 
fürchtet auch  in  manchen  politischen  Situationen  mit  Recht,  dass  eine 
Verf.-Revision,  einmal  im  Fluss,  ausgedehntere  Folgen  haben  könnte, 
und  schaift  eine  Gesetzgebung,  die  niemand  befriedigt,  oder  lässt  einen 
Zustand  fortbestehen,  mit  dessen  Bessergestaltung  jedermann  einver- 
standen wäre,  wenn  sie  ohne  eine  Antastung  der  Verf.  herbeigeführt 
werden  könnte. 

Anderseits  muss  anerkannt  werden,  dass  eine  ebenso  rasche,  wie 
vollständige  und  gründhche  Lösung  aufgeworfener  Verfassungsfragen 
ungemein  wünschbar  ist.  Verf.-Bestimmungen  ganz  allgemeinen  Inhalts 
mögen  vorübergehend  befriedigen;  es  hilft  dies  aber  zu  nichts,  w^enn 
die  Ausgestaltung  derselben  zu  neuen  Krisen  führt.  Daher  ist  es  von 
grösstem  Werte,  wenn  die  Revisionsgedanken  einen  möglichst  einheit- 
lichen und  vollständigen  Ausdruck  finden.  Tritt  die  Gesetzgebung  oft 
erst  jahrelang  nach  der  Feststellung  einer  Verf.-Bestimmung  an  die 
Aufgabe  ihrer  Durchführung  heran,  so  haben  sich  inzwischen  vielleicht  die 
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Anschauungen  und  Parteiverhältnisse  geändert.  Man  streitet  sich  über 
Sinn  und  Bedeutung  einer  Verf. -Bestimmun g ;  man  gelangt  nicht  zu 
einer  Einigung,  und  das  Unbehagen  ist  lange  nach  Annahme  der  Verf.- 
Bestimmung  noch  ebenso  gross,  wenn  nicht  grösser,  als  vorher. 

In  Solothum  sagte  man  sich  mit  Recht,  dass  man  mit  der  An- 
nahme des  allgemeinen  Grundsatzes,  es  sollen  die  Wahlen  des  KRates 
und  derjenigen  Gemeinderäte,  die  aus  wenigstens  7  Mitgliedern  be- 
stehen, nach  dem  Proportionalverfahren  stattfinden,  den  Frieden  unt^r 
den  Parteien  noch  wenig  gesichert  hätte.  Man  wollte  sich  aber  auch 
nicht  mit  der  kurzen  Charakteristik  des  Proportionalwahlverfahrens, 
ähnlich  wie  sie  bereits  in  einigen  Verfassungen  anderer  Kantone  Ein- 
gang gefunden,  begnügen,  sondern  schuf  gleich  ein  vollständiges,  aus 
21  Paragraphen  bestehendes  Gesetz,  das  man  als  Anlage  A  zu  Art.  10 
der  Verf.  bezeichnete.  In  gleicher  Weise  einigte  man  sich  in  allem 
Detail  betr.  die  noch  schwierigere  Frage  der  Finanzreform.  Diese  Vor- 
lage, welche  als  Anlage  B  eingefügt  wurde,  umfasst,  wenn  man  den 
kurzen  vierten  Teil  betr.  Salzpreis  hinzunimmt,  nicht  weniger  als  202 
Paragraphen  und  schhesst  namentlich  in  sich  ein  vollständiges  Ges. 
betr.  die  direkte  Steuer,  so\\ae  ein  solches  betr.  die  Handänderungs- 
gebühren  beim  Eigentumsübergang  an  Liegenschaften,  und  ein  weiteres 
betr.  die  Gebühren  überhaupt.  Aus  dem  Umstände,  dass  die  Gesamt- 
vorlage, umfassend  die  eigentlichen  Verf.-Änderungen,  sowie  die  Be- 
stimmungen betr.  Proportional  wahlverfahren  und  Finanzreform,  als 
Kompromiss  der  verschiedenen  Parteien  aufzufassen  war,  erklärt  sich, 
dass  auf  einem  einzigen  Stimmzettel  und  mit  einem  einzigen  Ja  oder 
Nein  über  das  Ganze  abgestimmt  wurde.  Damit  erreichte  man  den 
eminent  schätzbaren  Vorteil,  auf  einmal  eine  bereinigte  Situation  zu 
schaffen. 

Alles  dieses  entbindet  indessen  den  Bund  nicht  von  der  Pflicht, 
die  Frage  zu  prüfen  und  Klarheit  darüber  zu  schaffen,  ob  die  beiden 
Anlagen  zur  Verf.  als  eigentliche  Bestandteile  der  Verf.  zu  gelten 
haben  oder  nicht.  Es  ist  die  Beantwortung  dieser  Frage  keineswegs 
gleichgiltig,  sondern  von  Bedeutung  sowohl  für  den  Bund  wie  für  den 
Kanton  Solothurn.  Werden  die  Anlagen  als  integiierende  Bestandteile 
der  Verf.  angesehen,  so  ist  klar,  dass  auch  jede  Änderung  derselben 
nur  auf  dem  von  der  Verf.  selbst  vorgesehenen  Wege  und  mit  Geneh- 
migung des  Bundes  erfolgen  kann.  Es  hätte  dies  femer  seine  Konse- 
quenzen betr.  das  Beschwerderecht.  Dass  dieser  Zustand  wieder  für 
den  Bund  noch  für  den  Kanton  Solothum  erfreuhch  wäre,  liegt  auf 
der  Hand.  Ein  gar  grosser  Ubelstand  läge  allerdings  darin  nicht,  dass 
gemäss  Art.  77  der  Solothurner  Verf.  Revisionsbeschlüsse  des  KRates 
eine  zw^eimalige  Beratung  zu  passieren  hätten,  wobei  zwischen  der 
ersten  und  zweiten  Beratung  ein  Zeitraum  von  wenigstens  einem  Monat 
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liegen  müsste.  Hingegen  käme  der  Kanton  in  eine  sonderbare  Lage, 
wenn  er  für  jeden  solchen  ßeschluss,  würde  er  sich  auch  nur  auf  eine 
untergeordnete  Änderung  im  Proportionalwahlverfahren,  im  Steuer- 
oder Gebührenwesen  beziehen,  die  Gewährleistung  des  Bundes  einzu- 
holen hätte. 

Wenn  behufs  Geltendmachung  einer  solchen  Anschauung  darauf 
hingewiesen  werden  könnte,  dass  jillerdings,  wie  aus  der  Vorlage  an 
die  Volksabstimmung  ersichtlich  ist,  die  Anlagen  sowohl  wie  die 
eigentlichen  Verfassungsbestimmungen  in  zweiter  Beratung  für  die  Vor- 
lage an  das  Volk  festgestellt  worden  sind,  dass  ferner  die  ganze  Vor- 
lage in  der  Volksabstimmung  durchaus  als  eine  Einheit  behandelt 
worden  ist,  so  ist  anderseits  hervorzuheben,  dass  die  Verf.  selbst  in 
dem  neuen  Art.  89  Änderungen  in  Bezug  auf  die  beiden  Anlagen  nicht 
auf  den  Weg  der  Verf.-Anderung,  sondern  auf  den  Weg  der  Gesetz- 
gebung verweist.  Man  darf  die  Bezeichnung  Gesetzgebung  nicht  im 
weitern  Sinne  auffassen,  welcher  auch  die  Verfassungsgesetzgebung  in 
sich  schlösse;  denn  offenbar  ist  dieser  Ausdruck  weder  im  Solothurner 
KRate,  noch  in  der  Volksabstimmung  so  aufgefasst  worden. 

Entscheidend  fällt  aber  namentlich  ins  Gewicht,  dass,  in  Be- 
ziehimg auf  Abänderung  der  beiden  Anlagen,  in  keiner  Weise  auf 
Titel  X  der  Verfassung  abgestellt  wird,  welcher  von  der  Revision  der 
Staatsverfassung  handelt  (Art.  76 — 80).  Es  wurde  im  Gegenteil  der 
Verf.  ein  ganz  neuer  Art.  89  zugefugt,  welcher  das  Recht,  bei  all- 
fälliger  Änderung  der  Verf.- Annexe  lediglich  auf  dem  Wege  der  ordent- 
lichen Gesetzgebung  vorzugehen,  speziell  statuiert. 

Der  Bund  hat  um  so  weniger  ein  Interesse  daran,  eine  andere 
Auffassung  zur  Geltung  zu  bringen,  als  es,  abgesehen  von  den  Anfor- 
derungen des  Art.  G  der  BV,  durchaus  im  Belieben  der  Kantone  liegt, 
zu  bestimmen,  was  sie  durch  die  Verf.  ordnen  oder  der  Gesetzgebung 
vorbehalten  wollen.  B  1895  III  471. 

Verfassang  des  Kantons  Basel-Stadt. 

69,    Verfassung   vom    Jahre    187  5. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2.  Juli  1875,  A.  S.  n.  F.  I  590.  — 
Botsch.  des  BR  vom  28.  Mai  1875,  B  1875  III  285,  und  nachträglicher 
Ber.  des  BR  vom  25.  Juni  1875,  B  1S75  III  614;  Berichte  der  Komm,  des 
StR  vom  28.  Juni  1875,  der  Mehrheit  (Droz),  B  1875  III  958,  der  Minderheit 
(Lusser),  B  1875  III  695;  1876  II  241. 

Die  Verf.  des  Kantons  Basel-Stadt  vom  10.  Mai  1875  wurde 
vom  Grossen  Rat  den  19.  April  1875  beschlossen  und  in  der  Volks- 
abstimmung vom  9.  Mai  mit  3430  gegen  781  Stimmen  angenommen. 
Die  eidg.  Gewährleistung  erfolgte  den  2.  Juli  1875  vorbehaltlos. 


"i^T^' 
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1.  Der  Vorstand  der  römisch-katholischen  Gemeinde  in  Basel-Stadt 
hatte  den  8.  Juni  1875  Protest  gegen  den  §  12  der  neuen  Verf.  einge- 
legt mit  dem  Begehren,  dass  demselben,  soweit  er  die  katholische 
Kirche  betrifft,  die  eidg.  Gewährleistung  versagt  werde. 

§  12  lautet: 

Die  reformierte  imd  die  katholische  Kirche  erhalten  durch 
Gesetz  ihre  äussere  Organisation,  nach  welcher  sie  unter  Oberauf- 
sicht des  Staates  ihre  innern  konfessionellen  Angelegenheiten  selb- 
ständig ordnen.  Ihre  Geistlichen  und  ihre  kirchlichen  Vertreter 
wählen  die  zu  jeder  Kirchgemeinde  gehörigen,  in  Gemeindeange- 
legenheiten stinmifähigen  Schweizerbürger. 

Der  Eintritt  in  diese  Kirchen,  sowie  der  Austritt  aus  den- 
selben steht  jedem  Staatsangehörigen  bedingungslos  offen.  Das 
Gesetz  w^ird  bestimmen,  wann  Neueintretende  die  Stimmberech- 
tigung erhalten. 

Der  Staat  bestreitet  die  Kultusbedürfnisse  dieser  Kirchen  und 
zwar  mit  Rücksicht  auf  die  zu  jeder  Kirche,  resp.  jeder  durch  die 
Organisation  anerkannten  kirchlichen  Gemeinschaft  gehörigen  Mit- 
glieder. 

Die  römisch-katholische  Gemeinde  selbst  hatte  den  23.  Mai  1875 
beschlossen  zu  erklären : 

Sie  könne,  ohne  dem  katholischen  Glauben  untreu  zu  werden, 
sich  diesem  §  12  nicht  imterziehen  und  werde  es  daher  auch  nicht ; 
sie  wolle,  gestützt  auf  ihr  Recht  und  auf  die  Gewähr  der  BV,  eine 
freie  römisch-katholische  Gemeinde  sein  und  bleiben.  Der  Reg.  von 
Basel-Stadt  sei  hievon  Mitteilung  zu  machen  imd  dabei  die  Er- 
wartung auszusprechen,  der  Staat  werde  die  römisch-katholische 
Gemeinde  im  Fortbestande  nach  bisheriger  Weise  nicht  stören.  ^ 

B  1875  III  696. 

In  den  eidg.  Räten  wollte  eine  Minderheit  das  Begehren  der 
römisch-katholischen  Gemeinde  gutheissen,  gestützt  djirauf,  dass  §  12 
der  Verf.  von  Basel-Stadt  mit  den  Vorschriften  der  Art.  49,  50  und  56 
der  BV  im  Widerspruch  stehe,  indem 

a.  durch  die  staatliche  Organisation  der  katholischen  Kirche, 

b.  diu^ch  den  Ausschluss  der  ausländischen  Mitglieder  der  römisch- 
katholischen Gemeinde  in  Basel  vom  Stimmrechte  in  Sachen 
dieser  Gemeinde, 

c.  durch  die  Bestimmung  des  bedingungslosen  Eintrittsrechtes  in 
die  katholische  Kkche  für  jeden  Staatsangehörigen 

die  durch  die  BV  gewährleistete  Glaubens-  und  Gewissens-,   sowie  die 


')  Vgl.  V.  Balis,  Kultusfreiheit,  Basel  1894,  S.  90,  Anm.  2,  99. 
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Kultusfreiheit    und   bezw.    auch   die  Vereiusfreiheit  der  römisch-katho- 
lischen Religionsgenossenschaft  von  Basel-Stadt  verletzt  werden. 

B  1875  II  705. 

Die  Mehrheit  der  Komm,  des  StR  (Droz)  dagegen  begründete  die 
bundesrecbtliche  Verfassungsmässigkeit  des  angefochtenen  §  12  wie  folgt: 

Die  BV  gewährleistet  in  Art.  49  und  50  drei  Prinzipien : 

1.  die  individuelle  Freiheit,  in  Religionssaclien  zu  glauben  und  zu 
praktizieren,  was  man  will; 

2.  die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlimgen  innert  den 
Schranken  der  öffentlichen  Ordnung  und  der  Sittlichkeit; 

3.  das  Recht  der  Kantone  und  des  Bundes,  die  äussern  Be- 
Ziehungen  der  Religionsgenossenschaften  unter  sich  und  mit  dem  Staate 
zu  normieren. 

Es  ist  klar,  dass  diese  Rechte  und  Freiheiten  einander  gegen- 
seitig bekräftigen.  Was  ist  die  Glaubensfreiheit  ohne  die  Freilieit  des 
Kultus?  Und  was  ist  die  Freiheit  des  Kultus,  wenn  der  Staat  nicht 
bereit  ist,  sie  zu  schützen  oder  auch  zu  beschränken,  falls  sie  in 
Zügellosigkeit  auszuarten  droht?  Gewisse  Personen  und  gewisse  Kon- 
fessionen verwechseln  allzu  oft  die  Freiheit  des  Kultus  und  die  Ge- 
wissensfreiheit. Allerdings  ist  die  eine  ein  Ausfluss  der  andern;  aber 
die  eine  steht  höher  als  die  andere.  Die  Gewissensfreiheit  steht  über 
der  Freiheit  des  Kultus,  und  Sache  des  Staates  ist  es,  darüber  zu 
wachen,  dass  nicht  nur  jede,  etwa  den  Vorwand  freier  Ausübung  der 
Kulte  vorschützende,  Störung  der  öffentlichen  Ordnung  imterbleibe, 
sondern  auch  und  hauptsächlich,  da.ss  die  Gewissensfreiheit  der  Bürger,, 
seien  es  Geistliche  oder  Nichtgeisthche,  nicht  angetastet  werde. 

Diese  Grundsätze  scheinen  uns  durch  die  Verf.  von  Basel-Stadt 
vollständig  gewahrt  zu  sein.  .  .  . 

Die  GesuchsteUer  bestreiten  dem  Staate  hauptsächlich  das  von  ihm. 
in  Anspruch  genommene  Recht,  die  äussere  Organisation  der  katho- 
lischen Kirche  zu  normieren.  Die  Mehrheit  der  Komm,  verwirft  durch- 
aus diese  Theorie.  Wer  nur  ein  wenig  die  Geschichte  der  Beziehungen, 
der  Kirche,  sowohl  der  reformierten  als  der  katholischen,  zum  Staate 
keimt,  weiss,  dass  der  Staat  sich  von  den  Fragen  der  äussern  Organi- 
sation der  Kirchen  nicht  ganz  fernhalten  kann,  und  dass,  wenn  er  es 
thut,  es  immer  nur  zum  grössten  Nachteil  der  öffentlichen  und  indivi- 
duellen Interessen  geschieht.  ... 

Zwei  Systeme  fanden  nach  einander  auf  die  Beziehungen  der 
Kirche  zum  Staate  Anwendung.  Das  eine  angewendet  auf  die  katho- 
lische Kirche  ist  das  System  der  Konkordate . . . ,  ein  System  voller 
Verschweigungen  und  Missverständnissen,  bei  welchen  die  Kirche  alles 
nach  dem  kanonischen  Rechte  und  der  Staat  alles  nach  den  Grund- 
sätzen des  gemeinen  Rechts  regeln  will. 

2a 
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Der  Katholizismus  ist  eine  internationale  Kirche.  Die  Länder, 
welche  sich  von  den  äussern  Einflüssen  emanzipieren  wollten,  die  in 
der  katholischen  Kirche  vorherrschen,  haben  Nationalkirchen  gegründet, 
bei  denen  oft  der  Staat  als  Papst  oder  Bischof  figurierte,  welcher  die 
Dogmen,  die  Kultusformen  etc.  beriet  und  vorschrieb.  Das  war  die 
eigentliche  StaatsreUgion.  Ebenso  haben  die  meisten  katholischen 
Länder  die  römisch-kathohsche  Religion  zur  StaatsreUgion  dekretiert 
und  alle  diejenigen,  welche  derselben  nicht  beitraten,  mit  Gewalt  fort- 
gewiesen. 

Die  Erfahrung  hat  dargetan,  dass  weder  das  eine  noch  das  andere 
dieser  Systeme  zweckmässig  ist.  Der  moderne  Staat  bedankt  sich  für 
die  Rolle,  sei  es  der  Spender  des  Glaubens  der  Bürger,  sei  es  der  er- 
gebenste Diener  oder  der  Düpierte  irgend  einer  Kirche  zu  sein.  Er 
will  die  Zügel  der  bürgerlichen  Verwaltimg  wieder  an  sich  ziehen, 
doch  so,  dass  er  Gewissens-  und  Kultusfreiheit  wahrt,  und  um  sie  wirk- 
sam zu  wahren,  normiert  er  selbst  die  äussere  Organisation  der  zwei 
grossen,  seit  Jahrhunderten  mit  einander  hadernden  Konfessionen,  d.  h. 
der  katholischen  und  der  reformierten  Kirche. 

Die  meisten  modernen  Kirchengesetze  sprechen  die  folgenden 
Rechte  nur  dem  Staate  zu:  die  Territorialbegrenzung  der  Kirchge- 
meinden, das  Stimmrecht  in  Kirchensachen,  den  Modus  der  Ernennung 
der  Geistlichen,  das  Placet  des  Staates  für  gewisse  geistliche  Bekannt- 
machungen, die  Organisation  der  Kirchen-  und  Synodalbehörden,  die 
Befugnisse  dieser  Behörden  in  temporellen  Angelegenheiten,  ihre  Be- 
ziehimgen  zu  den  lokalen  und  den  Staatsbehörden,  Vorschriften  über 
den  Gebrauch  der  Tempel,  die  Verwaltung  der  Kirchengüter  und  die 
Besoldung  der  Geistlichen. 

Liegt  darin  irgend  etwas,  was  der  Gewissensfreiheit  zu widerüefe? 
Im  Gegenteil ;  der  moderne  Staat  will,  dass  innerhalb  dieser  kirchlichen 
Organisationen  die  Gewissensfreiheit  sowohl  des  geistUchen  Hirten  als 
seiner  Herden,   sowie  diejenige  der  Individuen  respektiert  werde. 

Ein  Beweis  dafür,  wie  sehr  die  Gesuchsteller  mit  ihrer  Behauptung 
Unrecht  haben,  die  äussere  Organisation  durch  den  Staat  widerstreite 
ihrem  Glauben,  hegt,  darin,  dass  in  den  meisten  Kantonen,  selbst  den 
besten  römisch-katholischen,  die  Verf.  und  die  Gesetze  ganz  ähnUche 
Vorschriften  wie  die  angeführten  enthalten.  .  .  . 

Im  Jalu-e  1873  haben  die  BBehörden  sich  zweimal  hintereinander 
über  solche  Fragen  ausgesprochen,  bei  Anlass  der  Beschwerden  gegen 
das  Genfer  Gesetz  und  gegen  das  Solothumer  Gesetz  über  die  Wahl 
der  Geisthchen. 

Anlässhch  der  Genfer  Beschwerde  über  das  Verfassungsgesetz 
betr.  die  Wahl  und  Abberufung  der  Geistlichen  vom  23.  März  1873  sagte 
Dr.  Römer,  Berichterstatter  der  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  (B  1873 
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III  (>B4):  Das  für  die  Beantwortung  massgebende  Kriterium  liegt  in 
der  Ausscheidung  der  rein  dogmatischen  und  der  organisatorischen  oder 
konstitutionellen  Elemente;  die  erstem  sind  der  Kirche,  die  letztem  dem 
Staate  als  Kompetenz  zuzuscbeiden  .  .  .  Die  Wahl  und  Abberuifung  der 
Geistlichen  alteriert  die  Glaubens-  und  Kultusfreiheit  nicht;  sie  ist  rein 
konstitutioneller,  dem  Selbstbestimmungsrecht  des  Volkes  und  Staates 
anheimfallender  Natur. 

In  Bezug  auf  die  Solothumer  Beschwerde  betr.  das  Wiederwahl- 
gesetz vom  28.  Nov.,  22.  Dez.  1873  findet  sich  im  Bericht  der  Mehrheit 
der  Komm,  des  StR  folgende  Erwägung  des  Dr.  Blumer  (B  1873  III  587) : 
Will  man  aus  der  Gewährleistung  der  freien  Ausübimg  eines  Glaubens- 
bekenntnisses die  weitgehende  Folgerung  ziehen,  dass  damit  auch  die 
ganze  äussere  Verf.  der  betr.  Konfession  von  selbst  und  schon  zum  vor- 
aus anerkannt  sei,  so  bedarf  dann  auch  eine  reformierte  Synodal- 
verfassung nicht  mehr  der  besondem  staatlichen  Genehmigung ;  für  die 
katholische  Kirche  aber  hat  alsdann  der  Staat  die  weitgehendsten  Ver- 
pfliditungen  übernommen  .  .  . 

Wie  man  sieht,  ist  die  von  der  römisch-kathoUschen  Gemeinde 
von  Basel-Stadt  aufgeworfene  Frage  durchaus  die  gleiche,  wie  diejenige 
der  Rekurse  der  Solothumer  und  der  Genfer  Geistlichkeit  .  .  . 

Die  Gesuchsteller  beschweren  sich  darüber,  dass  das  Stimmrecht  in 
Pfarrangelegenheiten  den  Ausländem  nicht  gewährt  sei.  Wir  haben  in 
der  BV  keine  Bestimmung  gefunden,  welche  diese  Reklamation  recht- 
fertigen würde.  Die  BV  gewährleistet  die  bürgerlichen  Rechte  der 
Schweizer,  nicht  aber  diejenigen  der  Ausländer,  so  dass  den  Kantonen 
freie  Hand  gelassen  ist,  diese  letztem  zur  Ausübung  des  Stimmrechts 
in  Pfarrangelegenheiten  zuzulassen  oder  nicht. 

Die  GesuchsteUer  behaupten  im  Hinblick  auf  den  zweiten  Absatz 
des  beanstandeten  §  12,  es  könne  der  erste  Beste,  sei  er  ein  Protestant 
oder  ein  Israelit,  in  die  katholische  Kirche  eintreten.  Offenbar  ist  dies 
aber  nicht  der  Sinn  dieser  Bestimmung,  wofür  der  Beweis  darin  liegt, 
dass  der  erste  Absatz  ausdrücklich  sagt,  das  Stimmrecht  stehe  nm-  den 
zu  einer  Konfession  gehörigen  Schweizerbürgern  zu.  Das  Wort  «be- 
dingungslos» ist  nach  imserer  Auffassung  in  einem  wesentUch  mate- 
riellen Sinne  zu  verstehen.  Ebenso  sind  wir,  was  die  Nuancen  betrifft, 
welche  über  diesen  oder  jenen  dogmatischen  Punkt  zwischen  den  Mit- 
gliedern einer  und  derselben  Konfession  herrschen,  der  Ansicht,  dass 
es  nicht  im  Willen  des  Staates  hegen  wird,  dass  man  enggezogene 
Glaubensbekenntnisse  vorschreibe,  was  dem  grossen  Grundsatze  der 
Gewissensfreiheit  zuwiderliefe.  Übrigens  wird  in  diesem  Punkte  durch 
den  §  12  den  Petenten  ein  Genüge  geleistet,  da  derselbe  im  ersten 
Absatz  vorsieht,  dass  die  Kirchen  selbst,  unter  Oberaufsicht  des  Sta^ites, 
ihre  innern  konfessionellen  Angelegenheiten  regeln  können. 
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Was  den  dritten  Absatz  anlangt,  so  können  wir  darin  unmöglich 
etwas  anderes  erblicken,  als  einen  Grundsatz  der  Gleichheit  und  Ge- 
rechtigkeit. Wollen  die  Römisch-Katholischen  von  Basel-Stadt  das  vom 
Staate  ihnen  angebotene  Geld  nicht,  so*  steht  es  ihnen  vollkommen  frei^ 
es  abzulehnen ;  allein  irgend  ein  Grund  zu  Besorgnissen  liegt  in  dieser 
Perspektive  nicht.  B  1875  III  964, 

2.  Mit  Annahme  dieser  Verf.  hörte  der  Kanton  Basel-Stadt 
auf,  eine  ausschUessUch  repräsentative  Republik  zu  sein;  die  Volks- 
souveränetät,  bisher  nur  ausgeübt  durch  Abstimmung  über  die  Abände- 
rungen der  KVerf.  und  durch  die  Wahl  des  Grossen  Rates,  äussert  sich 
seit  der  Verf.  von  1875  auch  durch  das  Recht  der  Initiative  und  durch 
das  fakultative  Referendum.  Das  Walilrecbt  und  der  Wahlmodus  des 
Grossen  Rates  sind  vereinfacht.  An  Stelle  des  Kleinen  Rates  von 
15  Mitgliedern,  die  vom  Grossen  Rate  aus  seiner  Mitte  auf  6  Jahre  ge- 
wählt w^urden  und  im  Schosse  der  letztem  Sitz  und  Stimme  behielten,  tritt 
als  vollziehende  Gewalt  ein  Regierungsrat  von  7  Mitgliedern,  die  vom 
Grossen  Rat  frei  auf  drei  Jahre  gewählt  werden  imd  im  Grassen  Rate 
selbst  keine  entscheidende  Stimme  mehr  haben. 

Die  Stadt  Basel  überlässt  dem  Staate  alle  Befugnisse  der  Ein- 
wohnergemeinde mit  dem  für  die  öffentlichen  Dienstzweige  bestimmten 
Vermögen.  Den  drei  andern  Gemeinden  des  Kantons  wird  freigestellt,, 
ein  Gleiches  zu  tun.  Falls  jedoch  die  Stadt  Basel  oder  die  andern  Ge- 
meinden davon  zurückkommen  und  ihre  lokale  Selbständigkeit  zurück- 
nehmen wollten,  soll  das  von  ihnen  abgetretene  Vermögen  wieder  an 
sie  zurückfallen.  Die  Befugnisse  der  Bürgergemeinden  und  der  Kor- 
porationen (Zünfte  u.  a.)  werden  nicht  geändert ;.  die  Bürgergüter  sind 
gewälirleistet,  und  die  Verwaltung  bleibt  in  Händen  besonderer  bürger- 
lieber  Gemeindebehörden.  B  1875  HI  958 

70,   I.   Verfassung   vom»   Jahre   1889. 

Eidg.  Gewähiieistung  durch  BBeschL  vom  25v  Juni  1890,  A.  S.  n.  F.  XI  527.  — 
Botsch.  des  BR  vom  27.  Mai  1890,  B  1890  H  927;  1891  U  530. 

Die  neue  Verf.,  vom  Grossen  Rat  den  2.  Dez.  1889  beschlossen, 
und  in  der  Volksabstimmung  mit  3187  gegen  1671  Stimmen  angenom- 
men, unterscheidet  sich  nicht  wesentlich  von  der  durch  sie  aufgehobenen 
des  Jahres  1875.  Die  politisdien  Rechte  der  Staatsbürger  haben  einige 
Erweitenmg  erfahren,  die  Regierungsrätc  und  der  Abgeordnete  in  den 
Ständerat  sind  direkt  vom  Volke  zu  wählen..  Die  neue  Verl  unter- 
scheidet  zwischen  Partial-  und  Totalrevision.  Der  Staat  soll  nach 
Kräften  für  die  Wohlfalnrt  des  Volkes  wirken  und  dessen  Erwerbsfähig- 
keit  heben.  Die  Armenpflege  ist  Sache  d«r  Bürgergemeinde  und  der 
freiwilligen  Tätigkeit  unter  Mitwirkmig  und  Unterstützung  des  Staates^ 
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Der  Staat  hat  öffentliche  Untenicfatsanstalten  für  allgemeine  und  beruf- 
liche Bildung  zu  errichten  und  zu  unterhalten. 

Das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche  ist  nicht  geändert  worden ; 
als  neue  Bestimmimg  erscheint  in  §  13  Abs.  2  der  Satz:  Personen, 
welche  religiösen  Orden  oder  Kongregationen  angehören,  ist  die  Leitung 
von  Schulen  oder  Erziehungsanstalten,  sowie  die  Lehrtätigkeit  an  solchen 
untersagt.  VgL  auch  Erste  Auflage  IV,  Nr.  1607. 

IL  Partialrevision  infolge  Beschl.  des  Grossen  Rates  vom 
\).  Nov.  1891,  in  der  Volksabstimmung  vom  19.,  20.  Dez.  1891  an- 
genommen, betr.  §§  27  und  50  der  Verf.,   Volkswahl  der  Richter. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  20.  Juni  1892,  A.  S.  n.  F.  XII 902.  — 
Botsch.  des  BR  vom  15.  März  1892,  B  1892  I  900;  1893  II  10. 

Nicht  mehr  der  Grosse  Rat,  sondern  direkt  die  Stimmberechtigten 
wählen  die  Präsidenten  und  die  ständigen  Mitglieder  der  kant.  Gerichte. 

VeriasBimg  des  Kantons  Basel-Landschaft 

71.  Verfassung  vom  Jahre  1892. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  24.  Juni  1892,  A.  S.  n.  F.  XII  906.  — 
Botsch.  des  BR  vom  8.  Juni  1892,  B  1892  III  640;  1893  II  11. 

Die  von  einem  Verfassungsrat  am  4.  April  1892  beschlossene 

Verf.  des  Kts.  Basel-Landschaft    ist    in  der  Volksabstimmung  vom 

80.  Mai,  an  der  von  12,543  Stimmberechtigten  95(54  teilgenommen 

haben,    mit  60fJ8  gegen  3392  Stimmen    angenommen    worden    und 

trat   mit   dem  1.  Jan.  1893   an   Stelle   der  Verf.  vom  Jahre  1863. 

Sie  kennzeichnet  sich  durch  folgende  Bestimmungen: 

Entgegen  dem  bisherigen  Recht,  wonach  die  Schweiz.  Aufenthalter 
in  kantonalen  und  Gemeindeangelegenheiten  kein  Stimmrecht  besessen 
haben,  wird  in  §  8  die  öffentlich-rechtliche  Stellung  der  Aufenthalter 
dahin  bestimmt,  dass  dieselben  nach  dreimonatlichem  Aufenthalt  von 
Erteilung  der  Aufenthaltsbewilligung  an  gerechnet  stimmberechtigt  sind. 
In  Bürgergemeindeangelegenheiten  sind  nur  die  Ortsbürger  stinun- 
berechtigt.  Eine  Ausnahme  findet  statt,  wenn  Armensteuern  auf  das 
Grundeigentum  verlegt  werden  sollen.  In  diesem  Falle  haben  die  an- 
sässigen Nichtortsbürger,  welche  Liegenschaften  besitzen,  mitzustimmen. 

Die  Initiative  für  die  Gesetzgebung  ist  in  der  Weise  geordnet,  dass 
1500  Stimmberechtigte  befugt  sind,  jederzeit  das  Begehren  um  Erlass 
eines  neuen  oder  um  Aufhebung  oder  Abänderung  eines  bestehenden 
Gesetzes,  eines  allgemein  verbindlichen  Beschlusses  oder  einer  vom 
Landrat  erlassenen  Verordnung  zu  stellen. 

Die  Wahl  des  Mitgliedes  des  Ständerates  geschieht  nicht  mehr 
durch  den  Landrat,  sondern  durch  das  Volk,  seine  Amtsdauer  ist  nicht  mehr 
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eine  einjährige,    sondern  eine   dreijährige  und  fällt  mit  derjenigen  der 
Mitglieder  des  Nationalrates  zusammen  (§  18). 

Der  Landrat  ist  berechtigt,  über  Erhebung  einer  Vermögens-,  Ein- 
kommens- und  Erwerbssteuer  bis  auf  1  vom  Tausend  (auf  das  Vermögen 
berechnet)  zu  beschliessen,  während  nach  bisherigem  Recht  die  Er- 
hebung einer  direkten  Steuer  in  jedem  einzelnen  Falle  dem  Referendum 
musste  unterstellt  werden.  Bei  jedem  Todesfalle,  wo  steuerpflichtiges 
Vermögen  vorhanden  ist,  muss  ein  amtliches  Inventar  aufgenommen 
werden. 

Dem  Staate  steht  das  Oberaufsichtsrecht  über  das  gesamte  ünter- 
richtswesen  zu,  und  er  hat  in  Verbindung  mit  den  Gemeinden  für  ge- 
nügenden und  unentgeltUchen  Schulunterricht  zu  sorgen,  den  Besuch 
der  Mittelschulen  mögUchst  zu  erleichtem  und  auch  gewerbliche  Schulen 
zu  unterstützen.  Er  hat  ferner  den  Gemeinden,  die  durch  Armenlasten 
unverhältnismässig  gedrückt  sind,  Unterstützungen  zu  gewähren,  ebenso 
Privatvereinen,  die  die  Hebung  der  armem  Volksklassen  bezwecken.  Der 
Landwirtschaftsbetrieb  soll  möglichst  gefördert  werden ;  deshalb  sind 
bezügüche  Bestrebungen  der  Vereine  und  Genossenschaften  vom  Staate 
zu  unterstützen. 

VeriaBsnng  des  Kantons  Schaffhansen. 

72.     L    Verfassung  vom   Jahre    1876. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  1.  Juli  1876,  A.  S.  n.  F.  U  mi.  — 
Botsch.  des  BR  vom  17.  Juni  1876,  B  1876  BI  185:  1877  II  507. 

Am  4.  Mai  1873  hatten  die  Stimmberechtigten  des  Kts.  Schaff- 
hausen die  Totalrevision  der  Verf.  vom  5.  April  1852  beschlossen  und 
die  Ausarbeitung  derselben  einem  Verfassungsrat  übertragen.  Drei 
Entwürfe  einer  revidierten  Verf.  wurden  nach  einander  in  den  Volks- 
abstimmungen vom  27.  Dez.  1873,  18.  April  1874  und  30.  Mai  1875 
nicht  angenommen,  weil  sie  nicht  die  Zustimmung  der  Mehrheit 
der  im  Kanton  anwesenden  Stimmberechtigten  fanden  und  die 
Mehrheit  der  Stimmenden  nach  der  damals  geltenden  Schaffhauser 
Verf.  nicht  genügend  war.  ^)  Dagegen  wurde  der  vom  Verfassungs- 
rat den  24.  März  1876  beschlossene  Entw.  in  der  Volksabstimmung 
vom  14.  Mai  mit  6354  der  7271  landesanwesenden  Stimmberech- 
tigten angenommen,  worauf  am  1.  Juli  1876  vorbehaltlos  die  eidg. 
Gewährleistung  erteilt  wurde.  In  der  Botsch.  vom  17.  Juni  1876 
betont  der  BR,  dass  die  Interpretation  verschiedener  Bestimmungen 
der  neuen  Verf.  nm*  eine  mit  dem  BRecht  übereinstimmende  sein 
dürfe;  er  betont  weiter,  dass  die  Frage,  ob  eine  KVerf.  etwas  der 

»)  Vgl.  auch  oben  S.  286,  Anm.  1. 
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BV  Zuwiderlaufendes  nicht  absolut  und  für  alle  Zukunft  verbind- 
lich, sondern  nur  nach  dem  Masstabe  der  Gegenwart  beantwortet 
werden  könne,  indem  jede  Entwicklung  der  Gedanken,  die  das 
gegenwärtige  BRecht  beherrschen,  selbstverständlich  allen  KVerf. 
gegenüber  massgebend  wird,  auch  wenn  diese  völlig  unbeanstandet 
gewährleistet  worden  wären.  B  1876  III  186.    Vgl.  oben  Nr.  40, 

In  den  Art.  78  und  79  der  Verf.  behält  sich  der  Kt.  Schaff- 
hausen vor,  durch  seine  Gesetzgebung  Bestimmungen  zu  treffen 
über  die  Weiterziehung  der  obergerichtlich  abgem-teilten  Fälle  von 
gewissem  Streitweiie  und  die  Überweisung  des  Kassationsver- 
fahrens an  das  BGer.     Hiezu  wird  in  der  Botsch.  des  BR  gesagt: 

Es  ist  daran  zu  erinnern,  dass  durch  Art.  114  der  BV  vorbehalten 
wurde,  auf  dem  Wege  der  BGesetzgebung  ausser  den  in  Art.  110,  112 
imd  113  bezeichneten  Gegenständen  auch  noch  andere  Fälle  in  die 
Kompetenz  des  BGer.  zu  legen,  und  dass  der  Bund  in  Art.  31  Ziff.  1 
des  BG  über  die  Organisation  der  BRechtspflege  vom  17.  Juni  1874*)  von 
diesem  Rechte  Gebrauch  machte,  indem  er  das  BGer.  verpflichtete,  die 
Beurteilung  auch  solcher  Rechtsstreitigkeiten  zu  übernehmen,  welche 
durch  die  Verf.  oder  die  Gesetzgebung  eines  Kantons  an  das  BGer. 
gewiesen  werden  soUten;  jedoch  ist  ausdrücklich  beigefügt,  dass  hiezu 
die  Genehmigung  der  BVers.  erforderlich  sei.  Die  Art.  78  und  79  der 
Schaffhauser  Verf.  enthalten  nichts  von  dieser  Bedingung,  und  im 
Art.  31  des  Organisations-Ges.  ist  nichts  davon  gesagt,  wann  die  Geneh- 
migung der  BVers.  einzuholen  sei.  Es  fragt  sich  daher,  ob  sie  jetzt 
ausgesprochen  oder  für  die  spezielle  Prüfung  der  bezüglichen  Gesetz- 
gebung vorbehalten  werden  soll.  Nachdem  die  BV  und  das  erwähnte 
BG  das  Prinzip,  welches  in  den  Art  78  und  79  enthalten  ist,  aner- 
kannt haben,  so  hegt  zwar  nicht  ein  Widerspruch  mit  der  BV,  wohl 
aber  ein  Mangel  gegenüber  dem  BG  vor.  Es  kann  daher  die  Gewähr- 
leistung ohne  Vorbehalt  ausgesprochen  werden,  jedoch  in  der  Erwar- 
tung, dass  die  Reg.  des  Kt.  Schaffhausen  die  bezügliche  Gesetzgebung 
vorlegen  werde.  ^)  B  1876  III  188. 

In  Abänderung  des  bisherigen  Rechts  lässt  Art.  108  der  neuen 
Verf.  für  Volksabstimmungen  die  Mehrheit  der  Stimmenden  mass- 
gebend sein,  und  zwar  für  Abstimmungen  über  Verfassungs- 
revisionen, über  die  Annahme  oder  Vei-werfung  von  Gesetzen, 
über  Initiativbegehren,  sowie  über  die  Abberufung  des  Grossen 
Rates.  1876  m  189. 

M  Vgl.  Organis.-Ges.  der  BRechtspflege  vom  22.  März  1893,  Art.  52  Ziff.  2. 
2)  Eine  bezügliche  Gesetzgebung  ist  bis  jetzt  der  BVers.  nicht  zur  Ge- 
nehmigung unterbreitet  worden. 
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IL   Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom  9.  Nov. 

1891,  ohne  Volksabstmuuung    mit    dem   1.  Jan.  1892  in  Kraft  ge- 
treten, betr.  Art.  107*>*«  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  29.  Dez.  1892,  A.  S.  n.  F.  XIII  212.  ~ 
Botsch.  des  BR  vom  5.  Dez.  1892,  B  1892  V  535,  1893  II  12. 

Nach  Art.  107  der  KVerf.  von  1876  fand  die  teilweise  Verf.- 
Revision  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  statt,  demnach  war  sie 
nicht  dem  obUgatorischen,  sondern  nur  dem  fakultativen  Referendum 
unterstellt  (Art.  42).  Art.  107  ^^»  schreibt  nun  dagegen  ausdrücklich  vor, 
dass  die  vom  Grossen  Rat  in  teilweiser  Revision  der  Verf.  erlassenen 
Gesetze  der  obligatorischen  Volksabstimmung  zu  unterbreiten  sind.  In 
seiner  Botsch.  vom  23.  Dez.  1892  hebt  der  BR  hei-vor,  dass  bei  Prüfung 
der  Schaffhauser  Verf.  von  1876  Art.  107  mit  Stillschweigen  übergangen 
worden  sei.  Wir  freuen  uns  aber  —  fährt  der  BR  fort  —  konstatieren 
zu  können,  dass  der  Grosse  Rat  des  Kt.  Schaflfhausen  eine  nach  im- 
serm  Dafürhalten  unhaltbare  Verf.-Bestimmung  von  sich  aus  abge- 
ändert und  durch  die  in  allen  andern  Kantonen  bestehende  einzig  rich- 
tige und  auch  einzig  dem  Art.  6  litt,  c  der  BV  volles  Genüge  leistende 
Bestimmung  ersetzt  hat,  dass  auch  partielle  Verf.-Anderungen  der 
Volksabstimmung  zu  unterstellen  sind.*) 

IIL  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom  22.  Aug. 

1892,  in    der  Volksal)stimmung    vom  16.  Okt.  1892    angenommen, 

betr.  Änderung  der  Art.  5,  6  und  42  Abs.  2  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1892,  A.  S.  n.  F.  XIII 212.  — 
Botsch.  des  BR  vom  5.  Dez.  1892,  B  1892  V  5135 ;  1893  II  12. 

Mit  Rücksicht  auf  das  eidg.  Betreibungs-  und  Konkursgesetz  sind 
die  Verf.-Bestimmungen  über  Ausschluss  vom  Aktivbürgerrecht  und 
Rehabilitation  geändert  worden;  weiter  wurde  bestimmt,  dass  die  Ab- 
stimmungen in  den  Gemeinden,  nicht  mehr  nur  in  den  Hauptorten 
der  Wahlkreise,  zu  erfolgen  haben. 

IV.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom  26.  Jan. 
1895,  in  der  Volksabstimmung  vom  24.  Febr.  1895  angenommen, 
betr.  Abänderung   der  Art.  23  und  42    der  Verf.,   Einführung    des 

obligatorischen  Referendums. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Juni  1895.  A.  S.  u.  F.  XV  153.  — 
Botsch.  des  BR  vom  4.  Juni  1895,  B  1895  III  2:J3;  189(5  II  7. 

An  Stelle  des  bisherigen  fakultativen  Referendums  (Begehren  von 

KXK)  Aktivbürgern)  tritt  das  obligatorische,   dem  jedoch  Staatsverträge 

nicht  unterstellt  werden. 


M  Es  fragt  sich,  oh  die  BVers.  im  Hinblick  auf  Art.  6  litt,  c  der  BV 
nicht  den  Art.  lOT^s  hatte  au  die  Behörden  des  Kts.  SchafFhausen  zurück- 
weisen sollen  mit  der  Bemerkung,  dass  derselbe  die  eidg.  Gewährleistung 
<'rst  erhalten  könne,  nachdem  er  in  einer  Volksabstimmung  angenommen 
worden  sei. 
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VerfaBgang  des  Kantons  AppenaeU  Anaaer-Rhoden. 

73,  I,  Verfassung,  beschlossen  in  ausserordent- 
licher Landsgemeinde    am  15.  Okt.  1876. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Dez.  1876,  A.  S.  n.  F.  II  561.  -  - 
Botsch.  des  BR  vom  10.  Nov.  1876,  B  1876  IV  172;  1877  II  507. 

In  der  ausserordentlichen  Versammlung  der  Landsgemeinde 
des  Kts.  Appenzell  A.-Rh.  vom  15.  Okt.  1876  in  Trogen  wurde  an 
Stelle  der  Verf.  vom  3.  Okt.  1858  eine  neue  beschlossen,  die  den 
22.  Dez.  1876  die  eidg.  Gewährleistung  erhielt  und  am  29.  April 
1877  in  Kraft  getreten  ist.    Sie  enthielt  u.  a.  folgende  Bestimmungen : 

Die  Verf.  erklärt  den  Kt.  Appenzell  A.  Rh.  für  einen  demokra- 
tischen Freistaat,  in  welchem  das  Volk  seine  SouveränetÄt,  soweit  sie 
nicht  durch  die  BV  imd  durch  seine  eigene  KV  beschränkt  wird,  an 
der  Landsgemeinde  ausübt.  Zutritt  zur  Landsgemeinde  haben  alle 
stimmberechtigten  Landeseinwohner,  in  Abänderung  des  Art.  1  der 
Verf.  vom  Jahre  1858,  wonach  nur  Landsleute  und  niedergelassene 
Schweizerbürger,  die  den  Religionsunterricht  genossen  hatten,  zugelassen 
waren;  das  Erscheinen  und  die  Teilnahme  an  der  Landsgemeinde  bis 
zum  Schluss  derselben  ist  als  Bürgerpflicht  erklärt.  Die  politische 
Volljährigkeit  tritt  mit  vollendetem  zwanzigstem  (früher  achtzehntem) 
Lebensjahre  ein ;  die  niedergelassenen  Schweizerbürger  erwerben  sofort 
das  Stimmrecht  in  kantonalen  und  Gemeindeangelegenheiten,  die 
Aufenthalter,  bis  zum  Erlass  eines  besondem  Gesetzes,  nach  einem 
Wohnsitz  von  sechs  Monaten.  Es  besteht  der  Amtszwang  bis  auf  eine 
sechsjährige  Amtsdauer,  ausgenommen  bei  vollendetem  60.  Altersjahre 
und  bei  Beamtungen  mit  festem  Gehalt. 

Die  Mitglieder  des  KRates  sind  Abgeordnete  der  Gemeinden,  wie 
dies  schon  die  Verf.  des  Jahres  1858  festsetzte,  und  zwar  kommt  auf 
je  1000  Einw^ohner  ein  Mitglied,  jedenfalls  hat  jede  Gemeinde  wenig- 
stens einen  Repräsentanten.  Dieses  System  hat  notwendig  —  bemerkt 
die  bundesr.  Botsch.  -  -  eine  gewisse  Ungleichheit  der  Repräsentation 
zur  Folge,  jedoch  scheint  uns  gleichwohl,  dass  gegen  das  System  nichts 
könne  eingewendet  werden,  weil  die  Einteilung  der  Wahlkreise  und 
die  Aufstellung  der  Verhältniszahl  innerhalb  des  Grundsatzes  der  mög- 
lichst gleichmässigen  Repräsentation  des  Volkes  Sache  der  Kantone 
ist,  also  ein  Widerspruch  mit  der  BV  nicht  vorliegt.  Der  KRat  gibt 
den  Entscheid  in  den  durch  die  BV  Art.  86,  89,  93  vorgesehenen  An- 
gelegenheiten namens  des  Kts.  Appenzell  A.-Rh.  ab. 

Die  Verf.  von  1858,  Art.  15,  bezeichnete  unter  näherer  Ausführung 
die  evangelisch-reforraierte  Religion  als  Religion  des  Landes;  jetzt  re- 
produzieren  die  Art.  3  und  4  die  Art.  49  imd  50  der  BV,  imd  in  Art.  5 
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wird  den  im  Kanton  bestehenden  Religionsgenossenschaften  die  Befugnis 
eingeräumt  unter  Oberaufsicht  des  Staates  ihre  konfessionellen  An- 
gelegenheiten selbständig  zu  ordnen,  aber  auch  beigefügt:  die  bisherigen 
evangelisch-reformierten  Kirchgemeinden  bleiben  bestehen,  deren  Eigen- 
tum wird  jedoch  den  Einwohnergemeinden  zugesprochen. 

Art.  30  gewährleistet  das  Recht  der  freien  Verbeiständung  vor 
den  Gerichten;  Advokaten  sind  jedoch  nur  zulässig  in  den  Streitfällen, 
welche  an  das  Obergericht  können  gezogen  werden. 

Art.  41  endlich  setzt  fest:  Es  darf  kein  Burgernutzen  ausgeteüt 
werden,  solange  in  einer  Gemeinde  Steuern  für  Gemeindezwecke  be- 
zogen werden. 

IL  Partialrevision,  beschlossen  in  der  Landsgemeinde 

den  25.  April  1880,  zu  Art.  32,  33,  34  und  36  der  Verf.   betr.  die 

Kompetenzerweiterung  der   untern   Gerichte   und  Präzisierung  der 

Appellabilität  der  Urteile. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2.  Juli  1880,  A.  S.  n.  F.  V  lU.  — 
Botsch.  des  BR  vom  25.  Mai  1880,  B  1880  III  120;  1881  II  651. 

in.  Partialrevision,  beschlossen  in  der  Landsgemeinde 
vom  24.  April  1892,  betr.  Ergänzung  der  Verf.  durch  Art  16^*% 
Unterstützung  von  in  ungünstigen  Vermögens-  und  Steuerverhält- 
nissen stehenden  Gemeinden. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  20.  Juni  1892,  A.  S.  u.  F.  XII  9<14.  — 
Botsch.  des  BR  vom  10.  Mai  1892,  B  1892  II  1112;  1893  II  11. 

Verfassung  des  Kantons  Appenzell  Inner-Rhoden. 

74.  I.  Verfassung,  beschlossen  von  der  ausser- 
ordentlichen Landsgemeinde  den  24.  Nov.  1872. 

Eidg.  Gewährleistimg  dm-ch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1872,  A.  S.  XI  78.  —  Botsch. 
des  BR  vom  11.  Dez.  1872,  B  1872  III  842.  —  BBeschl.  betr.  die  Frage 
der  bundesrechtlichen  Zulässigkeit  einzelner  Verf.-Bestimmuiigen  des  Kt«>. 
Appenzell  I.-Rh.  vom  18.  Dez.  1869,  B  1870  I  0:  Botsch.  de.s  BR  vom 
24.  Nov.  1869,  B  1869  III  413. 

In  der  ausserordentlichen  Landsgemeinde  des  Kts.  Appenzell 

I.-Rh.  vom  24.  Nov.  1872  wurde  eine  neue  Verfassung  beschlossen^ 

die    an    Stelle    derjenigen   vom    26.    April    1829   trat.     Schon    die 

ordentliche  Landsgemeinde  des  Jahres  1868  hatte  auf  einstimmige 

Empfehlung  des  Grossen  Rates  die  Vorlage  eines  Verf-Entw.  füi*  die 

Landsgemeinde  des  Jahres  1869  verlangt;  der  1869  vorgelegte  Enfrvsv 

wurde  jedoch  von  der  Landsgemeinde  verworfen,   ohne  dass  diese 

neuerdings  den  Auftrag  der  Vorlage  eines  Verf-Entw.  erteilt  hätte. 

Die   Anhänger  einer  Revision  der  Verf.  wandten   sieh   deshalb   im 
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Juli  1869  mit  Petitionen  an  die  BVers.,  in  denselben  verlangend, 
dass  die  BVers.  Anordnung  treffen  möge,  dass  die  innerrhodische 
den  Vorschriften  des  Bundes  in  allen  Teilen  zuwiderlaufende 
KVerf.  sofort  durch  eine  andere  den  Prinzipien  der  BV  analoge 
Konstitution  ersetzt  werde.  Die  Beschwerdepunkte  der  Petenten 
waren  insbesondere  die  Behandlung  der  Niedergelassenen  als  Landes- 
fremde, die,  weil  nicht  zu  den  Rhodengenossen  gehörend,  weder  in 
kantonalen  noch  Gemeindeangelegenheiten  stimmberechtigt  sind,  und 
die  Gemeindeorganisation,  indem  der  Kanton  nicht  in  Bürger-  und 
Einwohnergemeinden  eingeteilt  ist,  sondern  in  Rhoden,  die  weder 
an  ein  bestimmtes  Territorium  gebunden  sind,  noch  eigentlich 
politisch  geordnete  Körperschaften  bilden.  Auf  Grund  dieser  Peti- 
tionen beschloss  die  BVers.  den  18.  Dez.  1869,  die  Reg.  des  Kts. 
Appenzell  I.-Rh.  einzuladen,  für  den  Erlass  von  Verf.- Bestimmungen 
durch  die  zuständigen  Organe  besorgt  zu  sein,  die  gemäss  Art.  4 
und  5  der  BV  die  Gleichstellung  der  KBüi'ger  und  innert  den 
Schi*anken  von  Art.  41  ZifF.  4  und  Art.  42  der  BV  von  1848  die 
politischen  Rechte  der  Schweiz.  Niedergelassenen  sicher  zu  stellen 
geeignet  sind.  Mit  diesem  Beschl.  ging  die  BVers.  über  den  An- 
trag des  BR  hinaus,  der  beantragt  hatte,  für  dermalen  auf  daa 
Gesuch  der  Pententen  nicht  einzutreten,  dagegen  der  Reg.  des 
Kts.  Appenzell  I.-Rh.  zu  empfehlen,  ihrerseits  der  Anhandnahme  und 
Durchführung  einer  Revision  der  kant.  Verf.  möglichst  Vorschub 
zu  leisten.  Vgl.  auch  oben  Nr.  4S,  44. 

Die  Verf.  vom  24.  Nov.  1872  erhielt  durch  BBeschl.  vom 
23.  Dez.  1872  vorbehaltlos  die  eidg.  Gewährleistung.  In  seiner 
Botsch.  vom  11.  Dez.  macht  der  BR  einzig  auf  Art.  3  besonders 
aufmerksam,  mit  folgender  Bemerkung: 

Art.  3.  Die  christkatholische  Religion  geniesst  als  die  Religion 
des  Volkes  die  Gewährleistung  und  Schutz  seitens  des  Staates. 

Die  Duldung  anderer  Glaubensbekenntnisse  ist  anerkannt,  so- 
wie auch  den  Bekennem  derselben  die  Ausübung  des  Gottesdienstes 
innert  den  Schranken  der  Sittlichkeit  gestattet. 
Hierin  liegt  zwar   nichts,   was   der  BV  (vgl.  Art.  44  der  BV  von 
1848)  durchaus  zuwiderliefe;  jedoch  muss  man  über  den  ersten  Absatz, 
dessen  Präzision  zu  wünschen  übrig  lässt,    wohl   im   klaren  sein.    Die 
appenzellischen  Bürger  oder  die  im  Kanton  niedergelassenen  Schweizer, 
die  einer  andern  als  der  katholischen  ReUgion  angehören,  gehören  auch 
zum  Volke,  unter  dem  nämlichen  Titel  und  mit  den  gleichen  Rechten 
wie  jeder   andere  Bürger.    Die  katholische  Religion  ist  demnach  nur 
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die  Religion  der  Mehrheit  der  appenzellischen  Bürger,  und  es  mag  der 
Staat  derselben  insoweit  eine  besondere  und  privilegierte  Stellung  ge- 
währen; jedoch  kann  diese  letztere  niemals  soweit  gehen,  den  vollen 
Umfang  und  die  Gleichheit  der  Rechte  der  einer  andern  Konfession  an- 
gehörenden Bürger  zu  beeinträchtigen. 

B  1872  III  842.    Vgl.  oben  S.  267,  286,  Auui.  2. 

IL  Partialrevision,  durch  Beschl.  der  Landsgemeinde 
vom  25.  April  1880,   zu  Art.  28  und  33  der  Verf.   betr.  die  Wahl 

der  Waldwirtschaftskomm.  durch  die  Bezirksgemeinden. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1880,  A.  S.  n.  F.  V  27B.  — 
Botsch.  des  BR  vom  18.  Aug.  1880,  B  1880  III  640;  1881  II  652. 

in.  Partiair  evison  durch  zwei  Gesetze  vom  20.  März  1883, 
von  der  ordentlichen  Landsgemeinde  beschlossen  den  29.  April  1883, 
zu  den  Art.  30,  32,  a3,  38,  41,  44  der  Verf.: 

a.  Gesetz  betr.  Einführung  von  zwei  Vennittlerämtern,  wo- 
durch die  in  Art.  32  der  Verf.  vorgesehene  Kompetenz  betr.  Er- 
teilung der  Rechtsvorschläge  durch  den  regierenden  Landammann 
und  den  Hauptmann  im  Bezirk  Oberegg  dahinfällt. 

b.  Gesetz  betr.  Änderung  der  Art.  30,  33,  38,  4L  44  der  Verf. 

betr.  die  Gerichtsorganisation. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  3.  Juli  1883.  A.  S.  n.  F.  VII  1(;4.  — 
Botsch.  des  BR  vom  2V).  Mai  1883.  B  1883  III  17;  1884  II  710. 

IV.  Partialrevision,      von     der     Landsgemeinde     den 

24.  April  1892  beschlossen,  betr.  Art.  28  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  Mäiz  1893,  A.  S.  n.  F.  XllI  338.  — 
Botsch.  des  BR  vom  3.  Febr.  1893,  B  1893  I  261 ;  1894  II  9. 

Der  Abgeordnete  in  den  Ständerat  wird  nicht  mehr  vom  Grossen 

Rat  jährlich,  sondern  zugleich  mit  dem  Vertreter  des  Kantons  in  den 

Nationalrat  in  geheimer  Abstimmung  durch  das  Volk  gewählt. 

V.  Partialrevision,  Verfassungsdekret  der  Landsgemeinde 

vom  28.  April  1895  betr.  Art.  20^*^^  der  Verf. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Juni  1895,  A.  S.  u.  F.  XV  155.  — 
Botsch.  des  BR  vom  31.  Mai  1895,  B  1895  III  147;  1896  II  7. 

Der  Abgeordnete  in  den  Ständerat  wird  in  den  Jahren  der  Lite- 

gralerneuerung  des  Nationalrates  von  der  ordentlichen  Landsgemeinde 

gewählt,  erstmals  1896. 

Verfassang  des  Kantons  St.  Gallen. 

75,  Verfassung  vom  Jahre  1890. 

Kidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  18.  Dez.  189(),  A.  S.  n.  F.  XI  74().  — 
Botsch.  des  BR  vom  29.  Nov.  1890,  B  1890  V  1 ;  1891  II  531. 

Die   von   einem  Verfassungsrat   am  30.  Aug.  1890  einstimmig 

l>eschlossene    Verfassung     wurde    in    der    Volksal)stimnumg     vom 
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16.  Nov.  1890  mit  28,083  gegen  6,440  Stimmen  angenommen  und 
erhielt  durch  BBeschl.  vom  18.  Dez.  18J)0  die  eidg.  Gewährleistung. 
Mit  der  Annalime  der  Verfassung  in  der  Volk.sabstimmung  trat  die 
Verf.  vom  17.  Nov.  1861  ausser  Kraft. 

Der  BR  bemerkt  in  seiner  Botschaft  vom  2S).  Nov.  1890,  dass  durch 
die  neue  Verf.  eine  Reihe  Neuerungen  von  teilweise  weittragender 
konstitutioneller  Bedeutung  eingeführt  worden  sind,  und  zwar: 

Bestimmungen  volkswirtschaftlicher  Natur.  Es  ist  durch  die- 
selben ftir  die  Gesundheitspolizei  der  verfassungsmässige  Boden  ge- 
schaffen worden.  Der  Staat  unterstützt  die  öffentliche  Krankenpflege 
und  beteihgt  sich  an  der  Gründung  von  Krankenhäusern  und  deren 
Betrieb;  er  ist  berechtigt,  unter  Mitwirkung  der  Gemeinden  für  die 
Unterbringung  von  Trinkern  in  zweckentsprechenden  Anstalten  zu 
sorgen,  indem  er  entweder  die  notwendigen  Asyle  gründet  oder  sich 
an  der  Errichtung  oder  dem  Betrieb  derselben  beteiligt  (Art.  11,  12). 
Der  Staat  erklärt  sodann  auf  den  der  Fabrikgesetzgebung  nicht  unter- 
stellten Gebieten  den  Schutz  der  Arbeitskraft,  insbesondere  derjenigen 
von  Frauen  und  Kindern,  und  gewährleistet  die  Sonntage,  sowie  die 
gemeinsamen  Feiertage  als  öffentliche  Ruhetage  (Art.  18).  Zur  Hebung 
der  Erwerbstätigkeit  des  Volkes  unterstützt  er  Landwirtschaft,  Industrie 
und  Gewerbe  durch  Gründung  von  Fachschulen,  Förderung  des  Ge- 
nossenschaftswesens und  der  Versicherung  gegen  Schäden,  Beitrags- 
leistung an  Gewässerkorrektionen,  Entsumpfungen,  Aufforstungen,  Güter- 
zusammenlegungen. Der  Staat  nimmt  dns  Hoheitsrecht  über  die  Ge- 
wässer in  Anspruch,  deren  Benutzung  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
geregelt  und  gefördert  werden  soll,  wobei  die  elektrische  Leitimg  von 
Wasserkräften  als  Sache  des  Staates  erklärt  werden  kann.  Über  die 
Verwaltung  der  Sparkassen  und  Krankenkassen  w^ird  dem  Staate  die 
Oberaufsicht  übertragen  (Art.  15,  16,  18,  19). 

Im  Justizwesen  ist  ein  möglichst  rasches,  das  materielle  Recht 
schützendes  und  nur  mit  den  notwendigsten  Formen  umgebenes  Civil- 
prozessverfahren  als  Postulat  aufgestellt,  die  Schaffung  von  allgemein 
verbindhchen  Schieds-   und  Fachgerichten  vorgesehen  (Art.  20,  79,  8()). 

Das  Stimmrecht  ist  dadurch  erweitert  worden,  dass  dasselbe  aucli 
in  kantonalen  und  kommunalen  Angelegenheiten  den  Schweiz.  Aufent- 
haltern erteilt  wurde  (Art.  39).  Von  der  StimmfähigkcMt  ausgeschlossen 
sind  nur  noch  die  staatlich  Bevormundeten,  die  Ai-menuntersttltzungs- 
genössigen  und  die  infolge  Straferkenntnisses  im  Aktivbürgerrecht  Ein- 
gestellten (Art.  38). 

Die  Schulfrage  ist  im  Sinne  eines  Kompromisses  zwischen  den 
Parteien  gelöst.  Es  können  die  politischen  Gemeinden  die  Ver- 
schmelzung   konfessioneller    Schulgemeinden    in    ihrem    (lebiete    be- 
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schli essen.  \)  Der  Staat  leistet  Beiträge  an  das  Primarschulwesen ;  er 
liefert  unentgeltlich  die  obligatorischen  gedruckten  Lehrmittel,  sorgt 
für  den  Schulunterricht  von  Kindern,  denen  wegen  körperlicher  oder 
geistiger  Gebrechen  der  Besuch  der  Volksschule  verschlossen  ist,  und 
beteiligt  sich  an  der  Sorge  füi'  die  gesonderte  Erziehung  verwahr- 
loster Kinder;  er  gründet  oder  unterstützt  Besserungsanstalten  füi- 
jugendhche  Verbrecher  (Art.  6). 

Die  Rechte  des  gesamten  Volkes  sind  erweitert:  Die  Referendums- 
ziffer für  Ergreifung  des  fakultativen  Referendums  ist  von  6000  auf 
4000  herabgesetzt,  und  einem  Drittel  der  Mitglieder  des  Grossen  Rats  das 
Recht  eingeräumt,  bei  Erlass  eines  Gesetzes  oder  Beschlusses  die  Volks- 
abstimmung zu  begehren;  der  Grosse  Rat  ist  ferner  befugt,  über  Aufnahme 
einzelner  Grundsätze  in  ein  Gesetz  eine  Volksabstimmung  ergehen  zu 
lassen  (sog.  konsultatives  Referendum).  Auf  dem  Wege  der  Initiative 
können  4000  Stimmberechtigte  den  Erlass,  die  Aufhebung  oder  die  Ab- 
änderung eines  Gesetzes  oder  eines  nicht  ausscliliessUch  in  die  Kom- 
petenz des  Grossen  Rates  fallenden  Beschlusses  in  der  Form  der  ein- 
fachen Anregung  oder  des  ausgearbeiteten  Entw.  verlangen,  die  Aufhebung 
oder  Abänderung  eines  Erlasses  indessen  erst  drei  Jahre  nach  Inkraft- 
treten desselben.  Dabei  hat  der  Grosse  Rat  das  Recht,  gleichzeitig 
eigene  Anträge  auf  Verwerfung  des  Initiativvorschlages  oder  auf  ab- 
geänderte Fassung  desselben  der  Volksabstimmung  zu  unterbreiten. 
Die  Einrichtimg  einer  jederzeitigen  Verfassungsinitiative  wurde  abge- 
lehnt.   Der  Reg.-Rat  geht  aus  der  Volkswahl  her\'or. 

Für  alle  kantonalen  und  Bezirkswahlen  ist  die  geheime  Ab- 
stimmung mittelst  der  Wahlurne  eingeführt,  an  Stelle  der  bisherigen 
(fakultativ)  geheimen  oder  offenen  Abstimmung;  füi'  die  Wahl  der 
Gemeindeammänner,  Gemeinderäte  und  Vermittler  findet  geheime  Ab- 
stinunung  statt,  falls  ein  Dritt« lil  der  Wählerschaft  dies  verlangt;  bei 
Vornahme  der  übrigen  Gemeindewahlen  beschüesst  jeweilen  die  Wähler- 
schaft, ob  dieselben  in  offener  oder  geheimer  Abstimmung  geschehen 
soUen,  und  in  letzterem  Falle,  ob  mittelst  der  Wahlurnen  oder  auf 
anderem  Wege  (Art   47,  48,  49,  50,  81,  82). 

Die  Bestimmungen  der  bisherigen  Verf.  über  konfessionelle  Parität 
in  den  Behörden  sind  w^eggefaUen:  seit  1874  waren  diese  Vorschriften 
nicht  mehr  diu^chführbar. 

Die  Bestinmiungen  der  Verf.,  welche  das  Schulwesen  betreffen,  lauten: 

Art.  2.  Die  Aufsicht,  Leitung  und  Hebung  des  öffentlichen  Untemchts 
ist  Sache  des  Staates. 

Art.  8.  Abs.  1  =  BV  Art.  27  Abs.  2. 
Abs.  2  =  BV  Art.  27  Abs.  3. 


J)  Vgl,  Erste  Auflage  IV,  Nr.  1609—1611. 
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Der  Religionsunterricht  wird  diurch  die  von  den  betreffenden  Konfes- 
sionen zu  bestellenden  Organe  erteilt.  Es  sind  für  denselben  die  öffentlichen 
Schullokale  zur  Verfügung  zu  stellen,  und  ist  im  Schulplan  die  hiefür  ge- 
eignete Zeit  offen  zu  lassen. 

Die  Freiheit  des  Privatunterrichts  ist  unt^r  Vorbehalt  gesetzlicher  Be- 
stimmungen gewährleistet. 

Art.  4.  Die  oberste  Leitung  des  Erziehungswesens  steht  beim  Reg. -Rate ; 
<leniselben  ist  ein  Erziehungsrat  von  11  Mitgliedern  untergeordnet,  dessen 
Wahlart  durch  das  Gesetz  bestimmt  wird. 

Art.  5.  Die  Organisation  der  Schulgemeinden  soll  durch  die  Gesetz- 
gebimg näher  bestimmt  werden.  Dieselbe  soll,  wo  inmier  die  örtlichen  Ver- 
hältnisse es  gestatten  (soweit  erfoi-derlich  unter  Beiziehung  der  Ökonomischen 
Mithilfe  des  Staates),  eine  Kräftigung  der  Schulverbände  durch  Vereinigung 
kleinerer  Schulgemeinden  ermöglichen  und  zum  Zwecke  der  Vereinigung  kon- 
fessionell organisierter  Schulgemeinden  die  nötigen  Bestimmungen  treffen. 

Inzwischen  gelten  bezüglich  der  Vereinigung  von  Schulgemeinden  fol- 
gende Bestimmungen: 

a.  Wenn  im  Gebiete  einer  politischen  Gemeinde  konfessionell  organisierte 
Schulgemeinden  bestehen,  und  die  Mehrheit  der  politischen  Gemeinde  oder 
die  betreffenden  Schulgemeinden  selbst  die  Schulvereinigung  beschliessen,  so 
ist  dieselbe  sofort  durchzuführen. 

b.  Die  zu  einer  Gemeindeversammlung  einzuberufenden  Schulgenossen 
konstituieren  sich  als  bürgerliche  Schulgemeinde  und  wählen  den  Schulrat 
gemäss  Art.  75. 

c.  Der  Schulrat  verwaltet  das  Schulgut.  Die  Schulgemeinde  und  die 
von  ihr  ernannten  Behörden  treten  in  alle  durch  das  bestehende  Erziehungs- 
gesetz und  die  Schulordnimg  den  Schulgemeinden  und  dem  Schulrate  zuge- 
wiesenen Verrichtungen  ein. 

Dem  Grossen  Rate  steht  das  Recht  zu,  allzu  kleine  Schulgemeinden, 
die  in  ökonomischer  und  pädagogischer  Beziehung  unfähig  sind,  als  Träger 
des  Schulwesens  zu  funktionieren,  unter  angemessener  Unterstützung  durch 
den  Staat  mit  benachbarten  Schulgemeinden  zu  vereinigen.  Über  alle  An- 
stände, die  .sich  aus  einer  solchen  Vereinigung  ergeben  könnten,  entscheidet 
der  Grosse  Rat. 

Art.  75.  Die  Schulgemeinden  bestellen  zur  Leitung  des  Gemeinde - 
Schulwesens  und  zur  Verwaltung  des  Schulfonds  einen  Schulrat  von  mindestens 
drei  Mitgliedern. 

VerfasBimg  des  KantonB  Granbflnden. 

76.     Verfassung,    angenommen    in   der  Volksabstimmung 

vom  23.  Mai  1880,  in  Kraft  getreten  den  1.  Jan.  1881. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2.  Juli  1880,  A.  S,  n.  F.  V  166.  — 
Botsch.  des  BR  vom  28.  Juni  1880,  B  1880  HI  412;  1881  II  652. 

Die  Verf.,  in  der  Volksabstimmung  vom  23.  Mai  1880  mit  7,888 
gegen  2,662  Stimmen  angenommen  und  die  vom  Jahre  1854  ersetzend, 
zeichnet  sich  aus  durch  ein  ausgedehntes  obligatorisches  Referendum; 
dem  Grossen  Rate  bleibt  nur  noch  vorbehalten,  Vollz.-Verordnungen 
zu    Bundes-    und    kant.     Gesetzen    zu    erlassen,    d.   h.    solche    Ver- 
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Ordnungen,  die  keine  grundlegenden  Prinzipien,  sondern  lediglich  Be- 
stimmungen enthalten,  welche  zur  Durchführung  und  Handhabung  der 
Gesetze  notwendig  erscheinen;  daneben  ist  ein  Finanzreferendum  ein- 
geführt für  alle  Grossratsbeschlüsse,  die  eine  neue,  einmalige  Ausgabe 
von  Fr.  100,000  oder  mehr  zur  Folge  haben,  oder  die  eine  neue,  voraus- 
sichtlich in  fünf  auf  einander  folgenden  Jahren  wiederkehrende  Aus- 
gabe von  mindestens  Fr.  20,000  in  sich  schliessen.  Sodann  besteht  das 
Vorschlagsrecht,  femer  das  Wahlrecht  des  Volkes  für  die  Abgeordneten 
in  den  Ständerat.  Das  Stimmrecht  wird  mit  vollendetem  20.  (früher  17.) 
Altersjahr  erworben.  Neben  der  Gewährleistung  der  Glaubens-,  Ge- 
wissens- und  Kultusfreiheit  werden  die  bisher  bestandenen  zwei  Landes- 
kirchen ausdrücklich  als  öffentliche  Religionsgenossenschaften  aner- 
kannt, und  es  wird  die  Bildung  neuer  Religionsgenossenschaften  in  den 
Schranken  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sittlichkeit  als  zulä;ssig  er- 
klärt. Die  Erträgnisse  des  Gemeindevennögens  sind  in  erster  Linie 
dazu  bestimmt,  die  Gemeindebedürfnisse  zu  decken;  Gemeindesteuern 
dürfen  daher  erst  dann  erhoben  werden,  wenn  die  erwähnten  Erträg- 
nisse, mit  Inbegriff  billiger  Taxen  für  Gemeindenutzungen,  Alpen, 
Weiden  und  Wälder  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  der  Gemeinden  nicht 
hinreichen. 

Das  bisherige  System,  wonach  Klagen  von  Privaten  gegen  den 
Kanton  vor  Schiedsgerichte  verw^iesen  waren,  ist  aufgegeben;  auch  für 
solche  Klagen  ist  der  gewöhnliche  Civilprozessweg  vorgeschrieben. 

77.  Verfassung,  in  der  Volksabstimmung  vom  2.  Okt.  1892 

angenommen,  in  Kraft  getreten  den  1.  Jan.  1893. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  März  1893.  —  Botsch.  des  BR 
vom  17.  Jan.  1893,  B  1893  I  103 ;  1894  II  9. 

Die  Verf.,  in  der  Volksabstimmung  vom  2.  Okt.  1892  mit  8,457 
gegen  2,762  Stimmen  angenommen,  weicht  von  der  bisherigen 
namentlich  dadurch  ab,  dass  das  Kollegialsystem  der  Reg.  durch 
das  Departementalsystem  ersetzt  wird;  der  Kleine  Rat  besteht  nicht 
mehr  aus  8  vom  Grossen  Rat  gewählten  Regierungssräten,  sondern 
aus  5  direkt  vom  Volke  gewählten  Mitgliedern.  Die  Standes- 
kommission ist  weggefallen.  Gewisse  Wahlbefugnisse,  die  bisher 
dem  Grossen  Rat  und  der  Standeskommission  zustanden,  sind  der 
Regieining  übertragen.  Für  Gesetzesinitiative  und  für  ausserordent- 
liche Einberufung  des  Grossen  Rates  genügt  ein  bezügliches  Bc- 
gehien  von  3000  (statt  5000)  Stimmberechtigten.  Für  Verfassungs- 
initiativen bleibt  die  Stimmenzahl  von  5000  bestehen,  jedoch  können 
in  Zukunft  auch  Partialrevisionsbegehren  auf  dem  Wege  der  Initiative 
an  die  Volksabstimmung  gebracht  werden. 
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VeriasBimg  des  Kantong  Aargan. 

78.  I.  Partialrevision  vom  20.  Febr.  187(5  zu  den 
Art.  36,  39  und  89^)  der  Verf.  vom  22.  Febr.  1852,  betr.  Stimmrecht 
und  Verfassungsrevision,  und 

Bereinigung   d  i  e  s  e  r  Ve  r  f .   in   einer   neuen    durch    den 

Reg-Rat  den  27.  Nov.  1876  festgestellten  Ausgabe. 

Eidg.  Gewähi'leistung  der  Partialrevision  durch  BBeschl.  vom  17.  März  1877, 
A.  S.  n.  F.  ra  64.  —  Botsch.  des  BR  vom  17.  Jan.  1877,  B  1877  I  121: 
1878  II  467. 

Durch  Dekret  des  Grossen  Rates  des  Kts.  Aargau  vom 
14.  Nov.  1876  wurden,  als  mit  der  BGesetzgebung  unvereinbar, 
ausser  Kraft  erklärt  die  Art.  22  und  23  der  KVerf.  von  1852,  teil- 
weise modifiziert  die  Art.  12,  18,  44,  51,  59  und  81  derselben.  Auf 
Grimdlage  der  seit  1852  zur  KVerf.  ergangenen  Partialrevisionen 
von  1863.  1864,  1869,  1870  und  1876  *),  und  ferner  in  Berück- 
sichtigung des  die  Verf.  interpretierenden  Beschl.  des  Grossen  Rates 
von  1867,  sowie  des  Dekretes  des  Grossen  Rates  von  1876,  veran- 
staltete der  Reg.-Rat  eine  revidierte  neue  Ausgabe  der  Staatsverf. 
für  den  Kt.  Aargau  (mit  neuer  Artikelzählung)  und  suchte  für  die- 
selbe mit  Beschl.  vom  27.  Nov.  1876  bei  der  BVers.  die  eidg.  Gewähr- 
leistung nach.  Die  BVers.  beschloss  den  17.  März  1877,  entsprechend 
dem  Antrage  des  BR: 

1.  den  revidierten  Art.  34,  36  und  86  der  neuen  Ausgabe 
der  Staatsverfassung  für  den  Kt.  Aargau  wird  die  bundes- 
gemässe  Garantie  erteilt; 

2.  von  der  durch  das  Dekret  des  Grossen  Rates  des 
Kts.  Aargau  vom  14.  Nov.  1876  angeordneten  Bereinigung 
einer  Anzahl  weiterer  Verfassungsartikel  wird  in  den  Proto- 
kollen der  beiden  eidg.  Räte  in  gutheissendem  Sinne  Vor- 
merk genommen ; 

3.  in  eine  nochmalige  Prüfung  und  Genehmigung  der 
übrigen  Teile  der  aargauischen  Verf.,  mit  Einschluss  des  Art.  35^)i 
der  neuen  Verf.,  wird  nicht  weiter  eingetreten. 


')  Art.  34,  36  und  86  der  neuen  Ausgabe. 

>)  Vgl.  A.  S.  Vn  570,  Vin  lOO,  X  245,  n.  F.  III  U. 

')  Art.  35  der  neuen  Verf. -Ausgabe  entspricht  Art.  36  Abs.  2  der  Verf.. 
von  18B2,  der  unter  Beifügung  des  Vorbehalts  der  BGesetzgebung  der  Volks- 
abstimmung vom  20.  Febr.  1876  unterstellt  und  in  derselben  mit  den  Art.  36, 
39  und  89  angenommen  worden  war.  Formell  korrekt  war  es  also  von  den 
BBehörden  nicht,  diesem  neuerdings  beschlossenen  Verf.-Artikel  nicht  neuer- 
dings ausdrdcklich  die  BGewährleistung  zu  erteilen. 

21 
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Der  BR  bemerkt  in  seiner  Botsch.  vom  17.  Jan.  1877  zu  diesem 
Bereinigungs- Verfahren : 

Ob  dieses  etwas  theoretische  Verfahren  des  Grossen  Rates  ganz 
korrekt  sei,  könnte  man  bezweifeln  und  folgendermassen  argumentieren: 
entweder  wird  ein  neuer  Verfassungstext  geschaffen,  und  dafür  ist  die 
Zustimmung  des  Volkes  notwendig,  oder  der  bisherige  Wortlaut  bleibt 
fortbestehen,  und  es  ist  sodann  Sache  der  Vollziehung  oder  des  richter- 
üchen  Urteils,  im  Falle  des  Widerspruches  das  allgemeine  Schweiz. 
Recht  und  Gesetz  zur  Anwendung  zu  bringen.  Auf  letzterem  Wege 
hätte  sich  der  Grosse  Rat  erspart,  wenigstens  dem  Schein  nach,  in 
Opposition  mit  dem  Volksvotum  vom  20.  Febr.  1876  zu  treten,  durch 
welches  die  Veränderung  einer  Anzahl  der  nunmehr  auf  Grund  des 
Grossratsdekretes  ausgemerzten  Verfassungsbestimmungen  ausdrücklich 
abgelehnt  w^urde. 

Gleichwohl  glauben  wir  von  Bundeswegen  diesen  Gedanken  nicht 
weiter  verfolgen  zu  sollen,  weil  einerseits  aus  dem  Kt.  Aargau  selbst 
keine  Einsprache  gegen  das  eingeschlagene  Verfahren  erhoben  wird, 
und  weil  andererseits  der  Bund  kein  Interesse  besitzt,  die  formelle 
Ausgleichung  zwischen  kantonalem  imd  eidg.  Rechte  und  Gesetze  zu 
verhindern. 

Dagegen  hat  der  Bund  nach  Art.  5  der  BV  die  Rechte  des  Volkes 
und  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  zu  gewährleisten  und 
könnte  somit  nicht  zugeben,  dass  unter  irgend  welchem  Vorwande 
Teile  einer  Verf.  auf  inkonstitutionellem  Wege  unterdrückt  würden, 
wodurch  eine  Schmälerung  der  garantierten  Rechte  eintreten  könnte. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  steht  den  BBehörden  allerdings  das 
Recht  und  die  Pflicht  der  Kognition  zu,  ob  und  inwieweit  hinsichtlich 
der  Bestinunungen,  welche  auf  Grund  des  Grossratsdekretes  ausgemerzt 
wurden,  sachlich  ein  Widerspruch  mit  dem  Bundesrechte  bestehe  und 
folgUch  die  Beseitigung  gerechtfertigt  sei.  Die  Vergleichung  ergibt, 
dass  die  Modifikation  unbedingt  gerechtfertigt  war: 

Die  Art.  22  imd  23,  das  Militärwesen  und  die  MiHtärkapitulationen 
betr.,  sind  ersetzt  in  der  neuen  Ausgabe  durch  die  Art.  11,  18 — 22  der 
BV;  von  Art.  12  (neu  Art.  12)  ist  der  Eingang  —  die  besondere  Ge- 
währleistung der  katholischen  und  evangelisch-reformierten  Kirche  fest- 
setzend —  weggelassen  worden,  und  es  ist  auf  die  Art.  49,  50  der  BV 
verwiesen;  aus  den  Art.  51,  59  (neu  Art.  50,  58)  ist  die  Vorschrift  der 
Parität  bei  Besetzung  des  Reg.-Rates  und  des  Obergericht^s  beseitigt; 
in  Art.  18  (neu  Art.  18)  ist  der  erste  Absatz,  die  Handels-  imd  Ge- 
Averbefreiheit  betr.,  mit  Rücksicht  auf  Art.  31  der  BV  gestrichen;  aus 
Art.  44  (neu  Art.  42),  Kompetenzen  des  Grossen  Rates,  ist  die  ütt.  d, 
Erteilung  der  Nachsicht   vom  Eheliindernis   der  Schwägerschaft,   weg- 
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gelassen  worden  mit  Rücksicht  auf  das  eidg.  Ehe-Ges.  vom  24.  Dez. 
1874;  zu  Art.  36  Abs,  2  (neu  Art.  85)  ist  die  BGesetzgebung  ausdrück- 
lich vorbehalten  worden;  aus  Art.  81  (neu  Ai-t.  78}  ist  die  Vorschrift, 
dass  zwei  Dritteile  der  Mitglieder  des  Gemeinderates,  mit  Einschluss 
des  Ammanns,  Ortsbürger  der  Gemeinde  sein  müssen,  gestrichen  worden. 
Diejenigen  Verfassungsartikel,  welche  Bestandteile  der  frühem 
Verfassungsgesetze  bildeten  und  unverändert  in  die  neue  Ausgabe  über- 
gegangen sind,  haben  bereits  die  Genehmigung  des  Bundes  erhalten; 
es  ist  auf  eine  nochmalige  materielle  Prüfung  und  Genehmigung  nicht 
einzutreten.  Die  bloss  formale  neue  Einreihung  und  Numeriemng  der 
Artikel  in  der  neuen  Ausgabe  kann  dem  Bunde  vollständig  gleichgiltig 
sein.  B  1877  I  123. 

79.    I.   Verfassung  vom  23.  April  1885. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  Juni  1885,  A.  S.  n.  F.  VIII 139.  — 
Botsch.  des  BR  vom  18.  Juni  1885,  B  18&5  III  321 ;  1886  I  912. 

Mit  20,038  gegen  13,766  Stinnnen  wurde  in  der  Volksab- 
stimmung vom  7.  Juni  1885  die  von  einem  Verfassungsrat  den 
23.  April  1885  beschlossene  neue  Verf.  des  Kts.  Aargau  angenommen; 
mit  BBeschl.  vom  23.  Juni  1885  erhielt  sie  die  eidg.  Gewähr- 
leistung. 

Art.  78  dieser  Verf.  lautet : 

Der  Bergbau  gehört  zu  den  Regalien  des  Staates. 

Die  Staatsverwaltung  hat  sofort  die  geeigneten  Massnahmen 
zur  Übernahme  imd  zum  Betrieb  der  bestehenden  Salinen  zu 
treffen. 

Gegen  den  Inhalt  dieses  Artikels  legte  den  13.  Juni  1885  der 
Verwaltungsrat  der  Rheinsalinen-AktiengeselLschaft  in  Rheinfelden 
bei  den  BBehörden  eine  Rechtsverwahrung  ein.  Der  Rechtsboden, 
auf  den  sich  die  genannte  Gesellschaft  stellt,  ist  ein  vom  Staate 
Aargau  den  19.,  20.  Dez.  1871  mit  den  damaligen  drei  Salinen- 
Gesellschaften,  den  Rechtsvorgängerinnen  der  jetzigen  Aktiengesell- 
schaft, abgescldossener  Vertrag,  durch  den  die  Konzessionen  der 
Salinen  bis  zum  1.  Jan.  1907  verlängert  wurden.  Wie  dem  kant. 
Verfassungsrate  gegenüber,  so  will  die  Salinengesellschaft  auch  den 
BBehörden  gegenüber  alle  ihre  Rechte  w^ahren,  indem  sie  die  zuver- 
sichtliche Erw^artung  hegt,  der  BR  und  die  BVers.  werden  es  bei 
der  Genehmigung  der  aargauischen  Verfassung  für  selbstverständ- 
lich erachten,  dass  durch  diese  Genehmigung  allen  die  Salinen 
betreffenden  Rechtsverhältnissen,  bei  welchen  der  Staat  Aargau  als 
<eine  vertragschliessende  Partei  erscheint,  in  keiner  Weise  präjudiziert 
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und  dem  allfälligen  richterlichen  Entscheid  überhaupt  nach  keiner 
Richtung  vorgegriflFen  werde. 

Der  BR  nahm  von  dieser  Rechtsverwahrung  in  semer  Botsch. 
an  die  BVers.  vom  18.  Juni  1885  Akt,  im  übrigen  beantragte  er 
die  Erteilung  der  eidg.  Gewährleistung  ohne  irgend  welchen  Yor- 
behalt. 

Zu  etwas  mehr  sehen  w^ir  uns  —  führt  der  BR  weiter  aus  — 
nicht  veranlasst,  indem  es  ja  selbstverständlich  ist,  dass  durch  die  vor- 
behaltlose Genehmigung  des  Art.  78  vom  Bunde  nicht  em  verfassungs- 
oder  rechtswidriges  Vorgehen  der  Aargauer  Behörden  bei  Ausführung 
dieses  Artikels  gutgeheissen  oder  förmUch  gew^ährleistet  werden  will. 

Zu  Art.  78  selbst  bemerkt  der  BR: 

Der  erste  Absatz  desselben  spricht  einen  Grundsatz  aus:  der 
Bergbau  ist  als  Staatsregal  erklärt.  Dagegen  wird  von  keiner  Seite 
etwas  eingewendet  und  lässt  sich  auch  nichts  einwenden.  Die  Regah- 
tät  des  Bergbaues  zu  bestimmen,  ist  Sache  der  Kantone.  Der  Bund 
hat  sich  hier  keine  Kompetenzen  vorbehalten.  Dementsprechend  wird 
in  der  Schw^eiz  auch  der  Salzhandel  als  Regal  (Monopol)  der  Kantone 
betrachtet. 

Der  zweite  Teil  des  Art.  78  enthält  eine  Programmbestimmung, 
die  sich  auf  den  eben  ausgesprochenen  Grundsatz  stützt.  Die  Staats- 
Verwaltung  soll  «die  geeigneten  Massnahmen  treffen»,  um  die  Über- 
nahme und  den  Betrieb  der  bestehenden  Salinen  durch  den  Staat  her- 
beizuführen. Auch  diese  Bestimmung  kann  von  Bundeswegen  in  keiner 
Weise  beanstandet  werden.  Es  ist  dem  Bunde  durchaus  gleichgiltig, 
in  welcher  Weise  der  Staat  Aargau  sein  Regalrecht  mit  Bezug  auf  die 
Rheinsaünen  geltend  macht,  ob  dies  durch  Verpachtimg  oder  durch 
Selbstbetrieb  oder  in  irgend  welcher  andern  Form  geschehe.  Danuu 
kann  auch  das  der  Staatsverwaltung  durch  den  angezogenen  Verfassungs- 
artikel vorgesteckte  Ziel:  die  Übernahme  und  der  Betrieb  der  Salinen 
durch  den  Staat,  dem  Bunde  keinen  Anlass  zur  Kritik,  geschweige 
denn  einen  Grund  zur  direkten  Intervention  in  irgend  welcher  Richtuxig 
bieten.  B  1885  Ul  :32.->. 

2.  Aus  dem  übrigen  Inhalt  der  Verf.  sind  folgende  Bestim- 
mungen hervorzuheben: 

Der  Reg.-Rat  ist  von  7  auf  5  Mitglieder  reduziert.  500()  (früher 
6000)  stimmfähige  Bürger  haben  das  Recht,  über  die  Abberufung  des 
Grossen  Rates,  bezw.  die  Vornahme  einer  Totalrevision  der  Verfassung 
die  Fragestellung  an  das  Volk  zu  verlangen.  Nach  der  bisherigen  Verf. 
hatte  der  Grosse  Rat  dem  Volke  im  ersten  Jahre  einer  Verwaltungs- 
periode  die   mutmassliche   Steuei'vorlage   auf  4  Jahre   zum   beliebigen 
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Entscheide  vorzulegen.  Jetzt  geschieht  dies  alljährlich,  jedoch  nur  dann, 
wenn  der  Grosse  Rat  den  Bezug  von  mehr  als  einer  halben  direkten 
Staatssteuer  vorsieht  (über  deren  Verwendung  der  Grosse  Bat  aber 
nicht  freie  Hand  hat)  und  nur  bezügUch  des  Mehrbedarfs ;  in  der  Steuer- 
anlage selbst  sind  die  verschiedenen  Kategorien  des  Vermögens  und 
Einkommens  in  billigem  Masse  zu  unterscheiden;  eine  durch  die  Verf* 
limitierte  Progressivsteuer  wird  in  Staat  und  Gemeinde  eingeführt.  Das 
bisherige  Verbot  indirekter  Steuern  ist  aufgehoben ;  die  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer  wird  erhöht. 

Die  Kirchgemeinden  sind  öffentUche  Koq>orationen,  sie  erheben 
Kultussteuem,  ernennen  die  Kirchenpflegen  und  aus  der  Zahl  der  staat- 
Kch  patentierten  Geistlichen  die  Seelsorger.  Die  Konfessionen  ordnen 
ihre  Angelegenheiten  selbständig  und  wählen  zu  diesem  Zwecke  eigene, 
aus  Geistlichen  und  Laien  bestehende  Organe  (Synoden);  diese  üben 
die  Aufeicht  über  Seelsorge  und  Kultus,  den  speziellen  konfessionellen 
Religionsunterricht  und  die  Amtsführung  der  Geisthchen;  sie  haben 
Verwaltungsbefugnisse;  die  kathoUsche  Synode  besorgt  die  Bistums- 
angelegenheiten  auf  Grund  der  bestehenden  Rechtsverhältnisse  und 
imter  Vorbehalt  staatUcher  Genehmigung  im  Falle  einer  Änderung  des 
Diözesanverbandes  oder  des  Bistumsvertrages;  den  Kirchgemeinden  und 
Geisthchen  wird  der  freie  Verkehr  mit  ihren  kirchlichen  Behörden  ge- 
währleistet. 

Als  wirtschaftliche  und  soziale  Postulate  finden  sich  in  der  Verf. 
folgende :  die  staatUche  Überwachung  des  Gesundheitswesens,  staatliche 
Obsorge  für  öffentliche  Krankenpflege,  Beteihgung  des  Staates  am  Armen- 
wesen der  Gemeinden,  Förderung  des  Versicherungswesens,  der  Land- 
wirtschaft, des  Kreditwesens,  des  Genossenschaftswesens  durch  den 
Staat,  Durchführung  des  Katasterwesens  u.  a.  m. 

IL    Partialrevision,    vom  Grossen   Rat   den  23.  Nov. 

1898  beschlossen  und  in  der  Volksabstimmung  vom  19.  Mära  1899 

angenommen,  betr.  Art.  65  Abs.  1  der  Verf.,  Mindestbesoldung  der 

Volksschullehrer. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  27.  Juni  1899,  A.  S.  n.  F.  XVII  219. 
—  Botsch.  des  ER  vom  23.  Mai  1899,  B  1899  III  73 ;  1900  I  787. 

Die  Mindestbesoldung  der  Volksschullehrer  wird  von  Fr.  1200  auf 

Fr.  1400  erhöht. 

Verftsanng  des  Kantons  Thnrgtn. 

80.   Verfassung   vom   Jahre    1869. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  JuU  1869,  A.  S.  IX  867.  — 
Botsch.  des  BR  vom  7.  Juni  1869,  B  1869  II  221;  Ber.  der  Komm,  des 
StR  vom  9.  Juli  1869  (Aepli),  B  1869  II  945. 
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Die  von  einem  Verfassungsrat  den  27.  Jan.  1869  beschlossene 
und  in  der  Volksabstimmung  vom  28.  Febr.  mit  11,781  gegen  6741 
Stimmen  angenommene  Verf.  des  Kts.  Thurgau  ersetzt  die  vom 
9.  Nov.  1849;  die  eidg.  Gewährleistung  wurde  durch  BBeschl.  vom 
22.  Juli  1869  vorbehaltlos  erteilt.*)  Die  neue  Verf.  legt  das  Schwer- 
gewicht der  Gesetzgebung  in  die  Gesamtheit  der  stimmberechtigten 
Bürger,  indem  diesen  alle  Gesetze  und  Konkordate,  wie  alle  finanziell 
wichtigen  Schlussnahmen  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt 
werden  müssen.  Die  Verf.  selbst  kann  jeder  Zeit  ganz  oder  teil- 
weise auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  revidiert  werden.^) 

Verfassung  des  Kantons  Tessin. 

81.  I.  Verf  ass u  n g  d  e  s  K  t  s.  T  e  s  si  n,  vom  23.  Juni  1830. 3) 
Buudesvertrag  vom  7.  Aug.  1815,  §§  1.  15,  Oif.-Slg.  I  S  3.  11:  vgl.  auch  Kon- 
kordat über  die  Garantie  der  Verfassungen  vom  17.  März  1882.  nebst 
Protokoll  vom  21.  Mäi-z  18;J2,  Snell  a.  O.  I,  S.  53B— J59.-») 

Die  vom  Grossen  Rat  des  Kts.  Tessin  den  23.  Juni  1830  be- 
schlossene Verfassung  wurde  in  den  Kreisversammlungen  der  Aktiv- 
bürger vom  4.  Juli  angenonmien  und  trat  an  Stelle  der  Verf.  vom 
17.  Dezember  1814.  Am  19.  Juli  1831  wurde  durch  Mehrheitsbeschl. 
der  Tagsatzung  dieser  Verf.  die  eidg.  Gewährleistung  erteilt. 

II.  Partialrevision  durch  Dekret  des  Grossen  Rates  vom 

1.  März  1855,   in  der  Volksabstimmung  vom  4.  März  angenommen 

(Riforma  costitutionale). 

Eidg.  Gewälirleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Juli  ia55,  A.  8.  V  182.  —  Botscli. 
des  BR  vom  29.  Juni  1855,  B  1855  II  447;   UUmer  I,  Nr.  8«. 

IIL  Beschluss  des  BR  vom  1.  Okt.  1858  betr.  Ausserkraft- 
setzung des  Art.  16  litt,  a  der  Verf.,  welcher  das  Patriziat  als  Voraus- 
setzung des  Aktivbürgerrechts  erklärt  hatte. 

B  1H>9  I  411;  Ullmer  I,  Nr.  58». 

IV.  Partialrevision  durch  Dekret  des  Grossen  Rates  vom 

().  Juni  1801,  in  der  Volksabstimmung  vom  1(>.  Juni  angenonnnen^ 

betr.  Art.  2  der  Rifomia  (Grossratssession). 

Die  eidg.  (iewährleistiuig  scheint  nicht  nachgesucht  wurden  zu  sein. 

*)  Der  BR  wollte  bezüglich  §  25  ( Militär wesen)  ausdrücklich  den  Vor- 
behalt machen,  dass  derselbe  nicht  anders  als  im  Sinne  der  BGesetzgebung 
interpretiert  und  angewendet  werden  dürfe,  ein  Vorbehalt,  den  auf  Antrag 
der  Komm,  des  StR  die  BVers.  als  selbstverständlich  nicht  in  den  (iewähr- 
leistungsbeschl.  aufnahm.  B  18(59  II  22*2,  5)52:  vgl.  aber  auch  oben  S.  2(52.  2^>2. 

2)  Vgl.  auch  oben  S.  2(^-213. 

3)  Vgl.  Snell,  Handbuch  des  Schweiz.  Staatsrechts.  IHW,  II  S.  (5.V>— (579, 
**)  Vgl.  Repertorium   der  Abschiede   der   eidg.  Tagsatzung   ans  den 

Jahnen  1SU-1.S48,  I  §  m  S.  89H,  40:3  ff. 
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V.  Beschluss  des  Staatsrates  des  Kts.  Tessiii  vom  14.  Sept. 
1863  betr.  Ausserkraftsetzung  der  Art.  16,  27,  28,  29,  30,  31  und 
32  der  Verf.,  soweit  Vermögensl)esitz  Voraussetzung  des  Aktiv- 
bürgerrechts ist. 

B  18(53  III  :328.    18<>4  I  327:   Ullmer  II,   Nr.  716. 

VI.  Beschluss  der  BVers.  vom  17.  März  1876  betr.  Ausser- 
ki'afterklärimg  des  Art.  32  Abs.  1  der  Verf.  über  die  Kreisvertretung 
im  Tessiner  Grossen  Rat.*) 

BBeschl.  vom  17.  März  1876  über  den  Rekurs  Morda^sini  betr.  Volk.svertretung 
im  Tessiner  Grossen  Rate,  A.  S.  n.  F.  II  112.  —  Botscli.  des  BR  vom  9. 
Dez.  1875,  B  1875  IV  11»):  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  21.  Dez.  1875 
(C.  KaiTer),  B  187«  I  106,  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  10.  März  1876 
(Ho«fmann),  B  1876  I  684.  —  Vgl.  B  1876  I  848:  1870  III  415.  7f>8.  1027: 
1871  I  25-45. 

Wiederholte  Versuche,  eine  Totab*evision  der  Tessiner  Ver- 
fassung vom  Jahre  1830  herl)eizuführen,  hatten  keinen  Erfolg.  Im 
einzelnen  war  sie  durch  kant.  Partialrevisionen,  besonders  aber 
durch  die  BV  von  1848  und  die  BV  von  1874  modifiziert  worden. 

Art.  32  Abs.  1  dieser  Verf.  bestimmt : 

Jeder  Kreis  ernennt  .  .  .  drei  Abgeordnete  zum  Grossen  Rate. 

Die  BVers.  hat  nun  den  17.  März  1876  in  Erwägung: 

1.  dass  die  BV  in  Art.  4  und  5  alle  Schweizer  vor  dem  Gesetz 
gleich  stellt,  keine  Vorrechte  des  Orts  anerkennt,  die  Ausübung  der 
[)olitisclien  Rechte  nach  republikanischen  Formen  zusichert  imd  für  jede 
Verf.  vorschreibt,  dass  sie  vom  Volke  angenommen  worden  sei  und 
revidiert  werden  könne,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der  Burger  es 
verlangt ; 

2.  dass  in  Art.  2  der  Ubergangsbest.  diejenigen  Bestimmungen 
der  kantonalen  Verf.,  welche  mit  der  neuen  BV  im  Widerspruch  stehen, 
mit  der  Annahme  derselben  ausser  Kraft  erklärt  sind: 

3.  dass  der  Art.  82  der  Verf.  des  Kts.  Tessin,  besagend:  Jeder 
Kreis  —  abgesehen  von  seiner  Bevölkerungszahl  -  ernennt  drei  Ab- 
geordnete zum  Grossen  Rate,  im  Widerspruch  mit  der  BV  (Art.  4  und  (>) 
steht  und  daher  mit  dem  Inkrafttreten  der  BV  ausser  Kraft  getreten  ist ; 

beschlossen : 

1.  Der  Art.  32  der  Verf.  des  Kts.  Tessin  ist  ausser  Kraft  erklärt. 

2.  Der  BR  w^ird  eingeladen,  beförderlich  die  notwendigen  An- 
ordnungen dafür  zu  treffen,  dass  die  angeführte  Bestimmung  der 
tes-sinischen  KVerf.  dun^h  eine  den  Grundsätzen  der  BV  entsprechende 
ersetzt  werde.  A.  S.  n.  F.  II  112. 


')  Vgl.  Erste  Auflage  L  Nr.  M. 
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VII.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret  des 
Orossen  Rates  vom  20.  Nov.  1875,  in  der  Volksabstimmimg  vom 
19.  Dez.  1875  angenommen  (sog.  Riformetta),  u.  a.  betr.  Einführung 
der  geheimen  Stimmabgabe  in  Gemeindeversammlungen,  und 

VIII.  Partialrevision  vom  Grossen  Rat  beschlossen  den 

24.  Nov.  1876,  in  der  Volksabstimmung  vom  3.  Dez.  1876  ange- 
nommen (sog.  Riformino),  betr.  die  Wahl  des  Grossen  Rates  auf 
Grund  der  Wohnbevölkerung  der  Kreise  (Ersatz  für  Art.  32 
Abs.  1  der  Verf.). ') 

Eidg.  Gewälu^leistung  der  beiden  Partialrevisionen  durch  BBesclil.  vom  22.  Dez. 
1876  (mit  Vorbehalt  betr.  Art.  2  und  12  der  Riformetta),  A.  S.  n.  F.  11  559. 

—  Botsch.  des  BR  vom  12.  Dez.  1876,  B  1876  IV  791;  Ber.  der  Komm, 
des  NR  vom  18.  Dez.  1876  (Brunner),  B  1876  IV  821 ;  Ber.  der  Mehrheit 
der  Komm,  des  StR  vom  21.  Dez.  1876  (Hof&nann),  B  1877  1 1;  II  22,  507. 

Der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin  ist  im  Verhältnis  der  faktischen 
Bevölkerung,  d.  h.  der  Wohnbevölkerung,  der  gegenwärtigen  38  Kreise 
nacli  dem  Ergebnis  der  eidg.  Volkszählung  des  Jahres  1870  zu  wählen 
und  zwar  je  ein  Abgeordneter  auf  1000  Einwohner,  w^obei  jedoch  ein 
Bruchteil  über  500  für  1000  zu  berechnen  ist;  die  Einwohner  des  un- 
ausgeschiedenen  Gebietes  delle  Terriciuole  sind  bis  zu  dessen  Teilung 
zum  Kreise  Verzasca  zu  zählen.*) 

IX.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret  des  Grossen 
Rates  vom  10.  Febr.  1878,  den  10.  März  1878  in  der  Volksabstim- 
mung angenommen,  zu  Art.  15  der  Verf.,  betr.  Erhebung  der  Stadt 
Bellinzona  zum  ständigen  Amtssitz  des  Grossen  Rates  und  des 
Staatsrates. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Juni  1878,  A.  S.  u.  F.  HI  440.  — 
Botsch.  des  BR  vom  12.  April  1878,  B  1878  II  717;  1879  H  575. 

82.  X.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret  des 
Grossen   Rates    vom   8.  Jan.  1880,  in   der  Volksabstimmung  vom 

25.  Jan.  1880  angenommen,  betr.  die  Bevölkerungsziifer  für  die 
Wahlen  in  den  Grossen  Rat,  an  Stelle  des  Riformino  vom  24.  Nov. 
1876  tretend.») 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  Juni  1880,  A.  S.  n.  F.  V  111. 

—  Botsch.  des  BR  vom  12.  Dez.  1879  zum  Verf.- Dekret  vom  31.  Jan., 
19.  März  1879,  B  1879  III  1190,  und  Ablehnung  der  eidg.  Gewährleistung 
durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1879,  B  1880  II  583.  Ber.  des  BR  vom 
9.  Juni  1880  zum  Verf.-Dekret  vom  8.  Jan.  1880,  B  1880  III  294;  1881 II  650. 


*)  Vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  87. 

*)  Vgl.  hiezu  noch  insbesondere  Erste  Auflage  II,  Nr.  781,  790,  79Ä, 
801;  B  1891  DI  986,  1005. 

»)  Vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  88,  89. 


rrw^ 
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Unter  Aufgabe  des  Grundsatzes  des  Riformino  vom  24.  Nov.  1876 
nahm  ein  Tessiner  Verf. -Dekret  vom  31.  Jan.  1879  als  Bevölkerungsziffer 
für  die  Wahlen  in  den  Grossen  Rat  die  Tessiner  und  die  nieder- 
gelassenen Schweizerbtirger ;  den  23.  Dez.  1879  verweigerte  die  BVers. 
diesem  Dekret  die  eidg.  Gewährleistung,  worauf  ein  neues  Verf.-Dekret 
vom  8.  Jan.  1880,  in  der  Volksabstimmung  vom  25.  Jan.  angenommen, 
festsetzte*): 

Einziger  Art.:  Der  Grosse  Rat  wird  im  Verhältnis  von  einem 
Abgeordneten  auf  je  1200  Seelen  der  tessinischen  Bevölkerung 
(anime  della  popolazione  ticinese)  und  der  Schweizer  (confederati), 
welche  gemäss  der  BV  niedergelassen  (domiciliati)  sind,  gewählt. 
Der  Bruchteil  nicht  unter  der  Hälfte  wird  als  ein  Ganzes  be- 
handelt. 

Die  Tessiner,  welche  ihren  vorherrschenden  und  bleibenden 
Wohnsitz  (il  loro  domicilio  principale  e  permanente)  ausserhalb 
des  Kantons  haben,  und  die  Fremden  sind  von  der  Berechnung 
der  Bevölkerung  ausgeschlossen. 

Das  Gesetz  wird  die  Wahlkreise  (le  circoscrizioni  elettorali)  fest- 
stellen, deren  jedoch  nicht  weniger  als  17  sein  dürfen. 

Die  allgemeinen  Wahlen  in  den  Grossen  Rat  finden  am  ersten 
Sonntag  des  März  statt. 

Diese  Bestimmung  wurde  von  der  BVers.  den  25.  Juni  1880  ge- 
-vvährleistet  mit  dem  Vorbehalt,  dass  im  Sinne  des  Art.  4  der  BV  dio 
tessinischen  Angehörigen  an  ihrem  Wohnsitze  zu  zählen  sind  und  auch 
ihr  Stimmrecht  dort  auszuüben  haben.^ 

XL  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret  des  Grossen 
Rates  vom  10.  Febr.  1883,  in  der  Volksabstimmung  vom  4.  März  1883 
angenommen,  betr.  die  Gerichtsorganisation,  Aufhebung  des  Schwur- 
gerichts, passive  Wahlfähigkeit,  Einführung  des  fakultativen  Referen- 
dums (5000  Stimmberechtigte  innert  Monatsfrist),  u.  a.  m.*) 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  April  1884,  A.  S.  n.  F.  VIT  100.  — 
Botsch.  des  BR  vom  14.  April  1883,  B  1883  II  373;  1884  II  715. 

Xn.  Partialrevision  durch  ein  Dekret  des  Verfassimgs- 

rates  vom  9.  Febr.  1891,  in  der  Volksabstimmung  vom  8.  März  1891 

angenommen,  betr.  Einführung  des  Proportionalwahlverfahrens  u.  a.*) 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  April  1891,  A.  S.  n.  F.  XII  101. 
—   Botsch.  des  BR  vom  31.  März  1891,  B  1891  I  865;  1892  II  491. 

')  Vgl.  über  die  Stellung,  welche  die  politischen  Parteien  gegenüber 
<liesem  Riformino  vom  8.  Jan.  1880  anlässlich  der  Tessiner  Wirren  im  Jahre 
1890  einnahmen,  oben  S.  102,  144  ff.,  207,  208. 

«)  Vgl.  auch  unten  S.  345  ff. 

»)  Vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  90. 

*)  Vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  OOa. 
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Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Verf.- Dekretes  vom 
9.  Fehr.  1891,  das  unter  dem  Einfluss  der  bewaffneten  eidg.  Inter- 
vention von  1890,  1891  zustande  gekommen  war*),  sind: 

Art.  1.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Grossen  Rates  und  des 
Verfassungsrates  und  der  Mitglieder  der  Gemeinderäte  findet  nach 
dem  Proportionalwahlverfahren  statt,  mit  der  Befugnis  des  Wählers^ 
für  Kandidaten  verschiedener  Gruppen  zu  stimmen.*) 

Das  Ges.  wird  die  Anwendung  dieses  Systems  näher  bestimmen 
und  für  die  Grossrats-  und  Verfassungsratswahlen  die  Walilkreise 
feststellen.  Der  Wahlkreise  dürfen  nicht  mehr  als  vierzehn  sein.^) 

Art.  3.  Die  Mitglieder  der  Gerichte  Erster  Instanz  werden 
direkt  .  .  .  durch  Volkswahlen  gewählt  .  .  .*) 

Art.  5.  Die  vollziehende  Gewalt  w^ird  vom  Staatsrat  (mit  vier- 
jähriger Amtsdauer)  ausgeübt. 

Derselbe  ist  aus  fünf,  vom  Grossen  Rjite  gew^ählten  Mitgliedern 
zusammengesetzt . . .  .^) 

83.   XIII.    Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  des 

Verfassungsrates   vom   2.  Juli  1892,   in  der  Volksabstinmiung  vom 

2.  Okt.  1892  angenommen  (Verfassungs reform). 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBesehl.  vom  29.  Dez.  1892,  A.  S.  n.  F.  XIIl  2U. 
-   Botsch.  des  BR  vom  18.  Nov.  18<)2,  B  1892  V  3J31:  1893  II  11. 

In  der  Volksabstimmung  vom  2.  Okt.  1892  wurde  das  von 
ehiem  Verfassungsrat  den  2.  Juli  beschlossene  V^erfassungsgesetz 
mit  11,115  gegen  2746  Stimmen  angenommen;  es  erhielt  den 
29.  Dez.  1892  vorbehaltlos  die  eidg.  Gewährleistung.  Seinem  Umfange 
und  seiner  Bedeutung  nach  stellt  sich  dieses  Verf.-Ges.  als  Total- 
revision dar.  Die  Ausübung  der  politischen  Rechte  ist  in  dem- 
selben auf  neue  Grundlage  gestellt,  und  auch  für  die  Möglichkeit 
der  Abänderung  der  Verf.  ist  neues  Recht  geschaffen.  Da  jedoch 
der  im  März  1892  nach  vorausgegangener  Initiativbewegung  ge- 
wählte Verfassungsrat  zu  einer  Partialrevision  bestimmter  Punkte 
der  Verf.  einberufen  worden  war,  sah  derselbe  von  einer  Total- 
revision der  KVerf.  ab^).  Aus  dem  Inhalt  dieses  Vei-fassungsgesetzes 
ist  hervorzuheben: 


M  Vgl.  oben  S.  179—181. 
2)  Vgl.  oben  S.  im,  107,  171. 
•^1  Vgl.  oben  S.  170. 
*)  Vgl.  oben  S.  179,  180. 
•>)  Vgl.  oben  S.  179,  180. 
•"•)  Vgl.  oben  S.  L81. 


Gewälirleistung  kantonaler  Verfassungen.   Tessin.  331 

Nach  Art.  1,  Art.  2  der  Verf.  von  1830  ersetzend,  beniht  die 
Souveränetät  des  Kantons  ihrem  Wesen  nach  in  der  Gesamtheit  der 
Bürger;  sie  wird  vom  Volke  entweder  direkt  ausgeübt  oder  durch  die 
unter  sich  verschiedenen  und  getrennten  Gewalten. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  (Art.  2  —  13)  wird  unter  Vorbehalt  des 
Rechts  des  Volkes  von  dem  Grossen  Rate  ausgeübt.  Die  Initiative  zur 
Gesetzgebung  kann  jedoch  ausgehen  vom  Staatsrat,  von  einem  Mitglied 
des  Grossen  Rates  oder  vom  Volke.  Bis  jetzt  war  sie  dem  Staatsrate 
(Art.  23,  §  2  Verf.  von  1830)  und  dem  Grossen  Rate  (Art.  2  des  Yerf.- 
Ges.  1855)  vorbehalten. 

Der  Grosse  Rat  wird  in  der  Weise  gewählt,  dass  auf  je  12(K) 
Seelen  niedergelassener  tessinischer  und  schweizerischer  Bevölkenmg 
ein  Abgeordneter  entfällt.  Ein  Uberschuss  von  mindestens  600  Seelen 
wird  1200  Seelen  gleich  gerechnet  (Art.  2  des  Verf.-Dek.  1880).  Neu 
ist  die  den  tessinischen  Bürgern  eingeräumte  Vergünstigung,  die  in 
eidg.  oder  kant.  öffentlichem  Dienst  im  Auslande  wohnen:  diese  Bürger 
w^erden  als  im  Kanton  niedergelassen  betrachtet. 

Es  sollen  nicht  mehr  als  zwölf  Wahlkreise  bestehen,  die  vom 
Gesetze  in  der  Weise  festzusetzen  sind,  dass  jeder  eine  ungerade  An. 
zahl  von  Abgeordneten  erhält  und  diese  Zahl  mindestens  fünf  beträgt. 
Diese  Vorschrift  und  die  Bestimmungen  betr.  die  Art  der  Quotient  en- 
berechnung  (Hondt'sches  System)  und  die  Nichtberücksichtigimg  einer 
Gruppe,  die  den  Wahhjuotienten  nicht  erreicht  hat,  stellen  sich  als 
Neuerungen  gegenüber  der  Bestimmung  in  Art.  1  des  Verf.-Dekrets 
1891  dar. 

Die  Mitglieder  des  Grossen  Rates  bleiben  vier  Jahre  im  Amte  und 
sind  immer  Avieder  wählbar.  Die  allgemeinen  Wahlen  finden  alle  vier 
Jahre  am  ersten  Sonntag  des  März  statt. 

Der  Grosse  Rat  versammelt  sich  ordentlicherweise  zweimal  im 
Jahre:  am  dritten  Montag  des  April  und  am  ersten  Montag  (bis  jetzt 
am  dritten)  des  November,  Die  Art.  4—8  enthalten  Bestimmungen 
über  die  Befugnisse  und  das  Verfahren  des  Grossen  Rates,  die  zimi- 
Teil  mit  den  in  der  Verf.  von  1830  (Art.  24  und  25)  enthaltenen  überein 
stimmen.  Vermindert  sind  sie  insbesondere  mit  Bezug  auf  die,  jetzt 
dem  Volke  übertragenen,  Wahlen  der  Richter,  des  Staatsrates  und  der 
Ständeräte. 

Der  Art.  10  führt  als  Neueiiing  das  Initiativrecht  des  Volkes  in 
Gesetzgebungsangelegenheit^n  ein.  «Unter  Volksinitiative  ist  das  Recht 
verstanden,  dem  Grossen  Rate  die  Annahme,  die  Ausarbeitung,  die 
Abänderung  oder  die  Aufhebung  eines  Gesetzes  oder  Beschlusses  zu 
beantragen.  Das  Begehren  muss  von  mindestens  5000  stimmberechtigten 
Bürgern  unterzeichnet  sein.^     Bis  jetzt   bestand   das  Recht  der  Volks- 
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initiative  bloss  in  Verf. -Angelegenheiten  (Art.  15  des  Verf.-Deki*etes 
vom  20.  Nov.  1875). 

Die  Standeräte  wurden  bis  jetzt  jedes  Jahr  vom  Grossen  Rate  in 
der  Frtihjahrssitzung  gewählt  (Art.  24,  §  6  Verf.  1830).  Von  jetzt  an 
werden  die  Ständeräte  vom  Volke  alle  drei  Jahre,  am  letzten  Sonntag 
des  Februar,  in  einem  einzigen,  aus  dem  ganzen  Kanton  gebildeten 
Wahlkreis  gewählt  (Art.  14). 

Die  vollziehende  Gewalt  steht  dem  Staatsrat  zu;  er  wurde  bis 
anhin  vom  Grossen  Rate  ernannt  (Art.  5  des  Verf.-Dekretes  1891);  jetzt 
wird  er  vom  Volke  direkt  nach  dem  proportionalen  Wahlsystem  in 
tjinem  einzigen,  aus  dem  ganzen  Kanton  gebildeten  Wahlkreis  gewählt. 
Er  steht  4  Jahre  im  Amt.  Eine  Neuerung  ist  das  Abberufungsrecht 
des  Volkes;  die  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  auf  dem  Wege  der 
(jesetzgebimg  geordnet  werden  (Art.  15). 

Betr.  die  rieht  erhebe  Gewalt  bringt  die  Verf. -Novelle  in  Art.  16 
bis  24  hauptsächlich  folgende  Neuerungen: 

Herabsetzimg  der  Amtsdauer  der  Friedensrichter  von  sechs  auf 
vier  Jahre. 

Die  Bezirksgerichtspräsidenten  werden  direkt  vom  Volke  gewählt, 
nach  der  Gesamtwahl  der  Gerichte.  Die  Volkswahl  der  MitgUeder  der 
<Terichte  erster  Instanz  wurde  schon  1891  eingeführt. 

Auch  das  Appellationsgericht  wird  vom  Volke,  nicht  mehr  vom 
<Trossen  Rat  gewählt. 

Die  Anklagekammer  besteht  aus  einem  Präsidenten,  der  vom 
Volke  gewählt  wird,  und  aus  zwei  MitgUedem,  die  der  Grosse  Rat  aus 
den  vom  Volke  gewälilten  Ersatzmännern  des  Appellationsgerichtes 
ernennt. 

Die  Gesamt  wählen  der  Mitglieder  der  Gerichte  erster  Instanz 
<  Bezirksgerichte)  und  des  Appellationsgerichts  und  ihrer  Ersatzmänner 
ünden  nach  dem  System  der  beschränkten  Stimmgabe  statt,  die  Ersatz- 
wahlen nach  demjenigen  der  absoluten  Mehrheit. 

Das  Initiativrecht  zu  einer  Verf. -Revision  steht  zu:  für  die  Total- 
revision dem  Staatsrat,  der  Mehrheit  des  Grossen  Rates,  dem  Volke, 
wenn  7000  Unterschriften  sie  verlangen;  für  die  Partialrevision:  dem 
Staatsrat,  dem  Volke,  wenn  mindestens  7000  Unterschriften  (Art.  26 
und  27)  vorliegen.  Der  Art.  28  bestimmt,  worin  das  Recht  der  Volks- 
initiative für  eine  Partialrevision  der  Verfassung  besteht,  und  welche 
Stellung  der  Grosse  Rat  ihr  gegenüber  einzunehmen  befugt  ist.  Der 
Grosse  Rat  kann  dem  von  den  Initianten  vorgeschlagenen  Entwürfe 
beistimmen  oder  ihm  einen  andern  über  den  gleichen  Gegenstand  ent- 
gegenstellen;  beide  müssen  dann  gleichzeitig  der  Volksabstimmung 
imt erstellt  werden.  Wenn  das  Volksbegehren  nur  in  der  Form  eines 
allgemein  gehaltenen  Antrags  gestellt   ist,   so   ist   der  Grosse  Rat  ver- 
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pflichtet,  einen  Revisionsentwurf  im  Sinne  des  Begehrens  auszuarbeiten. 
Art,  30  bestimmt,  dass  eine  Verf. -Revision  von  der  absoluten  Mehrheit 
derjenigen  Bürger,  die  an  der  Abstinmiung  teilnehmen,  angenommen 
sein  muss,  ohne  Berücksichtigung  der  leeren  Stimmzettel.*) 

Durch  die  Vorgänge  des  Jahres  1890  belehrt,  hat  man  zur  Be- 
seitigung jedes  Zweifels  in  Art.  32,  Abs.  2,  festgesetzt,  dass  die  Volks- 
abstimmung binnen  40  Tagen,  von  der  Eingabe  des  Volksbegehrens 
an  gerechnet,  stattfinden  müsse,  wenn  diese  Eingabe  in  den  Monaten 
September  bis  Januar  erfolgt,  in  den  andern  Fällen  am  ersten  Sonntag 
im  November.*) 

Eine  Volksabstimmung  darf  nur  in  der  Zeit  vom  ereten  Sonntag 
des  November  bis  zum  ersten  Sonntag  des  März  stattfinden. 

Eine  Neuerung  gegenüber  dem  Art.  7  des  Verf.-Dekrets  von  1883, 
der  das  fakultative  Gesetzes-  imd  Beschluss-Referendum  eingeführt 
hatte,  liegt  darin,  dass  auf  das  Begehren  von  5000  Bürgern  eine  Re- 
ferendumsabstimmung über  nicht  dringliche  Gesetze,  sowie  über  solche 
Beschlüsse,  die  allgemein  verbindlicher  Natur  sind  oder  die  eine  Ausgabe 
von  mehr  als  Fr.  200,000  zur  Folge  haben,  stattfinden  muss,  Art.  31. 

Die  Tessiner  und  die  Schweizerbürger  üben  in  kantonalen  und 
kommunalen  Angelegenheiten  ihre  pohtischen  Rechte  in  der  Gemeinde 
aus,  w^o  sie  seit  drei  Monaten  niedergelassen  sind.  Die  im  Ausland 
niedergelassenen  Tessiner,  welche  wieder  im  Kantone  Wohnsitz  nelmien, 
üben  die  pohtischen  Rechte  in  der  Gemeinde  aus,  wo  sie  seit  20  Tagen 
ihren  wirklichen  Wohnsitz  haben,  Art.  33.  Diese  letztere  Bestimmung  ist 
neu  im  Vergleich  zu  den  frühem  Verf.-Vorschriften.  Die  Rechtsprechung 
war  schwankend;  die  Materie  war  durch  das  Ges.  vom  5.  Dez.  1890,  das 
auf  einem  Kompromiss  der  pohtischen  Parteien  beruhte,  geregelt  worden, 
wobei  jedoch  für  die  Tessiner,  welche  vom  Auslande  heimkehrten,  um  ihre 
pohtischen  Rechte  in  ihrer  letzten  Wohnsitzgemeinde  im  Kanton  auszu- 
üben, ein  Aufenthalt  zu  Hause  von  einem  Monat  vorgeschrieben  war.^) 

XIV.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret  des 
Grossen  Rates  vom  18.  Jan.  1894,  in  der  Volksabstimmung  vom 
4.  März  1894  angenonmien,  betr.  Festsetzung  des  Sitzes  des  Appel- 
lationsgerichtes in  Lugano. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  18.  Dez.  1804,  A.  S.  n.  F.  XIV  m± 
—  Botsch.  des  ER  vom  20.  Nov.  1894,  B  1894  III  972;  1895  II  110. 

84.  XV.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret  des 
Grossen  Rates   vom    16.  Juni  1893,    in  der  Volksabstimmung  vom 


')  Vgl.  oben  S.  129  ff.,  X. 

2)  Vgl.  oben  S.  99,  III. 

»)  Vgl.  hiezu  Ziff.  XV  (Nr.  M)  und  oben  S.  166.  171,  172. 


wrt- 
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5.  Nov.  1893  angenommen,  über  das  Stimmrecht  der  im  Auslande 
wohnenden  Tessiner,  betr.  Abändermig  des  Art.  33  Abs.  2  des 
Verf.- Ges.  vom  Jahre  1892. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  März  1896,  A.  S.  n.  F.  XV  436. 
^—  Botsch.  des  BR  vom  31.  Mai  1895,  B  1895  III  217;  1897  I  366.  Stenogr. 
Bulletin  der  BVers.  1895,  V  S.  543-585;  1896,  VI  S.  137—180. 

Das  vom  Grossen  Rat  des  Kts.  Tessin  den  16.  Juni  1893  be- 
schlossene, in  der  Volksabstimmung  vom  5.  Nov.  1893  mit  13,620 
gegen  739  Stimmen  angenommene  Verfassungsdekret  über  das 
Stimmrecht  der  im  Auslande  wohnenden  Tessiner,  betr.  Abänderung 
des  Art.  33  Abs.  2  der  Verf.-Reform  von  1892,  erhielt  durch  BBeschl. 
vom  25.  März  1896  die  eidg.  Gewährleistung. 

Ai-t.  33  Abs.  2  der  Verf.-Reform  von  1892  lautete: 

Die  im  Ausland  niedergelassenen  Tessiner,  die  wieder  im  Kan- 
ton Wohnsitz  nehmen,    üben   ihre   politischen  Rechte   in   der  Ge- 
meinde aus,  wo  sie  seit  zwanzig  Tagen  ihren  wirklichen  Wohnsitz 
haben. 
Er  wui'de  durch  das  Verf.-Dekret  vom  16.  Juni  1893  wie  folgt 
abgeändert : 

Die  Tessiner  im  Ausland,  die  zu  einer  im  Haushaltungsregister 
(Register  der  Herde)  einer  Gemeinde  des  Kantons  eingetragenen 
Haushaltung  (fuoco,  Herd)  gehören,  üben  das  Stimmrecht  in  dieser 
Gemeinde  aus,  imter  Vorbehalt  der  Fälle,  in  denen  das  Gesetz  sie 
vom  Stimmrecht  ausschhesst. 

Hierauf  hat  der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin  den  15.  Jan.  1894 
folgende  Verordnung  erlassen: 

In  das  Stimmregister  sind  einzutragen  die  Tessiner  und  die 
Schweizerbüi'ger,  die  das  20.  Altersjahr  zurückgelegt  haben  und  seit 
drei  Monaten  in  der  Gemeinde  niedergelassen  sind,  sowie  die  Tessiner 
im  Auslande,  die  zu  einer  im  Haushaltungsregister  einer  Gemeinde 
eingetragenen  Haushaltung  (fuoco)  gehören,  unter  Vorbehalt  der  im 
Gesetz  vom  15.  Juh  1880  vorgesehenen  Ausschliessungsfälle. 

Die  Tessiner  im  Ausland,  die  zu  einer  Haushaltung  gehören, 
die  in  den  Registern  von  zwei  oder  mehreren  Gemeinden  ein- 
getragen ist,  sind  in  das  Register  ihrer  Heimatgemeinde  aufzu- 
nehmen, es  sei  denn  dass  ihre  Famihe  in  einer  andern  Gemeinde 
des  Kantons  wohnt ;  in  diesem  Falle  sind  sie  in  das  Register  dieser 
Gemeinde  einzuschreiben. 

Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  betonte  in  einem  Schreiben 
vom  1.  Dez.  1893  an  das  eidg.  Justizdep.,  dass  mit  der  in  Frage 
stehenden  Bestimmung  «ein  Grundsatz  in  der  Verfa.ssung  Aufnahme 
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gefunden  habe,  der  den  Wünschen  und  Anschauungen  des  ganzen 
tessinischen  Volkes  entspricht.  Als  diese  Bestimmung,  welche  den 
Ausgewanderten  das  Stinmirecht  wieder  erteilt,  dem  Volke  zur  Ge- 
nehmigung unterbreitet  wurde,  stiess  sie  bei  den  politischen  Parteien 
im  Kanton  auf  keinerlei  Widerspruch,  die  Parteien  beeilten  sich 
vielmehr,  durch  ihre  Organe  die  Zustimmung  zu  dei-selben  zu  er- 
klären.» Trotzdem  ist  nachträglich  gegen  das  Verf.- Dekret  von 
G.  Respini  «namens  des  kantonalen  konservativen  Komites»  Ein- 
sprache erhoben  worden.  In  einer  Eingabe  vom  12.  Dez.  1893  an 
die  BVers.  behauptete  er,  es  bestehe  ein  Widerspruch  zwischen 
den  Erklärungen,  die  der  Tessiner  Staatsrat  über  die  Bedeutung 
der  Verfassungsnovelle  vor  und  nach  dem  16.  Juni  1893  abgegeben 
habe;  dem  Verf.-Dekret  liege  nicht  der  Begi'ifF  des  Wohnsitzes, 
sondern  ausschliesslich  der  der  Gemeindeangehörigkeit  (attinenza) 
zu  Grunde;  dem  Ausdruck  des  Volks  willens  sei  ein  unrichtiger  Sinn 
unterschoben  worden;  der  Wille  des  Volkes  sei  darauf  gerichtet 
gewesen,  das  Stimmrecht  der  Auswanderer  ohne  irgend  eine  aus 
dem  Erfordernis  des  Wohnsitzes  hergeleitete  einschi'änkende  Be- 
dingung wiederherzustellen. 

Von  der  BVers.  wurde  dem  Verf.-Dekret  die  eidg.  Gewähr- 
leistung nicht  ohne  erheblichen  Widerspruch  erteilt;  der  BBeschl. 
vom  25.  März  1896  wurde  im  StR  nur  mit  21  gegen  18  und  im 
NR  mit  Ä)  gegen  45  Stimmen  angenommen;  auch  die  Mitglieder 
des  BR  waren  geteilter  Meinung.  Die  Übereinstimmung  der  Verf.- 
Novelle  mit  dem  Bundesrecht  begründete  die  Botsch.  des  BR  vom 
31.  Mai  1895  wie  folgt:*) 

1.  Die  prinzipielle  Bedeutimg  der  Revision  vom  16.  Juni  1893 
wird  durch  Hervorhebung  folgender  Hauptpunkte  klargestellt: 

ö.  Bei  der  Beratimg  der  Verfassungsnovelle  ist  ausdrücklich  er- 
klärt worden,  dass  die  Frage  des  Stimmrechts  nicht  mit  der  Frage  der 
Repräsentationsbasis  (Bevölkermigsziffer)  für  den  Grossen  Rat  des  Kan- 
tons Tessin  verknüpft  werden  solle.  Die  Frage  der  Repräsentationsbasis 
für  den  Tessiner  Grossen  Rat  war  wiederholt  Gegenstand  der  Beratung 
imd  Beschlussfassung  der  Tessiner-  und  der  BBehörden.  Das  zur  Zeit 
geltende  Tessiner  Recht  beruht  auf  dem  Grundsatz,  dass  «auf  je  1200  Seelen 
der  sesshaften  (niedergelassenen)  tessinischen  und  eidgenössischen  Be- 
völkerung» (popolazione  ticinese  e  confederata  domiciliata,  Verf. -Reform 

*)  Vgl.  V.  Salis,  Das  Stimmrecht  der  im  Auslande  wohnenden  Tessiner, 
Rechtsgutachten  dem  h.  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  erstattet,  Basel  Sept.  1894 
(in  französischer  Übersetzung.  Bellinzona  1894),  a.  A.  Hiltv  im  Politischen 
Jahrbuch  a.  0.  1895,  IX  S.  m),  189(5,  X  S.  527—529. 
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1892,  Art.  2  Abs.  1)  *)  ein  Abgeordneter  in  den  Grossen  Rat  zu  M'ählen 
ist.  Die  Annahme  dieses  Grundsatzes,  der  z.  B.  nicht  dem  für  den  NR 
geltenden  System  entspricht,  war  im  Jahre  1879  den  Tessinem  vom  BR 
empfohlen  worden;  er  wird  im  Tessin  seit  dem  Jahre  1880  befolgt ^1  und 
das  Verf.-Dekret  von  1893  ändert  nichts  daran. 

h.  Die  Novelle  lässt  auch  das  inner-  imd  interkantonale  Stinun- 
recht  unberührt.  Das  bisherige  Recht  bleibt  in  Kraft,  soweit  es  sich 
handelt  um  das  Stimmrecht  der  im  Tessin  wohnenden  Tessiner  und 
Schweizer  aus  andern  Kantonen,  und  soweit  es  sich  handelt  um  das 
Stimmrecht  der  zwar  in  der  Schweiz,  aber  nicht  im  Heimatkanton 
wohnenden  Tessiner.  BezügUch  des  inner-  und  interkantonalen  Stimm- 
rechts bleibt  Art.  33  Abs.  1  der  Verf. -Reform  von  1892  in  Kraft,  der 
also  lautet: 

Die  Bürger  des  Kantons  Tessin  und  die  Schweizerbürger  anderer 
Kantone  üben  ihre  politischen  Rechte  in  kantonalen  und  kommu- 
nalen Angelegenheiten  in  der  Gemeinde  aus,  wo  sie  seit  drei  Monaten 
niedergelassen  sind. 
Das  hier  ausgesprochene  Prinzip  ist  seit  dem  Tessiner  Gesetz  vom 
15.  Juli  1880  in  Kraft.    Und  die  BBehörden  hatten  im  Laufe  der  Zeit 
des  öftern  Anlass,   seine   richtige  Bedeutung   und  Wirkung  gegenüber 
einer  missbräuchhchen  Praxis  zu  betonen.^) 

c.  Mit  Rücksicht  auf  die  ins  Ausland  ziehenden  und  im  Ausland 
wohnenden  Tessiner  dagegen  bringt  die  Verf.- Novelle  eine  einschneidende 
Neuerung :  es  wird  für  die  Zukunft  die  bisher  beobachtete  Unterscheidung 
fallen  gelassen,  wonach  die  sog.  periodischen  Auswanderer  im  Tessin 
ihr  Stimmrecht  ausüben  konnten,  die  dauernd  Ausgewanderten  dagegen 
nicht.  Die  Novelle  bestimmt,  dass  jeder  Tessiner,  der,  gleichviel  ob 
dauernd  oder  nur  vorübergehend,  im  Auslande  lebt,  in  der  tessinischen 
Gemeinde,  in  deren  Haushaltungsregister  er  eingetragen  ist,  ein  politisches 
Domizil  besitzt,  an  dem  er  jederzeit  —  sofern  er  nur  persönlich  an- 
wesend ist  —  von  seinem  kantonalen  Aktivbürgerrecht  Gebrauch  machen 
kann.  Diese  Gemeinde  ist  die  Heimatgemeinde,  es  wäre  denn,  dass  die 
FamiUe,  welcher  der  im  Auslande  lebende  Tessiner  angehört,  nicht  in 
ihrer  Heimatgemeinde,  sondern  in  einer  andern  Gemeinde  des  Kantons 
Tessin  wohnt.  Bei  dem  solchermassen  bestimmten  politischen  Domizil 
der  landesabwesenden  Tessiner  handelt  es  sich  natürlich  nicht  um  einen 
wirklichen  tatsächlichen  Wohnsitz,  sondern  um  ein  sog.  gesetzliches 
Domizil. 

2.  Durch  die  bisherige  Praxis  der  BBehörden  ist  die  Frage  keines- 
wegs präjudiziert,  ob  einer  kant.  Verf.- Bestimmung,  die  dem   im  Aus- 

1)  Vgl.  oben  S.  331. 

2)  Vgl.  oben  Ziff.  VI,  VIII,  X  und  Erste  Auflage  I,  Nr.  88,  S9. 
•)  Vgl.  Erste  Auflage  II,  Nr.  790-796,  834. 
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lande  weilenden  Kantonsbürger,  unter  dem  Gesichtspunkte  eines  ihm 
in  der  Heimat  zustehenden  gesetzlichen  Domizils,  die  Stimmberechtigimg^ 
zuerkennt,  die  eidg.  Gewährleistung  zu  erteilen  sei.  In  der  präzisen 
Form,  wie  sich  diese  Frage  heute  darstellt,  war  sie  vor  den  BBehörden 
noch  nie  aufgeworfen  und  ist  sie  daher  von  ihnen  bis  jetzt  noch 
nie  prinzipiell  entschieden  worden.  Denn  wenn  auch  die  BGesetzgebung 
den  tatsächlichen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  als  eine  der  Voraussetzungen 
für  die  Ausübung  des  eidg.  Stimmrechtes  aufstellt,  und  wenn  in  der 
Mehrzahl  der  Kantone  die  kantonale  Gesetzgebung  ein  Gleiches  statuiert,, 
so  folgt  daraus  allein  noch  nicht,  dass  die  Kantone  verpflichtet  seien,  für 
ihr  Gebiet  in  diesem  Punkte  der  BGesetzgebung  zu  folgen.  Eine  ander- 
weitige Normierung  der  Bedingungen  der  Stimmrechtsausübung  ist  damit 
nicht  ausgeschlossen. 

Auch  die  Grundsätze,  die  von  der  bisherigen  bundesrechtlichen 
Praxis  zur  Geltmig  gebracht  worden  sind  und  deren  Festsetzung  ins- 
besondere durch  die  Prüfung  tessinischer  Verfassungsgesetze  veranlasst 
worden  ist,  enthalten  für  die  heute  zu  beantwortende  Frage  kein 
zwingendes  Präjudiz.  Im  Kanton  Tessin  hatte  es  sich  früher  zunächst 
darum  gehandelt,  den  Grundsatz  zur  Anerkennung  und  Durchfühi-ung 
zu  bringen,  dass  die  Ausübung  des  Stimmrechtes  innerhalb  des  Kantons 
am  Wohnsitz  und  nicht  mehr  in  der  kantonalen  Heimatgemeinde  zu  er- 
folgen habe.M  Zur  Zeit  der  politischen  Wirren,  die  in  den  Jahren  1889' 
und  1890  eidg.  Interventionen  zur  Folge  gehabt  hatten,  wurde  aller- 
dings der  Unterschied  zwischen  periodischen  Auswanderern  und  dauernd 
Ausgewanderten  aufgestellt;  es  wurde  dabei  festgesetzt,  dass  dem  dauernd 
Ausgewanderten  bei  seiner  Rückkehr  das  Stimmrecht  erst  nach  Ablauf 
einer  bestimmten  Frist  wieder  zuerkannt  werde;  diese  Bestimmung 
wurde  indessen  nicht  als  eine  Forderung  und  Konsequenz  des  geltenden 
BRechtes  erlassen,  sondern  weil  sie  geeignet  schien,  das  Land  zu  be- 
ruhigen und  für  die  Zukunft  Ordnung  zu  schaffen.  Das  war  denn  auch, 
der  leitende  Gedanke  der  Abordnung  des  BR,  die  anlässlich  der  Ver- 
söhnungskonferenzen am  16.  Oktober  1890  den  Tessiner  Delegierten, 
unter  anderm  folgende  Erklärung  abgab:  «Die  BBehörden  haben  nicht 
die  Absicht,  sich  mehr  als  durchaus  notwendig  in  Eure  Wahleinrichtun- 
gen zu  mischen.  Wir  wünschen,  dass  Ihr  dieselben  selbst  umgestaltet 
in  einem  Sinne,  welcher  zugleich  Euem  besondern  Anschauungen  auf 
diesem  Gebiete  und  den  Anforderungen  einer  dauernden  imd  gerechten, 
verfassimgsmässigen  Ordnung  entspricht .  .  .  Ihr  müsst  eine  Wahlgesetz- 
gebung schaffen,  welche  in  bestimmter  Weise  den  WohnsitzbegiifT 
feststellt»'^)  .  .  . 


')  Vgl.  Nr.  81. 

')  Vgl.  oben  S.  146;  148  Ziff.  1,  151,  158  Ziff.  2,  166,  171,  173  f.,  178. 
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Die  nunraehi'ige  Verf.- Novelle  ist  diesem  Ansinnen  —  nachdem 
andenveitige  versucht«  Lösungen  nicht  befriedigt  hatten  —  dadurch 
gerecht  geworden,  dass  sie  unterschiedslos  für  alle  im  Ausland  wohnen- 
den Tessiner  den  Begriff  des  gesetzhchen  Wohnsitzes  aufstellt  und  so 
ihnen  allen  die  Berechtigimg  zur  Ausübung  ihres  Stimnu-echtes  prinzipiell 
und  uneingeschränkt  zuerkennt.  Die  Novelle  hat  damit  unzweifelhaft 
den  heissesten  Wünschen  dieser  Tessiner  selbst  Rechnung  getragen, 
und  sie  ist  den  im  ganzen  Volke  herrschenden  Anschauungen  entgegen- 
gekommen. Es  wird  nun  allerdings  eingewendet,  dass  es  bei  der  Zu- 
lassung der  im  Auslande  wohnenden  Tessiner  zu  einer  Abstimmung  im 
Kanton  nie  möghch  sein  werde,  Ordnung  und  Zuverlässigkeit  in  die 
Stimmregister  zu  bringen,  und  dass  die  berüchtigten  Wählerzüge  (treni 
elettorali)  die  Regierung  des  Landes  vom  Spiele  des  Zufalls  abhängig 
machen  und  sie  verhindern  werden,  einen  starken  und  sichern  Halt  im 
Lande  selbst  zu  finden.  Diese  und  ähnUche  Behauptungen  sind  Über- 
treibungen. Die  Hauptsache  ist,  dass  in  den  Stimmregistem  Ordnung 
herrsche,  und  diese  Ordnung  ist  gerade  hinsichtüch  der  Tessiner  im 
Auslande  gemäss  dem  Novellenrecht  leichter  und  sicherer  herzustellen 
imd  zu  erhalten,  als  auf  Ginmd  der  gesetzgeberischen  Versuche  der 
Jahre  181)0  und  1892.  Die  Wählerzüge  können  übrigens  nie  mehr  die 
Bedeutimg  erlangen,  die  sie  zur  Zeit  der  Wirren  besessen  haben  mögen ; 
denn  seit  Einführung  des  proportionalen  Wahlverfahrens  hat  die  mit 
solchen  Wählerzügen  zu  erzielende  grössere  Anzahl  von  Stimmen  nicht 
denselben  Einfluss,  wie  zm'  Zeit  der  Herrschaft  des  Prinzips  des  abso- 
luten Mehrs. 

Von  entscheidender  Bedeutung  ist  der  Gesichtspunkt  der  Rechts- 
einfachheit und  Rechtsgewissheit,  woraus  die  Rechtssicherheit  resultiert. 
Dass  aber  von  dieser  Erwägung  aus  dem  System  des  Verf.- Dekrets 
vom  16.  Juni  1893  vor  dem  der  frühem  Gesetze  der  Vorzug  gebührt, 
dürfte  nicht  bestritten  werden.  Ist  einmal  die  Heimatgemeinde  des  im 
Auslande  wohnenden  Tessiners  ennittelt  —  und  das  wird  stets  leicht 
möglich  sein  —  so  ist  damit  auch,  wenigstens  in  der  Regel,  sein  j>o- 
litisches  Domizil  festgestellt.  Anderseits  hätten  sich  im  Laufe  der  Zeit 
trotz  den  gesetzlichen  Deüiilvorschriften,  vielleicht  gerade  ihretwegen, 
die  Schwierigkeiten  häufen  müssen,  die  sich  bei  der  Bestimmung  er- 
geben, ob  jemand  zu  den  periodischen  oder  zu  den  nicht  periodischen 
Auswanderern  gehöre ;  der  Wohnsitz  fällt  eben  nicht  zusammen  mit 
dem  Ort  des  jeweihgen  Verweilens  und  Aufenthaltes,  sondern  er  muss 
aus  einer  Reihe  von  verschiedener  Würdigimg  unterliegenden  Um- 
ständen ermittelt  werden. 

Dm*ch  die  Einführung  eines  gesetzlichen  politischen  Wohnsitzes 
für  alle  im  Auslande  lebenden  Tessiner  ist  in  der  Frage  der  Ausübung 
des  Stimmrechtes  nach  aussen  hin  das  einheitliche  Prinzip  des  Wohn- 
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Sitzes  gewahrt;  nach  dem  Kern  der  Sache  dagegen  ist  für  sie  allerdings 
—  wenn  auch  m  anderer  Form,  als  früher  —  das  Stimmrecht  wieder 
mit  der  Gemeindeangehörigkeit  (attinenza)  verknüpft  w^orden.  Es  ist 
nicht  daran  zu  zweifeln,  dass,  vom  Standpunkte  der  Zweckmässigkeit 
aus  betmchtet,  dieses  System  gegenüber  dem  der  zweierlei  Auswanderer 
den  Vorzug  verdient.  Die  Erfahrung  hat  übrigens  inzwischen  bereits 
die  Überlegenheit  des  neuen  Verfahrens  über  das  im  Ges.  von  181K) 
vorgesehene  in  unzweifelhafter  Weise  dargetan  ....  Denn  während 
in  jedem  einigermassen  wichtigen  Fdle  die  Anwendung  des  Ges.  von 
1890  Hunderte  von  Wahlrekursen  hervorzurufen  pflegte'),  ist  unter  dem 
neuen  Systeme  die  Zahl  derselben  ganz  unbedeutend  gewesen. 

3.  Nach  Art.  6,  Abs.  2,  litt,  a  der  BV  übernimmt  der  Bund  die 
Gewährleistung  der  kant.  Verfassungen,  insofern  sie  nichts  den  Vor- 
sclniften  der  BV  Zuwiderlaufendes  enthalten.  Durch  die  Praxis  ist 
längst  ausser  Zweifel  gesetzt,  dass  bei  der  Frage  der  eidg.  Gewähr- 
leistung einer  kant.  Verf.-Voi-schrift  nicht  nur  die  ausdrückhchen  Normen 
der  BV  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  sondern  der  gesamte  Inhalt  des 
geltenden  Bundesrechtes.  Danach  ist  die  Frage  zu  beantworten:  Steht 
das  Tessiner  Verf. -Recht,  wie  es  in  der  Novelle  vom  16.  Juni  1893  ent- 
halten ist,  im  Widerspruch  mit  Bundesrecht,  indem  es  den  im  Auslande 
lebenden  Tessinern  unterschiedslos  die  Ausübung  kantonalen  und  kom- 
munalen Stimmrechtes  in  der  Heimat  dadurch  ermöghcht,  dass  es  einem 
jeden  ein  gesetzliches  Domizil  im  Kanton  zuschreibt? 

Diese  Frage  ist  zu  verneinen,  und  daraus  folgt,  dass  dem  Veii*.- 
Dekret  die  eidg.  Gewährleistung  nicht  vorenthalten  werden  kann.  Ein 
Widerspruch  zwischen  dem  Inhalt  des  Dekretes  und  dem  Bundesrecht 
läge  nur  dann  vor,  wenn  im  Bundesrecht  ein  Grundsatz  etwa  folgenden 
Inhalts  als  geltend  anerkannt  werden  müsste: 

Der  Schweizer,  der  in  der  Schweiz  keinen  wirklichen  Wohnsitz 
hat,  vielmehr  im  Ausland  wohnt,  kann  in  der  Schweiz  sein  Stimm- 
recht nicht  ausüben. 

Man  ist  darüber  einig,  dass  ein  solcher  Satz,  in  dieser  Allgemein- 
heit und  Vollständigkeit  formuhert,  sich  in  keiner  Quelle  des  Bundes- 
rechtes findet.  Er  kann  aber  auch  nicht  aus  Sinn  und  Geist  des 
Bundesrechtes  abgeleitet  werden,  und  das,  wie  uns  scheint,  aus  folgen- 
den Gründen: 

^.  Es  geht  nicht  an,  dasjenige,  was  durch  Bundesrecht  hinsicht- 
lich der  ausserhalb  ihres  Heimatkantons  oder  ihrer  Heimatgemeinde, 
aber  in  der  Schweiz  niedergelassenen  Schweizerbürger  festgesetzt  ist, 
ohne  weiteres  auch  als  massgebend  zu  betrachten  für  die  im  Ausland 
wohnenden   Schweizerbürger.     Die  Entwicklung  der  internen  Schweiz. 


M  Vgl.  auch  oben  S.  172,  173,  17(5,  178:  unten  S.  352. 
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Verhältnisse,  insbesondere  derjenigen  voa  Kanton  zu  Kantons,  hat  dazic 
geführt,  den  «niedergelassenen»  Schweizerbürgem.  im  Kanton  und  aiiir 
Orte  der  Niederlassung  pohtische  Rechte  von  Bundeswegen  zu  garan- 
tieren, vgl.  Art.  43,.  47  der  BV.  Anfangselemente  dieser  Entwicklung^ 
sind  schon  in  der  Mediationsakte  (Art.  4)  niedergelegt.  Seit  den  dreissiger 
Jahren  wurde  sie  vou  einzelnen  liberalen  Kantonen  begünstigt.  In  den 
Jahren  1848  und  1874  ist  sie  durch  die  BGesetzgebung  wesentlich  ge- 
fördert, worden.  Ihren  Abschluss  hat  sie  noch  heut^  nicht  gefunden: 
denn  nur  dem  Niedergelassenen,  nicht  auch  dem  Aufenthalter  ist  der 
Genuss  der  politischen  Rechte  im  Wohnsitzkanton  von  Bundeswegen, 
garantiert;  und  nicht  sofort,  sondern,  erst  nach  einer  «Niederlassung^ 
von  drei  Monaten»  muss  dem  Niedergelassenen,  das  kant.  Stimmrecht 
erteilt  werden.  Sodann  ist  es  ein  gleichfalls  schon  in  der  Mediations- 
akte richtig  ausgesprochener  Gedanke,  dass  niemand  in  mehr  als  einenL 
Kanton  politische  Rechte  ausüben  dürfe,  und  dass  daher,  wer  im  Nieder- 
lassungskanton  stimmberechtigt  ist,  im  Heimatkanton  sein  Stimmrecht 
nicht  soll  ausüben  können. 

Im  Verhältnis  zum  Ausland  hat  zu  einer  derartigen  Entwicklung 
niemals  die  geringste  Veranlassung  bestanden.  Eine  Interessengemein-^ 
Schaft,  wie  sie  unter  den  zum  Bundesstaat  verbündeten  Kantonen  be- 
gründet wurde,,  kann  zwischen  dem  Ausland  und  der  Schweiz  nicht  be- 
stehen. Die  Stärkmig  des  einheitlichen  staatlichen  Gesamtbewusstseins,. 
gefördert  durch  Erteilung  poUtischer  Rechte  an  den  Niedergelassenen^ 
fällt  im  Verhältnis  zum  Ausland  weg..  Die  Erteilung  der  pohtischen 
Rechte  in  Kantons-  und  G>emeindeangelegenheiten  an  den  kantons- 
fremden niedergelassenen  Schweizer  beschleunigt  seine  politische  und 
soziale  Annäherung  an  die  Kantonsangehörigen  und  bewirkt,  dass  er- 
im  Niederlassungskanton  in  nicht  allzu,  langer  Zeit  aus  einem  Kantons- 
fremden ein  Kantonsangehöriger  wird,,  womöglich  unter  Aufgabe  seines« 
bisherigen  Heimatrechtes;,  entsprechende  Bestrebungen  mit,  Rücksicht 
auf  den  im  Ausland  wohnenden  Schweizer  zu  begünstigen,  dazu  hat  die 
Eidgenossenschaft  keinen  Beruf..  Und  so  lag  und  liegt  nie  ein  Gnmd 
vor,  von  «Bundeswegen»  den  im  Ausland  lebenden  Schweizern  die- 
Ausübung  ihres  kant,  Stimmrechtes  in  der  Heimat  zu  untersagen.  Ein. 
derartiges  Verbot  besteht  in  der  Tat  nicht  und  darf  auch  nicht  aus. 
Art.  43  der  BV  durch  angeblich  entsprechende  Anwendung  der  Vor- 
schriften dieses  Artikels  hergeleitet  w^erden. 

Ebensowenig  sind  die  in^  den  Art.  4  und  60  der  BV  niedergelegten 
Prinzipien  geeignet,  ein  bundesrechtliches  Verbot  der  Stimmrechts- 
ausübung zu  Lasten  der  im  Ausland  lebenden  Schweizer  zu  begründen: 
Es  ist  gewiss  mehr  wie  gewagt,,  als  Konsequenz  der  bimdesrechtUch- 
vorgeschriebenen  Rechtsgleichheit  und  Gleichhaltung  der  kantonsfremdeni 
Schweizer  mit  den  Kanlonsbürgem  den  Satz  hinzustellen,  dass  innjerhall^ 
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der  Schweiz  der  kantonsfremde  Schweizer  und  der  Kantonsangehörige 
ihr  Stimmredit  an  ihrem  Wohnorte  und  nur  dort  auszuüben  haben; 
denn  gälte  dieser  Satz,  so  wäre  die  dreimonatliche  Karenzfrist  des 
Art,  43  der  BV  längst  dahingefallen,  femer  müsste  der  kantonsfremde 
«Aufenthalter»  nicht  nur  dem  kantonsangehörigen  Aufenthalter  im 
Stimmrecht  gleichgestellt  werden,  sondern  beiden  müsste  gleich  dem 
Ortsangehörigen  gestattet  sein,  an  ihrem  Wohnorte  sofort  und  ohne 
Karenzfrist  ihr  Stimmrecht  auszuüben.  Auch  der  im  Ausland  lebende 
Tessiner  ist  uad  bleibt  Tessiner;  die  erste  imd  hauptsächhchste  Voraus- 
setzimg für  das  Stimmrecht  —  den  Besitz  d-es  Bürgerrechtes  —  teilt  er 
also  mit  dem  Tessiner  im  Inland;  und  wenn  daher  beide  vom  kan- 
tonalen Gesetzgeber  rechtsgleich  und  nidit  rechtsungleich  behandelt 
werden,  wenn  demgemäss  der  Tessiner  im  Ausland  nicht  an  der  Aus- 
übung seines  Stimmrechtes  verhindert  wird,  so  ist  hiergegen  vom  Stand- 
punkt der  bundesrechtlichen  Rechtsgleichheit  nichts  einzuwenden.  Der 
kantonsfremde  Schweizer  aber,  der  im  Kanton  Tessin  sein  Stimnu-echt 
4iusübt,  kann  vom  Standpunkt  des  Bundesrechtes  aus  nur  Gleichstellung 
mit  den  Kantonsbürgern  verlangen,  nicht  Besserstellung;  es  ginge  aber 
über  die  ihm  gebührende  Gleichstellung  hinaus,  wenn  um  seinetwillen, 
aus  Rücksicht  für  ihn,  der  im  Ausland  lebende  Tessiner  von  der  Aus- 
übung des  Stimmrechtes  im  Tessin  ausgeschlossen  werden  müsste. 

Der  Schweizer,  der  in  der  Schweiz  keinen  Wohnsitz  hat,  ist 
allerdings  in  eidg,  Angelegenheiten  von  der  Ausübung  des  Stimmrechts 
ausgeschlossen.  Dieser  in  konstanter  Praxis  befolgte  Satz  ist  aber  kein 
verfassimgsrechtlicher  Grundsatz,  sondern  findet  seine  Begründung  in 
gesetzlichen  Bestimmungen.  (Vgl.  BV  1848,  Art.  42  Abs.  1  und  Art.  63, 
BV  1874,  Art.  43  Abs.  2  und  Art  73,  sodann  BG  betr.  die  Wahl  der 
Mitglieder  des  Nationalrates  vom  21.  Dez.  1850,  Art.  4,  und  BG  betr. 
die  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  vom  19,  Juli  1872,  Art.  3.)  Was 
übrigens  für  das  eidg,  Stimmrecht  Rechtens  ist,  muss  deshalb  noch 
nicht  auch  für  das  kantonale  Stimmrecht  gelten.  Nirgends  verlangt 
das  Bundesrecht,  d^s  die  Voraussetzungen  zur  Ausübung  des  kanto- 
nalen Stimmrechtes  die  gleichen  seien,  wie  die  für  das  eidg.  Stimm- 
recht aufgestellten;  und  es  besteht  weder  ein  rechtliches,  noch  ein  po- 
litisches Interesse,  eine  solche  Übereinstimmung  nach  jeder  Hinsicht 
herbeizuführen. 

h.  Die  Ausübung  des  eidg.  Stimmrechts  hat  am  schweizerischen 
Wohnsitze  zu  erfolgen.  Erfordernis  ist  der  Besitz  des  Schweizerbürger- 
rechtes; der  Unterschied  zwischen  kantonsangehörigen  und  kantons- 
freraden  Schweizern  ist  dabei  ohne  Belang.  Der  Vorschrift,  dass  die 
Stimmabgabe  am  «politischen  Domizil»  zu  erfolgen  habe,  liegt  denn 
auch  keinerlei  poütisches  Motiv  zu  Grunde;  es  ist  eine  blosse  Ordnungs- 
vorschrift.   Höchst  beachtenswert   ist   nun,   wie   der   eidg.  Begriff  des 
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politischen  Domizils  nach  und  nach  die  Entwicklung  des  kant.  Rechtes 
beeinflusst,  und  wie  er  sich  hier  den  Begriffen:  Ortsangehörigkeit, 
Kantonsangehörigkeit,  Niederlassung,  Aufenthalt  substituiert  hat.  Nicht 
nur  haben  die  Kantone  den  althergebrachten  Unterschied  zwischen 
Niederlassung  und  Aufenthalt  zum  Teil  fallen  gelassen,  sondern  sie 
stellen  mit  Bezug  auf  die  Ausübung  des  Stimmrechts,  gleich  dem  eidg. 
Recht,  ausschliesslich  auf  den  Wohnsitz  ab.  Allein  diese  Entwicklung 
ist  keine  vom  Bundesrecht  gebotene:  den  Kantonen  steht  durchaus 
frei,  den  Begriff  des  «politischen  Domizils»  gerade  in  der  ihm  vom 
Bundesrecht  gegebenen  Gestalt  zu  recipieren  oder  ihn  anders  zu  ge- 
stalten. Wenn  daher  die  Kantone  den  Wohnsitz  für  die  Ausübung  des 
Stimmrechtes  in  Kantons-  und  Gemeindeangelegenheiten  als  massgebend 
erklären,  so  haben  sie  bloss  die  durch  Art.  48  der  BV  gesetzten 
Schranken  zu  beobachten:  im  übrigen  sind  sie  in  der  Ausgestaltung 
dieses  Wohnsitzbegriffes  frei. 

Daraus  ergibt  sich  folgendes:  Vom  Standpunkt  des  Bundesrechtes 
aus  darf  den  Kant^^nen  nicht  untersagt,  werden,  festzusetzen:  durch 
Wegziehen  ins  Ausland  geht  das  kantonalrechtliche  politische  Domizil 
im  Kanton  nicht  unter;  oder:  jeder  Kantonsbürger,  der  im  Ausland 
lebt,  hat  an  einem  bestimmten  Orte  im  Kanton  sein  politisches  Do- 
mizil, woselbst  er  in  kantonalen  und  komnmnalen  Angelegenheiten  sein 
Stimmrecht  auszuüben  befugt  ist. 

r.  Schwerlich  zutreffend  ist  es  ferner,  wenn  man  sich  in  Ermange- 
lung positiver  Normen  auf  allgemeine  Gesichtspunkte  zu  stützen  sucht, 
um  den  Ausschluss  der  im  Ausland  lebenden  Schweizer  von  der  Aus- 
übung ihres  kantonalen  Stimmrechtes  zu  begründen,  auf  Gesichtspimkte, 
die  de  lege  ferenda,  nicht  aber  de  lege  lata  von  Bedeutung  sein  mögen. 
Indem  der  kantonale  Geset^^geber  dem  Kantonsbürger,  der  im  Ausland 
lebt,  die  Ausübimg  des  kantonalen  Stinmirechtes  ermöglicht,  lilsst  er 
sich  von  der  Ei'wiigung  leiten,  dass  von  diesem  Bürger  angenommen 
werden  darf,  er  bekunde  im  allgemeinen  ein  gleich  intensives  Interesse 
am  öffentlichen  Leben  des  Kantons,  wie  der  landesanwxvsende  Bürger, 
und  dass  ihm  die  aus  verschiedenen  Gründen  verursachte  tatsächliche 
Entfenmng  aus  der  Heimat  in  seiner  politischen  Rechtsstellung  dann 
nicht  zum  Nachteile  gereichen  soll,  wenn  er  zur  Zeit  einer  Wahl  oder 
Abstimmung  in  die  Heimat  zurückkehrt,  wx^lche  Rückkehr  in  die 
Heimat  infolge  der  modernen  Verkehrseinri(»htungen  leichter  möglich 
ist,  als  in  früheren  Zeiten. 

Solche  und  ähnliche  Erwägimgen  haben  natürlich  ein  ganz  be- 
sonderes, ja  ein  entscheidendes  Gewicht  in  einem  Kantone,  in  dem, 
wie  dies  für  den  Tessin  der  Fall  ist,  die  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse grosse  Klassen  der  männlichen  Bevölkerung  geradezu  zwingen, 
einem  mehr  oder  minder  ansehnlichen  Teil  ihres  Lebens  ausserhalb  des 
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Landes  zuzubringen.  Soll  der  Ausgewanderte  trotz  der  oft  langen  Ab- 
wesenheit die  AHhänglichkeit  an  die  heimische  Scholle  bewahren,  soll 
sein  Interesse  an  den  Landesangelegenheiten  nicht  erblassen,  so  em- 
pfiehlt es  sich  —  so  dachte  der  tessinische  Gesetzgeber  -  jede  Ge- 
legenheit wahrzunehmen,  die  ihn  mit  dem  Leben  des  Landes  in  werk- 
tätige Verbindung  bringt;  es  gilt,  ihm  damit  zu  bezeugen,  dass  er 
auch  in  der  Fremde  als  ein  Landeskind  betrachtet  wird,  dass  er  zu 
jeder  Zeit,  auch  bei  nur  vorübergehendem  Besuche,  als  ein  gleichbe- 
rechtigtes Glied  der  grossen  tessinischen  Familie  aufgenommen  wird. 
Solche  Verhältnisse,  wie  sie  in  dieser  Beziehung  der  Kanton  Tessin 
aufzuweisen  hat,  bestehen,  wenigstens  in  annähernd  gleichem  Masse, 
m  keinem  andern  Schweizerkantone ;  imd  darum  wäre  es  auch  verfehlt, 
wollte  man  die  dadurch  für  den  Tessin  bedingte  besondere  Gestaltung 
des  Stimmrechtes  vom  Standpunkte  der  in  andern  Kantonen  bestehend(»n 
Verhältnisse  und  Rechtsanschauungen  aus  beurteilen. 

Auf  den  weiteren  Umstand  dagegen,  dass  zur  Zeit  der  Tessiner 
im  Ausland  seinem  Kantone  gegenüber  in  gleicher  Weise  steuerpflichtig 
ist,  wie  der  landesanwesende  Bürger,  ist  kein  Gewicht  zu  legen:  denn 
Steuerpflicht  und  Stimmrecht  sind  nach  den  im  Schweiz.  Staatsrecht 
herrschenden  Grundsätzen  nicht  voneinander  abhängig:  der  im  Inland 
wohnende  Ausländer  ist  dem  inländischen  Staat  gegenüber  steuer- 
pflichtig, stimmberechtigt  ist  er  dagegen  nicht.  Das  Stimmrecht  an  die 
Steuerpflicht  oder  die  Möglichkeit,  dieser  Pflicht  zu  genügen,  zu  binden, 
ist  eine  Verkennung  des  Begriffs  der  politischen  Berechtigung  der 
Bürger. 

d.  Nicht  schlüssig  ist  endlich  die  Behauptung,  dass  bei  der  Erteilung 
des  Stimmrechtes  an  den  im  Ausland  wohnenden  Kantonsburger  diesem 
ein  Recht  eingeräumt  werde,  dem  keine  Pflicht  entspreche.  Wer  stimm- 
berechtigt ist,  der  hat  allerdings  auch  die  Pflicht,  sein  Stimmrecht  aus- 
zuüben. Allein  in  den  wenigsten  Kantonen  ist  dieser  Satz  schon  der- 
massen  in  das  Volksbewusstsein  eingedrungen,  dass  aus  der  bloss  mo- 
ralischen Pflicht  eine  rechtlich  zu  erzwingende  Pflicht  gemacht  wurde.  ^) 
Und  selbst  da,  wo  die  Stimmabgabe  obligatorisch  ist,  giebt  es  notwen- 
digerweise Entschuldigungsgründe,  die  durch  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse bedingt  sind.  Die  Landesabwesenheit  gilt  auch  bei  dem  im 
Inland  wohnenden  Bürger  als  p]ntschuldigung.  L"nd  dass  bei  dem,  der 
im  Ausland  wohnt,  die  zwingenden  Umstände,  die  ihn  an  der  Rück- 
kehr und  damit  an  der  Ausübung  seiner  Stimmpflicht  tatsächlich 
liindern  und  sein  Ausbleiben  entschuldigen,  noch  zahlreicher  sind  und 
in  gi'össerem  Umfange  sich  geltend  machen  als  bei  dem  in  der  Heimat 
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wohnenden,  ist  selbstverständlich.  Ein  Gebot,  den  Auswäiiigen  des- 
wegen vom  Stimmrecht  ganz  auszuschliessen,  lässt  sich  daraus  nicht 
ableiten. 

Den  Standpunkt  der  Unvereinbarkeit  des  Verfassungssdekrets 
vom  16.  Juni  1893  mit  dem  Bundesrecht  vertrat  u.  a.  das  eidg. 
Justizdep.  in  einem  Bericht  an  den  BR  vom  1.  Juni  1894,  7.  Mäi-z 
1895  mit  folgender  Begründung: 

Ein  Bück  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  des  tessinischen 
Staatsrechtes  in  Ansehung  des  Stimmrechts  der  Bili'ger  und  der  Ver- 
tretung derselben  in  der  gesetzgebenden  Behörde  des  Kantons  lehrt 
uns,  dass  diese  Entwicklung  in  beiden  Richtungen  unter  dem  fort- 
währenden Streite  zweier  einander  widerstrebenden  Kräfte  sich  voll- 
zogen hat.  Es  ist  der  Kampf  des  Heimatprinzips  gegen  das  Territorial- 
prinzip, oder,  noch  schärfer  ausgedrückt,  der  Kampf  einer  nach  aussen 
sich  streng  abschliessenden  Familienordnung  gegen  das  Eindringen 
fremder  Elemente  in  das  Haus  der  Väter.  Und  da  erscheint  es  als 
ganz  natürlich,  dass  der  Gegensatz  sich  zuerst  in  der  Abschliessung 
von  Gemeinde  gegen  Gemeinde  im  Kantone  selbst  geltend  gemacht 
hat;  denn  die  Gemeinde  ist  die  der  Familie  zunächst  stehende  poli- 
tische Körperschaft  .  .  .  Höchst  bemerkenswert  ist  nun,  dass  nur  das 
Zusammenwohnen  die  GemeindegUeder  zu  Rechtsgenossen  machen 
sollte,  indem  nach  den  Verf.  von  1814  und  1830  zur  Erlangung  des 
Stimmrechts  auch  in  der  Heimatgemeinde  ein  einjähriger  Wohnsitz  er- 
forderlich war,  und  dass  die  Gemeindegenossen,  die  ins  Ausland  ge- 
zogen waren,  bei  ihrer  Rückkehr  ins  Vaterland,  also  doch  wohl  nicht 
bei  zufälhger  Anwesenheit  in  der  Heimatgemeinde,  und  nur  unter  der 
Bedingung,  dass  sie  ununterbrochen  sämtliche  kommunale  und  kan- 
tonale Steuern  und  Abgaben  entrichtet  hatten,  wieder  zur  Ausübung 
der  politischen  Rechte  zugelassen  werden  sollten. 

Wir  achten  die  Denkmäler  des  nationalen  Rechts.  Aber  wir 
können  es  nicht  hindern,  dass  die  unaufhaltsam  fortschreitende  Zeit  mit 
neuen  Bedürfnissen  neue  Anschaimngen  und  Einrichtungei^  bringt,  denen 
die  überlieferten  Rechtsformen  nicht  zu  genügen  vermögen.  Wir  sehen, 
dass  die  politische  Entwicklung  der  Staaten  dahin  drängt,  den  Kreis 
der  Rechtsgenossen  zu  erweitem,  den  Begriff  der  Volksfamilie  auszu- 
dehnen, freilich  gar  oft  mit  Zerstörung  von  viel  Schönem  und  Ehr- 
würdigem, aber  doch  auch  mit  dem  grossen,  wirklichen  Gewinn,  dass 
die  Interessen  weiterer  Kreise  gemeinsame  werden  und  infolgedessen 
der  Einzelne  einer  Berücksichtigung  und  Fürsorge  durch  das  Gemein- 
wesen teilhaftig  wird,  die  ihm  früher  versagt  war.  Im  Schweiz.  Staat 
ist  die  Umbildung  des  lockern  Staatenbundes  zum  Bundesstaate  ein 
Markstein  dieses  politischen  Prozesses,  und  was  heute  überall,  in  allen 
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<Jer  Kultur  erschlossenen  Staaten,  in  die  Erscheinung  tritt,  die  Sorge 
für  eine  politisch  und  gesellschaftlich  bessere  Stellung  aller,  auch  der 
Termögenslosen  oder  minder  begüterten  Volksgenossen,  ist  wiederum 
nichts  anderes,  als  ein  Kennzeichen  dieses  auf  Vertiefung  und  Aus- 
dehnung des  Solidaritätsbegriffes  gerichteten  menschheitlichen  Ent- 
wicklungsganges. 

Die  Parteien  des  Kts.  Tessin  tun  unrecht,  wenn  sie  sich  gegen- 
seitig beschuldigen,  in  politischer  Beziehung  die  Schwächung  oder 
Vernichtung  des  alten  Rechtes  der  tessinischen  Volksfamilie  herbei- 
geführt zu  haben,  und  sie  tun  doppelt  unrecht,  wenn  sie  sich  etwa 
beikommen  lassen,  dem  Bunde  und  dessen  Behörden  vorzuwerfen, 
es  sei  dem  tessinischen  Volke  aus  diesen  oder  jenen  ausser  dem 
■Gebiete  des  zwingenden  öffentlichen  Rechts  liegenden  Tendenzen  das 
alte  Recht  genommen  und  neues,    fremdes  Recht  aufgedrängt  w^orden. 

Der  Bundesstaat  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass  der  Kanton  Tessin 
auch  den  jenseits  seiner  Grenzen  lieimatberechtigten ,  aber  inner- 
halb derselben  wohnenden  Eidgenossen  politische  Rechte  einräumen 
musste.  Der  bundesstaatsrechtliche  Grundsatz  der  Gleichheit  aller 
Schweizer  vor  dem  Gesetze  (Art.  4  der  BV),  die  ebenfalls  einem  Gnmd- 
gedanken  des  Bundesstaates  entsprungene  Vorschrift,  dass  sämtliche 
Kantone  alle  Schweizerbürger  in  der  Gesetzgebung  sowohl  als  im 
gerichthchen  Verfahren  den  Bürgern  des  eigenen  Kantons  gleichzuhalten 
haben  (Art.  60  der  BV),  sie  sind  schuld  an  der  Zerbröckelung  der 
alten  Stinunrechtsordnung  des  Tessin;  sie  haben  den  Kanton  genötigt, 
<iie  Schweizerbürger  anderer  Kantone  nach  einer  Niederlassung  von 
höchstens  drei  Monaten  zur  Ausübung  des  Stimmrechts  in  kantonalen 
imd  kommunalen  Angelegenheiten  zuzulassen,  und  dieses  neue  Recht 
auch  den  eigenen  Kantonsbürgem  zuzugestehen,  damit  aber  freihch 
-das  System  eines  legalen  und  eines  elektiven  materiellen  politischen 
Domizils  der  Kantonsbürger  preiszugeben ;  sie  haben  fem  er  zu  dem  von 
der  BVers.  aufgestellten  Satze  geführt,  dass  die  gesetzgebende  Gew^alt  nur 
von  den  Vertretern  des  Volkes,  nicht  von  Vertretern  der  Kreise  ohne 
Rücksicht  auf  die  Bevölkerungszahl  auszuüben  sei,  und  dass  bei  Fest- 
stellung der  Repräsentationsbasis  zum  Mindesten  die  im  Kanton  stimm- 
berechtigten Schweizerbürger  aus  andern  Kantonen  mitberücksichtigt 
werden  müssen.  \) 

Von  dem  Gesichtspunkte  der  Rechtsgleichheit  der  Bürger  aus  hat 
die  BVers.')  dem  Verf.-Dekret  vom  8.  Jan.  1880  die  eidg.  Gewährleistung 
nur  mit  dem  Vorbehalte  erteilt,  dass  im  Sinne  des  Art.  4  der  BV  die 
tessinischen  Angehörigen  an  ihrem  Wohnsitze  zu  zählen  seien  und  auch 
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ihr  Stimmrecht  dort  auszuüben  haben.  Der  BR  hatte  den  zweiten  Teil 
dieses  Vorbehalts  in  seinem  Antrage  nicht  aufgenommen,  er  wollte 
bloss  den  Vorbehalt  machen,  dass  die  tessinischen  Angehörigen  an 
ihrem  Wohnorte  zu  zählen  seien,  dabei  aber  nicht  nur  auf  Art.  4,  son- 
dern auch  auf  Ai-t.  43  der  BV  verweisen.  Nach  den  Ausführungen  der 
Konmi.  des  NR  (Alfred  Escher),  nahmen  zuerst  der  NR  und  hernach 
der  StR  mit  überwiegenden  Mehrheiten,  zu  denen  auch  die  Mitglieder 
der  konservativen  Rechten  und  mit  ihnen  die  konsei'vativen  tessinischen 
Abgeordneten  in  beiden  Räten  zählten,  die  mitgeteilte  Formel  eines 
Doppelvorbehaltes  an;  sie  verwarfen  dabei  aber  auch  alle  und  jede 
nicht  durch  die  BV  gebotene  Einschränkung  der  kantonalen  Selbst- 
ständigkeit, insbesondere  für  die  Beurteilung  der  Frage,  unter  welchen 
Voraussetzungen  ein  Tessiner  als  vorheri-schend  imd  dauernd  im  Aus- 
lande wohnliaft  zu  betrachten  sei.  In  diesem  Sinne  wurde  namentlich 
die  von  einer  Seite  erhobene  Forderung,  dass  auch  die  schweizerischen 
Aufenthalter  bei  der  Berechnung  der  zu  vertretenden  Bevölkenmg  mit- 
gezählt werden  sollen,  zurückgewiesen  und  die  Anrufung  von  Ali:.  43 
der  BV  abgelehnt,  dagegen  die  Zählung  der  Tessiner,  auch  der  perio- 
dischen Auswanderer,  am  Wohnorte  vorgeschrieben,  und  —  was  mit 
dem  Thema  der  Repräsentationsbasis  nicht  gerade  in  notwendigem 
Zusammenhang  stand  —  beigefügt,  dass  die  tessinischen  Angehörigen 
auch  ihr  Stimmrecht  am  Wohnorte  auszuüben  haben.  Durch  die  Weg- 
lassung des  Art.  43  der  BV  hat  die  BVers.  im  Jahr  1880  zu  erkennen 
gegeben,  dass  ja  allerdings  die  drei  letzten  Absätze  des  Art.  43,  welche 
von  den  Rechten  der  niedergelassenen  Schweizerbürger  in  kantonalen 
und  kommunalen  Angelegenheiten  handeln,  bestimmt  sind,  den  Schweizer- 
Inirgern  aus  anderen  Kantonen  an  ihrem  Wohnsitze  Rechte  zuzusichern, 
also  wirklich,  wie  im  Kanton  Tessin  neuerdings  so  sehr  betont  wird, 
einen  interkantonalen  Charakter  tragen;  allein  sie  hat  gleichzeitig  in 
der  allerentschiedensten  Fonn  erklärt,  dass  seit  1874  nicht  nur  die 
kantonsfremden  Schw^eizerbürger  an  ihrem  Wohnsitze  die  politischen 
Rechte  ausüben  können,  sondern  dass  von  Bundeswegen  aucli  die 
KBürger  sie  dort  und  nur  dort  auszuüben  haben,  soweit  es  sich  nicht 
um  rein  bürgerliche  Angelegenheiten  handelt. 

Mit  andern  Worten:  der  schon  durch  die  BV  von  1848  und  ins- 
besondere durch  das  eidg.  Wahl-  und  Abstimmungsges.  vom  19.  Juli  1872" 
für  eidgenössische  Wahlen  und  Abstimmungen  eingeführte  (xnmdsatz, 
dass  jeder  Schweizerbürger  das  Stimmrecht  da  auszuüben  habe,  wo  er, 
als  Ortsbürger  oder  als  Niedergelassener  oder  als  Aufenthalter,  wohnt, 
dieser  Grundsatz  ist  1874  durch  Art.  43  in  Verbindung  mit  Ari.  4  und 
Art.  6()  der  BV  auch  für  kantonale  und  kommunale  Angelegenheiten 
eingeführt  worden*)  .  .  . 
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Es  ist  somit  durch  die  Art.  48  und  60  der  BV  in  jeder  Schweiz. 
Gemeinde  eine  neue  öffentlichrechtliche  Interessengemeinschaft  ge- 
schaffen, an  welcher  die  in  der  Gemeinde  wohnenden  Kantonsbürger 
—  ob  auch  die  kantonsangehörigen  Aufenthalter,  bestimmt  die  Kantonal- 
gesetzgebung —  und  die  daselbst  niedergelassenen  Schweizerbürger  aus 
anderen  Kantonen  mit  gleichen  Rechten  und  Pflichten  teilnehmen.  ( )b 
und  unter  welchen  Bedingungen  auch  die  Schweiz.  Aufenthalter  (aus 
anderen  Kantonen)  in  den  Kreis  der  Beteiligten  eintreten  können,  wird 
nach  Art.  47  der  BV  erst  ein  in  Aussicht  genommenes,  aber  bis  heute 
nicht  erlassenes  BGes.  festsetzen,  und  so  lange  kein  BGes.  etwas  anderes 
vorschreibt,  wird  es  den  Kantonen  freistehen,  die  kantonsfremden  Auf- 
enthalter von  der  Teilnahme  an  kantonalen  und  kommunalen  Angelegen- 
heiten ganz  auszuschliessen .... 

Es  liegt  uns  durchaus  fem,  das  in  imauslöschlicher  Liehe  zur 
Heimat  wurzelnde  Interesse  aller,  auch  der  seit  Jahren  und  Jahr- 
zehnten im  Auslande  wohnenden  Tessiner  an  den  Angelegenheiten 
des  Kantons  und  deren  Sehnsucht,  daliin  zurückzukehren,  in  seinem 
Werte  irgendwie  herabzusetzen,  obschon  doch  gewiss,  ohne  Tessin  zu 
beleidigen,  daran  erinnert  werden  darf,  dass  jene  Liebe  zur  Heimat 
und  der  schöne  Traum,  dereinst  in  dieser  seine  Augen  zu  schliessen, 
sich  auch  in  anderen  Kantonen  findet,  ja  eine  allen  Schweizern  zu- 
geschriebene Eigenschaft  ist.  Allein  die  BBehörde  kann  heute,  wie 
1879  und  1880,  sich  nur  von  rechtUchen  Erwägimgen  leiten  lassen. 

Es  gibt  in  einem  verfassungsmässig  geordneten  Freistaate  keint^ 
einseitigen  Rechte;  es  gibt  nur  Rechte,  denen  Pflichten  entsprechen. 
Wenn  die  Schweiz.  BV  alle  Schweizer  vor  dem  Gesetze  gleichgestellt, 
die  Vorrechte  des  Ortes,  der  Geburt  u.  s.  f.  abgeschafft  hat,  und  wenn 
sie  verordnet,  dass  der  niedergelassene  Schweizerbürger  unter  gewissen 
Voraussetzungen  an  dem  öffentlichen  politischen  Leben  des  Kantons, 
des  Bezirkes  oder  Kreise^  und  der  Gemeinde  an  seinem  Wohnsitze? 
aktiv  teilzunehmen  berechtigt  sei,  so  verpflichtet  sie  ihn  auch  zur  pas- 
siven Teilnahme  daran,  zur  Mittragung  aller  der  Lasten,  welche  das 
Gemeinwesen  (Kanton,  Bezirk  oder  Kreis  und  Gemeinde)  den  in  seinem 
Gebiete  Wohnenden  zur  Befriedigung  der  öffentlichen  Bedürfnisse  auf- 
legt. Und  sie  gestattet  keinem,  da  mitzuraten  und  mitzubeschliessen. 
wo  er  nicht  mittaten  und  mittragen  will.  Es  ist  schlechterdings  un- 
statthaft, dass  ein  Bürger,  der  nicht  in  seiner  Heimatgemeinde  wohnt, 
dort  mitstimmen  und  zur  Deckung  der  Ausgaben  seiner  Heimatgemeinde 
von  seinem  nicht  dort  befindlichen  Vermögen  Steuer  entrichten  soll, 
gleichzeitig   aber   auch    in  seiner  Wohnsitzgemeinde  besteuert  werde. M 

M  Es  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Bimdesreclit  zur  Zeit  dem  im  Aus- 
land lebenden  Schweizer  keinen  Schutz  gewährt,  wenn  er  vom  Gesetzgeber 
seines  Heimatkantons  zur  Steuerentrichtmig  in  diesem  Kauton  verpflichtet 
wird;  vgl.  auch  oben  S.  343. 
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Ein  Wahlrecht  kann  ihm  in  dieser  öffentlichrechthchen  Sache  nicht 
zugestanden  werden.  Der  Schluss  ist  zwingend:  Von  Rechtes  wegen 
niuss  er  da  seiner  Bürgerpflicht  genügen,  wo  er  wohnt.  Denn  sonst 
entstände  für  diejenigen  seiner  Mitbürger,  welche  mit  ihm  zusammen- 
wohnen, mit  denen  er  alle  Einrichtungen  und  Vorteile,  die  der  Wohnort 
bietet,  geniesst,  die  unerträghchste  Ungleichheit  der  Rechtsstellung. 

Diese,  im  Gemeindeleben  der  ökonomischen  Folgen  wegen  am 
greifbarsten  in  die  Anschauung  tretende  Ungleichheit  würde  sich, 
wenn  auch  in  abgeschwächtem  Masse,  wiederholen  in  den  weiteren 
<Tebietsteilen  des  Kantons,  den  Kreisen,  Bezirken. 

Nehmen  wir  den  umgekehrten  Fall  als  möglich  an:  der  Bürger 
komme  seinen  öffentlichen  Pflichten  an  seinem  Wohnsitze  nach,  begebe 
sich  aber  zur  Ausübung  der  pohtischen  Rechte  in  seine  Heimat-  oder  Ur- 
spnmgsgemeinde ;  in  diesem  Falle  entstände  für  die  dort  wohnenden 
Bürger  ein  nicht  minder  unerträghches  Verhältnis ;  sie  sähen  neben  sich 
einen  Bürger  mitberaten,  mitbeschliessen,  mitwählen,  mitstimmen,  dem 
})illigerweise  über  Dinge,  deren  Last  er  nicht  mitträgt,  ein  Mitbestim- 
numgsrecht  nicht  zugestanden  werden  kann.  In  einer  solch  unannehm- 
})aren  Stellung  befänden  sich  nun  aber  die  im  Kanton  Tessin  nieder- 
gelassenen Schweizerbürger  anderer  Kantone,  wenn  nicht  auch  der 
ausser  seiner  Heimatgemeinde  wohnende  Tessiner  Rechte  und  Pflichten 
des  öffentlichen  Lebens,  gemeinsam  mit  ihnen,  in  der  Wohngemeinde 
auszuüben  und  zu  erfüllen  hätte. 

Eine  Ausnahme,  die  jedoch  nur  geeignet  ist,  die  Regel  zu  be- 
stätigen, besteht  allerdings;  sie  ist  in  der  BV  (Art.  43)  ausdrücklich 
vorgesehen.  In  den  auf  dem  Gemeindebürgerrecht  (patriziato)  imd  auf 
Korporationsrecthten  beruhenden  Interessenkreis  tritt  der  niedergelassene 
Schweizerbüi-ger  von  Bundeswegen  nicht  ein.  Hierüber  können  die 
Kantone  statuieren,  was  ihnen  beliebt,  sei  es  liinsichtlich  der  Stimm- 
gebung  der  Genossen,  sei  es  hinsichtlich  der  Beteiligung  derselben  an 
den  Nutzungen  der  Gemeinde  oder  Korporation,  vorbehalthch  immerhin 
der  gleichen  Behandlung  der  Gleichberechtigten. 

Das  ist  die  tiefgreifende,  einschneidende  Neuerung,  welche  Art.  43 
der  BV  in  das  kantonale  öffentüche  Recht,  insonderheit  im  Gemeinde- 
leben, eingeführt  hat,  eine  wesentliche  Erweiterung  des  Inhalts  des 
Schweizerbürgerrechts,  eine  Annäherung  an  den  Begriff  eines  für  das 
ganze  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  mit  gleichen  Rechten  und  Pflichten 
ausgestatteten  Staatsbürgerrechtes,  dessen  Verwirklichung  nicht  mehr 
lange  auf  sich  warten  lassen  kann,  und  das  in  einer  Reihe  von  Kantonen, 
ohne  bimdesrechtlichen  Zwang,  schon  verwirkhcht  worden  ist. 

Was  für  die  Bürger  im  Kanton  und  im  Verhältnis  eines  kan- 
tonalen Gebietsteiles  zu  einem  andern  gilt,  das  gilt  für  die  in  einem 
andern  Kantone   wohnenden  Bürger   in  Hinsicht  auf  den  Kanton   als 
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Ganzes,  und  das  hat  ebensosehr,  ja  in  vielen  Beziehungen,  da  sie  im 
Inlande  gar  keinen  Wohnsitz  haben,  in  noch  höherem  Masse  für  die  im 
Auslande  wohnenden  Bürger  Geltung. 

Man  hat  wohl  etwa  gesagt,  der  Tessiner  im  Auslande  beanspruche 
mit  mehr  Recht  als  die  Schweizer  anderer  Kantone,  dass  er  ununter- 
brochen als  Aktivbürger  seines  Kantons  betrachtet  und  jederzeit  zur 
Teilnahme  an  allen  politischen  Aktionen  in  seiner  Heimat  zugelassen 
werde,  da  er  auch  in  der  Fremde  der  Heimat  steueri)flichtig  bleibe  und 
die  Ausübung  des  Stimmrechts  ja  gesetzhch  von  der  Bezahlung  der 
kantonalen  und  kommunalen  Steuern  abhängig  gemacht  sei.  Dagegen 
ist  vorab  zu  bemerken,  dass  eine  Steuerpfiicht  gegenüber  der  Heimat 
begründet  sein  kann,  ohne  dass  deren  Erfüllung  zur  Ausübung  der  po- 
litischen Rechte  in  der  Heimat  berechtigt.  So  erhebt  die  Eidg.  auch 
von  ihren  im  Auslande  wohnenden  dienstpflichtigen  Söhnen  die  MiUtär- 
steuer;  sie  setzt  aber  nichtsdestoweniger  als  Bedingung  der  Ausübung 
des  Stinunrechts  in  eidg.  Dingen  den  Wohnsitz  in  einem  Kanton.  Was 
sodann  die  Besteuerung  der  im  Auslande  lebenden  Tessiner  durch  ihren 
Heimatkanton  betrifft,  so  ist  allerdings  formell  richtig,  dass  sämtliche 
Tessiner  der  kantonalen  Einkommens-  und  Kapitalsteuer  und  der  kom- 
mimalen  Herdsteuer  (focatico)  unterworfen  sind.  Art.  3  des  tessinischen 
Einkommens-  und  Vermögenssteuergesetzes  vom  7.  Dez.  1863  lautet: 
«Alle  Tessiner  werden  ftir  ihr  im  Kanton  befindUches  Vermögen  und 
für  ihr  Einkommen  und  ihre  KapitaUen,  wo  immer  diese  angelegt  sein 
mögen,  besteuert.»  Und  Art.  12  des  Gemeindesteuergesetzes  vom  7.  Dez. 
1861  belegt  jeden  Tessiner  vermöge  seiner  Gemeindeangehörigkeit  mit 
der  Herdsteuer.  Allein,  wird  dieser  Steuerpflicht  von  den  im  Auslande 
sesshaften  Tessinem  tatsäcUich  genügt?  Wir  glauben,  dies  verneinen 
zu  dürfen.*)  Es  ist  ja  materiell  unmöglich,  Personen,  die  im  fernen  Aus- 
lande Vermögen  besitzen,  dort  aus  Kapital  oder  Berufstätigkeit  Ein- 
kommen beziehen,  in  der  Heimat  für  die  Vermögens-  und  Einkonunens- 
steuer  gleichwie  Inländer  zu  veranlagen  und  zu  besteuern.  Man  hat 
allerdings  versucht,  Art.  3  des  Einkommens-  und  Vermögenssteuergesetzes 
gegenüber  einzelnen  Tessinem  im  Auslande  praktisch  anzuwenden, 
z.  B.  gegenüber  den  Tessinem  in  Mailand.  Allein,  wie  wurde  das  auf- 
genommen? Sind  nicht  BR  und  BVers.  in  den  1880er  Jahren  diu-ch 
die  Tessiner  in  Mailand  mit  Beschwerden  und  Klagen  bestürmt  worden 
wegen  Doppelbesteuerung,  da  sowohl  der  Heimatkanton  als  Italien,  ihr 
Wohnsitzstaat,  sie  der  Einkommens-  und  Kapitalsteuer  unterwerfe?  . . . 

Wenn  immer  wieder  von  einem  schweren  Unrecht,  einem  Ostra-- 
zismus  gesprochen  wird,  dessen  sich  die  Eidg.  gegenüber  den  Tessinern 


*)  Vgl.   auch  Urteil   des  BGer.  i.  S.  Lepori   vom  1.  April  1897,   BGer.- 
Entsch.  1897,  XXIU  Nr.  66. 
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im  Auslände  schuldig  mache,  so  mag  die  Frage  gestattet  sein,  welcher 
Rechts  Vorschrift  denn  in  dieser  Beziehung  die  Bürger  der  andern  Kan- 
tone unterliegen. 

Vorerst  sei  hier  nochmals  daran  erinnert,  dass  die  Eidg.  in  Hin- 
sicht auf  die  das  ganze  Schweiz.  Vaterland  berührenden  Wahlen  und 
Abstimmungen  keine  andere  Rechtsordnung  festgesetzt  hat,  als  .sie  es 
1»S8()  für  den  Kanton  Tessin  mit  Bezug  auf  kantonale  Wahlen  tat.  Nach 
Art.  74  der  BV  und  Art.  2  und  3  des  BGes.  über  eidg.  Wahlen  und 
Abstimmimgen  von  1872  ist  kein  nicht  in  der  Schweiz  wohnender 
Bürgen'  stimmberechtigt. 

Was  das  Recht  der  übrigen  Kantone  anbelangt,  so  stellen  wir  fest, 
dass  die  B Behörden  niemals  einer  konstitutionellen  oder  gesetzhchen 
Bestimnumg  die  BGarantie  erteilt  haben,  welche  die  im  Auslande 
wohnenden  Kantonsbürger  in  Hinsicht  auf  das  Stimmrecht  einfach  den 
im  Inlande  wohnenden  gleichstellt.  Auf  Anfrage  des  eidg.  Justizdep. 
ist  aus  allen  Kantonen,  mit  Ausnahme  Graubündens  und  Genfs,  die  ent- 
scliiedene  Antwort  gekommen,  dass  zur  Ausübung  des  Stimmrechts  die 
Sesshaftigkeit,  der  Wohnsitz  im  Kanton  erforderlich  sei.  Von  einzelnen, 
insbesondere  den  Landsgemeindekantonen,  will  allerdings  nicht  ver- 
sichert werden,  dass  niemals  ein  im  Auslande  wohnhafter,  im  Inlande 
vorübergehend  anwesender  Bürger  an  einer  kantonalen  Wahl  oder 
Abstimmung  teil  genommen  habe.  Allein  dies  sei  jedenfalls  nur  aus- 
nahmsweise vorgekommen  und  würde  im  Beschwerdefalle  zur  Un- 
giltigkeitserklärung  der  Stimmabgabe  des  Bürgers  geführt  haben. 

In  Graubünden  ist  es  Übung,  dass  Gemeinden  und  Kreise  alle 
Bürger,  welche  an  einem  Abstimmungstage  ortsanwesend  sind,  mit- 
stimmen lassen. 

In  Genf  kann  zufolge  Art.  1,  3()  und  31  des  kant.  Wahl-  und  Ab- 
stimmungsgesetzes ein  Genfer  Bürger,  der  im  Auslande  wohnt  und  im 
Stimmregister  als  verreist  angemerkt  ist,  an  einer  kantonalen  Wahl 
oder  Abstimmung  sich  beteiligen,  nicht  aber  an  einer  kommunalen, 
wenn  er  gerade  während  derselben  anwesend  ist,  sofern  seine  Identität 
durch  zwei  im  gleichen  Abstimmungskreise  stimmberechtigte  Bürger 
festgestellt  wird,  ebenso  ein  in  einem  andern  Kanten  wohnender  Genfer, 
sofern  er  nachweist,  dass  er  in  seinem  Wohnsitzkanton  keinerlei  poli- 
tische Rechte  ausübt.  .  .  . 

Es  handelt  sich  also  in  Graubünden  und  Genf  um  vereinzelte 
Ausnahmefälle.  Daraus  erklärt  sich  auch,  warum  bis  heute  weder  die 
kant.  Oberbehörden  noch  die  BBehörden  sich  mit  bezüglichen  Anständen 
zu  befassen  hatten.  Anders  hegen  die  Dinge  im  Tessin.  Hier  ist  die 
Teilnahme  auswärts  wohnender  Bürger  an  kantonalen  und  kommunalen 
Abstimmungen  im  Laufe  der  Jahre  zum  politischen  System  entwickelt 
worden. 


-s^ 
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Die  Tessiner  Behörden  hatten  bald  nach  1874  eingesehen,  dass 
dieses  System  nicht  länger  haltbar  sei.  Zu  den  konstitutionellen  Gesichts- 
punkten, aus  denen  sich  die  Stimmabgabe  der  auswärts  wohnenden 
Tessiner  im  Heimatkanton  den  BBehörden  als  etwas  Unzulässiges  dar- 
stellte, gesellten  sich  die  praktischen  Unzukömmlichkeiten,  die  Schwierig- 
keit, ja  Unmöglichkeit,  dabei  in  die  Stimmregister  eine  feste,  für  alle 
gleiche  Ordnung  zu  bringen,  was  hauptsächlich  die  Unzahl  von  Be- 
schwerden verui-sachte,  mit  denen  die  kaut,  und  eidg.  Instanzen  jew  eils 
unmittelbar  vor  einer  tessinischen  Wahl  oder  Abstimmung  tiberschüttet 
wurden.  Daher  die  mit  w^achsender  Energie  von  der  BBehörde  und 
deren  Vertretern  in  den  Jahren  1890  und  1891  an  die  Tessiner  Partei- 
führer gerichtete  Mahnung,  von  dem  System  abzulassen,  wonach  der 
im  Auslande  oder  in  der  übrigen  Schweiz  wohnende  Tessiner  Bürger 
Jim  Tage  vor  der  Abstimmung  oder  am  Abstimmimgstag  selbst  mit  dem 
Ans])ruch  auf  Zulassung  zur  Stimmurne  sich  im  Kanton  einfinden  Jicann, 
von  einem  System,  das  grösstenteils  «die  Win-en  und  Unruhen  erzeugt, 
welche  seit  langer  Zeit  jede  einigermassen  w-ichtige  Wahl  oder  Ab- 
stimmmig  im  Tessin  begleitet  haben»,  von  einem  System,  «bei  dem  es 
nie  möglich  sein  wird,  Ordnung  und  Zuverlässigkeit  in  die  Stimmregister 
zu  bringen»,  von  einem  System,  das  die  bekannten  Wahlzüge  (treni 
elettorah)  ins  Land  führt,  «welche  die  Reg.  des  Landes  vom  Spiele 
des  Zufalls  abhängig  machen  und  sie  verhindern,  sich j  auf  einen  starken 
und  festen  Boden  im  Lande  selbst  zu  stützen,  die  kein  anderes  Land 
kennt  und  um  w^elche  den  Tessin  sicherlich  auch  keines  beneidet».*) 

Es  hegt  auf  der  Hand,  dass  diese  UbeLstände  erst  mit  der  durch 
die  ven'ollkommneten  Verkehrsmittel  geschaffenen  Möglichkeit,  in  kurzer 
Zeit  aus  entfernten  Gegenden  den  heimatlichen  politischen  Kampfplatz 
zu  eiTeichen,  recht  auffallend  zu  Tage  traten,  indem  erst  seither  jenes 
massenhafte  Auftreten  von  Wählern  an  Orten,  wo  sie  nicht  wirklich 
wohnen  imd  darum  ohne  genaue  Kenntnis  von  Personen  und  Zuständen 
stimmen  würden,  möglich  w^urde. 

Man  darf  aber,  indem  an  die  Satzungen  der  Verf.  von  1814 
und  1830  und  des  kant.  Ges.  von  1819  erinnert  wird,  wohl  sagen,  dass 
gerade  der  ältesten  tessinischen  Gesetzgebung,  auf  der  die  attinenza 
beruht,  der  Gedanke  an  eine  solche  Beteiligung  ausw^ärts  wohnender, 
nicht  zu  neuer  Wohnsitznahme  in  der  Heimat  in  den  Kanton  zurück- 
kehrender Tessiner  an  den  politischen  Aktionen  des  Kantons  überhaupt 
ferne  lag. 

Die  Mahnungen  und  Ratschläge  der  BBehörden  blieben  nicht 
ungehört. 

Das  Ges.  vom  5.  Dez.  189()  und  die  Verf. -Reform  von  1892  suchten 


')  Vgl.  oben  S.  146,  148,  151,  171,  173,  174,  177;  387. 
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ihnen  gerecht  zu  werden*).  Und  wenn  auch  die  letztere  insofern  von 
dem  bimdesrätlichen  Vorschlage  abwich,  als  sie  in  Art.  33  zur  Wieder- 
erlangung des  Stimmrechts  für  einen  aus  dem  Auslande  heimgekehrten 
Tessiner  statt  eines  dreissigtägigen  einen  bloss  zwanzigtägigen  Wohn- 
sitz im  Kanton  vorschreibt,  so  waren  doch  in  dem  genannten  Artikel 
im  wesentlichen  alle  dem  eidg.  Rechte  entsprechenden  Prinzipien  einer 
gesunden,  Ordnung  und  Gerechtigkeit  verbürgenden  Demokratie  nieder- 
gelegt: 1.  Die  im  Auslande  sesshaften  Tessiner  können  im  Kanton  keine 
politischen  Rechte  ausüben;  2.  wollen  sie  in  der  Heimat  wieder  mit- 
stimmen,  so  haben  sie  in  derselben  wieder  Wohnsitz  zu  nehmen ;  3.  die 
Wohnsitznahme  muss  mindestens  20  Tage  vor  der  Wahl  oder  Ab- 
stimmung tatsächlich  erfolgt  sein;  4.  der  heimgekehrte  Tessiner,  der 
die  unter  Ziff.  2  und  3  genannten  Bedingungen  erfüUt,  übt  das  Stimm- 
recht an  seinem  wirkhchen  Wohnsitze  aus. 

.Der  BR  empfahl  der  BVers.,  ohne  auf  den  Artikel  näher  einzu- 
treten, die  Erteilung  der  BGarantie,  mit  dem  tessinischen  Staatsrate 
davon  überaeugt,  dass  diese  Bestimmung  geeignet  sei,  einer  schwan- 
kenden Rechtsprechung,  die  auch  durch  das  Kompromissgesetz  vom 
5.  Dez.  1890  nicht  gehoben  worden  war«),  ein  Ende  zu  machen,  und  in 
der  Erwartung,  dass  nun  die  ersehnte  Stetigkeit  und  Ordnungsmässig- 
keit  in  den  poUtischen  Zuständen  des  Kantons  auf  lange  Zeit  hinaus 
gewonnen  sei.  Die  Tatsache,  dass  seit  1892  mit  ganz  unbedeutenden 
Ausnahmen  keine  Stimmrechts-  und  Wahlrekurse  mehr  aus  dem  Kanton 
Tessin  nach  Bern  abgegangen  sind,  schien  diese  Erwartung  zu  einer 
festbegründeten  zu  machen. 

Jetzt  liegt  dagegen  das  Verf.-Dekret  vom  16.  Juni  1893  der 
BBehörde  zur  Prüfung  vor,  das  nach  den  unzweideutigen  Erklärungen 
der  Tessiner  Behörden  und  seinem  ganzen  Inhalt«  nach  bezweckt,  den 
mit  festem  Domizil  im  Auslande  lebenden  Tessinem  das  Stimmrecht  im 

« 

Kanton  wieder  zu  verschaffen.  Und  über  diesem  neuesten  Verfassungs- 
werk des  Kts.  Tessin  ist  der  alte  Parteieifer  von  neuem  erwacht.  «Ihr 
wollt  das  alte,  von  uns  immer  hochgehaltene  Recht  des  Landes,  dessen 
Untergang  Ihr  verschuldet  und  mit  Hilfe  der  BBehörden  herbeigeführt 
habt,  wieder  einführen;  aber  Ihr  dürfet  nicht  bekennen,  dass  es  das 
alte  Recht  ist,  Ihr  segelt  unter  falscher  Flagge!»  So  ertönt  der  Ruf 
aus  dem  konservativen  Lager.  «Wir  gewinnen  auf  dem  Boden  eines 
dem  eidg.  nicht  widersprechenden  kantonalen  Rechts  unsem  Brüdern 
im  Ausland  die  frühere  Rechtsstellung  wieder»,  antworten  diejenigen, 
die  heute  die  Mehrheit  in  den  Behörden  des  Kantons  bilden.  Die  Auf- 
gabe   der  BBehörde    ist   es   dagegen,    die  Frage,    ob    ein   tes.sinisches 


»)  Vgl.  oben  S.  171,  338. 

2)  Vgl.  oben  S.  330,  333,  339. 
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Verf.-Statut  mit  dem  BRechte   vereinbar   sei,    nicht   als  eine  politische 
Frage,  sondern  als  eine  Rechtssache  zu  behandeln. 

Zunächst  wird  in  der  Verf.-Novelle  die  bisherige  Bestimmung 
wörtlich  wiederholt,  zufolge  welcher  Tessiner-  und  Schweizerbürger  in 
kantonalen  und  kommunalen  Angelegenheiten  ihre  politischen  Rechte 
in  der  Gemeinde  ausüben,  in  der  sie  seit  drei  Monaten  niedergelassen 
sind.  Es  bleibt  also  bei  der  bisherigen  Gleichstellung  der  Tessiner  im 
Inlande  und  der  Schweizerbürger  anderer  Kantone  in  betreff  der  Vor- 
schrift einer  dreimonatlichen  Wohnsitz-  (Niederlassungs-)  Dauer  zur  Er- 
langung des  Stimmrechts.  Sodann  ist  von  dem  Stimmrecht  der  Tessiner 
im  Auslande  die  Rede,  und  hier  begegnet  man  den  fundamentalen. 
Abweichungen  vom  bisherigen  Verf. -Rechte. 

Vor  allem  fällt  in  die  Augen,  dass  nicht  mehr  von  der  Stimm- 
berechtigung derjenigen  Tessiner  im  Auslande  gesprochen  wird,  welche 
wieder  im  Kanton  Wohnsitz  nehmen.  Die  neue  Bestimmung  bezieht 
sich  vielmehr  unterschiedslos  auf  alle  Tessiner  im  Auslande.  Diese 
Ordnung  des  Verhältnisses  hat  für  sich  allerdings  den  Vorzug  grösserei' 
Einfachheit  und  überhebt  die  Behörden  bei  der  Bildung  der  Stimni- 
register  der  oft  in  der  Tat  schwierigen  Aufgabe,  in  richtiger  Weise 
zwischen  dem  definitiv  landesabwesenden  und  dem  nur  periodisch  ausser 
Landes  befindlichen  Tessiner  zu  unterecheiden.  Dementsprechend  ist 
denn  auch  durch  das  Dekret  vom  15.  Jan.  1894  der  Art.  3  des  Ges. 
über  die  Stimmregister  vom  5.  Dez.  1892,  welcher  die  Kategorisieinmg 
der  als  im  Auslande  wohnhaft  zu  betrachtenden  Tessiner  enthält,  ein- 
fach aufgehoben  worden.  Dabei  sagen  aber  der  Staatsrat  und  die  Gross- 
ratskommission  des  Kts.  Tessin  doch,  dass  das  neue  Statut  durchaus 
auf  den  Wohnsitzbegriff  abstelle. 

Das  Facit,  das  wir  daraus  ziehen  müssen,  ist:  Es  soll  von  nun 
an  keine  im  Auslande  wohnhaften  Tessiner  mehr  geben ;  alle  abwesen- 
den Bürger,  mögen  die  tatsächlichen  Verhältnisse  so  oder  anders  be- 
schaffen sein,  sind  im  Kanton  domiziliert.  In  welcher  Weise  wird  aber 
erkennbar  werden,  dass  der  Tessiner  im  Auslande  nicht  im  Auslande,, 
sondern  in  der  Heimat  wohnt?  Die  Antwort  gibt  der  weitere  Satz,, 
nach  welchem  diejenigen  im  Auslande  befindlichen  Tessiner  im  In- 
lande stimmberechtigt  sind,  «die  zu  einem  in  dem  Register  der  Herde 
einer  Gemeinde  des  Kantons  eingetragenen  Herde  gehören».  Der  Um- 
stand, dass  ein  Tessiner  im  Herdregister  einer  Gemeinde  des  Kantons 
figuriert,  macht  ihn  also  zum  Bewohner  des  Kantons. 

Es  ist  sofort  einleuchtend,  dass  das  nach  gemeinem  Rechte  und 
nach  allgemeiner  Rechtsanschauung  den  Wohnsitz  mitbegründende 
körperliche  Element,  der  wirkliche,  dauernde  Aufenthalt  an  einem  Orte,, 
zur  Begründung  dieses  von  der  Tessiner  Verf.-Novelle  vorgesehenea 
Wohnsitzes  nicht  erforderlich  ist.     Das   sagt  auch  expressis  verbis  der 
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Tessiner  Staatsrat  in  seinem  Ber.  vom  1.  Dez.  1893:  «Die  Absicht  des 
Wohnens  (nämlich  in  der  Heimat),  der  animus,  für  uns  das  wichtigere  der 
beiden  den  Wohnsitz  begründenden  Elemente,  besteht  fort,  mid  da 
diese  Absicht  niemals  aufgegeben  ist,  wii'd  kein  neuer  Wohnsitz  er- 
worben, sondern  es  dauert  der  heimathche  Wohnsitz  immer  fort.» 

Die  Konsequenzen,  die  hieraus  gezogen  werden  müssen,  sind 
ausserordentiich  weitgehend.  Der  Tessiner  hat  danach  von  Rechtes 
wegen  stets  und  unter  allen  Umständen  seinen  Wohnsitz  in  der 
Heimat;  es  kann  hieran  sogar  der  Umstand  nichts  ändern,  dass  er  im 
Auslande  geboren,  aufgewachsen,  volljährig  geworden  ist ;  mag  er  auch 
seinen  Heimatskanton  niemals  betreten,  gesehen  haben,  mag  er  auch 
gar  nicht  beabsichtigen,  in  absehbarer  Zeit  in  den  Heimatkanton  für 
kürzere  oder  längere  Zeit  sich  zu  begeben,  er  wohnt  in  demselben, 
wenn  nur  dafür  gesorgt  w^orden,  dass  er  in  dem  Herdregister  einer 
Gemeinde  eingeschrieben  ist. 

Damit  ist  das  politische  Domizil,  im  Gegensatz  zu  den  Ver- 
fassungen von  1803,  1814  imd  1830  und  zu  dem  Tessiner  Ges.  von 
1843,  von  einem  tatsächUchen  Aufenthalt  in  einer  Gemeinde  des 
Kantons  gänzhch  losgelöst.  Man  musste  allerdings  schUessüch  an 
diesem  Punkte  anlangen,  wenn  dem  Tessiner  Bürger  als  solchem,  von 
Rechtes  wegen,  ein  Wohnsitz  geschaffen  werden  sollte,  zu  dessen 
Begründung  weder  die  Absicht,  dauernd  an  dem  fragUchen  Ort«  zu 
bleiben,  noch  das  wirkliche  Verweilen  an  demselben  erforderUch  ist. 
Es  gilt  sonst  als  Rechtsregel,  dass  aus  den  Umständen,  aus  dem  dau- 
ernden Aufenthalt,  die  Absicht  des  Wohnens  erschlossen  wird,  dass  es 
dazu  nicht  einer  formellen  Erklärung  bedarf,  ja  nicht  einmal  des 
Bewusstseins,  dass  mit  dem  dauernden  Aufenthalt  ein  «Wohnsitz»  be- 
gründet w^erde,  oder  der  Vorstellung  von  den  damit  verbundenen  Rechts- 
folgen. Hier  aber,  nach  tessinischer  Rechtsanschauung,  soll  ein  reiner 
Fonnalakt,  die  Einschreibung  in  ein  Register,  den  Wohnsitz  begründen. 

In  der  Tat  und  Wahrheit  gedenkt  der  dauernd,  im  Sinne  des 
Art.  2  der  Verf.-Reform  von  1892,  im  Auslande  niedergelassene  und 
daher  zufolge  jener  Verfassungsvorschrift  von  der  kantonalen  Volks- 
zählung ausgeschlossene  Tessiner  allerdings  dereinst  wieder  in  der 
Heimat  zu  w^ohnen,  und  er  ist  geneigt,  je  nach  Zeit  und  Umständen 
etwa  einmal  dort  bei  einer  politischen  Aktion  mitzumachen.  Aber 
hunderterlei  Hindemisse  können  sich  der  Ausführung  j  enes  Gedankens, 
der  Erfüllung  dieses  Wunsches  in  den  Weg  stellen,  und  es  gibt  Hun- 
derten von  Tessiner  Bürgern,  die  während  Jahrzehnten  nicht  dazu  ge- 
langt sind,  an  einer  poHtischen  Abstimmung  im  Kanton  teilzunehmen, 
und  deren  Lieblingsgedanke,  die  Rückkelu'  in  die  Heimat,  sich  niemals 
verwirkhcht.  Trotzdem  würden  sie  nach  dem  neuen  Verfassungstexte 
beständig  in  der  Heimat  domiziliert  gewesen  sein. 
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Was  durch  das  Tessiner  Verf.-Dekret  vom  16.  Juni  1893  aner- 
kannt werden  will,  ist  etwas  von  dem  in  Art.  43  der  BV  für  die  Aus- 
iibung  des  Stimmrechts  vorausgesetzten  Wohnsitz  Grundverschiedenes, 
es  ist  ein  durch  eine  gesetzliche  Fiktion  geschaffenes  politisches  Do- 
mizil, ein  auf  der  attinenza  beruhendes  domkilio  legale  zu  gunsten  der 
Tessiner  im  Auslande.  Denn  nur  vermöge  seiner  Eigenschaft  als  Tes- 
tsintjr  Bürger  und  unter  der  alleinigen  Voraussetzung  des  Besitzes  dieses 
Bürgerrechts  kann  einer  im  Auslande  auf  den  fiktiven  Wohnsitz  im  Kan- 
ione  Anspruch  erheben.  Es  kommt  daher  für  die  bundesrechthche  Prüfung 
iiuf  das  Gleiche  hinaus,  in  welcher  Gemeinde  des  Kantons  der  Wohnsitz 
angenommen  wird,  ob  in  der  eigentlichen  Bürgergemeinde  oder  in 
einer  von  dieser  verschiedenen  Wohngemeinde  der  Familie,  im  einen 
•wie  im  andern  Falle  übt  er  selbst,  der  mit  Stimmrecht  auszurüstende 
Bürger,  im  Kanton  tatsächlich  keinen  Wohnsitz  aus.  Es  kann  aber  im 
öffentlichen  Rechte  sowenig  als  im  Privatrechte  für  eine  rechtlich 
selbständige,  handlungsfähige  Person  durch  Stellvertretung  ein  persön- 
licher Wohnsitz  erworben  werden.  .  .  . 

Das  politische  Domizil  des  abwesenden  Tessiners  wird  regelmässig 
tm  seinem  Bürgerorte  zu  finden  sein,  wie  dies  das  Dekret  vom  15.  Jan. 
1894  auch  geradezu  ausspricht;  mit  andern  Worten:  das  System  des 
auf  die  attinenza  gegründeten  Stimmrechts  hält  auf  einem  Umwege 
wieder  seinen  Einzug  in  den  Kanton  Tessin. 

Es  kann  jedoch  die  eidg.  Gewährleistung  einer  Verfassungs- 
'bestinnnung  nicht  erteilt  werden,  die  einen  Zustand  wiederherstellen 
w^ill,  den  der  BR  seit  15  Jahren  als  dem  Bundesrechte  widersprechend 
liezeichnet  hat,  und  der  von  den  Behörden  des  Kantons  Tessin  selbst 
.als  unhaltbar  erkannt  worden  ist. 

Eine  gründliche  und  gerechte  Prüfung  der  Wohnsitznahme  der 
■am  Vorabend  von  Wahlen  oder  Abstimmungen  scharenweise  im  Kan- 
ton ankommenden  auswärtigen  Tessiner  hat  sich  praktisch  als  im- 
misftthrbar  erwiesen;  das  Requisit  des  inländischen  Wohnsitzes  bUeb 
denn  auch  vor  1889  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  gänzlich  unbe- 
achtet. Um  der  eidg.  Verf.-Vorschrift  Nachachtung  zu  verschaffen,  hielt 
sich  daher  der  BR  für  berechtigt  imd  verpflichtet,  die  kategorische 
Forderung  zu  stellen,  dass  ein  sicheres  äusseres  Merkmal  aufgestellt 
werde,  woraus  auf  eine  Wohnsitznahme  in  der  Heimat  geschlossen 
werden  könne.  Er  hat  in  diesem  Sinne  einen  mindestens  dreissig- 
tägigen  Aufenthalt  vor  dem  Wahl-  oder  Abstimmimngstage  verlangt 
imd  sich  schliesslich  mit  einem  solchen  von  mindestens  zwanzig  Tagen 
begnügt.  Angesichts  der  im  Tessin  herrschenden  und  durch  die  Verf.- 
Novelle  von  1893  wieder  zum  Ausdrucke  gebrachten  Theorie  von  einem 
-aus  dem  Heimatrechte   erw^achsenden  Legaldomizil   kann   der  BR  von 
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dieser  Forderung  nicht  abgehen;  er  kann  angesichts  der  Art.  4,  43  uncE 
60  der  BV  nicht  zugeben,  dass  die  Kantonsbürger  in  kantonalen  und 
kommunalen  (nicht  rein  bürgerlichen)  Angelegenheiten  Rechte  erwerben  ^ 
ohne  im  Kanton  zu  wohnen,  ohne  in  der  öffentlichrechthchen  Interessen- 
sphäre des  Wohnsitzes  die  verfassungsmässigen  Pflichten  zu  über- 
nehmen,  deren  Übernahme  den  im  Kanton  wohnenden  Tessinern  und 
den  Eidgenossen  anderer  Kantone  am  Wohnorte  zugemutet  wird. 

Noch  in  einer  andern  Richtung  düi'fte  das  neue  Statut  einen  mit 
Art.  4  der  BV  unverträgUchen  Rechtszustand  schaffen,  und  diesmal  za 
Ungunsten  der  auswärtigen  Tessiner.  Wie  bereits  bemerkt,  bestand 
eine  zwingende  Notw^endigkeit  für  die  BBehörden  nicht,  anlässlich  der 
Gewährleistung  des  Verf.-Dekretes  vom  8.  Jan.  1880  auch  von  der  Au.s- 
übung  des  Stimmrechts  der  Tessiner  zu  sprechen.  Es  ist  anzuer- 
kennen, dass  die  Verleihung  des  politischen  Stimmrechts  an  eine  Persoa 
und  die  Einrechnung  einer  Person  in  die  Zahl  der  von  einer  Repräsen- 
tativbehörde zu  vertretenden  Bevölkerung  eines  Landes  zwei  verschie- 
dene Dinge  sind.  Wenn  die  BVers.,  die  sich  dieses  Untei'schiedes 
sicherlich  auch  bewusst  war,  trotzdem  im  Jahr  1880  die  beiden  Fragen 
in  einem  und  demselben  Beschlüsse  zusammenfasste,  so  geschah  es 
wohl  deshalb,  weil  ihi*  aus  dem  Vorjahre  noch  deutlich  die  Auseinander- 
setzungen der  tessinischen  Parteien  erinnerlich  waren,  welche  über  den 
innem  Zusammenhang  der  beiden  Fragen,  in  Ansehung  der  tessinischen 
Repräsentations-  und  Stimmrechtsverhältnisse,  keinen  Zweifel  übrig 
liessen.  Angesichts  der  Verf.-Novelle  vom  16.  Juni  1898  aber  muss  ge- 
fragt werden:  Mit  welchem  Recht  können  die  Tessiner  Behörden  einen 
Teil  ihrer  im  Auslande  lebenden  Mitbürger  in  der  obersten  Kantons- 
behörde unvertreten  lassen,  wenn  alle  im  Auslande  belindUchen  Tessiner 
als  im  Kanton  domizihert  zu  betrachten  sind?  Art.  2  der  Verf.-Refonn 
vom  2.  Juh  1892  ist  neben  dem  Verf.-Dekret  vom  IG.  Juni  1893  un* 
haltbar. 

Gegenüber  der  in  der  Botsch.  des  BR  vom  31.  März  1895  vorge- 
brachten Argumentation  fällt  folgendes  in  Betracht : 

Wir  räumen  ein,  dass  ein  direktes  Verbot  einer  Bestimmung,  zu- 
folge welcher  die  im  Auslande  wohnenden  Kantonsbürger  in  kantonalen 
und  konmiunalen  Angelegenheiten  stimmberechtigt  sein  würden,  in  der 
BV  nicht  zu  finden  ist,  halten  es  aber  für  einen  grossen  Irrtum,  des- 
halb anzunehmen,  dass  das  BRecht  einer  solchen  Bestimmimg  nicht 
entgegenstehen  könne.  Die  Staats-  und  verwaltungsrechtliche  Praxis 
der  BBehörden  seit  1848  liefert  hundertfältig  den  Beweis,  dass  das  eidg. 
•Staatsgrundgesetz,  wie  übrigens  jedes  andere  Gesetz,  auch  Grundsätze 
enthält,  die  nicht  direkt  ausgesprochen  sind,  und  dass  es  Dinge  gibt, 
welche  dem  Sinn  und  der  Meinung  der  BV  widersprechen,  ohne  in 
derselben  ausdrücklich  verboten  zu  sein. 
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In  Abweichung  von  der  Darstellung  des  Tessiner  Staatsrates,  der 
für  den  abwesenden  Tessiner  einen  eigentlichen  Wohnsitz  im  Lande 
behauptet,  «wegen  seiner  fortdauernden  Absicht,  daselbst  zu  wohnen», 
sagt  nun  der  BR  in  seiner  Botsch,  betr.  dieses  gesetzliche  politische 
Domizil:  «Durch  die  Einfühning  eines  gesetzüchen  politischen  Wohn- 
sitzes für  alle  im  Auslande  lebenden  Tessiner  ist  in  der  Frage  der  Aus- 
übung des  Stimmrechtes  nach  aussen  hin  das  einheitüche  Prinzip  des 
Wohnsitzes  gewahrt;  nach  dem  Kern  der  Sache  dagegen  ist  für  sie 
aUerdings  —  wenn  auch  in  anderer  Form  als  früher  —  das  Stimmrecht 
wieder  mit  der  Gemeindeangehörigkeit  (attinenza)  verknüpft  worden.  *)> 

Wie  wir  gesehen  haben,  kommt  die  durch  die  Verf.- Novelle  vom 
16.  Juni  1893  geschaffene  Fiktion  eines  heimatlichen  Domizils  des  aus- 
■wärtigen  Tessiners  auch  demjenigen  zu  gute,  der  tatsächhch  niemals 
im  Kanton  sich  aufgehalten  hat.  Nun  gibt  es  aber  keinen  Staat  ohne 
«in  Land,  ein  Staatsgebiet,  und  keinen  Staat  ohne  ein  Volk,  das  dieses 
Land  bewohnt.  Man  denke  sich  einmal,  dass,  wie  es  im  Bereiche  der 
Möglichkeit  liegt,  die  solcherweise  gesetzhch  fingierten  Bewohner  eines 
Landes  im  Laufe  der  Zeit  an  Zahl  stetig  zunehmen,  ja  schliesslich  die 
im  Staatsgebiete  zurückgebliebenen  Bürger  an  Zahl  überragen  werden, 
könnte  da  noch  von  einem  richtigen,  gesunden  Staatswesen  die  Rede 
sein?  Gewiss  nicht.  Dass  aber  das  Tessiner  Verf.- Ges.  von  1893  solche 
Konsequenzen  zulässt,  beweist,  dass  es  in  seinem  Grundprinzip  fehler- 
haft imd  unzulässig  ist.  Wir  dürfen  wohl  annehmen,  dass  die  BV,  wenn 
«ie  in  Art.  1  erklärt,  dass  «die  Völkerschaften»  der  zweiundzwanzig 
souveränen  Kantone  in  ihrer  Gesamtheit  die  Schweiz.  Eidg.  bilden,  da- 
mit die  in  den  Kantonen  wohnenden  Schweiz.  Völkerschaften  im  Auge 
hat,  und  dass  ihr  ein  Verhältnis,  wonach  die  Geschicke  eines  Kantons 
durch  eine  im  Auslande  wohnende  Bevölkerung  Schweiz.  Ursprungs 
mitbestimmt,  gegebenenfalls  geradezu  geleitet  werden  könnten,  nicht 
vorgeschwebt  hat. 

Es  darf  gesagt  werden:  Wenn  wirkUch  die  Kantone  in  der  Aus- 
gestaltimg des  Begriffes  des  pohtischen  Domizils  der  Kantonsbürger 
durchaus  frei  sind,  so  hindert  sie  nichts,  dies  Domizil  für  die  Abwesen- 
den au.sser  den  Kanton  zu  verlegen  und  die  im  Auslande  wohnenden  Bürger 
an  ihrem  ausländischen  Wohnsitze  abstimmen  zu  lassen.  Warum  ihnen 
eine  kostspielige,  den  im  Lande  wohnenden  Bürgern  nicht  obliegende, 
je  nach  der  Entfernung  mit  grösseren  oder  geringeren  Schwierigkeiten, 
Geldopfera  u.  s.  w.  verbundene  Reise  auferlegen,  welche  einzelnen  die 
Teilnahme  an  den  Wahlen  und  Abstimmungen  geradezu  verunmöglicht? 

Zu  solchjer  Ausgestaltung  des  Wohnsitzbegriffes  wären  die  Kan- 
tone offenbar  befugt,  wenn  sie  keine  bundesrechtliche  Schranke  zu  be- 
achten hätten. 


1)  Vgl.  oben  S.  338,  339. 
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Diese  Schranke  besteht  aber;  sie  ist,  abgesehen  von  dem  grund- 
legenden Art.  1  der  Schweiz.  BV,  in  den  Art.  4  und  43  derselben 
zu  linden. 

Es  ist  ja  ganz  richtig,  dass  die  BV  die  Kantone  nicht  nötigt,  in 
kantonalen  und  kommunalen  Dingen  den  Bürgern  anderer  Kantone  da:^ 
Mitbestimmungsrecht  bei  erreichter  Volljährigkeit  sofort  mit  dem  Be- 
ginn der  Einwohnung  zu  gestatten,  wie  die  Kantone  es  in  Hinsicht  auf 
ihre  Angehörigen  tun  können,  und  dass  die  BV  nur  den  niedergelassenen 
Bürgern  anderer  Kantone,  nicht  auch  den  Aufenthaltern,  das  Stimm- 
recht zusichert.  Unter  dem  Vorbehalt  einer  Wartefrist  von  höchstens 
3  Monaten  aber,  und  unter  Ausschluss  von  jedem  Mitanteil  an  Bürger- 
und Korporationsgütem  und  vom  Stimmrecht  in  rein  bürgerlichen  An- 
gelegenheiten, geniesst  der  niedergelassene  Schweizerbürger,  nach  Art.  43 
der  BV,  an  seinem  Wohnsitze  alle  Rechte  der  KBürger  und  mit  diesen 
auch  alle  Rechte  der  Gemeindebürger.  Durch  diese  Bestimmung,  in 
Verbindung  mit  dem  in  Art.  4  der  BV  enthaltenen  Grundsatze  der 
Gleichheit  der  Schweizer  vor  dem  Gesetze,  werden  die  Kantone  in  fol- 
genden Richtungen  gebunden:  1.  Sie  müssen  den  niedergelassenen 
Schweizerbürgem  nach  höchstens  3  Monaten  das  kantonale  und  kom- 
munale Stimmi-echt  am  Wohnsitze  einräumen;  2.  sie  dürfen  dieses 
Stimmrecht  den  eigenen  Bürgern  zwar  ohne  Wartefrist  gewähren ;  wenn 
sie  aber  eine  solche  für  die  am  Wohnort  nicht  verbürgerten  Kantons- 
bürger aufstellen,  so  kann  dieselbe  3  Monate  nicht  übersteigen,  eine 
Konsequenz,  die  gerade  Tessin  1875  gegenüber  der  frühem  Voi-schiift 
einjährigen  Wohnsitzes  ziehen  musste;  3.  sie  haben  den  Schweizer- 
bürgem den  Mitgenuss  derjenigen  Rechte  zu  gestatten,  welche  den 
Kantons-  und  Gemeindebürgem  infolge  des  Wohnsitzes  an  dem  Orte 
zustehen,  wo  jene  niedergelassen  sind;  denn  die  den  Kantonsbürgem 
vermöge  ihres  Bürgerrechts  zukommenden  Rechte  werden  von  Bundes 
wegen  den  Schweizerbürgern  anderer  Kantone  nicht  geöffnet.  Es  geht 
darum  nicht  an,  an  einem  Orte  Kantonsbürgem,  die  nicht  dort  wohnen, 
in  Konkurrenz  mit  den  daselbst  niedergelassenen  Schweizerbürgern  die 
diesen  zukommenden  Rechte  zu  gewähren.  Art.  43  der  BV  stellt  zu 
bestimmt  sowohl  für  die  Teilnahme  an  den  eidg.  Wahlen  und  Abstim- 
mungen als  für  den  Mitgenuss  der  kantons-  und  gemeindebürgerlichen 
Rechte  auf  den  Wohnsitz  ab,  als  dass  eine  solche  Ungleichheit  in  den 
Voraussetzungen  der  Berechtigung  statthaft  wäre. 

Seit  dem  BBeschl.  vom  25.  Juni  1880  über  die  Gewährleistimg  des 
Verf.- Dekrets  vom  8.  Jan.  1880  ist  übrigens  der  Satz,  dass  der  Tessiner 
sein  Stimmrecht  auch  in  kantonalen  Angelegenheiten  an  seinem  Wohn- 
orte auszuüben  habe,  ausgesprochenes  Bundesrechtw  \1 
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Die  nachfolgende  Gesetzgebung  des  Kantons  Tessin  hat  dies  aus- 
drücklich anerkannt.  Die  Tessiner  Behörden  selbst  haben  eingesehen, 
dass  die  Beibehaltung  des  Stimmrechts  auf  Grund  der  Attinenza,  der 
bürgerrechtlichen  Zugehörigkeit,  in  allen  nicht  rein  bürgerlichen  (kor- 
porativen) Angelegenheiten  mit  dem  Art.  43  der  BV  im  Widerspruche 
stände  und  auch  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Rechtsgleichheit  der 
Tessiner  unter  sich  und  mit  den  übrigen  Eidgenossen  nicht  zugelassen 
werden  könnte. 

Wenn  die  Verf.-Reform  vom  2.  Juli  1892  zu  gunsten  der  in  vater- 
ländischer (eidgenössischer  oder  kantonaler)  Amtsstellung  gezwimgener- 
weise  im  Auslande  wohnenden  Tessiner  eine  von  den  BBehörden  nicht 
beanstandete  Ausnahme  macht,  so  wird  dadurch  nur  die  Regel  bestätigt, 
welche  für  die  freiwillig  ihr  Land  verlassenden  und  auswärtigen  Wohn- 
sitz nehmenden  Bürger  gilt.*) 

85.  XVI.  Partialrevision  durch  Verfassungsdekret  des 
Grossen  Rates  vom  8.  Nov.  1894,  in  der  Volksabstimmung  vom 
30.  Dez.  1894  angenommen,  betr.  Abänderung  der  Gerichtsorganisation 

und  des  Verfahrens  in  Strafsachen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  5.  April  1895,  A.  S.  n.  F.  XV  1-12. 

—  Botsch.  des  HR  vom  12.  Mäi-z  1895,  B  1895  I  816;  1896  II  7. 

XVII.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  des 
Grossen  Rates  vom  12.  Nov.  1897,  in  der  Volksabstimmung  vom 
2.  Jan.  18i)8  angenommen,  betr.  Abänderung  des  Art.  19  der  Verf. 
über  die  fakultative  Einführung  von  weiteren  Gemeinderiiten  neben 
der  Munizipalität. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2().  April  1898,  A.  S.  n.  F.  XVI  705. 

—  Botsch.  des  BR  vom  11.  Febr.  1898,  B  1898  I  253;  1899  1  358. 

VerfasBung  des  Kantons  Waadt. 

86.  Verfassung  vom    1.  März  1885. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  27.  März  1885.  A.  S.  n.  F.  VIII  56.  — 
Botsch.  des  BR  vom  16.  März  1885,  B  1885  II  178:  1886  I  911. 

Den  3.  Febr.  1885  setzte  der  Verfassungsrat  des  Kts.  Waadt 
den  Wortlaut  einer  neuen  Verf.  fest,  die  an  Stelle  der  vom  15.  Dez. 
1861  zu  treten  hatte;  in  der  Volksabstimmung  vom  1.  März  1885 
wurde  die  Verf.  mit  29,0^)5  von  44,277  abgegebenen  Stimmen  an- 
genommen; die  eidg.  Gewährleistung  wurde  ihr  mit  BBeschl.  vom 
27.  März  1885  zu  teil.     Aus  ihrem  Inhalt  ist  hervorzuheben: 

Die  Todesstrafe  ist  untersagt.  —  Der  Staat  hat  neben  der  Sorge 
für  den  allgemeinen  öffentlichen  Unterricht,  im  Verein  mit  Ge- 
meinden, berufliche  Unterrichtstanstalten  im  Interesse  der  Landwirtschaft, 

')  Vgl.  oben  S.  :}33. 
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des  Handels,  Handwerks  und  der  Industrie  zu  erstellen.  —  An  Stelle 
der  bisherigen  Proportionalsteuer  auf  dem  Mobiliarvermögen  tritt  eine 
direkte  Steuer  auf  dem  beweglichen  Vennögen  und  dem  Erwerb  aus 
der  Arbeit,  für  deren  Bezug  die  Verf.  bestimmte  Gi-undsätze  festsetzt. 
Die  Grundsteuer  ist  zu  ermässigen,  den  im  Kanton  wohnhaften  Gnmd- 
eigentümern  ist  der  Abzug  der  Hypothekarschulden  gestattet.  Durch 
die  Gesetzgebung  sind  die  indirekten  Steuern  zum  Zwecke  einer  ge- 
rechteren Verteilung  der  Lasten  zu  revidieren.  —  Stimmberechtigt  sind 
alle  Schweizer,  die  das  20.  Altersjahr  zurückgelegt  haben,  wenn  sie  als 
Niedergelassene  oder  Aufenthalter  seit  drei  Monaten  im  Kanton  gewohnt 
haben,  ihre  politischen  Rechte  nicht  in  einem  andern  Kanton  ausüben 
und  von  keinem  verfassungsmässigen  Ausschliessungsgrund  betroffen 
sind ;  nach  früherem  Recht  waren  kantonsfremde  Schweizerbürger  stimm- 
berechtigt in  Kantons-  und  Gemeindeangelegenheiten  nach  Ablauf  eines 
Jahres  seit  ihrer  Niederlassuag  oder  Aufenthalte  im  Kanton.  —  Der 
Volksabstimmung  unterliegen,  abgesehen  von  V^erf.- Änderungen  und 
Initiativbegehren,  Gesetze  und  Grossratsbeschlüsse,  w^enn  es  GOOO  Bürger 
verlangen,  Gesetze  und  Dekrete,  w^elche  ausserhalb  des  jährlichen  Vor- 
anschlages eine  Ausgabe  von  mehr  als  Fr.  500,000  nach  sich  ziehen. 
—  In  den  Grossen  Rat  wird  durch  die  Kreisversammlungen  je  1  Mit- 
glied auf  300  eingeschriebene  Stimmberechtigte  gewählt  (l)isher  je  1  Mit- 
glied auf  1000  Einwohner).  —  Die  Unterstützung  der  Armen  durch  die 
Gemeinden,  welche  bis  anhin  nicht  auf  gesetzlicher  Vorschrift,  sondern 
nur  auf  Gewohnheitsrecht  beruhte,  ist  durch  die  Gesetzgebung  zu  nor- 
mieren, die  auch  Bestimmungen  über  die  Erziehung  unglücklicher  und 
verlassener  Kinder  zu  treffen  hat. 

Verfassung  des  Kantons  Wallis. 

87.     Verfassung   vom   26.   Nov.  1875,    in    der  Volks- 

absthnmung  vom  13.  Febr.  1876  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  29.  Juni  1876,  A.  S.  n.  F.  II  364.  — 
Botsch.  des  BR  vom  16.  März  1876,  B  1876  I  707;  Ber.  der  Komm,  des 
NR  vom  14.  Juni  1876  (H.  Rohr),  B  1876  III  41;  1877  II  507. 

Die  vom  Grossen  Rat  des  Kts.  Wallis  den  26.  Nov.  1875  be- 
schlossene neue  Verfassung  wurde  in  der  Volksabstimmung  vom 
13.  Febr.  1876  mit  7528  gegen  6587  Stimmen  angenommen;  die 
Zahl  der  Stimmberechtigten  war  25,639.  Anlässlich  der  Prüfung 
dieser  Verf.,  die  an  Stelle  der  KV  vom  23.  Dez.  1852  zu  treten 
hatte  und  vorzugsweise  die  Herstellung  einer  Übereinstimmung  der 
KV  mit  der  revidierten  BV  von  1874  bezweckte,  sah  sich  der  BR 
zur  Anbringung  mehrerer  Ausstellungen  veranlasst:  so  bezüglich  der 
Bestimmung,  dass  die  Fremden  vor  Erwerbung  des  Kantonsbürger- 
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rechtes  nicht  definitiv  als  Bürger  einer  Gemeinde  aufgenommen 
werden  können  (die  in  Art.  44  der  BV  vorgesehene  BGesetzgebung 
ist  vorzubehalten),  ferner  bezüghch  der  Erwerbung  des  Gemeinde- 
bürgerrechts seitens  eines  Kantonsbürgers  (nach  Art.  4  und  60  der 
BV  sind  alle  Schweizerbürger  vor  dem  Gesetze  gleich  zu  achten), 
endlich  bezüglich  der  Wahl  der  höheren  Offiziere  durch  den  Grossen 
Rat  (die  Bestimmungen  der  Art.  37  if.  der  eidg.  Militärorganisation 
sind  vorzubehalten).  Wegen  dieser  Ausstellungen  jedoch  verlangten 
die  BBehörden  nicht  die  förmliche  Abänderung  der  betr.  Bestim- 
mungen. 

Dagegen  genehmigte  die  BVers.,  auf  Antrag  des  BR,  Art.  2 
Abs.  1  und  Ai-t.  11  nicht  vorbehaltlos.  Der  BBeschl.  vom  29.  Juni 
1876,  die  Gewährleistung  der  Walliser  Verfassung  aussprechend, 
enthält  die  Erwägungen: 

1.  dass  Art.  2  Abs.  1  nm-  im  Sinne  der  Art.  49,  50  und  53  der 
BV  ausgelegt  und  angewendet  w- erden  darf; 

2.  dass  laut  Art.  27  der  BV  der  gesamte  Primarunterricht  unter 
staatlicher  Leitung  stehen  soll,  somit  der  Art.  11  nicht  die  Wirkung 
haben  kann,  jene  Vorschrift  in  irgend  welcher  Weise  einzuschränken. 

1.   Art.  2  lautet: 

Die  römisch -apostolisch -katholische  Religion  ist  die  Staats- 
religion. 

Die  Glaubens-   und   Gewissensfreiheit   und  die  freie  Ausübung 
gottesdienstlicher  Handlungen  sind  innert  den  mit  der  öffentlichen 
Ordnung  und  den  guten  Sitten  vereinbaren  Schranken  gewährleistet. 
Die  Komm,  des  NR  (H.  Rohr)  bemerkt  zu  diesem  Artikel: 
Man  ist  gewohnt   und  berechtigt,   dem  Ausdrucke  Staatsreligion 
diejenige  Bedeutung  beizulegen,  die  ihm  staatswussenschaftlich  zukommt. 
Dann  erscheint  Art.  2  Abs.  1  der  Verf.  wie  eine  mittelalterliche  Ruine 
im  modernen  Rechtsstaate,   dann  gerät  das  Alinea  in  einen  unlösch- 
baren  Widerspruch  mit  der  im  zw^eiten  Alinea  ausgesprochenen  Gewähr- 
leistung der  Glaubens-,  Gewissens-  und  Kultusfreiheit,   dann  sind  eine 
Reihe  anderer  wichtiger  Grundsätze  der  neuen  BV,  wie  der  Schul-  und 
Kultusartikel,  im  Kanton  Wallis  bedeutungslos .... 

Diese  weitgehende  Bedeutung  wollte  aber  dem  Art.  2  Abs.  1  nicht 
beigelegt  werden.  Art.  2  der  alten  KVerf.  vom  23.  Dez.  1852  lautete:  «Die 
römisch-kathoUsch-apostolische  Religion  ist  die  Religion  des  Staates;  der 
Beistand  des  Gesetzes  ist  ihr  zugesichert.»  Diese  Bestimmung  blieb 
bei  der  im  Juli  1854  erfolgten  Gew^ährleistung  der  Verf.  durch  den 
Bund  unangefochten,  was  angesichts  des  Art.  44  der  BV  von  1848 
nimmer  hätte  geschehen  können,  wenn  mit  den  Worten  «Religion  des 


IkV 


.1 


*>2  Teil  I.    Kapitel  4.    §  IL    Nr.  87.  88. 

Staatesi>  der  spezifische  Begriff  der  Staatsreligion  verbunden  gewesen 
wäre.  Offenbar  wollte  mit  jenem  Art.  2  ein  Mehreres  nicht  gesagt 
werden,  als  dass  die  römisch-kathoUsche  Konfession,  zu  der  sich  die 
Bevölkenmg  des  Kts.  Wallis  bekenne,  vom  Staat«  ausdrücklich  gewähr- 
leistet werde  .... 

Wir  können  dem  Grossen  Rate  des  Kts.  Wallis  nicht  imputieren, 
dass  er  mm  dem  Art.  2  Abs.  1  der  neuen  Verf.  diejenige  Auslegung  habe 
beigelegt  wissen  wollen,  die  ihm  nach  der  wissenschaftlich-grammatika- 
lischen Bedeutung  der  Worte  zukäme.  Auf  der  andern  Seite  können 
wir  aber  darin  auch  nicht  die  blosse  Registrierung  der  Tatsache  erblicken, 
dass  die  Bevölkerung  des  Kts.  Wallis  sich  zur  römisch-katholLschen 
Konfession  bekenne.  Denn  eine  Staatsverfassung  ist  kein  Album  für 
statistisch-ethnographische  Notizen,  sondern  die  Zusammenstellung  der 
rechtlichen  Grundprinzipien,  auf  welchen  der  Staat  beruht.  Diese 
Bedeutung  der  Staatsverfassung  bedingt  die  Annahme,  dass  Art.  2 
Abs.  1  ein  gewisses  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Staate  und  den 
römisch  •  katholischen  Staatsangehörigen  zum  Vorteil  der  letztem 
statuieren  wolle.  Freilich  bleibt  es  unklar,  inwieweit  man  in  dieser 
Richtung  zu  gehen  beabsichtigt,  aber  so  viel  ist  aus  dem  Sinn  und  dem 
Wortlaute  des  Abs.  1  und  der  bekannten  Tatsache,  dass  die  sog.  kon- 
fessionellen Artikel  der  neuen  BV  einen  schmerzlichen  Riss  in  die  Tra- 
ditionen und  in  die  bisherige  kirchenpolitische  Richtung  des  Kts.  Walhs 
gemacht,  zu  abstrahieren,  dass  die  römisch-katholische  Konfession  in 
ihrem  Verhältnis  zum  Staate  grundsätzlich  privilegiert  werden  sollte  in 
der  Meinung,  dieses  verfassungsmässige  Privilegium  in  der  Folge  prak- 
tisch gegen  das  Prinzip  der  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  zu 
verwerten.  Soviel  ist  femer  gewiss,  dass  Art.  2  Abs.  1  geeignet  isty 
entgegen  der  neutralen  Stellung,  welche  die  BV  dem  Staate  gegenüber 
den  verschiedenen  Glaubensgenossenschaften  anweist,  einen  ungebühr- 
lichen Einfluss  seitens  des  Staates  Wallis  zu  gunsten  der  römisch- 
katholischen Konfession  auszuüben.  Denn  wir  glauben  nicht  zu  irren, 
wenn  wir  behaupten,  dass  der  Art.  2  der  Walhser  Verf.  von  der  dorti- 
gen Bevölkerung  nicht  anders  ausgelegt  werden  wird,  als  dahin:  man 
kann  zwar  glauben,  was  man  will  —  denn  die  BV  sagt  dies  —  aber 
ein  echter  Walliserbürger  ist  und  bleibt  ein  römisch-katholischer  Katholik. 
B  1876  III  42;  vgl.  auch  oben  S.  224.  250,  267,  273,  288,  313,  315. 

2.    Art.  11  lautet: 

Der  öffenthche  Unterricht  steht  unter  Leitung  und  Oberaufsicht 
des  Staates. 

Der  Primarunterricht  ist  obligatorisch  und  unentgeltUch. 

Die  Lehrfreiheit  ist,    unter  Vorbehalt  der  gesetzhchen  Bestim- 
mmigen,  gewährleistet. 
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In  Art.  11  vermissen  wir  —  sagt  der  BR  —  eine  Gewähr  dafür, 
dass  auch  der  Privatunterricht  an  Primaranstalten  der  Leitung  und 
Oberaufsicht  des  Staates  unterstellt  sein  werde,  ein  Requisit,  das  die 
BVers.  bei  Anlass  der  Gewährleistung  der  Luzerner  Verf.  mit  Beschl. 
vom  2.  Juli  1875  aufgestellt  hat,  und  das  auch  hier  gewahrt  sein  sollte. 
Es  sind  allerdings  im  letzten  Satze  des  Art.  11  gesetzliche  Bestim- 
mungen zur  Sicherung  der  Lehrfreiheit  vorgesehen,  bei  welchem  Anlass 
der  Staat  seine  Stellung  gegenüber  den  Privatschulen  sichern  kann.  Allein 
nachdem  nun  einmal  dem  Staate  eine  gewisse  Stellmig  gegenüber  der 
Schule  bundesrechtlich  angewiesen  ist,  so  muss  auch  von  Bundeswegen 
darüber  gewacht  werden,  dass  er  seine  Aufgabe  wirklich  erfülle. 
B  1876  I  708.   Vgl.  auch  oben  S.  218-221;  237,  266,  271,  287,  29(5,  3<)9,  318.  3U). 

Verfassang  des  Kantons  Neuenbürg. 

88.  I.  Verfassung,  in  der  Volksabstimmung  vom  21.  Nov. 
1858  angenommen. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2().  Jan.  1858.  A.  S.  VI  123.  — 
Antrag  des  BR  vom  22.  Dez.  1858,  B  1858  II  662 :  Ber.  der  Komm,  des 
StR  vom  14.  Jan.  1859  (Dr.  Blumer),  B  1859  I  149. 

Die  von  einem  Verfassungsrat  den  26.  Okt.  1858  beschlossene 
Verf.  des  Kts.  Neuenburg,  an  die  Stelle  tretend  derjenigen  vom 
30.  April  1848*),  wurde  in  der  Volksabstimmung  vom  21.  Nov.  1858 
von  5730  der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  9115  Bürger  an- 
genommen und  erhielt  mit  BBeschl.  vom  20.  Jan.  1859  die  eidg. 
Gewährleistung.  Im  Bericht  der  Komm,  des  StR  (Dr.  Blumer) 
finden  sich  zu  dieser  Verf.  u.  a.  folgende  Bemerkungen: 

Art.  12  stimmt  nicht  ganz  mit  Art.  53  der  BV  von  1848  überein, 
indem  dort  bloss  temporäre  Ausnahmegerichte,  hier  aber  Ausnahme- 
gerichte überhaupt  untersagt  sind;  dennoch  ist  der  Sinn  der  beiden 
Bestimmungen  der  gleiche,  da  die  BV  eben  unter  Ausnahmegerichten 
nur  solche  Tribimale  verstehen  wollte,  die  für  besondere  Fälle  mit 
Umgehung  der  Verf.  und  der  allgemeinen  Gesetze  des  Landes  bestellt 
werden,  derartige  Behörden  aber  sämtlich  nur  einen  temporären  Cha- 
rakter haben  können. 

Bei  Art.  13  nehmen  wir  an,  dass  die  gesetzlichen  Bestimmmigen, 
welche  das  Äussere  der  Gottesverehrung  regeln  soUen,  niemals  das 
Wesen  der  Kultusfreiheit  selbst  antasten  dürfen,  und  da.ss  w^enn  im 
Kt.  Neuenburg  eine  anerkannte  christliche  Konfession  in  der  freien 
Ausübung  ihres  Gottesdienstes  gehemmt  werden  wollte,  der  Art.  44  der 
BV  seine  volle  Anwendung  finden  müsste.  Auch  Art.  71  und  72  werden 
nicht  eine  Bedeutung  haben,   die  mit  der  von  der  BV  gewährleisteten 

^)  Vgl.  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  a.  O.  I,  S.  431. 
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Kultusfreiheit  im  Widerspruch  stehen  würde,  sondern  einerseits  gegen 
geistliche  Korporationen,  welche  die  Hoheit  des  Staates  nicht  aner- 
kennen würden,  gerichtet  sind,  anderseits  die  Einführung  religiöser 
Orden  von  der  Bewilligung  der  gesetzgebenden  Behörde  abhängig 
machen.    Diese  Artikel  lauten  nämlich: 

Art.  13.  Chacun  professe  sa  religion  avec  la  meme  liberte  et 
obtient  pour  son  culte  la  meme  protection,  en  se  conformant  aux 
prescriptions  de  la  loi  chargee  d'en  regier  Fexercice  exteriem*. 

Toutefois  Fexercice  public  d'un  culte  autre  que  Tun  des  cultes 
chretiens  et  le  culte  israelite  ne  sera  permis  que  dans  les  limites 
c(3mpatibles  avec  Tordre  public  et  les  bonnes  moeurs.  La  loi  pourra 
prendre  des  dispositions  speciales  ä  ce  sujet. 

Ali:.  71.  La  loi  regle  les  rapports  de  Tetat  avec  les  cultes. 
Elle  ne   pourra  jamais   reconnaitre  ou   constituer  des  corpora- 
tions  ecclesiastiques  independantes  du  pouvoir  souverain. 

Tout  changement  aux  bases  fondamentales  de  Torganisation 
ecdesiastique  actuelle  sera  soumis  ä  la  ratification  du  peuple. 

Art.  72.  Aucune  corporation  religieuse  ne  pourra  s'etablir  dans 
le  canton  sans  une  autorisation  de  police  et  toujours  revocable  du 
Grand  Conseil.  B  1859  I  149. 

IL  Partialrevision  durch  Dekret  des  Verfassungs- 
rates vom  28.  Okt.  1873,  in  der  Volksabstimmung  vom  28. — 30.  Nov. 
1873  angenommen,  betr.  Abänderung  der  Art.  30  und  33  der  Verf., 

Stimmrecht  und  Stimmrechtsverlust. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  27.  Jan.  1874,  A.  S.  XI  456.  — 
Botsch.  des  BR  vom  31.  Dez.  1873,  B  1874  1 11;  Ber.  der  Komm,  des  StR 
vom  23.  Jan.  1874  (Graven),  B  1874  I  313. 

Ausser  den  Kantonsbürgem  sind  mit  vollendetem  20.  Altersjahr 
stimmberechtigt  kantonsfremde  Schweizer,  die  im  Kanton  geboren  sind 
oder  im  Kanton  ihren  Wohnsitz  haben  und  zwar  drei  Monate  nach  der 
Schriftendeposition  (bisher:  nach  zweijährigem  Autenthalt).  Unter  den 
Stimmrechtsverlusttatsachen  figuriert  auch  die  Tatsache  des  einjährigen 
Rückstandes  in  der  Staatssteuerbezahlung;  ein  Verlustgrund  der,  ohne 
gerade  als  bundesrechtswidrig  erklärt  zu  werden,  vom  BR  und  von 
der  Komm,  des  StR  als  anstössig  bezeichnet  wird. 

III.  Partialrevision  durch  Dekret  des  Grossen 
Rates  vom  29.  Mai  1879,  in  der  Volksabstimmung  vom 
28.,  29.  Juni  1879  angenommen,  betr.  Art.  39  der  Verf.,  Einführung 
des  fakultativen  Referendums    an  Stelle  des  bisher  obligatorischen 

Finanzreferendums. 

Eidg.  Gewälu-leistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  406. 
—  Botsch.  des  BR  vom  27.  Nov.  1879,  B  1879  III  983 ;  188Ö  II  5^3. 
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IV.  Partialrevision    durch    Dekret    des  Verfassungs- 

rates  vom  3.  Dez.  1881,  in  der  Volksabstimmung  vom  21.,  22.  Jan. 

1882  angenommen,  betr.  Art.  33,  38  und  42  der  Verf. 

Eidg.  Gewälirleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  April  1882.  A.  S.  n.  F.  VI  158.  — 
Botsch.  des  BR  vom  U.  April  1882,  B  1882  II  .352;  188;^  II  83:1 

Der  Verlust  des  Stimmrechts  wegen  Verzuges  in  Bezahhmg  der 
Staatssteuer  tritt  nicht  mehr  ein,  Art.  33.  Es  wird  das  Recht  der  Volks- 
initiative eingeftihrt,  Art.  38.  Ein  vom  Grossen  Rate  gewählter  aus 
fünf  (bisher  sieben)  Mitgliedern  bestehender  Staatsrat  hat  die  Voll- 
ziehungsgewalt und  die   allgemeine  Verwaltung  des  Kantons,   Art.  42. 

V.  Partialrevision  durch  Dekret  des  Grossen 
Rates  vom  7.  April  1887,  in  der  Volksabstimnmng  vom  15.  Mai 
1887  angenommen,  betr.  Art.  (i-l — 70  der  Verf.,  Vereinigung  der 
Bürgergemeinde  (eigentliche  Gemeinde)  und  der  Einwohnergemeinde 
(Munizipalität)  zu  einheitlicher  Verwaltung  unter  dem  Namen  Ge- 
meinde. 

Eidg.  Gewälirleistung  durch  BBescld.  vom  25.  Juni  1887.  A.  S.  u.  F.  X  99.  — 
Botsch.  des  BR  vom  13.  Juni  1887,  B  1887  III  m);  1888  II  76C). 

VI.  Partialrevision  durch  Dekret  des  Grossen 
Rates  vom  21.  Febr.  1889,  in  der  Volksabstimmung  vom 
10.  März  1889  angenommen,  betr.  Art.  31  der  Verf.,  Inkompatibili- 
täten. 

Eidg.  Gewährleistmig  durch  BBesclil.  vom  5.  April  1889,  A.  S.  n.  F.  XI  51.  — 
Botsch.  des  BR  vom  19.  März  1889,  B  1889  I  644 ;  1890  II  i:^. 

Art.  31  lautete  bisher:  Das  geistliche  Amt,  die  Mitgliedschaft  des 
Staatsrates  sowie  das  Amt  eines  unmittelbaren  Vertreters  des  Staats- 
rates in  den  Bezirken,  sind  mit  dem  Mandate  eines  Abgeordneten  zum 
Grossen  Rate  unverträglich.  Jetzt  wird  beigefügt:  Des  weitem  können 
die  Beamten  und  Angestellten  der  Staatskanzlei,  der  Departemente  des 
Staatsrates  und  der  Präfekturen  nicht  Mitglieder  des  Grossen  Rates 
sein.  Das  Gesetz  bestimmt  die  durch  die  Verf.  nicht  vorgesehenen 
Fälle  von  Inkompatibilitäten. 

Verfassang  des  Kantons  Genf. 

89*  I.  Verfassung,  beschlossen  vom  Grossen  Rat  als 
Verfassungsrat   den  21.  April    1847    und   in    der  Volksabstimmung 

vom  24.  Mai  1847  angenommen. 

Die  eidg.  Gewährleistung  wurde  am  27.  Juli  1H47  auf  der  Tagsatzung  von 
13V«  Standesstimmen  ausgesprochen,  vgl.  Repertorium  der  eidg. 
Abschiede  a.  O.  I,  S.  426,  429. 
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II.  Verfassungsgesetz  vom  21.  März  1849,  in  der  Volks- 
abstimmung vom  23.  April  1849  angenommen,  in  Ausführmig  des 
Art.  155  der  Verf.,  betr.  die  bürgerliche  Freiheit. 

Die  eidg.  Gewährleistung  ist  wie  es  scheint  für  dieses  Verf.- Ges.  nicht  nach- 
gesucht worden;  vgl.  BV  1848,  Art.  6,  Eingang,  und  Art.  4  der  Über- 
gangbest. 

III.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom  26.  Aug. 

18(>8.  in  der  Volksabstimmung  vom  27.  Sept.   1868   angenommen, 

über  die  Emchtung  eines  allgemeinen  Spitals,  unter  Aufhebung  der 

Art.   10,   128,    129,   131,    132,   134,  145,  146,  147,  148,   150  u.  151 

der  Verf. 

Eidtr.  Gewährleistung   durch   BBeschl.  vom   16.  Dez.  1868,  A.   S.   IX  524.  — 
^Botsch.  des  BR  vom  2.  Dez.  1868,  B  1868  III  U2 ;  1869  I  im. 

In  der  Volksabstimmung  vom  27.  Sept.  1868  wurde  das  Ver- 
fassungsges.  vom  26.  Aug.  sur  la  cr^ation  d'un  Hospice  g^n^ral 
von  5110  der  6770  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Bürger  an- 
genommen. 

Über  die  Bedeutung  und  Tragweite  dieses,  nicht  nur  einen 
administrativen  Gegenstand  normirenden,  sondeni  die  bisherigen 
Verf-Verhältnisse  sehr  einschneidend  berührenden  Gesetzes,  das  be- 
reits im  Jahre  186(>  wesentlich  gleichlautend  vom  Grossen  Rate  an- 
genommen, in  der  Volksabstimmung  aber  mit  einer  kleinen  Mehrheit 
verworfen  worden  war,  bemerkte  der  Genfer  Staatsrat  in  der 
Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  30r  Mai  1868: 

Par  ce  projet,  repondant  ä  une  pensee  patriotique ,  on  avait 
reussi  eniin  a  fonnuler  les  bases  de  la  fusion  complete  et  definitive 
des  citoyens  des  diverses  parties  du  Canton  dans  la  grande  famille 
genevoise,  en  faisant  disparaitre  toutes  les  distinctions  d'origine,  nous 
dirons  presque  de  droits  divers,  consequences  des  conditions  parti- 
culieres  dans  lesciuelles  s'est  constituee  la  reunion  des  differentes 
parties  de  territoire  qui  fomient  actuellement  le  Canton  de  Geneve. 

Par  ce  projet,  ceux  de  nos  concitoyens  qui  pouvaient  puiser 
quelques  garanties  particulieres  dans  les  traites  en  vertu  desquels  ils 
fönt  partie  de  notre  Republique  declaraient  renoncer  ä  cette  position 
exceptionnelle,  et  ne  vouloir  et  ne  reconnaitre  d'autres  garanties  que 
Celles  du  droit  commun  et  des  Ubres  institutions  de  notre  pays.  Et, 
de  leur  cöte,  ceux  en  faveur  de  qui  les  memes  traites  avaient  reserve 
les  fonds  de  charite  crees  par  Tancienne  Repubhque  venaient  aban- 
donner cette  exception  et  reunir  en  une  seule  masse  tous  leurs  biens 
avec  ceux,  infiniment  moins  considerables,  des  autres  institutions  de 
bienfaisance  du  Canton,  afin  de  fomier,  sous  le  nom  d'Hospice  general, 
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un  fonds  unique  de  secours  en  faveur  de  tous  les   indigents  genevois 
Sans  distinction  aucune. 

C*etait  lä  une  belle  et  grande  idee  dont  la  realisation  faisait,  en 
quelque  Sorte,  entrer  notre  pays  dans  une  ere  nouvelle;  eile  constituait 
une  (Buvre  iraportante  au  point  de  vue  de  son  avenir,  en  rapprochant 
les  citoyens,  jusqu'ici  plus  ou  moins  separes  par  des  interets  divers 
qui,  en  certaines  circonstances,  pouvaient  paraitre  opposes,  et  enfin, 
en  donnant  satisfaction  ä  un  vceu  nettement  manifeste  par  Fopinion 
publique. 

Art.  1  Abs.  1  des  Verf-Ges.  lautet: 

Das  Genfer  Volk  verzichtet  auf  jede  Territoriunisausscheidung 
imd  jede  Rechtsungleichheit,  die  sich  aus  Verträgen  oder  aus  einer 
Heimatverschiedenheit  zwischen  den  Bürgern  des  Kantons  erge})en 
könnte. 

In  den  Art.  129  und  134  der  KVerf.  wai-en  die  Vorschriften 
der  Verträge  vom  29.  März  1815  (Wienerprotokoll)  %  20.  Nov.  1815 
(Pariser  Vertrag)  '*)  und  16.  März  1816  (Turiner  Vertrag)  ^)  ausdrück- 
lich vorbehalten;  das  Verf-Ges.  von  1868  hebt  u.  a.  diese  Art;.  129  und 
131  der  Verf.  auf;  die  genannten  Verträge  erwähnt  es  nicht.  Über 
den  Inhalt  derselben  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Das  Protokoll  vom  29.  März  1815,  enthaltend  die  nachträg- 
lichen Verfügungen  zum  Art.  5  der  Erklärmig  des  W^ienerkongresses, 
den  Kt.  Genf  betr.,  konstatiert  im  Eingang  die  Geneigtheit  des 
Königs  von  Sardinien,  dem  Kanton  Genf  einen  Teil  des  savoyischen 
Gebietes  abzutreten  und  bezeichnet  im  Art.  1  das  an  den  Kt.  Genf 
abzutretende  Gebiet.  Im  Art.  3  sind  sodann  die  Bedingungen  auf- 
gezählt, imter  denen  die  Abtretung  des  Gebietes  stattzufinden  hatte, 
Bedingungen,  die  die  Schweiz  und  Genf  genehmigt  haben;  sie  lauten: 

Weü  anderseits  Se.  Majestät  Sich  nicht  entschhessen  können, 
zuzugeben,  dass  ein  Teil  Ihres  Gebietes  einem  Staate  einverleibt 
werde,  worin  eine  andere  Religion  herrschend  ist,  ohne  den  Ein- 
wohnern des  von  Ihnen  abzutretenden  Landes  Gewissheit  zu  ver- 
schaffen,  dass  ihnen  die  freie  Übung  ihrer  Religion  forthin  zu  Teil 
werde,  dass  sie  die  Fortdauer  der  bisherigen  Mittel  für  die  Be- 
streitung  ihres  Kultus   werden    zu  gemessen  haben,   und  dass  sie 


»)  Vgl.  Off.  Slg.  I,  S.  75—99;  ferner  Wiener  Deklaration  vom  20.  März 
1815,  Art.  2,  5,  Off.  Slg.  I,  S.  50  ff. 

2)  Vgl.  Off.  Slg.  I,  S.  106-110;  ferner  Pariser  Friede  voin  30.  Mai  1814 
und  Pariser  Protokoll  vom  3.  Nov.  1815,  Off.  Slg.  I,  S.  100,  103. 

8)  Vgl.  Off.  Slg.  I,  S.  153 — 191;  ferner  Vollziehungsmassuahmeu  zum 
Turiner-  und  Pariservertrag,  Off.  Slg.  I,  S.  192—206. 
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hinwieder  auch  selbst  den  vollen  Genuss   der  bürgerlichen  Rechte 
erhalten  werden,  —  so  ist  verabredet  worden,  was  folgt: 

1.  Die  katholische  Religion  soll  aufrecht  erhalten  und  ge- 
schützt bleiben  auf  gleiche  Weise,  wie  sie  es  gegenwärtig  ist  in 
allen  Gemeinden,  welche  von  Sr.  Majestät,  dem  König  von  Sardinien, 
abgetreten  und  mit  dem  Kanton  Genf  vereinigt  werden. 

2.  Die  gegenwärtig  vorhandenen  Kirchspiele,  welche  durch  die 
festgesetzten  neuen  Grenzen  weder  zerstückelt  noch  getrennt  sind, 
sollen  in  ihrem  gegenwärtigen  Umfang  erhalten  und  durch  die  gleiche 
Zahl  Geistlicher  kirchUch  besorgt  werden.  In  Betreff  der  zerstückelten 
Teile,  die  zu  klein  wären,  um  ein  Kirchspiel  zu  bilden,  wird  man 
sich  an  den  Diözesanbischof  wenden,  um  ihre  Einverleibung  in 
irgend  ein  anderes  Kirchspiel  des  Kts.  Genf  zu  erhalten. 

3.  In  eben  diesen  durch  Se.  Majestät  abgetretenen  Gemeinden 
sollen,  wenn  die  Zahl  der  protestantischen  Einwohner  nicht  an 
jene  der  Katholiken  reicht,  die  Schullehrer  jederzeit  KathoUken 
sein.  Es  soll  keine  protestantische  Kirche  errichtet  werden,  mit 
Ausnahme  der  Stadt  Carouge,  die  eine  solche  haben  mag. 

4.  Die  Mimizipalbeamten  sollen  jederzeit,  zu  zwei  Dritteln 
wenigstens,  Katholiken  sein,  und  insbesondere  sollen  von  den  drei 
Stellen  des  Maire  und  seiner  Adjunkten  immer  zwei  von  Katho- 
liken besetzt  sein.  Im  Fall  künftig  die  Zahl  der  Protestanten  in 
einigen  Gemeinden  jener  der  Katholiken  gleichkommen  würde,  soll 
alsdann  der  Grundsatz  der  Gleichheit  imd  der  Kehrordnung,  bei 
Bildung  des  Munizipalrates  sowohl  als  des  Maire-Amtes,  beobachtet 
werden.  In  diesem  Falle  soll  jedoch  immer  ein  katholischer  Schul- 
lehrer vorhanden  sein,  wenn  gleich  auch  ein  protestantischer  an- 
gestellt würde.  Diese  Bestimmung  soll  keineswegs  hindern,  dass 
protestantische  Individuen,  die  in  katholischen  Gemeinden  wohnen, 
insofern  sie  solches  dienlich  erachten,  eine  besondere  Kapelle  für 
ihren  Kultus  auf  ihre  Kosten  einrichten,  und  hinwieder,  auch  auf 
ilure  Kosten,  einen  protestantischen  Schullehrer  für  den  besondern 
Unterricht  ihrer  Kinder  anstellen  können.  Die  bestehenden  Schen- 
kungen und  frommen  Stiftungen  sollen  in  Kapital  und  Zinsen 
sowohl,  als  hinsichtlich  auf  ihre  Verwaltung  unberührt  bleiben, 
und  ebenso  soll  es  auch  den  Privaten  unbenommen  sein,  neue  zu 
stiften. 

5.  Die  Regierung  wird  für  die  Kosten  des  Unterhalts  der  Geist- 
hchen  und  des  Kultus  das  NämUche  beitragen,  was  die  gegenwärtige 
Regierung  dazu  Uefert. 

6.  Die  gegenwärtig  in  Genf  bestehende  katholische  Kirche 
soll  auf  Staatskosten,  so  wie  sie  besteht,  daselbst  beibehalten 
werden,  in  Gemässheit  der  diesfalls  bereits  durch  die  eventuellen 
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Gesetze  der  Verfassung  von  Genf  erlassenen  Beschlüsse.   Der  Seel- 
sorger soll  angemessenen  Gehalt  und  Wohnung  erhalten. 

7.  Die  katholischen  Gemeinden  des  Kantons^  sowie  die  katho- 
lische Pfarrei  der  Stadt  Genf,  sollen  fernerhin  dem  Diöcesansprengel 
der  Provinzen  Chablais  und  Faucigny  angehören,  dasjenige  vorbe- 
halten, was  darüber  von  dem  Heiligen  Stuhl  anders  veroixinet  werden 
möchte. 

8.  In  jedem  Falle  soll  der  Bischof  in  den  Pastoralbesuchen 
niemals  gestört  werden. 

9.  Die  Einwohner  des  abgetretenen  Gebietes  stehen  in  Hin- 
sicht auf  bürgerliche  und  poUtische  Rechte  den  Einwohnern  der 
Stadt  Genf  völlig  gleich;  sie  üben  solche  mit  ihnen  gemeinschaft- 
lich aus,  die  Rechte  des  Stadt-  oder  Gemeinde-Eigentums  vorbe- 
halten. 

10.  Die  katholischen  Kinder  haben  Zutritt  zu  den  öffentlichen 
Erziehungsanstalten;  der  Religionsunterricht  wird  in  denselben 
nicht  gemeinsam,  sondern  absonderlich  erteilt,  imd  man  wird  sich 
dazu  für  die  Katholiken  Geistlicher   ihres  Bekenntnisses  bedienen. 

11.  Die  Gemeindegüter  oder  eigentümlichen  Besitzungen  der 
neuen  Gemeinden  bleiben  ihnen  zugesichert,  und  sie  fahren  fort^ 
solche  zu  verwalten  und  den  Ertrag  derselben  für  ihren  Nutzen 
zu  verwenden. 

12.  Eben  diese  Gemeinden  sollen  nicht  mit  stärkern  Lasten 
belegt  werden,  als  die  alten  Gemeinden. 

13.  Se.  Majestät,  der  König  von  Sardinien,  behalten  Sich  vor„ 
jeden  Einspruch,  wozu  die  Nichterfüllung  obstehender  Artikel  An- 
lass  geben  könnte,  zur  Kenntniss  der  Schweiz.  Tagsatzung  zu  bringen 
und  durch  Ihre  diplomatischen  Agenten  bei  Derselben  unterstützen 
zu  lassen.  Off.  Slg.  I,  S.  85. 

Unterm  16.  März  1816  wurde  hierauf  zwischen  dem  König  von 
Sardinien  einerseits  und  der  Schweiz.  £idg.  und  dem  Kt.  Genf 
andererseits  der  Turinervertrag  abgeschlossen,  der  in  seinen 
24  Artikehi  die  Verhältnisse  der  abgetretenen  Gebietsteile  regelt 
und  verschiedene  Bestimmungen  über  nachbarliche  und  Grenz- 
verhältnisse u.  s.  w.  enthält.  Die  Art.  12  und  13  enthalten  eine 
Bestätigung  des  Art.  3  des  Protokolls  vom  29.  März  1815. 

Art.  12.  Auf  alle  jene  Gegenstände,  worüber  durch  das 
Wienerprotokoll  vom  29.  März  1815  Fürsorge  getroffen-  ist,  sollen 
die  Vorschriften  der  Verfassung  von  Genf  nicht  anwendbar  sein. 

Und  in  Betracht,  dass  das  erwähnte  Protokoll  im  dritten  Ar- 
tikel und  dessen  ersten  Absatz  verordnet  hat:  «es  soll  die  katho- 
lische Religion  in  allen  von  Sr.  Majestät,  dem  König  von  Sardinien; 

24 
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abgetretenen  und  dem  Kanton  Genf  einzuverleibenden  Gemeinden 
auf  gleiche  Weise  wie  bis  dahin  gehandhabt  und  geschützt  werden,» 
—  so  ist  man  darüber  einig,  dass  die  am  29.  März  1815  hinsichtlich  der 
katholisclien  Rehgion  in  allen  abgetretenen  Landesteilen  in  Kraft 
bestandenen  GevSetze  und  Übungen  gehandhabt  werden  sollen,  mit 
Vorbehalt  dessen,  was  vom  Heiligen  Stuhle  darin  abgeändert  würde. 

Zu  Vollziehung  des  sechsten  Abschnittes  eben  dieses  dritten 
Artikels,  welcher  verordnet :  der  Seelsorger  der  katholischen  Kirche 
in  Genf  soll  einen  angemessenen  Gehalt  und  Wohnung  erhalten, 
ist  dieser  Gegenstand  durch  die  in  dem  Privatvertrag  von  heu- 
tigem  Tage  enthaltene  Übereinkunft  normiert  worden. 

Art.  13.  Die  Regierung  von  Genf,  um  ihre  Gesinnungen  gegen 
die  Bew^ohner  der  abgetretenen  Gemeinden  an  den  Tag  zu  legen, 
und  von  dem  Wunsche  belebt,  für  die  Armen-  und  Unterrichts- 
anstalten zu  sorgen,  bewilligt,  dass  der  noch  unbezahlte  Wert  der 
unter  französischer  Venvaltung  verkauften  Gemeindegüter  und  die 
von  den  Gemeinden  an  Zahlungsstatt  empfangenen  Schuldtitel 
durch  diese  bezogen  mid  für  ihren  Nutzen  verwendet  werden 
mögen ;  femer  dass  die  bestehenden  Armen-  und  Unterrichtsanstalten 
die  Kapitalien  und  die  Vorteile  behalten,  in  deren  Besitz  sie  sich 
befanden ;  und  endUch  wird  sie  dafür  sorgen,  dass  die  obgenannten 
Anstalten  durch  die  gegenwärtige  Gebietsübergabe  auf  keine  Art 
benachteiligt  werden.  Off.  Slg.  I,  S.  183. 

Die  Bestinmiungen  des  sog.  zweiten  Pariserfriedens  vom 
20.  Nov.  1815  berühren,  so  weit  die  Eidg.  hiebei  speziell  interes- 
siert ist,  nur  Grenz-  und  Neutralitätsverhältnisse,  die  hier  nicht  in 
Frage  kommen. 

Durch  BBeschl.  vom  16.  Dez.  1868  wurde  dem  Verf-Ges.  die 
eidg.  Gewährleistung  erteilt;  diese  beantragend  führt  der  BR  in 
seiner  Botscli.  vom  2.  Dez.  1868  folgendet  aus: 

Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  durch  das  Wiener- 
protokoll und  durch  den  Turinervertrag  faktisch,  und  wenigstens  bis 
auf  einen  gewissen  Punkt  auch  rechtlich,  Beschränkungen  der  Staats- 
hoheit von  Genf  herbeigeführt  wurden.  Diese  Beschränkungen  be- 
schlagen vei*scliiedene  Teile  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  imd 
haben  u.  a.  die  Folge,  dass  die  Bewohner  des  von  Savoyen  losge- 
trennten Gebietes  teilweise  unter  andern  Gesetzen  stehen,  als  die  Be- 
wohner des  übrigen  Kantonsteiles,  ja  dass  sogar  die  Bürger  derselben 
Konfession,  nämhch  der  katholischen,  in  Matrimonialsachen  verscliieden 
behandelt  werden.  In  dieser  Ausscheidung  eines  kleinen  Kantons 
gleichsam  in  ZAvei  Gemeinwesen  lag  von  jeher  eine  Quelle  von  vielen 
irbelständen  und  Reibimgen;  es  erhoben  sich  Anstände  zwischen  Staat 
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lind  Kirche,  die  sogar  dahin  führten,  dass  im  Jahre  1823  der  eidg.  Vor- 
ort auf  eine  Beschwerde  Sardiniens  seine  Verwendung  zum  Schutz  der 
Verträge  hei  der  Regierung  von  Genf  mit  Erfolg  eintreten  hess.  *)  Einer- 
seits diese  Abhängigkeit  nach  Aussen  und  andererseits  die  Überzeugung, 
dass  ein  verderblicher  Parteigeist  seine  Nahrung  in  diesen  Zuständen 
finde,  haben  schon  längst  auf  die  Wtinschbarkeit  der  Änderung  solcher 
Zustände  hingewiesen.  Allein  andererseits  stund  die  Überzeugung  ent- 
gegen, dass  internationale  Verträge  nicht  durch  die  Verfassung  oder 
die  Gesetze  eines  Landes  einseitig  geändert  werden  können,  daher  man 
sich  selbst  veranlasst  fand,  in  der  Verf.  von  1847  diese  Verträge  als 
Norm  gebend  anzuführen,  obwohl  ihre  Bestimmungen  mit  dem  Geist 
und  Wesen  der  Verfassung  keineswegs  in  voller  Harmonie  stehen. 
Also  nicht  nur  angenommen,  sondern  selbst  zugegeben,  was  niemand 
wird  bestreiten  wollen,  dass  diese  Verträge  beschränkende  Bestim- 
mungen enthalten,  welche  mit  den  Grundsätzen  der  BV  und  der  KV 
jiicht  wohl  vereinbar  sind,  so  folgt  hieraus  noch  nicht  das  Recht  der 
einseitigen  Abänderung.  Es  dürfte  wohl  kaum  einen  Staat  geben,  der 
nicht  durch  internationale  Verträge  in  irgend  einer  Richtung  be- 
schränkt wäre. 

Bei  solchen  Beschränkungen  darf  man  aber  nicht  nur  das 
Lästige  im  Auge  haben  und  noch  viel  weniger  den  Nebenbegriff  des 
Zwanges  damit  verbinden,  denn  sie  sind  durch  freiwillige  Zustimmung 
entstanden  und  gew^öhnüch  mit  einer  Kompensation  verbunden.  Diese 
Kompensation  liegt  für  Genf  und  für  die  Schweiz  in  der  Gebiets- 
vergrösserung  durch  die  ehemals  savoyischen  Gemeinden,  und  die  Be- 
schränkungen des  Turinervertrages  sind  die  Bedingungen,  unter  denen 
die  Abtretung  des  Gebietes  stattgefunden,  Bedingungen,  welche  die 
Schweiz  und  Genf  genehmigt  haben.  .  .  . 

Nachdem  im  Vorstehenden  die  Stellung  des  BR  zu  den  inter- 
nationalen Verträgen  auseinandergesetzt  ist,  ist  mit  Bezug  auf  das  vor- 
liegende Verf.-Ges.  folgendes  zu  sagen: 

Das  ganze  Gesetz  ruht  auf  einer  grossen  Idee  und  auf  einer  wahr- 
haft republikanischen  Grundlage.  Zwei  Klassen  von  Bürgern  stehen  in 
Frage :  die  einen  sind  die  gemeinschaftlichen  Eigentümer  von  sehr  be- 
deutenden Fonds,  bestimmt  zur  Unterstützung  derjenigen  unter  ihnen, 
die  in  den  Fall  kommen,  Unterstützung  zu  bedürfen;  die  andern 
können  die  Verträge  anrufen,  die  ihnen  gewisse  Garantien  und  Pro- 
tektion geben.  Diese  verzichten  freiwiUig  auf  diese  Verti'äge,  die  sie  ge- 
wissemiassen  an  einen  fremden  Souverän  knüpfen,  und  wollen  in  Zu- 
kunft bei  völlig  politischer  und  religiöser  Freiheit  ihren  Schutz  im 
eigenen  freien  Lande  und  bei  den  eigenen  Landesgesetzen  suchen.   Die 


^)  Vgl.  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  a.  O.  II,  S.  76. 
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andern  verzichten  auf  das  ausschliessliche  Eigentum  ihrer  Fonds  und 
übergeben  sie  der  grossen  nationalen  Gemeinschaft.  Dadurch,  dass  die 
einen  auf  die  Rechte,  die  ihnen  der  Art.  150  der  KV  garantiert,  ver- 
zichten, und  die  andern  aus  dem  Art.  134  derselben  keine  besondern 
Rechte  zu  ihren  Gunsten  mehr  ableiten  wollen,  ist  der  bisherige  Unter- 
schied zwischen  alten  und  neuen  Genfem  verschwunden,  und  in  Zu- 
kunft werden  vsdr  nur  einem  in  Rechten  und  Pflichten  gleichgestellten 
Genfervolk  begegnen. 

Es  war  nach  Ansicht  des  BR  vom  Grossen  Rate  des  Kts.  Genf 
sehr  klug,  dass  er  in  Art.  8  des  Ges.  bestimmend: 

die  Unterhaltung  des  Kultus  der  protestantischen  Nationalkirche 
und  die  Unterhaltung  des  katholischen  Kultus  bleiben  zu  Lasten 
des  Staates,  • 
die  Versicherung  gab,  dass  gegenüber  dem  Staate  nichts  an  der  Stellung 
der  Kulte  geändert  werde,  dass  in  diesem  Pimkte  der  gegenwärtige 
Zustand  bleibe,  indem  der  Staat  seine  Veri^flichtungen  gegenüber  beiden 
Konfessionen,  wie  bisher,  beibehalten  werde. 

Mit  dieser  Bestimmung  ist  eigentlich  den  Intentionen  des  Turiner 
Vertrages  ein  Genüge  geleistet.  Wenn  man  sich  in  die  damaUgen  Zeit- 
verhältnisse zurückversetzt,  so-  wird  man  leicht  begreifen,  dass  der 
König  von  Sardinien  seine  ehemaligen  katholischen  Unterthanen  vor 
allfälligen  Vergewaltigungen  des  kalvinistischen  Genf  schützen  wollte. 
Hat  man  ja  auch  ähnliche  Bestimmungen  in  die  Abtretungsm'kunden 
des  ehemaUgen  Bistums  Basel  aufgenommen.  Jetzt  sind  aber  die  Zeiten 
anders;  die  katholische  Konfession  geniesst  in  Genf  den  gleichen  Schutz 
und  die  gleichen  Rechte,  wie  die  protestantische.  Es  ist  nicht  vorzu- 
sehen, dass,  wenn  die  Einwohner  der  abgetretenen  savoyischen  Ge- 
meinden in  den  aufgestellten  Bestimmungen  einen  ebenso  genügenden 
Schutz  für  ihre  Rechte  und  ihre  Stellung  finden,  wie  in  gewissen  Sti- 
pulationen der  Verträge,  andere  Kontrahenten  noch  irgend  ein  Interesse 
haben  sollten,  weitergehende  Vorsorgen  aufrecht  erhalten  zu  w^ollen. 
Es  ist  beispielsweise  nur  an  die  Bestinmiung  zu  erinnern,  dass  auf 
dem  abgetretenen  (iebiet  einzig  in  der  Stadt  Carouge  eine  protestan- 
tische Kirche  bestehen  dürfe,  welcher  Bestinmiung  der  Art.  2  Abs.  1 
des  jetzigen  Gesetzes  mit  der  Voi*schrift  entgegenkommt,  djiss  die  Frei- 
heit des  Kultus  auf  dem  ganzen  Staatsgebiete  gewährleistet  sei.  Ist 
zu  besorgen,  dass  noch  jemand  an  einer  solchen  Ausschliessungsbe- 
stünmung  festhalten  möchte,  nachdem  in  der  Stadt  Genf  die  Regierung 
in  wahrhaft  liberaler  Weise  für  die  Bedürfnisse  der  vennehrten  Katho- 
likenzahl  gesorgt  hat?  Ahnlich  ist  es  mit  andern  Artikeln,  die  als  voll- 
kommen obsolet  zu  betrachten  sind. 

Mit  diesen  Verträgen  war  man  allerdings  in  etwelcher  Verlegen- 
heit.   Man  hat  zugegeben^  dass  das  Verf.-Ges.  teilweise  Bestimmungen 


Gewährleistung  kantonaler  Verfassungen.    Genf.  373 

enthalte,  die  in  ihrem  materiellen  Inhalt  den  Bestimmungen  der  Ver- 
träge widersprechen,  dagegen  aber  die  Behauptung  aufgestellt,  es  stehe 
dem  Kt.  Genf  vermöge  seines  Selbstbestimmungsrechtes  die  Befugnis 
zu,  auf  Bestimmungen  der  Verträge  zu  verzichten.  Man  hat  erklärt, 
man  könne  und  wolle  den  Turinervertrag  einerseits  nicht  aboUeren, 
weil  er  gewisse  Vorteile  darbiete,  aber  man  wolle  ihn  andererseits  in 
denjenigen  Teilen  durch  konstitutionelle  Bestimmungen  schwächen  und 
auf  gewisse  schützende  Vorechriften  verzichten,  welche  dem  beabsich- 
tigten Zwecke  widersprechen.  Man  hat  schliesshch  zugestanden,  dass 
man  gegenwärtig  weder  Rom  noch  Sardinien  zu  fürchten  habe,  dass 
man  aber  auf  dem  rationellen  Standpunkte  die  Verträge  nicht  als  nichtig 
erklären  könne,  ohne  sich  mit  den  BBehörden  zu  verständigen,  welche 
sich  liinwieder  mit  den  Vertragsmächten  ins  Einverständnis  zu  setzen 
haben. 

Anschliessend  an  diese  Auffassung,  fasst  der  BR  seine  Ansieht 
in  folgende  Sätze  zusammen: 

Auf  dem  Boden  der  BV  ist  gegen  das  Verf.-Ges.  seitens  der  BBe- 
hörden nicht  nur  nichts  einzuwenden,  vielmehr  ist  dasselbe,  als  im 
Interesse  der  Eidg.  und  des  Kts.  Genf  liegend,  zu  begrüssen.  Es  kann 
somit  bloss  in  Frage  kommen,  ob  in  den  bezeichneten  Staatsverträgen 
ein  Hindernis  der  eidg.  Gewährleistung  des  Genfer  Verf.-Ges.  liege. 

Der  BR  erklärt  nun  von  vornherein,  dass  er  nicht  der  Theorie 
huldigt,  dass  völkerrechtUche  Verträge  durch  einseitige  Schlussnahmen 
einer  Vertragspartei  willkürlich  abgeändert  werden  können.  Dennoch 
glaubt  er  nicht,  dass  dermalen  Grund  voriianden  wäre,  dem  Verf. -Ges. 
die  eidg.  Gewährleistung  zu  versagen-  Hiebei  stützt  er  sich  auf  folgende 
Gesichtspunkte: 

Fürs  erste  auf  den  Mangel  irgend  einer  Meinungsverschiedenheit 
unter  den  völkerrechthchen  Paziszenten.  Als  der  König  von  Sardinien 
im  Jahr  1815  sich  bewogen  fand,  einzelne  savoyische  Gebietsteile  an 
den  Kt.  Genf  abzutreten  und  damit  gewisse  Reservate  verband,  so 
«prach  er  sich  ganz  deutlich  dahin  aus,  dass  «er  nicht  zugeben  könne, 
dass  ein  Teil  Seines  Gebiets  einem  Staate  einverleibt  werde,  worin 
eine  andere  Religion  herrschend  ist,  ohne  den  Einwohnern  des  von 
Ihm  abzutretenden  Landes  Gewissheit  zu  verschaffen,  dass  ihnen  die 
freie  Übung  ihrer  Rehgion  forthin  zu  Teil  werde,  dass  sie  die  Fort- 
dauer der  bisherigen  Mittel  für  die  Bestreitung  ihres  Kultus  werden 
zu  gemessen  haben^  und  dass  sie  hinwieder  auch  selbst  den  vollen 
Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  erbalten  werden.» 

Dieser  Intention  des  Königs  von  Sardinien,  aus  welcher  die  De- 
tails der  sichernden  Bestimmungen  hervorgingen,  ist  nun  aber  gegen- 
'wärtig  in  vollster  Weise  entsprochen.  Es  lässt  sich  heutigentags  nicht 
einmal  mehr  sagen,  dass  im  Kt.  Genf  eine  andere  Religion  herrschend 
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sei  als  in  den  abgetretenen  Gebietsteilen.  Nach  den  Staatsgesetzen 
dieses  Kantons  hat  der  katholische  Kultus  freie  Übung  der  ReHgion, 
fortdauernden  Genuss  der  bisherigen  Mittel  ftir  die  Bestreitung  des 
Kultus,  und  die  Angehörigen  desselben  sind  im  Besitze  des  vollen  Ge- 
nusses der  bürgerlichen  Rechte.  Es  ist  im  Art.  3  des  neuen  Vers.-Ges. 
sogar  bestimmt,  dass  die  Unterhaltung  des  kathoUschen  Kultus  gleich 
demjenigen  der  protestantischen  Nationalkirche  auf  Kosten  des  Staates 
erfolge, ') 

Allein  nicht  nur  die  Verf.  des  Kts.  Genf,  sondern  die  BV  von  184S 
selbst  gibt  nunmehr  den  ehemals  savoyischen  Gemeinden  in  dem  Art.  4 
die  Garantie  der  btirgerlichen  Gleichberechtigung  mit  allen  Schweizern 
und  in  Art.  44  das  Recht  der  freien  Ausübung  ihres  Gottesdienstes 
nicht  bloss  in  den  Schranken  ihrer  eigenen  Gemeinden,  sondern  im 
ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft. 

Man  darf  daher  ohne  weiteres  sagen,  es  gewähren  die  Verf.  des 
Kts.  Genf  und  diejenige  der  Eidg.  den  neuen  Gebietsteilen  nicht  niu- 
diejenigen  Garantien,  deren  Sicherung  in  den  Intentionen  des  Königs 
von  Sardinien  lag,  sondern  sogar  noch  ein  Mehreres  darüber  hinaus. 
Da  die  Bewohner  dieser  Gebietsteile  ihrerseits  auch  im  Art.  1  des 
neuen  Verf.-Ges.  auf  die  aus  den  Verträgen  noch  resultierenden  Detail- 
vei-schiedenheiten  in  der  Rechtsstellung  verzichten  und  auch  seit  der 
Volksabstimmung  keinerlei  Einsprache  gegen  dieselbe  wieder  von  Seiten 
der  zunächst  Beteiligten,  noch  von  Seiten  der  Mitpaziszenten  erfolgte, 
so  hegt  klar  iun  Tage,  dass  eine  materielle  Meinungsverschiedenheit 
unter  sämtlichen  Interessenten  nicht  besteht. 

Bei  dieser  Sachlage  gestaltet  sich  nach  Ansicht  des  BR  die  Si- 
tuation ganz  einfach: 

Da  materiell  zwischen  den  Paziszenten  und  Interessenten  keinerlei 
Meinungsverschiedenheit  herrscht,  das  Verf.-Ges.  von  Genf  aber  allen 
Intentionen  der  Verträge  entspricht  und  mit  den  Grundprinzipien  des 
eidg.  Staatsrechtes  im  Einklänge  steht,  so  ist  demselben  die  eidg.  Ge- 
währleistung zu  erteilen.  B  1868  III  951. 

90«  IV.  Partialrevisiondurch  Verfassungsgesetz, 
vom  19.  Febr.  1873,  in  der  Volksabstimmung  vom  23.  März  1873  an- 
genommen, betr.  Abänderung  des  Tit.  X,  Kap.  2,  der  Verf.  über  den 
katholischen  Kultus. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  24.  Juh  1873,  A.  S.  XI  213.  — 
ßotsch.  des  BR  vom  18.  Juni  1873,  B  1873  II  929;  Ber.  der  Minderheit 
der  Komm,  des  StR  vom  19.  Juli  1873  (Menoud),  B  1873  III  «20,  Ber.  der 


M  Durch  Art.  2  und  3  des  Verf.-Ges.  1868  werden  Art.  10,  128,  129, 
131,  132  der  Verf.  von  1847  aufgehoben,  welche  Aufhebung  überdies  in  Art.  1 
Abs.  2  der  Verf.- Novelle  ausdrücklich  festgesetzt  ist. 
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Mehrheit  der  Komm,  des  NR  vom  24.  Juli  1873  (Dr.  Römer),  H  1873  III 
630,  Ber.  der  Minderheit  dieser  Konmi.  vom  24.  Juli  1873.  |L.  (iross). 
B  1873  III  638. 

Art.  130  und  133  der  Genfer  Verf.  von  1847  bestimmten: 

Der  Staatsrat  ist,  unter  Vorbehalt  der  Ratifikation  des  Grossen 
Rates,  beauftragt,  mit  der  obern  kirchlichen  Behörde  alles  zu  regeln. 
was  sich  auf  die  Genehmigung  der  Regierung  bezüglich  der  Wahl 
der  Pfarrer  und  der  übrigen  Benefiziaten  bezieht.  Bis  der  Grosse 
Rat  die  zwischen  dem  Staatsrat  und  der  obem  kirchlichen  Behörde 
abzuschliessenden  Konventionen  genehmigt  haben  wird,  kann  die 
Wahl  der  Pfarrer  und  der  übrigen  Benefiziaten  nur  auf  solche 
Kandidaten  fallen,  welche  durch  den  Bischof  vorgeschlagen  imd 
vom  Staatsrat  genehmigt  sind. 

Jede  katholische  Kirche  hat  ihre  Vcjrwaltung  |fabri([ue).  Das 
Gesetz  regelt,  was  sich  auf  diesen  Gegenstand  bezieht. 

Nachdem  durch  die  Verf.- Revision  von  1868  einzelne  den  ka- 
tholischen Kultus  berührende  Verfassungsvorschriften  aufgehoben 
worden  sind,  hob  das  Verf.- Ges.  vom  19.  Febr.  1873  auch  die 
Art.  130  und  133  der  Verf.  von  1847  auf  und  normierte  die  Stellung 
der  katholLschen  Kirche  in  Genf,  unter  Aufrechterhaltung  der  Art.  2 
und  3  der  Verf.-Novelle  von  18(>8,  dahin :  Wahl  und  Abberufung 
der  Pfarrer  und  Vikare  durch  die  stimml)erechtigten  katholischen 
Burger ;  Erfordernis  staatlicher  Anerkennung  des  Diözesanbischofs 
und  seiner  Delegierten ;  Anschluss  der  katholischen  Pfarreien  an 
ein  Schweiz.  Bistum,  ohne  dass  jedoch  Genf  selbst  Bischofssitz 
sein  dürfte ;  Vorbehalt  eines  Ausführungsgesetzes  für  Umschreibung 
der  Pfarreien,  für  Formen  und  Bedingungen  der  Pfarrwahlen  und 
Abberufung  der  Pfänder,  für  den  Amtseid  der  Geistlichen,  für  die 
Organisation  der  Kirchenräte  u.  a. 

Dieses  Verf.- Gesetz  steht  im  Zusammenhang  mit  den  anfangs 
der  siebziger  Jahre  zwischen  der  katholischen  Kirche  und  den  ver- 
schiedenen Staatsgewalten  ausgebrochenen  Streitigkeiten.  Nicht 
ohne  erhebliche  Opposition  wurde  ihm  die  eidg.  Gewährleistung 
durch  BBeschl.  vom  24.  Juli  1873  zu  teil.  Während  aber  der  BR 
in  seiner  Botsch.  vom  18.  Juni  1873  ohne  einlässliche  Begründung 
die  Erteilung  der  eidg.  Gewährleistung  beantragte,  entliielt  der 
Bericht  der  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  (Dr.  Römer)  vom  24,  Juli 
1873  folgende  Ausführungen: 

Der  BR  hat  sich  in  seiner  Bot«ch.  vom  Jahr  1868  rund  und  voll 
dahin    ausgesprochen.    da.ss   internationale  Verträge   von   der  obersten 
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Schweiz.  Behörde  niemals  einseitig  aufgehoben  werden  (vgl.  S.  373),  also 
auch  nicht  das  Wiener-Protokoll  und  der  Turiner- Vertrag,  auf  die  man  sich 
beruft,  um  das  in  Frage  stehende  Verf.-Ges.  zu  bekämpfen.  Aber  solche 
internationale  staatsrechtUche  Verträge  müssen  in  ihrer  geschichtUchen 
Bedeutimg  und  mit  Bezug  auf  die  ihnen  innewohnende  Tendenz  auf- 
gefasst  und  beurteilt  w^erden.  Vorerst  kann  die  selbstständige  staat- 
liche Entwicklung  durch  solche  Verträge  nicht  gehemmt  werden;  es 
genügt,  diesfalls  die  gegenwärtige  BV  und  die  Gestaltimg  Europas 
mit  dem  Inhalt  der  Pariser-  und  Wienerverträge  von  1815  zu  ver- 
gleichen. Sodann  können  solche  internationale  Verträge  nicht  nur  durch 
gegenseitige  Vereinbarung,  sondern  auch  durch  stillschweigenden  gegen- 
seitigen Consens  und  nicht  weniger  durch  Wegfall  des  den  Inhalt  bil- 
denden Gegenstandes  obsolet  werden. 

Was  nun  den  in  Frage  liegenden  Vertrag  betrifft,  so  ist  durch 
das  Verf.-Ges.  vom  Jahr  1868  die  Gleichberechtigung  der  katho- 
h'schen  Genfer  mit  den  reformierten  hergestellt:  die  katholische  Reli- 
gion, ihr  Kultus,  die  finanziellen  Kultusmittel,  die  Rechtsgleichheit 
wurden  durch  die  kantonale  Verfassung  in  erster,  durch  die  BV  in 
zweiter  Linie  garantiert,  und  zwar  auf  eine  Weise,  welche  wohl  Ver- 
trauen einflössen  durfte ;  jedenfalls  sind  die  katholischen  Genfer  gegen- 
w^äitig  besser  gestellt,  als  sie  es  seiner  Zeit  durch  den  Turiner- Vertrag 
waren.  Wenn  daher  je  ein  Vertrag,  so  ist  dieser  Turiner- Vertrag 
gegenstandslos  geworden.  Darum  haben  auch  im  Jahr  1868  die  Pazis- 
zenten und  Interessenten  nicht  remonstriert;  und  erst  jetzt,  wo  infolge 
der  kirchlichen  Streitigkeiten  die  Auffassungen  über  das,  was  im 
katholischen  Kultus  essentiell,  und  was  davon  unabhängig  und  mehr 
formeller  Natur  sei,  auseinandergehen,  nimmt  man  an  der  gefundenen 
Lösung  Anstand  und  greift  auf  das  vor  fünf  Jahren  Unbeanstandet« 
zurück ! 

Wir  haben  also  auch  hier  den  jetzt  überall  auftretenden  Konflikt 
der  katholischen  Kirche  vor  uns,  und  die  Untersuchung,  ob  Ver- 
fassungen und  Verträge  verletzt  seien,  spitzt  sich  in  die  Frage :  ob 
durch  die  getroffene  Regulierung  der  kathohschen  Verhältnisse  in 
Genf  die  katholische  Religion  selbst,  beziehungsweise  ihr  Kultus,  ver- 
letzt sei? 

Das  für  die  Beantwortung  massgebende  Kriterium  liegt  in  der 
Ausscheidung  der  rein  dogmatischen  und  der  organisatorischen  oder 
konstitutionellen  Elemente;  die  erstem  sind  der  Kirche,  die  letztern 
dem  Staat  als  Kompetenz  zuzuscheiden. 

Die  Mehrheit  der  Kommission  hält  nun  dafür,  dass  das  Genfer 
Verf.-Ges.  keinen  Eingriff  in  das  Wesen  des  kathohschen  Kultus  ent- 
hält; denn  was  vorerst  die  Wahl  der  GeistUchen  durch  das  Volk 
betrifft,    so    finden  wir  dieselbe  an  vielen  Orten  der   Schweiz.      Im 
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Kanton  Appenzell  I.  Rh.  besteht  seit  alter  Zeit  nicht  nur  Wählbarkeit, 
sondern  auch  Wiederwählbarkeit  der  Geistlichen  durch  das  Volk. 
L'nd  wenn  behauptet  werden  sollte,  es  sei  das  ein  spezielles  Privile- 
gium des  h.  Vaters,  so  ist  doch  anzunehmen,  dass  ein  solches  Privile- 
gium nicht  ein  Eingriff  in  das  Wesen  des  katholischen  Kultus  sein 
könne.  Der  Kantonsrat  von  Wallis  wählt  sogar  den  Bischof,  und  da 
wird  wohl  die  Wahl  der  Pfarrer  durch  das  Volk  nicht  gefährlicher 
erscheinen!  Die  Abberufung  aber  ist  nur  die  natürliche  Konsequenz 
der  Wahl;  wo  staatsrechtlich  und  kirchenrechtlich  das  eine  möglich 
ist,  kann  das  andere  nicht  unzulässig  sein.  Übrigens  ist  auch  die 
Revokabilität  uraltes  schweizerisches  Recht^).  Die  Wahl  und  Abberufung 
der  Geistlichen  alteriert  also  die  Glaubens-  und  Kultusfreiheit  nicht; 
sie  ist  rein  konstitutioneller,  dem  Selbstbestimmungsrecht  des  Volkes 
und  Staates  anheimfallender  Natur. 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  dem  von  den  Geistlichen  verlangten 
Eid  der  Treue  für  Staat  und  Verfassung.  Auch  dieser  Eid  ist  alten 
Rechtes.  Im  Mittelalter  haben  die  Bischöfe,  ohne  mit  Rom  in  Konflikt 
zu  kommen,  dem  Staat  den  Eid  der  Treue  geleistet.  Zur  Stunde  ge- 
schieht dies  noch  vom  Bischof  von  Basels).  Aber  noch  mehr:  der  Eid 
der  Treue  gegen  den  Staat,  welcher  von  den  Geistlichen  verlangt  wird, 
ist  gerade  die  rechte  Schranke  für  allfällige  Konflikte  zwischen  dem 
Staat  und  der  Kirche.  Treue  der  Kirche  in  reinen  Kultus-  und  Glaubens- 
sachen; Treue  dem  Staat  in  organisatorischen  und  konstitutionellen 
Dingen.  Will  dieser  Eid  vei*weigert  werden,  so  stellt  sich  die  Kirche 
von  vornherein  feindlich  zum  Staate,  auf  einem  Gebiete,  das  ihr  nicht 
zukommt,  und  es  ist  gerade  dann  diese  Schranke  umso  nötiger! 

Dass  endlich  die  Einteilung  der  Pfarreien,  der  Wahlmodus  u^  dgl. 
rein  organisatorische,  dem  Staate  zukommende  Dinge  sind,  wird  wohl 
nicht  bestritten  werden,  so  wenig  als  —  so  viel  bekannt  ist  —  die 
finanzielle  Unterstützung  der  Genfer  katholischen  Kirche  durch  den 
Staatsrat  als  ungenügend  oder  mit  Verträgen  und  Verfassung  im  Wider- 
spruch stehend  angegriffen  wird.^) 

Aus  dem  Angeführten  ergibt  sich,  dass  das  in  Frage  stehende 
Verf.- Ges.  den  katholischen  Kultus  nicht  alteriert  und  daher  auch  die 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  der  Genfer  Katholiken  nicht  gefährdet. 
Ebensowenig  werden  die  finanziellen  und  politischen  Rechte  der  katho- 
lischen Genfer  Bürger  geschmälert;  im  Gegenteil  sind  dieselben  durch 
die  Genfer  Verf.-  Gesetze  von  1847,  1868  und  1873  besser  gestellt  worden, 
als  sie  es  vorher  waren. 


')  Vgl.  oben  S.  231,  251. 

2)  Vgl.  F.  Fl  einer,   Staat  und  Bischofswahl  im  Bistum  Ba.sel,   1897, 
S.  2<)6.  284. 

»)  Vgl.  auch  oben  S.  2<)7,  304  Ziff.  1. 
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Wenn  hienach  weder  von  Verletzung  des  Art.  44  der  BV  von  1848 
noch  der  internationalen  Verträge  (falls  dieselben  noch  als  zu  Recht  be- 
stehend betrachtet  werden  sollten)  die  Rede  sein  kann,  so  bleibt  nur  noch 
ein  Einw^and  zu  erörtern  übrig,  nämlich  die  Behauptung,  dass,  weil  die  in 
Art.  130  der  Genfer  Verf.  von  1847  vorgesehene  Verständigung  mit  der 
kirchlichen  Oberbehörde  betr.  die  Wahl  der  Geistlichen  nicht  statt- 
gefunden habe,  das  an  die  Stelle  des  Art.  130  tretende  neue  Verf.-  Ges. 
eine  Verletzung  jener  Verfassung  enthalte. 

Mit  Bezug  hierauf  ist  folgendes  zu  erwidern:  Es  lässt  sich  der 
Fall  denken,  dass  in  einem  Verf. -Ges.  Bestimmungen  aufgenommen 
werden,  welche  für  die  Ausführung  einzelner  Grundsätze  oder  füi'  die 
Vornahme  der  Revision  massgebende  und  bindende  Vorschriften  ent- 
halten. Allein  das  ist  in  Art.  130  nicht  der  Fall.  Es  verweist  derselbe 
(immerhin  unter  Vorbehalt  der  Ratifikation  des  Grossen  Rates)  den 
Modus  der  Pfarrwahl  imd  die  Genehmigung  solcher  Wahlen  allerdings 
auf  eine  gütliche  Verständigung  mit  der  kirchlichen  Oberbehörde,  stellt 
aber  für  die  Zwischenzeit,  überhaupt  für  den  Fall,  dass  eine  solche 
Verständigung  nicht  zustande  kommen  sollte,  kraft  des  Selbstbestimmungs- 
rechtes des  Kantons  Genf,  einen  bestimmten  modus  procedendi  auf, 
während  ebensogut  ein  anderer  hätte  aufgestellt  oder  die  Lösimg  der 
Gesetzgebung  überwiesen  werden  können.  Es  bildet  im  fernem  dieser 
Artikel  einen  abgegrenzten  Teil  des  Inhaltes  der  Verfassung,  der  nach 
Art.  6  litt,  c  der  BV  so  gut  wie  die  ganze  Verfassung  revidierbar 
sein  nmss. 

Da  nun  die  damals  in  Aussicht  genommene  Verständigung  in- 
folge des  inzwischen  innerhalb  der  katholis(*.hen  Kirche  und  zwischen 
kirchlichen  und  staatlichen  Behörden  entstandenen  Konfliktes  unmöglit^h 
geworden  ist,  hat  die  Genfer  Behörde  nur  von  einem  ihr  verfassungs- 
gemäss  zustehenden  Rechte  Gebrauch  gemacht,  indem  sie,  unter  Vor- 
nahme einer  Partialrevision  der  Verfassung,  den  alten  Art.  130  durch 
einen  neuen  Artikel  ersetzte,  es  darauf  ankommen  lassend,  ob  das  Volk 
mit  dieser  Verf. -Revision  einverstanden  sei  oder  nicht.  Und  in  der  Tat 
ist  dies  der  Fall  gewesen.  Mit  9081  von  9232  giltigen  Stimmen  wurde 
fragUches  Verf.- Ges.  angenommen. 

Wir  geben  allerdings  zu,  dass  diejenigen  imserer  katholischen 
Miteidgenossen,  welche  das  Wesen  der  katholischen  Kirche  hinsichtlich 
ihrer  dogmatischen  Konstitution,  und  damit  auch  ihr  Verhältnis  zu  Rom 
anders  als  wir,  d.  h.  die  staatlichen  Kompetenzen  nicht  anerkennend, 
auffassen,  in  diesen  organisatorischen  Regulierungen  der  gegenwärtigen 
Konflikte  einen  Eingriff  in  die  Kompetenz  ihrer  Kirche  und  eine  Be- 
einträchtigung ihres  Glaubens  erblicken;  allein  die  Mehrheit  des 
Schweizer>'olkes  stellt  sich  in  dieser  Streitfrage  nicht  auf  diesen  Boden, 
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sondern  auf  denjenigen,  auf  welchem  auch  dieser  Entscheid  basiert  ist, 
und  welcher  sich  dadurch  charakterisiert,  dass  alles,  was  rein  dogma- 
tischer Natur  ist,  d.  h.,  was  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  betrifft, 
ausgeschieden  und  völlig  der  Kirche  überlassen,  und  dagegen  alles  Or- 
ganisatorische und  Konstitutionelle  unbedingt  der  Hoheit  des  Staates 
untergeordnet  wird,  im  Bewusstsein,  dass  nur  eine  solche  Lösung  des 
Konfliktes  die  Unabhängigkeit  und  die  fortschrittliche  Entwicklung  des 
Vaterlandes  sichert. 

91,  V.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz 
vom  26.  Febr.  1873,  in  der  Volksabstimmung  vom  23.  März  1873 
angenommen,  betr.  Abänderung  des  Art.  105  der  Verf.,  Stimmrecht 
der  Schweizer  in  Gemeindeangelegenheiten. 

Eidg.  Gewährieistung  durch  BBeschl.  vom  24.  Juli  1873.  A.  S.  XI  215.  — 
Botsch.  des  BR  vom  18.  Juni  1873,  B  1873  11  929. 

Die  Schweizer  anderer  Kantone  werden  den  Genfem,    die  bisher 

ausschhesslich   stinunberechtigt  waren,    bezüglich   des   Stimmrechts   in 

(jemeindeangelegenheiten  gleichgestellt. 

VI.  Partialrevision  durch  drei  Verfassungsgesetze, 
angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  26.  April  1874: 

1.  Verf.-Ges.  vom  18.  März  1874,  betr.  Art.  1(»  der  Verf., 
Organisation  und  Verwaltung  der  Stadt  Genf; 

2.  Verf.-Ges.  vom  21.  März  1874,  betr.  Art.  21  der  Verf., 
politische  Volljährigkeit  (20.  statt  21.  Altersjahr); 

3.  Verf. -Ges.  vom  25.  März  1874,  betr.  Tit.  X,  Kap.  1,  der 
Verf.,   Art.    114 — 128,    Organisation    der    Genfer    protestantischen 

Nationalkirche. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  25.  Juni  1874,  A.  S.  n.  F.  I  49.  — 
Botsch.  des  BR  vom  13.  Mai  1874,  B  1874  I  913. 

VII.  Partialrevision  durch  zwei  Verfassungs- 
gesetze, angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  25.  Mai  1879 : 

1.  Verf.- Ges.  vom  26.  April  1879,  betr.  Einführung  des  fakul- 
tativen Referendums; 

2.  Verf.-Ges.  vom  26.  April  1879,  betr.  Aufhebung  des  Art.  28 
und  Einführung  des  Tit.  V^*»,  Art.  30»>",  der  Verf.,  über  Fest- 
stellung der  Wahlki-eise. ') 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  17.  Dez.  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  408. 
—  Botsch.  des  BR  vom  18.  Juli  1879,  B  1879  HI  105;  Berichtigung  hie- 
zu  B  1879  III  207:  1880  II  583. 


M  Vgl.  Ziff.  IX  und  Erste  Auflage  II,  Nr.  M8. 
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VIII.  Partialrevision  durch  zwei  Verfassungs- 
g  e  s  e  t  z  e  ,  in  der  Volksabstimmung  vom  21).  Okt.  1882  angenommen  : 

1.  Verf.- Ges.  vom  4.  Okt.  1882,  betr.  die  Einführung  der  ge- 
werblichen Fachgerichte  (des  conseils  de  prud'hommes); 

2.  Verf.- Ges.  vom  7.  Okt.  1882,  betr.  Art.  32  und  33  der  Verf./ 
über  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Grossen  Rates  (auf  je  1000,  resp. 
Bruchteil  über  500  Einwohner  konmit  ein  Abgeordneter,  die  Mit- 
gliederzahl des  Grossen  Rates  kann  aber  nicht  über  100  ansteigen). 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  18»6,  A.  S.  n.  F.  IX  374.  — 
Botscli.  des  BR  vom  10.  Dez.  188G,  B  1886  III  1225;  1887  II  654. 

IX.  Partialrevision    durch    Verfassungsgesetz 

vom   28.  Aug.  188(),    angenommen    in    der   Volksabstimmung   vom 

20.  Sept.  188G,  betr.  Art.  27,  30,  30»"«  der  Verf.,  über  die  Ausübung 

des    Stinnurechts    (bei    kant.    Wahlen    mittelst    geheimen    Listen- 

skrutiniums)  in  derjenigen    Gemeinde,  in  deren    Stimmregister  der 

Wähler  eingetragen  ist.*) 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1886,  A.  S.  n.  F.  IX  374.  — 
Botsch.  des  BR  vom  10.  Dez.  1886,  B  1886  III  1225;  1887  II  654. 

X.  P ar t ialr e vision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
().  Nov.  188G,  in  der  Volksabstinmmng  vom  2(5.  Nov.  1886  an- 
genommen, betr.  Art.  4  und  5  des  Verf.- Ges.  vom  Jalire  1868,  über 
die  Ausscheidung  des  Vermögens  der  protestantischen  National- 
kirche von  Genf  und  Übermittlung  desselben  an  das  Konsistorimu. 

Ei<lg.  Gewälirleistung  durch  BBeschl.  vom   23.  Dez.  1886,   A.  S.   n.  F.  IX  374. 
—  Botsch.  dos  BR  vom  10.  Dez.  1886,  B  188(5  III  1225:  1887  II  654. 

XI.  Partialrevision  durch  V  e  r  f  a  s  s  u  n  g  s  g  e  s  e  t  z 
vom  24.  Okt.  1888,  in  der  Volksabstinunung  vom  25.  Nov.  1888 
angenommen,  betr.  Änderung  des  Art.  1  des  Vei-f.-Ges.  vom  4. 
Okt.  1882,  Ausdehnung  der  Kompetenz  gewerblicher  Schiedsgerichte 

auf  sämtliche  Dienstverträge. 

Eidg.  (Jowährleistung  diu-ch  BBeschl.  vom  20.  Dez.  1888,  A.  S.  u.  F.  X  814.  — 
Botsch.  des  BR  vom  17.  Dez.  1888,  B  1888  IV  1293:  1889  II  709. 

XII.  Partialrevision  durch  zwei  Verfassungs- 
gesetze, angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  5.  Juli  1891 : 

M  (remäss  den  bisher  geltenden  Verf. -Bestimmungen  hatten  die  Bürger 
bei  allen  eidg.  und  kant.  Wahlen  und  Abstimmungen  (mit  Ausnahme  der- 
jenigen für  den  Staatsrat)  in  dem  Wahlkreise,  in  dem  sie  domiziliert  waren, 
an  dem  durch  das  Vollz.-Ges.  zu  Art.  31  bezeichneten  Hauptorte  des  Kreises 
ihre  Stimme  abzugeben:  die  Wahl  des  Staatsrates  dagegen  wurde  von  der 
(resamtheit  der  Wähler  des  ganzen  Kantons  in  einer  General- Wahlversamm- 
lung (conseil  generali  in  der  Stadt  Genf  vorgenommen,  B  1886  III  1228:  vgl. 
oben  Ziff.  VII. 
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1.  Verf.- Ges.  vom  (i.  Juni  1891,  betr.  die  Einführung  der  Volks- 
initiative für  Gesetze; 

2.  Verf.- Ges.  vom  6.  Juni  1891,  betr.  Änderung  der  Art  39, 

45,    66  und  68    der  Verf.,   über  die  Amtsdauer  des  Grossen  Rates 

und  des  Staatsrates. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  2S).  Juli  lcS91,  A.  S.  n.  F.  XII  159.  — 
Botsch.  des  BR  vom  24.  Juli  1891,  B  1891  IV  HO,  1892  II  4JÖ. 

Xni.  Partialrevision  durch  zwei  Verfassungs- 
gesetze, angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  7.  Aug.  1892: 

1.  Verf.-Ges.  vom  6.  Juli  1892,  betr.  Aufhebung  der  Ai-t.  37 
und  38  der  Verf.,  über  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Grossen  Rates 
nach  dem  Proportionalwahlverfahren; 

2.  Verf.-Ges.  vom  6.  Juli  1892,  betr.  Änderung  des  Art.  117 
der  Verf.,  über  die  Wahl  des  Konsistoriums  der  protestantischen 
Nationalkirche. 

Eidg.  Gewälu-leistung  durch  BBeschl.  vom  23.  Dez.  1892,  A.  S.  n.  F.  XIII  216. 

—  Botsch.  des  BR  vom  16.  Sept.  18^)2,  B  1892  IV  4(>9;  1893  II  12. 

XIV.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz 
vom  17.  Juni  1893,  in  der  Volksabstimmung  vom  1(>.  Juli  1893 
angenommen,  betr.  Wahl  der  Mitglieder  des  Ständerates  durch 
das  Volk,  mit  di'eijähi-iger  (statt  einjähriger)  Amtsdauer. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  7.  April  1894.  A.  S.  n.  F.  XIV  Zül. 

—  Botsch.  des  BR  vom  9.  Febr.  1894,  B  1894  I  189;  im^>  II  109. 

XV.  Partialrevision  durch  zwei  V  e  r  f  a  s  s  u  n  g  s  - 
g  e  s  e  t  z  e ,  in  der  Volksabstimmung  vom  3.  Febr.  1895  angenommen : 

1.  Verf.-Ges.  vom  12.  Jan.  1895,  betr.  Einführung  des  fakul- 
tativen Referendums  in  Gemeindeangelegenheiten; 

2.  Verf.-Ges.  vom  12.  Jan.  1895,  betr.  Änderung  des  Art.  4(> 

der  Verf.,  über  die  Sessionen  des  Grossen  Rates. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  5.  April  181KS,  A.  S.  n.  F.  XV  134. 

—  Botsch.  des  BR  vom  8.  März  1895,  B  1895  I  809;  1896  II  7. 

XVI.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz  vom 
29.  Okt.  1898,  in  der  Volksabstimnmng  vom  27.  Nov.  1898  an- 
genommen, betr.  Organisation  der  öffentlichen  Armenpflege. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  28.  Juni  1899.  A.  S.  n.  F.  XVH  223. 

—  Botsch.  des  BR  vom  24.  Jan.  1899,  B  1899  I  129;  1900  I  787. 

XVII.  Partialrevision  durch  Verfassungsgesetz, 
in  der  Volksabstimmung  vom  31.  März  1901  angenommen,  betr.  In- 
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kompaiibilität  eines  jeden  öffentlichen  besoldeten  Staatsamtes,  mit 
Ausnahme  des  Amtes  eines  Staatsrates,  mit  der  Mitgliedschaft  des 

Grossen  Rates. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  22.  Juni  1901,  A.  S.  n.  F.  XVIII  687. 

—  Botsch.  des  BR  vom  3.  Mai  1901,  B  1901  III  303. 

XVIII.  Partialrevision  durch  zwei  Verfassung s- 
g  e  s  e  t  z  e ,  in  der  Volksabstimmung  vom  13.  Okt.  1901  angenommen : 

1.  Verf. -Ges.  vom  21.  Sept.  1901,  betr.  Änderung  des  Art.  117 
des  Verf.-Ges.  vom  6.  Juli  1892  und  des  Art.  123  des  Verf.-Ges. 
vom  25.  März  1874,  über  die  Wahl  des  Konsistoriums  und  der 
Kirchgemeinderäte  der  protestantischen  Nationalkirche; 

2.  Verf.-Ges.  vom  21.  Sept.  1901,  betr.  Änderung  des  Art.  19 
der  Verf.,  über  die  Naturalisation. 

Eidg.  Gewährleistung  durch  BBeschl.  vom  20.  Dez.  1901,  A,  S.  n.  F.  XVIII  915. 

—  Botsch.  des  BR  vom  26.  Nov.  1901,  B  1901  IV  992. 

Durch  das  Verf.-Ges.  vom  13.  Okt.  1901  wurde  die  Einbürgerung 
von  im  Kanton  Genf  geborenen  Schweizern  und  Ausländem  erleichtert. 
Die  BVers.  erteilte  die  eidg.  Gewährleistung  unter  ausdrückhchem  Vor- 
behalt der  Vorschriften  des  Art.  44  der  BV  und  des  BGes.  vom  3.  Juli 
1876,  insbesondere  dessen  Art.  4  Abs.  3. 


5.  Kapitel. 

Stellung  des  Bundes  dem  Auslande  gegenüber. 

HV  1874,  Art.  8—11,  8.%  Ziff.  5  u.  6,  102,  Ziff.  7-9  gleich  BV  1848,  Art.  8-11. 
74,  Ziff.  5  u.  «  (vgl.  Ziff.  4),  90,  Ziff.  7-9.  A.  S.  I  5,  23,  24,  28,  u.  F.  I 
3,  25,  -29. 

I.   Die  Vertretung  der  Schweiz  dem  Aaslande  gegenüber. 

92.  Anlässlich  des  im  Dez.  1901  erfolgten  Initiativbegehrens 
der  Behörden  der  Kantone  Bern  und  Solothum  betr.  die  eng- 
lischen Konzentrationslager  in  Südafi-ika,  in  denen  Burenfrauen 
und  Burenkinder  untergebracht  waren,  kam  in  den  eidg.  Räten 
auch  das  Verhältnis  des  BR  zur  BVers.  in  auswärtigen  Angelegen- 
heiten zur  Sprache. 

Das  Initiativbegeliren  hatte  folgenden  Wortlaut: 

Der  BR  sei  einzuladen,  bei  den  auswärtigen  Regierungen 
gemeinsame  Schritte  anzuregen,  um  die  britische  Reg.  zu  veran- 
lassen, dem  öffentlich  und  allgemein  bekannt  gemachten  Elend  der 
imglückUchen  Burenfrauen  und  -Kinder  in  den  Konzentrationslagern 
ein  Ende  zu  bereiten. 

Dem  Antrag  des  BR  entsprechend,  überwies  die  BVers.  den 
17.  Dez.  1901  das  Begehren  dem  BR,  damit  dieser  prüfe,  ob  und 
unter  welchen  Umständen  und  in  welcher  Weise  demselben  Folge 
gegeben  werden  könne.  Zur  Begründung  seines  Antrages  bemerkte 
der  BR  in  einem  Schreiben  vom  12.  Dez.  an  die  BVers.: 

Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  das  in  Art.  93  der  BV  fest- 
gesetzte Vorschlagsrecht  kein  unbeschränktes  ist,  sondern  sich  im 
Rahmen  der  Verf.  bewegen  muss. 

Die  BV  überträgt  nun  aber  dem  BR  das  Recht  und  die  Pflicht, 
die  Interessen  der  Eidg.  nach  aussen,  wie  namentlich  ihre  völker- 
rechtlichen Beziehungen  zu  wahren  und  die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten überhaupt  zu  besorgen;  Art.  102,  Ziff.  8  der  BV. 
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Mit  dieser  Bestimmung  der  BV  würde  ein  Auftrag  der  BVers. 
an  den  BR  zai  einem  Vorgehen  im  Sinne  des  gestellten  Initiativ- 
begehrens im  Widerspruche  stehen. 

Und  namens  des  BR  vertrat  der  BPräsident  Brenner  in  der 
Sitzung  des  StR  vom  17.  Dez.  folgenden  Standpunkt: 

Der  BR  anerkennt  die  menschenfreimdlichen  Absichten,  die  den 
Anregungen  der  Kantone  Bern  und  Solothum  zu  Gninde  liegen;  er 
weiss  diese  edlen  Gefühle  auch  vollkommen  zu  würdigen.  Er  weiss 
auch,  dass  Elend  und  Unglück  zu  den  Begleiterecheinungen  des  Krieges 
gehören,  und  dass  die  Schrecken  des  Krieges  namentlich  die  unglück- 
lichen Burenfrauen  und  -Kinder  betroffen  haben.  Mit  Bedauern  ist  zu 
konstatieren,  dass  der  Krieg  noch  fortdauert,  und  dass  die  vor  einem 
halben  Jahr  ausgesprochene  Hoffnung,  der  Krieg  werde  bald  zu  einem 
für  beide  Teile  ehrenvollen  Abschluss  gelangen,  sich  bis  jetzt  nicht  er- 
füllt hat.  Zu  den  vorUegenden  Anregungen  glaubt  indessen  der  BR 
mit  allem  Nachdruck  betonen  zu  müssen,  dass  der  Entscheid  über 
solche  Schritte  in  seine  Kompetenz  fällt.  Diese  Schritte  sind  aufs  engste 
verknüpft  mit  der  Wahrung  der  Interessen  der  Eidg.  nach  aussen,  mit 
der  Wahrung  der  internationalen  Beziehungen,  und  sie  bedeuten  nichts 
anderes,  als  eine  Handlung  in  auswärtigen  Angelegenheiten.  Diese 
Befugnisse  und  Obliegenheiten  sind  ausdrücklich  dem  BR  übertragen 
in  Art.  102  Ziff.  8  der  BV.  Es  steht  ausser  Frage,  dass  der  Schritt, 
der  angeregt  wird,  unter  diese  Angelegenheiten  fällt.  Wenn  die  in 
Art.  71  der  BV  festgelegte  Kompetenz  der  BVers.  zur  Ausübung  der 
höchsten  Gewalt  entgegengehalten  wird,  so  missversteht  man  den  BR. 
Der  BR  will  das  Mitspracherecht  der  Räte  in  auswärtigen  Angelegen- 
heiten nicht  negieren,  und  es  ist  klar,  dass  er  jederzeit  angehalten 
werden  kann,  Rede  zu  stehen,  und  dass  seine  Berichterstattung  der 
Kritik  der  BVers.  unterstellt  ist.  Aber  es  w^ird  nicht  angehen,  dass  die 
Räte  ein  direktes  Handeln  unternehmen  und  den  BR  zum  Briefträger 
für  solche  Dinge  machen,  so  wenig  als  sie  die  Ausübung  der  Rechtspflege 
des  BGer.  selbst  übernehmen  können.  Diese  Kompetenzausscheidung 
ist  durch  die  BV  ausdrücklich  vorgenommen,  und  die  Befugnisse  der 
Räte  sind  durch  den  Vorbehalt  in  Art.  84  der  BV  auf  die  Gegenstände 
beschränkt,  die  nicht  einer  andern  BBehörde  zugeschieden  sind.  Aber 
selbst,  wenn  über  die  Kompetenzfrage  die  Meinungen  auseinandergehen 
sollten,  so  ist  man  doch  gewiss  darin  einig,  dass  Gründe  der  Zweck- 
mässigkeit ersten  Ranges  dafür  sprechen,  dass  solche  Initiativen  nicht 
direkt  durch  Beschlüsse  der  Räte  erledigt  w^erden,  sondern  dass  der 
BR  begrüsst  werden  muss.  Denn  er  steht  in  Beziehungen  zu  den  diplo- 
matischen Vertretern  und  zu  den  auswärtigen  Regierungen.  Ihm  allein 
stehen  das  Material  und  die  Informationen  zur  Beurteilung  der  Frage» 
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ob  solche  Schritte  tuiüich  sind,  zur  Verfügung.  Der  BK  ist  bereit,  die 
Initiative  zur  Prüfung  zu  übernehmen.  Er  wird  keine  Entschliessung 
treffen,  die  als  eine  unbefugte  Einmischung  in  fremde  Händel  ausgelegt 
werden  könnte,  und  er  wird  dabei  auch  die  Pflichten,  die  uns  die 
NeutraUtät  auferlegt,  nicht  ausser  aclit  lassen.  Unter  diesen  Vor- 
behidten  nimmt  der  BK  die  Initiative  an. 

Vgl.  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  17.  Dez.  IIMH. 
»3.  Den  8.  Dez.  ItHK)   stellten   Manzoni.    (iobat  und  .%  Mit- 
unterzeichner im  NR  die  Motion: 

.  Es  wolle  der  Nationalrat  folgendem  Wunsche  Ausdruck  geben: 
Der   Schweiz.    NR    riebet    an    das    englische   Volk   und  Parla- 
ment,   sowie    an    die   europäischen   Parlamente    einen    dringenden 
Aufruf,    dass   die  Transvaal-Frage    nach   den  (irnindsätzen  interna- 
tionaler Gerechtigkeit  durch  ein  Schiedsgericht  erledigt  werde. 

Übers.  Verh.  BVers.  Dez.  19()0  Nr.  52.. 

Den  20.  Dez.  IIMK)  zogen   die  Motionssteller  ihre  Motion,  ehe 

sie  zur  Behandlung  im  Rate  kam,  zurück.    In  der  Basler  National- 

Zeitung   vom    10.  Dez.    nahm  Alt-Bundesrat  Frey  wie   folgt  gegen- 

die  Motion  Stellung: 

Der  Antrag  Manzoni.  Gobat  und  (ienosseu  ist  durch  und  durch  ver- 
fassungswidrig und  sollte  mit  der  grössten  Energie  bekämpft  werden.  Der 
Beschluss,  den  die  Herren  provozieren  wollen,  wäre  ein  Akt  der  auswärtigen 
Politik,  dem  im  Hinblick  auf  die  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  Eidg.  zu 
einem  anderen  Lande  eine  grosse  Tragweite  zukäme.  Nach  Art.  102  ZifF.  <s 
der  BV  sind  es  aber  nicht  die  eidg.  Räte,  sondern  ist  es  <ler  BR,  der  die 
Interessen  der  Eidg.  nach  aussen  und  namentlich  ihre  völkerrechtlichen  Be- 
Ziehungen  zu  wahren  und  die  auswärtigen  Angelegenheiten  überhaupt  zu  be- 
sorgen hat.  Noch  weniger  kann  es  aber  Sache  des  NR  allein  sein,  die  aus- 
wärtige Politik  der  Eidg.  einseitig  und  sel))stherrlich  enpigieren  zu  wollen. 
Es  gibt  auch  keine  Bestimmung  in  der  BV,  die  dem  NR  das  Recht  verliehe, 
sich  in  Fragen  der  inneren  Politik  eines  anderen  Landes  mit  dem  Parlamente 
dieses  Landes  in  Beziehung  zu  setzen.  Auch  die  Beschlüsse  der  Haager 
Friedenskonferenz  berechtigen  ihn  nicht  dazu.  I)(a*  NR  ist  nicht  der  Hüter 
und  Vollzieher  dieser  Beschlüsse,  Diese  Rolle  konnnt,  soweit  es  die  Schweiz, 
betrifft,  dem  BR  zu.  Am  allerwenigsten  «lüi-fte  sich  <ler  NR  eine  solche  Rolle 
einseitig  und  ohne  Begrflssung  des  StR  anmassen.  Es  gibt  nur  eine  aus- 
wärtige PoUtik  der  Eidg.;  das  ist  die  auswärtige  Politik,  welche  der  BR  im 
Einklang  mit  Verfassung,  Gesetz  und  Tradition  und  in  Übereinstimmung  mit 
den  Intentionen  der  eidg.  Räte  aufstellt  und  durchführt.  Es  hiesse  einen 
Zustand  der  Anarchie  schaffen  und  die  Eidg.  ins  Verderben  führen,  wenn 
eine  Praxis  inauguriert  werden  sollte,  welche  es  dem  NR  oder  dem  StR  ge- 
statten würde,  auf  eigene  Faust  auswärtige  Politik  zu  treiben. 

94.     Als    im    Jahre    1888    in    einem    hiternationalen    Gienz- 

anstände    der    BR    die    Schweiz.    Vertreter    ernannte,     ohne    den 

betr.  Kanton  darum  zu  begrüssen,  protestierte  der  letztere,   indem 

er    für    sich    ein    selbständiges  Recht  auf  Bezeichnung  seines  Ver- 
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treters  in  Anspruch  nahm,  sobald  es  sich  um  sein  eigenes  Gebiet 
handle.  Der  BR  anerkannte  diese  Protestation  nicht  für  begrün- 
det, indem  ihm  weder  durch  die  BV,  noch  aus  Zweckmässigkeits- 
gi'ünden  da«  vom  Kanton  Verlangte  geboten  erschien.  Denn  ge- 
mäss Art.  102  Ziflf.  8  der  BV  ist  der  BR  mit  den  auswärtigen 
Beziehungen  der  Schweiz  betraut,  und  er  hat  die  Leitung  derselben 
nicht  mit  den  Kantonen  zu  teilen,  selbst  wenn  sie  bei  der  Erledi- 
gung internationaler  Fragen  beteiligt  sind.  Der  BR  allein  vertritt 
die  Schweiz.  Eidgenossenschaft  gegenüber  dem  Ausland,  für  welches 
keine  kantonalen  Gebiete  und  Grenzen,  sondern  nur  Schweiz.  Gebiet 
amd  Schweiz.  Grenzen  existieren. 

Die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des 
BR  im  Jahre  1888  trat  in  ihrem  Bericht  vom  11.  Mai  1889  (Schoch) 

nicht  vorbehaltlos  dieser  Auffassung  des  BR  bei. 

B  1889  n  372,  ÜI,  180. 
Der  BR  erklärte  des  weitem,  dass  er  den  Wunsch  der  Kantone, 
durch  selbstgewählte  Vertreter  an  der  Regelung  von  Fragen,  die  ihre 
Grenze  betreffen,  teilzunehmen,  für  sehr  begreiflich  finde;  er  werde  des- 
halb im  allgemeinen  auf  diesen  Wunsch,  jedoch  ohne  Präjudiz  für  die 
Rechtsfrage,  Rücksicht  nehmen,  B  1889  II  372.  Es  ist  auch  darauf  hinzu- 
weisen, wie  der  BR  bei  Verhandlungen  mit  dem  Ausland,  die  die  be- 
sondere Interessensphäre  eines  oder  mehrerer  Kantone  berühren,  als 
seine  Unterhändler  nebst  andern  auch  solche  Personen  bezeichnet,  die 
eben  diesen  Kantonen  angehören ;  vgl.  z.  B.  B  1893  V  317—319,  A.  S.  n.  F. 
Xin  280  (Schiffahrt  und  Hafenordnung  auf  dem  Bodensee).  Es  kommt 
auch  vor,  dass  die  kantonalen  Organe  ermächtigt  werden,  mit  den 
benachbarten  ausländischen  Behörden  vorläufige  Verhandlungen  bis  zu 
dem  Punkte  zu  führen,  «wo  der  Weg  offizieller  Verhandlungen  zwischen 
den  beidseitigen  Landesbehörden  beschritten  werden  kann»,  vgl.  BR  in 
Botsch.  vom  4.  Mai  1896  betr.  Weiterführung  des  Hüningerkanals  bis 
Basel,  B  1896  III  12;  ferner  BV  Art.  10,  Abs.  2. 

05.  I.  Im  März  1876  wai*  der  Sattlergeselle  J.  Stab  aus  Württem- 
berg in  Rolle  (Waadt),  woselbst  er  sich  um  Arbeit  umsah,  von 
einem  Landjäger  arretiert  imd,  weil  des  Bettels  beschuldigt,  mit 
der  Handschelle  geschlossen  nach  Lausanne  geführt  worden;  er 
wurde  während  14  Tagen  von  Gefängnis  zu  Gefängnis  transportiert, 
bis  er  endlich  in  Zürich,  unter  der  Bedingung  sofortiger  Abreise 
aus  der  Schweiz,  entlassen  worden  ist.  Auf  erfolgte  Reklamation 
seitens  der  deutschen  Gesandtschaft  in  Bern  zahlte  der  BR  nach 
Untersuchung  der  Angelegenheit    an    Stelle    der   sich    weigernden 
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waadtländischen  Reg.  die  von  Stab  verlangte  Entschädigung  von 
Fr.  200;  der  BR  war  hierauf  genötigt,  die  Rückvergütung  dieser 
Fr.  200  auf  dera  Prozessweg  einzutreiben. 

B  1878  II  531 ;  BGer.-Entsch.  1877,  IV,  Nr.  M. 
II.  Im  Sept.  1896  wurde  der  nordamerikanische  Bürger 
George  F.  Curtis,  Bibliothekargehilfe  in  der  Gesetzbibliothek  des 
Kongresses  der  Vereinigten  Staaten,  zweimal,  einmal  in  Grindel- 
wald, das  andere  Mal  in  Genf,  in  rechtswidriger  Weise  verhaftet; 
nach  einigen  Stunden  Haft  wurde  er  jedoch,  nachdem  seine 
Identität  festgestellt  und  der  Irrtum  erkannt  war,  wieder  auf 
freien  Fuss  gesetzt  Der  amerikanische  Gesandte  in  der  Schweiz 
wurde  deshalb  beim  BR  vorstellig  und  verlangte  Genugtuung. 
Da  aber  die  Beriier  Reg.,  deren  Organe  ausschliesslich  und  allein 
die  Verhaftung  Curtis  verschuldet  hatten,  sich  nur  dazu  her- 
beiliess,  zwei  beteiligten  Polizisten  einen  ernsten  Verweis  zu  er- 
teilen, während  der  BR,  entsprechend  dem  Verlangen  des  Ge- 
-sandten  auf  Genugtuung,  eine  schärfere  Bestrafung  verlangt  hatte, 
.sah  sich  der  BR  veranlasst,  sein  Bedauern  über  das  Verhalten  der 
Benier  Reg.  auszusprechen,  indem  darin  eine  Misskennung  der 
dem  BR  durch  die  BVerf.  zugewiesenen  Stellung  liege;  er  sprach 
ihr  auch  seine  ernste  Missbilligung  aus  und  gab  hievon  der  ame- 
rikanischen Gesandtschaft  Kenntnis.  Im  Jahre  1899  sodann  über- 
mittelte diese  dem  BR  eine  Denkschrift  des  George  F.  Curtis,  in 
welcher  derselbe  für  die  ihm  im  Jahre  1896  in  der  Schweiz  ge- 
wordene Unbill  eine  Entschädigung  von  10,000  Dollars  geltend 
machte.  Der  BR  machte  hievon  der  Berner  Reg.  Mitteilung  und 
konnte,  nach  Eingang  der  Antwort  derselben,  am  31.  Okt.  dem 
amerikanischen  Gesandten  berichten,  dass  die  Berner  Reg.  Curtis 
<?ine  Entschädigung  von  Fr.  300  anerbiete;  für  den  Fall,  dass  der- 
selbe diese  Entschädigung  nicht  als  genügend  erachten  sollte,  wäre 
er  zur  Gelteudmaclmng  seiner  Ansprüche  an  die  zuständigen  Ge- 
richte zu  verweisen.    Die  Angelegenheit  wurde  seither  nicht  mehr 

weiter  verfolgt. 

Eidg.  .Tustiz-  und  Polizeidep.,  Internationale  Polizei  1899.  Nr.  299. 

II.   Die  Gebietshoheit.') 

96.  Im  Spätsommer  188i  hatte  die  grossherzoglich  badische 
Reg.  zur  Ausführung    der    von   ihr   angeordneten    Sicherheitsmass- 

V)  Im  .Jahre  1897  hat  der  BR  die  V'eranstaltung  einer  Sammlung  der 
Akten,  die  sich  auf  die  Feststellung  der  Schweiz.  Landesgrenze  beziehen, 
angeorcüiet:  diese  Sammlung  ist  z.  Z.  noch  nicht  erschienen,  B  1898  II  19, 
Zin.  12;  18m)  I  832. 
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regeln  gegen  die  Cliolera  einen  deutschen  Arzt  im  badischen  Bahn- 
hof in  Basel  installiert.  Die  Reg.  des  Kts.  Basel-Stadt  erblickte 
in  diesem  Vorgehen  einen  unberechtigten  Eingriff  in  ilu*e.  durch 
Art.  1  des  Eisenbahnvertrages  mit  Baden  vom  27.  Juli,  11.  Aug. 
1852  (A.  S.  III  438)  ausdrücklich  garantierten  Hoheitsrechte.  Sie 
imtersagte  dem  badischen  Ai-zte  die  Vollziehung  seiner  ärzt- 
lichen und  sanitätspolizeilicheii  Aufträge.  Die  badische  Reg.  machte 
die  Angelegenheit  beim  BR  anhängig  und  vei'langte,  gestützt  auf 
Art.  24  des  Staatsvertrages,  Rücknahme  der  Verfügung  der  Reg.^ 
von  Basel.  Der  BR  konnte  diesen  Rechtsstandpunkt  nicht  teilen» 
denn  in  Art.  24  ist  nur  von  der  Handhabimg  der  Bahnpolizei  die 
Rede.  Dieser  Artikel  ist  also  ungeeignet  zur  Unterstützung  der  iir 
Anspruch  genonunenen  Befugnisse  gesundheitspolizeilicher  Natur. 
Der  delegierte  Arzt  qualifiziert  sich  nicht  als  Organ  der  Bahn- 
polizei, sondern  der  Gesimdheitspolizei,  deren  Ausübung  eines  der 
Hoheitsrechte  bildet,  welche  der  Schweiz.  Eidg.  und  dem  Kanton 
Basel-Stadt  in  Art.  1  des  Vertrages  ausdrücklich  vorbehalten 
worden  sind. 

Der  BR  anerkannte  seinerseits,  dass  im  Falle  des  Auftretens 
der  Cholera  in  der  Schweiz  bei  dem  lebhaftem  Verkehr  und  den 
eigentümlichen  örtlichen  Verhältnissen  des  badischen  Bahnhofes  in 
Basel  der  Mangel  einer  ärztlichen  Kontrolle  auf  d(»mselben  den  deut- 
schen und  speziell  den  badischen  Behörden  in  der  Handhabung^ 
des  Gesundheitsschutzes  nicht  unerhebliche  Schwi(»rigkeiten  bereiten 
müsste. 

Zur  Beilegung  des  Konfliktes  fanden  daher  auf  Vorschlag  des 
BR  Konferenzen  zwischen  beidseitigen  Vertretern  statt.  Es  wiu'de 
bei  diesem  Anlasse  erörteH,  dass  die»  Reg.  des  Grossherzogtums 
Baden,  falls  dic*Schweiz  an  ihrem  Rechtsstandpunkte  festhalten 
würde,  in  den  Fall  konmien  könnte,  die  auf  ihr  Gel)iet  gelangenden 
Reisenden  in  Leopoldshöhe  und  in  Grenzach  der  ärztlichen  Inspek- 
tion zu  unterstellen;  diese  Massregel  würde  indess(Mi,  abgesehen 
von  andern  Inkonvenienzen,  eine  erhebliche  Stönmg  des  Verkehrs 
herbeiführen,  die  zu  vermeiden  im  beiderseitigen  Interesse  liegt. 
Diese  Envägung  bestfanmte  den  BR,  den  Wünschen  der  badischen 
Reg.  entgegenzukonnnen  und  Uir  zu  gestatten,  die  Inspektion  von 
den  Grenzorten  nach  dem  badLschen  Bahnhofe  in  Basel  zu  ver- 
legen und  dasell)st  durch  einen  Arzt  besorgen  zu  lassen,  der  sich 
üb(»r  die  BefugnLs  zm:  regelmässigen  Ausübimg    der    medizinisch(»u 
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Praxis  in  der  Schweiz  nicht  auszuweisen  hätte.  In  diesem  Falle 
muss  aber  der  delegierte  Arzt  seine  Tätigkeit  auf  die  Untersuchung 
der  nach  Baden  reisenden  Personen  und  auf  ein  hiefür  bestimmtes, 
genau  abgegi'enztes  Lokal  beschränken  und  im  übrigen  sich  den 
Anordnungen  des  von  der  Ortsbehörde  mit  der  Handhabung  der 
Seuchepolizei  auf  dem  badischen  Bahnhof  beauftragten  Schw^eizer- 
arztes  fügen.  Auf  Gnmd  dieser  Zugeständnisse  kam  den  3.  Juni 
l8Sky  unter  Vorbehalt  der  beiderseits  geltend  gemachten  rechtlichen 
Auffassimgen  eine  Übereinkunft  zu  Stande  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Grossherzogtum  Baden  betr.  die  sanitäre  Überwachung 
des  von  der  Schweiz  nach  Baden  gerichteten  Reiseverkehrs  auf 
dem  badischen  Bahnhof  zu  Basel  bei  drohenden  oder  ausge- 
brochenen Seuchen.  B  1887  i  529,  A.  S.  n.  F.  IX  96. 

97«  In  den  Art.  32  und  36  des  Vertrages  zwischen  der 
>ichweiz.  Eidgenossenschaft  und  dem  Grossherzogtum  Baden  betr. 
<lie  Weiterführung  der  badischen  Eisenbahnen  über  Schweiz-  Gebiet 
vom  27.  Juli,  11.  Aug.  1852  war  vereinbart  worden: 

Art  32,  Die  Eisenbahn  von  Haltingen  nach  dem  Bodensee  kann 
zum  Transport  von  deutschen  Bundestruppen  von  badischem  Gebiet 
über  schw^eiz.  Territorium  nach  badischem  Gebiet,  soMrie  von  eidg. 
Truppen  von  Schweiz.  Gebiet  über  badisches  Territorium  nach 
Schweiz.  Gebiet,  jeweils  unter  folgenden  Bestimmungen  benutzt 
werden : 

a.  Die  betr.  Kreis-  oder  Kantonsreg^  durch  deren  Gebiet  der 
Durchgang  stattfinden  soll,  muss  in  der  Regel  24  Stunden,  in 
-dringenden  Fällen  aber,  wo  tunhch,  mindestens  6  Stunden  vorher 
«davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden. 

b.  Die  Bahnzüge,  mit  welchen  Truppen  befördert  werden, 
haben  ohne  Anhalten  durch  das  resp.  fremde  Gebiet  durchzugehen, 
wnd  es  sollen  mit  einem  Zuge  nicht  mehr  als  1000  Mann  oder  eine 
Batterie  Artillerie  nebst  Bedeckung  von  einer  Kompagnie  oder 
Schwadi'on  befördert  werden. 

c.  Beide  Kontrahenten  behalten  sicii  überdies  vor,  solche 
Truppentransporte  auf  ihrem  resp.  Gebiete  gutfindenden  Falls  durch 
^inen  Kommissär  begleiten  zu  lassen. 

Ein  gleiches  Recht  ist  den  betr.  Kantonsreg.  vorbehalten. 

d.  Die  Truppen  haben  das  fremde  Gebiet  mit  ungeladenem 
4S«wehr,  abgelegter  Munition,  ohne  aufgepflanztes  Bajonnett,  fliegende 
Fahnen  und  klingendes  Spiel  zu  passieren. 
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e.  Einzelne  Militärs  und  Abteilungen  von  nicht  mehr  als  SO 
Mann  können  mit  jedem  Zug,  ohne  weitere  Anzeige,  befördert 
werden. 

f.  Die  Taxen,  w^elche  schweizerischerseits  für  Truppentransport 
zu  entrichten  sind,  sollen  in  gleicher  Weise  wie  für  deutsche 
Bundestruppen  berechnet  werden.  Der  Transport  von  Truppen 
über  die  Bahnstrecken  auf  schweizerischem  bezw.  grossherzoglich  eni 
Gebiet  kann  von  der  Schweiz,  in  gleicher  Weise  wie  von  der  gross- 
herzoglichen Reg.  untersagt  werden,  wenn  dadurch  die  Neutralität 
der  Schweiz  oder  des  Grossherzogtums  Baden  gefährdet  würde. 

Art.  36.  Alle  Bestimmungen,  welche  im  gegenwärtigen  Ver- 
trage über  die  durch  Schweiz.  Gebiet  führende  Strecke  der  gross- 
herzöglichen  Rheinthalbahn  vereinbart  worden  sind,  ....  sollen 
auch  für  den  im  35.  Art.  vorgesehenen  Schienenweg  (Zweigbahn 
nach  Lörrach  über  baslerisches  Gebiet) Geltung  haben. 

A.  S.  in  449—451;  zur  Begründung  der  Bestimmung  vgl.  Botsch.  des 
BR  vom  11.  Aug.  1852,  B  1852  IB  88,  97. 

Infolge  der  Auflösung  des  vormaligen  Deutschen  Bundes  im 
Jahre  1866  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden  Veränderung 
der  politischen  Verhältnisse  in  Deutschland  war  dieser  Art.  82  in- 
sofern seiner  Grundlage  verlustig  geworden,  als  die  im  Vertrage 
vorgesehenen  deutschen  Bundestruppeii  nicht  mehr  in*  gleicher 
Weise  bestanden  und  das  Grossherzogtum  Baden  nun  mit  einer 
Militärmacht  in  ein  Bündnis  geti*eten  war,  deren  Stellung  nicht  so- 
wohl gegenüber  der  Schweiz  als  vielmehr  gegenüber  den  Nachbar- 
staaten der  Schweiz  eine  wesentlich  andere  ist  und  sein  muss  als 
diejenige  des  frühern  deutschen  Bundes.  Diese  Tatsache  und  der 
Hinblick  auf  politische  Verwicklungen  bewogen  den  BR  im  Jahre 
1867  einen  Vertrauensmann  an  die  grossherzogliche  Regierung  ab- 
zuordnen, um  den  Verzicht  auf  Jene  Vertragsbestinmiung  zu  er- 
wirken. Es  wurde  hierauf  zwischen  dem  BR  und  dem  grossherzog-»» 
lieh  badischen  Ministerium  aus  Auftrag  und  im  Namen  des  Gross- 
herzogs den  9.,  19.  Juli  1867  folgendes  Protokoll  über  Verzicht- 
leistung auf  den  Art.  32  des  Vertrages  vom  27.  Juli  1852  ver- 
einbart : 

Nachdem  der  grossherzoglich  badischen  Reg.  von  dem  Schweiz. 
BR  der  Wunsch  ausgedrückt  worden  war,  es  möchte  die  in  dem 
Vertrage  vom  27.  Juli  1852  in  Betreif  der  Fortsetzung  der  gross- 
h^rzoglichen  Eisenbahn  über  schweizerische  Gebietsteile  Unter 
Art.  32  enthaltene  Bestimmung,  wonach  sich  die  kontrahierenden 
Staaten  das  Recht  der  Benutzung  der  Bahn  zu  Truppentransporten 
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Ober  das  beiderseitige  Territorium  vorbehalten,  in  Verbindung  mit 
der  darauf  bezüglichen  Bestimmung  des  Art.  36  desselben  Vertrags 
einer  Revision  unterworfen,  beziehungsweise  im  Interesse  einer 
strikten  Handhabung  des  Neutralit^tsprinzips  wieder  ausser  Kraft 
und  Wirksamkeit  gesetzt  werden, 

und  nachdem  die  grossheraogliche  Reg.  in  Berücksichtigung 
des  gleichen  Interesses,  und  um  dem  h.  Schweiz.  BR  auch  bei  diesem 
Anlasse  ihre  freundnachbarlichen  Gesinnungen  zu  betätigen,  sich 
zu  einer  den  Wünschen  der  Schweiz  entsprechenden  Verabredung 
geneigt  erklärt  hatte, 

haben  beide  Teile,  .  .  .  sieh  über  die  nachstehenden  Bestim- 
mungen verständigt: 

Art.  1.  Es  wird  von  der  einen  wie  von  der  andern  Seite  für 
die  Zukunft  auf  jede  Anw^endung  des  Art.  32  des  Vertrags  vom 
27.  Juli  1852  für  Truppentransporte  verzichtet,  sowohl  in  Bezug 
auf  den  Transport  Schweiz.  Truppen  mittelst  der  Eisenbahn  über 
badisches  Gebiet,  als  in  Bezug  auf  den  Transport  deutscher  Truppen 
über  Schweiz.  Gebiet. 

Art.  2.  Das  im  Art.  3G  des  nämlichen  Vertrags  für  die  Zweig- 
bahn im  Wiesenthal  vorbehaltene  Recht  des  Transports  soll  eben- 
falls ausser  Anwendung  kommen. 

Art.  3.  Der  Durchzug  mittelst  der  Eisenbahn  über  d.as  Gebiet 
der  beiden  Staaten  ohne  vorausgegangene  Anzeige  bleibt  indessen 
für  die  Zeit  des  Friedens  zur  Erleichterung  des  Grenz-  und  nach- 
barlichen Verkehrs  für  einzeln  reisende  Militärs  und  kleinere  Ab- 
teilungen unter  30  Mann,  mit  ungeladenem  Gewehr,  ohne  Muni- 
tion und  ohne  aufgepflanztes  Bajonnett,  sowie  füi*  bewaffnete  Be- 
amte und  Bedienstete  der  öffentlichen  Verwaltung  auch  fernerhin 
gesichert. 

Einem  jeden  der  beiden  Staaten  soll  übrigens  die  Befugnis  zur 
Untersagimg  dieses  Durchtransportes  für  den  Fall  und  auf  die  Zeit 
ausdrücklich  vorbehalten  sein,  wo  das  Interesse  seiner  Sicherheit 
oder  der  Neutralität  eine  Einstelhmg  erheischen  könnte. 

A.  S.  IX  79,  B  1868  II  527. 

Die  Bestimmungen  dieses  Protokolls  wurden  durch  beidseitige 
Erklärungen  vom  18.,  24.  Jan.  1898  auf  die  Beförderung  von 
Militärpersonen  auf  der  Bahnlinie  Eglisau-Schaffhausen  ausgedehnt. 

Die  Reg.  des  Grossherzogtums  Baden  fasste  nun  diese  Be- 
stimmungen dahin  auf,  dass  beim  Transport  von  Reservisten  und 
Rekruten  unter  militärischem  Kommando  nur  die  Stärke  dieses 
Kommandos  in  Betracht  zu  kommen  hätte,  während  die  unbewaff- 
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iieten  und  meist  nicht  einmal  Uniform  tragenden  Rekruten  und 
Reservisten  nicht  zählen  sollten. 

Einzelne  kantonale  Behörden  vertraten  dagegen  die  Ansicht, 
<lass  auch  die  unbewaffneten  Rekruten  und  Reservisten  bei  Be- 
messung der  zulässigen  Stärke  eingerechnet  werden  müssten. 

Um  die  aus  diesei*  Meinungsverschiedenheit  bei  Transporten 
der  liezeichneten  Zusammensetzung  entstehenden  Schwierigkeiten 
zu  beseitigen,  hat  der  BR  im  Jahre  1895  mit  der  badischen  Re- 
gierung gleichlautende  Erklärungen  ausgetauscht,  w^onach  die  Be- 
fugnis zum  Durch transpoi-t  von  Rekruten  und  Reservisten  in  be- 
liebiger Zahl  zugestanden  wird,  sofern  die  bew^afftiete  Mannschaft 
die  Zahl  30  nicht  erreicht.  Dabei  bleibt  selbstverständlich,  im 
Sinne  des  Protokolles  vom  5).  Juli  18(57,  jedem  der  beteiligten 
Staaten  das  Recht  vorbehalten,  solche  Transporte  zu  untei-sagen, 
wenn  und  solange  dies  im  Interesse  seiner  Sicherheit  oder  seiner 
Neutralität  geboten  sein  sollte.  B  1900  I  6W.\) 

08.  Angesichts  des  häufigen  Betretens  Schweiz.  Gebiets 
-seitens  ausländischer  bewaffneter  und  uniformierter  Militärpersonen 
und  in  Anbetracht  der  Übelstände,  welche  dieser  Missbrauch  zur 
Folge  haben  könnte,  sah  sich  der  BR  im  Jahre  1891  veranlasst, 
die  Schweiz.  Gesandtschaften  in  den  an  die  Schweiz  angrenzenden 
Staaten  zu  l)eauftragen»  die  Aufmerksamkeit  der  Reg.,  bei  denen 
sie  akkreditiert  sind,  auf  diesen  Punkt  hinzidenken.  Der  BR  kann 
nicht  zugeben,  dass  fremde  Offiziere,  Unteroffiziere  oder  Soldaten 
in  Uniform,  bewaffnet  oder  nicht,  ohne  Erlaubnis  die  Schweiz  be- 
treten, ebensowenig  als  die  ausländischen  Reg.  solches  seitens 
Schweiz.  Militärpersonen  dulden.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
der  BR  in  den  Grenzbeziehungen  eine  gewisse  Duldsamkeit  nicht 
ausschliessen  will;  aber  er  hält  darauf,  dass  diese  auf  das  Not- 
wendigste beschränkt  werde,  sodass  hier  ersichtlich  ist,  dass  es  sich 
um  eine  blosse  Duldung  und  nicht  um  ein  Rech^  irgend  welcher 
Art  handelt.  B  1802  II  79-2. 

00.^)  I.  Den  1(>.  März  1880  trat  zwischen  den  Uferstaaten  des 
Bodensees:  Schweiz,  Baden,  Bayern,  Österreich-Ungai*n  und  Würt- 

M  Vgl.  unten  Nr.  116. 

2)  Vgl.  Rettich,  Die  Völker-  und  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des 
Bodeiisees,  Tübingen  1884:  v.  Marti tz  in  Hirt's  Amialeu,  1885  S.  278; 
La  band,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  I  §2*2,  I  Anm.  2;  Hilty 
im  Politischen  Jahrbuch  a.  O.,  VIR  S.  385. 
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temherg  ein  Übereinkommen  in  Wirksamkeit  betr.  das  Verfahren 
bei  Beurkundung  von  Geburts-  und  Sterbefällen  auf  dem  Boden- 
see oder  wenn  eine  Leiche  aus  dem  See  aufgenommen  wird, 
A.  S.  n.  F.  V  2ii:  vgl.  B  1878  II  HUi;  1879  H  4,  177;  1881  II 
97,  166,  888.') 

Die  Frage  der  Oberhoheit  über  die  Gewässer  des  Sees  bleibt 
durch  das  Übereinkommen  unberührt.  In  dem  ersten  bayrischen 
Vorschlage  zu  diesem  Übereinkommen  aus  dem  Jahre  1877  war 
zwar  die  Rede  vom  Eintritt  «einer  Geburt  oder  eines  Todesfalles 
an  Bord  eines  auf  den  neutralen  Gewässern  des  Bodensees 
schwimmenden  Schiffes»,  ferner  «von  der  internationalen  Fläche 
des  Bodensees».  Damit  wollte  die  bayrische  Reg.  den  Gegensatz  zu 
den  Seehäfen  und  zu  den  Seeufern  bezeichnet  wissen.  Der  Schweiz. 
BR  machte  jedoch  dieser  Auffassung  gegenüber  in  einer  Not^  vom 
7.  Dez.  1877  geltend,  dass  auf  einem  Binnensee  ein  internationales 
Verkehrsgebiet,  das  keiner  besondern  Staatshoheit  unterstünde, 
nicht  besteht,  dass  die  Hoheit  jedes  Uferstaates  sich  bis  in  die 
Mitte  des  Sees  erstreckt'),  dass  diese  MittelUnie  das  deutsche 
Reich  und  die  Schweiz  scheidet,  und  dass  dieser  grundsätzlichen  Auf- 
fassung durch  das  Übereinkommen  kein  Abbruch  geschehen  darf. ') 

B  1878  II  846;    vgl.  B  1878   II  346,    1881   II  888,    woselbst  die  Komm. 


*)  Der  Abschluss  dieses  Übereinkonuiiens  erfolgte  auf  dem  Korrespou- 
<lenzwege  zwischen  den  beteiligten  Regierungen;  die  Regierung  von  Bayern, 
welche  die  Initiative  für  die  Verhandlungen  ergriffen  hatte,  nahm  die  Beitritts- 
erkläi'ungen  der  Uferstaaten  zu  dem  auf  dem  Korrespoudenzweg  bereinigten 
Entw.  entgegen  und  setzte  dann  die  mitbeteiligten  Reg.  davon  in  Kenntnis; 
vgl.  B  1879  II  4;  1881  II  166. 

-)  Eine  Ausnahme  war  durch  den  Rasslerschen  (1685)  und  den  Damia- 
nischen  (1786)  Vertrag  gegeben  in  Betreff  der  Gebietsgrenze  bei  Konstanz; 
hier  bildete  ausnahmsweise  nicht  die  Mitte  des  Sees  die  Grenze.  Diese 
■Grenze  ist  abgeändert,  worden  durch  die  in  Art.  1  der  Übereinkunft  zwischen 
der  Schweiz  und  Baden  wegen  Regulierung  der  Grenze  bei  Konstanz  vom 
28^  April  1878  festgesetzte.  Dieselbe  ist  den  28.  Juni  1878  von  der  BVers. 
genehmigt  und  durch  Übereinkunft  zwischen  den  Bevollmächtigten  des  BR 
«nd  des  deutschen  Kaisers  vom  24.  Juni  1879  auch  für  das  deutsche  Reich 
als  rechtsgiltig  anerkannt  worden,  A.  S.  n.  F.  IV  281,  282;  Botsch.  des  BR 
vom  4.  Juni  1878,  B  1878  II  1037;  vgl.  B  1875  II  21,  1876  II  192,  1877  II  6, 
1878  II  345,  1879  II  1,  4,  188()  II  190,  194. 

')  Vgl.  Ei  dg.  Abschiede  a.  O.,  VI  2  S.  5:  Konferenz  der  sieben  den 
Thurgau  regierenden  Ort«  zu  Zug  unterm  21.  April  1681 ;  Zweck  dieser  Konfe- 
renz ist  eine  vertrauliche  Beratoing  über  das  bereits  seit  fünf  Jahren  ^on  der 
Stadt  Konstanz  zum  Nachteil  der  Jurisdiktionsrechte  der  regierenden  Orte 
auf  dem  Bodensee  und  an  den  eidg.  Grenzen  eingehaltene  ausserordentliche 
imd  gewalttätige  Verfahren,  welches  den  Abschieden  von  Luzem  von  1521 
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des   StR    die  Wünschbarkeit   der  vertraglichen    Lösung   dieser  Frage 
ausspricht.  M 

II.  Als  internationales  Gewässer  zerfällt  der  Luganersee  in 
drei  ganz  gesonderte  Teile:  einen  ausschliesslich  schweizerischen 
Teil,  wo  die  beiden  gegenüberliegenden  Ufer  der  Schweiz- gehören^ 
einen  italienischen  zwischen  zwei  italienischen  Ufem  enclavierten 
Teil  und  einen  dritten  Teil,  wo  von  den  beiden  gegenüberliegenden 
Ufern  das  eine  schweizerisch  und  das  andere  italienisch  ist.  In 
diesem  letztern  Teile,  dem  Lago  promiscuo,  gilt  der  See  als  beiden 
Ländern  gemeinsam,  und  es  dürfen  daselbst  als  auf  neutraUsiertem 
Gebiete  weder  ZoUkontrole  noch  Verhaftungen  wegen  Zollüber- 
tretung stattfinden. 

Den  26.  Nov.  1886  verhafteten  itahenische  Zoll  angestellte  bei 
Norcote,  d.  h.  in  den  sog.  gemeinsamen  Gewässern  des  Sees  zwei  Indi- 
viduen Colombo  und  Salaroli  und  sequestierten  ihre  Barke  nebst  den 
darauf  befindlichen  Waaren.  Die  Reklamationen  des  BR  bheben  erfolg- 
los, weil  die  italienische  Reg.  das  vom  BR  behauptete  alte  Herkommen 
nicht  anerkannte.  Nach  der  Ansicht  der  italienischen  Reg.  hat  mit 
Bezug  auf  den  gemeinschaftlichen  Teil  des  Luganersees  nicht  wohl 
eine  Ausnahme  von  den  Grundsätzen  statuiert  werden  können,  nach 
denen  sich  überall  die  Rechte  der  Uferstaaten  ohne  Rücksicht  auf 
die  Ausdehnung  ihres  jeweiligen  Ufergebietes  richten,  und  wonach 
eine  vom  Ufer  mehr  oder  weniger  entfernte  Linie  die  Grenze  bezeich- 
net, diesseits  welcher  jeder  einzelne  üferstaat  sein  eigenes  Recht  zur 
Anwendung  bringen  darf.  B  1888  n  949,  1889  II  360,  1890  II  395. 

Auf  Grund  wiederholter  Prüfung  der  Frage,  vorab  an  Hand 
des  Vertrages  von  Varese  vom  2.  Aug.  1752'')  und  des  Vertrages 
über  die  Grenzregulierung  vom  5.  Okt.  \&M  (A.  S.  VII  211),  kam 
der  BR  im  Jahre  1896  unter  Ablehnung  der  von  den  Tessiner 
Behörden  vertretenen  Auffassung  zur  Überzeugung,  dass  die  Theorie 


und  von  Baden  von  1538,  1560  und  1580,  sowie  einer  mehr  als  hundertjährigen 
Übung  zuwiderläuft.  Rücksichtlich  der  Jurisdiktion  auf  Flüssen  und  Seen  ist 
man  allgemein  der  Ansicht,  dass  zwischen  zwei  angrenzenden  Staaten  die 
Mitte  derselben  die  Marchlinie  bilde,  sofern  nicht  durch  Urkunden  etwas 
anderes  festgestellt  worden,  ein  Grundsatz,  der  schon  in  einem  Marchstreit 
der  regierenden  Orte  mit  dem  Bischof  Christoph  von  Konstanz  im  Jahre  1554 
anerkannt  worden  ist. 

^)  Betr.  den  Genfer  See  vgl.  Art.  20  des  Lausanner  Schiedsvertrages 
vom  30.  Okt.  1564,  Eidg.  Abschiede  a.  O.,  IV  2  S.  1503,  1504  und  hiezu 
Oechsii  in  Hilty's  Politischem  Jahrbuch,  VIII  S.  222,  235,  236. 

«)  Vgl.  Eidg.  Abschiede  a.  O.,  VII  2  S.  908,  996. 
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des  Lago  promiscuo  für  den  Luganersee  unzutreffend  ist,  dass 
vielmehr,  gemäss  allgemein  anerkannten  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen die  Grenz-  und  Jurisdiktionslinie  auf  dem  Luganersee  sich 
in  der  Mitte  des  Sees  befindet,  wenn  von  den  beiden  gegenüber- 
liegenden Ufern  das  eine  schweizerisch  und  das  andere  italienisch 
ist.  Mit  diesen  Grimdsätzen  steht  auch  ein  allgemeiner  Tag- 
satzungsbeschluss  von  1681  im  Einklang.^)  Und  auf  den  Karten- 
werken  von  Dufour  und  Siegfried    sind  die  Grenzen  gleichfalls   in 

der  Mitte  des  Sees  bezeichnet,  wo  beide  Staaten  Uferanstösser  sind. 

B  1897  II  213. 

100.  Die  italienische  Reg.  hält  auf  dem  Luganersee  sog. 
Torpedoboote,  aus  denen  zwar  die  Torpedoapparate  entfernt  sind, 
die  jedoch  zur  Zollüberwachung  und  zur  Unterdrückung  des  Schleich- 
handels verwendet  werden,  und  mit  denen  u.  a.  Scheinwerfer- 
manöver ausgeführt  werden.  Als  im  Jahre  189()  drei  solcher 
Schiffe  von  Porto  Ceresio  aus  den  Schweiz.  Teil  des  Sees  passierten, 
um  nach  Porlezza  zu  gelangen,  ohne  dass  die  italienischen  Behörden 
dem  BR  vorgängig  auch  nur  eine  Anzeige  erstattet  hätten,  glaubte 
dieser  bei  der  italienischen  Reg.  darüber  vorstellig  werden  zu 
sollen.  Der  BR  bestritt  keineswegs  das  Recht  Italiens,  derartige 
Schiffe  in  seinen  Gewässern  in  Porto  Ceresio  und  in  Porlezza  zu 
halten,  vertrat  aber  die  Ansicht,  dass  sie  die  Schweizer  Grenze 
nicht  passieren  dürften,  ohne  an  den  betr.  Stationen  zur  Erfüllung  der 
Zollformalitäten  anzuhalten,  und  ohne  die  Bewilligung  der  Schweiz. 
Behörde  zur  Durchfahrt  eingeholt  zu  haben.  Es  liege  zwar  dem 
BR  die  Absicht  fern  —  schrieb  er  an  die  italienische  Reg.  —  dem 
Transport  dieser  Schiffe  von  einem  italienischen  Hafen  nach  dem 
andern  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen,  er  dächte  nicht  im  ent- 
ferntesten daran,  die  freie  Schiffahrt  auf  dem  Luganersee  zu  beein- 
trächtigen, aber  daran  müsse  er  festhalten,  dass  die  in  Rede  stehen- 
den Schiffe  nicht  gewöhnliche  Handelsschiffe,  sondern  Staaisschiffe 
seien,  die,  mit  Rücksicht  auf  den  Zweck,  zu  dem  sie  verwendet 
werden,  nicht  ohne  weiteres  durch  denjenigen  Teil  des  Sees,  der 
ausschliesslich  zur  Schweiz  gehört  und  imter  Schweiz.  Gebietshoheit 
steht,  fahren  dürfen.  B  1897  II  2U. 

Und  als  wegen  der  Beleuchtung  der  Schweiz.  Ufer  des  Luganer- 
sees  diu-ch  die  Toi-pedoboote  und  wegen  der  damit  infolge  Scheu- 
werdens von  Pferden  verbundenen  Gefahren  der  BR  bei  der  italie- 


')  Vgl.  oben  S.  393,  Anm.  3. 
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iiiöchen  Reg.  vorstellig  wurde,  erhielt  er  zur  Antwort,  dass  es  bei 
den  in  Frage  stehenden  Scheinwerfennanövorn  nicht  immer  mög- 
lich sei,  zu  vermeiden,  dass  dann  und  wann  einige  Lichtbündel  sich 
auf  Schweizergebiet  verirren;  auf  dem  italienischen  Ufer  hätten  in- 
dessen diese  Lichtausstrahlungen  niemals  Unfälle  zur  Folge  gehabt* 
Immerhin  seien  nun  für  die  Zukunft  Anordnungen  getroifen  worden, 
um  den  angezeigten  Übelständen  soviel  als  möglich  abzuhelfen. 

B  1«>5  III  K^:  1896  II  15JJ. 

101.  Nach  einem  auf  altem  Herkommen  beruhenden  modus 
vivendi  halten  sich  an  Bord  der  auf  dem  Luganer-  und  dem  Langen- 
see  verkehrenden  Dampfschiffe  italienische  Zoll  Wächter  auf.  die 
auch  in  Schweiz.  Gewässern  w^ährend  der  Fahrt  ihren  Dienst  ver- 
richten. Der  Schweiz.  Zolldienst  auf  diesen  Dampfschiffen  wird 
von  Zollauf  Sehern,  also  Civilangestellten,  besorgt;  es  stehen  ihnen 
die  gleichen  Befugnisse  mit  Bezug  .auf  das  Befragen  der  Reisenden 
und  die  Untersuchung  des  Gepäckes  in  italienischen  Gewässern  zu, 
wie  den  italienischen  Zoll  Wächtern  in  Schweiz.  Gewässern.  Diese 
Einrichtung  ist  im  Literesse  des  reisenden  Publikums;  sie  abzu- 
schaffen, geht  nicht  an;  nur  erscheint  es  angezeigt,  dieses  Verfahren 
durch  eine  förmliche  Übereinkunft  zu  ei-setzen.  Zu  diesem  Zwecke 
hat  der  BR  im  Jahre  1898  mit  der  italienischen  Reg.  Verhandlungen 
angeknüpft,    die   am  8.,    IL  Jan.  1901   zum   Austausch   von   Reg.- 

Erklärungen  betr.  diesen  Zolldienst  geführt  haben. 

B  1899  I  832,  A.  S.  n.  F.  XVUI  429. 

102.  Die  Schweiz.  Gesellschaft  für  die  Schiffahrt  auf  dem 
Luganersee  beschwerte  sich  im  Jahre  1887  beim  BR  darüber,  dass 
die  italienische  Reg.  beabsichtige,  eine  Taxe  von  allen  Passagier- 
billets  und  Waarenbülletins  zu  erheben,  welche  die  genannte  Gesell- 
schaft auf  den  Stationen  des  italienischen  Ufers  ausgibt. 

Da  jedoch  jedes  Land  offenbar  berechtigt  ist,  auf  seinem  Ge- 
biet solche  Taxen  zu  erheben,  und  die  betroffene  Gesellschaft  hie- 
bei  nicht  höher  besteuert  wird  als  die  andern  Transportanstalten 
in  Italien,  konnte  der  BR  gegenüber  Italien  keine  förmliche  Rekla- 
mation anhängig  machen,  sondern  nur  den  Wunsch  aussprechen, 
dass  diese  Besteuerung  nicht  beibehalten  werde,  und  der  Schweiz 
das  Recht  vorbehalten,  gegenüber  italienischen  Gesellschaften  Gegen- 
recht zu  üben.  B  1889  II  314,1890  H  3a5. 

103.  Der  längs  der  Schweiz.  Grenze  von  Klein-  nach  Gross- 
lützel  (Berner-Jura)  führenden  Strasse  legten  die  Schweiz.  Behörden 
im  Jahre  1894  anlässlich  eines  Grenzanstandes  den  Charakter  einer 


-fwr 
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internationalen  Strasse  hei,  gestützt  auf  den  Proces-verbal  de  de- 
liniitation  du  territoii'e  du  canton  de  Berne  et  de  eelui  du  rovaume 
de    France  vom  12.  Juli  182G,  worin  es  u.  a.  heisst: 

Entre  la  27"»®  borne  et  la  37"^*^.  les  sujets  du  canton  de  Berne, 
d'apres  la  Convention  du  15  aoüt  1782,  art.  5,  ont  le  droit  de  libre 
transit  avec  exemption  de  tous  droits  sur  le  chemin  (|ui  va  de 
Kla^sterlein,  soit  a  Boumgnon,  soit  a  Charmoille,  en  reniontant  la 
Lucelle,  i)ar  sa  rive  gauche  juscju'aux  forges  du  meuie  noni  oü 
le  chemin  se  bifurque  pour  conduire  a  chacun  de  ces  villages: 
femer: 

Transit   libre   et   exempt  de  Texercice  des  douanes  depuis  cette 
27me  borne  juscpfä  la  87"»**  au  profit  des  sujets  }>eniois  sur  le  chemin 
qui  longe  la  rive  gauche  de  la  Lucelle  et  qui  va  du  Khesterlein  a 
Charmoille  et  ä  Bourrignon. 
Die  deutsche  Reichsregierung   sprach    sich    über   di(*sen  Aus- 
spruch nicht  aus.  B  18^5  I  cS.*>JK 

104.  Im  Jahre  1898  waren  zwischen  Fabrikbesitzern  des 
Schweiz.  L^fers  des  Doubs  und  Grundbesitzern  des  französischen 
L^fei*s  dieses  Grenzflusses  wegen  der  Benutzung  d(*s  Wassers  zu 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Zwecken  Streitigkeiten  ent- 
standen. Durcli  L^rteil  vom  25.  Febr.  18^H)  war  vom  franzö- 
sischen Friedensrichter  in  Morteau,  auf  Antrag  eines  Schweizers  in 
Brenets,  die  Beseitigung  eines  Wehres  angeordnet  worden,  welches 
ein  Fabrikbesitzer  im  Doubs  errichtet  mui  über  die  Mitte  des 
Flusses  hinaus  bis  zum  französischen  Ufer  verlängert  hatte.  Auf 
das  Ersuchen  des  Staatsrates  des  Kts.  Neuenburg  wiu'de  der  BR 
hierüber  bei  der  französischen  Reg.  vorstellig,  die  Ansicht  ver- 
tretend, dass  nach  dem  CJrenzbereinigungsprotokoll  zwischen  Neuen- 
burg und  Frankreich  vom  i.  Nov.  1824  solche  Anstände  von  den 
schweizerischen  und  französischen  Verwaltungsbeliörden  zu  regeln 
seien,  und  dass  daher  der  Friedensricht(vr  von  Morteau  seine  Kom- 
petenzen überschritten  habe.  Die  französisdie  Reg.  nahm  dagegen 
in  einer  Note  vom  8.  Aug.  11)0()  den  Standpunkt  ein.  dass  da,s 
friedensrichterliche  Urteil  unanfechtbar  sei;  sie  führte  aus:  Nach 
dem  erwähnten  Protokolle  erstn^cke  sich  die  (Tebietshoheit  der 
beiden  Staaten  bis  zur  Mitte  des  Doubs  (Art.  1,  2  und  8).  Die 
Uferbesitzer  könnten  bis  zur  Mitte  des  Flusses  alle  Rechte  aus- 
üben, welche  ihnen  die  Gesetze  ihres  Landes  einräumten  (Art.  4». 
Jeder  Uferbesitzer  dürfe  zum  Betrieb  von  Mühlen  und  Fabriken 
nicht   mehr    als   die    Hälfte   des    Wassers    in    Ansprucli    nehmen. 
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welches  der  Strom  beim  tiefsten  Wasserstand  mit  sich  führe.  Dieses 
Mass  dürfe  nicht  überschritten  werden,  es  sei  denn,  dass  ein  aus- 
giebigerer Wassergebrauch  den  Besitzern  des  andern  Ufei's  keinen 
Nachteil  zufügte  und  die  Reg.  des  andern  Staates  darein  willigte. 
Art.  5  bestimme  zwar,  dass  «en  cas  de  contestation  .  .  .  les  inge- 
nieui-s  de  Tun  ou  de  l'autre  Gouvernement  pourront  visiter  les 
deux  rives,  ahn  de  pouvoir  eclairer  l'autorite  (jui  aura  ä  prononcer 
sur  les  faits  dont  il  s'agit»;  allein  es  handle  sich  hier  lediglich  um 
vorl)ereitende  imd  technische  Massnalmien,  die  bestimmt  seien,  den 
Kichter,  d.  h.  den  ordentlichen  Richter,  aufzuklären. 

Von  diesem  Bescheid  der  französischen  Reg.  gab  der  BR  dem 
Staatsrate  des  Kts.  Neuenburg  mit  dem  Bemerken  Kenntnis,   dass 

(»r  damit  die  Angelegenheit  als  erledigt  betrachten  müsse. 

B  myo  I  665;  1901  I  RSü. 

105.  Die  von  französischen,  in  Divonne  in  (Tarnison  liegen- 
den Truppen,  vorgenouunenen  Schiessübungen  gefährdeten  im  Jahre 
1892  einen  Teil  des  Gebietes  der  waadtländischen  Gemeinde  Bogis- 
Bossey:  einige  hinter  den  Scheiben  gelegene  Felder  mussten 
während  des  Schiessens  verlassen  werden,  das  Begehen  des  Weges 
von  Bogis  nach  Pont-B6ne  war  gefährlich,  es  verirrten  sich  sogar 
Kugeln  bis  in  da^  Dorf  Bogis. 

Auf  Verlangen  des  BR  würde  von  den  französischen  Behörden 
diesem  gefährlichen  und  eine  wiederholte  Verletzung  des  Schweiz. 
Gebietes  in  sich  schliessenden  Zustand  ein  Ende  gemacht,  indem 
die  Schiessübungen  eingestellt  wurden  bis  zur  vollständigen  Be- 
endigung der  zum  Schutze  der  Gemeinde  Bogis-Bossey  als  not- 
wendig erachteten  Arbeiten.  ^)  B  1888  II  948,  1»I3  II  629. 

106.  Gemäss  der  Übereinkunft  vom  15.  Dez.  1882  steht  den 
italienischen  Grenzwächtern  kein  Recht  zu,  auf  dem  Vorplatze  des 
internationalen  Bahnhofes  von  Chiasso  irgend  welche  amtliche  Ver- 
richtungen vorzunehmen;  vgl.  A.  S.  n.  F.  VII  193. 

Italienische  Reg.  in  einer  Note  vom  25.  Nov.  1884,  der  Anschauung  des 
HR  beipflichtend  und  die  (xebietsverletzung  ihrer  Beamten  anlässlicii  der 
Verhaftung   des  Pelloni,  Matteuci  u.  a.  anerkennend,   B  1885  TI  640,  188<) 

I  878. 

III.  GrenzYerletzangen. 

107.  Die  in  den  achziger  und  neunziger  Jahren  wiederholt 
konstatierten    Grenzverletzungen     dm*ch     italienische    Zollbeamten 

*)  Vgl.  über  einen  entsprechenden  Anstand  zwischen  zwei  Kantonen. 
B(4er,.Entsch.  IIMK),  XXVI  1  Nr.  8:3. 
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führten  zu  häufigem  Notenwechsel  zwischen  dem  BR  und  der  Reg. 
von  Itahen.  Diese  erteilte  des  öftern  ihi'en  Grenzbehörden  die 
Instruktion,  darüber  zu  wachen,  dass  die  italienischen  Zollwächter 
das  Schweizergebiet  unbetreten  lassen,  und  dass  Zuwiderhandelnde 
besti'aft  werden. 

Häufig  blieben  jedoch  Reklamationen  des  BR  wegen  Grenz- 
verletzungen durch  italienische  Zollwächter  erfolglos,  weil  die  von 
den  italienischen  Behörden  angeordneten  Untersuchungen  nicht  zu 
dem  gleichen  Ergebnis  führten,  wie  die  vom  BR  veranlassten  Er- 
hebungen. 

Vgl.  B  1885  II  649,  1887  II  202,  203,  1890  II  397;  1891  I  784—786,  II 
1054.  18i)2  II  792.  189:3  II  630»),  lÄU  II  126,  1895  I  854,  18^,16  I  6^^,  U  15:3, 
1897  II  213,  III  570,  1898  II  21,  1900  I  (>68,  1901  I  888.  Vgl.  ferner  Ei-ste  Auflage 
I,  Xr.  lOS— 104. 

Im  Bericht  der  Konmi.  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäfts- 
führung des  BR  im  Jahre  1891  vom  13.  Mai  1892  findet  sich 
folgende  Bemerkung: 

Grenzverletzungen  durch  italienische  Finanzbeamte  und  Grenz- 
wächter geschehen  seit  einer  Reihe  von  Jahren  fortwährend  in  erheb- 
licher Anzahl,  selbst  mit  Gebrauch  der  Schusswaffe,  während  auf  den 
Grenzstrecken  gegen  Frankreich,  Deutschland  und  Osterreich  Gebiets- 
verletztmgen  höchst  ausnahmsweise  vorkommen.  Der  BR  anerkennt 
die  Bereitwilligkeit  der  italienischen  Reg.  für  solche  Vorkommnisse 
Genugtuung  zu  geben  und  Strafverfügungen  zu  erlassen.  Die  Komm, 
glaubt  jedoch,  das  wirksamste  Mittel,  solchen  Vorkommnissen  vorau- 
beugen,  sei  eine  angemessene  Verstärkung  der  Schweiz.  Grenzwache 
und  empfiehlt  dem  BR,  eine  solche  Massregel  für  die  betr.  Grenzstrecken 
in  Erwägung  zu  ziehen. 

Dieser  Anregung  leistete  der  BR  im  Jahre  1892  Folge. 

B  1892  III  -222,  1893  III  337. 

108.  Im  Juli  1895  wurde  in  Cama  (Misox)  ein  italienischer 
Zollwächter  von  Bergamasker  Schmugglern  eingebracht  mit  der 
Angabe,  dass  derselbe  auf  Schweiz.  Gebiet  betroffen  worden  sei. 
Da  sich  die  politischen  Orts-  und  Kreisbehörden  mit  der  Sache 
nicht  befassen  wollten  und  die  eidg.  Grenzwächter  sich  nicht  für  be- 
fugt hielten,  den  italienischen  Zollwächter  zu  verhaften,  wurde  der- 

')  Am  27.  .Jan.  1892  (b*aiigen  drei  italienische  Zollwächter  bei  der  Ver- 
folgung eines  Hundes,  von  dem  sie  vermuteten,  dass  er  Schmugglerware  trage, 
auf  das  Gebiet  der  Gemeinde  Stabio,  etwa  500  Meter  über  die  Grenze.  Auf 
Beschwerde  des  BK  berichtete  die  italienische  Reg.,  dass  diese  Zoll  Wächter 
sofort  von  ihrem  Vorgesetzten  bestraft  worden  seien.  Infolgedessen  betrachtete 
der  BR  den  Zwischenfall  als  erledigt. 


'J.  ■^- 
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selbe  freigelassen.  Aus  Veranlassung  dieses  Vorfalles  wuj-de  das 
eidg.  Grenzwachtpersonal  dahin  instruiert,  dass  italienische  Zoll- 
wächter und  Polizisten,  die  unberechtigterweise  bewaffnet  auf  Schweiz. 
Gebiet  betroffen  werden,  festzunehmen,  zu  entwaffnen  und  auf  dem 
kürzesten  Weg  dem  Vorstand  der  politischen  Gemeinde,  auf  deren 
Gebiet  die  Grenzverletzung  stattgefunden,  zuzuführen  seien.  Diesem 
bleibt  alsdann  die  weitere  Amtshandlung,  vorab  Berichterstattung 
an  die  kant.  imd  eidg.  politischen  Behörden,  überlassen,  wogegen 
das  Grenzwachtpersonal  an    die   vorgesetzte  Zollb(ihörde   über  den 

Vorfall  auf   dem  Dienstwege  Meldung  zu  machen  hat. 

B  189(>  I  (>S4. 

109.  Den  29.  Mai  1887  abends  fiel  der  italienische  Flücht- 
ling, Professor  Sbarbaro,  in  Lugano  unter  folgenden  Umständen  der 
italienischen  Polizei  in  die  Hände:  Mitten  hn  Dorfe  Chiasso, 
auf  der  Faloppi abrücke,  scheuten  die  Pferde  des  Wagens,  in  wel- 
chem Sbarbaro  fuhr.  Allen  Anstrengungen  des  Kutschers  zu  Trotz 
rannten  die  Pferde  davon,  überschritten  die  Grenze;  erst  beim 
italienischen  Zollposten  konnten  sie  angehalten  werden.  Sbarbaro 
wurde  erkannt  und  sofort  verhaftet. 

Der  BR  teilte  den  Sachverhalt  der  italienischen  Regienuig  mit, 
es  dejn  einsichtsvollen  Emiessen  derselben  anheimstellend,  ob  sie 
die  weitherzige,  in  solchen  Fällen  geübte,  internationale  Praxis  durch 
Freilassung  des  Sbarbaro  bestätigen  wolle  oder  nicht. 

Die  italienische  Regierung  Hess  dem  BR  keine  Mitteilung  über 
das  Schicksal  des  Sbarbaro  zukonnnen.  B  1888  II  947. 

110.  In  der  Nacht  vom  22.  April  1891  gab  ein  italienischer 
Grenzwächter  gegen  einige  in  einem  Schiffe  auf  der  Tresa  fahrende 
Personen  zwei  Schüsse  ab.  Der  erste  Schuss  traf  das  Schiff  in 
einem  Moment,  wo  es  sich  in  italienischen  Gewässern  befand, 
der  zweite  dagegen,  durch  den  Zenari  tötlich  verwundet  wurde, 
in  einem  Moment,  da  das  Schiff*,  dem  Schweiz.  Ufer  sich  nähernd, 
die  Mittellinie  des  Flusses  passiert  hatte.  Die  Fahrt  sollte  keines- 
wegs dem  Schmuggel  dienen,  sondern  war  lediglich  zum  Zweck  des 
Fischfangs  imternommen  worden;  es  befanden  sich  im  Schifte 
ausser  den  Personen  nichts  anderes  als  Fischereigerätschaften. 
Das  Fischereirecht  in  der  Tresa  und  die  Rechtsprechung  über 
dessen  Ausübung  steht  ausschliesslich  der  Schweiz  zu.  Das  Ver- 
halten des  Grenzwachters  war  daher  unberechtigt;   derselbe  wurde 
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im  Kt.  Tessiii  den  24.  Sept.  1894  in  contumaciam  zu  zwanzig  Jahren 
Zuchthaus  verurteilt.  B  WX)  I  854. 

111.  Marconi  in  Comologno  hi»schvverte  sich  darüher,  dass 
itahenische  Zollwächter  ihm  am  19.  Juni  1892  vier  auf  Schweiz. 
Gebiet  weidende  Stück  Vieh  weggenommen  liätten  und  er  nur  gegen 
Bezahlung  von  Fr.  175  wieder  in  Besitz  seines  Viehes  gelangen 
konnte.  Er  verlangte  Rückerstattung  dieser  Sunnne.  Der  BR  über- 
mittelte das  Gesuch  der  italienischen  Reg.  Diese  belichtete,  dass 
die  Beschlagnahme  auf  italienischem  Gebiet  erfolgt  sei,  und  dass 
die  Zollwächter  hiebei  dem  Gesetze  gemäss  gehandelt  haben,  wes- 
halb das  Rückerstattungsbegehren  unbegründet  sei.  Der  Umstand^ 
dass  das  dem  Marconi  gehörige  Vieh  auf  italienisches  (Jebiet  über- 
getreten ist,  ist  nicht  als  Schnuiggel,  wohl  aber  als  eine  (irenz- 
verletzung  anzusehen,  für  die  er,  weil  er  sein  Vieh  nicht  gehöng 
gehütet  hat,  nach  den  Bestimnumgen  des  italienischen  Zollgesetzes 
verantwortlich  ist.  B  18t)3  II  632  III  337. 

Im  Jahre  1894  wurden  die  italienischen  Grenzwächter  von  ihrer 
Reg.  angewiesen,  sich  darauf  zu  l)eschränken,  das  die  Grenze  über- 
schreitende Vieh,  statt  zu  konfiszieien,  auf  Schweiz.  Gebiet  zurück- 
zudrängen,  so  oft  es  siclv  erwiesenermassen  nicht  um  einen 
Sclmmggelversuch  handelt.  B  18^*5  I  855. 

lila.  Am  21.  Juli  1892  sollen  mehrere  italienische  Zollwächter 
unter  Anführung  eines  Wachtmeisters  auf  der  Alp  Padion,  Ge-^ 
meinde  Soazza-Lostallo  (Graubünden),  bis  zu  einer  mehr  als  50(> 
Meter  von  der  Grenze  liegenden  Sennhütte  vorgedrungen  und  in 
diese  nächtlicherweie  eingebrochen  sein,  wobei  sie  sich  der  dasell)st 
befindlichen  Waren  bemächtigt  hätten,  von  denen  sie  vermuteten,  sie 
seien  für  den  Schnmggel  bestimmt  gewesen.  Der  BR  meldete  diesen 
Vorfall,  auf  Grund  einer  von  der  graubündnerischen  Reg.  veranstal- 
teten genauen  Untersuchung,  der  italienischen  Reg.  mit  dem  Hinweis 
darauf,  dass  gegebenen  Falls  die  fehlbaren  Beamten  um  so  härter 
zu  bestrafen  seien,  weil  die  Grenzverletzung  mit  einem  schweren 
Diebstahl  verbunden  erscheine.  Die  italienische  Reg.  antwortete, 
ihrer  Untersuchung  nach  seien  die  Anklagen  unbegründet,  und  man 
müsse  die  Ursache  der  Beschuldigung  in  der  Abneigung  der  Ein- 
wohner von  Soazza  gegen  die  italienischen  Grenzwächter  suchen. 
Weitere  beiderseits  vorgenommene  Untersuchungen  führten  zu  keineui 
übereinstimmenden  Resultat,  so  dass  der  BR  darauf  verzichten 
musste,  die  Angelegenheit  weiter  zu  verfolgen;    immerhin  teilte  er 
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der  italienischen  Reg.  mit,  dass  ihm  das  Ergebnis  der  von  den 
itahenischen  Behörden  angeordneten  Untersuchungen  nicht  befnedi- 
gen  könne.  B  1893 II  ii31,  1894  II 127. 

112.  Den  15.  Fel)r.  15K)()  hatten  sich  österreichische  Zoll- 
beamte auf  dem  Bahnhof  Buchs  der  Person  eines  Heinrich 
Ambruz  von  Tisgo-Roff  (Ungarn)  bemächtigt  und  ihn  in  der  Nacht 
vom  15.  auf  den  1().  Febr.  eingesperrt  gehalten.  Am  Morgen  des  1(>. 
wurde  Ambruz  von  einem  Oberaufseher  der  österreichischen  Finanz- 
wache nach  Feldkirch  verbracht.  Der  BR  teilte  diesen  Vorfall  der 
österreichisch-ungarischen  Reg.  mit  und  verlangte,  dass  Ambruz 
wieder  dahin  verbracht  werde,  wo  die  Verhaftung  stattgefunden 
hatte.  Dies  war  indessen  nicht  möglich,  weil  derselbe  inzwischen 
freigelassen  worden  war  und  sein  Aufenthalt  nicht  ennittelt  werden 

konnte.     Die  fehlbaren  Beamten  wurden  bestraft. 

B  um  I  889:  vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  107. 

Uli*  Den  28,  Sept.  1886  abends  wurden  zwei  Schweize- 
rinnen am  Centralbcahnhof  in  Basel  durch  deutsche  Zollangestellte 
in  dem  Momente  verhaftet,  wo  sie  sich  anschickten,  eine  Anzahl 
Uhren,  die  sie  unter  ihren  Kleidern  verborgen  trugen,  nach  dem 
Elsass  einzuschmuggeln;  sie  wurden  durch  das  Schweiz.  Gebiet  nach 
Hüningen  transportiert,  in  das  dortige  Gefängnis  eingesperrt,  jedoch 
schon  wenige  Tage  nachher,  auf  Weisung  der  deutschen  Oberzoll- 
behörde, freigelassen.  Die  deutsche  Reg.,  die  Ungesetzlichkeit  des 
Verfahiens  sofort  anerkennend,  sprach  ihr  Bedauern  über  den  Vor- 
fall aus,  mit  dem  Beifügen,  dass  Massnahmen  getroffen  worden  seien, 
damit  ähnliche  Vorfälle  sich  nicht  wiederholen :  ausserdem  erhielten 
die  beiden  Schweizerinnen  für  ihre  ausgestandene  Haft,  eine  Ent- 
schädigung. Die  ihnen  al)genommene  V^^are  wurde  dagegen,  weil 
rechtmässiger  Weise  konfisziert,  nicht  zurückgestellt,  vgl.  Art.  4  der 
Ubeieinkunft  vom  7.  Aug.  1873,  A.  S.  XI  359. 

B  1887  II  20:i,  1888  II  948;  1890  II  394. 
114.  1.  Den  1().  Juni  1893  entwich  der  in  Bonndorf  (Gross- 
herzogtum Baden)  wegen  Diebstahls  verhaftete  Schweizerbürger 
Christian  Stamm  aus  dem  Gefängnis,  flüchtete  sich  nach  Schleit- 
heim,  wurde  dahin  von  einem  Beamten  des  badischen  Amtsgerichtes 
Bonndorf  verfolgt,  daselbst  verhaftet  und  ohne  weiteres  nach  Bonn- 
dorf zurückgeführt.  Die  badischen  Behörden  sorgten  sofort  von 
sich  aus  dafür,  dass  dei*  unrechtmässig  auf  Schweizergebiet  Ver- 
haftete   der   Polizeidirektion    Schaffhausen,    wo    derselbe    ebenfalls 
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wegen  Diebstahls  veiiolgt  wurde,  übergeben  wurde;  ferner  wurde 
die  Staatsanwaltvschaft  in  Waldshut  beauftragt,  ihr  Bedauern  über 
die  durch  den  Übereifer  eines  Subalternbeamten  verschuldete  Grenz- 
verletzung auszusprechen.  Der  an  dieser  letztern  in  erster  Linie 
schuldige  Beamte  erhielt  einen  Verweis.    Der  BR  betrachtete  damit 

<lie  Angelegenheit  als  erledigt. 

B  18JI3  III  90(),  18^4  II  1-20. 

IL  Ein  Schweiz.  Gi*enzwächter  in  Cara  (Kt.  Genf)  liess  sich 
bei  Verfolgung  eines  Schmugglers  eine  Grenzverletzung  zu  schulden 
kommen.  Der  BR  verfügte  die  Rückerstattung  der  dem  Schmuggler 
auf  franzosischem  Gebiet  abgenonnnenen  Ware  imd  erteilte  dem 
fehlbaren  Grenzwächter  einen  strengen  Vei*weis.  Als  durch  die 
franzosische  Reg.  wegen  des  Vorfalls  beim  BR  eine  Reklamation 
anhängig  gemacht  wurde,  konnte  ihr  die  bereits  erfolgte  Mass- 
regelung des  Grenzwächters  mitgeteilt  werden. 

B  18f)9  I  298,  832. 

115.  Am  14.  Aug.  1893  teilte  die  Reg.  des  Kts,  Graubünden 
dem  BR  mit,  dass  östeiTeichische  Zollwächter  auf  der  Alp  Partnun 
107  Stücke  Vieh  und  4  Pferde,  welche  Einwohnern  der  graubünd- 
nerischen  Gemeinde  St.  Antonien  gehörten,  mit  Beschlag  belegt  und 
ins  Montafun,  auf  Österreichisches  Gebiet,  geführt  hätten;  das  Vieh 
sei  zurückgegeben,  aber  die  Pferde  seien  ziu'ückbehalten  worden 
und  sollten  versteigert  werden.  Zur  Unterstützung  der  hierauf  vom 
BR  bei  der  österreichischen  Reg.  anhängig  gemachten  Reklamation 
wurde  ausgeführt  : 

Die  österreichischen  Zollwächter,  wenigstens  einer  von  ihnen, 
haben  sich  allem  Anscheine  nach  einer  Grenzverletzung  schuldig  ge- 
macht, um  das  Schweiz.  Vieh  über  die  Grenze  zu  treiben.  Auch  wenn 
dies  nicht  der  Fall  sein  sollte,  so  ist  unbestritten,  dass  weidendes 
Vieh  stets  und  seit  langen  Jahren  von  beiden  Seiten  her  die 
Grenze  überschritten  hat,  ohne  dass  die  Grenzgemeinden  deswegen 
Klage  erhoben  oder  daran  gedacht  hätten,  das  fremde  Vieh  mit 
Beschlag  zu  belegen,  weder  schw^^izerischer-  noch  österreichischer- 
.seits:  es  steht  übrigens  fest,  dass  an  dem  fraglichen  Tage  iCK) 
österreichische  Schafe  auf  der  Alj)  Partnun,  also  auf  schweizerischem 
Gebiete,  weideten.  Was  die  vier  von  den  österreichischen  Zoll- 
beamten zurückbehaltenen  Pferde  betrifft,  so  können  sie  nicht  zum 
Schmuggel  gedient  haben.  Nach  den  durch  dici  Untersuchung  fest- 
gestellten Angaben  waren  sie  an  den  Hinterfüssen  nicht  beschlagen, 
weideten  mit  den  übrigen  Tieren,  und  eines  davon  trug  eine  Schelle. 
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Trotz  der  Einsprache  der  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Wieir 
wurden  die  Pferde  von  der  österreichisch^^n  Finanzverwaltung 
verkauft,  und  da  mit  Rücksicht  auf  die  Anonvraität  der  Täter  das 
gewöhnhche  Straf verfalu'en  nicht  konnte  dui'cligefülirt  werden,  sollte 
nach  Auifassung  der  österreichischen  Behörden  der  Reinerlös  des 
Verkaufs  der  Pferde  als  derelikt  behandelt  werden. 

Hiergegen  machte  der  BR  geltend,  dass  von  einer  Anonymität 
nicht  gesprochen  w^erden  könne,  da  die  Alpgenossenschaft  Pärtnun 
die  Überwachung  der  Pferde  übernommen  habe  und  daher  sowohl 
gegenüber  den  Pferdeeigentümern  als  auch  Diitten  gegenüber  ver- 
antwortlich sei,  man  somit  wissen  konnte,  an  wen  man  sich  in  der 
Angelegenheit  zu  wenden  hatte.  Der  BR  bestand  daher  gegenüber 
der  österreichischen  Regierung  darauf,  dass  eine  genaue  Unter- 
suchung des  Vorfalles  stattfinde,  und  dass  ihm  die  Gründe  bekannt 
gegeben  werden,  welche  für  den  Verdacht  des  Schmuggels  oder 
Schmuggelversuches  sprechen^ 

Im  Jahre  18^)5  fand  die  Angelegenlieit  in  der  Weise  ihre  Er- 
ledigung,  dass  der  Vorschlag  der  österreichischen  Reg.,  den  Eigen- 
tümern der  beschlagnahmten  Pferde  den  Nettoerlös  aus  der  Ver- 
steigerung der  Tiere  mit  626  Gld.  zu  überla^ssen,  unter  Verzichtleistung 
auf  alle  weiteren  rechtlichen  Schritte,  von  diesen  tuigenonunen 
wurde,  und  dass  ferner  alle  mit  der  Sache  in  Zusammenhang 
stehenden  gegen  Schweizerbürger  eingeleiteten  gerichtlichen  Unter- 
suchungen niedergeschlagen  wurden. 

B  1894  II  127,  1895  I  85(>,  18J^  II  154. 

116.  Am  Morgen  des  7.  Okt.  18SX)  überschritten  bewaffnete 
deutsche  Soldaten  imter  Anführung  eines  Leutnants,  von  Leopolds- 
höhe kommend,  bei  Basel  die  Grenze  und  hielten  sich  in  Erwartung 
der  Abfahi't  des  I]isenbahnzuges,  der  sie  nach  Donaueschingen 
führen  sollte,  während  anderthalb  Stunden  in  der  Umgebung  des 
badischen  Bahnhofes  auf.. 

Der  fehlbare  Leutnant,,  der  sich  einer  Übertretung  der  ihm 
gewordenen  Weisungen  schuldig  gemacht  hatte,  wurde  bestraft; 
ausserdem  gab  die  deutsche  Reichs-Reg..  dem  BR  die  Versicherung, 
dass  sie  Massnahmen  getroffen  hätte  zur  Verhinderung  der  Wieder- 
holung solcher  Zwischenfälle..  Der  BR  betrachtete  damit  die  Sache 
als  erledigt.  B  1891  I  7M,.  Vgl.  oben  Nr.  97,  SÄ- 

HT, L  Den  21^  Aprii.  1898  überschritt  eine  Kompagnie 
italienischer  Soldaten  mit  di-ei  Offizieren,  in  vollständiger  Ausrüstmig 
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<lie  Schweizergi-enze  beim  Sasso  del  Gallo  in  der  Nähe  von  Viano 
(Graiibünden),  drangen  bis  zum  eidg.  Zollhaus  vor  und  kehrten 
auf  einem  über  Schweizergebiet  führenden  Weg  nach  Italien  zurück. 
Auf  Beschwerde  des  BR  veranlasste  die  italienische  Reg.  eine 
Untersuchung,  die  ergab,  dass  diese  Grenzverletzung  auf  Unkennt- 
nis dei;  Örtlichkeit  zurückzuführen  ist,  und  dass  der  kommandierende 
Offizier,  sobald  er  den  Irrtum  wahrgenommen,  seine  Truppen  wieder 
auf  italienisches  Gebiet  verbracht  hat.  Die  italienische  Reg,  er- 
teilte ihm  einen  Verweis ;  zud<?m  sprach  sie  dem  BR  ihr  Bedauern 
über  den  Vorfall    aus   mit  der  VersicJterung,  dass  Massnahmen  zu 

künftiger  Vermeidung  derartiger  Fälle  getroffen  worden  seien. 

B  18J)9  I  8:31. 

IL  Eine  ähnlidie  Grenzverletzung  fand  den  80.  Juli  18{H) 
unter  Führung  eines  französischen  Hauptmanns  beim  Col  d'Ugeon 
>durch  französische  Soldaten  statt.  Die  französische  Reg.  erteilte 
die  entsprechenden  Weisungen,  um  der  Wiederholung  solcher  Grenz- 
verletzung voi-zubeugen.  B  1900  I  (5H8. 

IV«  Dio  eidgenossiselie  Flagge  znr  See.^) 

118.  Im  Juni  1889  reichte  Karl  Messing,  ehemaliger  Kapitän 
in  der  deutschen.  Handelsmarine,  beim  BR  das  Gesuch  ein,  die 
Schweizer  Flagge  zur  See  führen  zu  dürfen.  Dem  Gesuche  schlössen 
sich  mehrere  Schweiz.  Versicherungsgesellschaften  an.  Der  BR  Hess 
durch  die  BKanzlei  das  Gesuch  abschlägig  beantworten  unter  Hin- 
weis darauf,  dass  die  gleichen  Bedenken,  welche  im  Jahre  18(>4 
Grund  w^aren,  einer  gleichen  Anregung  keine  weitere  Folge  zu 
geben  *^),  auch  zur  Zeit  noch  massgebend  sind. 

*)  Vgl.  P.  Schweizer,  Geschichte  der  Schweiz.  Neutralität.  S.  128,942. 

*)  Hervorgei-ufeii  diirch  die  Rriegsereigmsse  in  Nordamerika  und  in  dem 
Norden  Deutschlands,  sowie  durch  die  drohenden  Kriegseventualitäten  im 
Süden,  wurde  im  Jahre  18H4  die  Frage  mehrmals  erörtert,  ob  die  Schweiz 
nicht  ihre  eigene  Flagge  zur  See  entfalten  solle.  Im  Hinblick  auf  eine  Reihe 
von  Petitionen  von  Schweizern  in  Triest,  Smynia  und  Petersburg  legte  der 
BR  mit  Botscli.  vom  25.  Nov.  18t>4  der  BVers.  den  Entw.  eines  BBeschl.  vor 
des  Inhalts:  Der  BR  wird  ermächtigt,  den  Gebrauch  der  Schweiz.  Flagge  auf 
dem  Meere  an  Schweiz.  Schiffe  zu  bewilligen;  der  BR  erhält  die  allgemeine 
Vollmacht  bis  auf  weitern  Beschl.  der  BVers.,  alle  für  die  Ausführung  dieses 
Zweckes  dienlichen  Massregeln  anzuordnen.  Die  BVei*s.  trat  jedoch  dem  An- 
trag des  BR  nicht  bei,  sondern  beschloss  den  17.  Dez.  1864,  die  Behandlung 
der  Frage  zu  verschieben  und  den  BR  zu  beauftragen,  zunächst  Verhand- 
lungen mit  den  Seemächten  anzuknüpfen.  Wie  gesagt,  eine  weitere  Folge 
wurde  der  Anregung  nicht  gegeben.  Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  25.  Nov.  1864, 
B  18<>4  III  123:  zwei  Berichte  der  Komm,  des  NR  vom  13.  Dez.  1864  (Delara- 
i'eaz,  Fierz);  BBeschL  vom  17.  Dez.  1864,  B  1865  I  mi,  109.  II  a 
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Die  Schwierigkeiten  —  so  lautet  das  Antwortschreiben  der  BKanzlei 
vom  12.  Nov.  1889  an  den  Gesuchsteller  —  sind  doppelter  Art: 

Es  sind  solche,  die  aus  unsern  innerstaatlichen  Verhältnissen  ent- 
spiingen,  es  sind  sodann  solche  internationalen  Charakters.  Was  die 
erstem  betrifft,  so  würde  die  Schaffung  einer  Schweiz.  Handelsmarine 
—  und  diese  läge  tatsächlich  vor,  wenn,  mit  Einwilligung  der  Behörden, 
die  Schweiz.  Flagge  auf  dem  Mäste  eines  beliebigen  Schiffes  aufgehisst 
würde  —  der  Kreierung  eines  Schweiz,  See-  und  Schiffahrtsreclites 
nifen,  oder  es  müsste  \aelmehr  umgekehrt  eine  derartige  Kodifikation 
vorausgehen,  bevor  von  einer  nationalen  Marine,  in  völkerrechtlichem 
Sinne,  gesprochen  werden  könnte.  Nun  haben  aber  die  Behörden  die 
Kompetenz,  in  dieser  Materie  zu  legiferieren,  vor  der  Hand  nicht;  sie 
müsste  durch  eine  bezügliche  Revision  der  BV  noch  geschaffen  werden. 
Übrigens  würde,  ganz  abgesehen  hievon,  die  Ausarbeitung  der  diesfalls 
nötigen  Gesetze  und  Verordnungen  über  Seehand clsrecht,  über  Seever- 
sicherung, über  die  civilstandsamt liehen  Beziehungen,  über  auf  Schweiz. 
Schiffen  begangene  Verbrechen,  Vergehen  u.  s.  \\.  Jahre  in  Ansi)ruch 
nehmen,  während  welcher  von  einer  Erlaubnis  zur  Führung  der  Schweiz. 
Flagge  ohnehin  nicht  die  Rede  sein  könnte. 

Was  die  Schwierigkeiten  internationaler  Natur  betrifft,  so  stehen 
allerdings  Rechtsgründe  dem  Gebrauch  der  Schweiz.  Flagge  nicht  ent- 
gegen. Die  Schweiz  hat  ohne  allen  Zweifel  das  Recht  der  freien  Be- 
nutzung des  Meeres  mittelst  nationaler  Schiffe,  unter  nationaler  FLigge.») 

Allein  die  Ausübung  dieses  Rechtes  hängt,  in  Ermangelung  eines 
eigenen  Küstengebietes  und  eigener  Häfen,  mehr  oder  weniger  von  dem 
guten  Willen  fremder  Mächte  ab.  Diese  Abhängigkeit  würde  die  Aus- 
übung ihrer  Civil-  und  Kriminaljurisdiktion  in  hohem  Masse  ei-schweren 
und,    ohne  ihre  Verantwortlichkeit   für  den  Missbrauch  der  Flagge  ab- 


*)  Vgl.  hiezu  folgende  Znsamnienfassnug  in  der  Bot  seh.  des  BR  vom 
25.  Nov.  18(54: 

Das  Recht  der  Schweiz  zur  Mitbenutzung  des  Meeres  ist  unbestreitbar: 
die  Flagge  selbst  folgt  der  Politik  des  Landes.  Eiirer  besondern  Anerkennunj^^ 
der  Flagge,  oder  des  Rechts  zu  ihrei'  Führung  von  Seit^  anderer  Nationen 
bedarf  es  nicht.  Wohl  aber  erfordert  erstlich  die  Höflichkeit  eine  Notifikation, 
dass  die  Schweiz  von  ihrem  Rechte  fortan  Gebrauch  machen  wolle ;  zweitens 
ist  ein  Gesuch  um  Zulassung  Schweiz.  Schiffe  in  den  Häfen  der  andern 
Nationen  durch  die  Schicklichkeit  geboten,  und  es  sind  drittens  Unterhand- 
lungen notwendig  mit  einzelnen  Natipneix,  um  der  Schweiz.  Flagge  nündestens  die 
Rechte  derjenigen  der  begünstigtesten  Nation  zu  verschaffen.  Die  Unterhandlun- 
gen bezüglich  des  zweiten  und  dritten  Punktes  brauchen  indes  dem  Entscheide 
der  BBehörden  über  die  Autorisation  der  Flagge  nicht  vorauszugehen,  sondern 
es  machen  praktische  Rücksichten  es  wünsrhensweri.  jenen  Entscheid  voraus- 
gehen zu  lassen,  B  1H54  III  127. 


Die  eidg.  Flajcge  zur  See.    Die  Schweiz.  Neutralität.  -I-Or 

zuschwächen,  der  Unterdrückung  und  Bestrafung  solchen  Missbrauches 
fast  unübersteigliche  Hindernisse  in  den  Weg  legen. 

B  1889  IV  735:    189()  11  39():    voui  BR  wiederholt   im  Jahre  1891.  B  1802 

II  812. 

Y.  Die  schweizerische  Neutralität.*) 

119,  In  Beantwortung  einer  Interpellation  Künzli  und  Mit- 
unterzeichner vom  20.  Juni  1880  betr.  die  Schwierigkeiten,  welche 
infolge  der  Verhaftung  und  Ausweisungdes  Polizeiinspektors  H.  Wohl- 
gemuth^)  zwischen  der  Schweiz  und  andern  Ländern  entstsinden  sind, 
führte  Bundesrat  Droz  hn  NR  den  21.  Juni  1889  u.  a.  folgendes  aus: 

Die  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  mit  Deutschland  haben  zum 
Ausgangspunkt  den  Fall  Wohlgemuth . . .  Die  kaiserliche  Regierung  war 
der  Ansicht,  dass  ihr  Beamter  auf  unserm  Gebiete  nichts  Strafbares 
begangen  habe  und  daher  widerrechthch  verhaftet  und  ausgewiesen 
worden  sei.  Angesichts  des  sorgfältig  eraiittelten  Tatbestandes  war  es 
uns  indessen,  so  sehr  wir  auch  bedauerten,  vcm  der  aargi^uischen  Polizei 
nicht  gleich  zu  Anfang  benachrichtigt  worden  zu  sein,  nicht  möglich^ 
uns  von  der  Harmlosigkeit  und  Unschädlichkeit  der  Ilimdlungsweise 
Wohlgemuths  zu  überzeugen,  und  wir  müssen  zu  unserm  Leidwesen 
konstatieren,  dass  der  mit  Deutschland  gepflogene  Meinungsaustausch 
keine  Ubereinstimmimg  in  Beurteilung  des  Falles  herbeizuführen  ver- 
mocht hat. 

Anlässlich  des  Meinungsaustausches  sind  gi-undsätzlich  wichtige 
Fragen  des  Völkerrechtes  zwischen  beiden  Regierungen  zur  Sprache 
gekommen.  Deutschland  hat  betont,  dass  es  sich  gezwungen  sehe,  eine 
eigene  Polizei  auf  unserem  Gebiete  zu  unterhalten,  da  die  unsrige  nicht 
die  nötige  Gewähr  für  eine  wirksame  Überwachung  der  gegen  innere 
Sicherheit  gerichteten  Umtriebe  biete,  welche  von  den  in  der  Schweiz 
sich  aufhaltenden  und,  seiner  Ansicht  nach,  allzugrosser  ( Tastfreundlich- 
keitsich  erfreuenden  Anarchisten  und  revolutionären  Sozialisten  ausgehen. 

Wir  haben  geantwortet,  dass  es  uns  unmöglich  sei,  mit  irgend 
jemandem  die  Ausübung  der  Polizei  auf  unserem  Gebiete  zu  teilen,  dass 
das  ein  Ausfluss  der  Souverän  etat  sei,  und  dass  wir  diest^s  Souveränetäts- 
recht  nicht  antasten  lassen  dürfen,  ebensowenig  das  Asylrecht,  soweit 
sich  dessen  Ausübung  mit  unserer  Sicherheit  sowohl,  wie  mit  der  Sicher- 
heit anderer  Staaten  vertrage.  Wir  haben  im  übrigen  darauf  aufmerksam 


M  Vgl.  F.  Schweizer,  (beschichte  der  Schweiz.  Neutralität.  Frauen- 
feld 1895:  C.  Hilty,  Die  Neutralität  der  Schweiz  in  ihrer  heutigen  AufTassung. 
Beni,  1889:  F.  L.  Calonder,  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Schweiz.  Neutralität. 
Zürich  1890:  Frev,  a.  Bundesrat,  Die  NeutralitAt  der  Schweiz,  VVinter- 
thur  190(). 

2)  Vgl.  Erste  Auflage  IV,  Nr.  1S9«. 
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gemacht,  dass  Individuen,  welchen  wir  allzu  weitgeliende  Gastfreund- 
schaft erwiesen  haben  sollen,  nicht  als  politische  Flüchtlinge,  sondern 
kraft  des  Niederlassungsvertrages  vom  27.  April  187(>  zu  uns  gekommen 
seien,  dass  wir  sie  daher  nicht  auf  dem  Wege  der  Präventivpolizei, 
sondern  lediglich  dann  auszuweisen  berechtigt  seien,  wenn  sie  unsern 
Gesetzen  zuwiderhandeln  oder  unsere  Sicherheit  gefährden. 

Ohne  die  von  untergeordneten  Beamten  in  Ausübung  der  politischen 
Polizei  begangenen  Fehler  zu  vertuschen,  Fehler,  welche  zu  rügen  wir 
niemals  Anstand  nahmen,  haben  wir  hervorgehoben,  dass  wir  stetsfort 
ängstlich  beflissen  gewesen  seien,  Element«,  w^elche  für  uns  oder  für 
andere  Staaten  gefährlich  seien,  nicht  bei  uns  zu  dulden,  dass  wir  die 
Mittel  zu  ihrer  Bekämpfung  fortwährend  zu  verbessern  trachten,  aber 
dass  die  durch  die  deutsche  Polizei  auf  unser  Gebiet  entsandten  ge- 
heimen Agenten,  weit  entfernt,  diesen  Zweck  zu  fördern,  zu  wiederholten 
Malen  Ursache  von  Ordnungsstörungen  gewesen  seien,  welche  die  öif ent- 
liche Meinung  unseres  Landes  in  hohem  Masse  aufgeregt  hätten. 

Die  deutsche  Regierung  hat  darauf  erwidert,  dass,  wenn  wir  den 
Art.  2  jenes  Niederlassungsvertrages,  welcher  vorschreibe,  dass  die 
<leuts<-hen  Staatsangehörigen,  um  sit^h  in  der  Schweiz  niederzulassen, 
nicht  nur  mit  einem  Heimatscheine,  sondern  auch  mit  einem  Leumunds- 
zeugnis versehen  sein  «müssen»,  strikte  angewendet  hätten,  die  be- 
rühi*ten  Ubelstände  nivhi  eingetreten  sein  würden.  Die  Vorweisung  der 
Papiere  zu  verlangen,  sei  für  die  Schweiz  eine  Pflicht  und  begründe 
für  Deutschland  ein  korrespondierendes  Recht.  Wir  haben  mit  aller 
Festigkeit  eine  Auslegung  zurückweisen  müssen,  welche,  abgesehen 
davon,  dass  sie  dem  Geiste  des  Vertrages  zuwiderläuft,  auf  nichts  anderes 
abzielen  könnte,  als  die  Zulassung  von  Fremden  auf  unser  Gebiet  ins 
Behel)en  einer  auswärtigen  Regienmg  zu  stellen,  sie  tatsächlich  über 
unser  Asylrecht  verfügen  Hesse  mid  die  uns  folgerichtig  um  eines  der 
wesentlichsten  Souveränetätsrechte  berauben  würde. \) 

Die  Unmöglichkeit,  über  all  diese  Punkte  eine  Verständigung  zu 
erzielen,  hat  eine  Spannung  zwischen  den  beiden  Ländern  herbeigeführt, 
welche  insbesondere  in  der  Pr€\sse  Ausdruck  gefunden.. 

Nachdem  uns  die  deutsche  Regierung  hatte  mitteilen  lassen,  dass 
sie  sich  vorbehalten  müsse,  mit  Bezug  auf  den  Grenzverkehr  diejenigen 
Massnahmen  zu  treffen,  welche  ihr  notwendig  erscheinen,  um  sich  gegen 
Gefahren  zu  schützen,  mit  welchen  der  innere  Friede  des  deutschen 
Rei(*hes  durch  die  Unzulänglichkeit  unserer  politischen  Polizei,  die  Gleich- 
giltigkeit  oder  Ohnmacht  der  Bundesregierung,  die  Konnivenz  der  unter- 
geordneten schweizerischen  Behörden,  die  Weigerung,  geheime  Agenten 


M  Vgl.  unten  Teil  III,  Absclui.  II,  Kap.  Freizügigkeit,  §  Niederlassungs- 
vertrag  mit  Deutschland. 
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auf  unser  Gebiet  senden  zu  lassen,  und,  als  Folge  alles  dessen,  durch 
die  Frechheit  der  Umsturzparteien  bedroht  sei,  haben  wir  die  zahlreichen 
Massregeln  in  Erinnerung  gebracht,  welche  wir  gegen  diese  Elemente 
bereits  eingeführt  hätten,  Massregeln,  welche  in  Verbindung  mit  weitern, 
noch  in  Vorbereitung  befindlichen,  den  unzweideutigen  Beweis  leisten, 
dass  wir  nicht  nur  den  festen  Willen,  sondern  auch  die  Kraft  besitzen, 
unsere  völkerrechtlichen  Pflichten  gewissenhaft  zu  erfüllen,  und  des 
fernem  erklärt,  dass,  w  enn  Deutschland  Massnahmen  in  Aussicht  stelle, 
die  ihre  Spitze  gegen  unser  Land  richten  würden,  wir  sie  von  vorn- 
herein als  nicht  gerechtfertigt  betrachten  müssten. 

In  diesem  Stadium  der  Verhandlungen  hat  zunächst  Russland, 
sodann  auch  Osteireich  unsere  Aufmerksamkeit  auf  die  Gefahren  ge- 
lenkt, durch  welche,  infolge  der  allzu  grossen  Toleranz,  deren  sich  die 
anarchistischen  und  revolutionären  Elemente  auf  unserm  Gebiete  zu  er- 
freuen hätten,  auch  sie  bedroht  seien.  Als  der  Schweiz  befreundete 
Mächte  und  Mitgaranten  ihrer  Neutralität  halten  sie  dafür,  dass  diese 
Neutralität  für  uns  die  Pflicht  in  sich  schliesse,  Umtriebe  zu  verhindern, 
welche  den  innem  Frieden  ihrer  Länder  zu  stören  geeignet  seien,  widrigen- 
falls sie  die  Frage  zu  prüfen  in  die  Lage  kämen,  ob  unsere  Neutralität 
noch  in  ihrem  Interesse  liege. 

In  mehreren  Mitteilungen  hat  sich  Deutschland  mit  Bezug  auf 
unsere  Neutralität  in  gleicher  Weise  vernehmen  lassen.  Wir  haben 
Kussland  und  Osterreich  in  Betreif  der  Erfüllung  unserer  völkerrecht- 
lichen Pflichten  in  gleicher  Weise  geantwortet,  wie  Deutschland.  Wir 
haben  sodann  allen  drei  Mächten  gegenüber  bemerkt,  dass  die  Über- 
wachung una  Unterdrückung  anarchistischer  und  revolutionärer  Umtriebe 
nicht  als  eine  der  Schweiz  ausschliesslich  auifallende  und  aus  ihrer 
Neutralität  zu  folgernde  Pflicht  betrachtet  werden  könnten.  Diese 
gleiche  Pflicht  liege  jedem  Staatswesen  ob,  möge  es  neutral  sein  oder 
nicht.  Was  die  von  uns  gegen  Unruhestifter  zu  treif enden  Massregeln 
anbelange,  so  hätten  wir  dieselben  mit  niemanden  zu  diskutieren  und 
müssten  uns  diesbezüglich  freie  EntSchliessung  vorbehalten.  Es  seien  das 
innere  Fragen,  in  welche  wir,  als  souveräner  Staat,  eine  fremde  Einmischung 
nicht  zulassen  könnten.  Wir  haben  insbesondere  hervorgehoben,  dass 
unsere  Neutralität  unsere  Souveränetät  nicht  beeinträchtigen  könne, 
und  dass  es  unmöglich  sei,  im  wahren  Sinne  des  Wortes  neutral  zu 
sein,  wenn  man  nicht  unabhängig  sei.  Das  hätten  die  europäischen 
Mächte  anerkannt,  als  sie  in  der  Akte  vom  20.  November  1815  prokla- 
miert hätten,  «dass  die  Neutralität  und  Unverletzlichkeit  der  Schweiz 
und  ihre  Unabhängigkeit  von  jedem  fremden  Einfluss  im  wahren  In- 
teresse von  ganz  Europa  liege*. 

Wir  haben  demzufolge  erklärt,    dass    wir  uns  von  diesem  Boden 
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nicht  verdrängen  lassen  könnten,  und  im  übrigen  betont,  dass  die  Neu- 
tralität der  Schweiz  auch  auf  ihrem  eigenen  Willen  beruhe .... 

B  1889  III  651;   Übers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1889,  Nr.  (U. 

120.  Den  5.  Mai  1874  hatte  der  BR  beschlossen,  in  An- 
wendung von  Ai't.  83  und  ^K)  Ziff.  8  u.  9  der  BV  des  Jahres  18i8: 

1.  Es  wird  der  Herzogin  von  Madrid,  der  Gemahlin  des  spani- 
schen Kronprätendenten  Don  Carlos,  Heraogs  von  Madrid,  der 
fernere  Aufenthalt  in  den  Kantonen  Genf,  Waadt,  Wallis,  Neuen- 
bürg, Freiburg,  Tessin  und  in  den  jurassischen  Bezirken  des  Kts. 
Bern  untersagt,  und  es  ist  dieselbe,  wo  immer  in  diesen  Kantonen 
sie  betreten  wird,  aufzufordern,  mit  ihrem  ganzen  Gefolge  den 
Aufenthalt  in  die  Innern  Gebiete  der  Eidg.  zu  verlegen. 

2.  Es  ist  auch  keinem  Agenten  oder  Repräsentanten  vcm  Don 
Carlos  oder  dessen  Gemahlin  der  fernere  Aufenthalt  in  den  ge- 
nannten Kantonen  gestattet. 

Der  BR  hatte  hiebei  in  Betracht  gezogen,  dass  die  Geniahhn 
Dun  Carlos  von  ihrer  Wohnung  aus  in  dem  Landsitz  Bocage  bei 
Genf  den  von  ihrem  Gemahl  als  Prätendenten  der  Krone  von  Spanien 
begonnenen  Burgerkrieg  durch  Vermittlung  und  Beförderung  von 
Teilnehmern  an  dem  Aufstand  und  durch  Ausrüstung  mit  Kriegs- 
material beförderte,  und  dadurch  sowohl  die  Neutralität  der  Schweiz 
gegenüber  einem  befreundeten  Staat  verletzte,  als  auch  die  äussere 
Sicherheit  der  Eidg.  gefährdete.  B  1873  II  374. 

Diesen  Beschl.  hob  der  BR  auf  das  den  27.  A\}0il  1879  eui- 
gereichte  Gesuch  des  Don  Carlos,  Herzogs  von  Madrid,  den  (>.  Aug. 
188Ö  auf,  indem  er  gleichzeitig  den  Kanton  Genf  einlud,  die  den 
27.  April  1873  bei  der  Herzogin  von  Madrid  sequestrierte  Kanone 
an  General  Castella  in  Bulle  zu  Händen  des  Eigentümers  aushin- 
zugeben, und  zwar  in  Betracht,  dass  die  Massnahmen,  welche  zur 
Wjihrung  der  Schweiz.  Neutralität  während  des  von  Don  Carlos 
als  Prätendenten  auf  die  Krone  Spaniens  geleiteten  Aufstandes  in 
Spanien  getroffen  worden  waren,  schon  seit  längerer  Zeit  gegen- 
standslos geworden  sind.  B  188()  IH  5(Ji):  1881  II  721. 

lÄl.  Den  26.  April  1898  teilte  der  Gesandte  der  Ver- 
einigten Staaten  in  Bern  dem  BR  mit,  dass  der  Kriegszustand 
zwischen  diesen  Staaten  und  Spanien  am  21.  April  begonnen  habe. 
Er  fügte  bei :  «Ich  bin  vom  Staatssekretär  beauftragt  w^orden.  Sie 
hiei-von  in  Kenntnis  zu  setzen,  damit  die  Neutralität  der  Schweiz 
während   des  Krieges   zugesichert   werde.»     Der  BR   beantwortete 


«Ul     ■  ■• 
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diese  Mitteilung  damit,  dass  er  erklärte,  die  Schweiz  werde,  ihren 

Überlieferungen  getreu,  im  Kriege  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 

und  Spanien  strengste  Neutralität  beobachten.  Eine  gleichlautende 

Erklärung  richtete  der  BR  auch  an  die  spanische  Reg. 

B  18Jn»  I  .s'3). 

VI.   Die  Neutralität  von  SaTOyenJ) 

122.  Im  Laufe  des  Monats  Sept.  1883  wurde  die  öffentliche^ 
Meinung  in  der  Schweiz  durch  Besanmilung  französischer  Trup})en 
in  der  neutralisierten  Zone  von  Savoven  an  der  Grenze  des  Kts. 
Genf  beunruhigt.  Gleichzeitig  verbreiteten  sich  (xerüchte  über  eine 
beabsichtigte  Befestigung  des  Mont  Vuache  seitens  der  französischen 
Reg.  Dieser  Berg,  24  km  südwestlich  von  Genf,  am  linken  Ufer 
der  Rhone,  gegenüber  dem  Fort  d'Ecluse  und  das  Rhonetal  voll- 
ständig absperrend,  liegt  innerhalb  der  durch  den  Wiener  Kongress 
neutralisierten  Zone. 

Auf  Antrag  des  politischen  Dep.  beschloss  der  BR  den  l(i.  Nov.. 
seinem  Minister  in  Paris  (Lardy)  eine  Note  folgenden  Inhalts  zu- 
kommen zu  lassen: 

Die  eidg.  Reg.  hat  vernommen,  dass  der  französische  Geniestal) 
kürzlich  eim'ge  Studien  angeordnet  haben  soll,  welche  den  Bau  l)e- 
festigter  Werke  auf  dem  Mont  Vuache  im  Auge  zu  haben  scheinen. 
Da  dieser  Berg  in  demjenigen  Teile  v<m  Savoven  liegt,  weh'her 
kraft  der  Bestimmungen  der  Schlussakte  des  Wiener  Kongresses  vom 
9.  Juni  1815  in  die  Neutralität  der  Schweiz  mit  eingeschlossen  ist.  so 
konnte  die  eidg.  Reg.  diese  Vorgänge  nicht  mit  Gleichgiltigkeit  ansehen. 
Der  Art.  92  der  Akte  von  1815  besagt: 

Art.  XCII.  Les  provinces  de  ( 'hablais  et  du  Faucigny  et  tout 
le  territoire  de  Savoie  au  nord  d'Ugine,  appai-tenant  a  S.  M.  le 
Roi  de  Sardaigne,  feront  partie  de  la  neutralite  de  la  Suisse.  teile 
qu'elle  est  reconnue  et  garantie  par  les  puissances. 

En  consequence,  toutes  les  fois  que  les  puissances  voisines  de 
la  Snisse  se  trouveront  en  etat  d'hostilite  ouverte  ou  imminente, 
les  troupes  de  S.  M.  le  Roi  de  Sardaigne,  (jui  j>oun'aient  se  trouver 
dans  ces  provinces,  se  retireront  et  pourront,  ä  cet  eifet,  passer 
par  le  Valais,  si  cela  devient  necessaire;  aucunes  autres  troupes 
armees  d'aucune  autre  puissance  ne  pourront  traverser  ni  stationner 
dans  les  provinces  et  territoires  susdits,  sauf  celles  <pie  la  Confede- 

\)  A.  Baron,  La  neutralite  de  la  Savoie  du  Nord,  Geneve  1883:  Das 
gute  Recht  der  Schweiz  auf  die  nordsavoyschen  Provinzen  (anonym),  Leipzig. 
Duncker  «fe  Hvimblot  1886;  Usannaz- Joris,  De  la  Neutralite  de  la  Savoie, 
Pjuis  1901;  P.  Schweizer  a.  O.,  S.  884—934. 
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ration  suisse  jugerait  ä  propos  d'y  placer;  bien  entendu  que  cet 
i'tat  de  choses  ne  geiie  en  rien  radministration  de  ces  pays,  oü 
les  agents  civils  de  S.  M.  le  Roi  de  Sardaigiie  pourront  aussi  em- 
ployer  la  garde  municipale  pour  le  maintien  du  hon  ordre. 

Als  im  Jahr  18()<)  S.  M.  der  König  von  Sardinien  in  die  Vereini- 
gung Savoyens  mit  Frankreich  einwilligte,  erklärte  er  ausdrücklich,  dass 
er  die  neutralisierten  Teile  Savoyens  nicht  anders  als  zu  den  gleichen 
Bedingungen  übertragen  könne,  unter  denen  er  selbst  sie  besitze,  und 
dass  es  Sache  S.  M.  des  Kaisers  der  Franzosen  sein  werde,  sich  dies- 
falls sowohl  mit  den  am  Wiener  Kongress  vertretenen  Staaten  als  mit 
der  Schweiz.  Eidg.  zu  verständigen  und  ihnen  diejenigen  Garantien  zu 
geben,  weldie  aus  den  Beschlüssen  dieses  Kongresses  hervorgehen.*) 

In  Bezug  auf  die  neutralisierten  Teile  Savoyens  ist  demnach  Frank- 
reich, gleich  wie  es  beim  König  von  Sardinien  der  Fall  war,  gehfilten, 
den  in  dem  oben  citierten  Art.  92  aufgestellten  Bedingungen  nachzu- 
kommen. Es  hat  also  die  Verpflichtung,  seine  Truppen  aus  den  neutrali- 
sierten Teilen  Savoyens  jeweilen  zurückzuziehen,  sobald  die  der  Schweiz 
benachbarten  Mächte  sicli  im  Zustande  offener  oder  bevorstehender 
Feindseligkeit  befinden  sollten. 

Angesichts  dieser  Bestimmung,  deren  volle  Ausführung  die  franzö- 
sische Reg.,  kurz  nach  der  Abtretung  Savoyens,  durch  eine  feierliche 
Erklärung  übernommen  hat,  will  die  eidg.  Reg.  gerne  annehmen,  dass 
Frankreich  nicht  den  Plan  hege,  auf  dem  Mont  Vuache  Festungsw^erke 
zu  en'ichten. 

In  der  Tat  liesse  sicli  die  Erstellung  von  Werken  in  den  neutrali- 
sierten Teilen  Savoyens,  welche  nur  im  Hinblick  auf  den  Krieg  errichtet 
und  nur  im  Kriegsfälle  verwendet  werden  können,  nicht  mit  der  dem 
Souverän  von  Savoyen  auferlegten  Verpflichtung  vereinbaren,  seine 
Truj)pen  jeweilen  zurückzuziehen,  sobald  die  der  Schweiz  benachbarten 
Mächte  sich  im  Zustande  offener  oder  drohender  Feindseligkeit  befinden 
s<»llten. 

Der  BR  glaubt  daher  hoffen  zu  dürfen,  es  werde  der  französischen 
Reg.  I)elieben,  ihm  die  Versicherung  zu  erteilen,  dass  sie  nicht  die  Ab- 
sicht habe,  den  Mont  Vuache  zu  befestigen 

Diese  Erklärung  würde  die  in  der  Schweiz  mit  Recht  aufgeregte 
r>ffentJi(rhe  Meinung  beruhigen  und  dazu  beitragen,  die  gegenseitigen 
Gefühle  der  Freundschaft  und  des  Vertrauens  zu  stärken,  welche  die 
Reg.  der  Schweiz,  wie  diejenige  der  französischen  Republik,  stets  zu 
liefen  mid  zu  pflegen  beflissen  war. 

Wollen  Sie,   Herr  Minister,   gegenwärtige  Note  gefälligst  Seiner 


M  Vgl.  B  18(U  I  884,  891,  1862  II  29(),  Ullmer  II,  Nr.  11»». 
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Excellenz   dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  der 
französischen  Republik  mitteilen  und  ihm  eine  Abschrift  davon  zustellen. 

Schon  den  2.  Dez.  machte  Ferry,  französischer  Ministerpräsi- 
dent, dem  Schweiz.  Minister  in  Paris  die  beruhigendsten  Eröffnungen 
über  die  Absichten  Frankreichs.  Der  BR  erbat  sich  eine  schrift- 
liche Antwort.  Den  14.  Dez.  1883  richtete  daher  Ferry  an  den 
französischen  Botschafter  in  der  Schweiz,  Arago,  folgende  zur  Mit- 
teihmg  an  den  BR  bestimmte  Depesche: 

Nach  Bern  gelangte  Mitteilungen  haben,  wie  es  scheint,  den  Ge- 
danken nahe  gelegt,  der  französische  Geniestab  gehe  damit  um,  auf 
dem  Mont  Vuache  gewisse  Verteidigungswerke  zu  errichten.  Die  eidg. 
Reg.  möchte  die  Versicherung  erhalten,  dass  wir  nicht  die  Absicht 
hegen,  diesen  Punkt  zu  befestigen.  Sie  hält  dafür,  diese  Erklärung  von 
unserer  Seite  würde  die  öffentliche  Meinung  in  der  Schweiz  beruhigen 
und  dazu  beitragen,  die  Gefühle  freundschaftichen  Vertrauens,  welche 
zwischen  den  beiden  Ländern  walten,  zu  fördern. 

Wir  erbhcken  keine  Schwierigkeit  darin,  zu  erklären,  dass  es  nicht 
in  unserer  Absicht  liegt,  auf  dem  Mont  Vuache  ein  Festungswerk  an- 
zulegen, und  dass  es  sich  der  französische  Generalstab  anlässUch  seiner 
Studien  über  Mobilisation  hat  angelegen  sein  lassen,  das  neutralisierte 
Gebiet  vollständig  zu  respektieren. 

Sie  mögen  dem  BR  Abschrift  von  gegenwärtiger  Mitteilung  zu- 
stellen, welche,  wie  ich  hoffe,  die  Besorgnisse,  die  uns  kundgegeben 
worden  sind,  zerstreuen  und  Zeugnis  von  unserm  Wunsche  geben  wird, 
die  traditionellen  Freundschaftsbande,  die  uns  mit  der  Eidg.  verbinden, 
enger  zu  knüpfen.  B  1884  II  584,  932. 

Damit  war  der  Zwischenfall  erledigt. 

TIL  Die  Hfininger  Festangsserritat. 

123.  I.  Der  zweite  Pariser  Friede,  abgeschlossen  den  20.  Nov. 
1815  zwischen  den  alliierten  Mächten  und  Frankreich,  bestimmt  in 
Art.  III  Abs.  1: 

Les  fortifications  d'Huningue,  ayant  ete  constamment  un  objet 
d'inquietude  pour  la  ville  de  Bäle,  les  hautes  Parties  contractantes, 
pour  donner  ä  la  Confederation  helvetique  une  nouvelle  preuve  de 
leur  bienveillance  et  de  leur  solhcitude,  sont  convenues  entre  Elles 
de  faire  demolir  les  fortifications  d'Huningue;  et  le  Gouvernement 
fran^ais  s'engage,  par  le  meme  motif,  ä  ne  les  retablir  dans  aucun 
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temps,  et  ä  ne  point  les  remplacer  par  d'autres  fortifications  ä  une 
distance  moindre  que  trois  lieues  de  la  ville  de  Bäle. 

OfF.  Slg.  1820,  I  S.  107,  109;  Repertorium  der  neuern  eidg.  Abschiede, 
II  S.  816. 

Die  der  Schweiz  auf  Gruiid  dieser  Friedensbestimmung  ein- 
geräumte völkerrechtliche  Diensthai'keit,  des  Inhalts,  dass  auf  dem 
linken  Rheinufer  in  einer  Entfernung  von  weniger  als  drei  Meilen 
von  der  Stadt  Basel  keine  Festungswerke  errichtet  werden,  ist  durch 
die  Abtretung  von  Elsass- Lothringen  an  das  Deutsche  Reich  in 
ihrem   Bestände   nicht   berührt   worden    und   besteht    heute    noch 

zu  Recht. 

Vgl.  B  1871  II  767;  1872  II  61;  Stenogi*.  Berichte  des  Deutschen  Reichs- 
tages  1871,  I  S.  518.») 

Über  die  Entstehung  der  Hüninger  Festungsservitut  ist  folgendes 
zu  bemerken: 

Als  im  Jahre  1679,  zur  Zeit  der  Kriege  Ludwigs  XIV  mit  Kaiser 
und  Reich  und  deren  Verbündeten,  die  Kunde  in  die  Eidgenossenschaft 
kam,  dass  Frankreich  beabsichtige,  in  Hüningen  an  Stelle  der  von  der 
österreichischen  Zeit  her  vorhandenen  Feldschanzen  eine  Festung  an- 
zulegen, verursaclite  sie  eine  allgemeine  Aufregung  und  weitgehende 
Besorgnisse;  vorab  aber  fühlte  sich  Basel  bedroht  durch  diese  Anlage 
einer  französischen  Festung  in  seiner  nächsten  Nähe.  Als  daher  An- 
fangs Juli  1679  die  eidg.  Gesandten  sich  zur  ordentlichen  Tagsatzung 
in  Baden  versammelten,  unterliessen  sie  nicht,  gegenüber  dem  Vertreter 
der  Krone  Frankreichs  Vorstellungen  gegen  den  projektierten  Bau  zu 
erheben,  und  da  dieselben  ohne  Erfolg  waren,  wurde  dieser  Sache  wegen 
eine  ausserordentliche  Tagsatzung  auf  Ende  September  nach  Baden 
einberufen.  Hier  suchte  nun  der  französische  Gesandte  die  Besorg- 
nisse der  Eidgenossen  zu  zerstreuen.  Die  Tagsatzung  beschränkte  sich 
darauf,  schriftlich  Vorstellungen  beim  König  und  seinen  Ministem  zu 
machen,  in  der  Meinung,  dass  sie  nach  Eingang  der  Antwort  wieder 
zusammentreten  werde,  Eidg.  Abschiede  VI,  1  S.  1108  Ut  c.  Die  Ant- 
wort scheint  ausgebheben  zu  sein,  denn  die  folgenden  Abschiede 
schweigen  über  diesen  Gegenstand.  Am  26.  Aug.  1681  fand  alsdann 
die  Inauguration  der  Festung  statt. 

Im  XVIII.  Jahrhundert  wurde  die  Festung  Hüningen  erw^eitert 
und  ihre  Aussenwerke  vervollständigt.  Dies  gab  der  Tagsatzung  des 
öftem  Anlass,  dagegen  Reklamationen   zu  erheben,   aber  ohne  Erfolg. 

1)  C  lau  SS,  Die  Lehre  von  den  Staatsdienstbarkeiten,  1894,  S.  15, 217  u.  ö. 
Hilty,  Politisches  Jahrbuch  a.  O.  1887,  U  S.  706,  1888,  III  S.  438,  479,  480, 
1902,  XVI  S.  450—454;  Pictet,  Biographie  de  C.  Pictet  de  Rochemont, 
Geneve  1892. 
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Sie  und  vorab  die  Stadt  Basel  mussten  daher  darauf  Bedacht  nehmen, 
bei  günstiger  Gelegenheit  auf  Zerstönmg  dieses  sie  beständig  bedrohen- 
den Werkes  zu  dringen.  Diese  Gelegenheit  fand  sich  jedoch  erst  1815, 
als  beim  zweiten  Einmarsch  der  alliierten  Armeen  in  Frankreich  die 
Festung  Hüningen  durch  österreichische  Truppen  unter  dem  Ober- 
kommando des  Erzherzogs  Johann  behigert  und  infolge  der  Kapitulation 
vom  25.  Aug.  in  die  Gewalt  der  Allierten  kam.  Von  Mitte  Oktober 
1815  bis  Mitte  Jan.  1816  wurde  die  Festung  vollständig  geschleift. 

Mitte  August  1815  reiste  der  Genfer  Staatsrat  Pictet  de  Roche- 
mont  im  Auftrag  der  Tagsatzung  nach  Paris  zum  Zweck  der  Vertretung 
der  Schweiz.  Interessen  beim  bevorstehenden  Friedensschlüsse;  mit 
seinem  anfängUch  gestellten  Begehren  um  Abtretung  von  Hüningen 
mit  einem  Rayon  von  300  Klaftern  an  die  Schweiz  drang  er  zwar  nicht 
durch,  dagegen  wurde  ihm  schon  am  19.  Sept.  zur  Kenntnis  gebracht, 
dass  die  Alliierten  von  Frankreich  u.  a.  fordern:  die  Abtragung  der 
Festungswerke  von  Hüningen  mit  der  Verpflichtung,  dieselben  nie 
wieder  herzustellen.  Diese  Verpflichtung  wurde  sodann  in  die  Friedens- 
präliminarien vom  2.  Okt.  aufgenommen  und  im  Frieden  selbst  in  der 
mitgeteilten  Form  als  völkerrechtliche  Dienstbarkeit  zu  gunsten  von 
Basel  und  der  Schweiz  konstituiert. 

II.  Im  Laufe  des  neunzelmten  Jahrhunderts  wurden  zwischen 
der  Schweiz  und  Nachbarstaaten  weitere  Festungsdienstbarkeiten 
teils  zu  gunsten,   teils  zu  Lasten  der  Schweiz  vereinbart,  nämlich: 

1.  im  Vertrag  zwischen  der  Schweiz.  Eidg.  und  Frankreich 
betr.  das  Dappental  vom  8.  Dez.  1862 : 

Art.  I.  Die  Schw  eiz  überlässt  und  Frankreich  tritt  w^ieder  in  den 
Besitz  und  die  volle  Landeshoheit  desjenigen  Teiles  des  Dappen- 
tales,  welches  in  sich  fasst: 

1.  Den  Mont  des  Tuffes  und  seine  Abhänge  bis  zu  und  mit 
der  Strasse  von  Les  Rousses  nach  der  Faucille; 

2.  einen  Landstreifen  östlich  von  dieser  Strasse  in  der  durch- 
schnittlichen Breite  von  beiläufig  500  Schweizerfuss  oder  150 
Meter  nach  der  Richtung,  welche  auf  gegenwärtigem  Vertrage 
beigelegtem  Plane  im  allgemeinen  verzeichnet  ist. 

Frankreich  tritt  an  die  Schweiz.  Eidg.,  um  zu  dem  Gebiete  des 
Standes  Waadt  geschlagen  zu  werden,  einen  Landstrich  von  gleichem 
'  Flächeninhalt  ab,  der  sich  vom  Vereinigungspunkt  der  Strassen  von 
St.  Cergues  und  der  Faucille  längs  dem  Abhänge  des  Noirmont  bis 
zur  Grenze  des  Jouxtalbezirkes  in  der  auf  beiUegendem  Plane  im 
allgemeinen  verzeichneten  Richtung  hinzieht.  Die  Strasse  nach 
St.  Cergues,  von  dem  la  Cure  genannten  Orte  an,  ist  in  dieser  Ab- 
tretung inbegriffen. 


^ 
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Art.  II.    Auf   den    im    vorhergehenden    Artikel    bezeichneten 

Gebietsteilen   dürfen   keine    miUtärischen  Werke   (aucun   ouvrage 

militaire)  errichtet  werden. 

A.  S.  Vn  452,  453.  — '  Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  7.  Jan.  1863,  B  1863  I  61 ; 
Berichte  der  Komm,  der  eidg.  Räte  vom  20.  und  22.  Jan.  1863,  B  1863  I 
483,  497;  genehmigender  BBeschL  vom  28.  Jan.  1863  und  Ratifikations* 
beschl.  des  BR  vom  2.  Febr.  1863,  A.  S.  n.  F.  VII  449,  450.  Erklärung^ 
der  Bevollmächtigten  der  Reg.  beider  Staaten  betr.  die  Bereinigung  der 
Dappentalgrenze,  A.  S.   VIII  77.  —  Declaration   du   Congres   de   Vienne 

concernant  les  affaires  de  la  Suisse  du  20  mars  1865,  Transaction  Art.  2 

La  vallee  des  Dappes,  ayant  fait  partie  du  Canton  de  Vaud  lui  est  rendue,. 
Off.  Slg.  I  S.  51,  60,  69. 

2.  im  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich  über  die 
Regulierung  der  Grenze  bei  Finstermünz  vom  14.  Juli  1868: 

Art.  I.  Das  zwischen  der  Schweiz  und  der  gefürsteten  Graf- 
schaft Tirol  streitige  Gebiet  am  linken  Innufer  vom  Novellerhofe 
bis  zum  Schergen-  oder  Schalkelhof,  westlich  vom  Inn  und  vom 
Schergen-  oder  Schalkelhof  bis  zur  Spissermühle,  südlich  vom 
Schergen-  oder  Schalkelbach,  fällt  der  Schweiz  zu,  mit  Ausnahme 
des  sog.  Schergen-  oder  Schalkelhofes  und  der  von  diesem  bis  zur 
Altfinstermünzbrücke  führenden  Strassenstrecke,  nebst  dieser  Brücke 
und  dem  Turme;  \yogegen  die  Schweiz  sich  verbindlich  macht, 
auf  dem  ihr  zufallenden  Gebiete  und  insbesondere  auf  dem  Novella- 
berge  keine  Befestigungen  zu  erbauen. 

A.  S.  IX  572.  -  Vgl.  Botsch.  des  BR  vom  30.  JuU  1868,  B  1868  III  23 ; 
genehmigender  BBeschl.  vom  24.  Juli  1868  und  Ratifikationsbeschl.  des 
BR  vom  27.  Juü  1868,  A.  S.  IX  569,  570. 

Diese  Dienstbarkeit  wurde  von  der  Schweiz  auf  Begehren  Öster- 
reichs eingeräumt,  im  Hinblick  des  Dappentalerpräjudiz  und  weil  Öster- 
reich seinerseits  auf  das  bisher  streitige  Gebiet  verzichtete. 

Till.  Die  Anerkennnng  fremder  Mächte.^) 

124.  I.  Auf  die  von  König  Alfons  XII.  von  Spanien  den 
16.  Jan.  1875  dem  BR  bekannt  gegebene,  unter  Zustimmung  des 
Volkes  erfolgte  Thronbesteigung  erklärte  der  BR  den  3.  Febr.  1875, 
dass  er  nicht  anstehe,  die  bisherigen  diplomatischen  Beziehungen 
mit  der  königlichen  Reg.  Alfons'  fortzusetzen.  B  1875  I  165. 


»)  Vgl.  B V  1848  Art.  74,  Ziff.  4,  Geschäftskreis  der  B Vers. :  Anerkennung 
auswärtiger  Staaten  und  Regierungen.  Diese  Ziffer  ist  nicht  in  die  BV  1874 
aufgenommen  worden.    Massgebend  ist  jetzt  BV  1874  Art.  102,  Ziff.  8. 

Vgl.  Erste  Auflage  II,  Nr.  747.  (Besteigung  des  apestolischen  Stuhlea 
durch  Papst  Leo  XIII.) 


r 
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IL  Den  15.  Nov.  1889  hat  eine  Revolution  die  kaiserliche 
Dynastie  in  Brasilien  gestürzt  und  die  föderative  Republik  als  pro- 
visorische Regierungsform  der  brasilianischen  Nation  proklamiert. 
Der  BR  ermächtigte  den  2.  Dez.  den  Schweiz.  Generalkonsul  in 
Rio  de  Janeiro,  den  Verkehr  mit  der  republikanischen  Reg.  fortzu- 
setzen ;  den  26.  Sept.  1890  anerkannte  er  dieselbe  offiziell. 

B  1890  11  382,  IV  434 ;  1891  I  781 ;  1892  U  788. 

125.  Den  25.  Jan.  1899  nahm  der  BR  die  Anzeige  des  pro- 
visorischen Präsidenten  der  Republik  Salvador,  General  Jomäs  Rega- 
lado,  entgegen,  dass  am  14.  Nov.  1898  infolge  einer  politischen 
Umwälzung  diese  Republik  von  dem  Unionsvertrag  mit  Honduras 
und  Nicaragua  sich  losgesagt  und  wieder  ihre  volle  Selbständigkeit 
übernommen  habe.  B  1899  I  155. 

IX.  Die  Stellang  der  Yertreter  des  Aaslandes  in  der  Schweiz. 

126.  Als  im  Jahre  1892  an  Stelle  des  zurücktretenden  nieder» 

ländischen  Generalkonsuls  in  der  Schweiz,  Herrn  van  Litters,  Herr 

Ruijssenaers   vorübergehend  die  Funktionen  eines  Generalkonsuls, 

gestützt  auf  ein  Beglaubigungsschreiben  des  holländischen  Ministers 

des  Auswärtigen,  versah,    nahm   der  BR  den   7.  Okt.  1892   davon 

Vormerk,  dass  mit  Rücksicht  auf  den  temporären  Charakter  seiner 

Mission  für  ihn  das  Exequatur  nicht  nachgesucht  wird. 

B  1892  IV  544;  1893  II  642. 

127.  L  Das  Generalkonsulat  von  Haiti  in  Bordeaux  notifizierte 
dem  BR  den  10.  Jan.  1881 :  es  habe  den  Herrn  Manzetti  zum  Vize- 
konsul von  Haiti  in  Genf  ernannt.  Der  BR  jV erweigerte  Manzetti 
das  eidg.  Exequatur,  weil  zwischen  der  Schweiz.  Reg.  und  der- 
jenigen der  Republik  Haiti  keine  Vereinbarung  stattgefunden  hat, 
derzufolge  der  Generalkonsul  dieses  Staates  in  Bordeaux  berechtigt 
wäre,  einen  auf  Schweizergebiet  funktionierenden  Konsularbeamten 
zu  ernennen.  B  1882  11  15. 

n.  Das  1899  errichtete  türkische  Generalkonsulat  in  Genf  war 
im  Jahre  1900  infolge  Abreise  des  Inhabers  der  Stelle,  Ressoul 
Eflfendi,  unbesetzt.  Als  provisorischer  Konsulatsverweser  war  dem 
BR  Karl  Praetorius  Freiherr  von  Richthofen  angemeldet  worden. 
Dieser  gerierte  sich  indessen  als  Generalkonsul,  obschon  er  das 
eidg.  Exequatur  nicht  erhalten  hatte.  Auf  die  Unzulässigkeit  seines 
Verfahrens  von  der  BBehörde  aufmerksam  gemacht,  fuhr  er  trotz- 
dem fort,  amtliche  Aktenstücke  als  Generalkonsul  zu  zeichnen.  Der 
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BR  wurde  deshalb  bei  dem  seit  21.  März  1900  bei  ihm  akkredi- 
tierten türkischen  Gesandten  vorstellig  mit  dem  Begehren,  dass 
Freiherr  von  Richthofen  vom  türkischen  Generalkonsulat  in  Genf 
entfernt  werde;  auch  wm*de  Richthofen  eröffnet,  dass  er  des 
Landes  verwiesen  werde,  wenn  er  ohne  eidg.  Exequatur  fortfahre, 
sich  als  Generalkonsul  zu  gerieren.  Hierauf  stellte  Richthofen  die 
angemassten  Funktionen  ein. 

Als  der  neue  türkische  Generalkonsul,  Haidar  Bey,  der  vom 
BR  am  12.  April  1901  das  Exequatur  erhalten  hatt€,  sein  Amt 
antreten  wollte  und  von  dem  Freiherrn  von  Richthofen  die  Über- 
gabe des  Archivs,  des  Siegels,  des  Wappenschildes  und  der  tür- 
kischen Nationalfahne  verlangte,  verweigerte  dieser  die  Herausgabe 
der  verlangten  Gegenstände,  indem  er  eine  Forderung  für  Auslagen 
und  Gehühi-en  an  die  ottomanische  Reg.  stellte.  Die  türkische 
Gesandtschaft  richtete  hierauf  an  den  BR  das  Gesuch,  er  möchte 
die  Genfer  Behörden  anweisen,  die  Herausgabe  fraglicher  Gegen- 
stände zwangsweise  zu  bewirken.  Der  BR  glaubte  indessen,  dass 
es  rechtlich  nicht  zulässig  sei  gegen  den  Freiherm  von  Richthofen 
auf  administrativem  Wege  vorzugehen;  er  verwies  daher  die  tür- 
kische Gesandtschaft  mit  ihrem  Begehren  an  die  ordentlichen  Ge- 
richte. 0 

B  1901  I  8^,  1902  II  349;  vgl.  B  1900  I  673  (Exequatur  für  Ressoul  Effendi 
vom  29.  Juni  1899),  1901  I  893  (Beglaubigungsschreiben  für  den  türkischen 
Minister  Caratheodory  Effendi  mit  Residenz  in  Brüssel,  am  21.  März  1900 
dem  BR  überreicht),  1902  II  348  (Beglaubigungsschreiben  ftü*  den  tür- 
kischen Minister  Salih  Munir  Bey  mit  Residenz  in  Paris,  am  4.  April 
1901  dem  BR  überreicht). 

128,  Den  19.  Sept.  1896  beschloss  der  BR,  wegen  eines  Vor- 
falles, der  sich  am  16.  Sept.  bei  der  Truppeninspektion  des 
III.  Armeekorps  durch  das  Verhalten  des  Gesandten  von  Uruguay, 
Dr.  Alb.  Nin,  gegenüber  dem  Chef  des  eidg.  Militärdep.,  Bundesrat 
Frey,  ereignet  hatte,  von  der  Reg.  der  Republik  Uruguay  die  Ab- 
berufung ihres  Gesandten  zu  verlangen.  Der  dadurch  im  Ent- 
stehen begriflFene  Konflikt  wurde  indessen  durch  Austausch  freund- 
schaftlicher Erklärungen    zwischen    beiden   Regierungen    beigelegt. 

Vgl.  B  1897  II  205,  1898  H  8. 

129.  Den  10.  April  1902  benachrichtigte  der  BR  den  italieni- 
schen Gesandten  in  Bern,  Commandeur  G.  Silvestrelli  (akkreditiert 
seit  10.  Sept.  1901),  dass  er  sich  zu  seinem  lebhaften  Bedauern  ge- 

*)  Vgl.  aber  auch  Nr.  IJIO. 
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nötigt  sehe,  die  amtlichen  Beziehungen  mit  ihm  abzubrechen.  Der 
itaHenidche  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  Rom,- 
Prinetti,  hievon  in  Kenntnis  gesetzt,  teilte  am  gleichen  10.  April  dem 
schweizerischen  Gesandten  in  Rom,  Dr.  G.  Carlin,  mit,  dass  in- 
folgedessen die  königliche  Regierung  ihrerseits  die  amtlichen  Be- 
ziehungen mit  ihm  abbreche. 

Am  15.  April  legte  der  BR  der  BVers.  einen  Bericht  betr.  den 
Bruch  der  diplomatischen  Beziehungen  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien  vor.  Die  BVers.  beschloss  den  22.,  24.  April  einstimmig,  nach 
Einsicht  dieses  Berichtes,  von  den  darin  enthaltenen  Erklärungen 
des  BR  Akt  zu  nehmen  und  zwar  mit  dem  Zusatz,  dass  sie  die 
Haltung  des  BR  in  dieser  Angelegenheit  billige. 

Dank  den  guten  Diensten  der  deutschen  Reichsreg.  haben  die 
Schweiz.  Reg.  und  die  italienische  Reg.,  um  die  normalen  Be- 
ziehungen zwischen  den  beiden  Ländern  wieder  herzustellen,  den 
30.  Juli  1902  beschlossen,  unter  gleichzeitiger  Abberufung  ihrer 
beidseitigen  Gesandten  die  vorläufige  Leitung  ihrer  Gesandtschaften, 
bis  zur  bevorstehenden  Ernennung  neuer  Minister,  den  ersten 
Sekretären  zu  übertragen.  Hierauf  wurde  Dr.  Carlin  als  Schweiz. 
Gesandter  nach  London,  der  Schweiz.  Gesandte  in  Washington  in 
gleicher  Eigenschaft  nach  Rom  versetzt. 

Vgl.  B  1902  II  841,  965,  972;  IV  137,  185,  424,  427;  V  480,  481;  Cbers.  Verh. 
BVers.  April  1902,  Nr.  49.  Ferner  B  1902  V  838  (Antrag  des  BR  auf  Er- 
gänzung  des  B Strafrechtes). 

Über  die  Entstehung  und  den  Verlauf  dieses  Zwischenfalles 
gibt  der  BR  in  seinem  Bericht  vom  15.  April  1902  folgende  Dar- 
stellung : 

Am  5.  Febr.  1902  machte  der  italienische  Gesandte  in  einer  Unter- 
redung mit  dem  BPräsidenten  auf  einen  im  anarchistischen  Blatte 
«II  Risveglio»  vom  18.  Jan,  1902  erschienenen  Artikel  aufmerksam,  der 
das  Andenken  König  Humberts  verunglimpfende  Anspielungen  enthielt. 
Nach  Einsicht  eines  Gutachtens  des  BAnwaltes  und  eines  Antrages  des 
Justiz-  und  Pohzeidep.  beschloss  der  BR  am  25.  Febr.,  dem  italienischen 
Gesandten  mitzuteilen,  die  öffentliche  Beschimpfung  eines  fremden 
Souveräns  sei  nach  Art.  42  des  BStrafrechts  vom  4.  Febr.  1853  unter 
der  doppelten  Voraussetzung  strafbar,  dass  die  betreffende  fremde  Re- 
gierung die  Verfolgung  verlange  und  erkläre,  der  Eidgenossenschaft 
Gegenrecht  halten  zu  wollen  .  .  . 

Statt  diesen  Weg  einzuschlagen,  beantwortete  der  italienische 
Gesandte  am  8.  März  die  Note  des  BR  dahin:  seine  Reg.  beabsichtige 
nicht,  die  Verfolgung  des  Risveglio  zu  beantragen;  sie  protestiere  aber 
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dagegen,  dass  Veröffentlichungen  wie  der  Artikel  vom  18.  Jan.  in  der 
Schweiz  ungestraft  bleiben;  sie  tiberlasse  dem  BR  die  Verantwortlich- 
keit dafür;  es  genüge  ihr,  den  BR  an  die  Erfüllung  seiner  internationalen 
Pflichten  erinnert  zu  haben;  das  Verlangen,  dass  der  Schweiz  das  Gegen- 
recht verbürgt  werde,  scheine  ihr  nicht  den  Umständen  angepasst,  denn 
nie  hätte  sich  die  Eidgenossenschaft  zu  beklagen  gehabt,  dass  ihre 
obersten  Behörden  in  der  itahenischen  Presse  nicht  mit  der  ihnen 
schuldigen  Achtung  behandelt  worden  seien. 

Diese  durch  ihre  ungewohnt  schroffe  Form  nicht  minder  als  durch 
ihren  Inhalt  verletzende  Note  konnte  der  BR  nicht  ohne  Widerspruch 
hinnehmen.  Der  BPräsident  wies  in  einem  Schreiben  vom  12.  März 
die  in  der  itahenischen  Note  enthaltenen  Unterstellungen  und  Vorwürfe 
zurück  und  hob  neuerdings  hervor,  dass  es  in  das  Beheben  der  itahe- 
nischen Reg.  gestellt  sei,  durch  Erfüllung  der  gesetzlichen  Erforder- 
nisse die  Einleitung  des  Strafverfahrens  gegen  den  Verfasser  des  Artikels 
des  Risvegho  zu  ermögh'chen.  .  .  . 

Hierauf  folgte  die  Note  der  italienischen  Gesandtschaft  vom  23.  März, 
in  der  sie  die  rechtlichen  Ausführungen  des  BR  als  nicht  zur  Sache  ge- 
hörend bezeichnet;  nicht  dieser  oder  jener  Artikel,  sondern  die  ganze 
verbrecherische  Tätigkeit  des  Risveglio  sei  ins  Auge  zu  fassen;  an 
dem  in  der  Note  vom  8.  März  vertretenen  Standpunkt  werde  deshalb 
nichts  geändert. 

Während  bisher  nur  von  dem  im  Risveglio  vom  18.  Jan.  er- 
schienenen Artikel  die  Rede  war,  wird  hier  zum  ersten  Mal  die  Be- 
hauptung aufgestellt,  nicht  darum  handle  es  sich,  sondern  um  das 
ganze  Treiben  dieses  im  Dienste  der  anarchistischen  Propaganda  stehen- 
den Blattes.  Es  ist  diesfalls  zu  bemerken,  dass  eine  Strafverfolgung 
nur  wegen  bestimmter  Gesetzesverletzungen  eintreten  kann,  und  dass 
der  dem  BR  am  5.  Febr.  angezeigte  Artikel  sich  nicht  anders  qualifi- 
zieren lässt  als  eine  öffentliche  Beschimpfung  eines  fremden  Souveräns, 
d.  h.  als  ein  Verbreclien,  das  gemäss  Art.  42  des  BStrafrechtes  nur 
unter  den  angegebenen  Voraussetzungen  strafbar  ist.  Die  auf  diesen 
Artikel  gestützten  Ausführungen  des  BR  waren  also,  was  auch  die  ita- 
lienische Note  hiergegen  einwenden  mag,  völlig  zutreffend. 

Bei  dieser  Sachlage  musste  der  BR  darauf  verzichten,  die  Ver- 
handlungen mit  Herrn  Silvestrelli  weiter  zu  führen;  der  BR  wandte 
sich  an  den  italienischen  Minister  der  ausw^äiiigen  Angelegenheiten, 
Herrn  Prinetti.  Der  Schweiz.  Gesandte  in  Rom,  Dr.  Carlin,  wurde 
durch  Depesche  vom  27.  März  beauftragt,  sich  mit  dem  Minister  in 
freundschaftlicher  Weise  auseinanderzusetzen  und  ihm  nahezulegen, 
dass  es  im  Interesse  der  gegenseitigen  guten  Beziehungen  liege,  Herrn 
Silvestrelli  abzuberufen  und  durch  einen  andern  Gesandten  zu  ersetzen. 
Der  itaHenische  Minister  Prinetti  lehnte  aber  dieses  Begehren  ab,  ver- 
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stand  sich  auch  zu  keinen  den  BR  einigermassen  befriedigenden  Er- 
klärungen, hielt  vielmehr  in  der  Hauptsache  an  dem  in  den  Noten  der 
italienischen  Gesandtschaft  eingenommenen  Standpunkte  fest,  so  dass 
sich  der  BR  in  die  Notwendigkeit  versetzt  sah,  die  amilichen  Be- 
ziehungen zu  Herrn  SilvestrelU  abzubrechen. 

Von  dieser  Entschliessung  des  BR  gab  der  Schweiz.  Gesandte  in 
Rom  mit  Note  vom  7.  April  dem  italienischen  Minister  Kenntnis. 
Herr  Prinetti  erwiderte  hierauf  am  9.  April^  die  Schweiz.  Gesandtschaft 
in  Rom  könne  unterdessen  sich  nicht  in  einer  andern  Lage  befinden 
als  in  der,  welche  der  BR  der  königlichen  Gesandtschaft  in  Bern 
schaffen  zu  sollen  glaubte;  er  sehe  sich  daher  seinerseits  genötigt,  die 
amtlichen  Beziehungen  mit  Herrn  Carlin  abzubrechen. 

Der  Note  Prinettis  lag  ein  Memorandum  bei ,  .  .  in  dem  neuerdings 
betont  wird,  dass  Grund  der  Beschwerden  ItaUens  nicht  der  einzelne 
Artikel  des  RisvegUo  vom  18.  Jan.,  sondern  die  ganze  von  diesem  Blatte 
entwickelte  verbrecherische  Tätigkeit  bilde.  Die  italienische  Gesandt- 
schaft habe  im  Juni  1901  die  Aufmerksamkeit  des  BPräsidenten  auf 
heftige  Artikel  des  Risvegho  hingelenkt,  die  den  Königsmord  verherr- 
lichten. Hierin  habe  die  italienische  Reg.  den  Tatbestand  des  im 
Art.  4  des  BGes.  vom  12.  April  1894  vorgesehenen  Verbrechens  er- 
blickt und  erwartet,  dass  der  BR  gegen  den  oder  die  Verfasser  Straf- 
klage erheben  würde;  allein  dieser  habe  nichts  getan.  Es  sei  daher 
selbstverständlich,  dass  Herr  Silvestrelli  in  seiner  Antwort  vom  8.  März 
es  abgelehnt  habe,  einen  förmUchen  Antrag  auf  Strafverfolgung  zu 
stellen;  durch  ein  solches  Verlangen  hätte  ja  die  italienische  Gesandt- 
schaft den  Standpunkt,  den  sie  stets  vertreten  habe,  preisgegeben.  Die 
vom  BR  in  seiner  Note  vom  12.  März  erhobene  Protestation  erweise 
sich  als  materiell  unbegründet.  Die  Form  der  Note  Silvestrellis  erkläre 
sich  durch  die  Tatsache,  dass  die  italienische  Gesandtschaft  seit  lange 
schon  hätte  zusehen  müssen,  wie  die  Angriffe  auf  die  Einrichtungen 
des  Königreiches  sich  wiederholten  und  immer  straflos  blieben,  ohne 
dass  der  BR  je  ein  Wort  der  Missbilligung  gefunden  hätte.  Die  Note 
vom  23.  März  endlich  habe  lediglich  die  materielle  Seite  der  Angelegen- 
heit berührt  und  in  dieser  Hinsicht  einfach  den  Standpunkt  der  könig- 
lichen Reg.  bestätigt.  Bei  dieser  Sachlage  habe  der  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  dem  Ansuchen  des  BR  um  die  Abberufung 
Silvestrellis  keine  Folge  geben  können. 

Hierzu  bemerkt  nun  der  BR:  Es  ist  richtig,  dass  der  italienische 
Geschäftsträger,  Herr  Berti,  sich  im  Juni  1901  bei  dem  BPräsidenten 
wegen  zweier  im  RisvegUo  vom  8.  Juni  erschienenen  Artikel  in  einer 
mündlichen  Unterredung  beschwert  hatte,  betitelt:  «Intorno  alla  morte 
di  Gaetano  Bresci»  und  «Pour  un  martyr  de  la  liberte»;  es  ist  richtig, 
dass  diese  Artikel  eine  VerherrUchung  des  Tat  Brescis  enthielten.  Dej- 
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BR  hatte  die  Frage  zu   prüfen,   ob   das  Strafverfahren   auf  Grund  der 
Art.  4  und  5  des  BGes.  vom  12.  April  1894  einzuleiten  sei. 

Das  eidg.  Justizdep.  sprach  sich  in  Üljereinstimmung  mit  einem 
Gutachten  des  BAnwalts  dahin  aus,  dass  nach  Art.  4  des  angerufenen  Ge- 
setzes nur  die  direkte  Aufreizung  zur  Begehung  von  Verbrechen  gegen 
die  Sicherheit  von  Personen  oder  Sachen  strafbar  sei,  v^enn  sie  in  der 
Absicht  erfolge,  Schrecken  zu  verbreiten  oder  die  allgemeine  Sicherheit 
zu  erschüttern.  Dabei  wurde  auf  das  Urteil  des  BGer.  vom  29.  Mai  1900 
i.  S.  des  von  Bertoni,  Frigerio  und  Held  herausgegebenen  und  verbreiteten 
Almanacco  socialista-anarchico  verwiesen.')  Der  BR  konnte  sich  diesen 
Erwägungen  nicht  verschliessen ;  er  beschloss  daher,  von  einer  Verfol- 
gung des  Risveglio  auf  Grund  der  Art.  4  und  5  des  erwähnten  Gesetzes 
abzusehen.  Hiervon  wurde  dem  italienischen  Geschäftsträger  durch 
Verbalnote  des  politischen  Dep.  vom  10.  Juli  1901  Kenntnis  gegeben. 
Damit  war  die  Angelegenheit  für  den  BR  erledigt,  und  der  BR  durfte 
annehmen,  dass  auch  die  italienische  Gesandtschaft  sie  als  erledigt  be- 
trachte, denn  sie  kam  auf  dieselbe  nicht  mehr  zurück.  Auch  in  der 
Unterredung,  die  der  BPräsident  am  5.  Febr.  mit  Herrn  Silvestrelli 
hatte,  war  nur  von  dem  im  Risveglio  vom  18.  Jan.  erschienenen  Artikel 
die  Rede.  Erst  in  der  Note  vom  23.  März  wurde  der  Versuch  gemacht, 
die  Streitfrage  zu  erweitern  und  die  ganze  Tätigkeit  des  Risveglio  Ober- 
haupt als  Grund  der  Vorstellungen  und  Beschwerden  Italiens  hinzu- 
stellen. Vollends  unbegreiflich  ist  der  Voi*wurf  der  italienischen  Reg., 
der  BR  tue  nichts,  um  den  Risveglio  zur  Strafe  zu  ziehen,  in  dem- 
selben Augenblicke,  wo  er  sich  bereit  erklärt,  gegen  dieses  Blatt  Straf- 
klage zu  erheben,  sofern  nur  die  italienische  Reg.  die  Vorschriften  des 
Schweiz.  Gesetzes  erfülle,  d.  h.  die  Strafverfolgung  verlange  und  das 
Gegenrecht  zusichere.  In  dem  Memorandum  wird  bemerkt:  der  BR 
habe  ja  von  vornherein  gewusst,  dass  das  Gegenrecht  ihm  durch  das 
italienische  Gesetz  verbürgt  sei.  Wie  leicht  wäre  es  also  der  italie- 
nischen Reg.  gewesen,  diese  Bedingung  zu  erfüllen;  es  hätte  genügt, 
den  authentischen  Text  des  betreffenden  italienischen  Gesetzes  vorzu- 
legen und  zu  erklären,  man  verlange,  darauf  gestützt,  dass  gegen  den 
Verfasser  des  Artikels  des  Risveglio  gerichtlich  vorgegangen  werde. 
Dass  die  beim  BR  vorausgesetzte  Kenntnis  der  italienischen  Gesetz- 
gebung für  den  Strafrichter  keineswegs  die  mangelnde  Erklärung  der 
den  Antrag  auf  Strafverfolgung  stellenden  Regierung  ersetzen  kann, 
leuchtet  ohne  weiteres  ein.  B  1902  II  H41. 

130.  Der  Botschafter  der  französischen  Republik  in  Bern  hatte 
sich  im  Jahre  1896  veranlasst  gesehen,    einen  Gärtner  aus  seinem 
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Dienste  zu  entlassen,  dem  er  bei  der  Anstellung  auch  die  Wohnung 
in  einem  zur  Besitzung  der  französischen  Botschaft  «La  Favorite» 
gehörenden  Hause  eingeräumt  hatte.  Der  Gärtner  weigei-te  sich 
hartnäckig,  diese  Wohnung  zu  verlassen,  obwohl  ihm,  wie  der 
Botschafter  versicherte,  rechtzeitig  fünf  Monate  vorher  gekündigt 
worden  war.  Nach  der  Behauptung  des  Gärtners  handelte  es  sich 
nicht  um  ein  Dienst-,  sondern  um  ein  Pachtverhältnis,  da  er  bei 
der  Anstellung,  wie  sein  Vorgänger  unter  dem  früheren  Botschafter, 
die  Befugnis  erhalten  hatte,  auf  der  Favorite  eine  Handelsgärtnerei 
einzurichten  und  zu  betreiben;  er  berief  sich  daher  auf  0.  R. 
Art.  309,  wonach  für  Pachtverträge  eine  Kündigungsfrist  von  sechs 
Monaten  gelte,  und  verlangte  Schadenersatz  für  angeschaffte 
Pflanzen,  die  er  mitten  im  Winter  nicht  anderswo  unterbringen 
könne.  Der  Botschafter  räumte  dem  Gärtner  noch  einige  Wochen 
Zeit  ein;  es  half  aber  alles  nichts.  Nachdem  die  letzte  Frist  ver- 
strichen war,  fand  man  den  übelberatenen  Gärtner  mehr  als  je 
entschlossen,  seine  Wohnung  auf  der  Favorite  nicht  freiwiUig  zu 
räumen,  sondern  es  unter  Umständen  auf  eine  Exmittierung  durch 
die  PoUzei  ankommen  zu  lassen.  Der  Botschafter  rief  nun  die 
Intervention  des  BR  an,  damit  der  Gärtner  zwangsweise  zum  Aus- 
ziehen verhalten  werde.  Der  Botschafter  erklärte,  er  habe  keine 
vertraglichen  Verpflichtungen  mehr  dem  Gärtner  gegenüber,  und 
wies  darauf  hin,  dass  dieser  durch  sein  ungebührliches  Benehmen 
den  Frieden  seines  Hauses  störe. 

Der  BR  hatte  nicht  zu  untersuchen,  welches  Rechtsverhältnis 
zwischen  dem  Botschafter  und  dem  Gärtner  bestand,  und  ob  dieser 
etwas  zu  beanspruchen  hatte  oder  nicht;  denn  darüber  zu  ent- 
scheiden wäre  ausschhesslich  Sache  des  zuständigen  Gerichts  ge- 
wesen. Er  hatte  vielmehr  lediglich  die  Frage  zu  prüfen,  ob  er  ver- 
pflichtet sei,  dem  Vertreter  einer  ausländischen  Macht  in  der  Schweiz 
gegen  einen  Eindringling  Schutz  zu  gewähren,  der  diesem  zum 
Trotz  in  einem  demselben  gehörenden  Hause  wohnen  blieb.  Da 
nach  dem  Völkerrecht  die  Sorge  für  die  Sicherheit  und  den  Schutz 
der  Botschaften  und  Gesandtschaften  dem  Staate  obliegt,  bei  dem 
diese  akkreditiert  sind,  so  zögerte  der  BR  nicht,  dem  Gesuche  des 
Botschafters  zu  entsprechen  und  die  Reg.  des  Kts.  Bern  einzu- 
laden, den  Gärtner  polizeilich  ausweisen  zu  lassen.  Dies  geschah 
denn  auch,  nachdem  der  Gärtner  nochmals  zum  Wegzug  aufge- 
fordert und  ihm  die  Zusicherung  gegeben  worden  war,  dass  seine 
etwaigen  Rechte  und  Ansprüche  gewahrt  bleiben  sollen. 


-» »-■_-{ 
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Gegen  dieses  Vorgehen  des  BR  wurde  eingewendet,  dass  es  sich 
um  eine  Angelegenheit  civilrechtlicher  Natur  gehandelt  habe,  und  dass 
es  daher  Sache  des  Botschafters  gewesen  wäre,  vom  bemischen  Richter 
einen  Exmittierungsbefehl  zu  erwirken.  Dieser  Einwand  widerlegt 
sich  indessen  durch  die  einfache  Erwägung,  dass  der  Botschafter 
exterritorial  d.  h.  der  bernischen  Gerichtsbarkeit  entzogen  ist  und 
deshalb  nicht  an  den  Berner  Richter  verwiesen  werden  konnte. 
Allerdings  kann  ein  Gesandter,  wenn  er  will,  mit  der  Einwilligung 
seiner  Regierung  als  Kläger  vor  den  Gerichten  des  Aufenthalts- 
staates auftreten,  allein  er  verzichtet  in  diesem  Falle  auf  seine 
Immunitäten,  unterwirft  sich  einer  fremden  Gerichtsbarkeit  und 
muss  sich  auch  auf  etwaige  Widerklagen  einlassen.  Des  Prinzipes 
und  der  Konsequenzen  wegen  duiite  also  der  französische  Bot- 
schafter den  bernischen  Richter  nicht  in  Anspruch  nehmen;  eben- 
sowenig war  es  ihm  möglich,  die  Hilfe  der  französischen  Gerichte 
anzurufen ;  es  blieb  ihm  daher  nichts  anderes  übrig,  als  zur  Selbst- 
hilfe zu  greifen  oder  sich  an  die  Behörde  zu  wenden,  bei  der  er 
akkreditiert  ist,  und  die  ihm  Schutz  zu  gewähren  verpflichtet  war. 

Dem  Gärtner  blieben  zwei  Wege  offen,  um  seine  Schadens- 
ersatzansprüche geltend  zu  machen:  den  Botschafter  direkt  bei  dem 
zuständigen  französischen  Gericht  zu  belangen,  oder  sich  durch 
Vermittlung  des  BR  an  das  französische  Ministerium  des  Auswär- 
tigen zu  w^enden.  Die  Angelegenheit  fand  scldiesslich  dadurch  eine 
gütliche  Erledigung,  dass  der  französische  Botschafter,  ohne  irgend- 
welche Schadensersatzpflicht  anzuerkennen,  sich  bereit  erklärte,  dem 
Gärtner  die  Pflanzen  abzukaufen.  B  1897  II  2rM, 

131.  Auf  Requisition  eines  französischen  Gerichtes  sollte  im 
Jahre  1895  eine  in  Bern  bei  dem  Sekretär  einer  fremden  Gesandt- 
schaft wohnende  Person,  die  der  Erpressung  beschuldigt  war,  ein- 
vernommen werden.  Die  bernischen  Behörden  hatten  Zweifel,  ob 
der  fraglichen  Person  in  Anbetracht  der  Exterritorialität  des  Per- 
sonals der  fremden  Gesandtschaften  eine  amtliche  Ladung  zur  Er- 
scheinung vor  dem  Statthalteramte  in  der  Wohnung  des  Gesandt- 
schaftssekretärs zugestellt  werden  könne. 

Das  eidg.  Justizdep.  antwortete,  dass  im  gegebenen  Falle  kein 
Hindernis  zur  Vorladung  und  Einvernahme  bestehe.  Wenn  die 
betreffende  Person  auch  bei  einem  Gesandtschaftssekretär  wohne, 
so  sei  sie  doch  kein  Mitglied  seiner  Familie  und  gehöre  auch  nicht 
zu  seiner  Dienerschaft,  sie  geniesse  daher  nicht  das  Recht  der  Ex- 
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territorialität.  Auch  könne  niemals  von  dem  Personal  einer  fremden 
Gesandtschaft  Drittpersonen,  die  gerichtlich  verfolgt  sind,  Asyl  ge- 
währt werden.  B  1896  II  56. 

132.  Die  Konsuln  ausländischer  Staaten  in  der  Schweiz  und  ihr 
Personal  (Kanzler,  Kanzleisekretäre,  Kanzlisten  etc.)  können  eine 
Befreiung  von  den  Steuern  nicht  beanspruchen.  Die  Konsuln  ge- 
niessen,  auch  wenn  sie  Berufskonsuln  sind,  nach  dem  Völkerrecht 
die  den  Gesandten  eingeräumten  Privilegien  nicht,  und  auch  die 
Staatsverträge  der  Schweiz  mit  dem  Auslande  enthalten  keine  Be- 
stimmungen ,  welche  den  fremden  Konsuln  Steuerbefreiung  ge- 
währen. Wenn  einige  Kantone  trotzdem  den  auf  ihrem  Gebiete 
residierenden  Berufskonsuln  und  dem  Personal  derselben  eine  solche 
Begünstigung  einräumen,  so  geschieht  dies  freiwillig,  lediglich  aus 
Rücksichten  der  internationalen  Courtoisie.  Sache  der  kant.  Be- 
hörden ist  es,  zu  prüfen,  ob  und  inwieweit  ihre  Gesetzgebung  der- 
artige Steuerexemptionen  gestattet.  Der  Bund  ist  nicht  befugt, 
ihnen  in  dieser  Hinsicht  irgendwelche  Vorschriften  zu  machen. 

BR  den  30.  Dez.  1897  Fall  Schmitt;  ferner  B  1900  I  664;  vgl.  auch  Erste 
Auflage  I,  Nr.  151. 

133.  Art,  10  Abs.  1  des  Niederlassungsvertrages  der  Schweiz 
mit  Russland  vom  14.,  26.  Dez.  1872  bestimmt: 

Die  russischen  Konsularbeamten  in  der  Schweiz  und  die 
schweizerischen  in  Russland  geniessen,  unter  Vorbehalt  der  Rezi- 
prozität, alle  Vorrechte,  Befugnisse,  Freiheiten  und  Immunitäten, 
welche  den  Konsularbeamten  des  nämlichen  Grades  der  meist- 
begünstigten Nation  gewährt  sind  oder  in  Zukunft  gewährt  werden 
könnten.  A.  S.  XI  390.») 

Diese  Bestimmung  veranlasste  im  Jahre  1894  den  BR,  bei 
den  Kantonen  eine  Umfrage  darüber  zu  halten,  ob  und  eventuell 
unter  welchen  Bedingungen  es  den  fremden  Konsuln  in  der  Schweiz 
nach  den  kant.  Bestimmungen  zusteht,  ihre  Landsleute  vor  den 
Gerichten  der  Kantone  in  Civil-  und  Strafprozessen  zu  vertreten 
und  an  dieselben  namens  der  Angehörigen  des  Landes,  dessen  Re- 
präsentanten sie  sind,  Eingaben  zu  richten,  denen  von  den  Gerichten 
Folge  gegeben  wird. 

Das  Resultat  der  Erhebungen  war,  dass  in  den  Kantonen 
Uri,  Schwyz,  Ob-  und  Nidwaiden,  Glarus,  Zug,  Basel-Stadt  und 
-Land,  Schaffhausen,  Appenzell  A.-Rh.  und  I.-Rh.,  St.  Gallen,  Grau- 

')  Vgl  auch  Erste  Auflage  I,  Nr.  158. 
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bünden  und  Wallis  solche  Konsuln  ihre  Landesangehörigen  vor  den 
Gerichten  vertreten  und  damit  auch  Eingaben  an  dieselben  richten 
können,  während  ihnen  dies  in  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Luzern, 
Freiburg,  Solothum,  Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Waadt,  Neuenburg 
und  Genf  nicht  gestattet  ist,  indem  in  diesen  bloss  den  Aktivbürgern 
oder  patentierten  Anwälten  fragliche  Befugnis  eingeräumt  ist. 

Dies  hat  zur  Folge,  dass  sich  die  Schweiz.  Konsuln  in  Russ- 
land behufs  Vertretung  von  Schweizern  vor  russischen  Gerichten 
auf  obigen  Art.  10  des  Niederlassungsvertrages  nur  dann  berufen 
können,  wenn  Schweizer  in  Betracht  kommen,  die  der  ersteren 
Kategorie  von  Kantonen  angehören;  denn  nur  deren  Gesetzgebung 
lässt  eine  Reziprozitätszusicherung  zu,  w^ie  sie  die  Vertragsbestim- 
mung verlangt.  B  1895  II  167. 

134.  Im  Jahre  1891  beschwerte  sich  die  italienische  Gesandt- 
schaft in  Bern  beim  BR  über  Missachtung  der  Vorschrift  des  Art.  3  der 
schweiz.-italienischen  Übereinkunft  betr.  die  gegenseitige  Bewilligung 
des  Armenrechtes  im  Prozessverfahren  vom  8.  Nov.  1882,  A.  S. 
n.  F.  VII  80,  seitens  eines  thurgauischen  Bezirksgerichts.  Die  Reg. 
des  Kts.  Thurgau,  der  diese  Beschwerde  zur  Vernehmlassung  mit- 
geteilt worden  war,  äusserte  sich  u.  a.  dahin:  sie  habe  sich  nicht  in 
den  Gang  der  Justiz  einzumischen,  deren  Stufenleiter  zudem  nicht 
erschöpft  sei,  worauf  der  BR  erklärte,  dass  er  daran  festhalten  müsse, 
dass  nach  Art.  10  der  BV  ^)  diplomatische  Reklamationen  in  jedem 
Stadium  des  Verfahrens  angebracht  werden  können,  ohne  Rücksicht 

darauf,  ob  der  kant.  Instanzenzug  durchlaufen  sei.^) 

B  1892  II  499. 

135.  Das  italienische  Konsulat  in  Zürich  publizierte  im  «Allg. 
Schweiz.  Polizeianzeiger»    vom  19.  Juni  1883   zwei  Steckbriefe  mit 


')  Ob  in  vorliogendem  Fall  die  Anrufung  des  Art.  10  der  BV  zu- 
treffend war,  dürfte  sehr  zweifelhaft  sein. 

2)  Wenn  auch  eine  diplomatische  Reklamation  in  jedem  Stadium  des 
Verfahrens  vom  BR  entgegengenommen  wird,  so  ist  damit  nicht  gesagt,  dass 
er  materiell  auf  jede  derartige  Reklamation  einzutreten  die  Kompetenz  be- 
sitze. Die  Kompetenzfrage  ist  vielmehr  an  Hand  des  bestehenden  internen 
Verfassungs-  und  Gesetzesrechtes  zu  prüfen  und  zu  beurteilen;  wird  die  Re- 
klamation wegen  Verletzung  einer  Staats  vertraglichen  Bestimmung  vorgebracht, 
so  wird  allerdings  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
auch  die  Kompetenz  des  BR  zur  materiellen  Erledigung  derselben  gegeben 
sein;  vgl.  Organisationsges.  der  BRechtspflege  180:),  Art.  185),  Abs.  5,  aber 
auch  dessen  Art.  175,  Ziff.  3.     Vgl.  ferner  Erste  Auflage  I,  Nr.  192,  St8. 
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der  Weisimg,  die  verfolgten  Individuen  seien  zu  verhaften  unter 
Anzeige  an  das  italienische  Konsulat  in  Zürich.  Da  jedoch  den  Ge- 
sandten oder  Konsuhl  auswärtiger  Staaten  in  der  Schweiz  die  Aus- 
stellung von  Steckbriefen  oder  die  Ausübung  irgend  welcher  poli- 
zeilicher Funktionen  auf  dem  Gebiete  der  Schweiz  nicht  zugestanden 
werden  kann,  so  wurde  die  italienische  Gesandtschaft  zu  Händen 
des  Konsulates  in  Zürich  auf  das  Unstatthafte  des  beobachteten 
Vorgehens  aufmerksam  gemacht,  mit  dem  Bemerken,  dass  das  eidg. 
Justiz-  und  Polizeidep.  immer  bereit  sei,  w^enn  nötig,  derartige  Aus- 
schreibungen auf  entsprechendes  Begehren  hin  in  den  «Allg.  Schweiz. 
Polizeianzeiger»  einzurücken.  BR  den  22.  Juni  1883. 


X.  Der  Yerkehr  zwischen  schweizerischen  und  ausländischen 
Behörden,  insbesondere  die  internationale  Rechtshilfe.^) 

136.  Die  Entwicklung  des  Handels  und  Verkehrslebens,  sowie 
die  Erleichterung  des  Reisens  haben  einen  vermehrten  Verkehr  der 
inländischen  Gerichte  mit  denjenigen  der  auswärtigen  Staaten  zur 
Folge.  Der  BR  ist  stets  bemüht  gewesen,  solche  amtliche  Korrespon- 
denzen möglichst  zu  befreien  von  lästigen  Formen  und  hohen  Ge- 
bühren. Das  Einfachste  wäre,  wenn  es  den  Gerichten  und  über- 
haupt allen  Behörden  gestattet  würde,  überall  direkt  mit  einander 
zu  korrespondieren.  Es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  die  staatlichen 
Interessen  irgendwie  gefährdet  w^ürden,  während  die  beteiligten 
Privaten  ganz  leicht  durch  entsprechendes  Verhalten  sich  selbst  vor 
Schaden  hüten  könnten. 

BR  in  seinem  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1885,  B  1886  IX  827. 

Durch  die  Haager  internationale  Übereinkunft  betr.  Civilprozess- 
recht  vom  14.  Nov.  1896,  der  bis  jetzt  folgende  Staaten  angehören : 
Schweiz ,  Deutschland ,  Österreich-Ungarn ,  Belgien ,  Dänemark, 
Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Portugal,  Ru- 
mänien, Russland  und  Schweden  und  Norwegen,  sind  u.  a.  einige 
Grundsätze  über  die  Mitteilung  (Signifikation)  gerichtlicher  oder 
aussergerichtlicher  Urkunden  und  über  die  Ersuchungsschreiben 
(Rogatorien)  in  Civil-  und  Handseissachen  international  festgestellt 
worden.    Der  Weg  des  Vollzuges  solcher  Mitteilungen  und  Ersuch- 


*)  Vgl.  Roguin,  Conflits  des  Lois  Suisses,  Lausanne  1891,  pp.  847  suiv. 
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ungsschi-eiben  ist  nach  Art.  1  Abs.  2  und  Art.  6  Abs.  1  der 
Übereinkunft  der  diplomatische,  «es  sei  denn,  dass  der  unmittel- 
bare Geschäftsverkehr  zwischen  den  Behörden  der  beiden  Staaten 
zugelassen  ist»,  A.  S.  n.  F.  XVII  185,  188.  Es  behalten  daher  die 
von  der  Schweiz  mit  einigen  Staaten  abgeschlossenen  und  in  Zu- 
kunft abzuschliessenden  Übereinkommen,  wodurch  in  Civil-  und 
Handelssachen,  ferner,  unter  Vorbehalt  der  Auslieferungsangelegen- 
heiten, in  Strafsachen*)  der  direkte  Verkehr  zwischen  Gerichten  und 
gerichtsähnlichen  Behörden  beider  Länder  gestattet  ist,  ihre  Bedeu- 
tung bei. 

Folgendes  ist  im  einzelnen  der  z.  Z.  geltende  Rechtszustand: 

1.  Im  Jahre  1856  kam  mit  Österreich  eine  Verständigung  zu 
Stande,  kraft  deren  für  die  Gerichtsbehörden  der  Schweiz  und  Österreich 
in  gewissem  Umfange  die  direkte  Korrespondenz  eingeführt  wurde ;  diese 
Verständigung  ist  jetzt  ersetzt  durch  die  Erklärung  zwischen  der  Schweiz 
und  Österreicli  betr.  den  direkten  Verkehr  der  beiderseitigen  Gerichts- 
behörden vom  30.  Dez.  1899 ;  dieser  Erklärung,  die  sich  auf  gegenseitige 
Rechtshilfeleistung  sowohl  in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  wie 
in  Strafsachen  (vorbehalten  Auslieferung  und  Durchlieferung)  bezieht, 
sind  beigefügt  ein  Verzeichnis  der  Schweiz,  kantonalen  Behörden,  denen 
der  direkte  Verkehr  in  Rechtshilfesachen  mit  den  k.  k.  Gerichten  der 
im  österreichischen  Reichsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ge- 
stattet ist,  und  ein  Verzeichnis  der  k.  k.  Gerichte  und  Staatsanwalt- 
schaften, denen  der  unmittelbare  Schriftenwechsel  mit  den  Gerichts- 
behörden der  Schweiz  gestattet  ist.') 

A.  S.  n.  F.  XVIII  2,  6,  18;  vgl.  Ullmer  I  S.  554,  Nr.  605  litt,  e;  B  1856 


^)  Vgl.  unten  Teil  IV,  Absclm.  VI,  Kap.  Die  Auslieferung  von  Ver- 
brechern. 

2)  Die  Erklärung  wurde  vereinbart  zwischen  dem  BR  namens  der 
Schweiz  und  der  österreichischen  Reg.  Da  jedoch  die  Schweiz.  Gerichtsbe- 
hörden, denen  der  direkte  Verkehr  mit  den  österreichischen  gestattet  werden 
sollte,  kant.  Behörden  sind,  musste  sich  das  eidg.  Justizdep.  zunächst  von  den 
Kantonen  ein  Verzeichnis  ihrer  Amtsstellen  erbitten,  für  die  sie  die  Erlaubnis 
direkter  Korrespondenz  besitzen  wollen,  und  da  in  Art.  V  die  Kostenfrage 
in  Rechtshilfesachen  normiert  ist,  musste  auch  dieser  Punkt  den  Kantonen 
zur  Vernehmlassung  übermittelt  werden ;  denn  es  handelte  sich  nicht  um  den 
Abschluss  eines  der  BVers.  zur  Genehmigung  vorzulegenden  Staatsvertrages, 
sondern  nur  um  eine  vom  BR  ausgehende  Regierungserklärung;  in  einer  solchen 
kann  aber  der  BR  nicht  ohne  Zustimmung  der  Kantone  über  die  Kosten  in 
internationalen  Rechtshilfesachen  verfügen.  Erst  nachdem  alle  Kantone  der 
Erklärung  zugestimmt  hatten,  konnte  der  BR  dieselbe  mit  Österreich  rechts- 
förmlich  vereinbaren;  vgl.  Vortrag  des  eidg.  Justizdej).  an  den  BR  vom 
2t>.  Juni  189J). 
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II  47,  1857  I  186;  1879  H  576;    1886  I  891;  1887  II  672»),  1891  II  541;  1896  II 
250  fF.,  1898  I  465;  1900  I  367,  1901  U  6.2) 

2.  Mit  Italien  ist  eine  bezügliche  Vereinbarung  getroffen  in 
Art.  III  des  Protokolls  betr.  die  Vollziehung  der  Schweiz. -italienischen 
Verträge  von  1868,  A,  S.  IX  757.  Damach  können  die  Obergerichte 
der  Kantone  und  das  BGericht  in  Bezug  auf  alles,  was  die  Zusendung 
und  die  Erledigung  von  Rogatorien  in  Civil-  oder  Strafsachen  betrifft, 
direkt  korrespondieren  niit  den  italienischen  Appellationshöfen  und  um- 
gekehrt; vgl.  B  1868  III  439,  1887  II  670,  1888  II  777;  1891  II  541. 

3.  Was  das  Deutsche  Reich  betrifft,  so  sind  die  zwischen 
dem  BR  und  der  Deutschen  Reichsreg.  den  1.  und  13.  Dez.  1878  aus- 
gewechselten Erklärungen  massgebend,  wonach  den  Schweiz,  und  deut- 
schen Gerichtsbehörden  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  in  allen 
FäUen  gestattet  ist,  in  welchen  nicht  der  diplomatische  Verkehr  durch 
Staatsverträge  vorgeschrieben  ist  (vgl.  Auslieferungsvertrag  1874,  Art.  7, 
8,  12  bis  15,  A.  S.  n.  F.  I  82)  oder  infolge  besonderer  Verhältnisse 
räthch  erscheint,  A.  S.  n.  F.  III  661;  femer  wurde  durch  Regierungs- 
erklärungen vom  8.  und  28.  Nov.  1899  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr 
zwischen  den  beiderseitigen  Gerichtsbehörden  und  den  Administrativ- 
behörden für  gewerbliches  Eigentum  (eidg.  Amt  für  geistiges  Eigentum 
und   k.  deutsches  Patentamt)  eingeführt^),  A.  S.  n.  F.  XVII  619.  —  Vgl. 


*)  Kreisschr.  des  BR  vom  10.  Aprü  1886  betr.  die  Korrespondenz  in 
Pass-,  Ehe-  und  andern  Angelegenheiten  mit  den  Behörden  von  Tyrol  und 
Vorarlberg,  enthaltend  die  Bezeichnung  der  Amtsstellen,  an  welche  die  Korres- 
pondenz zu  richten  ist.  Prinzipiell  hat  die  k.  k.  Regierung  gegen  den  direkten 
amtlichen  Verkehr  zwischen  österreichischen  und  schweizerischen  Behörden 
nichts  einzuwenden;  im  Interesse  der  Sache  selbst,  um  Inkonvenienzen  zu 
verhüten,  setzte  sie  eine  gewisse  Beschränkung  fest. 

2)  Im  Rechtshilfeverfahren  der  Schweiz  mit  Österreich  ist  die  prin- 
zipielle Unentgeltlichkeit  für  Civüsachen  wie  für  Strafsachen  beiderseits  zu- 
gestanden worden;  die  Einsprachen,  die  gegenüber  der  Festsetzung  dieses 
Grundsatzes  im  Verhältnis  zu  Deutschland  erhoben  worden  sind,  wurden  in  Be- 
ziehung zu  Österreich  nicht  wiederholt ;  vgl.  im  einzelnen  Art.  V  der  Erklärung 
von  1899,  A.  S.  n.  F.  XV  292,  XVIH  4,  unten  S.  430,  Anm.  1 ;  Kreisschr.  des 
eidg.  Justizdep.  vom  28.  Nov.  1898. 

')  Den  Verwaltungsbehörden  Preussens  und  somit  auch  den  Standes- 
ämtern dieses  Landes  ist  der  unmittelbare  Verkehr  mit  ausländischen  Be- 
hörden auf  Grund  einer  Vorschrift  des  preussischen  Ministers  des  Innern 
vom  10.  Juni  1894  untersagt.  Eheverkündungsgesuche,  die  von  Schweiz. 
Civilstandsbeamten  ausgehen  und  von  preussischen  Standesbeamten  zu  voll- 
ziehen sind,  sind  daher  auf  diplomatischem  Weg  zu  erledigen;  BR  in  Kreis- 
schreiben vom  8.  Mai  18J)5,  B  1895  II  945.  —  Ein  aargauisches  Bezirksgericht 
Hess  im  Jahre  1892,  gestützt  auf  die  Übereinkunft  zwischen  Aargau  und 
Baden  von  1867  (A.  S.  IX  185)  die  Vorladung  zweier  im  Grossherzogtum 
Baden  wohnhaften  Zeugen  direkt  durch  das  Bürgermeisteramt  des  Wohn- 
ortes derselben  ergehen.    Die   badische  Reg.   machte  auf  die  Unzulässigkeit 
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B  1879  II  759,   1878  IV  555,    1880  II  588,   668,    1889  II  714,    1890  IV 
560,  1891  II  533,  1899  V  818,  1900  I  856.') 

4.  Frankreich  hat  von  jeher  die  Bewilligung  des  unmittelbaren 
Verkehrs  zwischen  den  Gerichtsbehörden  verweigert,  obschon  die  Lokal- 
behörden täglich  direkt  verkehren.  Mit  Kreisschr.  vom  22.  Mai  1888  sah 
sich  der  BR  veranlasst,  die  KBeg.  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
nach  Vorschrift  der  zwei  Verträge  mit  Frankreich  vom  15.  Juni  und 
9.  Juli  1869   (A.  S.  IX  1002,  X  35)   sowohl   in    civilrechtlichen,   wie  in 


dieses  Vorgehens  aufmerksam,  weil  den  badischen  Bürgermeistern  und  He- 
meinderäten  als  Rechtspolizeibeliörden  in  Rechtspolizeisachen  der  unmittel- 
bare Schriftenweclisel  mit  ausländischen  Staats-  und  Gemeindebehörden  nicht 
gestattet  ist.  Sie  haben  die  etwa  unmittelbar  bei  ihnen  einlaufenden  Ersuclis- 
schreiben  ausländischer  Behörden  den  vorgesetzten  Amtsgerichten  zur  Ent- 
scheidung vorzulegen.  Ausgenommen  hievon  sind  nur  die  Bürgermeister  der 
sog.  8  Städteordnungsgemeinden  (Karlsruhe  u.  s.  w.),  welchen  in  gleichem  Um- 
fang wie  Gerichtsbehörden  der  direkte  Schriften  Wechsel  mit  ausländischen 
Behörden  gestattet  ist,  B  1893  II  21. 

')  Im  Rechtsverkehr  zwischen  den  Schweiz,  und  den  deutschen  Gerichts- 
l)eliörden  hat  sich  eine  Uusicherheit  fühlbar  gemacht  in  der  Frage,  ob  imd 
welche  Gebühren  und  Kosten  aus  Aulass  der  Vollziehung  von  Rogatorien  ge- 
fordert werden  können.  Es  bestehen  nändich  für  die  Civilsachen  keine  Vor- 
schriften, welche  für  die  Behörden  beider  Staaten  verbindlich  wären.  Art.  12 
des  Auslieferungsvertrages  von  bS74  (A.  S.  u.  F.  I  82)  bezieht  sich  nur  auf 
die  Rechtshilfe  in  Strafsachen ;  die  Übereinkunft  vom  21.  Msii  1867  betr.  die 
gegenseitige  Vollziehung  von  Urteilen  und  Ersuchsschreiben  in  bürgerlichen 
Rechtsachen  (A.  S.  IX  185)  ist  nur  zwischen  dem  Kt.  Aargau  und  dem  Gross- 
herzogtum Baden  anwendbar,  und  durch  die  Erklärungen  vom  1.  und  13.  Dez. 
1878  ist  bloss  die  MögHchkeit  des  direkten  Verkehrs  zwischen  den  Schweiz, 
und  den  deutschen  Gerichtsbehörden  vereinbart  worden.  Die  deutsche  Reg. 
machte  daher  im  Jahre  188(5  dem  BR  den  Vorschlag,  über  den  Bezug  der 
Gebühren  und  Auslagen,  welche  aus  Anlass  der  civilprozessuahschen  Rechts- 
hilfe entstehen,  eine  beiderseits  verbindliche  einheitliche  Norm  zu  verein- 
baren, dahin  gehend,  diiss  gegenseitig  der  (ri-undsatz  der  Unentgeltlichkeit 
anerkannt  werden  soll,  in  dem  Sinne,  dass  nur  Ersatz  der  ßarauslagen 
für  Zeugen  und  Sachverständige  gefordert  werden  könnte,  wogegen  für  Gerichts- 
und Stempelgebtlhren,  Citationen,  Porti,  Telegramme  etc.  nichts  vergütet 
würde. 

Dieser  Antrag  steht  im  wesentlichen  in  Übereinstinmiung  mit  Art.  21  des 
Vertrages  über  (üe  civilrechtlichen  Verhältnisse  mit  Frankreich  vom  15.  Juni  1869 
und  mit  den  auf  die  Vollziehung  von  Rogatorien  in  Strafsachen  bezüglichen 
Bestimnuuigen  der  Ausliefc^rungsveriräge.  Es  wäre  daher  auch  ein  Staats- 
vertrag mit  dem  Deutsclieu  Reiche  über  das  in  Frage  liegende  Verhältnis 
denkbar.  Die  Deutsche  Regierung  wollte  sich  indessen  mit  dem  Austausch 
identischer  Erklärungen  begnügen,  um  die  Ubereinstinunung  in  verbindlicher 
Weise  zu  konstatieren.  Der  BR,  die  Ansicht  vertretend,  dass  er  eine  .solche 
Erklärung  nur  mit  Ermächtigung  der  Kautone  ausstellen  könne,  erbat  sich 
mit  Kreisschr.  vom  21.  Juni  188<3  eine  solche  Ermächtigung.  Zwei  Kantone 
(Baselstadt  und  Luzern)  erhoben  prinzipielle  Bedenken.  Der  Notenaustausch 
musste  daher  unterbleiben,  B  18.S6  II  904,  1887  II  6(51;  1891  V  265,  1892  11  494. 
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strafrechtlichen  Angelegenheiten  ganz  ausnahmslos  der  Weg  der  diplo- 
matischen Vermittlung  einzuschlagen  ist,  ß  1883  II  1031 ;  1884  11  726, 
1885  I  584,  II  675,  III  772,  1886  I  929.^) 

5.  Durch  Erklärung  vom  29.  Nov.  1900  hat  der  BR  mit  Belgien 
vereinbart:  Die  Schweiz,  und  belgischen  Gerichtsbehörden  (Gerichte  und 
Staatsanwälte)  sind  ermächtigt,  für  die  Übermittlung  der  gerichtlichen 
oder  aussergerichtlichen  Urkimden  und  der  Rogatorien  in  ('ivil-  oder 
Handelssachen  direkt  miteinander  zu  verkehren,  sofern  nicht  besondere 
Umstände  die  diplomatische  Ubennittlung  erfordern,  A,  S.  n.  F.  XVIII 295; 
B  1900  IV  805,  1901  II  6.  Früher  hatte  die  belgische  Regierung  den 
direkten  Verkehr  der  Gerichte  nicht  gestattet,  B  1893  11  20.*) 

6.  Der  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Spanien  über  die 
gegenseitige  Vollstreckung  von  Urteilen  oder  Erkenntnissen  in  Civil- 
und  Handelssachen  vom  19.  Nov.  1896  schreibt  in  Art.  8  vor,  dass  die 
Zustellung  von  gerichtlichen  Aktenstücken  imd  die  Vollziehung  von 
Rogatorien,  nötigenfalls  unter  Beigabe  einer  französischen  Ubersetzimg, 
durch  Vermittlung  der  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter  der 
beidseitigen  Reg.  geschehen  soll,  wobei  die  Kosten  zu  Lasten  des  er- 
suchten Staates  fallen,  A.  S.  n.  F.  XVI  786;  B  18%  III  494,  495. 

7.  Für  die  amtliche  Korrespondenz  mit  den  Behörden  derjenigen 
Staaten,  mit  denen  die  Schweiz  Auslieferungsverträge  abgeschlossen 
hat,  ist  für  Geschäfte  dieser  Art  dm-chweg  der  diplomatische  Weg  vor- 
geschrieben. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  gemäss  Art.  10  der  BV  auch 
mit  den  Behörden  solcher  Staaten,  mit  welchen  die  Schweiz  keine  Ver- 
träge hat,  der  diplomatische  Weg  beachtet  werden  muss.  Im  Verkehr 
mit  diesen  letztem  Staaten  können  die  Behörden  die  erlaufenden  Kosten 
reklamieren. 

Für  Civikachen  ist  die  Form  der  Rogatorien  die,  dass  die  requi- 
rierende Amtsstelle  das  Gesuch  an  die  in  Betracht  kommende  Behörde 


^)  Die  diplomatische  Verhandlung  fällt  weg  in  Korrespondenzen  betr. 
Heimschaffung  von  Geisteskranken  und  verlassenen  Kindern,  insofern  als 
der  französische  Minister  des  Innern  im  Jahre  1878  die  Präfektur  des  Seine- 
departements und  die  Polizeipräfektur  ermächtigt  hat,  sich  in  Fällen  erwähnter 
Art  direkt  mit  der  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Paris  ins  Vernehmen  zu  setzen. 
Dieses  Verfahren  bietet  grosse  Vorteile  für  schnellere  Ermittlung  des  Heimat- 
ortes und  für  die  Rechtschreibung  der  Geschlechtsnamen,  wodurch  viele 
Korrespondenzen  erspart  werden.  Der  BR  trat  daher  auf  eine  1891  gemachte 
Anregung,  dieses  Verfahren  zu  verlassen,  nicht  ein.  Die  Frage  der  Erstattiuig 
der  Unterhalts-  und  Heimschaflfungskosten  ist  nach  wie  vor  auf  dem  diplo- 
matischen Wege  zu  erledigen,  B  1879  H  616;  1892  H  505. 

*)  Die  Unentgeltliclikeit  für  Vollziehung  von  Rogatorien  ist  mit  Belgien 
nur  in  Strafsachen,  nicht  für  Civilsachen  vorgesehen,  Art.  11  des  Ausheferungs- 
Vertrages  1874,  A.  S.  n.  F.  1  74,   Erste  Auflage  I,  Nr.  lÄO. 
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des  Auslandes  adressiert  mit  dem  Beisatz  «oder  an  jede  andere  zu- 
ständige Behörde»,  ferner,  dass  der  Gegenstand  des  Prozesses  mit  An- 
gabe der  Parteien  namhaft  gemacht  wird  unter  Anschluss  des  Gesuches, 
welches  gestellt  werden  will,  wobei  Zeugenfragen  in  das  Requisitorial 
selbst  aufgenommen  werden  können  oder  in  eine  Beilage,  auf  die  das 
Ersuchschreiben  verweist ;  der  requirierten  Behörde  gegenüber  hat  die 
requirierende  Amtsstelle  ferner  die  Beobachtung  der  Reziprozität  und 
die  Bezahlung  der  erlaufenden  Kosten  anzubieten.  Für  viele,  namentlich 
überseeische  Staaten  ist  auch  die  Legalisation  durch  ihre  Repräsen- 
tanten in  der  Schweiz  vorgeschrieben.  Die  Mitteilung  der  Rogatorien 
und  der  Protokolle  über  ihre  Erledigung  muss  durch  Vermittlung  der 
Regierungen  geschehen.  Vgl  B  1886  I  928;   1889  II  726;  1901  II  63. 

a.  Requisitoriale  nach  Grossbritannien  werden  dem  General- 
konsulate in  London  übertragen,  welches  deren  Vollziehung  direkt  besorgt. 

ER  im  B  1888  II  777;  vgl.  B  1890  II  152;  1900  I  840. 

b.  Bezüglich  der  Schweiz.  Rogatorien  nach  Portugal  ist  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  dortige  Regierung  die  Vollziehung  derselben  nur 
einleitet,  wenn  diese  die  Beglaubigung  des  portugiesischen  General- 
konsulates in  Bern  tragen;  es  hat  daher  auf  solchen  Ersuchschreiben 
vor  allem  die  Legalisation  der  Unterschrift  des  requirierenden  Beamten 
durch  die  kantonale  Staatskanzlei  stattzufinden,  welcher  hierauf  diejenige 
des  BKanzlers  und  des  portugiesischen  Repräsentanten  folgt. 

HR  im  B  1890  II  152. 

c.  Nach  den  Vorschriften  eines  Gesetzes  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vom  3.  März  1863  (Sektionen  4071 — 4074  der 
revidierten  Statuten)  können  die  dortigen  Gerichtsbehörden  von  fremden 
Gerichten  auf  dem  Requisitorialwege  um  Einvernahme  von  Zeugen  niur 
in  solchen  Fällen  angesprochen  werden,  in  welchen  es  sich  um  Er- 
langung von  Geld  oder  sonstigen  Vermögensstücken  handelt  (in  suits 
for  the  recovery  of  money  or  property),  und  bei  denen  die  Regierung 
des  betr.  Landes  Partei  ist  oder  sonst  irgendwie  interessiert  erscheint. 
Die  bezüglichen  Requisitorien  sind  an  den  Bezirksgerichtshof  (Circuit 
court)  des  Staates  oder  an  das  Kreisgericht  (District  court)  des  Distriktes 
der  Vereinigten  Staaten  zu  richten,  in  welchem  die  einzuvemehmende 
Person  ihren  Wohnsitz  hat  oder  sich  aufhält.  Dabei  ist  das  Gesuch 
um  Ernennung  eines  Bevollmächtigten  zur  Entgegennahme  der  ge- 
wünschten Depositionen  zu  stellen.  Als  ein  solcher  Bevollmächtigter 
(commissioner)  kann  in  dem  Requisitorial  von  vornherein  der  Schreiber 
des  betr.  Gerichts  bezeichnet  werden,  indem  diese  Beamten  in  den  Ver- 
einigten Staaten  berechtigt  sind,  Depositionen  entgegenzunehmen. 

In  allen  übrigen  Fällen,  besonders  also  auch  in  Strafsachen,  ist 
der  BR  darauf  beschränkt,   die   Schweiz.  Gesandtschaft  in  Washington 
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oder  die  Schweiz.  Konsulate  in  den  Vereinigten  Stiuiten  einzuladen,  für 
den  Vollzug  von  hierseitigen  Requisitorien  in  bestmöglicher  Weise  Sorge 
zu  tragen.  Derselbe  wird  dann  in  der  Regel  durch  die  Schweiz.  Ver- 
treter selbst  oder  in  ihrem  Auftrage  durch  einen  öffentlichen  Notar  oder 
eine  sonstige  Vertrauensperson  vorgenommen.  Die  Vermittlung  des 
Staatsdepartementes  kann  bei  der  Vollziehung  von  Rogatorien  nie  in 
Anspruch  genommen  werden.  B  1889  II  727. 

d.  Ein  Re(iuisitorial  des  Gerichtes  zu  Chaux-de-Fonds  betr.  die 
Einvernahme  von  zw^ei  in  Cairo  (Ägypten)  lebenden  Personen  als 
Zeugen  in  einem  Civilprozess  im  Jahre  1899  sandte  der  BR  dem  fran- 
zösischen Ministerium  des  Auswärtigen  mit  dem  Ersuchen  zu,  die  Voll- 
ziehung desselben  durch  das  französisclie  Generalkonsulat  in  Cairo  ver- 
anlassen zu  wollen.  Das  Ministerium  erwiderte  darauf,  dass  das 
Requisitorial  durch  das  französische  Generalkonsulat  in  Cairo  selbst  nur 
dann  vollzogen  w-erden  könne,  wenn  die  einzuvemehmenden  Zeugen 
französische  Staatsangehörige  oder  französische  Schutzbefohlene  seien 
oder  sich  freiwillig  bereit  erklären,  ihre  Depositionen  vor  dem  Konsular- 
gerichte zu  machen.  Im  Falle  diese  Voraussetzungen  nicht  vorhanden 
seien,  müsse  die  Erledigung  des  Ersuchsschreibens  den  gemischten  ägyj)- 
tischen  Gerichten  überlassen  werden.  Die  Zuleitung  des  Requisitorials 
an  diese  finde  durch  den  diplomatischen  Vertreter  Frankreichs  in 
Ägypten  statt.  Bevor  daher  das  Requisitorial  von  dem  französischen 
Ministerium  weitergeleitet  wurde,  war  auf  demselben  von  dem  er- 
suchenden Schweiz.  Gerichte  vorzumerken,  welcher  Gerichtsbarkeit  in 
Cairo  dessen  Vollziehung  anvertraut  werden  wolle.  B  1900  I  840. 

Im  Jahre  1890  wurden  zwei  nach  Ägypten  gerichtete  Rogatorien 
von  den  k.  deutschen  Konsulaten  in  Alexandrien  und  Cairo  vollzogen,, 
w^elchen  der  BR  dieselben  durch  die  Reichsregierung  in  Berlin  auf  diplo- 
matischem Wege  zugehen  liess.  B  1891  II  541. 

e.  Im  Jahre  1891  war  ein  Rogatorium  nach  Si am  zu  richten;  es 
betraf  die  Inventarisation  imd  Sicherung  der  Verlassenschaft  eines  in 
Bangkok  verstorbenen  Schweizers.  Der  BR  übermittelte  das  Gesuch  in 
Ermangelung  eines  Schweiz.  Vertreters  in  Siam  durch  Vermittlung  der 
französischen  Reg.  an  den  französischen  Generalkonsul  in  Bangkok,  der 
alsdann  die  Angelegenheit  in  sorgfältiger  Weise  erledigte.    B  181>2  II  502. 

137.  Wenn  im  Verlaufe  eines  Civil-  oder  Strafprozesses  für 
die  Einvernahme  von  Personen  im  Auslande  oder  für  die  Fest- 
stellung von  Tatsachen  durch  einen  ausländischen  Richter  die  Ver- 
wendung des  BR  in  einem  blossen  Schi*eiben  nachgesucht  wdrd,. 
so  kann  der  BR  dem  in  solcher  Form  gestellten  Ansuchen  nicht 
entsprechen,  da  es  ihm  als  Administrativbehörde  nicht  zusteht^ 
Akten  gerichtlicher  Natur  anzuordnen.   Es  ist  vielmehr  erforderlich. 

28 
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dass  dem  BR  zum  Zwecke  der  Vermittlung  auf  diplomatischem 
Wege  durch  die  Regierungen  der  Kantone  (nicht  direkt  durch  die 
Gerichtsbehörden)  ein  fönnliches  Requisitorial  vorgelegt  werde,  das 
an  den  kompetenten  Richter  (oder  an  jede  andere  zuständige  Be- 
hörde) im  betr.  Lande  adressiert  ist  und  von  der  requirierenden 
Schweiz.  Gerichtsbehörde  unterzeichnet  und  mit  ihrem  Amtssiegel 
versehen  ist.  B  1889  II  726 ;  bestätigt  B  1901  II 63. 

138.  Für  die  Vermittlung  von  Requisitorien,  Zitationen,  Ur- 
teilen etc.,  die  auswärtige  Behörden  an  Einwohner  der  Schweiz 
mitzuteilen  wünschen,  ist  als  Grundsatz  festzuhalten,  dass  dieselben 
mit  einer  Übersetzung  in  einer  der  drei  Schweiz.  Sprachen  begleitet 
sein  müssen,  damit  die  BBehörden  Gelegenheit  haben,  die  Mass- 
regeln zu  prüfen,  zu  deren  Mitwu'kung  sie  in  Anspruch  genommen 
werden.  Denn  es  kann  ihnen  in  der  Tat  nicht  zugemutet  werden, 
in  einer  Angelegenheit  mitzuwirken,  ohne  zu  wissen,  um  was  es 
sich  handelt,  und  ob  nicht  vielleicht  Verhältnisse  in  Frage  liegen, 
die  den  politischen  Grundsätzen  der  Schweiz  und  der  öffentUchen 
Rechtsordnung  der  Schweiz  zuwider  sind.*) 

Bezüglich  des  Verfalu-ens  soll  der  Weg  des  Rogatoriums  be- 
obachtet werden,  welches  von  einem  Repräsentanten  des  betr. 
Staates  in  der  Schweiz  oder,  beim  Mangel  eines  solchen  Repräsen- 
tanten, von  dem  Ministei*  der  auswärtigen  Angelegenheiten  des 
betr.  Staates  an  den  BPräsidenten  zu  adressieren  ist.  Die  Schweiz. 
Konsulate  in  einem  Staate,  der  seinerseits  kein  Konsulat  in  der 
Schweiz  hat,  sind  nicht  befugt,  Aktenstücke  erwähnter  Art  behufs 
deren  Übermittlung  nach  der  Schweiz  zu  übernehmen,  zumal  sie  nicht 
die  Interessen  dieses  fremden  Staates,  sondern  diejenigen  der  Schweiz 
zu  wahren  haben,  und  es  völkerrechtlicher  Grundsatz  ist,  dass 
gegenüber  Staaten,  mit  denen  über  die  betr.  Materie  kein  Staats- 
vertrag besteht,  die  Beobachtung  der  Reziprozität  angetragen  werden 
muss.  Ein  solches  Engagement  der  auswärtigen  Regierung  soll 
aber  nicht  an  ein  Konsulat,  sondern  an  die  eidg.  Regierung  ge- 
richtet sein. 

Ebenso  hat  auf  der  andern  Seite  der  BR  die  Zumutung  einer 
KReg.,  dass  die  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Paris  eine  Ediktalladung 
an  einen  Franzosen,  und  dass  die  Schweiz.  Gesandtschaft  in  Rom 
eine  solche  an  einen  Italiener  in  Strafsachen  zustellen   sollen,   ab- 

*)  Vgl.  ferner  Haager  Übereinkunft  von  1896,  Art.  6  Abs.  2,  A.  S.  n.  F. 
XVH  1S8. 
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lehnen  müssen.     Die  Gesandtschaften   haben   in   den   Staaten,   bei 

denen  sie  akkreditiert  sind,  keine  Jurisdiktion. 

B  1885  II  676.     Vgl.  auch  Nr.  1S5. 

139.  Im    Jahre    1901    wurde    auf    dem    Korrespondenzweg 

zwischen  der  Schweiz^)  und  Ungarn  die  Vereinbai'ung  getroffen,  dass 
alle  ungarischen  Gerichtsakten,  die  in  der  Schweiz  zur  Zustellung 
an  dritte  Personen  gelangen  soUen,  von  einer  deutschen  oder  fran- 
zösischen Übersetzung  zu  begleiten  sind.  Die  Übersetzungskosten 
werden  von  den  Adressaten  erhoben  oder  eventuell  von  den  Schweiz. 
Behörden  übernommen.  Für  die  Zustellung  der  Akten  wird  eine 
kleine  Gebühr  bezogen.  BR  im  B  1902  I  831;  vgl.  Nr.  145. 

140.  Dem  eidg.  Justizdep.  wurde  im  Jahr  1896  die  Frage 
vorgelegt,  ob  die  französischen  Behörden  befugt  seien,  gestützt 
auf  Art.  20  des  Vertrages  über  den  Gerichtsstand  vom  15.  Juni 
18()9  von  den  Schweiz.  Behörden  die  Zustellung  von  Zahlungs- 
befehlen (commandements  de  payer)  zu  verlangen.  Das  Dep. 
kam  zur  Bejahung  der  Frage,  indem  es  davon  ausging,  dass 
der  französische  Zahlungsbefehl  nach  der  Intention  des  Gläubigers 
und  seines  Mandatars  bloss  in  Frankreich  wirksam  sein  soll 
und  der  im  Ausland  wohnenden  Person  nur  eine  Kopie  übermittelt 
wird,  damit  sie  von  der  rechtsgiltigen  Übergabe  des  Originals  nach 
Massgabe  von  Art.  69,  ZifiF.  9,  des  Code  de  proc^dure  civile  an  die 
Staatsanwaltschaft  Kenntnis  erhält.  Es  handelt  sich  somit  wirklich 
um  eine  Notifikation  im  Sinne  von  Art.  20  des  genannten  Staats- 
vertrages, und  es  liegt  kein  Grund  vor,  die  nachgesuchte  Zustellung 
abzulehnen.  In  der  Vermittlung  der  Zustellung  liegt  keine  Aner- 
kennung der  ausländischen  Kompetenz.  Es  steht  der  Person,  welche 
die  Mitteilung  oder  Aufforderung  erhält,  durchaus  frei,  jede  Rechts- 
folge aus  derselben  für  sich  abzulehnen.  Die  Souveränetät  des  an- 
gesprochenen Staates  kann  nicht  schon  darum  als  angetastet  er- 
scheinen, weil  eine  inkompetente  ausländische  Behörde  einem  Be- 
wohner desselben  etwas  insinuieren  lässt;  ebensowenig  ist  die  staat- 
liche Sicherheit  desselben  damit  gefährdet.  Aus  andern  Gründen 
rechtfertigt  es  sich  aber  kaum,  die  Zustellung  eines  ausländischen 
Aktes  von  der  Hand  zu  weisen.  B  1897  II  409, 

141.  Das  fi'anzösische  Generalkonsulat  in  Genf  hatte  im  Jahre 
1901  den  Genfer  Behörden  eine  Anzahl  Zahlungsbefehle  übermittelt, 
die  an  in  Genf  wohnhafte  Personen  zugestellt  werden  sollten,  und 

1)  Der  BR  scheint  hier  ohne  weitern  Auftrag  namens  der  Kantone  ge- 
handelt zu  haben. 
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wodurch  diese  aufgefordert  wurden,  bestimmte  Geldbeträge  an  den 
Percepteur  in  Savoyen  zu  bezahlen.  Das  Generalkonsulat  stützte  sein 
Gesuch  um  Zustellung  auf  Art.  13  des  Auslieferungsvertrages 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  vom  9.  Juli  1869,  da  durch 
diese  Conmiandements  gerichtlich  auferlegte  Geldstrafen  und  Kosten 
eingezogen  werden  sollten.  Die  Genfer  Behörde  w^eigerte  sich  je- 
doch, die  Notifikation  dieser  Aktenstücke  vorzunehmen,  weil  die 
Akte  nach  ihrem  Dafürhalten  einen  rein  fiskahschen  Charakter 
haben.  Die  daraufliin  von  der  BBehörde  in  Paris  gemachten  Er- 
hebungen bestätigten  diese  Ansicht  vollständig.  Es  ergab  sich, 
dass  den  betreffenden  Commandements  eine  Straf untei-suchung  oder 
irgend  ein  gerichtliches  Verfaln^en  niclit  zu  Grunde  liegt,  sondern 
dass  sie  Zahlungsaufforderungen  sind,  die  ganz  im  Interesse  des 
fi'anzösischen  Fiskus  gemacht  werden  und  von  den  administrativen 
Behörden  ausgehen.  Infolgedessen  l>esteht  für  die  Schweiz.  Be- 
hörden weder  auf  Grund  von  Art.  13  des  Auslieferungsvertrages, 
noch  gemäss  Art.  21  des  Geriehtsstandvertrages  vom  15.  Juni  1860 
eine  Verpflichtung,  die  Zustellung  derselben  an  Personen  in  der 
Schweiz  vorzunehmen,  B  1902  I  831. 

142.  Die  österreichisch-ungarische  Gesandtschaft  in  Bern 
richtete  im  Jahr  1895  an  den  BR  das  Gesuch,  er  möchte  das 
Geeignete  veranlassen,  dass  drei  beim  Bezirksgerichte  in  Bregenz 
wider  eine  Frau  Mayer  in  Hellingen  (Kt.  Aargau)  eingebrachte 
Civilklagen,  deren  Annahme  die  Beklagte  verweigert  hatte  und 
deren  Mitteilung  an  sie  von  dem  aargauischen  Obergerichte  unter 
Berufung  von  Ai*t.  59  der  BV  abgelelmt  worden  war,  der  Genannten 
zugestellt  werden.  Der  BR  konnte  diesem  Ansuchen  nicht  ent- 
sprechen. Die  Befugnis,  die  Behörden  des  Kts.  Aargau  zur  Vor- 
nahme der  fraglichen  Zustellung  z^u  veranlassen,  kann  für  den  BR 
weder  aus  der  inneren  Landesgesetzgebung  betr.  die  Gerichts- 
organisation imd  das  Prozessrecht,  noch  aus  den  bestehenden  inter- 
nationalen Vereinbarungen  zwischen  Österreich  und  der  Schweiz 
hergeleitet  werden.  In  der  ersteren  Beziehung  haben  die  Kantone 
ihre  eigene  Gesetzgebung  und  daher  auch  ein  selbständiges  Ver- 
waltungsrecht; in  letzterer  Hinsicht  mangelt  ein  Staats  vertrag 
betr.  die  Zustellung  von  Gerichtsbefehlen,  Vorladungen,  Notifi- 
kationen mid  andern  Prozessakten   zwischen    den    beiden  Ländern. 

B  1896  II  57.- 
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Seit  Inkrafttreten  der  Haager  Übereinkunft  von  1896  hätte 
lue  Zustellung  nur  verweigert  werden  dürfen,  «wenn  sie  nach  der 
Auifassung  des  Staates,  auf  dessen  Gebiete  sie  erfolgen  soll,  ge- 
eignet erscheint,  seine  Hoheitsrechte  zu  verletzen  oder  seine  Sicher- 
heit zu  gefährden»,  Art.  2,  A.  S.  n.  F.  XVH  185. 

143u  Die  französisch  korrespondierende  Polizeibehörde  der 
Gemeinde  Fleurier(Kt.  Neuenburg)  ei-suchte  im  Jahre  1895  das  k.wurt- 
temberijische  Oberamt  zu  Hall,  auf  dem  Heimatschein  einer  Familie 
aus  Hall  ein  neugeborenes  Kind  vorzumerken.  Das  Gesuch  wurde 
von  dem  Oberamt  abgelehnt  mit  der  Bemerkung,  die  Eingabe  sei 
in  deutscher  Sprache  einzureichen  oder  wenigstens  mit  einer  be- 
glaubigten deutschen  Übersetzung  zu  begleiten.  In  Anbetracht  der 
anerkannten  Gleichberechtigung  der  deutschen  und  französischen 
Sprache  im  Geschäftsverkehr  zwischen  den  Schweiz,  und  deutschen 
Behörden  wurde  das  Oberamt  zu  Hall,  auf  Verw^endung  des  BR, 
•diu'ch    die    württembergische  Reg.  veranlasst,    dem    Ersuchen    der 

Polizeibehörde  in  Fleurier  ohne  weiteres  zu  entsprechen. 

B  1896  II  5(}. 

144.  Eine  bernische  Behörde  verlangte,  anlässlich  eines  ihr 
zugegangenen  in  italienischer  Sprache  abgefassten  Requisitorials, 
■dass  die  italienische  Gesandtschaft  in  Bern  für  eine  deutsche  oder 
französische  Übersetzung  der  betr.  Aktenstücke  besorgt  sein  möchte. 
Der  BR  wies  da*^  Gesuch  ab  und  zwav  deshalb,  weil  die  italie- 
nische Sprache  so  gut  wie  die  deutsche  und  französische  durch  die 
BV  als  Nationalsprache  anerkannt  ist.  Das  Gesuch  lässt  sich  auch 
nicht  aus  den  Bestinnnungen  der  mit  Italien  abgeschlossenen  Ver- 
träge begründen;  vielmehr  ist  aus  der  Zulassung  des  direkten  Ver- 
kehrs zwischen  den  Schweiz,  und  italienischen  Gerichten  zu  folgern, 
dass  die  beiderseitigen  Behörden  befugt  sind,  sich  ihrer  Amts- 
sprache zu  bedienen.  Die  Mitteilung  einer  französischen  oder 
deutschen  Übersetzung  der  Schriftstücke  und  Dokumente  ist  z.  B. 
in  den  Auslieferungsverträgen  mit  Holland  (Art.  7,  A.  S.  n.  F. 
XVH  14)  und  Russland  (Art.  17,  A.  S.  XI  426)  vorgesehen.  Ait.  13 
fies  schw^eiz.-italienischen  Auslieferungsvertrages  dagegen  (A.  S.  IX 
743)  bestimmt  bloss,  dass  für  die  Vollziehung  der  Requisitorien, 
nicht  aber  bezüglich  der  Form  der  Ersuchungsschreiben  die  Gesetze 
des  requirierten  Staates  massgebend  sind.  B  1893  II  20. 

145.  Gestützt  auf  Art.  1  der  Haager  Übereinkunft  von  1896, 
A.  S.  n.  F.  XVII 185,  verlangte  die  österreichisch-ungarische  Gesandt- 
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Schaft  in  Beni  im  Jahi-e  1899  die  Zustellung  eines  von  einem  un- 
garischen Gerichte  ausgehenden  Aktenstückes  an  einen  Einwohner 
der  Schweiz,  das,  wie  der  dazu  gehörige  Empfangschein,  nur  in 
ungarischer  Sprache  vorgelegt  wurde.  Der  BR  stellte  sich  auf  den 
Standpunkt,  dass,  wenn  auch  die  Übersetzungspflicht  des  requi- 
rierenden Staates  nur  in  Art.  6  der  Übereinkunft  bei  den  Roga- 
torien  vorgesehen  sei,  dieselbe  dennoch  auch  bei  den  Zustellungen 
bestehe,  da  zunächst  die  Zustellimgspflicht  keine  absolute  sei  und 
deshalb  der  requirierende  Staat,  um  die  Prüfung  seiner  Verpflich- 
tung vornehmen  zu  können,  das  zuzustellende  Aktenstück  in  seiner 
Sprache  erhalten  müsse,  und  da  ferner  die  Zustellung  auf  diplo- 
matischem Wege  erfolge  und  die  Sprache  des  diplomatischen  Ver- 
kehres traditionell  die  französische  sei,  also  mindestens  eine  fran- 
zösische Übersetzung  gefordert  werden  dürfte. 

Der  Anstand  wurde  durch  einen  vorläufigen,  jederzeit  be- 
dingungslos widerruflichen  modus  vivendi  dahin  geregelt,  dass  den 
Aktenstücken  in  der  Regel  keine  Übersetzung  beizugeben  ist.  dass 
jedoch  in  der  das  Aktenstück  übermittelnden  Note  die  Person,  der, 
und  der  Ort,  wo  zugestellt  werden  soll,  möglichst  genau  zu  be- 
zeichnen sind,  und  dass  auch  der  Inhalt  des  Aktenstückes  kurz  mit- 
zuteilen ist.  Wird  eine  Übersetzung  verlangt,  so  ist  dieselbe  von 
der    die  Zustellung  beantragenden   auf  Kosten   der  die  Zustellung 

bewii'kenden  Reg.  zu  liefern.^) 

B  1900  I  784,  1901  II  5;  oben  Nr.  1S9;  vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  119. 

146.  I.  Gegen  Laurent  Pilet  in  Genf  wurde  von  Ad.  Borgel 
in  Neydens  (Hochsavoyen)  vor  dem  genferischen  Richter  eine  aus 
verschiedenen  auf  französischem  Boden  vorgenommenen  landwirt- 
schaftlichen Allheiten  entstandene  Forderung  eingeklagt.  Der  Genfer 
Richter  ordnete  eine  Expertise  an  und  ersuchte  mittelst  Re([uisi- 
torials  die  zuständige  fi*anzösische  Gerichtsbehörde  um  Bestellung^ 
eines  Experten.  Die  französische  Reg.  lehnte  zunächst  die  unent- 
geltliche  VoUziehimg  des  Requisitorials  ab.  Der  BR  machte  aber 
hiegegen  geltend: 

Nach  dem  klaren  Wortlaut  des  Art.  21  Abs.  2  des  Vertrages 
vom  15.  Juni  1869  faUen  die  aus  den  Requisitorien  erwachsenden 
Kosten  —  ohne  Unterschied  —  demjenigen    Staate   zur  Last,   der 


M  Betr.  das  Verhältnis  der  Schweiz  zu  den  im  Reichsrat  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  der  osterreichisclien  Monarchie,  vgl.  Erkhti'ung  voa 
18im,  Art.  IV,  A.  S.  n.  F,  XVIII  4. 
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sie  vollziehen  soll:  diese  Vertragsvorschrift  ist  im  Jahre  1869  nicht 
etwa  als  neues  Recht  aufgestellt  worden,  sondern  es  ist  in  ihr 
lediglich  die  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  schon  lange 
vorher  geübte  Praxis  zum  formellen  Ausdruck  gelangt.  Wenn 
Art.  12  des  Auslieferungsvertrages  mit  Franki*eich  bei  Rogatorien 
in  Strafsachen  die  Rückvergütung  der  Ausgaben  für  Kriminal-, 
Handels-  oder  gerichtlich  medizinische  Expertisen  ausdrücklich  vor- 
sieht, so  bekräftigt  dies  den  Standpunkt  des  BR:  denn  beide  Ver- 
träge sind  von  den  nämlichen  Bevollmächtigten  gleichzeitig  abge- 
schlossen worden,  und  es  darf  daher  mit  Sicherheit  angenommen 
werden,  dass  die  letztern  bezüglich  der  Kostenfrage  für  den  Voll- 
zug von  Rogatorien  in  Civil-  und  Strafsachen  auch  die  gleiche  Re- 
daktion gewählt  hätten,  wenn  die  Absicht  vorhanden  gewesen  wäre, 
beide  Materien  gleich  zu  behandeln.  Hierauf  ei-folgte  der  unent- 
geltliche Vollzug  des  Requisitorials.  B  1887  II  670. 

n.  Im  Jahre  1889  war  eine  Expertise  über  den  Gesundheits- 
zustand einer  in  Paris  wohnenden  Französin,  F^ron,  die  vor  den 
Avaadtländischen  Gerichten  gegen  die  Suisse  Occidentale-Bahngesell- 
schaft  auf  Entschädigung  wegen  Verletzung  behn  Eisenbahnbetrieb 
geklagt  hatte,  vorzunehmen. 

In  Übereinstimmung  mit  den  französischen  Behörden  kam 
hiebei  der  BR  zu  der  Ansicht,  dass  in  Fällen  vorliegender  Art,  wo 
ausschliesslich  Privatinteressen  im  Spiele  liegen,  eine  gewisse  Ab- 
schwächung  des  im  Vertrage  vom  15.  Jimi  1869  aufgestellten  Grund- 
satzes der  Unentgeltlichkeit  der  Rechtshilfe  (Art.  21  Abs.  2)  anzu- 
erkennen sei,  zumal  bei  Abschluss  des  Vertrages  jenes  Prinzip  kaum 
in  einer  absolut  strikten  Form  habe  aufgestellt  werden  wollen.  Die 
Klägerin  deponierte  deshalb  einen  Kostenvorschuss.      B  181)()  II  154. 

147.  Im  Jahre  1878  wurde  der  Italiener  Colmenga  in  Grau- 
bünden wegen  Diebstahls  zu  einer  Gefängnisstrafe  und  Bezahlung 
der  sämtlichen  Kosten  veinirteilt.  Die  Gefängnisstrafe  fand  in  Grau- 
bünden Vollziehung,  dagegen  wurden  die  Kosten  von  den  zahlungs- 
fähigen Eltern  des  Colmenga  in  der  Loml)ardei  eingefordert.  Die 
italienischen  Behörden  lehnten  jedoch  ihre  Mithilfe  ab,  nicht  bloss, 
weil  es  im  internationalen  Rechte  unerschütterlicher  Grundsatz  sei, 
dass  Strafurteile  fremder  Gerichte  ausser  dem  Territorium  des- 
jenigen Staates,  in  welchem  sie  erlassen  werden,  keine  Rechtskraft 
haben,  sondern  auch  weil  in  Art.  6  der  Einführungsbestimmungen 
zu  dem  italienischen  Civilgesetzbuche  von  1865  vorgeschrieben  sei. 
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dass  bloss  die  von  fremden  Gerichten  gefällten  Urteile  in  Civil- 
sachen  im  Königreiche  Vollziehung  finden  können.  Der  Art  13  des 
Auslieferungsvertrages  vom  22.  Juli  1868  könne  nicht  angerufen 
werden,  weil  dort  bloss  die  gegenseitige  Hilfe  zum  Zwecke  einer 
Straf  Untersuchung  bestimmt  sei,  nicht  aber  zum  Zwecke  der  Voll- 
ziehung von  Urteilen  in  Strafsachen.  B  1879  11  581. 

148.  In  einem  Kreisscln\  an  sämtUche  KReg.  betr.  Zustellung  von 
Militärakten  an  in  der  Schweiz  lebende  Ausländer  vom  2.  April  1901 
machte  der  BR  darauf  aufmerksam,  dass  er  es  schon  seit  geramner 
Zeit  grmidsätzlich  abgelehnt  hat,  fremden  Staaten  zur  Erreichung 
militärischer  Zwecke  behilflich  zu  sein  und  die  Zustellung  der  Er- 
lasse und  Mitteilungen  auswärtiger  Behörden  an  in  der  Schweiz 
wohnende  Ausländer,  soweit  solche  militärischer  Natur  sind,  zu 
vermitteln ;  es  gehören  hierher  nicht  nur  eigentliche  Militäraufge- 
bote, sondern  auch  Einberufungen  zur  persönlichen  Stellung  zu 
Rekrutierungszwecken,  Einladungen  zum  Aufsuchen  säumiger  Mi- 
litärpflichtiger, Aufforderimgen  zu  Entrichtung  von  Militärtaxen  und 
dergleichen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass,  wenn  der  BR  es  als  mit  den 
politischen  Institutionen  der  Schweiz  unverträglich  bezeichnet  hat, 
seine  Mitwirkung  bei  Zustellungen  erwähnter  Art  eintreten  zu 
lassen,  dies  in  gleicher  Weise  für  die  kant.  Behörden  zu  gelten 
hat.  Der  BR  lud  daher  die  KReg.  ein,  allfällige  Ersuchen  aus- 
ländischer Behörden  um  Zustellung  von  Militärakten  irgend  welcher 

Art  an  in  der  Schweiz  lebende  Ausländer  ablehnend  zu  beantworten. 

H  11K)1  II  904;  in  Bestätigung  früherer  Praxis  vgl.  B  1876  ü  298,  1881  II  720. 
188:)  II  847,  1887  II  679,  18?>2  II  501,  1894  II  57.  Erste  Auflage  I,  Nr.  J2» 
bis  125. 

149.  I.  Bei  Untersuchungen,  die  hn  Auslande  wegen  poli- 
tischer Verbrechen  gepflogen  werden,  lehnt  der  BR  grundsätzlich 
jede  Mitwirkung  ab:  deshalb  konnte  er  im  Jalue  1887  dem 
Gesuch  einer  auswärtigen  Behörde  um  Zustellung  von  Abschriften 
gewisser  Depositionen  eines  Individuums  vor  dem  eidg.  Unter- 
suchungsrichter nicht  entsprechen. 

B  1888  II  807;  bestätigt  B  1893  II  20. 

II.  Bei  Anlass  einer  Versammlung  der  sozialdemokratischen 
Partei  in  Stassfurt  (Preussen)  im  Jahre  1891  drängte  sich  vor  dem 
betreffenden  Lokale  eine  grosse  Menschenmenge?  zusammen.  Die 
anwesenden  Polizisten  suchten  sie  zu  zerstreuen.  Sie  widersetzte 
sicli   aber   und    einzelne   aus  der  Menge  warfen  mit  Steinen  gegen 
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die  Polizisten,  wodurch  mehrere  derselben  Verletzungen  erlitten. 
Der  die  Untersuchung  leitende  Beamte  wandte  sich  auf  dem  Re- 
quisitorialwege  an  die  Behörden  in  Basel  und  verlangte  unter  Hin- 
weis auf  Ali.  12  des  schweiz.-deutschen  Auslieferungsvertrages,  es 
möchte  ein  sich  dort  aufhaltender  Teilnehmer  an  jenem  Vorgange 
darüber  einvernommen  werden,  ob  auch  ein  gewisser  W.  Schulz 
bei  demselben  gegenwärtig  gewesen  sei  und  Steine  gegen  die  Poli- 
zisten geworfen  habe:  dieser  würde  sich  dadurch  der  Teilnahme  am 
Vergehen  des  §  115  des  deutschen  Strafgesetzbuches  (Aufruhr) 
schiddig  gemacht  haben.  Auf  Anfrage  der  kant.  Behörde,  ob  dem 
Gesuche  Folge  zu  geben  sei,  antwortete  das  eidg.  Justizdep.,  sie 
solle  dasselbe  ablehnen,  indem  offenbar  ein  politisches  Delikt  in 
Frage  liege;  Art.  12  des  Auslieferungsvertragetj  mit  Deutschland 
schHesse  aber  die  Rechtshilfe  in  einem  solchen  Fall  ausdrücklich 
aus.  0  B  1892  II  54  L>. 

150.  Gemäss  konstanter  Praxis  lehnt  der  BR  jegliche  Rechts- 
hilfe in  Strafuntersuchungen,  die  im  Auslande  wegen  Schmuggels 
geführt  werden,  ab;  bezüglichen  Gesuchen  um  Einvernehmen  von 
Personen  in  der  Schweiz,  sowie  um  Zustellung  von  Zitationen, 
Urteilen  etc.  gibt  der  BR  keine  Folge.  Es  kann  als  allgemeine 
Regel  bezeichnet  werden,  dcoss,  wenn  es  sich  um  fiskalische  Ver- 
gehen  handelt,    eine   Rechtshilfe   von   Staat   zu  Staat    nicht  statt- 

findet,  sofern  keine  besondere  Übereinkunft  besteht. 

B  1891  II  541,  1893  I  950,  II  20,  1894  II  57. 

151.  Den  15.  Dez.  1882  wurde  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien  eine  Übereinkunft  über  den  Zolldienst  in  den  internationalen 
Bahnhöfen  Chiasso  und  Luino  abgeschlossen  in  Ausführung  des 
Art.  10  des  schweiz.-italienischen  Staatsvertrages  vom  23.  Dez.  1878. 
Eine  Konferenz  zwischen  den  Vertretern  beider  Staaten  vom  13.  Juli 
1885  in  Como  zur  Interpretation  einiger  unklarer  Bestimmungen 
der  Übereinkunft  blieb  erfolglos.     Die  Forderungen  Italiens  waren 


')  Vgl.  auch  wie  im  Jahre  1890  der  BR  das  Gesuch  der  Berner  Reg. 
um  Vermittlung  eines  Recjuisitorials  an  die  holländischen  Behörden,  wodurch 
konstatiert  werden  sollte,  dass  Joh.  Jak.  Cottier  sich  der  Werbung  für  den 
holländisch-indischen  Kriegsdienst  schuldig  gemacht  hat,  abgelehnt  hat.  da 
hiedurch  die  holländischen  Behörden  veranlasst  würden,  in  einer  Straf- 
untersuchnng  mitzuwirken,  der  eine  Handlung  zu  Gnmde  liegt,  die  nach  den 
Instituticmen  der  Niederlande  unbedingt  gestattet  ist,  B  1891  II  541. 
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auf  Abschluss  eines  förmlichen  Zollkartells  gerichtet.    Die  Scliweiz 

musste  diese  Forderungen  ablehnen. 

A.  S.  n.  F.  VII  193;  B  1883  II  631,  1884  II  562,  1886  I  880,  II  438. 
Gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  9  und  10  dieser  Ul>er- 
einkunft  haben  die  Behörden  desjenigen  Staates,  in  welchem  die 
internationale  Station  liegt,  auf  Ersuchen  der  kompetenten  Behörde 
des  Staates,  zu  dem  das  Zollbureau  gehört,  Zeugen  und  Sach- 
verständige bei  Zollübertretungen  einzuvernelmien,  Haussuchungen 
anzuordnen  u.  s.  w.  Diese  Bestimmung  will  lediglich  dem  Staat, 
dem  das  auf  ausländischem  Gebiete  befindliche  Bui-eau  gehört,  die 
Möglichkeit  geben,  die  von  diesem  Bureau  entdeckten  und  zu  seinem 
Nachteil  geschehenen  ZoUübertretungen  gerichtlich  untersuchen  zu 
können.  Dass  aber  die  Schweiz  bei  entdeckten  Zollübertretungen 
in  Chia^sso  (Tessin)  berechtigt  wäre,  amtliche  Erhebungen  dm-ch 
die  italienischen  Behörden  auf  dem  Requisitionswege  zu  verlangen, 
ist  durch  den  Wortlaut  des  betr.  Artikels  ausgeschlossen;  deshalb 
kann  auch  Italien  nicht  berechtigt  sein,  bei  Übertretungen  italienischer 

Zollvorschriften  in  Luino  die  Schweiz.  Gerichte  in  Anspruch  zu  nehmen. 

B  189()  II  155. 

XL  Die  Vertretang  der  Interessen  Einzelner  dem  Auslände 

gegenüber.  ^) 

15Ä.  Die  französischen  Gerichte  anerkennen  keine  Naturali- 
sation eines  Franzosen  in  einem  andern  Staat,  wenn  sich  aus  den 
Tatsachen  ergibt,  dass  diese  Massregel  nur  ergriffen  wurde,  um  die 
französischen  Gesetze  zu  umgehen. 

In  solchen  Fällen  lehnt  auch  der  BR  seine  diplomatische  Ver- 
wendung für  derartige  Schw^eizer  bei  der  französischen  Reg.  ab.^) 
B  1877  II  517 ;  vgl.  B  1876  II  281 ;  18iK)  II  167,  liiezu  1888  II  765. 

153.  Der  BR  tritt  auf  Reklamationen  von  Deutschen,  die 
sich  in  der  Schweiz  haben  naturalisieren  lassen  und  in  ihrer  ur- 
sprünglichen  Heimat    wieder  Aufenthalt    nehmen    möchten,  daran 

*)  Weitere  Fälle,  in  denen  der  BR  durch  Schweiz,  oder  der  Schweiz 
befreundete  diplomatische  und  konsularische  Vertreter  ausländischen,  nament- 
lich überseeischen,  Staaten  gegenüber  Entschädigungsansprüche  von  Schwei- 
zern unterstützte,  oder  auf  Strafverfolgung  hinsichtlich  der  an  Schweizern 
verilbten  Verbrechen  drängte,  oder  die  Privatinteressen  von  Schweizern  gegen- 
über staatlichen  Massnahmen  zu  schützen  suchte,  vgl.  B  1894  I  420,  II  l±i 
bis  124.  1895  I  870e,  1896  II  la^d.  IV  721,  1897  U  211-213,  III  24r>.  1898  II  8, 
18i>9  I  829,  8:ö,  834,  1900  I  669,  1901  I  884-886. 

*)  Vgl.  Roguin  a.  0.  §§  42,  78,  230;  Jounial  du  droit  international 
prive  1901,  XXVIII  pp.  535  suiv.  (äff,  Say). 
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aber  durch  die  deutschen  Behörden  verhindert  werden,  niclit  ein, 
wenn  sich  ergibt,  dass  sich  die  deutschen  Behörden  auf  Art.  8  des 
Niederlassungsvertrages  vom  27.  April  1876  (=  Art.  9  des  Vertrages 
vom  31.  Mai  1890,  A.  S.  n.  F.  II  567,  XI  519)  berufen,  und  auch 
der  BR  die  Überzeugung  gewonnen  hat,  dass  die  Entlassung  aus 
dem  deutschen  Reichsverbande  nur  aus  egoistischen  Gründen  l)e- 
wirkt  wurde  und  die  betr.  Personen  bei  Erwerb  des  Schweizer- 
bürgerrechtes in  keiner  Weise  von  der  Absicht  geleitet  waren,  ihren 
Wohnsitz  dauernd  nach  der  Schweiz  zu  verlegen. 

Die  deutschen  Behörden  begründeten  die  Ausweisung  mit  Berufung 
auf  den  erwähnten  Art.  8  in  einem  Falle,  in  welchem  der  Betreffende, 
gleich  wie  sein  Bruder,  kurz  vor  Eintritt  in  sein  18.  Lebensjahr  aus 
der  Landesangehörigkeit  von  Elsiiss-Lot bringen  ausgetreten  und  nach 
seiner  Naturalisation  in  der  Schweiz  wieder  in  seine  früliere  Heimat 
zurückgekehrt  war.  Es  konnte  kein  Zweifel  bestehen,  dass  beide  Brüder 
ihre  Nationalität  nur  gewechselt  hatten  in  der  Absicht,  die  Militär])flicht 
in  Deutschland  zu  umgehen. 

B  1887  11  (578;  älinliche  Fälle  B  1877  11  515.  Vgl.  Erste  Aufliige  11,  Nr.  514. 

154.  Lsaak  Wohlgenannt  von  Hohenems  (Vorarlberg)  hess 
sich  im  Jahre  1884  zu  Opfertshofen  (Kt.  SchaflFhausc^n)  naturalisieren, 
nachdem  ihm  die  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Feldkirch  zuvor 
die  Entlassung  aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  erteilt 
hatte.  Den  1.  Febr.  188(5  verfügte  die  letztere  Behörde,  dass  Wohl- 
genannt als  unbefugt  Ausgewanderter  nach  einem  (lesetze  vom 
27.  Juni  1871  behandelt  und  demgeniäss  bei  seinem*  Rückkehr  aus 
dem  österreichischen  Staatsgebiete  ausgewiesen  werden  soll. 

Die  diplomatische  Verwendung  des  BR  zu  gunsten  des  Wohl- 
genannt war  erfolglos;  die  österreichische  Reg.  hielt  ihren  Erlass 
aufrecht,  da  die  Prüfung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  ergeben 
habe,  dass  der  Wechsel  der  Staatsbürgerschaft  seitens  des  Wohl- 
genannt in  der  offenbaren  Absicht  erfolgt  sei,  der  Wehrpflicht  in 
Osterreich  sich  zu  entziehen.  Durch  das  häufige  Vorkommen  solcher 
Fälle  habe  sich  aber  die  österreichische  Reg.  im  Jahre  1885  ver- 
anlasst gesehen,  den  Grundsatz  aufzustellen,  dass  Lidividuen,  welche 
in  dieser  Absicht  ausgewandert  seien  und  eine  fremde  Staatsangehörig- 
keit erwerben,  selbst  wenn  letztere  nicht  bestritten  werde,  nach 
dem  erwähnten  Gesetze  von  1871  behandelt  werden  sollen,  im 
Falle  sie  nach  Osterreich  zurückkehren  und  dadurch  Anlass  zu 
öffentlichem  Ärgernis  bieten.  Die  Ausweisung  des  Wohlgenannt  er- 
scheine  auch   nicht   als   eine  Verletzung   des  Art.  1    des  Schweiz.- 
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österreichischen  Niederlassiingsvertrages  vom  7.  Dez.  1875,  mdeni 
diese  Vertragsbestimniiing  keinesfalls  in  dem  Sinne  ausgelegt  werden 
könne,  dass  die  vertragschliessenden  Parteien  sich  damit  ihres  aus 
der  Polizeihoheit  fliessenden  Rechtes  entäussert  hätten,  in  emzelnen 
Fällen  Individuen,  deren  Aufenthalt  im  Lande  aus  Rücksichten  der 

öffentlichen  Ordnung  nachteilig  erscheine,  auszuweisen. 

B  1888  n  770. 

Die  Kounn.  des  NR   zur  Prüfung  der  Geschäftsführung   des  BR 

im  Jahre  1887  erklärt  zu  diesem  Fall,  dass  ihr  die  von  Österreich  dem 

Staatsvertrag  gegebene  Auslegung  bedenklich  erscheint,  indem  sie  einer 

Negation  desselben  gleichkomme.  B  1888  III  25*2. 

155.  Ein  Schweiz.  Handlungshaus  hatte  im  Jahre  1879  einen 
Anstand  mit  der  französischen  Zollverwaltung  wegen  Verzollung  von 
Seidenabfällen  und  verlangte  die  offizielle  Vermittlung  der  BBe- 
hörden.  Dem  Verlangen  konnte  nicht  entsprochen  werden.  Die 
Waien  waren  aus  Italien  nach  Frankreich  versendet  worden, 
deshalb  erschien  eine  offizielle  Intervention  der  Schweiz.  Behörde 
rechtlicli  nicht  zulässig.  B  1880  II  101 

156.  Im  Jahre  18(31  starb  in  Richmond  (Virginia)  Salomon 
Hauenstein  von  Unter-Endingen  (Aargau),  ohne  ein  Testament  zu 
hinterlassen,  unverheiratet  und  ohne  direkte  Nachkommenschaft. 
Seine  Verlassenschaft  bestand  in  einiger  Barschaft  und  in  einem 
mit  etlichen  Häusern  überbauten  grossen  Grundeigentum. 

Erst  im  Juni  1863  wurde  dieser  Todesfall  in  der  Schweiz  be- 
kannt. Die  Geschwister  des  Erblassers  im  Kanton  Aargau  machten 
ihr  Erbrecht  geltend.  Inzwischen  lijitte  sich  ein  Schwindler  in  den 
Besitz  der  Erbschaftsobjekte  gesetzt.  Gegen  Ende  der  sechziger 
Jahre  wurde  dieser  Betrug  entdeckt  und  der  Betrüger  bestraft. 
Jetzt  trat  der  Staat  Virghiia  auf,  um  die  Erbschaft  als  herrenloses 
Gut  ihm  anheimgefallen  zu  reklamieren.  Er  siegte  vor  den  Gerichten; 
er  Hess  hierauf  den  Grundbesitz  verkaufen.  Alles  dies  geschah,  ohne 
dass  die  Behörden  des  Staates  Virginia  sich  veranlasst  gesehen 
hätten,  den  Schweiz.  Behörden  irgend  welche  Mitteilung  von  dem 
Sachverhalte  zu  machen,  obschon  der  Verstorbene  in  Richmond  be- 
kannt und  allgemein  «the  Swiss»  genannt  worden  war.  Erst  gegen 
Ende  des  Jahres  1870  konnte  der  Schweiz.  Generalkonsul  in  Washing- 
ton mit  Hilfe  der  französischen,  österreichischen  und  schw^edischen 
Konsulate  in  Richmond  und  nach  eigener  Untersuchung  an  Ort  und 
Stelle    die    Tatsachen    ermittehi.     Infolgedessen    traten    die    Erben 
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Hauenstein  gegen  den  Fiskus  des  Staates  Virginia  mit  der  Klage 
auf  Aushingabe  der  Erbschaft  auf;  allein  sie  wurden  mit  ihren  An- 
sprüchen von  allen  Instanzen  des  Staates  Virginia  abgewiesen.  Das 
Urteil  des  Appellationsgerichtes  vom  25.  Jan.  1877  stützt  sich  im 
wesentlichen  darauf,  dass  der  auf  dieses  Verhältnis  bezügliche 
Art.  V  des  allgemeinen  Vertrages  von  1855  (A.  S.  V  209)  für  den  Staat 
Virginia  nicht  verbindUch  sei,  weil  nach  der  Gesetzgebung  dies(^s 
Staates  kein  Ausländer,  der  im  Auslande  wohne,  Grundbesitz  im 
Staate  Virginia  erwerben  könne,  und  w^eil  der  genannte  Art.  V  nur 
für  jene  Staaten  verbindlich  sei,  welche  innert  einer  gesetzlichen 
Frist  den  Verkauf  und  die  Übertragung  von  Grundeigentum  in  diesem 
Staate  oder  den  Wegzug  des  daraus  erzielten  Erlöses  erlauben: 
eine  solche  Frist  bestehe  aber  im  Staate  Virginia  nicht,  und  die 
Centralregierung  habe  diesen  Staat  durch  den  Vertrag  mit  der 
Schweiz  nicht  verpflichten  können,  ein  bezügliches  Gesetz  zu  erlassc^n. 

Zwischen  der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten  ist  jedoch 
bereits  im  Jahre  1847  (Off.  Slg.  III  329)  ein  Vertrag  über  Auf- 
hebung des  Heimfallrechtes  und  Anerkennung  der  Freizügigkeit  von 
Erbschaften  abgeschlossen  worden,  und  der  im  Jahre  1855  ab- 
geschlossene neue  Vertrag  (A.  S.  V  201)  hat  nicht  nur  den  Zweck, 
den  erstem  zu  ersetzen,  sondern  auch  ihn  auszudehnen,  zu  ergänzen 
und  namentlich  die  Frage  des  Erwerbes  von  Grundeigentum  durch 
Bürger  des  andern  Staates  auf  dem  Wege  des  Erbganges  in  einer  dem 
natürlichen  Rechte  der  Menschen  entsprechenden  Weise  zu  ordnen. 

Die  Argumentation  des  Appellationsgerichtes  von  Virginia 
hätte  die  merkwürdige  Folge,  dass  die  Erben  Hauenstein  den 
Grundbesitz  ihres  Bruders  m  Richmond  hätten  erben  können,  wenn 
der  Vertrag  von  1847  noch  in  Kraft  gewesen  wäre,  weil  hier  eine  Frist 
von  wenigstens  drei  Jahren  aufgestellt  war,  um  das  Grundeigentum 
zu  veräusseni  und  den  Erlös  auszuführen.  Im  Jahr  1855  herrschte 
aber  selbstverständlich  der  Gedanke  vor,  es  werde  keinem  Staate 
mehr  einfallen,  den  Grundbesitz  an  sich  reissen  zu  wollen,  und 
überall  da,  wo  keine  Frist  für  den  Verkauf  durch  den  auswärts 
wohnenden  Erben  bestehe,  werde  die  absolute  Freizügigkeit  als  natür- 
liches Recht  anerkannt  werden.  Indem  vorausgesetzt  wurde,  es 
werden  die  einzelnen  Staaten  diesen  Standpunkt  ihrer  Gesetzgebung 
nicht  mehr  verlassen,  unterliess  man  es  im  Jahr  1855,  nochmals 
eine  Frißt  für  die  Ausübung  eines  Rechtes  aufzustellen,  das  sich 
nach  Vernunft  und  Recht  eigentlich  von  selbst  vei*steht. 
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Es  handelt  sich  aber  im  Spezialfälle  vor  allem  aus  mii  die 
Frage,  ob  der  Art.  V  des  allgemeinen  Vertrages  zwischen  der 
Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  vom  Jahr  1855 
auch  für  den  Staat  Virginia  rechtsverbindlich  sei,  und  da  vom  Ent- 
scheide dieser  Frage  im  Grunde  die  Existenz  des  ganzen  Vertrages 
abhängt,  und  die  Schweiz  als  Ganzes  hiebei  beteiligt  ist,  ergriff  der 
BR  das  hier  allein  zulässige  Rechtsmittel  und  stellte  beim  obersten 
Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  ein  Kassationsbegehren  gegen 
das  Urteil  des  Appellationsgerichtes  des  Staates  Virginia,  um  zur 
Anerkennung  zu  bringen,  dass  der  ganze  Vertrag  von  1855  auch 
für  den  letztern  Staat  verbindlich  sei. 

Der  oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
erklärte  in  der  Oktobersession  1879  das  Kassationsbegehren  für 
begründet  und  w^ies  den  Prozess  zur  nochmaligen  Beurteilung  an 
die  Gerichte  von  Virginia  zurück.     Die  Begi'ündung  lautet: 

1.  Das  Appellationsgericht  von  Virginia  ist  damit  einverstanden, 
dass,  wenn  die  Rechte  der  Erben  Hauenstein  nach  dem  Vertrage  von 
1847  zu  beurteilen  wären,  ihrem  Begehren  um  Ausfolgung  der  Erbschaft 
entsprochen  werden  müsste.  Dieses  ist  aber  auch  nach  Massgabe  des 
Vertrages  von  1855  der  Fall. 

2.  Gemäss  Art.  V  desselben  haben  die  beidseitigen  Angehörigen 
das  Recht,  Grundeigentum,  zq  dessen  Naturalbesitz  sie  in  dem  andern 
Staate  als  Fremde  nicht  zugelassen  würden,  zu  verkaufen  und  dessen 
Erlös  ausser  Landes  zu  ziehen,  und  zwar  ist  ihnen  dieses  Recht  in 
ganz  absoluter  Weise  zugesichert.  Die  einzige  Beschränkung,  welche 
der  Art.  V  aufstellt,  betrifft  die  Zeit,  innert  welcher  dasselbe  ausgeübt 
werden  kann.  Diese  Frist  richtet  sich  allerdings  nach  der  Gesetzgebung 
des  betr.  Staates  oder  Kantons.  Aus  dem  Umstände  aber,  dass  in  der 
Gesetzgebung  eines  Einzelstaates  eine  solche  Frist  nicht  aufgestellt 
wurde,  folgt  nicht,  dass  das  Recht  selbst  nicht  ausgeübt  werden  kann. 
Vielmehr  sind  in  diesem  Falle  die  Betreffenden  an  gar  keine  Frist  ge- 
bunden, in  dem  Sinne,  dass  sie  ihre  Ansprüche,  wenn  es  ihnen  beliebt, 
geltend  machen  können.  In  diesem  letztern  Falle  befindet  sich  der 
Staat  Virginia. 

Die  Gesetzgebung  dieses  Staates,  welche  das  fragüche  Grund- 
eigentum dem  Fiskus  zuweisen  wtirde,  kann  dem  Vertrag  nicht  entgegen 
gehalten  werden,  da  gemäss  Art.  6  der  Vereinigten  Staaten- Verf.  alle  unter 
der  Autorität  der  Vereinigten  Staaten  bereits  abgeschlossenen  oder 
noch  abzuschhessenden  Verträge  das  höchste  Landesgesetz  und  für  die 
Richter  eines  jeden  Staates  bindend  sein  sollen,  wenn  auch  etwas  in 
der  Konstitution   oder   in   den  Gesetzen  irgend  eines  Staates  dagegen 
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wäre.  Die  Verfassung,  die  Gesetze  und  Verträge  der  Vereinigten  Staaten 
sind  für  jeden  einzelnen  Staat  ebenso  verbindlich,  wie  dessen  eigene 
Verfassung  und  Gesetzgebung.  Dieses  ist  ein  Fundamentalgrundsatz 
des  amerikanischen  Bundesrechtes.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  kraft 
der  Verf.  berechtigt,  alle  Fragen,  welche  überhaupt  durch  internationale 
Verträge  geordnet  werden  können,  auf  diesem  Wege  in  für  das  ganze 
Land  verbindhcher  Weise  zu  regeln  und  durch  Vertrag  insbesondere 
zu  bestimmen,  dass  Ausländer  mit  Bezug  auf  den  Erwerb,  Besitz  und 
die  V^eräusserung  von  Grundeigentum  gleich  den  Bürgern  des  eigenen 
Landes  zu  behandeln  sind.  Eine  solche  Regelung  kann  auch  nur  von 
der  Centralregierung  ausgehen,  da  gemäss  Art.  1  Abs.  10  der  Verf., 
den  Einzelstaaten  verboten  ist,  mit  einem  fremden  Staate  in  irgend 
einen  Vertrag,  ein  Bündnis  oder  eine  Verbindung  einzutreten.  Hiemach 
hat  die  Reg.  der  Vereinigten  Staaten  den  Vertrag  mit  der  Schweiz 
innerhalb  ihrer  Kompetenz  abgeschlossen;  der  oberste  Gerichtshof  ist 
daher  verpflichtet,  ihm  volle  Geltung  zu  verschaffen. 

Die  Prüfungskomm.  des  NR  drückt  in  ihi-em  Bericht  vom  23.  Mai 

1880  ihi-e  Verwunderung   darüber   aus,   dass  dieser  Fall  nicht  von 

Staatsregierung  zu  Staatsregierung  verhandelt  worden  ist,  und  dass 

der  BR  sein  Begehren   nicht  strikte    an   diese  gerichtet  dahin  for- 

jnuliert  habe,  dass  die  Reg.   der  Vereinigten  Staaten  dem  Vertrag 

auf  dem  ganzen  Unionsgebiet  Nachachtung  verschaffe. 

B  1878  II  474,  862;  1880  II  589. 

157.  Den  29.  Jan.  1883  starb  in  Nogent-sur-Marne  Jos.  Maria 
Bisig  aus  Einsiedeln  (Kt.  Schwyz).  Er  hinterliess  eine  Witwe  und 
drei  minderjährige  Kinder.  Dm'ch  Testament  hatte  er  über  sein 
Vermögen  verfügt.  Die  Eventualitäten,  welche  bei  der  Teilung  des 
Vermögens  zwischen  Mutter  und  Kinder  eintreten  möchten,  in  einer 
Depesche  vom  25.  Juni  1883  erörternd,  stellte  der  Schweiz.  Ge- 
sandte in  Paris  beim  BR  den  Antrag:  Der  BR  möchte  die  Reg. 
des  Kts.  Schwvz  veranlassen: 

1.  Zur  Ernennung  eines  Vormundes  für  die  Kinder  Bisig  durch  die 
kompetente  Schwyzer  Behörde; 

2.  zur  Ausstellung  einer  Urkunde,  durch  welche  mit  Rücksicht 
auf  die  besondem  Verumständungen  und  auf  die  juristischen  Schwierig- 
keiten die  kompetente  Schwyzer  Behörde  ihre  Zustimmung  erteilt,  dass 
die  Liquidation  der  Erbschaft  Bisig  in  Frankreich  und  nach  franzö- 
sischem Gesetze  vorgenommen  wird. 

Das  eidg.  Justizdep.  machte  hiergegen  geltend,  dass  mit  der 
Behandlung  dieser  Angelegenheit  im  Sinne  des  Antrages  des  Ge- 
sandten der  BR  unnötiger  Weise  in  Verhältnisse,   die   privatrecht- 
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lieber  Natur  seien,  sich  einlassen  würde,  bei  deren  Bebandlung  die 
Interessenten  oder  ibre  gesetzlichen  Repräsentanten  allein  berech- 
tigt seien,  auf  wirkliche  oder  vermeintliche  Rechte,  die»  aus  dcM- 
Gesetzgebinig  oder  aus  Staatsverträgen  abgeleitet  werden  könnten, 
zu  verzichten.  Der  BR  sei  nicht  kompetent,  die  oben  erwähnte 
Erklärung  zu  veranlassen.  Entsprechend  der  Auffassung  des  Dep, 
wurde  zunächst  ein  Vormund  für  die  Kinder  Bisig  von  den  Schwyzer 
Behörden  bestellt.  B  18tU  II  720. 

158.  Als  im  Jahre  1880  der  BR  zur  Erwirkung  der  Rück- 
lieferung minderjähriger  Kinder,  die  von  ihrer  ui^prünglich 
Schweiz.  Mutter  nach  dem  Elsass  gebracht  worden  waren,  ange- 
gangen worden  war,  konnte  er  diesem  Begehren  nicht  entsprechen, 
weil  solche  Begehren  nicht  auf  diplomatischem  Wege  zum  Austrag 
gebracht  werden,  da  die  in  Elsass-Lothringen  geltenden  Gesetze  die 
Wegnahme  der  Kinder  gegen  den  Willen  der  Eltern  nicht  den 
Verwaltungsbehörden  übertragen,  vielmehr  das  angebliche  Recht 
auf  Erziehung  und  Herausgabe  der  Kinder  gegenüber  der  Mutter 
von  dem  Erlasse  eines  gerichtlichen  Urteiles  abhängig  machen. 

H  IcSHl  II  (559.     Vgl.  B  1891  II  543. 

159.  Durch  Urteil  des  Bezirksgerichtes  Wintei'thur  vom 
23.  Okt.  1885  wurde  erkannt:  Es  sei  das  von  der  Klägerin  Su- 
sanna Hess  von  Schieitheim  (Kt.  Schaffhausen)  zu  gewärtigende 
Kind  dem  Beklagten,  Heinrich  Steffens  von  Drachdersen  (Hannover), 
als  Brautkind  zugesprochen;  dasselbe  erhalte  den  Geschlechtsnamen 
und  das  Bürgerrecht  des  Vaters  und  falle  nur  insofern  der  Heimat- 
gemeinde der  Mutter  zu,  als  die  Heunatgemeinde  des  Vaters  nicht 
zur  Anerkennung  des  Kindes  könne  angehalten  werden;  ferner 
wurde  der  Beklagte  zu  verschiedenen  ökonomischen  Leistungen  zu 
Gunsten  der  Mutter  und  des  Kindes  verurteilt. 

Der  BR  konnte  dem  von  der  Reg.  des  Kts.  Schaftliausen  ge- 
stellten Begehren,  dass  die  Heimatgemeinde  des  Beklagten  auf 
diplomatischem  Wege  zur  Anerkennung  des  Kind(»s,  und  dass  der 
Beklagte  auf  gleichem  Wege  zur  Bezahlung  der  ökonomischen 
Leistungen  angehalten  werden  möchte,  nicht  entsprechen,  weil  es 
sich  von  selbst  versteht,  dass  die  Gerichte  des  einen  Staates  nicht 
kompetent  sind,  dem  ausserehelichen  Kinde  einer  Inländerin  das 
Heimatrecht  in  einem  andern  Staate  zuzusprechen.  Jedenfalls  kann 
für  ein  solches  Urteil  die  Anerkennung  und  Vollziehung  in  diesem 
andern  Staate  nicht  auf  diplomatischem  Wege  ausgewirkt  werden. 
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Der  Entscheid  hierüber  ist  gerichtlicher  Natur;  ein  solches  Rechts- 
begehren müsste  daher  am  Heimatsorte  des  Vaters  nach  Mass- 
gabe der  dortigen  Gesetzgebimg  gerichtlich  anhängig  gemacht 
werden.  *) 

Was  insbesondere  die  Einforderung  der  Unterstützungs- 
beiträge an  die  Mutter  und  das  Kind  betrifft,  so  könnten  auch 
diese  nur  im  gewöhnlichen,  in  Hannover  geltenden  gerichtlichen 
Exekutionsverfahren  eingefordert  werden.  Die  Administrativbehör- 
den können  keine  Civilansprüche  von  Amteswegen  eintreiben. 

B  1887  II  669.  Vgl.  Roguin  a.  O.,  §  87. 

160.  Der  BR  lehnt  es  ab,  seine  Vermittlung  behufs  Voll- 
ziehung kantonaler  Civilurteile  in  auswärtigen  Staaten  eintreten  zu 
lassen,   da   im  Ausland  nicht  die  Reg.,   sondern  die  Gerichte   über 

die  Vollziehbarkeit  fi*emder  Urteile  zu  entscheiden  haben. 

BR  im  B  1880  II  596,  bestätigt  B  1892  II  502:    ebenso  Eidg.  Justizdep. 
an  den  Schweiz,  (iesandten  in  Rom  30.  Mai  1898. 

161,  Witwe  Blanche  Yersin  und  ihre  Kinder  in  Fleurier 
(Kt.  Neuenburg)  waren  für  eine  bedeutende  Summe  Gläubiger  der 
Gebrüder  Eduard  und  Ulysses  Grosclaude,  niedergelassen,  ersterer 
in  Hankow  (China),  letzterer  in  Hiogo  (Japan).  Da  die  Gläubiger 
weder  Bezahlung,  noch  Nachricht  von  ihren  Schuldnern  erhielten, 
belangten  sie  dieselben  an  ihrem  frühern  Domizil  in  der  Schweiz 
und  erwirkten  den  6.  Nov.  1880  bei  dem  Gericht  des  Traverser- 
tales  ein  nach  ordnungsgemässem  Verfahren  erlassenes  Kontumaz- 
urteil gegen  die  Schuldner.  Das  Urteil  erw'uchs  in  Rechtskraft; 
hierauf  verlangte  den  22.  Dez.  1880  die  Neuenburger  Reg.  die 
Verwendung  des  BR  für  Erwirkung  der  Urteilsvollstreckung,  da 
die  Gläubiger  sich  nicht,  wie  sie  es  in  einem  andern  Lande  tun 
müssten,  direkt  an  die  betr.  Obergerichte  zu  wenden  im  Falle  seien. 

Der  BR  trat  auf  das  Ansuchen  ein  und  übersandte  eine  mit 
der  Vollziehungsformel  versehene  Ausfertigung  des  Urteils  dem 
Schweiz.  Vizekonsul  in  Hiogo-Osaka  und  dem  deutschen  General- 
konsulat in  Shanghai;  an  beiden  Orten  wurde  die  Vollziehung  des 
Urteils  mit  Erfolg  betrieben. 

Folgende  Gesichtspunkte  waren  für  das  Vorgehen  des  BR 
massgebend : 


*)   Vgl.  jetzt  BG  betr.  die  civilreditliclieii  Verhältnisse  vom   '25.   Juni 
1891,  Art.  8,  32,  A.  S.  n.  F.  XII  :^9. 
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Den  Europäern  wird  im  äussersten  Osten  Asiens  eine  vollständige 
Exterritorialität  zu  teil,  und  es  sind  dieselben  namentlich  in  allen  An- 
ständen, bei  welchen  kein  Inländer  beteiUgt  ist,  gerichthch  der  Konsulai'- 
behörde  ihres  Heimatlandes  unterstellt.  Es  stehen  die  Schweizer  in 
Japan  unter  der  Gerichtsbarkeit  der  Schweiz.  Konsularagenten,  gemäss 
Art.  5  des  Freundschafts-  und  Handelsvertrages  zwischen  der  Schweiz 
und  Japan  vom  6.  Febr.  1864').  In  China,  w^o  die  Schweiz  keine  Ver- 
treter hat,  können  die  Schweizer  sich  unter  den  Schutz  jeder  andern 
Macht  stellen,  welche  sich  herbeilassen  will,  ihnen  Schutz  zu  gewähren. 

Der  Schweizer  in  China  und  Japan  wird,  vermöge  seiner  Exterri- 
torialität, in  Rechtssachen  so  angesehen,  als  befinde  er  sich  in  der 
Schweiz,  und  bleibt  daher  der  Schweiz.  Gerichtsbarkeit  imd  Gesetz- 
gebung unterworfen.  Nun  sollen  nach  Art.  61  der  BV  die  rechts- 
kräftigen Ci\dlurteile,  die  in  einem  Kantone  gefäUt  sind,  in  der  ganzen 
Schweiz  vollzogen  werden  können,  und  da  das  Urteil  des  Neuenburger 
Gerichts  in  Sachen  Yersin  gegen  Gebrüder  Grosclaude  in  Rechtskraft 
erwachsen  ist,  so  hegt  kein  Grund  vor,  dasselbe  zur  Vollziehung  den 
zuständigen  Konsularbehörden  nicht  zu  tibermitteln,  indem  sich  der  BR 
damit  lediglich  an  die  juridische  Fiktion  der  ExterritoriaUtät  hält  und 
die  Frage  ununtersucht  lässt,  ob  das  Neuenburger  Gericht  zum  Erlass 
des  betr.  Urteiles  kompetent  war  oder  nicht.  B  1882  II  11. 

168.  Gestützt  auf  die  im  Jahre  1885  zwischen  dem  Kt.  Waadt 
imd  Oesterreich-Ungam  vereinbarte  Erklärung  über  die  gegenseitige 
Vollziehung  von  Civilurteilen,  A.  S.  n.  F.  VllI  83,  stellte  im  Jahre 
1886  die  k.  k.  österreichisch-ungarische  Gesandtschaft  in  Bern  dem  BR 
ein  Schreiben  des  kgl.  Bezirksgerichtes  in  Agram  zu,  worin  die  zu- 
ständige Gerichtsbehörde  des  Kts.  Waadt  ersucht  wurde,  die  Voll- 
ziehung eines  mit  der  Klausel  der  Rechtskraft  versehenen  Urteiles 
des  kroatischen  Bezirksgerichtes  zu  Agram  vom  10.  Dez.  1880  gegen 
den  in  Nyon  wohnhaften  Beklagten  zu  veranlassen. 

Der  BR  lehnte  seine  Mithilfe  ab,  weil  wieder  die  Bewilligung 
zur  Vollziehung  eines  auswärtigen  Civilurteiles,  noch  die  Vollziehung 
selbst  auf  diplomatischem  Wege  ausgewirkt  w^erden  kann.  Es  ist 
vielmehr  Sache  der  betr.  Partei,  entweder  direkt  oder  durch  Be- 
vollmächtigte, bei  der  im  betr.  Kanton  kompetenten  Behörde  das 
Exequatur  nachzusuchen,  und  sodann  auf  dem  gewöhnlichen  Rechts- 
wege die  Erfüllung  des  Urteils  durch  die  Gegenpartei  zu  veranlassen. 
B  1887  II  663, 

M  Vgl.  jedoch  jetzt  betr.  Japan  den  neuen  die  Extemtorialität  auf- 
hebenden Vertrag  vom  10.  Nov.  18%,  A.  S.  n.  F.  XVI  520. 
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163.  Gemäss  Art.  20  des  schweiz.-französischen  Gerichtstands- 
vertrages vom  15.  Jmü  1869  ist  die  dem  Beklagten  zuzustellende 
Vorladung  vor  Gericht  die  einzige  Handlung,  welche  im  Civilprozess 
auf  diplomatischem  Wege  verrichtet  werden  kann.  Wenn  der  Be- 
klagte findet,  dass  er  vor  einen  inkompetenten  Richter  zitirt  sei, 
so  hat  er,  gemäss  Anleitung  in  den  Erläuterungen  zu  Art.  11  des 
Vertrages,  entweder  auf  dem  mitgeteilten  Akte  oder  in  einer  be- 
sondern Eingabe  an  den  französischen  Richter,  von  welchem  die 
Zitation  ausgegangen ,  die  gut  findenden  Erklärungen  selbst  zu 
machen.  Die  Würdigung  dieser  Erklärung  steht  sodann  dem  Ge- 
richte zu.  Die  politischen  Behörden  können  sich  überhaupt  in  den 
Gang  eines  Civilprozesses  nicht  einmischen.  B  1881  IT  658. 

164.  Die  Eintragung  von  Schweiz.  Scheidungsurteilen  in  die 
französischen  Civilstandsregister  ist  in  früheren  Jahren  abgelehnt 
worden,  weil  die  französischen  Behörden  in  dieser  Vorkehrung  einen 
Eingiiff  in  die  öflFentliche  Ordnung  Franki*eichs  erblickt  haben.  Nach 
Wiedereinführung  der  Ehescheidung  in  Frankreich  durch  das  Gesetz 
vom  27.  Juli  1884  wurde  den  Begehren  um  Vormerkung  der  Schei- 
dungsurteile über  solche  Ehen,  die  Schweizer  in  Frankreich  ab- 
geschlossen hatten,  zunächst  ohne  weiteres  entsprochen,  nachdem 
das  Urteil  gemäss  Art  20  des  Gerichtstandsvertrages  vom  15.  Juni 
1869  auf  diplomatischem  Wege  dem  handelnden  Beamten  zugestellt 
worden  war.^) 

Im  Jahre  1886  verweigerte  jedoch  das  fi*anzösische  Justiz- 
ministerium seine  Zustimmung  zu  diesem  Verfahren,  weil  die  Vor- 
merknahme  am  Rande  des  Eheregisters  dem  Vollzuge  des  Schweiz. 
Scheidungsurteiles  gleichkomme.  Es  ist  daher  in  Zukunft  für  die 
Eintragung  solcher  Scheidungsurteile  in  die  französischen  Civilstands- 
register nach  Vorschrift  von  Art.  15  des  Vertrages  das  Exequatur 
bei  dem  zuständigen  französischen  Gerichte  nachzusuchen.*) 

B  1887  II  663. 

165.  Der  Schweizer  J.  IQäusler  wurde  wegen  agitatorischer 
Tätigkeit  in  der  Arbeiterbewegung  im  Jahre  1895  aus  Deutschland 


M  Dieses  Verfahren  scheint  im  Jalire  1890  wiederum  beobachtet  worden 
zu  sein.  vgl.  B  1891  II  550;  Journal  du  droit  international  prive  1897,  XXIV 
p.  US. 

'}  Vgl.  auch  Roguin  a.  O.,  pp.  93,  263. 
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polizeilich  ausgewiesen.  Seinem  Begehi-en,  es  möchten  bei  der 
deutschen  Reg.  Schi'itte  füi'  die  Aufhebung  seiner  Ausweisung  getan 
werden,  indem  diese  dem  sehweiz.-deutschen  Niederlassungsverti-ag 
von  1890  widei-spreche,  konnte  der  BR  nicht  Folge  geben,  da  die 
fragliche  Ausweisung  keineswegs  mit  dem  Niederlassungsvertrag  in 
Widerspruch  steht,  indem  jeder  der  beiden  Vertragsstaaten  voll- 
ständig souverän  ist,  die  für  sein  Gebiet  zweckmässig  scheinenden 
Polizeivorschriften  zu  ei'lassen  und  darnach  Individuen  aus  poli- 
zeilichen Gründen  den  Aufenthalt  zu  versagen.    BR  im  B  189(5  II  <>3. 


'     r^Mf 


IL  Teil. 

Die  Organisation  des  Bundes« 

L  Abschnitt 

Die  Bundes-Organe. 

[.  KapiteL 

Das  stimmberechtigte  Schweizervolk/) 

BV   1874   Art.  71,  89  Abs.  2,   Art.   118—121,   den  29.  Juli  1891   revidiert  als 
Art.  118—123,  vgl.  BV  1848  Art.  60,  111-114,  A.  S.  I  21,  3a  ai,   n.  F.  I  21, 

26,  34,  a5,  Xn  163—165. 
Vgl.  aueh  unten  Abschnitt  II,  Kapitel  3  und  5. 

2.  Kapitel. 

Die  Kantone.^) 

BV  1874  Art.  71,  8()— 83,  86  Abs.  2,  89  Abs.  2,  93  Abs.  2,  123  (gleich  vor  der 

Revision  vom  29.  Juli  1891  Art.  121),  vgl.  BV  1848  Art.  60,  69—73,  75  Abs.  2, 

81  Abs.  2.  114,  A.  S.  I  21,  22,  25,  26,  34  n.  F.  I  21,  23,  26,  27,  35,  XU  1^5. 

Vgl.  auch  unten  Kapitel  3,  ferner  Abschnitt  II,  Kapitel  3  und  5. 

3.  Kapitel. 

Die  Bundesbehörden  und  die  Bundesbeamten. 

BV  1874  II.  Abschnitt:    Bundesbehörden,   Art.  71-117,  vgl.  BV  1848  II.  Ab- 
schnitt, Art.  60—110,  A.  S.  I  21-33,  n.  F.  I  21—34. 

I.  Die  Bandesversaminlung:. ') 

166. 1.  Das  Zweikammersystem.  Anlässlich  der  Bestimmung 
des  Sitzes  des  Schweiz.  Landesmuseums  im  Dez.  1890  ist  die  Frage 
aufgeworfen  worden,  ob  dieselbe  zu  erfolgen  habe  durch  die  beiden 
eidg.  Räte    in    «abgesonderter»    oder   in    «gemeinschaftlicher»  Ver- 

M  H.  Kunz,  Das  zürclierische  und  eidgenössische  Aktivbürgerrecht, 
Zürich  18^)2:  Th.  Curti,  Die  Schweiz.  Volksrechte,  Bern  1900. 

*)  M.  Veith,  Der  rechtliche  Einfluss  der  Kantone  auf  die  Bundesge- 
walt nach  Schweiz.  Bundesstaatsreclit,  Schaffhausen  1902. 

^)  Vgl.  V.  Salis  in  Reichesberg,  Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volks- 
wirtschaft 1902,  I  S.  692-707. 
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:.  92  der  BV.  Der  Berieht  des  BR  vom  29.  Nov.  1890 
.  über  diewp  Frage  \ei-weist  auf  die  Art  und  Weise 
s  der  BVers.  anlässlich  der  Bestimiiiuiig  de«  Buiides- 
V.  1848,  A.  S.  I.  48)  und  der  Bestimmung  dois  Sitzes 
5.S  (26.  Juni  1874,  A.  S.  n.  F.  I  134);  er  führt  aus: 
er  Angelegenheit  hat  die  Kumm.  des  NR,  dem  in  der- 
orität  zustand,  den  Antrag  gestellt,  die  Bezeichnung  des 
les  Versammlungsortes  des  BGerichts  als  eine  Wahl  zu 
daher  von  den  vereinigten  Räten  in  geheimer  Abstimmung 
Zu  diesem  Vorsehlage  war  die  Komm,  durch  die  Erwägung 
1,  dass  über  den  Gegenstand  eine  förmliche  Beratung,  d.  h. 
g  der  Giünde  für  und  wider  die  einzelnen  Orte,  die  nur 
n  künntc,  vermieden  und  dass  die  Möglichkeit  einer  Kol- 
täte  ausgeschlossen  werden  müsse.  Eine  Minderheit  der 
on    die  Richtigkeif  dieser  Gründe  zugebend,  glaubte  da- 

Vorschlag  nielit  beistimmen  zu  können,  weil  dei-selbe 
mg  von   der  Voi"schrift   des  Art.  KW  der  BV  vom  Jahre 

der  BV  1874 1  bedingte,  der  vorschrieb,  dass  alles,  was 
Sitz    der  BBehördcn   beziehe,    Gegenstand   der  BGesetz- 

selbst  hat  der  Minderheit  der  Kumm.  beige pHicht et  und 
i  Beschl'..  betr.  die  Leistungen  des  BOrtes  und  die  Art 
ng  desselben,  dahin  fonnuliert,  dass  letztere  von  beiden 
idert  und  in  offener  A)>stimniung,  l)ei  der  die  absoKite 
:;heidet,  vorzunehmen  sei. 

ist  (Ueser  Fassung  auf  den  Berieht  seiner  Kouun.  bei- 
;tztere  war  der  Ansiclit,  dass  einzig  di(!  in  Art.  SO  der 
Lrt.  Iß  der  BV  1874)  vorgesehenen  Falle  (Wahlen,  Aus- 
nachgungsrechtes  und  Konipetenzstreitigkeiten)  von  beiden 
chafÜich  behandelt  werden  können,  und  dass  unter  den  dort 
ihlen  nur  diejenigen  dürfen  verstanden  werden,  welche 
r.  3,  der  BV  1848  aufgeführt  seien.  Unter  Wahlen  ver- 
erhaupf  zunächst  nur  die  Eniennimg  einzelner  Personen 
imässigen  Ämtern  und  Stellen;   daher  könne  es  nicht  im 

hegen,  dass  auch  die  Entscheidung  ganz  anderer  und 
hender  Fragen  auf  den  Weg  der  Wahlen  verwiesen  und 
em  Wesen  des  Zweikammersystems   entsjire eilenden  ab- 

il.  betr.  die  Leistuugen  lies  Bundesortes  und  die  Art  ilor  Be- 
ilben  vom  27.  Nov.  1818,  Ziff.  4  lautet  wörtlich:  Die  Bezeich- 
es  und  des  Versainmlungsortes  für  das  BGericht  wird  von 
bgesondert  und  in  offener  Abstiiuniiing  voi^noniraen.  wobei 
■hrheit  entscheide!.  A.  S.  I  48. 
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gesonderten  Beratung  in  den  beiden  Räten  entzogen  werde.  Wenn 
letztere  im  Sinne  des  Art.  80  offenbar  die  Regel,  die  gemeinsame  Ver- 
handlung dagegen  die  Ausnahme  bilde,  so  dürfe  diese  gewiss  nicht 
weiter  ausgebildet  werden,  als  es  der  Buchstabe  des  Gesetzes  selbst 
erlaube.  Wenn  aber  die  Bezeichnung  des  Sitzes  der  BBehörden  nicht 
durch  eine  Wahl,  sondern  auf  dem  gewohnten  Wege  der  BGesetz- 
gebung  vor  sich  gehen  solle,  so  finde  die  Komm,  in  ihrer  Mehrheit,  es 
folge  daraus  mit  Notwendigkeit,  dass  die  Abstimmung  in  beiden  Räten 
eine  offene  sein  müsse. 

Bei  der  Bestimmung  des  Sitzes  des  BGerichtes,  den  26.  Juni  1874, 
ist  die  Art  der  Behandlung  nicht  mehr  in  Frage  gekommen.  Die  beiden 
Rate  erledigten  die  Angelegenheit  am  genannten  Tage.  Der  StR,  dem 
die  Priorität  zustand,  votierte  zuerst  und  zwar  in  geheimer  Abstimmung 
füi"  Luzem.  Der  NR  dagegen  erledigte  den  Gegenstand  in  offener 
Abstimmung  in  der  Weise,  dass  zunächst  in  alphabetischer  Reihen- 
folge über  die  bewerbenden  Städte  abgestimmt  wurde,  und  zwar  koor- 
diniert, nach  Reglement,  bis  Lausanne  als  gewählter  Sitz  hervorge- 
gangen war.  Der  StR,  an  demselben  Tage  nochmals  zur  Behandlimg 
der  Angelegenheit  veranlasst,   stimmte  alsdann  der  Wahl  des  NR  bei. 

B  1890  V  32. 

Durch  BBeschl.  vom  18.  Juni  1891  wurde  auf  dem  Weg  der 
abgesonderten  Verhandlung  die  Stadt  Zürich  als  Sitz  des  Landes- 
niuseums  erklärt,  A.  S.  n.  F.  XII  348.  Dieser  Beschl.  kam  recht 
mühsam  zu  stände;  beide  Räte  bestimmten  den  Sitz  in  geheimer 
Abstimmung:  Der  StR  mit  Beschl.  vom  16.  Dez.  1890  Zürich,  der 
NR  mit  Beschl.  vom  19.  Dez.  Bern:  den  gleichen  19.  Dez,  beschloss 
der  StR  Festhalten  am  frühern  Beschl.,  ebenso  der  NR  den  9.  April 
1891.  Den  10.  April  beschloss  der  StR  nochmals  Festhalten  am 
frühern  Beschl.,  desgleichen  der  NR  am  14.  April.  Hierauf  be- 
schloss der  StR,  auch  am  14.  April,  definitives  Beharren  auf  dem 
frühern  Beschl.,  worauf  der  NR  am  16.  April  gleichfalls  Beharren, 
aber  vorläufig  noch  nicht  definitives  Beharren  beschloss,  w^omit  die 
Sache  beim  NR  anhängig  blieb.  Am  18.  Juni  1891  endlich  stimmte 
der  NR  dem  Beschl.  des  StR  vom  16.  Dez.  1890  bei.») 

ITebers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1891,  Nr.  8. 


M  Nach  Art.  10  des  BBeschl.  betr.  die  Errichtung  eines  Schweiz.  Landes- 
museums vom  27.  Juni  1890  ist  der  Sitz  der  Anstalt  auf  einen  Ber.  des  BR 
hin  von  der  BVers.  zu  bestimmen,  A.  S.  n.  F.  XI  692.  Diese  Bestimmung 
weicht  in  ihrem  Wortlaut  ab  von  Art.  4  des  BBeschl.  betr.  die  Leistungen 
des  BOrtes  vom  27.  Nov.  1818.  Es  weicht  aber  auch  Art.  85,  Ziff.  4  der  BV 
von  1874  ab  von  Art.  74,  Ziff.  3  der  BV  1^18.  Es  konnte  deshalb  bei  Be- 
stimmung des  Sitzes  des  Landesmuseums  nicht  ohne  weiteres  das  bei  Fest- 
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Das  BGes.    über    die  Errichtung    einer    centralen   Notenbank 

scheiterte    den    27.,  28.  Juni  1901  infolge   der  Differenz    der  eidg. 

Räte  über  die  Sitzfrage,  die  nach  der  Auffassung  des  BR  und  der 

BVers.  als  Bestandteil  des  Gesetzes  im  Gesetze  selbst  hätte  gelöst 

werden  sollen. 

Hebers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1901,  Nr.  84,  vgl.  unten  Nr.  177. 

2.   Die    eidg.    Kreise    für   die   Wahlen   in   den 

N  a  t  i  o  n  a  1  r  a  t. 

Besclil.  der  Tagsatzung  über  die  Einführung  der  neuen  BV  vom  1-t.  Sept. 
1848,  A.  8.  I  :^. 

BG  betr.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  NR  vom  21.  Dez.  la^H),  A.  S.  II  210. 

NachtragsGes.  betr.  die  Wahlen  in  den  NR  vom  23.  Juli  18<ö,  A.  S.  VII  r>48. 
—  Botsch.  des  BR  hiezu  vom  18.  Mai  1863,  B  18(0  II  613. 

BG  betr.  die  Wahlen  in  den  NR  vom  20.  Juli  1872,  A.  S.  X  924.  —  Bot«ch. 
des  BR  hiezu  vom  2-t.  Juni  1872,  B  1872  II  777. 

BG  betr.  die  Wählen  in  den  NR  vom  3.  Mai  1881,  A.  8.  n.  F.  V  441.  — 
Botsch.  des  BR  hiezu  vom  25.  Febr.  1881,  nebst  Nachtrag  vom  29.  März, 
B  1881  I  43(),  II  326:  Ber.  der  Komm,  des  NR  (Brunnerj  vom  5.  April  1881, 
B  1881  II  477. 

B(;  betr.  die  Wahlen  in  den  NR  vom  20.  Juni  1890,  A.  S.  n.  F.  XI  659.  — 
Botseh.  und  BBeschl.-Entw.  des  BR  vom  5.  April  1887  betr.  Revision  des 
BG  vom  3.  Mai  1881  (Postl.Slg.  n.  F.  344),  B  1887  I  756.  BG  betr.  Vor- 
nahme einer  allg.  Schweiz.  Volkszählung  im  Jahre  18S8  vom  29.  April 
1887,  A.  8.  n.  F.  X  130.  Zweite  Botsch.  und  BGes.- Entw.  des  BR  vom 
7.  Juni  ias9,  B  1889  III  673;  Ber.  der  Mehrheit  der  Konun.  des  NR  vom 
12.  Nov.  18S9  (Brenner),  B  1889  IV  753;  Ber.  im  Namen  der  Mehrheit  der 
Komm,  des  StR  vom  12.,  13.  Dez.  1889  (Th.  Wirz),  B  18JK)  I  273.  Dritte 
Botsch.  und  BGes.- Entw.  des  BR  vom  21.  Mai  1890,  B  1890  II  7{m. 

B(t  betr.  die  Nationalratswahlkreise  vom  4.  Jiuii  11K)2,  A.  8.  n.  F.  XIX  1J)8.  — 
Botsch.  des  BR  hiezu  vom  26.  Febr.  m)2,  B  1902  I  856:  8tenogr.  Bulletin 
der  BVei-s.  11K>2,  XII  8.  1—62,  107-124,  177—202.  Beschl.  des  BR  vom 
12.  8ept.  h)02  betr.  sofortige  Inkraftsetzung  des  BG  vom  4.  Juni,  indem 
innert  nützlicher  Frist  nur  25,239  giltige  Referendumsbegehren  gegen  das 
am   11.  Juni   bekannt    gemachte    Ges.    eingereicht   worden   sind,    B  1JK)2 

IV  im. 

167.  Beim  Inkrafttreten  der  BV  vom  12.  Sept.  1848  wurde 
es  jedem  Kanton  überlassen,  für  die  erstmalige  Wahl  der  ihm  zu- 
geteilten Vertreter  in  den  NR  einen  oder  mehrere  Kreise  zu  bilden; 


Setzung  des  Bundessitzes  und  des  Sitzes  des  BCier.  beobachtete  Verfahren  mass- 
gebend sein.  Bei  Bestimmung  des  Sitzes  des  Landesmuseums  hat  es  sich 
um  nichts  anderes  gehandelt,  als  um  ein  Auswählen  unter  den  konkurrierenden 
Städten,  also  in  Vt'irklichkeit  um  eine  Wahl,  und  diese  Wahl  ist  durch  den 
BBeschl.  vom  27.  Juni  1890  der  BVers.  zugeschieden  worden,  war  also  nach 
Art.  85,  Ziff.  4  der  BV  187-4  in  Verbindung  mit  Art.  5>2  von  der  BVers.  in 
gemeinschaftlicher  Verhandlung  vorzunehmen.  Art.  115  der  BV  steht  dieser 
Auffassung  nicht  entgegen,  bestätigt  sie  vielmehr. 
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vgl.  Tagsatzungsbeschl.  vom  14.  Sept.  1848  und  Ai't.  3  der  Übergangs- 
bost.  zui-  BV,  A.  S.  I  34,  38.  Der  erstgewählte  NR  zählte  111  Mit- 
glieder. Den  21.  Dez.  1850  erliess  sodann  die  BVers.  das  BG  betr. 
die  Wahl  der  Mitglieder  des  NR,  in  welchem  die  eidg.  Wahl- 
kreise nach  folgenden  Gesichtspunkten  umschrieben  waren : 

Die  Bildung  von  Kreisen  für  vier  Abgeordnete  soll  die  Regel  sein, 
jedo(*h  mit  folgenden  Modifikationen: 

1.  dass,  falls  die  Zahl  der  von  einem  Kanton  im  ganzen  zu  wählen- 
den Mitglieder  durch  die  Zahl  vier  ohne  Bruch  nicht  teilbar  wäre,  und 
wenn  darum  ein  zu  kleiner  Wahlkreis  übrig  bliebe,  alsdann  eher  ein 
oder  einige  Wahlkreise  zu  vier  Abgeordneten  weniger  gebildet  werden 
sollen;  wo  eine  Bruchzahl  sich  ergebe,  ein  Wahlkreis  für  drei  Abge- 
ordnete vorgezogen  werde,  um  nicht  auf  der  anderen  Seite  einen  ver- 
hältnismässig zu  kleinen  Wahlkreis  zu  bekommen; 

2.  dass  den  geographischen  Verhältnissen  der  Kantone,  soviel  als 
immer  tunlich,  Rechnung  getragen  werden  müsse.  Wo  aus  letzterer 
Rücksicht  wegen  der  Lage  der  einzelnen  Täler  und  wegen  dünner  Be- 
völkerung die  Bildung  eines  grössern  Wahlkreises  nicht  mögUch  er- 
scheine, da  sei,  in  Abweichung  von  dem  ersten  Axiom,  die  Bildung 
kleinerer  Wahlkreise  vorzunehmen. 

In  Anwendung  dieser  Grundsätze  gelangte  man  dazu,  49  Kreise 
für  die  Wahl  von  120  Abgeordneten  aufzustellen,  wovon  9  Vierer-, 
15  Dreier-,  13  Zweier-  und  12  Einerkreise. 

Die  am  23.  Juli  18(52  giltig  erklärten  Ergebnisse  der  eidg. 
Volkszählung  vom  10.  Dez.  1860,  A.  S.  VII  313,  berechtigten  acht 
Kantone,  bei  der  nächsten  Integralerneuerung  des  NR  je  ein  Mit- 
glied mein*  zu  wählen.  Durch  das  Nachtragsges.  vom  23.  Juli  1863 
wurden  in  St.  Gallen  und  Graubünden  drei  statt  vier  Wahlkreise 
geschaffen  (in  St.  Gallen  3  Dreierkreise  statt  4  Zweier,  in  Grau- 
bünden 2  Zweier-  und  1  Einerkreis  statt  4  Einerkreise)  und  einige 
Änderungen  an  der  Einteilung  der  Kantone  Waadt  und  Wallis 
unter  Beibehaltung  der  gleichen  Zahl  von  Wahlkreisen  (3)  vorge- 
nonnnen.  Die  übrigen  vier  Kantone  (Baselstadt,  Baselland,  Thurgau 
und  Genf)  fuhren  fort,  einen  einzigen  Wahlki'eis  zu  bilden,  nur 
hatten  sie  einen  Vertreter  mehr  zu  wählen.  So  entstand  im  Kanton 
Thurgau  der  erste  Fünfer -Wahlkreis. 

Nach  der  Volkszählung  des  Jahres  1870,  A.  S.  X  515,  stieg 
die  Zahl  der  Mitglieder  des  NR  von  128  auf  135.  Durch  das  Ges. 
vom  20.  Juli  1872  erfuhr  die  Wahlkreiseinteilung  in  den  Kan- 
tonen  Bern,  Luzern,  Freiburg,  St.  Gallen  und  Waadt  eme  Änderung; 
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die  Zahl  der  Walilkreise  blieb  ausser  in  Luzern,  welcher  Kanton 
vier  statt  drei  Wahlkreise  erhielt,  unverändert.  Auf  Grund  dieses 
Gesetzes  gab  es  5  Fünferkreise.  Es  wurde  damals  auch  die  Frage 
erörtert,  ob  die  Zahl  der  Ortsanwesenden  oder  die  Wohnbevölkerung 
zur  Grundlage  für  die  Bestimmung  des  Repräsentationsverhältnisses 
zu  nehmen  sei,  und  man  entschied  sich  für  Beibehaltung  des  bis- 
herigen Systems  der  Wohnbevölkerung;  vgl.  unten  S.  464  flf.  Ausser 
vom  freiburgischen  Seebezirk,  der  im  Jahre  1870  verlangte,  als 
eigener  eidg.  Wahlkreis  konstituiert  zu  werden,  sind  im  Zeitraum 
von  1850  bis  1870  keine  grundsätzlichen  Beschwerden  gegen  die 
Wahlkreiseinteilung  bei  den  BBehörden  eingelangt. 

Die  Volkszähhmg  vom  1.  Dez.  1880,  A.  S.  n.  F.  V  875,  brachte 
eine  weitere  Vermehrung  der  Mitglieder  des  NR  um  10  und  machte 
eine  Revision  des  Ges.  vom  20.  Juli  1872  notwendig.  Während 
die  KReg.,  vom  BR  um  ihre  Wünsche  und  Ansichten  angefragt, 
sich  nicht  veranlasst  sahen,  prinzipielle  Änderungen  anzuregen, 
gingen  Petitionen  ein  von  den  Minderheiten  der  Wahlkreise  10 
(Bemer  Jura),  21  (Freiburg),  23  (Solothurn).  30  (Aargau)  und  3^) 
(Tessin),  in  welchen  verlangt  wurde,  es  möchten  die  betreffenden 
Wahlkreise  so  gestaltet  werden,  dass  sie  eine  Vertretung  im  Schosse 
des  NR  erlangen  könnten.  Der  Schweiz.  Verein  für  die  Wahlreform 
stellte  das  Gesuch,  es  sei  für  die  Wahlen  in  den  NR  das 
System  der  beschränkten  Stimmabgabe  einzuführen.  Der  eidg. 
Verein  verlangte,  dass  in  das  Gesetz  betr.  die  eidg.  Wahlen  und 
Abstimmungen  vom  19.  Juli  1872  allgemeine  Grmidsätze  über  die 
Bildung  der  Wahlkreise  aufgenommen  werden,  an  welche  sich  die 
eidg.  Räte  bei  der  obligatorischen  zehnjährigen  Revision  des  Wahl- 
kreisgesetzes zu  halten  hätten,  und  wodurch  der  Willkür  nach  dieser 
Richtung  die  Spitze  abgebrochen  würde.  Er  empfahl,  eine  massige 
Maximalgrösse  der  Kreise  festzusetzen  und  einige  weitere  sichernde 
Vorschriften  im  Sinne  der  Minderheitsvertretung  aufzustellen.  Der 
BR  stellte  sich  in  seiner  Botsch.  vom  25.  Febr.  1881  auf  den  Stand- 
punkt, dass  es  bei  der  Kürze  der  zur  Verfügung  stehenden  Zeit 
nicht  angezeigt  erscheine,  andere  Änderungen  vorzunehmen  als 
solche,  die  durch  die  Bevölkerungszunahme  absolut  notwendig  seien. 
Seine  Abänderungsvorschläge  betrafen  daher  nur  die  zu  einer  ver- 
mehrten Vertretung  berechtigt  gewordenen  Kantone  Zürich,  Bern, 
Schwyz,  Baselstadt,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Tessin  und  Waadt. 
Eine  andere  Umschreibung  der  Wahlkreise  sollte  platzgreifen  nach 
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seinem  Vorschlag:  im  Kanton  Zürich,  um  die  Entstehung  eines  Kreises 
mit  6  Vertretern  zu  vermeiden;  im  Kanton  Waadt,  um  dessen 
Gesamtzuwachs  der  Bevölkerung  durch  Bildung  eines  Kreises  mit 
erhöhter  Vertretung  gebührend  Rechnung  tragen  zu  können,  imd 
im  Kanton  Tessin,  um  der  politischen  Minderheit  zu  einer  Ver- 
tretung im  NR  zu  verhelfen,  vgl.  unten  S.  488.  Die  BVers.  nahm  diese 
Abänderungsvorschläge  an:  sie  änderte  aber  auch  die  Wahlkreis- 
einteilung des  Kts.  Freiburg,  der  keinen  seine  Verti'etung  vermehrenden 
Bevölkerungszuwachs  aufzuweisen  hatte,  um  den  Minderheiten  eine 
Vertretung  zu  verschaflFen.  Nicht  berücksichtigt  wurden  dagegen  die 
Petitionen  aus  dem  Berner  Jura  und  aus  den  Kantonen  Solothurn 
und  Aargau.  Bei  Beratung  dieser  Vorlage  wurde  auch  die  Frage 
erörtert,  ob  nicht  als  Basis  für  die  Vertretung  des  Schweizervolkes 
im  NR  die  Schweiz.  Bevölkenmg,  mit  Ausschluss  der  Ausländer, 
aufgenommen  werden  sollte.  Man  fand  aber,  dass  ein  solches  System 
nicht  nur  gegen  die  bisherige  Gesetzgebung  des  Bundes  Verstösse, 
sondern  auch  unbillig  wäre  gegenüber  Verkehrscentren  wie  Basel, 
Zürich,  Genf  u.  s.  w.,  w^o  auch  die  niedergelassenen  Fremden  zum 
Schweiz.  Wohlstande  beitragen  und  deshalb  für  die  Zahl  der  Vertreter 
im  NR  berücksichtigt  werden  müssen.  Ebensowenig  w^urde  der  An- 
trag angenommen,  als  Regel  anzunehmen,  dass  ohne  besondere,  in 
den  örtlichen  Verhältnissen  liegende  Gründe  kein  Wahlkreis  ge- 
bildet werden  solle,  der  mehr  als  drei  Vertreter  zu  wählen  hal)e. 
Man  machte  dagegen  geltend,  dass  bei  einem  derartigen  System 
die  geographische,  politische  und  kommerzielle  Zusammengehörigkeit 
vielfach  durchbrochen  werden  müsste,  und  dass  es  nicht  wohl 
möglich  wäre,  die  Schweiz.  Wahlkreiseinteilung  nach  einheitliclier 
Schablone  zu  gestalten. 

So  entstand  das  Wahlkreisges.  vom  8.  Mjii  1881,  welches 
9  Fünfer-.  9  Vierer-,  10  Dreier-,  13  Zweier-  und  8  Einerkreisc* 
kennt. 

Da  die  Wahlkreiseinteilung  keine  allgemein  befriedigende 
Lösung  gebracht  hatte,  so  setzte  die  Minderheit  ihre  Hoifnungen 
auf  eine  Revision  des  Ges.  über  eidg.  Wahlen  und  Abstinmiungen 
vom  19.  Juli  1872.  Das  Postulat  Sprecher,  Thoma  und  Sonder- 
egger vom  25.  April  1881  : 

Der  BR  wird  eingeladen,  Ber.  und  Antrag  einzubringen  über 
eine  allgemeine  und  grundsätzliche  Revision  der  die  Wahlen  zum  NR 
regelnden  BGesetzgebung  im  Sinne  einer  möglichst  weitgehenden 
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und  gleichmässigen  Berücksichtigung  der  Minderheiten,  und  zwar 
so  rechtzeitig,  dass  die  allfällig  zu  beschliessenden  Abänderungen 
jedenfalls  für  die  NRWahlen  von  1884  zur  Anwendung  kommen 
können, 

wurde  allerdings  nur  unter  Weglassung  der  Worte  «im  Sinne  einer 
möglichst  weitgehenden  und  gleichmässigen  Berücksichtigung  der 
Minderheiten»  angenommen.  Übers.  Verh.  BVers.  April  1881,  Nr.  6. 

Noch  ehe  die  BVers.  den  Entw.  des  BR  vom  30.  Okt.  18&3 
zu  einem  revidierten  Wahlges.  in  Behandlung  zog,  stellten  Zemp, 
Keel  und  Pedrazzini  den  6.  Juni  1884  folgende  auf  Revision  der  BV 
abzielende  Motion: 

Der  Art.  73,   handelnd  über  die  Wahlen  für  den  NR,   ist  zum 
Zwecke  einer  gerechtern  Einteilung   der  Wahlkreise   dahin  zu  er- 
gänzen, dass  in  denselben  ein  bis  höchstens  drei  Vertreter  zu  wählen 
sind ;  eventuell,  dass  die  Wahlen,  soweit  möglich,  nach  dem  Grund- 
satz der  proportionalen  Vertretimg  stattfinden. 
Diese  Motion  wurde  nebst  allen  anderen  Revisionsanträgen  an 
den  BR  mit  der  Einladung  überwiesen,  darüber  Bericht  und  even- 
tuell Anträge  zu  hinterbringen.      Übers.  Verh.  BVers.  Juni  1884,  Nr.  35. 
Nachdem    anlässlicli    der    Beratung    des   eidg.    Wahlges.    im 
Jahre  1885  der  Grundsatz  der  proportionalen  Vertretung  abgelehnt, 
aber   auch    das  ganze  Gesetz  in  der  Schlussabstimmung  verworfen 
worden    war,    wurde    der  BR   den   22.  Juni  1885   eingeladen,    das 
Wahlkreisges.  vom  3.  Mai  1881  einer  Revision  zu  unterwerfen  und 

eine  Vorlage  zu  einer  neuen  Wahlkreiseinteilung  auszuarbeiten. 

Vgl.  unten  S.  466— 4<>9. 

Infolge  der  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1888,  A.  S.  n.  F.  XI  165, 

stieg  die  Zahl  der  Vertreter  in  den  NR  auf  147.  Am  7.  Juni  1889 

legte  der  BR  der  BVers.  einen   auf  folgenden   Grundsätzen  beru- 

lienden  Entw.  eines  Wahlkreisges.  vor: 

1.  Die  Revision  der  Wahlkreiseinteilung  sei  im  Sinne  einer  au- 
fgemessenen Ausgleichung  in  der  Grösse  der  Wahlkreise  vorzunehmen. 

2.  Zu  diesem  Zwecke  seien,  ganz  ausnahmsweise  Verhältnisse  vor- 
behalten,  keine  Wahlkreise   von   mehr   als  vier  Vertretern   zu  bilden. 

3.  Im  übrigen  sei  bei  der  Bildimg  der  Wahlkreise  auf  möglichst 
natürliche,  sowohl  die  topographischen  Verhältnisse  als  die  politisch- 
administrativen Verbände  berücksichtigende  Abgrenzung  Bedacht  zu 
nehmen. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend,  war  der  BR  dazu 
gelangt,  1  Fünfer-,  10  Vierer-,  17  Dreier-,  22  Zweier-  und  7  Einer- 
vvahlkreise  aufzustellen;  vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  130, 
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Während  die  Minderheit  in  den  eidg.  Räten  kleine  Wahlkreise 
befürwoi-tete,  und  zwar  Dreierkreise  als  Regel  und  ausnahmsweise 
Einer-  und  Zweierkreise  als  zulässig  erklären  wollte,  konnte  sich 
die  Mehrheit  weder  mit  solchen  kleineren  Kreisen,  noch  überhaupt 
mit  der  Festsetzung  einer  bestimmten  Maximalzahl  befreunden. 
Der  Berichterstatter  der  Mehrheit  der  Komm,  des  NR,  Brenner, 
betonta : 

Ein  Blick  auf  die  historisch  gewordenen  Verhältnisse  unseres 
Landes  genügt,  um  sich  von  der  Unmöglichkeit  zu  überaeugen,  die  Schweiz. 
Wahlkreiseinteilung  nach  einheitlicher  Schablone  zu  gestalten.  Weder 
dem  BR  noch  der  Minderheit  in  den  Räten  ist  es  gelungen,  eine  Wahl- 
kreiseinteilung mit  Wahlkreisen  von  gleichmässiger  Stärke  und  Grösse 
vorzuschlagen,  die  Anspruch  auf  die  Durchführung  eines  bestimmten 
Prinzips  erheben  könnte.  Es  ist  dies  auch  in  der  Tat  nicht  möglich. 
Nicht  nur  stehen  der  Durchführung  einer  gleichmässigen  Einteilung  der 
Wahlkreise  die  Kantonsgrenzen  hindernd  im  Wege,  sondern  auch  in 
den  einzelnen  Kantonen  verlangen,  bei  der  Festsetzung  der  Wahlkreise, 
geographische,  politische,  administrative  und  volkswirtschaftliche  Gesichts- 
punkte, sowie  die  bestehenden  Verkehrsverhältnisse  Berücksichtigung. 
Eine  Wahlkreiseinteilung,  die  diesen  Faktoren  keine  Rechnung  trägt, 
wird  nicht  befriedigen;  der  beste  Beweis  hierfili*  liegt  in  den  ver- 
schiedenen erfolglosen  Versuchen,  die  in  dieser  Richtung  schon  gemacht 
worden  sind.  So  anerkennenswert  auch  das  Bestreben  des  BR  ist,  in  Er- 
ledigung des  ihm  seinerzeit  erteilten  Auftrages  eine  allgemeine  und  grund- 
sätzliche Revision  der  die  Wahlen  zum  NR  regelnden  BGesetzgebung 
anzubahnen,  so  wenig  hat  sich  die  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  zu  über- 
zeugen vermocht,  dass  die  vorgeschlagene  Lösung  uns  derselben  näher 
bringt.  Die  Erwartungen  der  Minderheit  sind  nicht  erfüllt,  die  Wünsche 
der  kant.  Regierungen  sind  vielfach  beiseite  gesetzt  worden,  und  die 
widersprechendsten  Klagen  aus  der  Mitte  der  bei  den  vorgeschlagenen 
Änderungen  beteiligten  Landesgegenden  liegen  vor.  Unter  diesen  Um- 
ständen ist  es  ratsam,  von  der  Aufstellung  einer  Maximalzahl  Umgang 
zu  nehmen,  die  jetzige  Wahlkreiseinteilung  zu  belassen,  jedoch  neben 
den  Veränderungen,  welche  durch  die  Volkszählung  von  1888  notwendig 
werden,  einzelne  Verbesserungen  da  vorzuschlagen,  wo  begründete  Aus- 
setzimgen  zu  machen  sind.  B  1889  IV  75.3. 

Infolge  dieser  Anschauungsweise  wurde  der  Entw.  des  BR 
fallen  gelassen.  Die  eidg.  Räte  einigten  sich  nach  langen  Beratungen 
namentlich  bezüglich  folgender  Punkte : 

Der  erste  Wahlkreis,  Zürich,  wurde,  entsprechend  der  neuen  Be- 
völkerungsziffer, ein  Sechserkreis. 
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Der  G.  und  9.  Berner  Wahlkreis,  sowie  die  Luzerner  Kreise  wurden 
anders  umschrieben ;  der  Kt.  St.  Gallen  wurde  in  5  statt  bloss  in  3  Kreise 
geteilt,  von  denen  einer  3,  die  andern  je  2  Abgeordnete  zu  wählen 
hatten. 

Der  Kt.  Aargau  wurde,  um  den  konservativen  Katholiken  des 
obeni  Freiamtes  eine  Vertretung  zu  sichern,  ohne  die  freisinnigen  Ge- 
meinden des  untern  Freiamtes  zu  verletzen,  auf  den  Antrag  von  National- 
rat Isler  in  3  Dreierkreise  und  einen  Einerkreis  (Muri-Bremgarten) 
eingeteilt. 

Die  Gesetzesvorlage  scheiterte  aber  daran,  dass  die  eidg.  Räte 
sich  über  die  Ordnung  im  Berner  Jura  nicht  einigen  konnten. 
Während  der  NR  auf  eine  Teilung  des  Kreises  Jura  nach  kon- 
fessionellen Gesichtspunkten  nicht  hatte  eingehen  wollen,  behängte 
der  StR  den  20.  Dez.  1889  auf  der  Teilung  des  Jm-a  in  zwei  Kreise. 

Mit  Botsch.  vom  21.  Mai  1890  legte  der  BR  der  BVers.  einen 
neuen  Entw.  vor,  in  welchem  er  alle  die  Punkte  aufnahm,  über 
die  zwischen  den  beiden  Räten  in  der  Dezember-Session  1889  eine 
Einigung  erfolgt  war,  und  gemäss  welchem  der  Berner  Jura,  ent- 
sprechend bisherigem  Recht,  ein  einheitlicher  Wahlkreis  verbleiben 
sollte.  Der  NR  nahm  diesen  Entw.  den  10.  Juni  an;  der  StR 
zerlegte  jedoch  den  Berner  Jura  in  zwei  Wahlkreise,  einen  Dreier-  und 
einen  Zweierkreis.  Nachdem  der  NR  dem  StR  in  diesem  Punkte 
nachgegeben,  kam  den  20.  Juni  1890  das  BG  betr.  die  Wahlen  in 
den  NR  zu  stände. 

Bei  der  nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1900,  A.  S.  n.  F. 
XVIII  890,  notwendig  gewordenen  Re\4sion  des  Wahlkreisges.,  die 
eine  Vermehrung  der  Mitgliederzahl  des  NR  von  147  auf  167 
brachte,  ging  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  26.  Febr.  1902  von 
dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  an  dem  bisherigen  Zustand  nicht 
ohne  Not  gerüttelt  werden  solle,  und  dass  somit  die  Wahlkreis- 
einteilung des  Ges.  vom  20.  Juni  1890  nur  insoweit  zu  ändern  sei, 
als  sich  dies  infolge  der  veränderten  Bevölkerungsverhältnisse  oder 
zur  Beseitigung  w^irklicher  Übelstände  als  notwendig  herausstelle. 
Er  erklärte  wiederum,  wie  schon  früher,  die  Zeit  vor  der  Integral- 
enieuerung  des  Nationalrates,  die  am  26.  Okt.  1902  stattzufinden 
hatte,  sei  zu  kurz,  um  eine  durchgreifende  Reform  vornehmen  zu 
können. 

Die  BVers.  pflichtete  dem  BR  bei,  und  so  entstand  das  revi- 
dierte Wahlkreisges.  vom  4.  Juni  1^K)2,  das  nur  bezüglich  des  Kts. 
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Wallis  gegenüber  dem  Entw.  des  BR  eine  Änderung  aufweist.^)  Es 
trat  in  Kraft,  nachdem  sich  ergeben  hatte,  dass  die  gegen  dasselbe 
eingeleitete  Referendumskampagne  erfolglos  geblieben  war;  innert 
nützlicher  Frist  wurden  nämlich  bloss  25,239  giltige  Referendums- 
begehren eingereicht.  Dieses  Wahlki-eisges.  wird  dadurch  charakteri- 
siert, dass  unter  den  49  eidg.  Wahlkreisen  1  Neuner-  (Zürich- Aifoltern), 
2  Siebner-  (Waadt- Lausanne,  Genf),  4  Sechser-  (Bern -Mittelland, 
Baselstadt,  Thurgau,  Neuenbürg),  5  Fünfer-,  6  Vierer-,  15  Dreier-, 
10  Zweier-  (2  in  Luzern,  Glarus,  3  in  Freiburg,  Schaffhausen,  2  in 
St.  Gallen,  1  in  Wallis)  und  6  Einerkreise  (Uri,  Ob-,  Nidwaiden, 
Zug,  Appenzell  i.  Rh.  und  Aargau-Muri)  bestehen.  Die  wichtigste 
Neuerung  liegt  darin,  dass  Graubünden,  bisher  3  Wahlkreise  mit 
5  Vertretern  bildend,  zu  einem  einheitlichen  Fünferkreis  gemacht 
wii-d ;  entsprechende  Wünsche  und  Anträge  betr.  die  Kantone  Luzern, 
Freiburg  und  Wallis  fanden  dagegen  keine  Berücksichtigung.  Be- 
züglich des  Kts.  Tessin  kehrte  das  Ges.  im  wesentlichen  zu  der 
Kreiseinteilung  in  Sopra-  und  Sottoceneri  zurück,  wie  sie  bis  1881 
bestanden  hat,  und  bezüglich  des  Kts.  Wallis  trat  an  Stelle  von 
2  Zweier-  und  1  Einerkreis  1  Vierer-  und  1  Zweierkreis. 

3.    Das  Postulat  der  Proportionalvertretun g.*) 

168.  Das  Postulat  der  Wahl  des  Nationalrates  nach  dem 
System  der  Proportionalvertretung  hängt  aufs  engste  mit  der  Wahl- 
kreiseinteilung zusammen. 

I.  Zum  ersten  Mal  kam  die  Frage  der  Wahlreform  im  NR 
selbst   zur  Sprache   bei   den  Verhandlungen  über  die  Revision  der 


M  Vgl.  hiezu  Steuogr.  Bulletin  1902,  XII  S.  62. 

-)  Über  die  Aaweiiduiig  der  sog.  Minoritäten  Vertretung  bei  den 
eidg.  Wahlen  (Zwei  dem  eidg.  Dep.  des  Innern  erstattete  Gutachten  von 
Dr.  F.  A.Wille  und  Prof.  Dr.  K.  Hilty  und  vom  eidg.  Dep.  veröffentlicht), 
Bern  1883;  Association  reformiste  Genevoise  (Alphonse  Frey), 
Etiide  comparee  des  differentes  methodes  de  representation  proportionnelle, 
deuxieme  edition  revue  et  augmentee,  Geneve  1890  (dies  ist  der  vollständige 
Titel  der  bereits  oben  S.  166  Anm.  1  zitierten,  heute  bereits  selten  gewordenen 
Genfer  Broschüre);  Alph.  P^rey,  Les  Lois  Suisses  sur  la  Representation 
Proportionnelle,  Geneve  18J>7  (Bulletin  Nr.  10  und  11  des  Schweiz.  Walil- 
refomi- Vereins  für  proportionale  Volksvertretung);  Hilty  im  Politischen 
Jahrbuch  a.  O.,  VII  S.  39,  140,  X  S.  540,  XII  S.  398,  400,  429,  XIII  S.  347, 
415,  XIV  S.  318,  540;  Saripolos,  La  democratie  et  Telection  proportionnelle, 
Paris  1899,  bes.  II,  pp.  450  suiv.;  E.  Klöti,  Die  Proportionalwahl  in  der 
Schweiz,  Geschichte,  Darstellung  und  Kritik,  Bern  1901;  G.  Meyer,  Das 
parlamentarische  Wahlrecht,  Berlin  1901,  S.  596-653. 
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BV  von  I848J)  In  der  Sitzung  des  NR  vom  18.  Jan.  1872  be- 
gründete Herzog-Weber  aus  Luzern,  Verfasser  der  schon  18(>2  er- 
schienenen Schrift:  Über  das  richtige  Wahl  verfahren  in  der  repräsen- 
tativen Demokratie,  folgenden  Antrag  zu  Art  62  der  BV: 

Die  Wahlen    für   den  Nationalrat   sind  direkte.    Jeder  Kanton 
und  bei  geteilten  Kantonen  jeder  Landesteil  bildet  einen  Wahlkreis. 
Wenn  in  einem  Wahlkreise  zwei  oder  mehrere  Mitglieder  in  den 
Nationalrat  zu  wählen  sind,  so  findet  der  erste  Wahlgang  nach  dem  pro- 
portionalen Wahlverfahren  statt,   und  es  tritt   die  Wählerquote  an 
die  Stelle   des  absoluten  Mehrs,    d.  h.  es   sind    alle  diejenigen  als 
gewählt  zu  erklären,  welche  jene  Stimmenzahl  erhalten  haben,  die 
sich  ergibt,    wenn    man    die  Zahl    der  giltigen  Stimmen  durch  die 
Zahl  der  zu  wählenden  Nationalräte  des  betreifenden  Wahlkreises  teilt. 
Bei  allfälHg  nötigen  weiteren  Wahlgängen,  sowie  bei  der  Wahl 
eines  einzigen  Mitgliedes  in  den  Nationalrat,  findet  die  bisher  übliche 
Abstimmungsweise  statt. 

Die  weitern  Bestimmungen  über  dieses  proportionale  Wahl- 
verfahren  bleiben  der  Revision  des  BG  betr.  die  Wahl  der  Mit- 
glieder des  Nationalrates  vorbehalten. 

Dieser  Antrag  wurde  mit  grosser  Mehrheit  abgelehnt. 
Es  ist  beachtenswert,  wie  gleichzeitig  der  Vorschlag  der  Bildung 
von  Einerwahlkreisen  gestellt  (Antrag  Schniid,  Aargau),  aber  eben- 
falls vei*worfen  w^urde.  Dieser  letztere  Antrag,  wurde  betont,  gehe 
in  dem  Grundgedanken  mit  dem  Antrag  Herzog -Weber  einig,  dass 
nämlich  auch  die  Minderheiten  ihre  Vertreter  haben  sollen,  und 
dass  die  Repräsentation  ein  getreues  Abbild  des  Volkes  sein  müsse. 
Wolle  man  die  absolute  Mehrheit  festhalten,  so  müsse  man  den 
Antrag  Schmid  wählen.  WoUe  man  aber  grössere  und  kleinere 
Wahlkreise  festsetzen,  so  müsse  man  zum  Proportionalsysteni  über- 
gehen, weil  dann  nur  auf  diesem  Wege  die  Minderheit  zu  einer 
Vertretung  gelangen  könne,  auf  die  sie  einen  durchaus  berechtigten 

Anspruch  erheben  dürfe. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  s<*hweiz.  NK  betr.  Revision  der  BV 
in  den  Jahren  1871,  1872,  S.  3JK)-394. 

II.  Die  eidg.  Volkszählung  vom  Dez.  188()  bedingte  eine 
Revision  des  BG  betr.  die  Wahlen  in  den  NR  vom  20.  Juli  1872, 
A.  S.  X  924.  Bereits  mit  Eingabe  vom  1.  Nov.  188()  an  den  BR 
verlangte    der    Eidgenössische  Verein    die    gesetzliche    Festsetzung 

* )  Betr.  den  Grundsatz  der  Proportionalität  für  die  NR  -Wahlen  anläss- 
lieh  der  Beratungen  über  die  BV  1848  vgl.  Th.  Curti,  die  Schweiz.  Volks- 
reclite  a.  ()..  S.  15-17,  145  ff. 
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einer  massigen  Maxinialgrösse  der  eidg.  Wahlkreise  und  einige 
sichernde  Vorschriften  im  Smne  der  Minderheitsvertretung;  den 
6.  Febr.  1881  folgte  die  Eingabe  des  Schweiz.  Vereins  für  die  Wahl- 
reform im  Sinne  der  proportionalen  Vertretung  aller  Wähler  mit 
dem  Begehren  der  Einführung  des  Systems  der  beschränkten  Stimm- 
abgabe für  die  NR-Walilen.  Im  Ges.- Entw.  betr.  die  Wahlen  in 
den  NR  vom  25.  Febr.  1881  sah  der  BR  von  der  Anregung  einer 
prinzipiellen  Änderung  der  bisherigen  Wahlki'eiseinteilung  ab;  er 
glaubte  sich  beschränken  zu  sollen  auf  die  durch  den  Bevölkerungs- 
zuwachs seit  dem  Jahie  1870  gebotenen  Modifikationen.  In  seiner 
Botsch.  bemerkte  er  sodann: 

Bei  aller  Anerkennung,  die  wir  den  Bestrebungen  des  Vereins 
für  Wahlreform  im  Sinne  der  proportionalen  Vertretung  aller  Wähler 
zollen,  müssen  wir  dai*auf  aufmerksam  machen,  dass  es  sich  im 
jetzigen  Moment  um  die  Abänderung  des  BG  vom  20.  Juli  1872 
betr.  die  Wahlen  in  den  NR,  d.  h.  um  die  Festsetzung  der  künf- 
tigen Wahlkreise  für  den  letztern,  nicht  um  Revision  des  BGes.. 
betr.  die  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  vom  19.  Juli  1872 
handelt,  dass  die  Petition  daher  dermalen  kein  aktuelles  Interesse 
hat.  Eine  Abänderung  des  Wahlverfahrens  kann  zur  Sprache 
kommen,  wenn  das  letztere  Gesetz,  dessen  Revision  in  Aussicht 
genommen,  zur  Beratung  vorliegen  wird.  B  1881  I  4;u. 

Diese  Ausführungen  machte  die  Komm,  des  NR  in  ihrem  Ber. 
vom  5.  April  1881  (B.  Brunner)  zu  den  ihrigen,  mit  dem  Zusatz: 
Es  wurde  von  einer  Seite  darauf  hingewiesen,  dass  es  angezeigt 
sei,  zuerst  in  den  Kantonen  und  Gemeinden  das  System  zu  erproben, 
bevor  man  es  im  Bund  einführe,  wo  die  Minderheiten  des  Schweizer- 
volkes bereits  im  StR  eine  wirkliche  Vertretung  besitzen. 

B  1881  II  478:  vgl.  oben  S.  458,  459. 

Das  Ges.  betr.  die  Wahlen  in  den  NR  vom  3.  Mai  1881  ent- 
spricht  der  Auffassung  des  BR.  Während  der  Beratung  desselben 
wurde  der  BR  durch  Beschl.  des  NR  vom  24.  April  infolge  einer 
Motion  Sprecher,  Thoma  und  Sonderegger  eingeladen,  Ber.  und 
Antrag  einzubringen  über  eine  allgemeine  und  grundsätzliche  Re- 
vision der  die  Wahlen  zum  NR  regelnden  BGesetzgebung  und  zwar 
so  rechtzeitig,  dass  die  allfällig  zu  beschliessenden  Abänderungen 
jedenfalls  für  die  NRWahlen  von  1884  zur  Anwendung  kommen 
können,  Postl.-Slg.  n.  F.  232.  Die  Motionssteller  hatten  dem  BR 
die  weitere  Wegleitung  gel)en  wollen,  dass  die  Revision  «im  Sinne 
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einer  möglichst  weitgehenden  und  gleichniässigen  Berücksichtigung 
der  Minderheiten»  erfolgen  solle;  der  NR  hat  jedoch  die  Motion 
durch  seinen  Beschl.  in  bewusster  Weise  ihrer  die  Minderheits- 
vertretung bezweckenden  Tendenz  entkleidet. 

B  1883  IV  199,  200.    Vgl.  oben  S.  459,  460. 

III.  Der  Schweiz.  Wahlrefonnverein  erneuerte  den  14.  März  1882 
seine  Eingabe  betr.  die  Proportionalvertretung;  gleichzeitig  wurde 
sie  untei-stützt  durch  Petitionen  der  Zürcher,  Waadtländer,  Genfer 
und  Basler  Sektion  des  Vereins;  ausserdem  legte  H.  Studer  in 
Zürich  dem  eidg.  Dep.  des  Innern  einen  vollständigen  Ges.- Entw. 
über  das  Proportionalverfahren  vor.  Sodann  hatte  sich  das  eidg. 
Dep.  des  Innern  zwei  Gutachten  über  die  Frage  der  Anwendbai'keit 
der  sog.  Minoritätenvertretung  bei  eidg.  Wahlen  erstatten  lassen, 
das  eine  vom  Präsidenten  des  Schweiz.  Wahlrefonuvereins,  Dr.  F. 
A.  Wille  in  Meilen-Zürich,  Februar  1882,  das  andere  von  Prof.  Dr. 
K.  Hilty  in  Bern,  März  1882;  in  dem  erstem  wird  das  System  der 
sog.  beschränkten  Stinnngebung  empfohlen,  der  Verfasser  des 
letzteren  vei-wirft  die  Forderung  der  gesetzlichen  Einführung  der 
Proportionalvertretung  gi'undsätzUch. 

In  der  Botsch.  zu  dem  Ges.-Entw.  betr.  die  eidg.  Wahlen  und 
Abstimmungen  vom  30.  Okt.  1883  nahm  der  BR  Stellung  zur  Frage 
des  Proportionalwahlverfahrens ;  er  lehnte  dieses  Verfahren  ab,  be- 
tonend, dass  nicht  bloss  über  die  technische  Ausführbarkeit  der 
Idee  der  Minoritätenvertretung,  sondern  auch  darüber  Streit  herrsche, 
ob  dieselbe  an  sich  auf  einem  richtigen  Prinzip  beruhe,  oder  ob 
nicht  viehnehr  durch  deren  systematische  Geltendmachung  und  Aus- 
führung die  Einheit  und  Entschlussfähigkeit  des  Staatswillens  ver- 
loren gehe  und  eine  Zerreissung  des  Ganzen  in  die  Teile  stattfinde. 
Im  Hinblick  auf  die  bundesstaatsrechtlichen  Einrichtungen  der 
Schweiz,  die  durchweg  auf  der  Herrschaft  der  Majorität  basieren, 
empfahl  daher  der  BR  der  BVers.  einstinunig,  das  Prinzip  der  abso- 
luten Mehrheit  als  das  für  die  NRWahlen  entscheidende  beizu- 
behalten und  in  der  Meinung,  dass  die  fortschreitend  demoki-atische 
(Testaltung  des  eidg.  Verf.- Rechtes  stets  eine  mächtige  Schutzwehi- 
gegen  jede  einseitige  Richtung  der  Abgeordneten  sein  werde,  und 
dass  der  gerechte  und  verständige  Sinn  des  Schweizervolkes  auch 
fei'nerhin  das  beste  Koirektiv  gegen  etwaige  zügellose  Partei- 
bestrebungen bilden  werde.  B  1883  IV  199,  200,  214-172. 

IV.  Im  NR  kam  die  Frage  des  Proportionalwahlverfahi*ens 
bereits  im  Juni  1884  zur  Sprache,  noch  bevor  der  Ges.-Entw.  des  BR 
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Tom  30.  Ott  lUSß  in  Behandlung  gezogen  wurde.  Nach  den  ver- 
^verfenden  Referendumsabstimmungen  vom  26.  Nov.  1882  und 
11.  Mai  1884  stellten  Zemp,  Keel  und  Pedrazzini  am  6.  Juni  1884 
ihre  Motion  betr.  Revision  der  BV,  in  der  u.  a.  verlangt  wurde, 
Art.  73  der  BV,  handelnd  über  die  Wahlen  für  den  NR,  sei  zum  Zweck 
einer  gerechteren  Einteilung  der  Wahlkreise  dahin  zu  ergänzen, 
dass  in  denselben  ein  bis  höchstens  drei  Vertreter  zu  wählen  sind, 
eventuell,  dass  die  Wahlen,  soweit  möglich,  nach  dem  Grundsatze 
der  proportionalen  Vertretung  stattfinden.  Und  bei  der  Beratung 
.über  die  Motion  stellte  VögeUn  den  Antrag: 

Der  NR  wird  aus  Abgeordneten  des  Schweizervolkes  gebildet. 
Auf  je  20,000  Seelen  der  Gesamtbevölkerung  wird  ein  MitgUed  ge- 
wählt. Zu  dem  Ende  werden  in  möglichstem  Anschluss  an  die 
KGrenzen  Wahlkreise  von  60—70,000  oder  100—110,000  Seelen 
gebildet.  In  den  erstem  sind  drei,  in  den  letztern  fünf  Repräsen- 
tenten  zu  wählen,  und  zwar  nach  dem  System  der  Umitierten  Stimm- 
abgabe. In  einem  Wahlkreise  mit  drei  Repräsentanten  darf  der 
Wähler  zwei,  in  einem  Wahlki*eise  mit  fünf  Repräsentanten  drei 
Namen  auf  den  Wahlzettel  schreiben.  Gewählt  ist  in  Wahlkreisen 
von  drei  Repräsentanten,  wer  den  vierten  Teil,  in  Wahlkreisen  von 
fünf  Repräsentanten,  wer  den  siebenten  Teil  der  Gesamtheit  der 
Einzelstimmen  auf  sich  vereinigt. 

Von  anderer  Seite  (Keller)  wurde  im  Hinblick  auf  das  Be- 
gehren gleichmässiger  Volksvertretung  Abschaffung  des  Ständerates, 
dagegen  doppelte  Beratung  im  NR  verlangt.  Diese  Anträge  wurden 
den  24.  Juni  1884  mit  sämtlichen  andern  im  Verlaufe  der  Beratung 
vorgebrachten  Revisionspunkten,  in  Betracht,  dass  in  Bezug  auf  die 
einzelnen  zu  revidierenden  Punkte  keine  Übereinstimmung  besteht, 
dem  BR  in  dem  Sinne  überwiesen,  dass  er  darüber  der  BVers.  Be- 
richt und  eventuell  Anträge  stellen  solle. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1884,  Nr.  35;  vgl.  oben  S.  460. 

V.  Im  Dez.  1884  hatte  der  StR  eine  Debatte  über  proportio- 
nales Wahlverfalu*en  auf  Grund  der  Motion  Herzog-Weber  vom 
10.  Dez.  betr.  Art.  29  des  Geschäftsregl.  des  Rates;  der  Motions- 
steller  beantragte,  diesen  Artikel  des  Regl.  dahin  abzuändern,  dass 
bei  Konunissions wählen,  die  der  Rat  selber  und  durch  Listen- 
skrutinium  vornimmt,  das  proportionale  Wahlsystem  zur  Anwendung 
zu  kommen  habe.  Diesen  Antrag  lehnte  der  StR  mit  Beschl.  vom 
18.  Dez.  mit  23  gegen  12  Stimmen  ab,  nachdem  die  Mitglieder  des 
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Rates  zuvor  ausseraintlich  einen  praktischen  Versuch  der  Anwendung 
des  Proportionahvahlverfahrens  gemacht  hatten. 

Der  vorgenommene  Versuch  —  so  lautet  der  Bericht  eines  Mit- 
ghedes  des  StR  —  war  nicht  geeignet,  der  Sache  neue  Freunde  zu 
erwerben.  Das  System  Herzog,  d.  h.  das  System,  das  in  Dänemark  bei 
einigen  indirekten  Waiden  in  den  Reichsrat  praktiziert  wird,  ist  ganz 
dazu  angetan,  die  Ausscheidung  in  geschlossene  Parteien  nur  noch  zu 
fördern.  Wer  nicht  geschlossen  nach  seiner  Parteiliste  stimmt,  wer 
ciuch  nur  in  der  Reihenfolge  der  Namen  abweicht,  stört  das  proportio- 
nale Resultat  sofort  zu  Ungunsten  seiner  Partei.  Wer  so  loyal  sein 
will,  die  Minderheit  selbst  berücksichtigen  zu  wollen,  liefert  den  Sieg 
dem  Gegner  aus.  Der  Apparat  spielt  nur  dann  richtig,  wenn  nwm  jeden 
Wähler  so  zu  sagen  eidlich  verpflichtet,  so  und  nicht  anders  zu  stiumien. 
Der  Wähler  muss  eine  reine  Einlegmascliine  für  gedruckte  Wahlzettel 
werden.  Cbers.  Verh.  der  BVers.  18H4,  Nr.  38,  B  1897  I  762. 

VI.  Im  Jahre  1885  zog  der  NR  den  Ges. -Entw.  über  eidg. 
Wahlen  und  Abstimmungen  in  Beratung.  In  betreff  des  für  die  NR- 
Wahlen  anzunehmenden  Wahlsystems  schied  sich  seine  vorberatende 
Komm,  in  Mehrheit  und  Minderheit.  Erstere  befürwortete  mit  dem 
BR  die  Beibehaltung  des  bisherigen  Systems  der  absoluten  Majorität,, 
letztere  beantragte  Aufnahme  der  Bestimmung,  dass  die  Wahlen 
soweit  möglich  nach  dem  Grundsatz  der  proportionalen  Vertretmig 
erfolgen  sollen.  In  welcher  Weise  dieser  Grundsatz  seine  Aus- 
führung zu  finden  hätte,  darüber  waren  die  Anhänger  desselben 
nicht  einig.  Während  von  der  einen  Seite  das  System  des  sog.. 
kumulativen  Votums,  von  der  andern  dasjenige  des  sog.  limitierten 
Votums  vorgeschlagen  wurde,  beantragte  die  Minderheit  der  Komm., 
im  Falle  der  Annahme  des  Grundsatzes,  den  BR  mit  der  Ausar- 
beitung  einer  entsprechenden  Vorlage  zu  beauftragen.  In  der  Ab- 
stimmung wurde  der  Antrag,  den  Grundsatz  der  ProportionaUtät 
aufzunehmen,  mit  02  gegen  29  Sthnmen  verworfen. 

Obschon  schliesshch  der  Ges.-Entw.  als  Ganzes,  wie  er  aus  der 
artikelweisen^Beratung  hervorgegangen,  bei  der  Schlussabstimmung 
verworfen  wurde,  so  blieb  doch  der  Entscheid  des  NR  über  die 
Frage  der  proportionalen  Vertretung  in  seiner  ganzen  Bedeutung 
bestehen.  Das  Resultat  war,  wie  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom 
5.  April  1887  f(*stgestellt  h.at,.  dass  dermalen  für  eine  allgemeniere, 
ausgibigere  Vertretung  der  Minderheiten  nichts  zu  erreichen  sei^. 
und  dass  zu  diesem  Zweck  nm-  noch  die  Frage  der  Walükreisein- 
teilung  übrig  bl(nb(^,  B  1887  I  702.    Im  StR  wurd(;  die  Frage  der 
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Wahlkreiseinteilung  und  proportionalen  Vertretung  nicht  einlässlich 
behandelt,  da  der  Rat  den  9.  Dez.  1885  auf  den  Ges.-Entw.  zur 
Zeit  nicht  einzutreten  beschloss. 

l'bers.  Verh.  der  B Vers.  Dez.  1885,  Nr.  9;  Protokoll  der  Komm,  des  StR,  vom 
15.— 17.  Sept.  1885,  B  18a5  IV  215.     VgL  Nr.  175. 

VII.  Der  Antrag,  die  Dreierwahlkreise  als  Maxinialkreise  ger 
setzlich  festzusetzen,  blieb  bei  den  Räten  im  Jahre  1885  in  Minder- 
heit; immerhin  wurde  der  BR  den  22.  Juni  1885  vom  NR  ein- 
geladen, das  BGes.  vom  3.  Mai  1881  betr.  die  Wahlen  in  den  NR 
-einer  Revision  zu  unterwerfen  und  eine  Vorlage  zu  einer  neuen 
Wahlkreiseinteilung  auszuarbeiten,  B  1887  I  763.  Dieser  Vorlage 
vorgängig  wurde  die  allgemeine  schw^eiz.  Volkszählung  statt  im 
Jahre  1890  schon  im  Jahre  1888  vorgenommen,  A.  S.  n.  F.  X  130, 
und  hierauf  schlug  der  BR  mit  Botsch.  vom  7.  Juni  1889  der  BVers. 
die  Revision  der  eidg.  Wahlkreiseinteilung  vor.  In  den  eidg.  Räten 
aber  wurde  im  Nov.  und  Dez.  1889  von  der  Minderheit  (in  der 
Komm,  des  NR  vertreten  durch  Arnold,  Theraulaz  und  Zemp)  be- 
tont, dass,  wenn  man  ihr  entgegenkommen  wolle,  dies  nicht  durch 
Wahlkreisgeometrie,  sondern  durch  das  einzig  richtige  Mittel  der 
proportionalen  Vertretung  zu  geschehen  habe.  Im  Bericht  der  Mehr- 
heit der  Komm,  des  NR  vom  12.  Nov.  1889  (Brenner)  dagegen 
"wurde  u.  a.  vorgebracht: 

Das  proportionale  Wahlsystem  kann,  vorausgesetzt  dass  dasselbe 
richtig,  wünschbar  und  durchführbar  sei,  doch  nur  dann  zur  Einführung 
^impfohlen  werden,  wenn  die  Schranken  beseitigt  werden,  welche  die 
BV  für  die  Bildung  der  Wahlkreise  für  die  Wahlen  in  den  NR  auf- 
stellt. 

Solange  nicht  die  Wahlkreise  aus  Teilen  verschiedener  Kantone 
gebildet  werden  können,  und  solange  daher  Einer-  und  Zweierkreise  als 
zulässig  erklärt  w  erden  müssen,  ist  eine  gerechte  Proportionahtät  nicht 
zu  eiTeichen.  Es  bedarf  also,  bevor  an  die  Einführung  des  proportio- 
nalen Wahlsystems  für  die  Wahlen  in  den  NR  gedacht  w^erden  kann, 
^iner  Änderung  der  BV  .  .  .  Die  Frage,  ob  unter  den  geltend  gemachten 
Voraussetzungen  es  wünschbar  sei,  das  Recht  der  Minoritätenvertretung 
gesetzgeberisch  zu  regeln,  ist  von  der  Komm,  nicht  entschieden  wor- 
den. Es  hat  nicht  an  Ansichten  gefehlt,  welche  eine  solche  Regelung 
als  wünschbar  erachteten,  während  von  anderer  Seite  ebenso  bestimmt 
<las  proportionale  Wahlsystem  als  prinzipiell  verwerflich  bezeichnet 
•worden  ist.  Nach  übereinstimmender  Ansicht  der  Komm. -Mehrheit  ist 
4iber  die  Frage  zum  Entscheid  nicht  reif;  nicht  im  Bund,  sondern  in 
den  Kantonen  und  Gemeinden   sollten  zunächst  diesbezügliche  Erfah- 
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ningen  gesammelt  werden,  und  die  Klagen  der  Minoritäten  über  un- 
zulängliche  Vertretung  sind  insbesondere  so  lange  grundlos,  als  der 
StR  auf  den  jetzigen  Grundlagen  beruht.  B  1889  IV  755. 

Als  Vermittliuigsantrag  und  um  der  Arbeiterpartei  eine  Ver- 
tretung zu  sichern,  stellten  den  27.  Nov.  Curti,  Grubenmann,  Locher 
und  Scheuchzer  im  NR  die  Motion: 

Der  BR  wird  eingeladen,  Ber.  und  Antrag  darüber  einzubringen^ 
ob  nicht  die  Art.  72  imd  73  der  BV  in  dem  Sinne  abgeändert 
werden  könnten,  dass  bei  den  NRWahlen  diejenigen  sechs  Kan- 
didaten, welche  in  keinem  einzelnen  Wahlkreise  das  absolute  Mehr 
erreichten,  dennoch  als  gewählt  zu  betrachten  seien,  wenn  sie  in 
verschiedenen  Wahlkreisen  je  über  10,000  Stimmen  erhielten. 

Für  Erheblicherklärung  dieser  Motion  stimmten  jedoch  den  2.  Dez. 
1889  nur  44  von  112  stimmenden  Mitgliedern  des  NR. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  Dez.  1889,  Nr.  35. 

Und  den  25.  Sept.  1890  lehnte  der  NR  mit  75  gegen  1(> 
Stimmen  folgende  Motion  Ador  und  10  Mitunteraeichner  vom 
27.  Juni  ab: 

Der  BR  wird  eingeladen^  die  vei-schiedenen  Systeme  der  Pro- 

portionalvertretimg  allseitig  zu  prüfen  und  binnen  Jahresfrist  über 

die   MögUchkeit  ihrer   Anwendung  auf    die   Wahlen    in   den   NR 

Bericht  zu  erstatten. 

tTbers.  Verh.  der  BVeis.  Sept.  1890.  Nr.  29, 

VIII.  In  den  folgenden  Jahren  kam  die  Frage  der  Propor- 
tionalwahl zunächst  nicht  mehr  in  den  eidg.  Räten  zur  V'erhand- 
lung,  dagegen  wurde  das  Proportionalwahlverfahren  in  verschie- 
denen Kantonen  teils  eingeführt,  teils  der  Einführung  nahe  ge- 
bracht. Für  die  Einführung  desselben  bei  den  NRWahlen  wurde 
ein  Iniativvorschlag  vorbereitet.  Die  am  22.  April  1898  eingereichte 
Motion  Wullschleger  war  der  unmittelbare  Anlass,  dass  der  NR  sich 
wieder  mit  der  Frage  befasste  und  zwar  während  der  Tage  vom 
21. — 23.  Juni  1898.  Die  Diskussion  endigte  mit  einer  Ablehnung 
der  Motion;  immerhin  sprachen  sich  nun  57  von  133  Mitglietlern 
für  dieselbe  aus. 

Die  Motion  lautete: 

Der  BR  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  bis  zur  nächsten 
Dezember-Session  darüber  Ber.  und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht 
durch  entsprechende  Revision  der  in  Betracht  fallenden  Bestim- 
mungen der  BV   oder   nur   des  BGes.  betr.  die  eidg.  Wahlen  und 
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Abstinmiimgen  vom  19.  Juli  1872  der  Grundsatz  der  Proportionalität 
für  die  Wahlen  in  den  Nationalrat  anzuwenden  sei. 

Uebers.    Verh.   der   BVers.  Juni    1898,   Nr.  48;   Stenogr.  Bulletin  mm,   VIII 
S.  245-320. 

IX.  Es  folgte  nun  im  Jahi-e  1899  die  sog.  Doppelinitiative,  das 
Initiativbegehren  für  die  Proportionalwahl  des  NR  in  Verbindung 
mit  dem  für  die  Wahl  des  BR  dm-ch  das  Volk.  Beide  Begehi-en 
wurden  in  der  Volks-  und  Ständeabstimmung  vom  4.  Nov.  190() 
verworfen,  entsprechend  dem  die  Verwerfung  empfehlenden  Be- 
schlüsse der  eidg.  Rät«  vom  21.  Juni,  der  im  NR  mit  73  gegen  45, 
im  StR  mit  24  gegen  15  Stimmen  gefasst  worden  war. 

B  1899  IV  441,  741;  1900  IV  775;  Stenogr.  Bulletin  1900,  X  S.  217  if.:  413  if. 

X.  Die  von  Prof.  Hilty  im  Jahre  1882  vorgebrachten  Er- 
wägungen gegen  die  Einfülu'ung  der  Proportionalwahl  wurden  auch 
während  der  Verhandlungen  des  NR  im  Jahie  1898  und  derjenigen 
der  BVers.  im  Jahre  1900  vor  allem  aus  geltend  gemacht;  Hilty 
fasste  seine  Auseinandersetzung  in  folgende  Sätze  zusammen: 

Wir  glauben  unsere  Auseinandersetzung  am  Schlüsse  kurz  fol- 
gendermassen  resümieren  zu  können: 

1.  Die  Minoritätenvertretung  nennt  sich  ein  System  und  geht  zu- 
gleich von  der  Behauptung  aus,  dass  damit  die  Haupttibelstände  des 
jetzigen  Partei wesens  gehoben  werden  können.  Sie  muss  also  nicht 
allein  ihre  systematische  Wahrheit  und  praktische  Durchführbarkeit, 
sondern  auch  die  hohe  WahrscheinUchkeit  eines  bedeutenden  Erfolges 
in  jener  angedeuteten  Richtung  anschaulich  zu  machen  vennögen. 
Sonst  bleibt  man  im  Zweifel  besser  bei  dem  unzweifelhaft,  einfacheren, 
gewohnheitsmässigeren,  überall  leicht  anwendbaren  und  historisch  her- 
gebrachten Majoritätssystem. 

2.  Diesen  Nachweis  kann   sie   theoretisch   deshalb   nicht  leisten, 

weil : 

a.  Die   philosophische  Begründung    eines   Rechtes   von    gewissen 

Minoritäten  überhaupt  unzureichend  ist ; 

b.  die  berechtigten  Minoritäten  gar  nicht  definiert  und  auf  die 
Dauer  festgestellt  werden  können; 

c.  das  eigentliche  Minoritätensystem  auf  den  grösseren  TeU  der 
notwendig  immer  bestehenden  Wahlkreise  gar  nicht  anwendbar  ist; 

d.  alle  einzelnen  Ausführungssysteme  den  Zweck  nicht  vollständig 
erreichen  können,  femer  grossenteils  für  das  Volk  unverständlich  und 
in  einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  bei  komplizierten  Minoritäten,  oder  bei 
Ergänzungswahlen,  nicht  brauchbar  sind; 

e.  weil  endlich  der  Geist  der  eidg.  BV  diesen  Einrichtungen  ent- 
gegensteht,   indem    eine    sehr   wirksame    Minoritätenvertretung    schon 
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besteht  und   überdies   der  Schwerpunkt  des  politischen  Lebens  nicht 
mehr  in  den  repräsentativen  Versammlungen  liegt. 

3.  Der  Nachweis  kann  für  uns  auch  praktisch  nicht  geleistet 
werden,  weil: 

a.  Die  Minoritäten  Vertretung  bisher  eine  zu  geringe  Erfahrung 
hinter  sich  hat  und  nirgends  in  der  Welt  sj'^stematisch  und  vollständig 
durchgeführt  ist; 

b.  die  Verhältnisse  aller  Staaten,  in  denen  sie  teilweise  besteht, 
mit  den  eidgenössischen  inkongruent  sind,  daher  keine  Schlussfolgerung 
zulassen ; 

c.  weil  namentlich  die  Minoritatenvertretung  noch  nirgends  in 
einem  Bundesstaate  und  nur  in  einem  einzigen  Beispiele  in  einer  Re- 
pubhk  besteht,  die  überdies  kein  ganz  selbständiger  Staat  ist. 

4.  Die  Ubelstände,  welche  sich  an  das  Majoritätssystem,  wie  an 
jede  menschliche  Einrichtung  knüpfen,  sind  hingegen: 

a.  entweder  überhaupt  bloss  zufälliger  und  lokaler  Natur  und  in 
der  Eidgenossenschaft,  als  solcher,  noch  nicht  in  hohem  Grade  vor- 
handen; 

b.  oder  nicht  grösser  als  sie  wahrscheinlicherweise  bei  Einführung 
des  Minoritätensystems  auch  sein  würden;  endlich 

c.  jedenfalls  durch  andere  Einrichtungen,  namentlich  billige  Wahl- 
kreiseinteilung, Durchführung  der  Demokratie,  bessere  Volksbildung, 
ebenfalls  und  mit  noch  grö.sserer  Wirksamkeit  zu  beseitigen. 

Es  ist  daher  dieses  System,  seitdem  Wahlen  in  der  Geschichte 
bestehen,  bis  auf  den  heutigen  Tag  das  von  der  immensen  Mehrheit 
aller  Staaten  allein  angenommene  gewesen. 

5.  Ein  Versuch  mit  Wahlen  nach  irgend  einem  Minoritätensystem 
kann  viel  unschädlicher  in  kantonalen  oder  Gemeinde- Walilgesetzen 
vorgenommen  werden,  die  ohne  grosse  Erschütterung  wieder  abge- 
ändert oder  beseitigt  werden  können  und  stets  einer  Kontrolle  von 
Seite  höherer  Behörden  unterliegen;  es  ist  daher  nicht  räthch,  den 
allerersten  Versuch  in  der  Schweiz  gerade  mit  dem  eidgenössischen 
Wahlgesetze  zu  machen. 

6.  Eventuell  ist  die  Wahl  der  Ständeräte  mit  kumulativem  Votum, 
oder  die  Zulassung  des  kumulativen  Votums  in  denjenigen  eidgenössi- 
schen Wahlkreisen,  welche  einen  ganzen  Kanton  (beziehungsweise  Halb- 
kanton) umfassen,  die  für  uns  empfehlenswerteste  Art  der  Minoritäten- 
Vertretung. 

XI.  Prof.  Hagenbach-Bisclioff,  einer  der  eifrigsten  Befürw^orter 
des  Proportionalwahl  Verfahrens,  fasste  die  Vorzüge  des  von  ihm 
empfohlenen   proportionalen  Wahlverfahrens   der  Listenkonkurrenz 
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gegenüber  den  Übelständen  des  absoluten  Mehres  wie  folgt  zu- 
sammen:*) 

Die  Wahl  liefert  unter  allen  Umständen  ein  richtiges  Bild  der 
WäWerschaft,  indem  alle  Parteien  entsprechend  ihrer  Grösse  in  der 
Vertretung  Platz  finden,  und  zwar  wird  dies  in  notwendiger  Weise  durch 
das  Verfahren  selbst  bewirkt,  ohne  dass  Zufall,  Wahlkreisgeometrie  oder 
andere  Manöver  einen  störenden  Einliuss  ausüben  können.  Sämtliche 
Gruppen  des  Volkes  und  nicht  nur  der  Mehrheitspartei  wirken  dann 
durch  ihre  Vertreter  nach  Kräften  mit  bei  der  Sorge  ftir  das  öffentliche 
Wohl,  und  so  tritt  an  die  Stelle  der  durch  das  System  des  al)soluten 
Mehres  so  sehr  geförderten  Parteiherrschaft  im  wahren  Sinne  des  Wortes 
die  Volksherrschaft  oder  Demokratie.  Allerdings  wird  auch  hier,  und 
zwar  mit  vollem  Rechte,  der  Entscheid  stets  der  Mehrheit  der  Vertretung 
zukommen,  imd  die  überstimmten  Mitglieder  werden  sich  fügen  müssen; 
aber  sie  werden  das  tun  ohne  Groll  und  Verdrossenheit  im  Gefühle  der 
demokratischen  Pflicht,  da  sie  wissen,  dass  die  Mehrheit  der  Vertretung 
auch  der  Mehrheit  des  Volkes  entspricht,  dass  sie  bei  der  Beratung 
mitwirken  und  ihre  Ansicht  vertreten  durften,  und  dass  sie  hinwieder- 
imi  bei  der  Abstimnumg  über  eine  andere  Frage  sich  auch  des  Sieges 
werden  freuen  können. 

Unnatürliche  Allianzen  haben  keinen  Sinn  mehr,  da  auch  die 
kleinen  Gruppen  unter  allen  Umständen  ohne  jede  fremde  Hilfe  sich 
selbst  helfen  können  und  so  oft  zu  einem  Vertreter  gelangen,  als  die 
Wahlzahl  in  der  Zahl  ihrer  Angehörigen  enthalten  ist. 

Kcmzessionen  werden  ganz  überflüssig,  indem  alle  für  sich  sorgen 
können;  je  mehr  ein  jeder  ganz  nach  seiner  Uberzeugimg  stimmt,  um 
so  besser  wird  auch  das  Resultat  dem  Gesamtwillen  entsprechen. 

Die  Parteileidenschaft  wird  in  die  richtigen  Grenzen  zurückgedrängt. 
Die  Wahl  bleibt  immer  noch  ein  Kampf,  aber  nicht  imi  Alles  oder  Nichts, 
sondern  um  Mehr  oder  Weniger,  wobei  der  Erfolg  jeder  Partei  genau 
der  Stärke  entspricht;  es  wird  deshalb  auch  nach  der  Wahl  ein  von 
wahrem  Patriotismus  getragener  Geist  der  Versöhnung  das  gemeinsame 
Schatfen  der  von  verschiedenen  Parteien  gewählten  Vertreter  befruchten. 

Die  Entschuldigung  des  Fernbleibens  von  der  Wahl,  weil  man 
ja  doch  am  Resultate  nichts  ändern  kann,  ist  nicht  mehr  zulässig;  denn 
jeder,  der  nur  so  viel  Gesinnungsgenossen  hat  als  die  Wahlzahl  })eträgt, 
ist  sicher,  zum  Erfolge  das  Seinige  beizutragen. 

Die  so  lästigen  und  oft   schlecht   besuchten   zweiten  Wahlgänge 


^)  Vgl.  Hageiibach- Bischoff.  Die  Frage  der  Einführung  einer  Pro- 
portionalvertretung statt  des  absoluten  Mehres,  Basel  LSS8;  Th.  CuFti, 
Schweiz.  Volksrechte  a.  O.,  8.  145  ff.,  170  ff. 
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fallen  weg,  da  das  proportionale  Wahlverfahren  leicht  so  eingerichtet 
werden  kann,  dass  unter  allen  Umständen  mit  einem  Wahlgang  alle 
Vertreter  gewählt  sind. 

4.    Die   Repräsentationsbasis.') 

169.  Den  8.  und  11.  März  1876  schritten  die  eidg.  Räte 
über  eine  Petition  der  landespolitischen  Abteilung  des  Arbeiter- 
bundes von  Basel  und  Umgebung  zur  Tagesordnung.  Die  Petenten 
verlangten: 

Die  BVers.  möchte  den  Art.  72  der  BV  der  Bevölkerung  von  Basel- 
Stadt  gegenüber  zur  Wahrheit  machen  und  beschliessen,  die  genamite 
Bevölkerung  besitze,  sofern  ein  genügender  Nachweis  dafür  erbracht 
werden  könne,  dass  sie  die  Zalil  von  50,000  Seelen  überschritten  habe, 
das  Recht  auf  drei  Vertreter  im  NR,  und  es  sei  die  Reg.  von  Basel-Stadt 
eimächtigt  das  Nötige  zur  Vervollständigung  der  baselstädtischen  Ver- 
tretung im  genannten  Rate  anzuordnen. 

Der  BR  begründete  in  seiner  Botsch.  vom  20.  Dez.  1875  an 
die  BVers.  den  von  der  letztern  zum  Beschluss  erhobenen  Antrag 
in  folgender  Weise: 

Der  Art.  72  der  BV  besagt,  dass  auf  je  20,00()  Seelen  der  Gesamt- 
bevölkerung ein  Mitglied  in  den  NR  gewäldt  werde,  und  dass  eine 
Bruchzahl  von  über  10,000  Seelen  für  20,000  Seelen  gerechnet  werde. 
Um  die  Bevölkerungszahl  auszumitteln,  werden  alle  10  Jahre  eidg.  Volks- 
zählungen vorgenommen;  die  letzte  hat  im  Jahre  1870  stattgefunden, 
welche  laut  Beschl.  vom  21.  Juli  1871  (A.  S.  X  515)  eine  Wohnbevöl- 
kerung von  47,040  Seelen  für  Basel-Stadt  auswies.  Nach  Art.  2  dieses 
Beschlusses  ist  diese  Bevölkerungszahl  bis  zur  Vornahme  einer  neuen 
eidg.  Volkszählung  massgebend.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  Beschluss 
wurde  sodann  den  20.  Juli  1872  ein  BG  (A.  S.  X  924)  erlassen,  nach 
welchem  dem  Kt.  Basel-Stadt  die  Wahl  zweier  Mitgheder  in  den  NR 
eingeräumt  w^urde.  Die  Ansicht,  dass  diese  Gesetze  mit  dem  Wortlaut 
der  BV  nicht  im  Einklang  seien,  daher  nicht  Anwendung  finden  dürfen, 
sobald  der  Nachweis  z.  B.  durch  eine  kantonale  Volkszählung  erbracht 
sei,  dass  sich  die  Seelenzahl  von  Basel-Stadt  auf  50,000  belaufe,  ist 
offenbar  eine  unrichtige.  Die  BV  stellt  nur  einen  bestimmten  Grund- 
satz auf,  die  Ausführung  desselben  musste  besondern  Erlassen  anheim- 
gestellt bleiben.  Es  ist  klar,  dass  zur  Feststellung  der  Bevölkerung 
der  Schweiz  und  der  Kantone  Volkszählungen  vorgenommen  werden 
müssen,  auf  welche  gestützt  die  Verteilung  der  Mitglieder  des  NR  auf 
die  einzelnen  Kantone  stattzufinden  hat.  Eine  einmal  aufgestellte  Skala 
muss  notwendiger  Weise  auf  eine  bestimmt«  Zeit  einen  festen  Bestand 


M  Vgl.  auch  oben  S.  155  ff.,  327  ff.  (Ziff.  VI-XV);  458,  459. 
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haben  und  kann  nicht  jeden  Augenbhek  einem  Wechsel  unterworfen 
werden,  wenn  nicht  Unzukömmlichkeiten  der  verschiedensten  Art  statt- 
finden sollen. 

B  1875  IV  1270;  Übers.  Verh.  BVers.  Mäiz  1876,  B  187«  1 16,  II  312,  1877 II 50. 

170.  Den  14.  Dez.  1897  stellten  im  NR  Arasler  und  Genossen 
folgende  Motion: 

Der  BR  wird  eingeladen,  eine  Volkszählung  so  rechtzeitg  durch- 
zuführen, dass  die  Integralemeuerung  des  Nationalrates  im  Herbst 
1899  auf  der  neuen  Grundlage  erfolgen  kann. 

Diese  Motion  wurde  Tags  darauf  auch  im  StR  von  0.  Blunier 
und  Genossen  eingebracht.  Bei  ihrer  Behandlung  im  NR  am 
17.  Dez.  wurde  sie  begründet  unter  Hinweis  darauf,  dass  Art.  72 
und  73  der  BV  fortwährend  wirkende  Postulate  bilden,  in  dem 
Sinne,  dass  überall  da,  wo  ein  Landesteil  eine  Bevölkerungs- 
zunahme wahrscheinlich  machen  könne,  welche  ihm  Anspruch  auf 
vermehrte  Vertretung  sichere,  jene  Zunahme  durch  offiizielle  Zäh- 
lung zu  erwahren  sei;  das  Gesetz  habe  diesen  verf. -massigen  Vor- 
schriften nicht  derogieren  können.  Wenn  man  aber  soweit  niclit 
gehen  wolle,  in  der  Unterlassung  einer  Zählung  eine  eigentliche 
Verletzung  jener  Vorschriften  zu  erblicken,  so  leuchte  doch  ein, 
dass  die  Anordnung  einer  solchen  Zählung  jedenfalls  mit  der  Verf. 
nicht  im  Widerspruch  stehe,  und  unter  dieser  Voraussetzung  müssen 
Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  und  Billigkeit  den  Ausschlag 
geben.  Nun  beruhe  die  jetzige  Vertretung  des  Kts.  Zürich  auf  der 
Basis  einer  1888  gezählten  Wohnbevölkerung  von  .339,000  Seelen 
(genau:  337,183),  während  an  Hand  der  amtlichen  kantonalen 
Statistik  behauptet  werden  dürfe,  dass  diese  Bevölkerung  sich 
heute  um  mindestens  80,000  Seelen  höher  stelle.  Es  ergebe  sich 
daraus,  wie  sehr  verkürzt  der  Kanton  Zürich  und  insbesondere  der 
erste  eidg.  Wahlkreis  dastünde,  wenn  die  nächste  für  die  Wahlen 
in  den  NR  massgebende  Volkszählung  erst  12  Jahre  nach  der- 
jenigen von  1888  stattfinden  würde,  um  die  vom  Gesetze  geforderte 
Periodizität  der  10  Jahre  wieder  herzustellen.  Das  Begehi*en  der 
zürcherischen  Abgeordneten  dürfe  um  so  eher  auf  Zustimmung 
rechnen,  als  ja  auch  die  minimalsten  politischen  Rechtsanspmche 
der  Schweiz.  Bürger  in  den  eidg.  Räten  mit  exemplai*ischer  Gründ- 
lichkeit untersucht  und  behandelt  zu  werden  pflegen,  während  es 
sich  hier  um  eine  Frage  von  grosser  politischer  Tragweite  handle. 
In  zweiter  Linie  falle  auch  die  Frage  der  ökonomischen  Ansprüche 
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in  Betracht,  welche  der  Kanton  Zürich  auf  Grund  seiner  stark  an- 
gewachsenen Wohnbevölkerung  an  den  Ertrag  des  Alkoholmonopols 
7A\  erheben  im  Falle  sei,  und  denen  man  kaum  gerecht  werden 
könne,  bevor  jenes  Wachstum  durch  den  Bund  konstatiert  sei.  Die 
Furcht  vor  ausländischen  Elementen  in  den  der  Entwicklung  fähig- 
sten Schweiz.  Landesteilen,  zu  denen  vorab  auch  Zürich  gehöre, 
<lürfe  vor  der  geforderten  Massnahme,  welche  der  Gerechtigkeit 
und  Billigkeit  durchaus  entspreche,  in  keiner  Weise  zurück- 
sclnecken.  Vgl.  Protokoll  des  NR  vom  17.  Dez.  1897. 

Die  Motion  wurde  vom  NR  den  17.  Dez.  in  der  folgenden 
abgeänderten  Fassung  als  erheblich  erklärt: 

Der  BR  wird  eingeladen,  auf  die  nächste  Session  der  BVers. 
Ber.  und  Antrag  zu  erstatten,  ob  nicht  eine  Volkszählung  so  recht- 
zeitig durchzuführen  sei,  dass  die  Integralemeuerung  des  National- 
rates von  1899  auf  der  neuen  Grundlage  erfolgen  könne. 

Erheblich  erklärt  wurde  vom  NR  auch  eine  während  der 
obigen  Verhandlungen  von  Hochstrasser,  Fonjallaz  und  Genossen 
eingereichte  Motion  folgenden  Inhalts: 

Der  BR  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  darü})er  Ber. 
zu  erstatten,    ob    es  nicht    angezeigt  wäre,    vor  Durchführung  der 
V^^lkszählung  von  1898  den  Art.  72  der  BV  in  dem  Sinne  zu  revi- 
dieren, dass  für  die  Wahlen  in  den  Nationalrat  ausschliesslich  die 
Bevölkerung  schweizerischer  Nationalität   als  Grundlage  zu  gelten 
liätte. 
Diese  Motion  wurde  begründet  unter  Hinweis  darauf,  wie  die 
grossen  Städte   und   Städtekantone    dadurch,    dass    die   Ausländer, 
welche  an  und    für   sich  weder  die  aktive  noch  die  passive  Wahl- 
fähigkeit besitzen,  doch  bei  Bemessung   der   nationalen  Vertretung 
mitzählen,    gegenüber   den    andern,    hauptsächlich   gegenüber   den 
Landwirtschaft    treibenden    Kantonen   in   geradezu    ungebührlicher 
W(nse  privilegiert  erscheinen.    Innerhalb  der  Grenzen  der  einzelnen 
Kantone,  so  vorab  im  Kanton  Zürich,  habe  man  in  dieser  Richtung 
mit  Bezug  auf  die  Vertretung   in   den   kant.  Behörden  Abhilfe  ge- 
schaffen.    Was    in    den    Kantonen,    sollte    aber    auch    im    Bunde 

Rechtens  sein. 

Vgl.  Protokoll  des  NR  vom  17.  Dez.  1»)7. 

Am  gleichen  17.  Dez.  erklärte  der  Motionssteiler  ().  Bhimer  im 

StR,  dass  er,  mit  Rücksicht  auf  die  Erledigung  der  Motion  Amsler 

im  NR,  auf  die  Behandlung  seiner  Motion  verzichte. 

Übers.  Verli.  der  BVers.  Dez.  1897,  Nr.  51a,  51b,  55. 
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Der  BR  beantragte  hierauf  in  seinem  Ber.  vom  G.  April  1898: 
es  sei  den  beiden  Motionen  keine  Folge  zu  geben.  Dies  beschloss 
der  NR  den  18.  April,  worauf  der  StR  den  20.  April,  unter  Vor- 
merkung am  Protokoll,  Nichteintreten  beschloss  in  Rücksicht  darauf, 
da^s  der  BR  auf  Verlangen  des  NR  Bericht  erstattet  habe,  dieser 
sich  aber  mit  diesem  Ber.  befriedigt  erklärt  und  nicht  beschlossen 
habe,  dass  überhaupt  etwas  geschehe,  wobei  der  Umstand,  dass 
der  Ber.  des  BR  an  die  BVers.  und  nicht  nur  an  den  NR  erstattet 
sei,  belanglos  sei. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  April  1898,  Nr.  7;    Neue    Zürcher   Zeitnntr   vom 
20.  April  1898. 

Hochstrasser,  Fonjallaz  und  Genossen  haben  seither  den  Weg 
der  Volksinitiative  beschritten;  im  Frühjahr  lt)02  wurde  ein  ord- 
nungsgemässes Volksinitiativbegehren  betr.  Wahl  des  BR  nach 
Massgabe  der  schweizerischen  Bevölkerung  (Änderung  des  Art.  72 
der  BV)  eingereicht.  Dieses  Begehren  ist  zur  Zeit  bei  der  BVers. 
anhängig.  Vgl.  B  1902  II  475. 

Der  BR  führte  in  seinem  erwähnten  Berichte  vom  ix  April 
1898  unter  andenn  folgendes  aus: 

1.  Ein  Verfahren,  das  den  grundsätzlichen  Forderungen  der  Motion 
Amsler  entspräche,  würde  nicht  nur  Unzukömmlichkeiten  der  vei-schie- 
densten  Art  zur  Folge  haben;  man  wird  dasselbe  als  verständiger- 
weise gar  nicht  durchführbar  bezeichnen  dürfen.  Oder  betrachten  wir, 
wie  das  sich  in  Wirkhchkeit  gestalten  würde,  wenn  man  anerkennen 
wollte,  «dass  überall  da,  wo  ein  Landesteil  eine  Bevölkerungszunahme 
wahrscheinlich  machen  könne,  welche  ihm  Anspruch  auf  vermehrte 
Vertretung  sichere,  jene  Zunahme  durch  offizielle  Zählung  zu  erwahren 
sei».  Wird  angenommen,  dass  seit  dem  1.  Dez.  1888  bis  zum  gleichen 
Tage  1898  die  Bevölkerung  jedes  Kantons  alljährlich  in  gleicher  An- 
zahl zugenommen  habe,  welche  als  Durchschnitt  für  den  Zeitraum  von 
1880 — 1888  oder  aber  einzelnen  Orts  durch  neuere  kantonale  (Neuen- 
burg) oder  städtische  Zählungen  (z.  B.  Zürich)  nachgewiesen  wurde,  so 
ergibt  das  auf  den  1.  Dez.  1898  kantonsweise  Bevölkerungszahlen,  die 
im  ganzen  eine  Vertretimg  von  157  Nationalräten  zur  Folge  hätten, 
statt  der  gegenwärtigen  147  auf  Grund  der  Zählung  von  1888.  Man 
darf  also  sagen,  dass  während  des  letzten  Jahrzehnts  durchschnittlich 
in  jedem  Jahre  einmal  in  irgend  einem  Landesteile  die  Wahrscheinlich- 
keit einer  Bevölkerungszunahme  eingetreten  ist,  der  nach  der  Moticm 
Amsler  auch  eine  vermehrte  Vertretung  hätte  folgen  müssen  —  falls 
jene  Zunahme  vorerst  durch  eine  amtliche  Volkszäldung  erwahrt  worden 
wäre.   Das  ergebe  also  neben  den  gewöhnlichen  eidgenössischen  Volks- 
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Zählungen  noch  jedes  Jahr  in  irgend  einem  Kantone  eine  besondere 
Nationalratsvolkszählung,  z.  B.  im  Jahre  1889  in  Zürich,  1890  in  Genf, 
1891  in  St.  Gallen,  1892  in  Basel,  1898  wieder  in  Zürich  u.  s.  w.  In 
der  Tat  hätten  die  letztem  Zählungen  jedesmal  wenigstens  einen  ganzen 
Kanton  zu  umfassen,  da  die  Zahl  der  Vertreter  kantonsweise  festgestellt 
und  erst  nachher  auf  die  Landesteile  oder  Wahlkreise  verteilt  wird. 
Folgerichtig  würden  diese  Zählungen  sodann  auch  in  jenen  Kantonen 
vorzunehmen  sein,  für  die  in  der  Zwischenzeit  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  Verminderung  der  Bevölkerung  statt  einer  Vennehrung  ein- 
getreten wäre.  Dazu  die  jedesmalige  Zuteilung  des  neuen  Vertretei-s 
an  einen  der  bestehenden  Wahlkreise  oder  eine  neue  Umschreibung 
der  letztem.  Es  würde  unter  diesen  Umständen  kaum  zu  umgehen 
sein,  die  beiden  eidg.  Räte  mit  einem  ständigen  Wahlkreisausschusse 
zu  versehen. 

Allerdings  wäre  auch  im  Sinne  der  Motion  Amsler  eine  Lösung 
denkbar,  bei  der  jene  besondem  Nationalratsvolkszählungen  überflüssig 
würden ;  man  wird  sogar  sagen  müssen,  dass  sie  der  Motion  noch  besser 
entspräche.  Der  Motionsst^Uer  hat  nämlich  selbst  daran  erinnert,  dass 
die  Bevölkenmgszahl  nicht  bloss  als  Masstab  für  die  Zahl  der  Ver- 
treter in  den  Njitionalrat,  sondern  gleichzeitig  auch  als  Masstab  für 
die  kantonsweise  Verteilung  der  Reineinnahmen  aus  dem  Alkohol- 
monopol vorgeschrieben  ist.  Es  ist  nicht  einzusehen,  wie  sich  auf  dem 
Boden  der  Motion  etwas  stichhaltiges  gegen  die  Forderung  einwenden 
Hesse,  dass  um  jener  Verteilung  willen  eine  eidg.  Volkszählung  in  der 
ganzen  Schweiz  eigentlich  jedes  Jahr  vorzunehmen  sei.  Man  darf  es 
wohl  als  überflüssig  betrachten,  die  Untunlichkeit  eines  solchen  Be- 
gehrens eingehend  zu  erörtem. 

2.  Niemand  wird  behaupten,  dass  die  gegenwärtige  Vertretung 
nach  dem  Masstabe  der  Gesamtbevölkerung  etwas  dm'chaus  und  unter 
allen  Umständen  VoUkounnenes  sei,  dass  sie  nach  keiner  Seite  hin 
theoretische  Mängel  darbiete.  Diese  Eigenschaft  kommt  keiner  staat- 
lichen Einrichtung  zu,  auch  nicht  der  Vertretung  nach  dem  Masse  der 
schweizerbürgerlichen  Bevölkerung  oder  nach  der  Zahl  der  Stimm- 
berechtigten. Wenn  man  die  lebhaften  Verhandlungen  nachliest,  die 
über  diese  verschiedenen  Grundlagen  der  Volksvertretung  vor  wenigen 
Jahren  im  zürcherischen  KRate*),  und  die  nicht  minder  lebhaften,  die 
seiner  Zeit  im  waadtländischen  Verf.-Rate  *)  geführt  wurden,  so  sieht 
man.  dass  in  der  Tat  jedem  jener  di'ei  Systeme  Gutes  imd  Schlechtes 
nachgesagt  werden  kann,  und  niemand  zweifelt  daran,  dass  dies  all- 
seitig uiit  der  gleich  aufrichtigen    Ct>erzeugung  geschehen  ist.     Aber 
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selbst  wenn  es  nicht  bestritten  würde,  dass,  theoretisch  genommen,  dem 
einen  jener  Systeme  durchaus  der  Vorzug  gebühre,  so  wäre  das  für  sich 
einzig  doch  nicht  entscheidend.  Es  mag  etwas  vom  Katheder  herab 
und  in  Lehrbüchern  als  das  Richtigste  dargestellt  werden  können, 
für  die  Gesetzgebung  eines  Volksstaates  ist  doch  erst  das  das  Rich- 
tigste, was  auch  im  allgemeinen  Bewusstsein  und  in  der  Volksanschauung 
als  solches  Anerkennung  gefunden  hat. 

Wie  es  sich  in  letzterer  Beziehung  in  der  Schweiz  verhält,  dar- 
über gibt  lehneichen  Aufschluss  folgende  Zusammenstellung  über  die 
Frage,  auf  w- eichen  Grundlagen  die  kantonalen  Volksvertretungen  *)  ein- 
gerichtet sind. 

a.  Die  kant.  Volksvertretungen  im  Jahre  1897: 

Zwei  Kantone  (Thurgau  und  Waadt)  wählen  nach  der  Zahl  der 
Stimmberechtigten,  5  Kantone  (Zürich,  Luzem,  Uri,  Nidwaiden  und 
Tessin)  nach  der  Zahl  der  schweizerbürgerlichen  Bevölkerung,  die  übrigen 
18  Kantone  nach  der  Gesamtbevölkerung. 

b.  Die  kant.  Volksvertretungen  im  Jahre  1864. 

Während  1  Kanton  (Nidwalden)  überhaupt  von  einer  bestimmten 
Verteilung  absieht  und  2  Kantone  (Appenzell  I.-Rh.  und  Tessin)  allen  — 
noch  so  ungleich  grossen  —  Wahlkreisen  die  gleiche  Vertretung  ein- 
räumen, wählen  daneben  5  Kantone  (Schwyz,  Zug,  Aargau,  Thurgau 
und  Baselstadt,  letzterer  wenigstens  der  Hauptsache  nach)  nach  der 
Zahl  der  Stimmberechtigten,  die  übrigen  17  Kantone  nach  Massgal)e 
der  Gesamtbevölkerung. 

c.  Die  kant.  Volksvertretungen  im  Jahre  1844: 

Während  4  Kantone  (Uri,  Appenzell  I.-Rh.,  Tessin  imd  Obwalden, 
letzterer  mit  einer  Ausnahme  für  2  Gemeinden)  jedem  Wahlkreise  die 
gleiche  Vertreterzahl  einräumen,  2  Kantone  (Aargau  und  Baselstadt, 
letzterer  wenigstens  der  Hauptsache  nach)  die  Zahl  der  Stimmberech- 
tigten, 2  Kantone  (St.  Gallen  und  Wallis)  die  schweizerbürgerhche  Be- 
völkerung, 1  Kanton  (Neuenburg)  die  kantonsbürgerliche  Bevölkenmg  als 
Masstab  der  Vertretung  aufstellen,  und  bei  3  Kantonen  (Nidwalden, 
Zug  und  Schaffhausen)  überhaupt  ein  bestimmter  Masstab  nicht  sicher 
zu  erkennen  ist,  erfolgt  in  den  13  übrigen  Kantonen  die  Vertretung 
nach  Massgabe  der  Gesamtbevölkerung,  wobei  immerhin  einige  Orte 
(z.  B.  Zürich,  Bern)  gewisse  beschränkte  Ausnahmen  aufweisen. 


M  Es  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  mit  Einführung  des  Proportional- 
wahlverfahrens die  Stimmberechtigten,  und  nur  sie,  die  Repräsentationsbasis 
bilden  sollten,  sofeni  man  überhaupt  der  Grundidee  des  Proporzes  treu 
bleiben  will,  wonach  im  Repräsentationsköi-per  die  verschiedenen  politischen 
Parteien,  nach  denen  sich  die  Stimmberechtigten  gruppieren,  sozusagen 
photographisch  genau  vertreten  sein  sollen. 
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Dieser  geschichtliche  Rückblick  über  die  Grundlage  der  Volks- 
Vertretung  zeigt: 

Für  die  Vertretung  nach  der  Zahl  der  Stimmberechtigten  —  dieser 
einzig  konsequenten  Folgerung  aus  dem,  was  zur  Begiündung  der 
Motion  Hochstrasser  vorgebracht  wurde  --  ist  in  der  neueren  konsti- 
tutionellen Entwicklung  ein  entschiedener  Rückgang  nachgewiesen. 
Von  den  2  Kantonen,  die  dieses  System  schon  im  Jahre  1844  hatten,, 
hat  keiner,  und  von  den  5  Kantonen,  die  dasselbe  im  Jahre  1864 
hatten,  hat  ein  einziger  dasselbe  bis  heute  beibehalten,  und  diesem 
letztem  hat  sich  auch  seit  1864  nur  ein  weiterer  Kanton  zugesellt. 
Der  einmal  gewonnenen  erheblicheren  Ausdehnung  ist  wieder  eine 
ebensolche  Einschränkung  nachgefolgt  so  dass  auch  heute  die  Zahl  der 
Stimmberechtigten  nur  in  2  Kantonen  als  Masstab  der  Volksvertretung 
dient  —  wie  dies  schon  vor  50  Jahren  der  Fall  war. 

Einer  grösseren  Bevorzugung  hatte  sich  bei  den  neuern  Verf.- 
Änderungen  die  Volksvertretung  nach  der  Zahl  der  schweizerbürger- 
lichen Bevölkerung  zu  erfreuen.  Wohl  haben  die  2  Kantone  (St.  Gallen 
und  Wallis),  die  diesen  Masstab  schon  im  Jahre  1844  handhabten, 
ihn  später  wieder  aufgegeben,  so  dass  derselbe  denn  auch  im  Jahre 
1864  in  keinem  Kantone  in  Geltung  war;  doch  ist  derselbe  seither 
wieder  in  das  kantonale  Verf. -Recht  eingeführt  worden.  Von  den 
heutigen  Verfassungen,  die  diesen  Masstab  vorschreiben,  ist  die  von 
Nidwaiden,  vom  Jahre  1877,  die  älteste;  ihr  folgten  Luzern  im  Jahre 
1882,  Uri  im  Jahre  1888,  Tessin  im  Jahre  1892  und  Zürich  (durch  eine 
Partialrevision)  im  Jahre  1894. 

Wenn  es  beim  ersten  Anblicke  scheinen  mag,  dass  dieser  mehr- 
fache  Übergang  zu  emer  neuen  Vertretungsgrundlage  dafür  spreche, 
dass  eben  diese  Grundlage  in  den  Rechtsanschauungen  der  neueren 
Zeit  als  die  richtigste  anerkannt  werde,  so  zeigen  doch  die  folgenden 
Betrachtungen,  dass  ein  solcher  Schluss  allennindestens  als  ein  vor- 
eihger  bezeichnet  werden  darf.  In  der  Tat  wählen  heute  5  Kantone 
ihre  Volksvertreter  nach  der  Zahl  der  schweizerbürgerlichen  Bevölkerimg^ 
während  dies  im  Jahre  1864  in  keinem  Kantone  der  Fall  war;  aber  hn 
Jahre  1864  wählten  auch  5  Kantone  die  Volksvertreter  nach  der  Zahl 
der  Stimmberechtigten  —  und  heute  ist  dies  nur  noch  in  zweien 
der  Fall.  Es  weist  letzteres  darauf  hin,  dass  auch  in  verfassungsrecht- 
lichen Schöpfungen  etwa  Proben  und  Versuche  gemacht  werden,  von 
denen  sich  in  der  nachfolgenden  Erfahnmg  nicht  alle  bewähren.  Wo- 
durch kann  man  begründen,  dass  diese  BewähiTing  im  besondern 
für  die  Vertretung  nach  der  Zahl  der  Schweizerbürger  durch  die  bis- 
herigen Erfahrungen  bereits  nachgewiesen  sei,  da  diese  Erfahrungen 
vorwiegend  noch  so  kurzzeitige  sind?  Und  wie  sollte  überhaupt  und 
irgendwann  die  Rec^htsanschaiumg  von  5  Kantonen  mehr  beweisen  und 
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mehr  Geltung  haben,  als  die  von  18  Kantonen,  die  ihrer  Volksver- 
tretung heute  noch  die  Gesanithevölkerung  zu  Grunde  legen?  Dass 
letzteres  keineswegs  geschieht  aus  blossem  Hange  am  Hergebrachten 
oder  wegen  der  Schwierigkeiten  einer  Neuerung,  geht  daraus  her\'or, 
dass  von  jenen  18  Kantonen  nicht  weniger  als  14  ihre  Verfassung  ge- 
ändert haben,  seit  durch  die  nidwaldnerische  Verfassung  von  1877  die 
Volksvertretung  nach  der  Zahl  der  Schweizerbürger  als  Beispiel  zur 
Nachahmmig  aufgestellt  worden  war.  So  lassen  diese  verfassungsrecht- 
lichen Entwicklungen  der  Kantone  viel  eher  annehmen,  dass  in  den 
Rechtsanschauungen  der  Schweiz.  Bevölkerung  die  Volksvertretung  nach 
der  Gesamtbevölkenmg  heute  noch  die  überwiegendere  Anerkennung 
habe,  als  die  nach  der  blossen  schweizerbürgerlichen  Bevölkerung. 
Dass  aber  diese  Anschaumigen  verschiedene  seien,  je  nachdem  es  sich 
um  die  Volksvertretung  im  Bunde  oder  um  die  in  den  Kantonen  handelt, 
dafür  wird  kaum  auch  nur  der  schwächste  Anhaltspunkt  namhaft  ge- 
macht werden  können. 

3.  Durch  die  eine  Motion  ist  die  gegenwärtige  gesetzliche  Ord- 
nung der  Volkszählung,  durch  die  andere  die  gegenwärtige  verfassungs- 
gemässe  Oi-dnung  unserer  nationalen  Volksvertretung  in  Frage  gestellt 
worden.  Niemand  verkennt  die  grosse  Bedeutung,  die  den  beiden  an- 
gefochtenen Einrichtungen  in  unserm  Staatswesen  zukommt.  Für  die 
Volksvertretung  ist  dies  ohne  weiteres  klar;  aber  auch  für  die  Volks- 
zählung, sobald  man  sich  der  mannigfaltigen  Dienste  erinnert,  die  sie 
in  den  verschiedensten  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltung,  sowie 
für  die  allgemeine  Kenntnis  des  Landes  und  seiner  Bevölkerung  zu 
leisten  hat.  Nun  ist  zu  sagen:  je  bedeutender  eine  öffentliche  Ein- 
richtung ist.  desto  vorsichtiger  sollte  man  sein,  um  kleiner  oder  vorüber- 
gehender Unebenheiten  willen,  die  man  zu  bemerken  glaubt,  jene 
Einrichtung  sofort  in  Frage  zu  stellen  und  dereelben  durch  gar  zu  leichte 
Änderungen  den  Stempel  der  Unsicherheit  aufzudrücken.  Wichtige  Ein- 
richtungen ändert  man  wohl  gnmdsätzlich  und  auf  Dauer,  aber  nicht 
um  Interessen  willen,  die  zu  häufig  wechseln,  sich  ablösen  und  so  fort- 
während  neue  Änderungen  hervorrufen  müssten.         Vgl.  B  1898  II  677^ 

5.   Die  Prüfung  und  Anerkennung  der  Wahlen 
in  die  Bundesversammlung. 

171.  Wahlprüfung  bei  NRWahlen,  staatsrecht-^ 
liehe  Beschwerde  bei  StRWahlen.  Den  29.  Okt.  1893 
fanden  die  Emeuerungswahlen  in  den  NR  statt:  im  Kanton  Genf 
wurden  gleichzeitig  die  Wahlen  der  Abgeordneten  zum  StR  vor- 
genommen. «In  Gemässheit  des  Art.  10  des  BG  vom  19.  Juli  1872 
betr.    die    eidg.  Wahlen»    reichte   das   radikal-liberale  Wahlkomite 
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von  Genf  den  4.  Nov.  beim  Genfer  Staatsrat  eine  Beschwerde 
über  die  Wahlen  vom  29.  Okt.  ein,  mit  dem  Ansuchen,  dieselbe 
der  zuständigen  Behörde  zu  übermitteln,  und  mit  dem  Begehren, 
es  möge  die  Wahl  des  Herrn  Rutty  zum  Mitglied  des  NR  und  die 
Wahl  des  Herrn  Odier  zum  Mitglied  des  StR  als  ungiltig  erklärt 
werden.  Diese  Beschwerde  übermittelte  der  Staatsrat  den  8.  Nov. 
dem  BR,  gleichzeitig  im  Sinne  des  Art.  11  des  erwähnten  BGes. 
sein  Gutachten  über  die  Beschwerde  erstattend. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  RekuiTenten  in  den  zwei 
Richtungen,  in  denen  sie  Beschwerde  führen,  nämlich  in  bezug  auf 
die  Führung  der  Stimmregister  und  in  betreff  angeblicher  Wahl- 
bestechungen, keine  einzige  Thatsache  mit  Angabe  von  Namen,  Zeit 
imd  Ort  anführen,  keine  Gemeinde  namhaft  machen,  in  der  die 
Ungehörigkeiten  vorgekommen  sein  sollen,  sondern  sich  auf  allge- 
meine Behauptungen  beschi'änken,  erklärte  der  Staatsrat  sein  Gut- 
achten als  ein  vorläufiges  und  behielt  sich  insbesondere  in  Hinsicht 
auf  die  behaupteten  Wahlbestechungen  die  Anhebimg  einer  ein- 
lässlichen  Untersuchung  vor,  von  deren  Resultat  er  dem  BR,  zur 
Vervollständigung  des  dermaligen  vorläufigen  Berichtes,  Kenntnis 
geben  werde.  In  Hinsicht  auf  den  Beschwerdepunkt  betr.  die 
Stimmregister  glaubte  der  Staatsrat  allerdings  jetzt  schon  annehmen 
zu  dürfen,  dass  derselbe  unbegründet  sei;  denn  es  ist  für  die  Wahlen 
vom  29.  Okt.  alles  angeordnet  w^orden  und  geschehen,  was  die 
Gesetze  über  die  Anfertigung  und  Bereinigung  der  Stimmi*egister 
vorschreiben,  und  nach  den  Verhandlungsprotokollen  der  Wahl- 
bureaux  ist  an  keinem  der  47  Abstimmungsorte  des  Kantons  irgend 
eine  Reklamation  erhoben  oder  Protestation  eingegeben  worden, 
ebensowenig  bei  der  am  30.  Okt.  behufs  Zusammenstellung  der 
Resultate  in  Genf  stattgehabten  Verhandlung  des  grossen  Wahl- 
bureaus. 

Aus  den  vom  Staatsrat  eingereichten  Belegen  ergibt  sich,  dass 
die  Rekurrenten  sich  weigern,  von  einer  kant.  Amtsstelle  über  ihre 
Beschwerdepunkte  sich  verhören  zu  lassen,  und  erklären,  nur  den 
BOrganen  Rede  und  Antwort  stehen  zu  wollen.  Sie  gehen  dabei 
von  der  Ansicht  aus ,  dass  die  KReg.  den  Rekurs  einfach  an  die 
zuständigen  BBehörden  zu  leiten  habe,  denen  dann  alles  weitere 
zukomme.  Die  KReg.  dagegen  verweist  mit  Bezug  auf  die  NRWahl 
auf  Art.  11  des  BGes.  vom  19.  Juli  1872,  wonach  sie  berechtigt  und 
verpflichtet  ist,  über  eine  Wahlbeschwerde  Erhebungen  zu  machen, 


y: 


Die  Bundesversammlung.  483 

um  ihr  Gutachten  darüber  abgeben  zu  können,  und  beansprucht  in 
Hinsicht  auf  die  StRWahl  die  Kognition  über  die  Beschwerde  für 
die  Kantonsbehörden,  indem  diese  Wahl  als  eine  der  Kantonal- 
souveränetät  unterstellte  kant.  Wahl  zu  betrachten  sei. 

Der  BR  hat  hierauf,  den  17.  Nov.  1893,  dem  Staatsrate  von 
-Genf  zu  eigenen  banden  und  zu  banden  der  Rekurrenten  eröffnet, 
dass  er,  im  Hinblick  auf  die  Art.  1,  10,  11  und  29  des  BGes.  vom 
19.  Juli  1872  betr.  die  eidg.  Wahlen,  den  vorliegenden  Rekurs  nebst 
der  Vernehmlassung  des  Staatsrates  dem  Schweiz.  NR.  zuleiten 
werde,  damit  diese  Behörde  in  betreff  der  beanstandeten  Wahl 
Rutty  die  ihr  gutscheinenden  Schlussnahmen  treffen  könne; 
sodann  teilte  der  BR  dem  Staatsrate  mit:  Der  BR  ist  nicht  im 
Falle,  die  ihm  auf  Grund  des  zit.  BGes.  übennittelte  Beschwerde 
betr.  die  Wahl  Odier  zum  Mitglied  des  Ständerates  entgegenzu- 
nehmen. Denn  das  Verfahren  bei  der  Wahl  der  Abgeordneten  in 
den  StR  wird  durch  die  kant.  Gesetzgebung  geregelt ;  diese  Wahlen 
erscheinen  nach  Massgabe  der  gegenwärtig  geltenden  Bestimmungen 
der  BV  und  des  BGes.  als  kantonale  Wahlen,  wenn  sie  auch  kraft 
<^iner  BVorschrift  vorgenommen  werden  müssen ;  demgemäss  hat 
auch  der  StR  in  Abweichung  der  Stellung  des  NR  die  Mandate 
seiner  Mitglieder  nicht  mit  Bezug  auf  die  Giltigkeit  des  sie  be- 
treffenden Wahlaktes,  sondern  nur  in  Ansehung  der  das  Mandat 
feststellenden,  von  der  zuständigen  kant.  Amtsstelle  auszufertigenden 
Wahhu'kunde  zu  prüfen;  vgl.  Art.  3  des  Geschäftsregl.  des  Schweiz. 
StR  vom  7.  Dez.  1849  und  Art.  10,  27  und  29  des  zit.  BGes.  vom 
19.  Juli  1872. 

Der  BR  muss  es  daher  ablehnen,  den  vorliegenden  Rekurs 
dem  StR  oder  einer  andern  BBehörde  zuzuleiten;  er  kann  aber 
denselben  beim  gegenwärtigen  Stand  der  Sache  auch  nicht  selbst 
behandeln ;  denn  nach  Massgabe  des  Organisationsges.  über  die 
BRechtspflege  vom  22.  März  1893  (Art.  189  Abs.  3  in  Verbindung 
mit  Art.  178,  Ziff.  1,  und  190)  und  der  bestehenden  Praxis  können 
Beschwerden  an  die  BBehörden  betr.  kantonale  Wahlen  und  Ab- 
stimnmngen  nur  gegen  kantonale  Verfügungen  und  Erlasse  erhoben 
w^erden  und  sind  daher  vom  BR  erst  dann  zu  behandeln,  w^enn 
die  zuständigen  kant.  Instanzen  die  Sache  behandelt  haben.  Aus 
den  Akten  geht  nicht  mit  genügender  Deutlichkeit  hervor,  welche 
kant-  Behörde  in  Genf  zur  Entscheidung  über  Wahleinsprachen 
berufen  ist.    Es  scheinen  in  dieser  Beziehmig  zwischen  dem  Staats- 
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rat  und  den  Rekurrenten  widersprechende  Ansichten  zu  walten. 
Unter  diesen  Umständen  bleibt  dem  BR  zunächst  nichts  andere* 
übrig,  als  neue  und  vollständige  Erklärungen  hierüber  abzuwarten. 
Den  12.  Dez.  1893  zog  das  radikal-liberale  Wahlkomite  von 
Genf  die  Beschwerde  zurück,  womit  die  Angelegenheit  erledigt  war ; 
Tags  darauf,  den  13.  Dez.,  validirte  der  NR  die  Wahl  Rutty,  während 
Odier  schon  den  4.  Dez.  definitiv  als  StR  in  Funktion  getreten  war, 
B  1893 IV  896,  Y  171,  770;  Uebers.  Verb,  der  BVers.  Dez.  1893,  Nr.  1;  B  1894  II  42. 

172-  Die  NRWahlen  vom  30.  Okt.  1881  im  40.  eidg. 

Wahlkreise  (T essin). 

BBeschl.  vom  13.  Dez.  1882,  11.  April  1883  betr.  den  Rekurs  der  Reg. 
von  Tessin  in  Sachen  der  NRWahlen  im  40.  eidg.  Wahlkreise,  B  1883 
II  517.  —  Beschwerde  des  Staatsrates  des  Kts.  Tessin  vom  28.  Nov.  1881 
gegen  den  Beschl.  des  BR  vom  22.  Nov.  1881,  B  1881  IV  706,  Schreiben 
des  Staatsrates  des  Kts.  Tessin  vom  22.  Nov.  1881  bei  Übermittlung  der 
Akten  über  die  NR  Wahl  vom  m.  Okt.  1881,  B  1881  IV  978;  Übers.  Verh. 
der  BVers.  Dez.  1881,  Nr.  1.  Schreiben  des  Staatsrates  des  Kts.  Tessin 
an  den  BR  vom  11.  Jan.  1882,  B  18S2  I  148.  Ber.  der  Spezialkomm.  des 
NR  betr.  (üe  NRWahlen  im  40.  eidg.  Wahlkreise  vom  2.  Juni  1882  (Stössel, 
Bininner,  Phüippin),    B  18S2  III  267.     Vgl.  B  1882  II  773,  1884  II  7(30. 

Den  30.  Okt.  1881  fanden  die  Erneuerungswahlen  in  den  NR 
statt.  Im  40.  eidg.  Wahlkreis  (Tessiner -Wahlkreis,  umfassend  den 
Bezirk  Mendrisio  und  vom  Bezirk  Lugano  die  Kreise  Lugano, 
Ceresio,  Cai'ona,  Agno  und  Pregassona;  Zweierwahlkreis,  BGes. 
vom  3.  Mai  1881,  A.  S.  n.  F.  V  449)*)  fielen  nicht  unerhebliche  Un- 
regelmässigkeiten bei  Vornahme  der  Wahl  vor.  Den  9.  Nov.  publi- 
zierte der  Tessiner  Staatsrat  das  Eigebnis  der  Wahl  und  erklärte 
hierbei  den  Adv.  Mass.  Magatti  als  gewählt,  mit  der  weitern  Er- 
klärung, dass  keiner  dei-  übrigen  Kandidaten  die  gesetzlich  erforder- 
liche absolute  Mehrheit  der  Stinmien  erreicht  habe,  indem  die  für 
die  Feststellung  der  absoluten  Mehrheit  zu  l>erechnende  Zalil  der 
Stimmzettel  7319  betrage,  somit  die  absolute  Mehrheit  auf 
3660  Stimmen  anzusetzen  sei  und  die  Kandidaten  folgende  Stimmen- 
zahl erhalten  haben : 

Adv.  Mass.  Magatti  von  Lugano  3683 
Adv.  Carlo  Battaglini  von  Cagialto  3658 
Erennio  Spinelli  von  Sagno  3650 

Oberst  Cost.  Bernasconi  von  Chiasso  3632. 
Der  Staatsrat  berief  den  17.  Nov.  auf  den  27.  gleichen  Monats 
die  Wähler   des  40.  Wahlkreises   zu   der  Walil  eines  zweiten  Ab- 


•)  Vgl.  auch  oben  8.  459. 
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geordneten  in  den  NR  neuerdings  ein.  Den  22.  Nov.  aber  verbot 
der  BR  auf  telegraphischem  Wege  nicht  nur  die  Vornahme  einer 
Neuwahl,  sondern  er  verlangte,  dass  gemäss  Art.  19  und  24  des  BG 
vom  19.  Jidi  1872  (A.  S.  X  915)  Carlo  Battaglini  als  im  ersten 
Wahlgange  gewählt  zu  erklären  sei,  weil  diesem  Kandidaten  zwei 
weitere  Stimmen  zuzuzählen  seien  und  er  damit  die  absolute  Mehr- 
heit erreicht  habe.  Der  Tessiner  Staatsrat  weigerte  sich,  dem  Befehl 
des  BR  nachzukommen.  Der  BR  beharrte  auf  seiner  Verfugung. 
Der  Staatsrat  fasste  hierauf  den  24.  Nov.  folgenden  Beschluss: 

Der  Staatsrat  der  Republik  und  des  Kantons  Tessin, 

nach  Einsicht  der  Telegraumie  des  BR  vom  22,  und  23.  Nov., 
womit  derselbe  uns  einladet,  den  Adv.  C  Battaglini  als  zu  einem  Ab- 
geordneten in  den  NR  für  den  40.  Kreis  gewählt  zu  betrachten  und 
unser  Dekret  vom  17.  Nov.  betr.  die  Wiederbesammlung  der  Wähler 
des  erwähnten  Kreises  zurückzimehmen ; 

in  Betracht  dass  der  BR  dafür  hält,  C.  Battaglini  habe  in  der 
Abstimnumg  vom  31).  Okt.  die  absolute  Mehrheit  erhalten,  wie  dieselbe 
in  dem  Proklamationsdekret  vom  9.  Nov.  festgestellt  ist,  unter  Hinzu- 
rechnung der  zwei  Stinnnen,  welche  in  der  Gemeinde  Casima  ihm  irr- 
tümlich nicht  angerechnet  worden  waren; 

in  Betracht,  dass  der  Schweiz.  BR  den  Art.  15  des  kant.  Gesetzes 
vom  19.  Sept.  1872  nicht  massgebend  erachtet,  wonach  in  dem  Falle, 
wo  mehr  Stimmzettel  eingelegt  wurden,  als  die  Zahl  der  stimmenden 
Bürger  beträgt,  die  Abstimmung  ungiltig  ist,  sofern  durch  die  über- 
schüssigen Stimmzettel  auf  das  Wahlergebnis  des  Kreises  Einfluss  geübt 
wird,  dass  er  dagegen  verlangt,  es  sei  einzig  auf  den  Art.  19  des  BGes. 
vom  19.  JuH  1872  Rücksicht  zu  nehmen,  welcher  vorschreibt,  dass  die- 
jenigen als  gewählt  zu  erklären  seien,  auf  welche  sich,  nach  Abzug 
bloss  der  leereu  Stimmzettel,  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmenden 
vereinigt  hat; 

nach  Einsicht  von  Ai't.  1  desselben  BGes.,  wonach  die  Wahlen  in 
•den  NR   nach   den  Vorschriften   der   kant.  Gesetze   stattfinden,   unter 
Vorbehalt  jedoch  der  Bestimmungen  des  gleichen  BGes.; 

in  Erwägung,  dass  der  Art.  19  des  BGes.  nicht  im  Widerspruche 
steht  mit  dem  Art.  15  des  kant.  Ges.,  und  dass  es  jedenfalls  vernunft- 
widrig wäre,  einem  Kandidaten  diejenigen  Stimmzettel  beizurechnen, 
welche  mehr,  als  Votanten  waren,  eingelegt  worden  sind,  sie  aber  gleich- 
zeitig bei  der  Ausmittlung  des  absoluten  Mehrs  nicht  in  Berücksich- 
tigung zu  ziehen; 

in  Erwägung,  dass  C.  Battaglini  in  keinem  Falle  das  absolute 
Mehr  erreicht  hätte,  sei  es,  dass  die  17  Stinnnen,  w^elche  im  40.  Kreise 
.mehr,  als  Stimmende  waren,  eingelegt  worden  sind,  von  den  auf  Batta- 
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glini  gefallenen  Stimmen  abgerechnet  werden,  sei  es,  dass  die  fraglichen 
Stimmzettel  berechnet,  aber  dann  auch  der  Gesamtzahl  der  Stimmenden 
beigezählt  werden ;  denn  im  erstem  Fall  hat  Battaglini  bei  einer  Gesamt- 
zahl von  7319  giltigen  Stimmzetteln  und  einem  absoluten  Mehr  von  8G60 
nur  3643  Stunmen  gemacht,  und  im  zweiten  Falle  könnten  ihm  bei 
einem  Total  von  7336  und  einem  absoluten  Mehr  von  36(i9  Stinnnen 
nur  3660  zugerechnet  werden; 

in  Erwägung,  dass,  wenn  der  Grundsatz  gilt,  dass  eine  kant.  Reg. 
nicht  berechtigt  sei,  nach  der  amtlichen  Öffentlichen  Proklamation  noch 
Stimmen  beizufügen  oder  abzuziehen,  es  auch  nicht  statthaft  sein  kann, 
dem  C.  Battaglini  die  zwei  Stimmen  aus  der  Gemeinde  Casima  bei- 
zuzählen ; 

in  Erwägung,  dass  bei  einem  solchen  Stande  der  Dinge  der  Staats- 
rat  sich  nicht  flu-  berechtigt  halten  kann,  den  C.  Battaglini  weder  als 
gewählt  zu  proklamieren,  noch  ihn  als  gewählt  zu  betrachten,  und  dass 
das  Gesetz  ihn  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  nicht  abgeschlossene 
Wahlverhandlung  vom  30.  Okt.  im  40.  Kreise  so  rasch  als  möglich  be- 
endigt werde,  wofür  der  Staatsrat  auch  mit  seinem  Dekrete  vom  17.  Nov.. 
zur  Wiedereinberufung  der  Wähler  auf  den  27.  Nov.  gesorgt  hat : 

in  Erwägung,  dass  angesichts  der  dringenden  und  förmlichen  Ver- 
fügungen des  BR,  betr.  die  Rücknahme  des  soeben  zitierten  Dekretes, 
es  behufs  Vermeidung  eines  ernsten  Konfliktes  migemessen  erscheint, 
die  neue  Einberufung  der  Wahlversammlungen  des  40.  Kreises  zu 
suspendieren,  ohne  dass  hiedurch  die  Gesetzmässigkeit  der  erwähnten 
Verfügungen  anerkannt  wird,  gegen  welche  wir  vielmehr  protestieren 
und  Rekurs  an  die  BVers.  einlegen  werden; 

gestützt  auf  die  Art.  19  und  24  des  BGes.  vom  19.  Juli  1872.  und 
Art.  15,  16,  26  und  28  des  kant.  Gesetzes  v(mi  19.  Sept.  1872 : 

in  Betracht,  dass  die  in  den  Telegrammen  des  BR  enthaltenen 
Befehle,  abgesehen  davon,  dass  sie  im  Widerspruche  mit  dem  Gesetze 
stehen,  die  Autonomie  des  Kantons  und  die  Rechte  des  Volkes  und 
seiner  Behörden  schwer  verletzen, 

beschliesst : 

1.  Adv.  Carlo  Battaglmi  von  Cagialto  kann,  da  er  in  der  Abstim- 
mung vom  30.  Okt.  abhin  nicht  die  absolute  Mehrheit  der  Stinmien  er- 
halten hat,  nicht  als  zum  Abgeordneten  in  den  NR  gewählt  proklamiert 
werden,  und  es  hat  somit  der  Staatsrat  demselben  keine  Mitteihmg  zu 
machen. 

2.  Die  Abhaltung  der  auf  den  27.  Nov.  angesetzten  Wahlversanun- 
lung  im  40.  Kreise  ist  suspendiert,  imd  es  werden  die  sämtlichen  Akten 
über  die  Wahlversammlung  des  40.  Kreises  vom  30.  Okt.  dem  NR  zu- 
gewiesen. 


Die  Buiidesversamralung.  487 

3.  Der  vorliegende  Beschluss  soll  zur  Nachachtimg  seitens  der 
Gemeindebehörden  und  der  Biirger  im- Amtsblatt  veröffentlicht  werden. 

Als  nun  Battaglini  in  das  von  der  BKanzlei  angefertigte  Ver- 
zeichnis der  gewählten  Nationalrät«  aufgenommen  wurde,  derselbe 
also  bei  der  Konstituierung  des  NR  der  Sitzung  beizuwohnen  hatte, 
protestierte  der  tessinische  Staatsrat  hiegegen,  gestützt  auf  Art.  24, 
27,  28  und  29  des  BG  vom  19.  Juli  1872,  wonach  ausschliesslich 
die  kant.  Reg.  zur  Ausstellung  von  Wahlanzeigen  kompetent  sind. 
Den  28.  Nov.  sodann  beschwerte  sich  der  Tessiner  Staatsrat  bei 
der  BVers.,  und  zwar  wollte  er  nicht  die  Frage,  ob  Battaglini  ge- 
w^ählt  sei  oder  nicht,  (furch  die  BVers.  entschieden  wissen,  denn  diese 
Frage  sei  vom  NR  allein  zu  entscheiden ;  dagegen  verlangte  er 
von  der  BVers.  die  Entscheidung  darüber,  ob  der  BR  nicht  die 
Prärogative,  welche  Verf.  und  Ges.  der  kant.  Reg.  zusichern,  ver- 
letzt habe ;  denn  gemäss  Art.  3,  4,  5  der  BV  und  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  BG  vom  19.  Juli  1872  habe  die  kant.  Reg.  das 
Recht  zu  verlangen,  dass  der  BR  sie  nicht  verpflichte,  einem  Bürger 
die  Wahlanzeige  zukommen  zu  lassen,  dem  sie  eine  solche  nicht 
ausstellen  zu  sollen  glaubte,  indem  Art.  24  des  BGes.  dieses  in  die 
ausschliessliche  Kompetenz  der  kant.  Reg.  legt;  ferner  sei  der 
BR  nicht  berechtigt  gewesen,  die  Rücknahme  der  Einberufung  der 
Wahlversammlungen  im  40.  Wahlkreise  zu  verfügen,  indem  die 
Reg.  nur  einen  einzigen  Abgeordneten  als  gewählt  erklärt  hat  und 
somit  die  Wahlverhandlung  nicht  beendigt  war  (Art  18  if.);  einzig 
der  NR  selbst,  nicht  aber  der  BR  könne  die  Wahlproklamationen 
der  kant.  Reg.  durch  Nichtigkeitserklärung  des  materiellen  Ergeb- 
nisses der  Volkwahl  annulliren.  Bloss  zur  Vermeidung  einer  Ver- 
schärfung des  Konfliktes  sei  die  Tessiner  Reg.  dem  Befehl  des  BR 
nachgekommen. 

Bereits  den  22.  Nov.  hatte  der  Staatsrat  gemäss  Art.  11  des 
BGes.  dem  BR  zu  Händen  des  NR  die  sämtlichen  Wahlakten  über- 
mittelt, namentlich  auch  die  verschiedenen  eingereichten  Rekurse 
aus  dem  40.  Wahlkreis  nebst  seinem  Ber.  über  dieselben.  Er  be- 
antragte in  demselben  gemäss  dem  Proklamationsdekret  vom  9.  Nov. 
die  Wahl  Magatti's  zu  validieren  und  eine  Nachwahl  anordnen  zu 
lassen. 

Bei  der  Konstituierung  des  NR  beschloss  der  Rat  den  (>.  Dez. 
1881  die  vorläufige  Zulassung  des  C.  Battaglini ;  den  22.  Dez.  wurde 
sodann   der  BR  vom  NR   eingeladen,  die  Reg.  des  Kt.  Tessin   zu 
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Teranlassen,  innert  14  Tagen  eine  beim  NR  eingelaufene  Eingabe 
«des  liberalen  Komites  vom  30.  Nov.  zu  beantworten :  ferner  wurde 
die  Kommission  des  NR  zur  Prüfung  der  Wahlakten  mit  der  An- 
ordnung einer  Untereuchung  an  Ort  und  Stelle  über  die  National- 
ratswahlverhandlungen  im  40.  Kreis  beauftragt. 

Den  11.  Jan.  kam  der  Tessiner  Staatsrat  der  Einladung  des 
BR  nach ;  er  protestierte  zwar  dagegen,  dass  er  eine  verspätete  Be- 
schwerde, als  was  sich  die  genannte  Eingabe  des  liberalen  Komites 
darstelle,  beantworten  müsse.  Anfangs  des  Jahres  1882  nahm  auch 
eine  Spezialkommission  (Brunncr,  Philippin,^  Stössel)  eine  Unter- 
suchung der  Nationalratswahlverhandlungen  im  40.  Kreise  vor  und 
erstattete  den  2.  Juni  1882  Bericht  an  den  NR. 

Die  Konmi.  legte  als  Resultat  ihrer  Prüfung  dem  NR  folgenden 
Beschl.-Entw.  vor: 

Der  NR  beschliesst: 

1.  Der  BR  wird  eingeladen,  die  nötigen  Massnahmen  zu  ergi'eifen, 
damit  bei  künftigen  eidg.  Wahlen  in  den  Kantonen,  in  welchen  dies 
bisher  nicht  der  Fall  gewesen  sein  sollte, 

a)  ausschliesslich  offizielle,  für  einen  ganzen  Wahlkreis  identische 
und  gegen  Fälschung  tunlichste  Garantie  bietende  Stimmzettel- 
Formulare  verwendet  werden; 

b)  jeder  Wähler  nur  dann  in  seiner  Heimatgemeinde  in  das  Stinmi- 
register  eingeschrieben  und  zur  Wahl  zugelassen  werde,  wenn 
in  dereelben  sich  zugleich  sein  wirklicher  Wohnsitz  befindet.*) 

2.  Der  BR  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  nicht  das 
BG  vom  3.  Mai  1881  (A.  S.  n.  F.  Y  441),  betr.  die  Wahlen  in  den  NR, 
in  der  Weise  abzuändern  sei,  dass  der  Kanton  Tessin  in  drei  eidg. 
Wahlkreise  eingeteilt  werde.  ^) 


M  Vgl.  oben  S.  UL 

2)  Das  BG  vom  3.  Mai  1881  hatte,  in  Abänderung  des  frühern  Rechtes, 
nach  welchem  der  Kt.  Tessin  aus  zwei  Dreiervvahlkreisen  bestand  (A.  S.  VII 
562.  X  933).  denselben  in  die  zwei  Wahlkreise  in  der  Weise  geteilt,  dass  der 
40.  Wahlkreis  mit  37,394  Einwohnern,  bestehend  aus  dem  Bezirke  Mendrisio 
und  vom  Bezirk  Lugano  aus  den  Kreisen  Lugano,  Ceresio,  Carona,  Agno 
und  Pregassona  zwei  Abgeordnete  in  den  NR  zu  wählen  hatte,  der  41.  Wahl- 
kreis mit  93,000  Einwohnern,  bestehend  aus  den  Kreisen  Magliasina,  Sessa, 
Breno,  Vezia,  Sonvico,  Tesserete  und  Taverne  des  Bezirkes  Lugano  und  aus 
den  Bezirken  Bellinzona,  Riviera,  Locarno,  Blenio,  Leventina  und  Vallemaggia 
fünf  Abgeordnete  zu  wälden  hatte.  Das  BG  vom  13.  Juni  1890  änderte  hieran 
nichts;  dem  40.  Wahlkreis,  jetzt  dem  43.  mit  40,417  Einwohnern,  kamen 
zwei,  dem  41.,  jetzt  dem  44.  dagegen,  mit  8(5,334  Einwohnern,  kamen  nur 
noch  4  Abgeordnete  zu.  Der  in  seiner  Zusammensetzung  konservative  Tes- 
siner Staatsrat  hatte    1889  beantragt,   die    vor   1881    l)estandene   Einteilung 


Die  Bundesversammlung.  489 

3.  Die  vom  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  unterm  9.  Nov.  1881  als 
vollzogen  erklärte  Wahl  des  Adv.  Mass.  Magatti  in  Lugano  ist  kassiert. 

4.  Als  unter  dem  30.  Okt.  1881  im  4().  eidg.  Wahlkreis  gewählte 
Mitglieder  des  NR  werden  Adv.  Carlo  Battaglini  in  Lugano  und  Oberst 
Cost.  Bernasconi  in  Chiasso  erklärt. 

5.  Für  den  Fall  der  Nichtannahme  von  Dispositiv  4  der  vorstehen- 
den Anträge  wird  vorgeschlagen,  dass  eine  Neuwahl  für  beide  Stellen 
unter  Aufsicht  eines  eidg.  Konunissariates  und  unter  Beobachtung  der 
in  Nr.  1  enthaltenen  Weisungen  anzuordnen  sei. 

(>.  Der  NR  spricht  dem  Staatsrate  des  Kts.  Tessin  sein  Bedauern 
über  die  Haltung  aus,  welche  er  anlässlich  der  NR  Wahlen  vom  30.  Okt. 
in  Rücksicht  auf  den  40.  Wahlkreis  beobachtet  hat,  was  demselben 
durch  Protokollauszug  mitzuteilen  ist. 

7.  Der  BR  wird  eingeladen,  auf  Grundlage  der  bereits  erhobenen 
Akten  und  allfälliger  Ergänzungen  derselben  gemäss  dem  BG  t\ber  die 
BStrafrechtspfiege  die  Frage  zu  pnifen  imd  zu  entscheiden,  ob  ein 
Strafverfahren  einzuleiten  sei. 

8.  Mitteilung  an  den  BR  zur  Vollziehung  der  Dispositive,  so  weit 
erforderlich,  mit  Ausnahme  des  Dispositivs  6. 

Der  NR  beschloss  den  26.  Juni  1882: 

1.  Die  vom  Staatsrate  des  Kts.  Tessin  unterm  9.  Nov. 
1881  als  vollzogen  erklärte  Wahl  des  Adv.  Mass.  Magatti  in 
Lugano  ist  kassiert. 

2.  Als  unterm  30.  Okt.  1881  im  40.  Wahlkreis  gewählte 
Mitglieder  des  NR  werden  Adv.  Carlo  Battaglini  in  Lugano 
und  Oberst  Cost.  Bernasconi  in  Chiasso  erklärt. 

3.  Der  BR  w4rd  eingeladen,  die  nötigen  Massnahmen  zu 
ergreifen,  damit  bei  künftigen  eidg.  Wahlen  in  den  Kantonen, 
in  welchen  dies  bisher  nicht  der  Fall  gewesen  sein  sollte  : 
a)  ausschliesslich  offizielle,  für  den  ganzen  Wahlkreis  identische 

und  gegen  Fälschung  tunlichste  Garantie   bietende  Stimm- 
zettel-Formulare verwendet  werden; 
I 

Sopra-  und  Sotto-Ceiieri  wieder  aufzunehmen,  mit  der  Änderung  jedoch,  dass 
der  Kreis  Giubiasco  nicht  wie  früher  dem  Sotto  Ceneri  beigefügt  würde  (vgl. 
A.  S.  II  219,  VII  562,  X  93:3):  darnach  hätte  jeder  Wahlkreis  3  Abgeordnete 
zu  wählen:  B  188t)  III  61M):  vgl.  1882  IIT  341.  Das  BG  vom  4.  Juni  19()2  kehrte 
im  Prinzi])  zur  alten  Einteilung  zurück;  der  41.  Wahlkreis,  ein  Viererkreis, 
mit  70,456  Einwohnern,  besteht  aus  den  Bezirken  Mendrisio  und  Lugano  und 
aus  den  (Gemeinden  Lsone  und  Medaglia  des  Bezirkes  Bellinzona,  der  42.  Wahl- 
kreis, ein  Dreierkreis,  mit  68,182  Einwohnern  aus  dem  Bezirk  Bellinzona, 
ohne  die  Gemeinden  lsone  und  Medaglia,  und  den  Bezirken  Riviera,  Locarno, 
Blenio,  Leventina  und  Vallemaggia,  A.  8.  n.  F.  XIX  206,  B  1^)2  I  880-884: 
vgl.  <)]»en  S.  459,  463. 
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b)  jeder  Wähler  nur  dann  in  seiner  Heimatgemeinde  in  das 
Stininu'egister  eingeschrieben  und  zur  Wahl  zugelassen 
werde,  wenn  in  derselben  sich  zugleich  sein  w^irklicher 
Wohnsitz  befindet. 

Zur  Begründung  der  vom  NR  angenommenen  Anträge  führt 
die  Spezialkomm.  in  ihrem  Bericht  vom  2.  Juni  1882  folgendes  an 
(Stössel) : 

Ad  1:  Bei  den  NB  Wahlen  wird  im  Kt.  Tessin  kein  offizieller 
Stimmzettel  verwendet.  Jeder  Wäliler  schreibt  auf  ein  Stück  Papier 
von  beliebiger  Grösse.  Die  Vorschrift  des  tessinischen  Gesetzes  vom 
19.  Sept.  1872  (Art.  11),  dass  weisses  Papier  von  gleicher  Qualität  zu 
verwenden  sei,  ward  nicht  befolgt.  Die  Mitglieder  des  Wahlbureaus 
haben  darauf  zu  achten,  dass  niemand  mehr  als  einen  Stimmzettel  ab- 
gebe (Art.  12).  Diese  Vorschrift  ist  unwirksam,  weil  tatsächlich  die 
Verwendung  jedes  beliebigen  Stimmzettelformates  gestattet  ist.  Des- 
halb konnten  denn  auch  im  40.  Wahlkreis  den  30.  Okt.  1881  28  Stimm- 
zettel mehr  abgegeben  werden,  als  sich  Wähler  bei  der  Abstinmiung 
beteiligt  haben. 

Trotz  der  klaren  Vorschrift  des  Art.  1  des  Tessiner  Ges.  über 
Ausübung  der  politischen  Rechte  vom  15.  Juli  1850,  und  trotz  der  ebenso 
klaren  Vorschrift  des  BGes.  vom  19.  Juli  1872  (Art.  3),  wonach  am 
wirkhchen  Wohnsitz  die  Stimmabgabe  zu  erfolgen  hat,  üben  selbst  hoch- 
stehende Beamte  des  Tessins  ihr  Stimmrecht  in  kantonalen  und  Ge- 
meindeangelegenheiten durchaus  nicht  an  ihrem  Wohnorte  und  in  ihren 
Heimatgemeinden  aus.  Manche  beanspruchen  und  machen  in  Wirklich- 
keit ein  doppeltes  Domizil  geltend.  Ganz  nach  ihrem  Belieben  stimmen 
sie  heute  in  der  Gemeinde  ihres  wirklichen  Wohnsitzes,  morgen  in  ihrer 
Heimatgemeinde,  in  welcher  sie  hie  und  da  noch  irgend  ein  Besitztum 
oder  Verwandte  haben,  oder  auch  nur  von  Zeit  zu  Zeit  Besuche  machen. 
Vielleicht  kommt  etwa  noch  ein  Sommeraufenthalt  hinzu.  Ob  am  einen 
oder  andern  Orte  von  der  Stimmberechtigung  Gebrauch  gemacht  wird, 
hängt  alsdann  von  der  Erwägung  ab,  wo  der  Stimme  eine  grössere 
Wirkung  für  die  Partei  zukomme.  Es  scheint  da  keinerlei  Regel  zu 
geben,  wie  etwa  Einschränkung  des  Stimmrechtes  in  der  Gemeinde,  in 
welcher  man  nicht  wohnt,  wohl  aber  Gnmdeigentum  besitzt,  auf  die- 
jenigen Fälle,  in  welchen  das  Grundeigentum  in  Mitleidenschaft  gezogen 
w^erden  soll.  Auch  von  einer  zeitUchen  Teilung  des  Stimmrechtes  in 
der  Weise,  dass  z.  B.  während  des  Sommeraufenthaltes  am  Orte  des 
letztem,  in  der  übrigen  Zeit  am  eigentlichen  Wohnorte  gestimmt  würde, 
wird  nichts  vernommen.   Es  entscheidet  die  Willkür  des  Betreffenden. 'y 


')  Vgl.  oben  Nr.  82—84. 
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Ad  3 — 5:  Gegenüber  dem  mitgeteilten,  vom  Staatsrat  ermittelten 
Wahlresultat  im  40.  Wahlkreise  hatte  schon  im  Dez.  1881  die  Wahl- 
aktenprüfungskomm.  des  NR  einstimmig  festgestellt,  dass  die  Wahl 
Magatti  kassiert  werden  müsse,  indem  von  der  Gesamtzahl  der 
Stimmzettel,  die  7353  betrug,  zmiächst  die  10  vollständig  leeren  in  Ab« 
rechnung  zu  bringen  sind  und  hierauf  die  28  zuviel  vorgefundenen  Stimm- 
zettel ebenfaUs  abgestrichen  werden  müssen,  und  zwar  mit  der  Wirkung^ 
dass  jedem  Kandidaten  28  Stimmen  abgestrichen  werden.  Darnach  er- 
gibt sich  ein  absolutes  Mehr  von  3658  Stimmen.    Ferner 

auf  Magatti       lauteten  3675  Stimmen  —  28  =  3^7  Stimmen 
>    Battaglini         »         3652         »         —  28  =  3624 
*    SpineUi  ^         3646         *         —  28  =  3618 

»    Bernasconi        »  3629         ^  -  28  =  3601 

»    andere  Personen  lauteten  oder  ungiltig  w^aren  36         » 

Gegen  den  Antrag,  die  Wahl  des  Battaglini  und  Bernasconi  als 
zustande  gekommen  zu  erklären,  wird  in  erster  Linie  das  Bedenken 
geltend  gemacht,  der  NR  habe,  wenn  genügende  Gründe  vorhanden 
seien,  allerdings  das  Recht  und  die  Pflicht,  Wahlen,  welche  als  voll- 
zogen erklärt  worden  seien,  zu  kassieren.  Etwas  anderes  sei  es  aber, 
Wahlen  als  zustande  gekommen  zu  erklären,  welche  vorher  nicht  i)ro- 
klamiert  worden  seien.  Es  ist  richtig,  dass  der  NR  bisher  noch  in  keinem 
Falle  dazu  gekommen  ist,  so  zu  verfahren.  Nichtsdestoweniger  hat  er 
dieses  Recht.  Er  muss  es  haben,  weil  er  sich  sonst  in  einer  sehr  pre- 
kären Lage  befände  gegenüber  einer  KReg.,  welche,  trotzdem  eine 
Wahl  unzweifelhaft  zustande  gekommen  wäre,  sich  weigern  würde,  die- 
selbe zu  proklamieren.  Nicht  nur  das.  Es  könnte  auch  der  Fall  ein- 
treten, dass,  nachdem  die  Proklamation  der  Wahl  erfolgt  wäre,  sich 
herausstellen  würde,  dass  ein  Irrtum  vorläge.  Eine  unrichtige  Notierung 
von  Zahlen,  ein  Irrtum  in  der  Addition  der  Stimmen  oder  in  der  Be- 
rechnung des  absoluten  Mehres  könnte  vorgekommen  sein.  Bei  der 
Richtigstellung  der  Ziffern  könnte  sich  ergeben,  dass  nicht  der  als  ge- 
wählt erklärte  Kandidat,  sondern  unzweifelhaft  der  Gegenkandidat  gewählt 
wäre.  Sollte  nun  in  einem  solchen  Falle  der  NR  genötigt  sein,  eine 
Neuwahl  anzuordnen?  Es  wäre  dies  die  einzige  Möglichkeit,  welche 
bliebe,  wenn  man  annimmt,  dass  der  NR  nicht  auch  selbständig  eine 
Wahl  proklamieren  könne,  und  die  KReg.  der  Ansicht  wäre,  sie  hätte 
nicht  d{is  Recht,  an  der  einmal  erfolgten  Proklamation  nachträglich  noch 
etwas  zu  ändern. 

Die  in  dieser  Sache  einzig  richtige  Anschauung  muss  offenbar  da- 
hin gehen,  dass  bei  beanstandeten  Wahlen  der  NR  sich  selbst  als  Wahl- 
bureau konstituiert  und  alle  diejenigen  Funktionen  ausübt,  welche  einem 
solchen  zukommen. 
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Die  Untersuchung  hat  nun  ergeben,  dass  bei  der  Wahl  im  40.  Wahl- 
kreis mindestens  181  Wähler  teilgenommen  haben,  welche  daselbst 
nicht  wahlberechtigt  waren.  Es  sind  die  sog.  Intrusi  vulgo  Krumiri*)  im 
engsten  Sinne,  Wähler,  die  wenige  Tage  vor  der  Wahl  in  den  Wahlkreis 
zogen  zu  dem  einzigen  Zweck,  den  30.  Okt.  daselbst  zu  stimmen,  und 
die  den  gleichen  Tag  oder  den  folgenden  Tag  nach  der  Wahl  wieder 
an  ihr  wahres  und  wirkliches  Domizil  zurückkehrten.  Einige  derselben 
gaben  fälschlich  an,  sie  hätten  Arbeit,  andere  erklärten  dagegen  offen, 
sie  seien  nur  gekommen,  um  für  die  klerikalen  Kandidaten  zu  stinmien. 
Unter  der  Annahme,  dass  von  diesen  Intrusi  nur  150  oder  gar  nur  130 
für  die  konser\^ativen  Kandidaten  gestimmt  haben,  ergibt  sich  als  zweifel- 
loses Resultat,  dass  nach  Abzug  dieser  Stimmen  bei  einem  absoluten 
Mehr  von  3593  oder  3583  Battaghni  3624,  Bernasconi  3601  Stimmen 
erhalten  haben,  Magatti  imd  Spinelli  dagegen  nur  3497  (oder  3517) 
und  3468  (oder  3483),  dass  demnach  die  erstem  als  gewählt  zu  er- 
klären sind. 

Nach  Erledigung  dieser  Angelegenheit  durch  den  NR  befasste 
sich  die  BVers.  mit  dem  Rekurs  des  Tessiner  Staatsrates.  In  Er- 
wägung jedoch,  dass  der  Rekurs  des  Staatsrates  des  Kts.  Tessin 
gegen  den  Beschl.  des  BR  vom  22.  Nov.  1881  betr.  die  provisorische 
Einberufung  des  C.  Battaglini  zum  NR  infolge  der  seitherigen  Ver- 
handlungen und  Beschlüsse  gegenstandslos  geworden  ist,  beschloss 
die  BVers.  den  13.  Dez.  1882,  11.  April  18&3,  auf  diesen  Rekure 
nicht  einzutreten. 

Uebers.  Verh.  der  BVers.  April  1883,  Nr.  24;  B  1883  U  517 

Beschl.  des  NR  vom  2..  15.,  17.,  19.  und  20.  Dez.  1881,  Übers.  Verh.  der  BVers. 
Dez.  18^,  Nr.  1.  —  Ber.  des  BR  vom  :30.  Nov.  1881  an  den  NR  betr.  die 
Wahlen  in  «liese  Behörde  vom  26.  Okt.  1881,  B  1884  IV  497. 

173.  Mit  Beschl.  vom  2.  Dez.  1884  validierte  der  NR  die 
bei  der  Gesamterneuerung  des  Rates  vom  30.  Okt.  erfolgten  Wahlen 
und  die  am  9.  und  16.  Nov.  erfolgten  Nachwahlen,  soweit  gegen 
dieselben  keine  Einsprachen  vorlagen.  Betr.  die  beanstandeten 
Wahlen  fasste  er  unterm  15.— 20.  Dez.  vier  besondere  Validierungs- 
beschlüsse, womit  die  Prüfung  sämtlicher  Wahlen  beendigt  und 
deren  Anerkennung  festgesetzt  w^ar.  Diese  vier  Validierungsbeschlüsse 
lauten : 

I.    Beschl.  des  NR  vom  15.  Dez.  1884:: 

Der  Schweiz.  NR  nach  Kenntnisnahme  zweier  Beschwerdepunkte 
gegen  einzelne  Vorgänge  bei  den  NR  Wahlen  im  11.  eidg.  Wahlkreise 
(Luzern),  speziell  in  der  Gemeinde  Emmen,  beschliesst: 

1)  Vgl.  oben  8.  173,  351. 
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1.  Der  ersten  Beschwerde  über  Nichtberücksichtigung  einer 
Anzahl  giltiger  Stimmzettel  bei  dem  Wahlergebnis  wird  keine 
weitere  Folge  gegeben,  weil  ein  solches  jedenfalls  imzulässiges, 
im  vorliegenden  Fall  aber  nicht  hinlänglich  untersuchtes  Vorgehen 
das  Ergebnis  der  Wahlen  nicht  geändert  hätte ;  wie  denn  auch  der 
Beschwerdeführer  selber  das  Ergebnis  der  Wahlen  nicht  bean- 
standet. 

2.  Die  zweite  Beschwerde  über  Nichtaufnahme  einer  kleinen  An- 
zahl Wähler  auf  die  Wählerliste  kann,  weil  erst  nach  Ablauf  der  sechs- 
tägigen Einspruchsfrist  angebracht,  keine  Berücksichtigung  finden. 

II.  Beschl.  des  NR  vom  17.  Dez.  1884;  vgl.  Nr.  174. 

III.  Beschl.  des  NR  vom  19.  Dez.  1884. 

Der  Schweiz.  NR  nach  Einsichtnahme  der  Einsprache  einer  An- 
zahl Stimmberechtigter  des  bemischen  Jura  gegen  die  NR  Wahlen  im 
10.  eidg.  Wahlkreis  im  Kanton  Bern,  eines  bezüglichen  Gutachtens 
des  Reg.-Rates  dieses  Kantons  und  einer  Antwort  der  jurassischen 
Liberalen,  in  Erwägung: 

dass  die  als  gewählt  Erklärten  nach  den  WahlprotokoUen,  bei 
einem  absoluten  Mehr  von  8678,  10,007  bis  10,242  Stimmen  als  Mit- 
glieder des  NR  auf  sich  vereinigt  haben; 

dass  die  gegen  die  Giltigkeit  dieser  Wahl  erhobene  Beschwerde, 
soweit  tatsächlich  nicht  bestritten,  keinen  Einfluss  auf  das  Wahlergebnis 
haben  kann; 

dass  die  bestrittenen  Beschwerdepunkte  nicht  von  der  Art  und 
der  Bedeutung  sind,  dass  die  Annahme  indiziert  wäre,  die  Gewählten 
hätten  nur  mit  Hilfe  gesetzwidriger  Mittel  das  absolute  Mehr  erhalten ; 

dass   bei  dieser  Saclilage  eine  weitere  Untersuchung,  sofern  nur 

die  Giltigkeit  der  Wahl  in  Frage  kommt,  überflüssig  erscheint,  beschliesst: 

Die  Wahlen  im  10.  eidg.  Wahlkreis  (Jura)  werden  genehmigt. 

IV.  Beschl.  des  NR  vom  20.  Dez.  1884. 

Der  Schweiz.  NR,  nach  Einsichtnahme  einer  Beschwerde  der  Herren 
Hug,  Galley  und  Kons,  über  die  Wahlen  in  den  NR  im  21.  eidg.  Wahl- 
kreise im  Kanton  Freiburg,  eines  bezügUchen  Gutachtens  des  Staatsrates 
dieses  Kantons  und  einer  Rechtfertigung  des  dortigen  konservativen 
Wahlkomites,  in  Erwägung: 

dass  die  Wahlen  beanstandet  werden,  weil  dabei  Ungehörigkeiten 
vorgekommen  sein  sollen; 

dass  bei  der  Frage,  ob  eine  Wahl  zu  validieren  sei  oder  nicht, 
lediglich  die  Giltigkeit  derselben  in  Betracht  fällt; 

dass  eine  Wahl  als  giltig  betrachtet  werden  muss,  wenn  der  als 
gewählt  Erklärte  die  erforderliche  Anzahl  gesetzlicher  Stimmen  auf  sich 
vereinigt  hat; 
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dass  Ungehörigkeiteii,  welche  bei  Wahlverhandlimgen  vor- 
konmien,  bezüglich  der  Giltigkeit  der  Wahlen  nur  insoweit  Berück- 
sichtigung verdienen,  als  dadurch  das  Wahlergebnis  eine  Änderung 
erleidet ; 

dass  nach  Lage  der  Akten  angenommen  werden  muss,  dass  die 
als  gewählt  Erklärten  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen  erhalten  haben, 
und  dass  demgemäss  eine  Untersuchimg  für  die  Validatiousfrage  erfolg- 
los sein  würde,  beschliesst: 

1.  Die  Wahlen  im  21.  eidg.  Wahlkreise  werden  als  giltig  erklärt. 

2.  Der  Reg.  des  Kts.  Freiburg  wird  das  Bedauern  ausgesprochen 
über  ihre  Einmischung  in  das  Wahlgeschäft. 

Besohl,  des  NK  vom  17.  Dez.  1884,  Uebers.  Verh.  der  BVers.  Dez.  1884. 
Nr.  1.  —  BRBeschl.  vom  30.  Nov.  1884  betr.  den  Konflikt  mit  der  Reg. 
von  Tessin,  B  18^  IV  517;  Ber.  des  BR  vom  30.  Nov.  1884  an  den  NR 
>)etr.  die  Wahlen  in  diese  Behörde,  B  1884  IV  497.  Beschl.  des  BR 
vom  5.  Febr.  1885  in  der  Rekiirssache  der  Munizipalität  von  Lugano 
gegen  fünf  Dekrete  des  Staatsrates  von  Tessin  betr.  die  NRWahlen  vom 
26.  Okt.  1884,  B  1885  I  350;  Beschl.  des  BR  vom  5.  Febr.  1885  in  der 
Rekurssache  der  Munizipahtät  von  Mendrisio  und  der  Herren  Joseph 
(3tto  Stocker  und  Genossen  gegen  den  Staatsrat  von  Tessin  betr.  die 
NRWahlen  vom  26.  Okt.  1884,  B  1885  I  363.  Vgl.  ferner  B  1884  IV  283, 
328,  359,  527;  1885  II  661.    Erste  Auflage  I,  Nr.  178,  207. 

174.  Den  26.  Okt.  1884  fanden  die  EiTieuenmgswahlen  in  den 
NR  statt.  Schon  vor  der  Wahl,  den  25.  Okt.,  meldete  die  Munizipalität 
(Genieinderat)  von  Lugano  eine  Beschwerde  telegraphisch  beim  BR 
an ;  sie  beschwerte  sich  über  5,  ihr  den  25.  Okt.  zugestellte  Dekrete 
des  Tessiner  Staatsrates,  die  eine  Aenderung  der  den  22.  Okt.  ge- 
schlossenen Stimmregister  zur  Folge  hatten,  deren  Nachachtung  in- 
dessen der  Staatsrat  unter  Androhung  von  5  Bussen  von  je  Fr.  500 
verlangte.  Unverzüglich  gab  der  BR  dem  Tessiner  Staatsrat  von  dieser 
Beschwerde  Kenntnis.  Da  die  Munizipalität  von  Lugano  den  Dekreten 
des  Staatsrates  nicht  nachgekommen  war,  ordnete  dieser  die  Exe- 
kution betreffs  Eintreibung  der  angedrohten  Bussen  an ,  obschon 
die  Munizipalität,  den  30.  Okt.,  ihre  Beschwerde  über  die  erwähnten 
Dekrete  beim  Staatsrat  zu  Händen  des  BR  (BG  vom  19.  Juli  1872, 
Art.  7)  erneuert  hatte.  Hievon  erhielt  der  BR  den  7.  Nov.  Kenntnis; 
den  8.  Nov.  lud  er  die  Reg.  von  Tessin  ein,  die  Vollstreckungs- 
massregeln zu  sistieren,  bis  er,  eventuell  die  BVers.,  über  die  Be- 
schwerde der  Munizipalität  zu  Recht  erkannt  hätte;  der  BR  ver- 
h\ngte  auch  die  beförderliche  Uebeimittlung  der  Beschwerde. 

Der  Tessiner  Staatsrat  beharrte  jedoch  auf  seinem  Standpunkt ; 
er   liess   die  Exekution   durchführen;    den    15.  Nov.  fand   die  Ver- 
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Steigerung  eines  Gartens  Enderlin,  der  Mitglied  der  Munizipalität 
war,  statt. 

Schon  den  14.  Nov.  hatte  der  BR  Nationalrat  Kan*er  von 
Sumiswald  als  eidg.  Kommissär  in  den  Kt.  Tessin  gesandt,  mit  dem 
Auftrag  und  der  Vollmacht,  von  der  Tessiner  Reg.  nochmals  die 
sofortige  Beobachtung  der  Schlussnahmen  des  BR.;  d.  h.  die  Ein- 
stellung des  Exekutionsverfahrens  gegen  die  Munizipalität  von 
Lugano  zu  verlangen,  die  Reg.  für  alle  Folgen  ihres  Widerstandes 
verantwortlich  zu  erklären,  mit  Vorbehalt  der  weiteren  Massnahmen, 
welche  die  BBehörden  für  notwendig  erachten  sollten,  sowie  alle 
Handlungen  des  Staatsrates,  welche  mit  den  Schlussnahmen  der  BR 
in  Widerspruch  stehen  w^ürden,  für  null  und  nichtig  zu  erklären. 
Den  15.  Nov.  berichtete  der  eidg.  Konmiissär  dem  BR :  die  Reg. 
habe  erklärt,  sie  beharre  auf  ihi'en  Beschlüssen,  stelle  jedoch  dem 
dii-ekten  Begehren  des  eidg.  Kommissärs  betr.  die  Exekutionsmass- 
regeln keine  Opposition  entgegen,  und  weiter:  der  tessinische  Re- 
gierungskommissär in  Lugano  w^eigere  sich,  seinen  Befehlen  betr. 
Einstelhmg  der  Exekutionsmassregeln  zu  gehorchen.  Hierauf  wies 
der  BR  seinen  Kommissär  an,  er  solle  von  der  Reg.  verlangen, 
dass  sie  die  von  ihm  überbrachten  Befehle  selbst  ihrem  Regierungs- 
kommissär in  Lugano  übermittle;  im  übrigen  stellte  der  BR  die 
nötige  Truppenzahl  aufs  Piket.  Der  Staatsrat  erklärte  jetzt,  der 
höhern  Gewalt  zu  weichen;  er  ordnete  die  Einstellung  weiterer 
Vollstreckungsmassnahmen  an. 

Der  BR  liess  der  Tessiner  Reg.  noch  am  gleichen  15.  Nov. 
dm*ch  den  eidg.  Kommissär  eröffnen,  dass  die  in  Lugano  erfolgten 
Vollstreckungsmassnahmen  und  vorab  die  Versteigerung  des  Grund- 
stückes Enderlin  null  und  nichtig  seien,  und  dass  die  Reg.  für 
Wiederherstellung  des  frühern  Zustandes  zu  sorgen  habe ;  des  fernem 
w^urde  ihi*  erklärt,  dass  der  BR  und  sein  Kommissär  sich  in  die 
Frage,  in  welcher  Weise  der  vorige  Zustand  wieder  hergestellt 
werden  könne,  nicht  einmischen,  dass  es  vielmehi'  ihre  Sache  sei, 
das  Verhältnis  zu  dem  Ersteigerer  des  Enderlin^schen  Gartens  und 
zu  Enderlin  zu  bereinigen.    Den  30.  Nov.  beschloss  alsdann  der  BR : 

1.  Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessm  bleibt  für  alle  Folgen 
seiner  Handlungen  gemäss  den  bisherigen  Schlussnahmen  des 
BR  verantwortlicli. 

2.  Die  vom  Staatsrat  auf  Befehl  des  BR  angeordnete 
Einstellung  des  Vollstreckungsverfahrens  gegen  die  Munizipalität 
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von  Lugano  wird  aufrecht  erhalten,  und  der  Verkaufsprei?^ 
des  Enderlin'schen  Grundstückes  bleibt  in  den  Händen  des 
Staatsrates  den  Beteiligten  zur  Verfügung. 

3.  Der  BR  behält  sich  nach  Erledigung  der  Wahl- 
beschwerden durch  den  NR  den  Entscheid  in  der  Haupt- 
sache vor:  B.  1884  IV  505. 
Der  BR  stellte  folgenden,  diesem  Beschl.  zu  Grunde  hegenden 

Tatbestand  fest: 

1.  Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  hat  trotz  des  Suspensionsbe- 
schlusses des  BR  die  Vollziehung  seiner  Bussendekrete  vom  25.  Okt. 
gegen  die  Munizipahtät  von  Lugano  begonnen,  indem  er  gegen  ein 
Mitghed  dieser  Behörde  auf  dem  Wege  der  Pfändung  vorging,  das  ge- 
pfändete Grundstück  an  Adv.  SaroU  steigerungsweise  zuschlug  und  den 
Steigerungserlös  mit  Fr.  3100  behändigte.  Die  von  dem  tessinischen 
Ges.  zur  Durchführung  des  Verfahrens  geforderte  notariahsche  Zufer- 
tigung  an  den  Käufer  fand  indessen  nach  eingetretener  eidg.  Intervention 
nicht  statt. 

2.  Infolge  der  vom  BR  am  15.  Nov.  in  Beziehung  auf  dieses  Ver- 
fahren unter  Exekutionsandrohung  angeordneten  Wiederherstellung  des 
früheren  Zustandes  anerbot  der  Staatsrat  die  Heraitsgabe  der  bezogenen 
Busse  an  den  eidg.  Kommissär  und  stellte  alle  weitem  Vollstreckungs- 
massregeln ein,  indem  er  namentlich  die  Zufertigung  des  Grundstückes 
an  den  Käufer  untersagte. 

3.  Auf  die  Weigerung  des  eidg.  Kommis.särs,  den  Steigenmgserlös 
zu  eidg.  Händen  zu  nehmen,  bot  der  Staatsrat  denselben  dem  Käufer 
Saroli  gegen  die  Verpflichtung  an,  die  Ungiltigkeit  des  Kaufes  anzuer- 
kennen und  Enderlin  wieder  in  den  Besitz  des  Grundstückes  zu  setzen. 
Gleichzeitig  stellte  der  Staatsrat  die  Anfrage,  ob  er  nötigenfalls  er- 
mächtigt  sei,  den  Käufer  Saroli  mit  Gewalt  zur  Übergabe  des  Besitzes 
an  Enderlin  zu  zwingen,  ^vorauf  der  BR  antwortete,  dass  er  sich  in  die 
Frage,  auf  welche  Weise  der  frühere  Zustand  wieder  herzustellen 
sei,  nicht  einzmnischen  habe. 

Saroh  weigerte  seinerseits  die  Annahme  der  Kaufsumme  unter 
Berufung  auf  seine  dem  BGericht  eingereichte  Klage,  in  welcher  die 
notariahsche  Zufertigung  des  Kaufes,  also  die  Aufrechthaltung  desselben, 
und  eventuell  angemessene  Entschädigung  verlangt  wird,  beides  unter 
dem  Vorbehalte,  dass  Enderlin  auf  das  ihm  gesetzlich  zustehende  Recht 
verzichte,  gegen  Bezahlung  der  Steigerungssumme  und  der  ergangenen 
Kosten  binnen  drei  Monaten  das  Gnmdstück  von  dem  Käufer  wieder 
an  sich  zu  ziehen. 

4.  Bei  dieser  Sachlage  hielt  der  BR  dafür,  es  habe  der  Staatsrat 
noch   keineswegs   alle  Schritte   getan,   zu   denen   er  in  Bezug  auf  die 
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Wiederherstellung  des  vorigen  Zustandes  verpflichtet  sei,  und  beschloss 

daher  unterm  22.  Nov.: 

Es  wird  der  eidg.  Kommissär  eingeladen,  den  Staatsrat  anzu- 
weisen, dass  derselbe  bis  zum  28.  Nov.  in  Vollziehung  der  Schluss- 
nahme  des  BR  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  anwende, 
damit  Eudorlin  wieder  in  den  Besitz  des  verkauften  Grundstückes 
gesetzt  werde. 

Derselbe  wird  ermächtigt,  bei  den  Verhandlungen,  welche  in 
Bezug  auf  die  verlangte  Wiederherstellung  notwendig  sein  sollten, 
seine  guten  Dienste  eintreten  zu  lassen. 

5.  Der  Staatsrat  bot  hierauf  den  Steigerungserlös  Eudorlin  an, 
in  der  Meinung,  dass  dieser  in  Ausübung  des  gesetzlichen  Wieder- 
kaufsrechtes von  seinem  Eigentum  wieder  Besitz  nehme,  allein  Eudorlin 
wies  dieses  Anerbieten  zurück,  insofern  ihm  nicht  gleichzeitig  mit  der 
Kaufsumme  von  Fr.  3100  eine  Entschädigung  von  Fr.  5000  ausbezahlt 
werde,  wessen  sich  der  Staatsrat  weigerte. 

Der  BR  zog  bei  seinem  Beschl.  vom  30.  Nov.  1884  in  Betracht  : 
dass  die  Reg.  des  Kts.  Tessin  den  Aufforderungen  des  BR  schliess- 
lich dadurch  nachgekommen  ist,  dass  sie  die  Fortsetzung  der 
ungiltig  erklärten  Vollstreckung  einstellte ,  dass  sie  femer  dem 
Enderlin  die  Steigerungssumme  von  Fr.  3100  anbot,  mittelst  welcher 
derselbe  durch  das  tessinische  Gesetz  in  den  Stand  gesetzt  war, 
das  Grundstück  zurückzukaufen,  und  endlich,  dass  die  Reg.  sich 
gegenüber  dem  BR  sogar  anheischig  machte,  Enderlin,  wenn  nöthig. 
mit  Gewalt  w^ieder  in  den  Besitz  seines  Eigentums  zu  setzen; 

dass  diese  Anerbietungen  des  Staatsrates  —  bei  denen  derselbe 
behaftet  bleibt  —  bis  jetzt  darum  erfolglos  geblieben  sind,  weil 
einerseits  Saroli,  der  Käufer  des  Grundstückes,  unterdessen  Klage 
beim  BGer.  erhob,  und  anderseits  Enderlin  die  Annahme  der  Kauf- 
summe verweigerte,  wenn  ihm  nicht  vorher  eine  Entschädigung  für 
die  Besitzstörimg  bezahlt  werde; 

dass  dieses  Entschädigungsbegehren  bei  dem  BR  nicht  gestellt 
und  von  ihm  nicht  zu  erledigen  ist; 

dass  unter  diesen  Umständen  jedes  weitere  Verfahren,  soweit 
es  sich  auf  die  Restitution  des  Grundstückes  bezieht,  von  Seiten 
der  politischen  Behörden  eingestellt  werden  muss; 

dass  der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  für  alle  Folgen  verantwort- 
lich bleibt,  welche  aus  seiner  Weigerung,  die  wiederholten  Suspen- 
sionsbeschlüsse des  BR  rechtzeitig  zu  vollziehen,   entstanden  sind. 

B  1884  IV  517. 

32 
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In  einer  gemeinsamen  Zuschrift  Enderlins  und  Sarolis  an  den 
BR  vom  1.  Dez.  1884  führt  der  erstere  aus,  wie  er  bis  jetzt  ver- 
geblich gehofft  habe,  der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  werde  die 
gegen  ihn  durchgeführte  Zwangsvollstreckung  annuUiren  und  ihn  für 
den  materiellen  und  moralischen  Nachteil,  der  ihm  aus  dieser  ent- 
gegen den  Weisungen  des  BR  angeordneten  Massregel  erwachsen 
sei,  schadlos  halten.  Nachdem  sich  nun  aber  der  Staatsrat  dessen 
geweigert,  so  wolle  er  nicht,  dass  seine  Entschädigungsforderung 
ein  Hindernis  für  die  Beilegung  des  Konfliktes  bilde,  um  so  weniger, 
als  die  Folgen  der  Handlungsweise  des  Staatsrates  auf  den  Kanton 
zurückfallen  würden.  Er  verachte  daher  auf  alle  Entschädigungs- 
ansprüche und  verlange  bloss,  dass  ihm  die  Schlüssel  zu  seinem 
Grundstücke  wieder  eingehändigt  und  eine  amtliche  Bescheinigung 
über  die  AnnulUrung  des  am  15.  Nov.  erfolgten  Zwangs  verkauf  es  aus- 
gestellt werde.  Saroli  seinerseits  erklärt,  einer  vom  Staatsrat  des  Kts. 
Tessin  hiefüi*  zu  bezeichnenden  Pei-sönlichkeit  die  Schlüssel  des  Grund- 
stückes gegen  einfache  Rückerstattung  der  ausgelegten  Summe  von 
Fr.  3100  übergeben  und  auch  seinerseits  von  jeder  Schadenersatz- 
forderung abstrahieren  zu  wollen. 

Hievon  wurde  der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  durch  Beschl. 
des  BR  vom  3.  Dez.  1884  mit  der  Einladung  in  Kenntnis  gesetzt, 
die  Angelegenheit  nunmehr  im  Sinne  der  frühern  Beschlüsse  des 
BR  zu  erledigen. .  Indem  diesem  Beschlüsse  nachgelebt  wurde,  wai* 
der  Konflikt  erledigt.  Der  eidg.  Kommissär  Karrer  war  schon  durch 
Beschl.  des  BR  vom  80.  Nov.  1884  ermächtigt  worden,  aus  dem 
Kt.  Tessin  zurückzukehi-en.  B  1884  IV  527. 

Dem  BR  war  aus  dem  40.  tessinischen  Wahlkreis  ausser  der 
Beschwerde  der  Munizipalität  von  Lugano  eine  Reihe  weiterer 
Rekurse  eingereicht  worden.  In  seinem  Ber.  vom  30.  Nov.  1884 
an  den  NR  konstatiert  der  BR,  dass  mit  Bezug  auf  die  Wahlvor- 
kommnisse im  Tessin  dreierlei  Arten  von  Reklamationen  zu  unter- 
scheiden seien: 

In  die  erste  Kategorie  fallen  die  auf  die  Führung  der  Stimm- 
register, bezw.  die  Ausübung  des  Wahlrechtes  bezüglichen  Rekurse, 
welche  zwar  vor  dem  Wahltage  (26.  Okt.)  angemeldet  wurden,  jedoch 
nicht  vorher  erledigt  werden  konnten. 

In  die  zweite  Kategorie  fallen  die  Rekurse,  die  erst  nach  Be- 
endigung der  Wahlen  eingereicht  wurden. 

Eine  dritte  Kategorie  endlich  bildet  die  gegen  die  Giltigkeit  der 
Wahlen  im  40.  eidg.  Wahlkreis  erhobene  Einsprache. 


Die  Bundesversammlung.  4i)9 

Hätten  wir  es  nur  mit  dieser  letzteren  Einsprache  zu  tun  —  sagt 
<ler  BR  in  dem  erwähnten  B^r.  —  so  würde  die  Frage,  in  welcher 
Weise  von  uns  vorzugehen  sei,  nicht  den  mindesten  Schwierigkeiten 
begegnen.  Art.  25  Abs.  2  des  BG  betr.  die  eidg.  Wahlen  vom  19.  Juli 
1872  (A.  S.  X  920)  spricht  sich  mit  aller  nur  wünschbaren  Deutüchkeit 
aus.  Die  Wahlverhandlungen  im  40.  Wahlkreise  sind  schon  den  26.  Okt. 
zum  Abschlüsse  gediehen;  die  Einsprache  selbst  ist  erst  am  10.  Nov. 
erhoben  worden;  hiernacli  entscheidet  weder  der  Staatsrat  noch  der 
BR,  sondern  einzig  und  allein  der  NR. 

Allein  es  hegt  nicht  nur  eine  förmliche  Wahleinsprache,  sondern 
noch  eine  Reihe  auf  die  Frage  der  Führung  der  Stimmregister,  resp. 
auf  die  Stimmberechtigung  bezügücher  Rekurse  vor.  Sie  sind  an  den 
BR  gerichtet,  und  dieser  ist  nach  Massgabe  von  Art.  7  des  zit.  BGes. 
zur  Entgegennahme  und  Entscheidung  derartiger  Rekurse  an  und  für 
sich  kompetent. 

Es  muss  sich  dem  BR  daher  die  Frage  aufdrängen,  ob  er  diese 
Entscheidung  selbst  noch  an  die  Hand  zu  nehmen  habe.  Der  BR  glaubt 
angesichts  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  diese  Frage  mit  nein  beant- 
worten zu  sollen. 

Schon  der  Wortlaut  der  Art.  2—6  des  zit.  BG  weist  darauf  hin, 
dass  die  Entscheidungsbefugnis  des  BR  überall  da  cessiert,  wo  ein 
Rekurs  erst  nach  der  Wahl  eingelegt  wird,  und  mindestens  suspen- 
diert bleibt,  wo  die  Entscheidung,  gleichgiltig  aus  welchen  Gründen, 
erst  nach  beendigter  Wahlverhandlung  erfolgen  könnte,  und  diese  An- 
sicht findet  ihre  Unterstützung  in  der  analogen  Bestimmung  des  zit. 
Art.  25.  Vollends  entscheidend  aber  ist,  wenigstens  für  die  Rekurse 
aus  dem  40.  Wahlkreise,  Art.  10  Abs.  2  dieses  BG,  wonach  zum  Gegen- 
stande einer  Wahleinsprache  alles  gemacht  werden  kann,  was  während 
des  ganzen  Verlaufes  der  Wahlverhandlung  vorgefallen  ist,  sachbezüg- 
liche Beschlüsse  der  Kantonalbehörden  und  des  BR  nicht  ausgenommen. 
Eine  solche  Einsprache  hegt  vor,  und  zw^ar  stützt  sie  sich  gerade  darauf, 
dass  die  Nichtbefolgung  der  Dekrete,  welche  die  Munizipalität  von  Lugano 
zum  Gegenstande  ihres  Rekurses  gemacht  hat,  das  Wahlresultat  be- 
einflusst  haben  dürfte. 

Die  Frage  der  Führung  der  Stimmregister  hat  also  jedenfalls  auf- 
gehört eine  selbständige  zu  sein;  sie  ist  zu  einer  blossen  Vorfrage  ge- 
worden, die  sich  von  derjenigen  der  Giltigkeit  der  Wahlen  schlechter- 
dings nicht  mehr  trennen  lässt.  Nachdem  nun  diese  letztere  beim  NR 
anhängig  gemacht  ist,  so  fällt  die  Entscheidungsbefugnis  des  BR  für 
einmal  dahin,  und  er  ist  in  der  Lage,  dem  NR  auch  die  erstere  intakt 
zu  überweisen. 

Selbstverständlich  aber  behält  sich  der  BR  die  Entscheidungs- 
befugnis, namentlich  auch  mit  Bezug  auf  das  Begehren  der  Munizipalität 
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von  Lugano  betr.  Annulation  der  fünf  staatsrätlichen  Dekrete,  insoweit 
vor,  als  dasselbe  nicht  durch  Entscheid. des  NR  über  die  Begründetheit 
der  erhobenen  Wahleinspracbe,  bezw.  über  die  Giltigkeit  der  angefoch- 
tenen Wahlen  erledigt  werden  wird.  B  1884  IV  497. 
Der  NR  beschloss  den  17.  Dez.  1884,  nach  Einsicht  des  Ber. 
des  BR  vom  30.  Nov.  1884  über  die  Wahlen  in  den  Schweiz.  NR. 
worin  insbesondere  auch  über  die  Wahleinsprache  und  über  die 
Rekurse  aus  dem  40.  Wahlkreis,  sowie  über  den  bezüglichen 
Konflikt  mit  der  Reg.  des  Kts.  Tessin  Bericht  erstattet  ist: 

Die  am  26.  Okt.  1884  im  40.  eidg.  Wahlkreis  vorgenommenen 
Wahlen  werden  unter  ausdrücklicher  Billigung  der  vom  BR. 
aus  Anlass  dei'selben  getroffenen  Verfügungen  genehmigt. 

6.  Gegenseitiges  Verhältnis  der  beiden  eidg.  Räte. 

BG  über   den  Geschäftsverkehr   zwischen   dem  NR,,  dem  StR  und  dein  BR,. 

sowie  über  die  Form  der  Erlassung  und  Bekanntmachung  von  Gesetzen 

und  Beschlüssen  vom  22.  Dez.  1849,  A.  S.  I  279. 
BG   (revidiertes)   über   den   Geschäftsverkehr   zwischen  NR,    StR   und   BR,. 

sowie  über  die  Form  des  Erlasses  und  der  Bekanntmachung  von  Gesetzen 

und  Beschlüssen  vom   9.  Okt.  1902,  B  1902   IV  591.  —  Botsch.  und  Re- 

visions-Entw.  des  BR  vom  30.  März  1899,  B  1899  II  469;  vgL  Übei*s.  Verh. 

BVers.  Okt.  1902,  Nr.  3  (Die  Revision  der  GeschäfteregL  der  beiden  eidg. 

Räte  ist  seit  März  1896  pendent). 

175.  Mit  Botsch.  vom  30.  Okt.  1883  legte  der  BR  der  BVers. 
einen  GEntw.  über  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  vor.  ^)  Der  NR 
hatte  die  Priorität  der  Beratung  über  diesen  Gegenstand.  Den 
18.  Mai  1885  wurde  der  GEntw.,  nachdem  derselbe  ai'tikelweise  durch- 
beraten war,  vom  NR  in  der  Abstinunung  über  das  ganze  Gesetz 
mit  55  gegen  48  Stimmen  verworfen.  Von  diesem  Ergebnisse  wurde 
dem  StR  Anzeige  gemacht.  Es  erhob  sich  die  Frage,  ob  trotz 
dieses  Ergebnisses  ein  Eintreten  des  StR  auf  den  GEntw.  konsti- 
tutionell zulässig  sei.  Sowohl  die  Komm,  des  StR  wie  der  Rat 
selbst  bejahten  die  Zulässigkeit. 

Diese  Zulässigkeit  begründete  der  Vorsitzende  der  Konmi. 
des  StR  (Altweg)  in  seinem  Bericht  vom  3.  Dez.  1885  wie  folgt : 

Mit  der  Mitteilung  der  Schlussnahme  des  NR  an  den  StR  wurde 
das  gesamte  Aktenmaterial  ohne  weiteres  diesem  Rate  und  von  diesem 
seiner  Komm,  ohne  Direktive  übermittelt.  Diu-ch  diese  Überweisungen 
ist  die  Frage,  was  nun  mit  der  Angelegenheit  weiter  zu  geschehen  habe,, 
nicht  gelöst.  In  der  Zustellung  seitens  des  NR  liegt  ebenfalls  kein 
Präjudiz;    es  scheint   im  NR  selbst  die  Ansicht  vorgewaltet  zu  haben^ 

»)  VgL  Erste*  Auflage  II,  Nr..  »07.. 
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die  Entscheidung  dem  StR  zu  überlassen.  Die  BV  und  die  Geschäfts- 
reglemente  der  Räte,  bezw.  das  BG  über  den  Geschäftsverkehr  zwischen 
den  beiden  Räten  vom  22.  Dez.  1849  (A.  S.  1 279)*)  sehen  den  vorliegenden 
Fall  nirgends  vor.  Es  bleibt  deshalb  nichts  anderes  übrig,  als  denselben 
nach  der  Natur  der  Verhältnisse,  in  Berücksichtigung  der  Stellung  unserer 
gesetzgebenden  Räte  unter  sich  und  gegenüber  dem  BR,  zu  entscheiden. 
Es  drängt  sich  zwar  angesichts  solcher  Unklarheiten  im  regelmässigen 
Gang  der  Geschäftsabwicklung  die  Vermutung  auf,  es  möchte  irgendwo 
ein  Versehen  stattgefunden  haben.  Die  Komm,  glaubt,  dass  ein  solches 
in  concreto  wirkhch  vorliege.  Der  Art.  3  des  BGes.  über  den  Geschäfts- 
verkelir  zwischen  den  Räten  schreibt  vor,  dass  Gesetze  und  Beschlüsse, 
welche  von  einem  Rat  durchberaten  worden,  wie  sie  aus  der  Beratung 
hervorgegangen  sind,  dem  andern  Rate  mitgeteilt  werden.  Diese  Fassung 
scheint  jedenfalls  die  Ansicht  nicht  auszuschliessen,  dass  eine  Schluss- 
-abstimmung  vor  Zustellung  des  Ergebnisses  der  Beratung  an  den  andern 
Rat  nicht  ausdrückUch  verlangt  wird ;  denn  das  Ergebnis  der  Beratung 
ist  da,  sobald  die  sämtlichen  Artikel  festgestellt  sind.  Eine  Schluss- 
abstimmung ist  aber  in  diesem  Stadium  der  Beratung  sachlich  unzweck- 
mässig; dieselbe  gelangt  erst  zu  ihrer  Bedeutung,  wenn  die  Beratung 
alle  Stadien  durchlaufen  hat.  Es  hat  wenig  Wert,  zu  wissen,  ob  ein 
Gesetz  oder  ein  Beschluss  die  Mehrheit  des  Rates  auf  sich  vereinigt, 
so  lange  noch  wesentUche  Änderungen  an  demselben  nicht  nur  möglich, 
iiondern  sogar  wahrscheinlich  sind.  Die  Verschiebung  der  Schluss- 
abstimmung auf  den  Schluss  der  Beratung  durch  beide  Räte  würde 
Situationen,  wie  die  vorliegende,  ausschliessen.  Diese  Anschauung  hat 
freilich  im  vorliegenden  Fall  keine  praktische  Bedeutung  in  der  An- 
wendung, weil  man  vor  einer  vollendeten  Tatsache  steht. ^) 

Ganz  abgesehen  hievon  muss  sich  der  StR  vom  Standpunkt  der 
Gleichberechtigung  beider  Räte  das  Recht  vindizieren,  ein  vom  NR  in 
Priorität  verworfenes  Gesetz  ebenfalls  durchzuberaten,  sofern  ihm  dies 
gut  scheint.  Es  ergibt  sich  dieses  Recht  daraus,  dass  vom  BR  jede 
GVorlage  zu  Händen  beider  Räte  vorgelegt  wird.  Wenn  der  in  Priorität 
beschliessende  Rat  auf  eine  Vorlage  überhaupt  nicht  eintreten  will,  so 
bleibt  dem  andern  Rate  nichtsdestoweniger  das  Recht,  auch  sein  Votum 
über  die  Eintretensfrage  abzugeben,  auch  wenn  demselben  keine  andere 
Bedeutung  zukommen  würde,  als  die  Konstatierung  der  Übereinstim- 
mung oder  Nichtübereinstimmung  zwischen  beiden  Räten.     B  1886  I  37. 

Der  Berichterstatter  einer  Fraktion  der  gleichen  Komm,  des 
8tR  (Th.  Wirz)  begründetedie  in  Frage  stehende  Zulässigkeit  folgender- 
massen  in  einem  Berichte  vom  9.  Dez,  1885: 


^  I  Vgl.  jetzt  das  revidierte  Geschäftsverkehrges.  vom  9.  Okt.  1902,  Art.  1. 
2)  Vgl.  jetzt  das  revidierte  Geschäftsverkehrges.  vom  9.  Okt.  1902,  Art.  10. 
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Der  BR  hat  gegenüber  der  BVers.  von  seinem  Rech?t  der  Initiative 
Gebrauch  gemacht,  indem  er  ihr  einen  GEntw.  mittelst  Botsch.  vom 
30.  Okt.  1883  unterbreitete.  Er  hat  d<as  verfassungsmsässige  Recht  zu 
verlangen,  dass  beide  eidg.  Kammern  auf  Grund  eiiüässlicher  Prüfung 
über  die  Eintretensfrage  schlüssig  werden.  Dieses  Recht  beiiiht  auf 
dem  gegenseitigen,  zumal  in  Art.  102  Ziff.  4  der  BV  ausgeprägten  Staats- 
rechtiichen  Verhältnis  zwischen  BR  und  BVers.,  und  das  betreffende 
Verf.- Recht  fand  seine  nähere  Präzisierung  und  Ausbildung  im  BBeschl. 
über  die  Organisation  des  BR,  im  Gesetz  über  den  Geschäftsverkehr 
zwischen  beiden  Räten,  sowie  in  den  Geschäftsordnungen  des  NR  und 
des  StR.  Beide  Räte  sind  materiell  in  allen  Fragen  gleichberechtigt,  und 
darum  geht  es  absolut  nicht  an,  dass  derjenige  Rat,  welcher  die  ge- 
schäftliche Priorität  besitzt,  durch  seinen  ablehnenden  Entscheid  die 
Behandlung  im  andern  Rate  hindert.  Es  wäre  andernfaUs  der  Prioritäts- 
verteilung eine  viel  zu  grosse  staatsrechtliche  Bedeutung  beigemessen. 
Es  läge  hierin  auch  ein  gewaltiges  Präjudiz  zu  Ungunsten  des  StR, 
indem  der  NR  bei  der  Mehrzahl  der  wichtigsten  Ges<!häfte  das  Recht 
der  Erstbehandlung  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Es  kann  übrigens 
erstmals  der  eine  Rat  mit  knappem  Mehr  Nichteintreten  beschliessen 
oder  sein  eigenes  Werk  verwerfen,  und  wenn  dann  der  andere  Rat 
gleichwohl  in  die  Behandlung  eintritt,  so  kann  ja  der  erste  Rat  bei 
der  zweitmaligen  Beratung  dem  andern  Rate  beipflichten.  Recht  und 
Pflicht  zu  beidseitiger  Untersuchung  der  Eintretensfrage  sind  sonach  im 
Initiativrecht  des  BR,  sowie  im  Zweikammersystem  begründet. 

Die  staatsrechthche  Unterlage  für  den  StR  ist  lediglich  der  Entw. 
des  BR  und  keineswegs  das  Ergebnis  der  artikelweisen  Beratung  im  NR. 
Dieses  Resultat  der  artikelweisen  Beratung  hat  der  NR  durch  seine 
ablehnende  Schlussabstimmung  selber  aufgehoben.  Was  diesbezüglich 
die  BKanzlei  dem  StR  zu  Händen  stellte,  ist  schätzbares  Material,  par- 
lamentarisch und  konstitutionell  gesprochen  hat  es  keinen  positiven, 
staatsrechtlichen  Charakter;  denn  der  NR  hat  endschaftlich  seine  eigene 
Arbeit  vernichtet  und  damit  auf  sein  Recht  der  Erstbehandlung  Veraicht 
geleistet.  Auch  die  Ansicht,  dass  der  NR  seine  Generalabstimmung 
hätte  vertagen  sollen,  ist  unhaltbar.  Art.  56  des  Geschäftsreglements 
des  NR  besagt  sehr  klar:  «Besteht  ein  Beratungsgegenstand  aus 
mehreren  Artikeln,  so  wird  nach  dem  Schlüsse  der  artikelweisen  Bera- 
tung eine  Abstimmung  über  das  Ganze  vorgenommen.»  Es  entspricht 
dies  der  Vorschrift  in  Art.  57  der  Geschäftsordmmg  des  StR;  es  ent- 
spricht dies  auch  der  logischen  Zusammengehörigkeit  und  Einheit  eines 
Verhandlungsgegenstandes  und  speziell  eines  GEntwurfes.  Es  entspricht 
dies  überdies  dem  Zweikammersystem,  denn  was  der  eine  Rat  in  globo 
beschlossen  hat,  dazu  erklärt  er  sich  gegenüber  dem  andern  Rate  haft- 
bar,   und   dabei   wird   er    durch    die    Zustimmung    des    andern    Rates 
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behaftet.    Ein  GEntw.    muss   in   seiner  Gesamtheit   der  Ratsmajorität 
entsprechen,  bevor  er  durch  sie  zum  Beschluss  erhoben  worden  ist. 

Denn  wie  würde  die  Sache  sonst  sich  gestalten,  wenn  das  artikel- 
weise Resultat  ohne  Generalabstimmung  an  den  andern  Rat  gelangen 
würde,  wenn  der  zweite  Rat  keine  oder  sehr  unwesentliche  Änderungen 
daran  vornehmen,  und  wenn  erst  dann  der  erstbehandehide  Rat  in  der 
Schlussabstimmung  das  Gesetz  verwerfen  würde?  Ohne  General- 
abstimmung hat  man  keine  formelle  Gewähr,  dass  eine  wahre  imd 
eigentliche  Mehrheit  zu  dem  Gesetze  steht,  und  bei  einer  bloss  artikel- 
weisen Abstimmimg  ohne  Schlussvotation  kann  durch  zufällige  Mehr- 
heiten ein  Gesetz  an  logischer  Gediegenheit  und  innerer  Einheit  un- 
gemein verlieren. 

B  188<i  I  45,  vgl.  das  Protokoll  der  Sitzungen  der  Ständer.  Komm. 

vom  15.— 17.  Sept.  1885,  B  1885  IV  202.  203,  218. 

176.  Den  19.  Dez.  19()1  beschloss  der  NR  den  Entw.  des  BR 
zu  einem  BBeschl.  betr.  die  Unterstützung  der  öffentlichen  Prinuu'- 
schulen  durch  den  Bund  an  den  BR  zurückzuweisen  mit  dem  Auf- 
trag, den  eidg.  Räten  einen  formulierten  Antrag  auf  Ergänzung  des 
Art.  27  der  BV  so  rechtzeitig  einzubringen,  dass  die  ganze  Sub- 
ventionsfrage in  der  Frühjahrssession  der  eidg.  Räte  erledigt  werden 
kann.  Diesen  Beschl.  betrachtete  der  StR  als  einen  solchen  des 
Nichteintretens  auf  die  Vorlage  des  BR ,  die  davon  ausging,  dass 
eine  vorgängige  Revision  der  BV  nicht  notwendig  sei.  Unter  Hin- 
weis auf  das  Präjudiz  aus  dem  Jahre  1885  anlässlich  der  Beratung 
über  den  Ges.-Entw.  betr.  die  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  war 
der  StR  der  Ansicht,  er  habe  seinerseits  sich  über  die  Angelegenheit 
auszusprechen.  Dem  Antrag  seiner  Komm,  entsprechend  (Miui- 
zinger),  trat  er  den  19.  April  1902  dem  Beschl.  des  NR  bei, 
immerhin  unter  Weglassung  der  Zeitbestimmung,  womit  sich  auch 
der  NR  den  24.  April  einverstanden  erklärte. 

Übers.  Verh.  BVers,  April  1902,  Nr.  (>,  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1902, 
XII  S.  131 -las.  —  Vgl.  weitere  Fälle  im  Stenogr.  Bulletin  1894,  IV  S.  :i53, 
a54  (Militärorganisation) ;  1895,  V  S.  103  ff.  (Cbers.  Verh.  BVers,  .Inni  1895. 
Nr.  5,  Organisation  der  BVerwaltung). 

177.  Bei  der  im  Sinne  des  Art.  G  des  Geschäftsverkehrs- 
Ges.^)  versuchten  Bereinigung  der  Differenzen  zwischen  NR  und 
StR  betr.  den  Entw.  eines  Bankgesetzes  in  der  Junisession  1SK)1 
blieben  nach  dem  Beschl.  des  NR  vom  27.  Juni  noch  zwei  Diffe- 
renzen übrig:  Der  NR  blieb  zunächst  bei  seiner  Meinung,  dass  das 

*)  Vgl.  jetzt  die  Art.  5  ff  des  revidierten  Geschäftsverkehrsges.  vom 
9.  Okt.  19CI2,  B  1JK>2  IV  593. 
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Grundkapital  der  Bank  eine  Verzinsung  von  höchstens  4" «  erhalten 
sollte,  während  der  StR  eine  solche  von  4\/'a**'o  vorsehen  wollte;  und 
sodann  wählte  der  NR  als  Banksitz  Bern  mit  81  gegen  50  Stimmen, 
welche  letztere  sich  für  Zürich  aussprachen,  während  der  StR  am 
26.  Juni  als  Banksitz  Zürich  mit  29  gegen  14  Stimmen,  die  auf 
Bern  fielen,  bezeichnet  hatte.  Unmittelbar  nach  diesen  Schluss- 
nahmen  bescldoss  der  NR  auf  Antrag  Planta  mit  73  gegen  48 
Stimmen,  die  gefassten  Beschlüsse  als  definitive  zu  erklären.  Der 
StR  beschloss  den  27.  Juni  bezüglich  der  Verzinsung  des  Grund- 
kapitals Zustimmung  zum  Beschluss  des  NR,  bezüglich  der  Sitz- 
frage dagegen  erklärten  sich  nun  im  StR  24  Stimmen  für  Zürich 
imd  17  Stimmen  für  Bern,  worauf  der  Präsident  des  Rates  kon- 
statierte,  dass  das  Gesetz  nicht  zu  Stande  gekommen  ist.  Über 
den  Beschl.  des  NR,  auf  seinen  Beschlüssen  definitiv  zu  beharren, 
äusserte  sich  die  Komm,  des  StR  (Isler)  in  der  Sitzung  des  StR 
vom  27.  Juni  wie  folgt: 

Die  Komm,  kann  nicht  anders,  cols  gegenüber  diesem  Vorgehen 
ihr  Bedauern  auszusprechen.  Es  war  bisher  immer  Übung,  dass,  wenn 
die  beiden  Räte  in  einer  Mehrzahl  von  Pimkten  auseinandergingen,  die 
Verständigung  so  gesucht  wurde,  dass  der  eine  Rat  in  dem  einen,  der 
andere  Rat  in  dem  andern  Punkte  nachgab.  Dagegen  ist  das,  was 
jetzt  geschehen  ist,  ohne  Vorgang,  dass  nämlich  der  eine  Rat,  obschon 
noch  eine  Reihe  von  Punkten  divergieren,  einfach  erklärt,  dass  er  die 
Verhandlungen  abbreche,  d.  h.  bei  seiner  Meinung  definitiv  beharre. 
Die  Konmi.  findet,  dass  der  StR,  speziell  diesmal,  eine  andere  Behand- 
lung verdient  hätte,  sclion  mit  Rücksicht  darauf,  dass  er  seinerseits  am 
26.  Juni*)  einen  Antrag,  bezüglich  der  Sitzfrage  auf  seinem  Beschl. 
definitiv  zu  beharren,  mit  grosser  Mehrheit  zurückgewiesen  hat,  und 
sie  glaubt,  dass  es  überhaupt  auch  der  verfassungsmässigen  Parität  der 
beiden  Räte  widerspreche,  in  dieser  Weise  zu  verfahren. 

Steiiogr.  Bulletin  19()1,  XI  S.  479,  491;  Übers.  Verb.  BVers.  Juni  1901,  Nr.  34; 
oben  S.  456. 

178.  Den  27.  März  1894  legte  der  BR  der  BVers.  einen 
Bericht  vor  über  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Bund  und  Eisenbahn- 
gesellschaften, eventuell  Kantonen,  bei  Auslauf  der  Konzessionen.-) 
Der  NR  hatte  die  Erstbehandlung  dieses  Berichtes,  dem  der  BR 
am  4.  Dez.  noch  einen  Nachtrag  folgen  Hess;  er  beschloss  den 
5.  Dez.  1894: 


')  Vgl.  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  19()1,  XI  8.  444:  Antrag  Hoffnianu  mit 
32  gegen  7  Stimmen  abgelehnt. 
^)  Vgl.  oben  Nr.  Ä6. 
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1.  Von  dem  Ber.  des  BR  an  die  BVers.  vom  27.  März  1894 
über  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Bund  und  Eisenbahngesell- 
srhaften,  eventuell  Kantonen,  bei  Auslauf  der  Konzessionen  wird 
Kenntnis  genommen. 

2.  Dem  BR  wird  der  Wunsch  ausgesprochen,  es  möchte  die 
weitere  Bericht eretattung  über  die  Eisenbahnfrage,  bezw.  den  Eisen- 
bahnrückkauf,  beförderlich  erfolgen. 

3.  Der  BR  wird  eingeladen,  auch  die  Frage  des  Erwerbes  der 
Schweiz.  Eisenbahnen  auf  dem  Wege  der  Expropriation  zu  prüfen 
und  zum  Gegenstand  eines  Berichtes  zu  machen. 

Der  StR  dagegen  beschloss  den  19.  Dez.  1894: 

Nach  Einsicht  des  Ber.  des  BR  vom  27.  Mära  1894  über  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  Bund  und  Eisenbahngesellschaften, 
eventuell  Kantonen,  bei  Auslauf  der  Konzessionen,  und  des  Nach- 
trages dazu  vom  4.  Dez.  1894 ; 

nach  Kenntnisnahme  des  Beschl.  des  NR  vom  5.  Dez.  1894 : 
Von  dem  Ber.  des  BR  wird,  unter  Gewärtigung  der  weiteren 
auf  die  Eisenbahnfrage  bezüglichen  Vorlage,  Akt  genommen. 

Mit  diesen  Beschlüssen  war  das  Traktandum  erledigt;  beide 
Räte  haben  dieselben  als  selbständige  Beschlüsse  dem  BR  ül)er- 
mittelt:  vgl.  BV  Art.  102  Abs.  2. 

Übers.  Verh.  der  BVere.  Dez.  1894,  Nr.  47 ;  Postl.-Slg.  n.  F.  510. 

7.  Geschäftsführung  der  BVers. 
179.  Seit  dem  Jahre  1891  bestellt  der  NR  aus  seiner  Mitte 
für  die  Prüfung  der  Geschäftsführung  und  Rechnung  der  Alkohol- 
verwaltung eine  ständige  d.  h.  für  die  ganze  Legislaturperiode 
amtende  Alkoholkommission.  Der  StR  wählt  seine  Alkoholkomni. 
jährlich,  jedoch  sucht  auch  er  dieser  Komm,  einen  ständigen  Cha- 
rakter zu  geben,  durch  Wiederwahl  ihrer  Mitglieder  *).  Mit  Beschl. 
vom  28.  Dez.  1891  lud  die  BVers.  den  BR  u.  a.  ein.  die  Frage  zu 
prüfen,  ob  nicht  für  die  Alkoholverwaltung  —  und  unter  welchen 
Formen  —  eine  ständige  Aufsichtsbehörde  einzuführen  sei.  Hiezu 
bemerkt  der  BR  in  einem  Ber.  vom  12.  Sept.  1893,  dass  dem 
erstrebten  Zwecke  das  bereits  kreierte  Institut  ständiger  Alkohol- 
konnn.  bei  beiden  Ratsabteilungen  vollauf  Genüge  leiste ;  diese 
Komm,  sind  befugt  und  in  der  Lage,  über  das  Geschäftsgebahren 
der  Alkoholverwaltung  jederzeit  und  in  beliebiger  Ausdehnung  Ein- 
sicht zu  nehmen  und  machen  von  diesem  Rechte  schon  jetzt,  im 
Interesse  der  beteiligten  Verwaltung  selbst,   einen  ausgibigen,    sich 

M  Vgl.  Übers.  Verh.  der  BVers.  Dez.  1891,  Anhang;  jetzt  BG  über  den 
Geschäftsverkehr  vom  9.  Okt.  miß,  Art.  27,  28,  B  19()2  IV  599. 
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stets  intensiver  gestaltenden  Gebrauch.  Es  erscheinen  daher  weitere 
diesbezügliche  Anträge  als  überflüssig.  Die  BVers.  trat  dieser  Auf- 
fassung bei ;  und  es  haben  hierauf,  zum  Zwecke  der  Durchführung 
einer  regelmässigen  Einsicht  der  parlamentarischen  Kommissionen  in 
den  Geschäftsgang  der  Alkoholverwaltung,  die  vereinigten  Alkohol- 
komm, des  StR  und  des  NR  den  26.  Febr.  1894  ein  Regl.  betr. 
die  Aufstellung  einer  ständigen  Delegation  erlassen. 

Nach  diesem  Regl.  besteht  die  Delegation  aus  fünf  Mitgliedern, 
von    denen    die  Komm,    des  Rates,    der    die  Priorität   für  die  Be- 

* 

handlung  des  Geschäftsberichtes  hat,  drei,  die  Komm,  des  andern 
Rates  zwei  Mitglieder  w^ählt'),  und  zwar  während  der  Junisession 
auf  die  Dauer  von  einem  Jahre;  Präsident  und  Vizepräsident  der 
Delegation  sollen  nicht  demselben  Rate  angehören;  die  Delegation 
versammelt  sich  vierteljährlich  in  Bern  und  behandelt  den  von  der 
Direktion  der  Alkoholverwaltung  ihr  zu  unterbreitenden  Quartal- 
bericht über  die  Geschäftsvorkommnisse  der  abgelaufenen  Periode, 
wobei  die  einzelnen  Rubriken  des  Jahresberichtes  zu  berücksich- 
tigen sind;  die  Delegation  legt  das  Ergebnis  ihrer  Beratungen,  zu 
denen  der  Direktor  der  Alkoholverwaltung  beigezogen  werden  kann, 
in  einem  Protokolle  nieder,  welches  den  Präsidenten  der  beiden 
Kommissionen  und  dem  Vorsteher  des  eidg.  Finanzdep.  mitzu- 
teilen ist. 

Durch  diese  Einrichtung  ist,  wie  die  Alkoholkomm,  in  ihrem 
Ber.  vom  27.  Nov.  18i)4  (Speiser)  hervorhebt,  ein  Organ  geschafl:en 
worden,  welches  geeignet  ist,  die  verfassungsmässige  Aufsidit  der 
BVers.  zu  fördern,  ohne  die  Selbständigkeit  und  Verantwoi-tlich- 
keit  der  Verwaltung  zu  schwächen. 

B  181i4  IV  671.     Vgl.  B  1893  IV  172-179,  V  185,  195  -195). 

180.  I.  Auf  die  Begehren,  die  in  einer  Eingabe  dei*  Vor- 
stände des  Schweiz.  Grütlivereins,  der  Schweiz,  sozialdemokrati- 
schen Partei  und  des  schw^eiz.  Gewerkschaftsl)undes  vom  Dez.  1894 
l)etr.  die  Hilfs-,  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  in  den  Fabriken  ent- 
halten waren,  beschloss  die  BVers.  den  7.  Dez.  1895  nicht  ein- 
zutreten.    Die    zur    Vorprüfung    dieser    Eingabe    und    zur   Antrag- 


')  Nach  dem  revidierten  Geschäftsverkehrges.  vom  9.  Okt.  UK>2  lArt.  27 
in  Verbindnng  mit  Art.  25)  ist  die  Delegation  der  Alkoholkommissionen  in 
gleicher  Weise  zu  bestellen  wie  die  der  parlamentarischen  Finanzkommissionen, 
d.  h.  die  Komm,  jedes  Rates  ordnet  drei  Mitglieder  in  die  Delegatirm  ab, 
B  1902  IV  598,  599. 
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Stellung  eingesetzte  Konun.  des  NR  (Vorsitz:  Th.  Curti)  hatte 
zunächst  beabsichtigt,  über  die  einschlägigen  Verhältnisse  an  ver- 
schiedenen Orten  eine  Untersuchung  vorzunehmen.  Der  BR  Hess 
ihr  jedoch  durch  den  Vorsteher  seines  Industriedep.  erklären,  er 
halte  die  Kommission  von  sich  aus  und  ohne  Auftrag  und  Kredit- 
bewilligung des  Rates  nicht  für  berechtigt,  eine  solche  weitschichtige 
Untersuchung  zu  veranstalten.  In  der  Folge  wollte  die  Konun. 
sich  auf  die  Einberufimg  von  etwa  drei  Arbeitervertretern  be- 
schränken, jedoch  w^urde  bei  ihr  von  Arbeiterseite  das  Begehren 
gestellt,  dass  Arbeiter  aus  allen  in  Betracht  kommenden  Industrien 
zugezogen  werden.  Das  eidg.  Industriedep.  teilte  hierauf  dem 
Präsidenten  der  Komm,  mit,  dass  es,  damit  auch  der  Schehi  des 
Nichtentgegenkommens  vermieden  werde,  in  die  Einberufung  je 
eines  Arbeiters  der  im  Beschl.  des  BR  vom  14.  Jan.  1893  (A.  8. 
n.  F.  XIII  259)  genannten  Industrien  einwillige,  unter  der  Be- 
dingung, dass  auch  je  ein  Arbeitgeber  angehört  und  damit  eine 
objektive  Beleuchtung  der  Angelegenheit  gesichert  werde.  Die  An- 
gelegenheit wurde  schliesslich,  unter  Mitwirkung  des  eidg.  Dep.,  in 
dieser  Weise  geordnet,  und  es  erschienen  in  der  Sitzung  der  Komm. 
13  Arbeitgeber  und  7  Arbeiter  (es  gelang  den  Arbeitervertretungen 

nicht,  aus  jeder  Industrie  einen  Abgeordneten  zu  stellen). 

B  18JN>  I  789. 

II.  Im  Jahre  1897  hat  die  Konun.  des  NR  betr.  die  Frage 
der  Freigebung  des  Samstagnachmittags  an  die  weiblichen  Ar- 
beiterinnen (Vorsitz :  Grieshaber)  in  ihrer  Sitzung  vom  23.  und  24.  April : 
9  Arbeiterinnen,  G  Arbeitgeber  und  den  Arbeitersekretär  H.  Greulich 
einvernommen. 

Vgl.  (las  Protokoll  über  diene  Einvernahmen,  B  1897  III  84<>. 

181.  Infolge  definitiven  Festhaltens  des  NR  und  des  StR 
an  ihren  von  einander  abweichenden  Beschlüssen  betr.  Revision  des 
Banknotenartikels  der  BV  (Art.  39)  kam  in  der  ordentlichen  Souuuer- 
session  der  BVers.  des  Jahres  1891  ein  BBeschl.  über  diese  Fiagt^ 
nicht  zustande.  Die  Akten  blieben  deshalb  beim  NR,  der  in  dieser 
Angelegenheit  der  erstbehandelnde  Rat  war.  Art.  (>  des  BG  üben- 
den Geschäftsverkehr  vom  22.  Dez.  1849  \). 

Samstag  den  27.  Juni  wurde  die  ordentliche  Session  der 
BVers.  geschlossen.     Hierauf  stellten,   gestützt  auf  Art.  86  Abs.  2 

\)  Vgl.  jetzt  (las  revidiei-te  Geschäftsverkehrges.  vom  9.  Okt.  19l>2. 
Art.  7  nnd  11. 
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der  BV,  40  Mitglieder  des  NR  beim  BR  den  30.  Juni  das  Be- 
gehren, er  möchte,  sofern  die  Volks-  und  Ständeabstimmung  vom 
5.  Juli  1891  die  Annahme  der  von  den  Räten  vorgeschlagenen 
Revision  des  dritten  Abschnittes  der  BV  ergibt,  die  BVers.  zu  einer 
ausserordentlichen  Session  auf  Montag  den  27.  Juli  einberufen  behufs 
Erwahrung  des  Resultates  dieser  Volksabstimmung  (Ausgestaltung 
der  Volksinitiative  des  BVerf.- Rechts),  B  1891  III  748.  Das  Er- 
gebnis der  Abstimmung  vom  5.  Juli  war  ein  der  Volksinitiative 
günstiges.  Der  BR,  dem  gestellten  Begehren  der  40  Mitglieder  des 
NR  Folge  gebend,  lud  mit  Beschl.  vom  9.  Juli  die  BVers.  zu  einer 
ausserordentlichen  Session  auf  den  27.  Juli  ein  «zur  Entgegennahme 
des  Ber.  über  das  Abstimmungsergebnis,  sowie  zur  eventuellen  Be- 
handlung anderer  damit  zusammenhängenden  Fragen»,  B  1891 
III  1055. 

Es  war  vorauszusehen,  dass  ohne  Verzug  versucht  würde, 
auf  dem  Weg  der  Initiative,  und  zwar  «in  Form  eines  ausgear- 
beiteten Entwurfs»  (Art.  121,  Abs.  4  und  6,  der  soeben  re- 
vidierten BV),  die  Revision  des  Banknotenai*tikels  zur  Erledigung 
zu  l)ringen.  Da  brachte  HäberUn  den  28.  Juli  im  NR  im  Sinne 
des  Art.  38  Ziff.  4  und  der  Art.  64—67  des  Geschäftsregl.  des  NR 
vom  9.  Juli  1850  (A.  S.  II  20,  24,  25)  eine  Motion  ein  des  Inhalts: 

Der  NR  nimmt,  gestützt  auf  Art.  6  des  BG  über  den  Geschäfts- 
verkehr zwischen  dem  NR  und  dem  StR: 

Dieses  Verfahren  wird  fortgesetzt   bis  beide  Räte  erklären, 
auf  ihren  abweichenden  Ansichten  definitiv  zu  beharren.  In  diesem 
Falle  bleibt  der  Gegenstand  liegen,  bis  er  auf  die  für  die  Gesetz- 
gebung vorgeschriebene  Weise  wieder  angeregt  wird,   und  die 
Akten  bleiben  bei  dem  Rate,  welcher  das  Geschäft  zuerst  in  Be- 
handlung nahm ; 
den  Entw.  des  BBeschl.  betr.  Revision  von  Art.  39  der  BV  wieder 
auf,    acceptiert  denselben  in  globo    in   der  Form  des  Ergebnisses 
der   Schlussberatung  im  NR  vom  26.   Juni   1891   und   übermittelt 
ihn  dem  StR  mit  der  Einladung,  den  Gegenstand  auch  seinerseits 
noch  in  dieser  Session  zu  erledigen. 

Den  29.  Juli  beschloss  der  NR: 

Diese  Motion  wird  in  folgender  modifizierter  Fassung  erheblich 
erklärt  und  im  Sinne  von  Art.  67  des  Geschäftsregl.  sofort  zum 
definitiven  Beschl.  erhoben: 

Der  NR  nimmt,  gestützt  auf  Art.  6  des  BG  über  den  Geschäfts- 
verkehr zwischen  dem  NR  und  dem  StR,  den  Entw.  des  BBeschl. 
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betr.  Revision  von  Art,  39  der  BV  wieder  auf,  acceptiert  denselben 
in  der  Form  des  Ergebnisses   der   Schlussberatung  im  NR   vom 
26.  Juni  1891   mit  der  einzigen  Modifikation,   dass  der  Anteil   der 
Kantone  am  Reingewinn  der  Bank  von   «wenigstens  der  Hälfte» 
auf  «wenigstens  zwei  Dritteile»  erhöht  werden  soll,  und  übermittelt 
den  so  modifizierten  Entw.  dem  StR  mit  der  Einladung,  den  Ge- 
genstand auch  seinerseits  noch  in  dieser  Session  zu  erledigen. 
Den  gleichen  29.  Juli  stimmte  der  StR  dem  NR  zu.  Damit  war  der 
der  Volks-  und  Ständeabstimmung  zu  untei-stellende  BBeschl.  betr.. 
Revision   von    Art.   39   der   BV   vom   29.  Juli   1891    zustande   ge- 
kommen.    Den   31.  Juli   wurde    die   ausserordentliche  Session   der 
BVers.  geschlossen. 

Übers.   Verh.   der   BVers.   Juni   1891,   Nr.  29,   59;   Juli    185)1,   Nr.  2.  3,  H,  7: 
B  1891  IV  136;  1892  II  197. 

182.  I.  Mit  Schreiben  vom  29.  Nov.  1879  teilte  der  BR  der 
der  BVers.  mit,  dass  er  eine  Vorlage  betr.  die  eidg.  Gewährleistung 
des  Tessiner  Verf.- Gesetzes  vom  31.  Jan.  1879  vorläufig  der  BVei-s. 
nicht  unterbreiten  werde.*)  Es  interpellierten  hierauf  den  2.  Dez. 
die  Mitglieder  des  StR,  Respini  und  Dr.  Reali,  den  BR  über  die  Mo- 
tive dieser  Verzögerung.  Der  BR  beantwortete  den  3.  Dez.  die 
Interpellation.  Anlässlich  derselben  wurde  im  StR  die  Frage  er- 
örtert, welches  Verfahren  bei  Interpellationen  stattfinden  solle, 
worauf  der  Rat  am  4.  Dez.  Art.  60  seines  Geschäftsregl.  vom 
7.  Dez.  1849  dahin  interpretierte,  dass  nach  Beantwortung  einer 
Interpellation  den  Interpellanten  gestattet  ist,  sich  zu  erklären,  ol) 
sie  durch  die  erhaltene  Auskunft  befriedigt  sind,  dass  dagegen  eine 
weitere  Diskussion  nicht  stattfinden  soll. 

A.  S.  II  11 ;  Übers.  Verh.  der  BVers.  Dez,  1879,  Nr.  13,  4i).. 
II.  Art.  68  des  Geschäftsregl.  des  Schweiz.  NR  vom  9.  Juli  1850 
bestimmt : 

Jedes  Mitglied  des  NR  hat  das  Recht,  im  Schosse  desselben 
über  jeden  die  eidg.  Verwaltung  betreffenden  Gegenstand  Auskunft 
zu  verlangen.  Einem  solchem  Begehren  wird  nur  dann  Folge  ge- 
geben, wenn  es  durcli  zehn  Mitglieder  des  NR  unterstützt  wird. 
In  diesem  Falle  soll  die  betr.  Behörde  in  einer  der  nächsten 
Sitzungen  die  verlangte  Auskunft  erteilen.  A.  S.  II  25. 

Bei  Anlass  der  Interpellation  Gallati  und  Mitunterzeichner 
betr.  die  Freiburger  Lotterie  entstand  im  NR  den  20.  März  1893 
die  Frage,  ob  sich  an  eine  Interpellation  eine  allgemeine  Diskussion 


M  Vgl.  oben  Nr.  8Ä  X. 
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anschliessen  dürfe.    Der  Rat  gestattete  diese ')  nach  Anhörung  fol- 
gender Ausführung  seines  Vorsitzenden,  Dr.  Forrer: 

Das  RegL,  Art.  68,  spricht  sich  darüber  nicht  aus,  ob  auf  eine 
Interpellation  nur  vom  Vertreter  des  BR  geantwortet  werde,  oder  ob 
eine  allgemeine  Diskussion  erfolgen  dürfe.  Wir  haben  daher  völlig 
freie  Hand,  die  allgemeine  Diskussion  zu  gestatten  oder  zu  untersagen. 
Immerhin  dürften  wir  gut  tun,  uns  umzusehen,  wie  es  bisher  gehalten 
worden  ist. 

Wie  es  im  StR  gehalten  worden  ist,  ist  hier  unerheblich.  Es 
fragt  sich  nur:  Wie  ist  es  im  NR  gehandhabt  w^orden?  In  dieser  Be- 
ziehung ist  mitzuteilen,  dass  die  Praxis  zu  allen  Zeiten  eine  sehr  ver- 
schiedene war.  Gewöhnlich  hatte  es  bei  Frage  und  Antwort  sein  Ver- 
bleiben, und  es  verlangte  niemand  sonst  das  Wort.  Der  Interpellant 
erklärte  sich  befriedigt  oder  nicht,  und  damit  war  das  Geschäft  erledigt. 
Wie  wurde  es  aber  gehalten,  wenn  noch  jemand  zu  sprechen  verlangte? 
In  folgenden  Fällen  ist  vom  Rate  eine  Diskussion  als  zulässig  erklärt 
worden:  am  24.  Sept.  1872,  anlässlich  der  Interpellation  Arnold 
und  Kons.  betr.  die  Bemer  Bettagsproklamation;  am  29.  Jan.  1874, 
anlässlich  der  Interpellation  Weber  und  Kons.  betr.  Herrn  Wuilleret: 
am  28.  Juni  1878,  anlässlich  der  Interpellation  Frey  imd  Kons.  betr. 
den  Kirchenhandel  Chene-Bourg  .  .  . ;  am  6.  Dez.  1882,  anlässlich  der 
Interpellation  Meister  und  Kons.  betr.  die  Beratung  des  Zolltarifes. 
timgekehrt  kam  es,  nach  dem  Protokoll  wenigstens,  einmal  vor,  dass 
eine  Diskussion  ausdrücklich  als  unzulässig  erklärt  wiurde,  nämlich  am 
19.  Juni  1869,  anlässlich  der  Interpellation  Sulzer  betr.  die  Ausweisung 
von  Mazzini. 

In  der  Mehrheit  der  Fälle,  wo  eine  Diskussion  verlangt  worden 
ist,  wurde  dieselbe  vom  Rat  bewilligt.  Ich  schlage  Ihnen  dem- 
gemäss  vor,  Sie  möchten  auch  hier,  insofern  von  einem  Mitglied,  das 
nicht  zu  den  Interpellanten  gehört,  das  Wort  verlangt  wird,  dasselbe 
einräumen.  .  .  .  Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  weder  ein  Antrag 
gestellt,  noch  ein  Beschluss  gefasst  werden  kann,  vielmehr  wemi  je- 
mand einen  Antrag  stellen  wollte,  derselbe  auf  den  Weg  der  Motion 
verwiesen  werden  muss.  Es  ergibt  sich  dies  daraus,  weil  sonst  die 
Bestimmung  über  die  Motionen  einfach  so  umgangen  werden  könnte, 
dass  man  eine  Interpellation  ankündigt  und  djinn  sofort  einen  Beschluss 
veranhisst.  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  189:^,  II  S.  283. 


M  Eine  allgemeine  Diskussion  folgte  auch  am  20.  Mäi-z  1896  der 
Interpellation  Hess  und  Mitunterzeichner  betr.  den  Rücktritt  des  Oberst 
U.  Wille  als  Waffenchef  und  Oberinstruktor  der  Kavallerie.  Cbers.  Verh.  der 
BVers.  März  1896,  Nr.  41,   Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1896,  VI  S.  89,  105. 
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II.  Der  Baudesrat  und  die  Bandesyerwaltaug.^) 

I.  B(f  über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  BR  vom  16.  Mai  1849, 

A.  S.  I  49. 

BBeschl.  ^oni  26.  Jan.  1860  betr.  Abänderung  des  Art.  29  litt,  b  des  BG 
vom  16.  Mai  1849,  A.  S.  VI  426.  —  Botsch.  des  BR  liiezu  vom  6.  Jan.  1860, 
B  1860  I  305;  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  13.  Jan.  1860,  B  1860  I  308.2) 
BGes.  vom  28.  Juli  1873  betr.  Abänderungen  des  BG  vom  16.  Mai  1849, 
A.  S.  XI  256.  —  Botsch.  des  BR  hiezu  vom  9.  Juli  1873,  B  1873  IH  I. 

II.  BBeschl.  über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  BR  vom  21.  Aug. 

1878  (ohne  Referendumsvorbehalt  erlassen),  A.  S.  n.  F.  III  480.  —  Botsch. 
des  BR  hiezu  vom  14.  Mai  1878,  B  1878  U  943. 

Beschl.  des  BR  betr.  die  Organisation  seiner  Dep.  vom  8.  Juli  1887,  A.  S. 
n.  F.  X  104;  hiezu  ein  Abänderungsbeschl.  des  BR  vom  29.  Aug.  1890, 
A.  S.  n.  F.  XI  674. 

BBeschl.  vom  9.  Juni  1887  betr.  die  Neuverteilung  der  Dep.  des  BR, 
Cbei-s.  Verh.  der  BVers.  Juni  1887,  Nr.  4.  —  Ber.  des  BR  vom  5.  April  1887, 
B  1887  II  136;  1891  I  546. 

BBeschl.  vom  28.  Juni  1895  betr.  Abänderung  des  BBeschl.  vom  21.  Aug.  1878 
(unter  Aufhebung  der  BRBeschl.  vom  8.  Juli  1887  und  29.  Aug.  1890,  und 
erlassen  ohne  Referendumsvorbehalt,  weil  nicht  allgemein  verbindlicher 
Natur),  A.  S.  n.  F.  XV  188.  —  Botsch.  des  BR  vom  4.  Juni  1894  betr.  Or- 
ganisation und  Geschäftsgang  des  BR  (sog.  Verwaltungsreform),  B  1894 
II  766;   Ber.   der   Komm,  des   StR  vom   16.  Nqv.  1894   (Schoch),   B  1894 

IV  469;  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1894,  IV  S.  103—124,  301—306;  1«>5 

V  S.  99—120,  128-141,  453-466,  471—474;  B  1896  I  874;  1897  II  201.  — 
Vgl.  femer  Ausführungsverfügungen  des  BR,  B  1895  IV  759,  1896  I  46. 
BRBeschl.  vom  9.  April  1897  betr.  die  Kompetenzen  der  Departemente 
und  der  Abteilungs-Chefs,  A.  S.  n.  F.  XVI  117;  hiezu  insb.  Bericht  des 
BR  betr.  die  Kompetenzen  der  Departemente  und  der  Abteilungs-Chefs 
vom  3.  Dez.  1894,  B  1894  IV  481. 

BRBeschl.  vom  8.  Dez.  1896  betr.  Abänderung  des  BBeschl.  über  die  Or- 
ganisation des  BR  (betr.  Bauten  und  Auswanderungswesen),  A.  S.  n.  F. 
XV  601. 

183*    Die  BV  des  Jahres  1848  hatte  in  Art  91  die  Vorschrift: 

Die  Geschäfte  des  BR  v^erden  nach  Departementen  unter  die 

einzelnen  MitgHeder  verteilt.  Diese  Einteilung  hat  aber  einzig  ziun 

Zvv^eck,  die  Prüfung  und  Besorgung  der  Geschäfte  zu  fördern.  Der 

jeweilige  Entscheid  geht  von  dem  BR  als  Behörde  aus. 

Diese  Bestimmung   hat  die  BV  des  Jahres  1874  unverändert 

als  Art.  103  beibehalten. 


M  Vgl.  Ringier  in  Reichesberg,  Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volks- 
wirtschaft, Bern  19(>2,  I  S.  673  ff,;  v.  Salis  ebendaselbst,  S.  678  ff.,  707  ff. 

*^)  In  diesem  Bor.  der  Komm,  des  StR  wird  herv'orgehoben,  dass,  was 
der  BR  vorschlägt  und  der  NR  beschlossen  hat,  eine  Abänderung  des  BGes. 
vom  16.  Mai  1849  sei ;  selbstverständlich  sollte  nun  diese  Abänderung  wieder 
in  der  Form  eines  Gesetzes  erscheinen,  betreffe  sie  das  Ganze  oder  nur  ein- 
zelne Teile  des  Gesetzes.  Deshalb  schlug  die  Komm,  den  Erlass  eines  Ge- 
setzes und  nicht  nur  den  eines  Beschlusses  vor.  Dieser  Antrag  drang  jedo(^h 
in  der  BVers.  nicht  durch,  B  1860  I  311. 
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Das  BG  über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  BR 
vom  1().  Mai  1849  umschreibt  den  mitgeteilten  Art.  91  (=  Art.  103) 
der  BV  in  folgender  Weise : 

Art.  20.  Die  Geschäfte  und  Verwaltungszweige  des  BR,  welche 
besonderer  Aufsicht,  Vorberatung  oder  untergeordneter  Verfügungen 
bedürfen,  werden  den  Departementen  zugewiesen.  Letztere  sind 
befugt,  mit  Schweiz.  Regierungen  und  deren  Beamtungen,  sowie 
mit  eidg.  Beamten  in  unmittelbaren  Verkehr  zu  treten,  soweit 
dieses  zur  Behandlung  ihrer  Geschäfte  erforderlich  ist.  Alle  Ent- 
scheide gehen  jedoch  vom  BR  als  Behörde  selbst  aus. 

Nach  Inkrafttreten  des  Eisenbahnges.  vom  23.  Dez.  1872^ 
A.  S.  XI  1,  sah  sich  der  BR  veranlasst,  der  BVers.  einige  Änderun- 
gen an  dem  Organisationsges.  vom  16.  Mai  1849  vorzuschlagen, 
namentlich  die  Errichtung  eines  Eisenbahn-  und  Handelsdep.  In 
seiner  hierauf  bezüglichen  Botsch.  vom  9.  Juli  1873  wirft  der  BR  die 
Frage  auf,  ob  es  nicht  angesichts  der  bevorstehenden  allgemeinen 
Revision  der  BV  zweckmässiger  sein  dürfte,  dermalen  von  Ände- 
rungen an  dem  Organisationsges.  für  den  BR  abzusehen ;  er  erklärt 
jedoch  die  vorgeschlagenen  Änderungen  für  dringlich,  betonend,  dass 
allerdings  eine  umfassende  Revision  notwendig  werde,  wenn  einmal 
die  Aufgaben  des  Bundes  durch  eine  neue  BV  für  längere  Zeit 
fixiei-t  sein  werden,  und  des  weitern  bemerkend: 

Es  dürfte  sich  alsdann  nicht  nur  darum  handeln,  die  zahlreichen 
dem  Bimde  infolge  der  veränderten  Verf.- Bestimmungen  zufallenden 
neuen  Aufgaben  in  möglichst  rationeller  Weise  unter  die  Departemente 
des  BR  zu  verteilen,  sondern  es  wird  namentlich  auch  die  Frage  in 
Erwägung  zu  ziehen  sein,  ob  nicht  in  der  aUgemeinen  Organisation  der 
BVerwaltung  eine  grundsätzliche  Änderung  in  dem  Sinne  einzutreten 
habe,  dass  den  Departementen  als  solchen  grössere  Kompetenzen  ein- 
geräumt und  dann  auch  innerhalb  der  Departemente  selbst,  je  nach 
ihrer  Natur,  die  Erledigung  gewisser  Kategorien  von  Geschäften  an  die 
höheren  Beamten  der  Dep.  übertragen  werden  solle.  B  1873  III  3. 

Den  hier  präzis  ausgesprochenen  Gedanken  der  Delegation  der 
Befugnisse  des  Bundesrates  an  seine  Depai'temente  und  innerhalb 
der  Departemente  an  die  Abteilungs-Chefs  hat  die  seitherige  Praxis 
in  weitem  Umfang  verwirklicht.  Die  gesetzliche  Grundlage  schuf 
zunächst  der  obigen  Art.  20  des  BG  vom  KJ.  März  1849  ersetzende 
Art.  20  des  BBeschl.  vom  21.  Aug.  1878  über  die  Organisation 
imd  den  Geschäftsgang  des  BR: 

Art.  20  Abs.  1  (=  Art.  108  der  BV); 
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Abs.  2.  Unter  Vorbehalt  endgiltigen  Entscheides  des  BR  er- 
ledigen die  Departemente  von  sich  aus  die  Geschäfte,  welche  ihnen 
sei  es  kraft  gesetzlicher  Bestimmungen,  sei  es  infolge  besonderer 
Schlussnahmen  des  BR  überwiesen  sind. 

In  der  Botsch.  vom  14.  Mai  1878  begründete  der  BR  diese 
Bestimmung  wie  folgt: 

Wollte  die  Bestimmung  des  Art.  103  der  BV  wörtlich  genommen 
werden,  so  würden  sämtUche  Stimden  des  Tages  nicht  hinreichen,  die 
Aufgabe  zu  erfüllen,  die  dem  BR  zufiele.  Es  hat  sich  denn  auch  seit 
langem  eine  Praxis  herausgebildet,  derzufolge  die  Departemente  eine 
Menge  von  Geschäften  von  sich  aus  erledigen  imd  dem  BR  nur  die 
wichtigen  Fragen  vorlegen.  Selbst  mehrere  Gesetze  haben  diese  Praxis 
bestätigt,  indem  sie  gevrisse  Angelegenheiten  diesem  oder  jenem  De- 
partemente zuweisen.  Das  Gesetz  von  1849  ist  damit  jedoch  nicht  im 
Einklang.  Den  Redaktoren  desselben  scheint  die  MögUchkeit  vorge- 
schwebt zu  haben,  alle  Geschäfte  in  pleno  zu  erledigen,  so  dass  die 
Departemente  nur  ermächtigt  wurden,  sich  in  direkter  Weise  die  zum 
Studium  der  verschiedenen  Fragen  erforderhchen  Aufschlüsse  zu  ver- 
schaffen. Es  schien  daher  notwendig,  den  Gesetzestext  mit  den  fak- 
tischen Verhältnissen  in  Einklang  zu  bringen.  Der  vorgeschlagene  Abs.  2 
des  Art.  20  widerspricht  nicht  der  Bestimmung  der  BV.  Denn  was 
schreibt  diese  anderes  vor,  als  den  Grundsatz,  dass  der  BR  als  ein 
Ganzes  anzusehen  ist,  dessen  Abteilungen  solidarisch  sind?  Die  BV 
vnrd  weder  dem  Geiste  noch  dem  Wortlaut  nach  verletzt,  wenn  gleich- 
zeitig damit,  dass  den  Departementen  eine  Kompetenz  eingeräumt  wird, 
die  sie  unmöglich  entbehren  können,  dem  BR  das  Recht  zuerkannt 
wird,  über  alle  bestrittenen  Fragen  definitiv  zu  entscheiden. 

B  1878  n  949;  1875  II  227. 

184.  Mit  Hinweis  auf  Art.  30  des  Organisationsbeschl.  vom 
21.  Aug.  1878: 

Der  BR  ist  ermächtigt,  ausnahmsweise  bezügUch  einzelner  Ge- 
schäfte   oder    Geschäftszweige  der  Dep.   Abweichungen  (von   der 
festgesetzten  Geschäftsverteilung  unter  die  Dep.)  zu  beschliessen. 
Von  derartigen  Beschlüssen  ist  der  BVers.  Mitteilung  zu  machen,*) 
teilte  der  BR  mit  Bericht  vom  5.  April  1887  der  BVers.  mit,  dass 
er    beabsichtige,    versuchsweise     eine    Abänderung    einzelner    Be- 
stimmungen des  BBeschl.  vom  21.  Aug.  1878  vorzunehmen.   Er  be- 


')  Durch  den  BBeschl.  vom  28.  Juni  1895  erhielt  dieser  Art.  30  folgende 
Fassung:  Der  BR  ist  ermächtigt,  obige  Feststellung  in  Bezug  auf  neue  Ge- 
schäftszweige zu  ergänzen  und  ausnahmsweise  auch  Abweichungen  von  der- 
selben zu  beschliessen ;  doch  ist  von  derartigen  Beschlüssen  der  BVers.  Mit- 
teilung zu  machen,  A.  S.  n.  F.  XV  196. 

3:i 
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zeichnete  als  Übelstände  der  gegenwärtigen  Organisation:  fort- 
währender Wechsel  der  Dep.  in  Bezug  auf  die  Mitglieder  des  Bundes- 
rates; bedeutende  Entwicklung  aller  Dep.  mit  Ausnahme  des  poli- 
tischen Dep.,  bei  dem  es  infolge  des  alljährlichen  Vorsteherwechsels 
an  Folgerichtigkeit  und  Kontinuität  in  der  Behandlung  der  Ge- 
schäfte mangle;  ungleiche  Verteilung  der  Geschäfte  unter  die  Dep. 

Die  BVers.  beschloss  hierauf  den  9.  Juni  1887,  von  der  Mit- 
teilung des  BR  vom  5.  April  am  Protokoll  zustimmend  Kenntnis  zu 
nehmen,  mit  der  Einladung  an  den  BR  seiner  Zeit  Ber.  und  Vor- 
schlag betr.  Revision  des  BBeschl.  über  die  Organisation  und  den 
Geschäftsgang  des  BR  vom  21.  Aug.  1878  vorzulegen. 

Die  vom  BR  mit  Beschl.  vom  8.  Juli  1887  vorgenommene  Ab- 
änderung des  BBeschl.  vom  21.  Aug.  1878  betraf  die  Art.  22  bis 
und  mit  29  imd  bestand  neben  untergeordneteren  Verschiebungen 
einzelner  Geschäftszweige  wesentUch  in  der  Bildung  eines  eigenen 
vollständigen  Dep.  des  Auswärtigen,  das  hauptsächlich  aus  dem  bis- 
herigen politischen  Dep.  und  der  Handelsabteilung  des  bisherigen 
Handels-  und  Landwirtschaftsdep.  gebildet  wurde. 

Indem  nun  bei  der  Departementeverteilung  für  das  Jahr  1888 
das  neue  Dep.  des  Auswärtigen  nicht  dem  Bundespräsidenten, 
welcher  bisher  jeweilen  während  seines  Amtsjahres  das  poUtische 
Departement  zu  führen  hatte,  sonderh  einem  andern  Mitglied  des 
Bundesrates  übertragen  wurde,  und  es  dabei  auch  in  den  folgenden 
Jahren  sein  Verbleiben  hatte,  so  ergab  sich  als  weitere  Änderung 
das  gänzliche  Aufhören  des  Wechsels  in  der  Depai-tementevertei- 
lung  und  eine  wesentlich  veränderte  Stellung  des  Bundespräsi- 
denten. 

Am  23.  Juni  1892  beschloss  die  BVers.,  in  Verbindung  mit 
der  Genehmigung  der  Geschäftsfühnmg  des  BR  im  Jahre  1891, 
folgendes  Postulat: 

Der  BR  wird  eingeladen,  gemäss  seinem  Ber.  vom  5.  April 
1887  über  die  Reorganisation  des  BR  den  eidg,  Räten  beförderlich 
eine  Vorlage  über  die  Folgen  jener  Reorganisation  imd  über  die  bei 
der  stets  steigenden  Geschäftsvermehrung  nötig  werdenden  Re- 
formen in  der  Bundesverwaltung  zu  unterbreiten. 
Übers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1892,  Nr.  4,  65,  B  1892  HI  1161 ;  Post.-Slg.  n.  F.  470. 

In  Ausführung  dieses  Postulates,  das  zum  Teil  auch  im  Zu- 
sammenhang steht  mit  dem  seit  Anfang  der  neunziger  Jahre  von 
einzelnen   politischen  Parteien  vertretenen  Begehren  der  Wahl  des 
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BR  durch  das  Volk  *),  legte  der  BR  der  BVers.  den  4.  Juni  1894 
eine  einlässliche  Botsch.  betr.  Organisation  und  Geschäftsgang  des 
BR  vor,  zugleich  mit  dem  Entw.  eines  BBeschl.,  der  eine  neue  Ein- 
teilung der  Departemente  enthält.  Damit  verneinte  der  BR  das 
Bedüi-fnis  einer  eingreifenden  Änderung  der  Organisation  der  BVer- 
waltung.  Aus  den  Beratungen  der  BVers.  ging  der  dem  Referen- 
<lum  nicht  imterstellte  BBeschl.  vom  28.  Juni  1895  betr.  Abände- 
rung des  BBeschl.  vom  21.  Aug.  1878  hervor:  Die  BVers.  tritt 
bezüglich  der  Neueinteilung  der  Departemente  der  Auffassung  des 
BR  bei,  Art.  22 — 29,  unter  Aufhebung  von  Art.  36,  bestätigt  in  ge- 
nauerer Fassung  als  bisher  die  Befugnis  des  BR  zur  Ergänzung  und 
Äusnahmsweiser  Abänderung  der  Departementaleinteilung,  Art.  30, 
umschi'eibt  sodann  korrekter  wie  bisher  die  Stellung  des  Bundes- 
präsidenten, Art.  13  Abs.  1,  und  kreiert  die  Stellung  eines  zweiten 
Vizekanzlers,  Art.  32,  fügt  endlich  unter  den  Kompetenzen  des 
Justizdep.  bei:  den  Mitbericht  bezüglich  aller  dem  BR  gegen  Ver- 
fügiuigen  seiner  Departemente  eingereichten  Rekurse  neben  demDep., 
gegen  welches  der  Rekurs  gerichtet  ist,  sofern  nicht  im  einzelnen 
Falle  der  BR  den  Mitbericht  einem  andern  Dep.  überträgt,  Art.  25 
Ziff.  17»),  A.  S.  n.  F.  XV  188. 

Dass  nach  Ansicht  der  BVers.  mit  diesem  BBeschl.  vom  28.  Juni 
1895  die  Frage  der  Verwaltungsreform  nicht  zu  einem  Abschluss  ge- 
diehen ist,  bekundet  das  gleichzeitig  von  ihr  angenommene  Postulat: 

Der  BR  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  darüber  Bericht  zu  er- 
statten, ob  nicht  in  folgenden  Materien  eine  Regelimg  durch  Ges. 
oder  BBeschl.  einzutreten  habe: 

1.  betr.  die  Organisation  derjenigen  eidg.  Verwaltimgen,  deren 
Entwicklung  im  wesentlichen  zum  Abschlüsse  gekommen  ist,  und 
die  einer  gesetzlichen  Organisation  noch  entbehren,  wobei  die  Ent- 
lastimg  des  BR  durch  Übertragung  von  Kompetenzen  an  die 
Departementsvorsteher  und  die  Entlastung  der  Departementsvor- 
steher durch  Übertragung  von  Kompetenzen  an  höhere  Departe- 
mentsbeamte ins  Auge  zu  fassen  wäre; 

2.  betr.  das  Verfahren  in  Verwaltungsstreitsachen; 

3.  betr.  die  Errichtung  einer  Rechnungskammer. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1895,  Nr.  5. 

M  Vgl.  N.  Droz,  Le  mode  d'election  du  Conseil  Federal,  in  Etudes  poli- 
tiques,  Geneve  1895.  pp.  3rSU2;  Hilty  im  Politischen  Jahrbuch  a.  O.,  XIV 
S.  318  ff.,  563573;  Th.  Curti  a.  0.  S.  15  fp.,  34,  81,  170  ff. 

2)  Vgl.  hiezu  insbesondere  B  1894  IV  474,  Stenogr.  Bulletin  der  BVers. 
18V)5,  V  S.  132  ;  unten  S.  525. 


^^ 
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In  der  Folge  erging  dann  der  BRBescfiL  vom  9,  April  1897 
betr.  die  Kompetenzen  der  Departemente  und  der  Abteilungs-Chefe 
und  zwar  in*  Anwendung  der  dem  BR  nach  Art.  20  Abs.  2  des. 
BBeschl,  vom  21.  Aug.  1878  erteilten  Ermächtigung  und  miter  Hin- 
weis auf  den  bezüglichen  Bericht  des  BR  vom  3.  Dez.  1894  anläss- 
lich der  Beratung  der  Verwaltungsreform  in  den  eidg.  Räten.  Die 
Kompetenzen-Übertragung  geschah  unter  dem  ausdinicklichen  Vor- 
behalte des  Entscheides  des  BR,  « welcher  gegenüber  den  Erlassen 
des  Abteilungs-Chefs  und  des  Departements  angerufen  werden  kann  »^ 
A.  S.  n.  F.  XVI  117. 

Über  die  Erfahrungen,  die  der  BR  mit  dei*  auf  1.  Jan.  1888 
eingeführten  Organisation  gemacht  hatte,  sowie  über  die  Reorgani- 
sationsfragen enthält  die  Botsch.  des  BR  vom  4.  Juni  1894  folgende 
Ausführungen : 

I.  Die  Aufhebung  des  alten  politischen  Departements  unter  der 
Leitung  des  jeweiligen  Bundespräsidenten  und  die  Schaffung  eines 
^genen,  von  dem  Wechsel  des  Bundespräsidiums  unberührten  Departe- 
ments  des  Äussern  war  der  Hauptgedanke  der  Reorganisation  von  1887. 

Daneben  konnte  in  Berücksichtigung  eines  immer  dringender  ge- 
wordenen  Bedürfnisses  eine  etwas  gleichmässigere  Verteilung  der  Ver- 
waltimgsaufgaben  und  der  bezügüchen  Geschäfte  auf  die  sieben  Depaite- 
mente  vorgenommen  werden,  wobei  man  darauf  Bedacht  nahm^  sie  auch 
bezüghch  der  einzelnen  Geschäftszweige  möglichst  rationell  zu  gestalten. 

Dem  neuen  Departemente  des  Äussern  wurden,  mit  Ausnahme 
der  Ziff.  4  des  alten  Art.  23:  «Pl*üfung  derjenigen  Verträge,  welche 
die  Kantone  von  sich  aus  mit  ausländischen  Behörden  abzuschliessen 
befugt  sind»,  und  der  Ziff.  7:  « Aiifrechterhaltung  der  öffenthchen 
Ruhe  und  Ordnung  im  Innern»,  die  sämtUchen  Geschäfte  des  bis- 
herigen politischen  Departements  zugewiesen,  und  überdies  erhielt 
es  die  ganze  Handelsabteüung  samt  den  internationalen  Ausstellungen,, 
dem  gewerbUchen,  hterarischen  und  künstlerischen  Eigentum,  der  «Kon- 
trollierung  von  und  Handel  mit  Gold-  und  Silberwaren»  und  der  «Be- 
aufsichtigung des  Auswanderungswesens». 

Das  Departement  des  Innern  gab  das  Civilstandswesen  an  das 
Justizdepartement  ab,  welches  auch  die  obgenannten  Geschäfte  der 
Ziff.  4  und  7  des  alten  Art.  23  zu  übernehmen  hatte.  Das  Militär- 
departement erhielt  zu  seinen  bisherigen  Geschäften  noch  die  Militär- 
pflichtersatzsteuer und  die  Pulverfabrikation  und  -Verwaltung  von  dem 
Finanzdepartement,  welches  seinerseits  die  Alkoholverwaltimg  in  seinen 
Geschäftskreis  aufnalmi.  Die  bedeutendste  Veränderung  erfuhr  das 
damalige  Handels-  und  Industriedepartement,  indem  es  den  Hjmdel,.  deiii 
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Schutz  des  gewerblichen  und  geistigen  Eigentums,  die  internationalen 
AussteUungen  und  das  Auswanderungswesen  an  das  neue  Departement 
des  Aussem  abgaben  konnte,  während  das  Eisenbahn-  und  Postdeparte- 
ment von  der  neuen  Geschältsverteilung  unberührt  blieb. 

Bei  dem  Inki-afttreten  dieser  neuen  Geschäftsverteilung  auf  1.  Ja- 
nuai-  1888  behielt  der  ins  Amt  tretende  Bundespräsident  Hertenstein, 
in  dessen  Person  der  unmittelbare  Anstoss  zur  Reorganisation  gelegen 
hatte,  sein  bisheriges  Departement,  nämlich  das  Militärdep.;  das  Dep. 
des  Äussern  wurde  von  einem  andern  MitgUede  des  BR  (Droz)  über- 
nommen, welcher  dessen  Führung  bis  zu  seinem  Austritt  aus  der  Be- 
hörde beibehielt. 

Die  seit  1888  mit  diesen  Neuerungen  gemachten  Erfahrungen  sind 
teils  günstige,  teils  aber  ist  auch  von  weniger  befriedigenden  Wirkungen 
zu  berichten. 

Der  Bestand  und  die  Tätigkeit  eines  eigenen,  dem  Wechsel  der 
Leitung  nicht  unterliegenden  Dep.  des  Äussern  hat  der  Verwaltung  der 
politischen  Angelegenheiten  im  allgemeinen  unzweifelhaft  wesentliche 
Fortschritte  gebracht. 

Die  Mittel  und  Wege  zur  Wahrung  und  Förderung  der  schwei- 
zerischen Interessen  im  Auslande  wurden  eifriger  studiert.  Wo  die  bis- 
herige Art  der  Vertretung  nicht  ausreichend  schien,  wie  z.  B.  in  Eng- 
land und  in  Südamerika,  wurde  mit  Entschiedenheit  auf  notwendige 
Verbesserung  mittelst  Entsendung  diplomatischer  Repräsentanten  hin- 
gearbeitet. 

Die  früher  unter  den  stets  wechselnden  Chefs  der  Verwaltung 
der  politischen  Angelegenheiten  veränderliche,  mehr  oder  weniger  laxe 
Führung  unserer  auswärtigen  Organe,  der  Gesandtschaften  und  Kon- 
sulate, hat  einer  festem,  bestimmtem  und  intensivem  Leitung  Platz 
gemacht.  Es  win-de  für  eine  stetigere,  sorgfältigere  und  allseitigere  In- 
formierung dereelben  gesorgt,  indem,  was  jeweilen  in  einem  Gesandt- 
schaftsberichte den  andern  Gesandten  von  Wert  sein  konnte  und  mit- 
geteilt werden  durfte,  ihnen  beförderUch  und  stetig  zur  Kenntnis  ge- 
bracht wurde.  Diese  gegenseitige  Orientierung  wurde  vervollständigt 
durch  die  jährliche  Einberufung  der  Gesandten  zur  Konferenz  mit  dem 
Departemente,  was  notwendig  eine  nach  verschiedenen  Richtungen 
günstige  Rückwirkung  auf  die  Thätigkeit  der  Gesandtschaften  zur 
Folge  hatte. 

Die  längere  Führung  der  Geschäfte  des  auswärtigen  Amtes  brachte 
grössere  Erfahrung  und  Vertrautheit  mit  der  Natur  dieser  Geschäfte, 
bessere  Kenntnis  sowohl  der  eigenen  diplomatischen  Organe,  als  der 
EigentümUchkeiten  der  fremden  Kabinette  und  deren  Vertreter,  und 
infolgedessen  grössere  Gewandtheit  und  Sicherheit  im  Verfahren. 

Systematischer  und   gev^^chtiger  trat  das   konstante   auswärtige 
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Amt  in  die  dem  fiühem  politischen  Departement  mehr  oder  weniger 
entfallene  Aufgabe  ein,  bei  allen  mit  fremden  Staaten  zu  verhandelnden 
Angelegenheiten,  Verträgen  imd  Übereinkünften,  von  welchem  Ressort 
dieselben  zunächst  auch  ausgehen  mochten,  mitzuwirken. 

Das  Wegfallen  eines  Unterbruches  in  der  Geschäftsführung,  der 
früher  bei  dem  jährlichen  Wechsel  des  politischen  Dep.  hauptsächüch 
altanhängige,  aktenreiche  Angelegenheiten  traf,  förderte  bei  dem  neuen 
System  deren  Betreibung  und  Abwicklung.  So  kamen  unter  Benützung 
günstiger  Umstände  unter  anderm  die  alte  Forderung  der  Schweiz  an 
Spanien  betr.  die  Guthaben  der  Schweizerregimenter,  die  Ver- 
ständigung über  die  umstrittene  Grenzhnie  zwischen  der  Schweiz  und 
Savoyen  -  Frankreich ,  die  Regelung  der  seit  Jahrzenten  in  Schwebe 
gebliebenen  kirchlichen  Verkältnisse  des  Kts.  Tessin  bald  auf  gute 
Wege  und  zur  endhchen  Erledigung 

Neben  diesen  Verbesserungen  sind  aber  nach  anderei*  Seite  hin 
nicht  unwichtige  Veränderungen  im  Vergleich  zu  früher  zu  nennen,, 
welche  eher  nachteilig  als  förderhch  erscheinen. 

Der  BR  war  früher  in  alle  Vorgänge  und  Geschäfte  des  politischen 
Departements  eingeweiht.  Alle  Berichte  der  Gesandten,  auch  die 
als  konfidentiell  bezeichneten,  und  auch  alle  nicht  bloss  kommerziellen 
und  konkret  geschäftlichen  Berichte  der  Konsulate  wurden  vom  Bun- 
despräsidenten auf  dem  Wege  der  Cirkulation  den  Mitghedem  des  BR 
zur  Kenntnis  gebracht.  Sie  erhielten  stetige  Mitteilung  von  den  ein- 
gelangten Noten  der  fremden  Gesandtschaften  und  ebenso  von  bedeut- 
samen, dem  Bimdespräsidenten  in  persönhcher  Audienz  gemachten  Er- 
öffnimgen.  Die  Verfügungen  in  palitischen  Angelegenheiten  aller  Art, 
auch  Zwischenverfügungen,  gingen  auf  Antrag  des  BPiäsidenten  vom 
BR  aus.  Letzterer  stund  zu  den  politischen  Angelegenheiten  immer 
in  einem  andern  Verhältnisse  als  zu  den  Verwaltungsgeschäften  der 
andern  Departemente,  und  während  der  BR  letztem  längst  eine  ganze 
Reihe  von  Geschäftskategorien  zu  direkter  selbständiger  Verfügung  de- 
legiert hatte,  wurden  die  politischen  Angelegenheiten  nach  wie  vor  so- 
zusagen vollständig  in  und  vor  dem  BR  abgewickelt.  Hierin  trat  mit 
1888  eine  wesentUche  Änderung  ein.  Die  Cirkiilationsakten  wurden 
seltener;  die  Mitgheder  des  BR  wurden  nur  mit  denjenigen  Eingängen 
bekannt  gemacht,  welche  dem  auswärtigen  Amte  hiefür  geeignet 
erschienen;  aus  dem  persönlichen  offiziellen  Verkehr  des  auswärtigen 
Amtes  mit  den  Vertretern  der  auswärtigen  Staaten  wurden  nur  in 
seltenen  ausserordenthchen  Fällen  Eröffnungen  gemacht ;  das  auswärtige 
Amt  stellte  sich  im  ganzen  auf  den  Standpunkt  der  andern  Departe- 
mente, welche  die  Grosszahl  ihrer  Verwaltungsgeschäfte  direkt  und 
selbständig  besorgen  und  nur  wichtigere  oder  solche  Angelegenheiten 


Der  Bundesrat  und  die  Bundesverwaltung.  519 

« 

personeller  oder  finanzieller  Natur,  in  betreff  welcher  eine  Delegation 
im  allgemeinen  nicht  stattfindet,  vor  den  ER  bringen. 

Man  gewöhnte  sich  nach  und  nach  an  dieses  Regime ;  aber  beim 
Beginn  desselben  war  der  Eindruck,  dass  mit  dem  ER  als  poUtischer  Be- 
hörde eine  wesentliche  Verändenmg  vorgegangen  sei,  sehr  deutlich. 
Man  war  nicht  mehr  so  stetig  berufen  zur  Kenntnisnahme  von  poli- 
tischen Dingen ;  man  hatte  sich  seltener  mit  denselben  zu  beschäftigen; 
es  wax  das  Gefühl  einer  gewissen  Enteignung  und  Entfremdung  in  be- 
treff der  pohtischen  Interessen.  Bei  allem  dem  konnte  man  sich  nicht 
verhehlen,  dass  ein  wesentlicher  Teil  der  eingetretenen  Verbessemngen 
mit  dieser  Veränderung  zusammenhängt. 

Eine  weitere,  aus  der  Reorganisation  von  1887  entspringende 
und  ebenfalls  den  BR  als  Behörde  betreffende  Veränderung  liegt  in 
folgendem. 

Bekanntlich  fand  früher  jedes  Jahr  eine  Änderung  in  der  De- 
partementsvorstehei'schaft  statt,  indem  der  neu  ins  Amt  tretende  Bundes- 
präsident sein  bisheriges  Departement  verUess  imd  das  poUtische  De- 
partement übernahm.  Gewöhnhch  trat  der  abtretende  BPräsident 
in  das  vakant  gewordene  Dep.  über;  es  kam  aber  auch  vor,  dass 
der  Wechsel  des  BPräsidiums  zu  einem  weitern  Departements- 
wechsel Anlass  gab.  Dieses  System  brachte  es  mit  sich,  dass  die 
einzelnen  Mitglieder  mit  mehreren  Departementalverwaltungen  ein- 
lässlicher  bekannt  wurden,  und  dass  der  BR  selbst  bei  Detailfragen 
eines  Departements  über  die  Erfahrungen  verschiedener  verfügen 
konnte.  Das  besondere  Interesse,  das  man  für  die  Angelegenheiten 
und  Fragen  eines  Departements  behielt,  welches  man  selbst  verwaltet 
hatte,  die  dabei  erworbene  spezielle  Kenntnis  der  Qualität  seiner  Be- 
amten, die  vielseitigere  Verwaltungsbildung  der  einzelnen  Mitglieder 
kam  dem  BR  als  Gesamtbehörde  zu  gute,  sowohl  in  seiner  beratenden 
und  entscheidenden  als  in  seiner  kontrollierenden  Tätigkeit.  Seit  dem 
Jahre  1888  hat  der  Wechsel  gänzlich  aufgehört.  Nur  infolge  von  Aus- 
tritten erhielten  Departemente  neue  Vorsteher.  Zwingende  Veran- 
lassung  zu  Änderungen  war  nicht  mehr  da,  seit  der  BPräsident  einfach 
Vorsteher  seines  Departements  bleibt. 

Die  Folgen  dieses  Systems  waren  für  den  Bundesrat  als  Gesanit- 
behörde  nachteilige .... 

1.  Am  sichtbarsten  wurde  von  der  neuen  Organisation  von  1887  die 
Stellung  des  BPräsidenten  getroffen.  Sie  hatte  sich  zwar  schon 
vor  derselben  successive  modifiziert.  In  den  ersten  Perioden  nach 
1848,  zur  Zeit  als  die  Bundesverw^altung  noch  eine  verhältnismässig 
einfache  und  beschränkte  war,  verlief  der  Geschäftsverkehr  aus 
und  mit  den  Kantonen  zwischen  KReg.  und  BR.  Der  BPräsident 
eröffnete  die  Korrespondenz,  nahm  von  den  einlangenden  Akten  Kennt- 
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nis  und  überwies  sie  den  betr.  Departementen,  welche  die  vom  BR 
zu  treffenden  Massnahmen  und  Verfügungen  vorbereiteten.  Infolge 
dieses  Geschäftsganges  war  und  blieb  der  BPräsident  in  stetiger 
Kenntnis  aller  wesentlichen  Vorgänge  der  gesamten  BVerwaltung.  Als 
aber  mit  der  Zeit  die  Geschäfte  sich  häuften  und  drei  wöchentliche 
lange  Sitzungen  des  BR  zu  deren  Bewältigung  nicht  mehr  hinreichten, 
da  wurde  es  zur  Notwendigkeit,  durch  Dezentralisation  und  Anwen- 
dung der  Delegation  an  die  Departemente,  welche  sich  nunmehr  direkt 
mit  den  kant.  Reg.  und  deren  Direktionen  in  Verbindung  setzten,  die 
Gesamtbehörde  zu  entlasten.  Dieses  System  bildete  sich  immer  mehr 
aus;  der  Kreis  der  den  Departementen  zu  direkter  Behandlung  und 
Erledigung  überlassenen  Geschäfte  ei-weiterte  sich  von  Periode  zu  Pe- 
riode, und  die  notwendige  Folge  dieser  Entwicklung  war,  dass  dem 
BPräsidenten  neben  den  Geschäften  des  politischen  Dep.  von  der 
übrigen  inneni  Staatsverwaltung  nur  Kenntnis  der  verhältnismässig 
kleinen  Zahl  von  Geschäften  blieb,  w^elche  noch  direkt  bei  dem  BR 
anhängig  gemacht  oder  im  BR  erledigt  wurden. 

Aber  der  BPräsident  hatte  immer  noch  das  politische  Dep. 
behalten:  den  Verkehr  mit  den  auswärtigen  Staaten  und  deren  Ver- 
tretern, den  Verkehr  mit  den  Gesandtschaften  und  Konsuln  der  Schweiz 
im  Auslande,  die  Vermittlung  des  amtlichen  Verkehrs  zwischen  den 
Kantonen  und  ausländischen  Staatsregierungen  mid  deren  St^Uvei-tretem, 
die  Wahrung  der  Unabhängigkeit,  Neutralität  und  Sicherheit  der  Eid- 
genossenschaft gegen  aussen  im  allgemeinen,  sowie  der  völken'echt- 
lichen  Verhältnisse  im  besondem,  die  Aufrechthaltung  der  öflFentlichen 
Ruhe  und  Ordnung  im  Innern  —  Aufgaben  und  Funktionen,  welche, 
die  Magistratur  des  BPräsidenten  immerhin  noch  als  höchste  einheit 
liehe  Hüterin  der  vornehmsten  Gesamtinteressen  des  Landes  nach  innen 
und  aussen  erscheinen  Hessen. 

Mit  der  Reorganisation  von  1887  verlor  der  BPräsident  diese- 
Funktionen.  Von  dem  alten  BPräsidenten,  dessen  Stellung  und  Würde 
eine  bedeutendere  und  inhaltreichere  war,  als  die  des  einstigen 
Landammanns  der  Schweiz,  blieb  ihm  nichts  mehr  übrig,  als  die 
foruiello  Repräsentanz  bei  solennen  Anlässen,  bei  Gesandtschafts- 
einpfängen  und  nationalen  Festen  u.  dgl.  und  das  Ratspräsidium  mit 
Entgegennahme  der  Vorlagen  der  Departemente  und  der  Leitung  der 
Verhandlungen. 

Nichtsdestoweniger  fuhr  die  BVers.  fort  Jahr  um  Jahr  dieses  Amt 
selbst  zu  besetzen,  wogegen  die  Bestellung  der  Departemente,  das  aus- 
wäitigc  Amt  mit  inbegriffen,  dem  BR  anheimgestellt  blieb. 

2.  Was  mm  die  Folgen  der  Reorganisation  von  1887  auf  die 
Departemente  und  deren  Vorsteher  anbelangt,  so  hat  dieselbe,  wie 
nebenbei    bezweckt    wurde,    wohl    etwelche    Ausgleichung   der    Arbeit 
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Tinter  ihnen  gebracht;  durchgreifend  konnte  letztere  nicht  sein,  weil 
Lostrennungen  bei  einzelnen  Departementen  nicht  statthaft  waren, 
und  auch  die  Erleichterung  war  oder  büeb  nicht  von  Belang,  weil  nur 
allzubald  neuer  Zuwachs  von  Geschäften  die  etwa  gewonnene  Ent- 
lastung aufhob.  Am  schlimmsten  daran  ist  in  dieser  Beziehung  der 
BPriisident.  Ohnedies  von  seinem  eigenen  Departement,  welches  es 
auch  sein  mag,  voll  in  Anspruch  genonunen,  hat  er  während  seines 
Amtsjahres  nun  auch  die  Präsidialgeschäfte  zu  besorgen.  Der  zeit- 
raubenden Eröffnung  und  der  formalen  Überweisung  der  täglichen 
Bundesratskorrespondenz  ist  er  zwar  enthoben ;  aber  er  sollte  doch  an- 
lässlich der  Visierung  der  Überweisungen  von  dem  Inhalt  der  Eingaben 
Kenntnis  nehmen.  Ebenso  sollte  er  Zeit  haben,  die  von  den  Departe- 
menten zur  Vorlage  an  den  BR  abgegebenen  Berichte  und  Anträge 
durchzusehen,  um  auf  allfällig  Zweifelhaftes  aufmerksam  zu  machen 
und  zu  bem-teilen,  ob  eine  Vorlage  liquid  genug  sei,  um  sofort  behan- 
delt zu  werden,  oder  ob  eine  nähere  Prüfung  der  Akten  durch  die  Mit- 
gheder  des  Rates  angezeigt  erscheine.  Er  hat  nach  wie  vor  die  neu 
akkreditierten  Gesandten  zu  empfangen  und  die  abgehenden  zu  verab- 
schieden. Er  hat  die  nicht  seltenen  Delegationen  anzuhören,  welche 
den  BR  direkt  mit  ihren  Anhegen  bekannt  zu  machen  wünschen,  und 
in  vielen  beim  BR  anhängigen  Angelegenheiten  überhaupt  Audienzen 
zu  gewähren.  Als  Departementschef  genötigt,  seine  Fachliteratur  zu 
verfolgen,  ist  er  als  BPräsident  im  Falle,  in  lunfassender  Weise  und 
möglichst  stetig  von  den  die  Bundesverwaltung  betreffenden  Kund- 
gebungen der  Presse  Kenntnis  zu  nehmen.  Er  hat  die  beschlossenen 
Motionen  und  Postulate  im  Auge  zu  behalten  und  sich  um  deren  Be- 
handlung durch  die  betr.  Departemente  zu  bekümmern.  Er  hat  alles 
wahrzunehmen,  was  die  BVerwaltung  und  den  Gang  der  Geschäfte  im 
ganzen  angeht,  und  sollte  den  Verhandlungen  der  Räte  in  ausgedehn- 
tem Masse  beiwohnen  und  folgen  können.  Eine  gleichzeitige  voll- 
ständige Erfüllung  der  Departementalpflichten  und  der  Präsidialpflichten, 
wenn  solche  überhaupt  möglich  ist,  erheischt  unter  vorhandenen  Um- 
ständen eine  Anspannung  und  Anstrengung,  die  nicht  immer  ohne 
Schädigung  ausgehalten  werden  kann. 

Was  das  Aufhören  des  Departementswechsels  für  den  Bundesrat 
als  Gesamtbehörde  bedeute,  Ist  oben  besprochen  worden.  Etwas  anders 
stellt  sich  die  Sache  vom  Gesichtspunkt  der  Departementalverwaltung 
selbst  und  deren  Vorsteherschaft.  Die  Kontinuität,  die  sich  als  Vorteil 
bei  der  Behandlung  und  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
bemerkbar  machte,  ist  es  ebenso  für  die  Verwaltung  aller  andern 
Geschäftszweige.  Es  ist  klar,  dass  sie  eine  grössere  und  detailhertere 
Kenntnis  aller  bezüglichen,  sowohl  sachlichen  als  personellen  Verhält- 
nisse mit  sich  bringt,  umfassendere  Vertrautheit  mit  allen  den  Geschäfts- 
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zweig  beschlagenden  Ges.,  Verord.,  Regl.  und  Beschlüssen,  dass  die 
Leitung  der  betr.  Verwaltung  dadurch  an  Erfahrung,  Sicherheit  und 
Präzision  gewinnt,  und  dass  sich  nicht  minder  die  Arbeit  des  Vor- 
standes wesentUch  erleichtert.  Von  besonderem  Belang  ist  dies  nament- 
Hch  dann,  wenn  es  sich  um  Lösung  bedeutenderer,  vielseitige  L'nter- 
suchungen  und  Studien  erheischender  gesetzgeberischer  Aufgaben,  sowie 
um  die  Einführung  neuer  Gesetze  handelt. 

Gleichwohl  wird  man  nicht  die  Behauptung  aufstellen  wollen, 
dass  der  Wechsel  in  der  Departementsverwaltung  imter  allen  Umständen 
schädlich  und  zu  vermeiden  sei 

n.  In  den  letzten  Jahren  sind  in  der  Presse  Stimmen  laut  ge- 
worden, welche  finden,  dass  in  der  BVerwaltung  etwas  nicht  in 
Ordnung  sei,  dass  etwas  fehle.  Dies  präzisierte  sich  allmählich  dahin, 
der  BR  sei  zu  sehr  eine  blosse  VerwaJtimgsbehörde,  ein  Kollegium  von 
Geschäftsministem,  von  denen  jeder  sich  lediglich  um  die  Angelegen- 
heiten seines  Ressorts  bekümmere,  darin  ziemlich  ungestört  und  autori- 
tativ walte  und  auch  einseitig,  mitunter  bureaukratisch  werde ;  dem  BR 
sei  der  Charakter  einer  leitenden  poütischen  Behörde  abhanden  ge- 
kommen, was  wesentUch  mit  der  fehlerhaften  Einrichtung  zusammen- 
hänge, dass  er  von  der  BVers.  und  nicht  direkt  vom  Volke  gewählt 
werde.    Auf  diese  Bemerkungen  ist  in  Kürze  einzutreten: 

1.  Ob  der  Schweiz.  BR  als  oberste  leitende  Behörde  in  Wirklich- 
keit ist,  was  er  sein  soll,  ist  nicht  zu  messen  an  dem  Auftreten  der 
Regierungen  anderer  Staaten,  sondern  ledigUcb  an  den  Institutionen 
des  eigenen  Landes.  Die  Rolle  der  leitenden  Staatsbehörde  in  einer 
Republik  ist  eine  andere  als  in  einem  monarchischen  Staate,  in  einem 
Bundesstaate  eine  andere  als  in  einem  einheitlichen  centralisierten 
Staate,  in  einem  Lande  mit  demokratischen  Institutionen  eine  andere 
als  in  einem  repräsentativ  organisierten  Staate.  Unter  den  bestehen- 
den Republiken  der  Welt,  unter  den  bestehenden  Bundesstaaten  gibt 
es  keinen,  der  auch  nur  annähernd  dieselben  Institutionen  hätte,  ^vie 
die  gegenwärtige  Schweiz.  Eidgenossenschaft.  Wo  die  politische  Leitung 
und  die  Landesverwaltung  sich  nach  den  Verfügungen  der  gesetz- 
gebenden Räte  zu  richten  hat,  w^o  Gesetze  und  Beschlüsse  der  Volks- 
abstimmung unterhegen,  wo  auf  dem  Wege  formulierter  Verfassungs- 
initiative jederzeit  in  die  Entwickhmg  des  Staates  direkt  eingegriifen 
und  jeder  konstitutionelle  Faktor  beUebig  geändert  werden  kann,  wo 
der  zu  leitende  Gesamtstaat  überdies  aus  zahlreichen  Einzelstaaten 
besteht,  welche  ^^ele  wichtige,  die  ganze  Entwicklung  mitbestimmende 
Gebiete  sozialer  und  administrativer  Natur  autonom  ordnen  und  leiten, 
da  ist  von  der  centralen  Leitung  nicht  mein*  zu  verlangen,  als  was  bei 
diesen  Institutionen  gewollt  und  möghch  ist.  Aber  auch  nicht  weniger. 
Die  Aufgabe,  welche  die  BVerf.  dem  BR  stellt,  indem  sie  ihn  in  Art.  95 
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die   oberste   leitende   Behörde   der  Eidgenossenschaft   nennt,   ist   kein 
leerer  Begriff. 

Die  Pflege  der  völkerrechtlichen  Beziehungen,  die  für  Ehre,  Wohl 
und  Unabhängigkeit  des  Landes  so  bedeutsame  Wacht  über  dessen 
nationale  Interessen  gegentlber  dem  Auslande  liegt  in  eminentem  Maasse 
in  der  Hand  des  BR.  Mangel  an  Einsicht,  an  Energie,  an  Vorsicht  in 
der  Führung  dieser  Angelegenheiten,  Versäumnisse  und  Übereilungen 
können  unter  Umständen  weder  von  der  BVers.  noch  von  dem  Volke 
wieder  gut  gemacht  werden.  Und  was  die  innere  Entwicklung  des 
Landes  anbetrifft,  so  hängt,  trotz  und  inmitten  der  umfassenden  Kom- 
petenzen der  Räte,  sowier  der  Rechte  des  Volkes  und  deren  intensiver 
Betätigung,  von  der  Haltung  des  BR,  seiner  richtigen  liiitiative,  seinen 
Vorschlägen,  seiner  entschiedenen  Vertretung  des  bundesstaatlichen 
Gedankens,  seinem  unentwegten  Einstehen  für  das  Wohl  des  Ganzen, 
seiner  Festigkeit  und  Entschlossenheit  immerdar  noch  so  viel  ab,  dass 
von  einer  leitenden  Stellung  und  Aufgabe  desselben  mit  Grund  ge- 
sprochen werden  kann. 

Und  nun  fragt  es  sich,  ob  Erfahrungen  gemacht  worden  sind, 
welche  die  Behauptimg  rechtfertigen,  dass  der  BR  dieser  Aufgabe 
nicht  mehr  genüge,  und  wenn  solche  Erfahrungen  gemacht  worden  sein 
sollten,  ob  dieselben  auf  die  zufällige  persönliche  Zusammensetzung 
oder  auf  die  Organisation  oder  die  Wahlart  der  Behörde  zurück- 
zuführen seien. 

Vereinzelte  Erfahrungen  können  hier  nicht  in  Betracht  kommen, 
wiederholte  stetige  Erfahrungen  jener  Art  aber  wären  für  die  Interessen 
des  Landes  von  solchem  Belange  gewesen,  dass  sie  notwendigerweise 
längst  offiziell  hätten  zur  Sprache  konmien  müssen,  was  nicht  der  Fall 
gewesen  ist.  In  der  Organisation  jedenfalls  und  in  dem  Geschäftsgange 
des  BR  liegt  nichts,  was  ihn  hindern  könnte,  seiner  verfassungsmässigen 
Stellung  als  leitende  Behörde  der  Eidgenossenschaft  gerecht  zu  werden, 
und  was  durch  die  Änderung  der  Wahlart  des  BR,  wenn  alle  übrigen 
Bedingungen  dieselben  bleiben,  in  dieser  Beziehung  Belangreiches  ge- 
Wonnen  werden  könnte,  ist  nicht  einzusehen. 

2.  Unter  den  Bemerkungen,  welche  sich  auf  die  Geschäftsfühi-ung 
des  Bundesrates  als  oberster  Verwaltungsbehörde  beziehen,  tritt  die 
Aussage  in  den  Vordergrund,  es  existiere  eigentlich  kein  Gesamtbundes- 
rat mehr,  die  Verwaltung  werde  geführt  von  sieben  isolierten,  selbst- 
ständigen Departementsvorständen,  von  denen  jeder  so  viel  zu  tun  habe, 
dass  er  sich  um  die  Geschäfte  der  andern  imd  das  Ganze  nicht  be- 
kümmern könne;  es  sei  nicht  die  nötige  Garantie  vorhanden  für  all- 
seitige Prüfung  imd  Kontrolle  und  insbes.  nicht  für  unbefangene,  solide 
Prüfung  und  unparteiischen  Entscheid  der  gegen  Departemental- 
Verfügungen  gerichteten  Beschwerden. 
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In  der  Tat  hat  sich  seit  dem  Jahre  1848  in  der  innern  Organisation 
des  BR  vieles  verändert.') 

Der  hierauf  bezügliche  Art.  91  der  BV  von  1848  lautete:  «Die 
Geschäfte  des  BR  werden  nach  Departementen  unter  die  einzelnen  Mit- 
glieder verteilt.  Diese  Einteilung  hat  aber  einzig  zum  Zweck,  die  Prü- 
fung und  Besorgung  der  Geschäfte  zu  fördern;  der  Entscheid  geht  von 
dem  BR  als  Behörde  aus.»  Der  erste  Bundesrat  hatte  die  neue  BV, 
welche  gewaltige  Veränderungen  der  eidg.  Verhältnisse  in  sich  schloss, 
ins  Leben  einzuführen.  Es  gab  noch  keine  BGesetzgebung,  keine  Dienst- 
organisationen; alles,  was  vorzukehren  und  zu  verfügen  war,  war  neu 
und  wichtig,  und  so  erscheint  es  sehr  begreiflich,  dass  man  Wert  darauf 
legte,  alle  Entscheide  in  die  Hand  des  BR  als  Behörde  zu  legen.  Aber 
es  bedurfte  nur  weniger  Monate  wirklicher  Geschäftsführung,  um  den 
BR  von  der  Unmöglichkeit  zu  überzeugen,  jene  Vorschrift  in  formeller, 
strikter  Weise  zu  vollziehen.  Das  erste  BG  tiber  die  Organisation  und 
den  Geschäftsgang  des  BR  von  1849  musste  schon  sagen,  Art.  22:  «Ziu* 
Vorbereitung  und  teilweisen  Erledigung  der  Geschäfte,  soweit  letzteres 
besondere  bestimmt  wird,  teUt  sich  der  BR  in  sieben  Departemente», 
und  fand  darin  keinen  Widerspruch  mit  dem  Art.  91  der  BV.  In  glei- 
chem Masse,  wie  sich  die  BVerwaltung  erweiterte,  musste  der  BR  da- 
rauf Bedacht  nehmen,  dass  in  seiner  Tätigkeit  das  Allgemeine  nicht 
durch  das  Besondere  und  Einzelne,  das  Wichtigere  nicht  durch  die 
Masse  des  Unwichtigem,  die  Erfüllung  der  hohem  Aufgaben  nicht  durch 
die  Sorge  für  die  untergeordneten  Verwaltungssachen  beeinträchtigt 
werde,  und  er  konnte  dies  nicht  auf  anderem  Wege  erreichen,  als  durch 
Abgabe  von  Geschäften  und  vermehrte  Kompetenzübertragungen  an  die 
Dep.  Weil  nun  aber  dabei  immer  vorbehalten  blieb,  dass  Departemental- 
verfügungen  rekursweise  vor  den  BR  gebracht  werden  können,  der  de- 
finitive Entscheid  also  doch  vom  BR  als  Behörde  getroffen  wurde,  so 
hielt  man  es  bei  der  Verf. -Revision  von  1874  nicht  für  nötig,  den  Art.  91 
der  BV  von  1848  anders  zu  fassen,  sondern  nahm  ihn  unverändert  als 
Art.  103  in  die  BV  von  1874  hinüber.  Dieser  Auffassung  gab  denn  auch 
der  neue  BBeschl.  über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des 
BR  vom  21.  Aug.  1878  deutlichen  Ausdruck,  indem  er  in  Art.  20  fol" 
gendes  bestimmt:  «  Unter  Vorbehalt  endgültigen  Entscheides  des  Bundes- 
rates erledigen  die  Departemente  von  sich  aus  die  Geschäfte,  welche 
ihnen,  sei  es  kraft  gesetzlicher  Bestimmungen,  sei  es  infolge  besonderer 
Schlussnahmen  des  BR  überwiesen  sind». 

Hiervon  ist  je  nach  den  verschiedenen  Geschäftsarten  der  einzel- 
nen Departemente  in  mehr  oder  weniger  ausgedehntem  Masse  vielfältig 
Gebrauch  gemacht  worden,  und  es  steht  nun  so,  dass  in  der  Tat  eine 
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grosse  Menge  von  Geschäiften  in  den  sieben  Departemeyten  direkt  l)e- 
handelt  und  erledigt  werden. 

Gleichwohl  ist  die  Behauptung,  es  existiere  eigentlich  kein  Ge- 
samt-Bundesrat,  nicht  richtig. 

Das  Protokoll  des  BR  beweist,  dass  seine  Tätigkeit  als  Behörde, 
trotz  der  Eompetenzübertragungen  an  die  Departemente,  keineswegs  in. 
Abnahme  begriffen  ist.  Alle  wichtigem  Entscheide  und  Verfügungen 
gehen  von  ihm  aus.  Alle  Entw.  von  BGes.  und  BBeschl.  und  die  dazu 
gehörigen  Botsch.,  alle  Berichte  an  die  Räte,  alle  Verord.  zur  Voll- 
ziehung der  Gesetze,  alle  organisatorischen  Reglemente,  alle  die  Dienst- 
obliegenheiten einzelner  Ämter  ordnenden  Instruktionen,  alle  Kompe- 
tenzbestimmungen,  alle  Wahlen  von  Beamten  und,  mit  Ausnahme  ge- 
wisser Kategorien  im  Post-  und  Zolldienst,  auch  von  Angestellten,  die 
Festsetzung  der  Gehalte  innerhalb  der  Voranschläge,  alle  Rekurse  gegen 
Entscheide  kant.  Behörden,  soweit  sie  nicht  Sache  des  BGerichtes  sind, 
alle  Rekurse  gegen  Verfügungen  der  Dep.,  alle  Petitionen,  Vorstellungen 
und  Eingaben  jeder  Art,  alle  Subventionen  und  Finanzmassregeln  wich- 
tiger Natm*,  alle  Polizeiangelegenheiten  von  grösserer  Bedeutung,  alle 
internationalen  Vertrags-,  'Verkehrs-  und  Handelsfragen  u.  s.  w.  werden 
auf  Grundlage  schriftlicher  Berichte  und  Anträge  der  Dep.  im  Plenum 
des  Bundesrates  behandelt. 

Was  dann  diese  Behandlung  selbst  betrifft,  so  muss  die  hin  und 
wieder  laut  gewordene  Andeutung,  als  ob  jene  nur  mehr  in  einer  for- 
mellen, höflichen  Registrierung  der  Departementalanträge  bestehe,  sehr 
ernstlich  abgelehnt  werden.  Von  dem  BPräsidenten  vorher  durchge- 
sehen, werden  alle  Vorlagen,  welche  von  grösserer  Tragweite  sind  oder 
nicht  ganz  liquid  erscheinen,  auf  eine  spätere  Tagesordnung  gesetzt  und 
zur  nähern  Prüfung  auf  den  Kanzleitisch  gelegt.  Überdies  machen  die 
Departementsvorsteher  in  der  Regel,  und  namenthch,  wenn  es  sich  um 
Rekurse  gegen  eigene  Verfügungen  handelt,  selbst  darauf  aufmerksam, 
wenn  in  einem  Antrage  eine  neue  Frage  zur  Entscheidung  kommen 
soll  oder  kritische  Punkte  vorUegen,  und  wünschen,  wenn  diese  etwa 
speziell  finanzieller  oder  rechtUcher  Natur  sind,  direkten  Mitbericht  des 
Finanz-  oder  Justizdepartementes.  Gegenseitige  Rücksichtnahme,  welche 
unabhängige  Kritik  und  entschiedene  Pflichterfüllimg  irgendwie  beein- 
trächtigen würde,  war  und  ist  im  Bundesrate  unbekannt. 

Die  wirklich  vorhandenen  Ubelstände  bestehen  darin,  dass  der 
BR  als  Behörde  jetzt  noch  mit  einer  Menge  untergeordneter  Geschäfte 
sich  zu  befassen  hat,  welche  seine  Zeit  unnötigerweise  in  Anspruch 
nehmen  und  wichtigere  Arbeiten  beeinträchtigen.  Was  die  Departe- 
mente anbetrifft,  so  haben  die  successiv  erfolgten  Kompetenzübertra- 
gungen die  Arbeit  in  ihren  Bureaux  wesentlich  vermindert,  insofern 
viele  durch  die  frühere  Berichterstattung  und  Antragstellung  an  den 
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BR  bedingte.  Redaktionsarbeiten,  Kopiaturen  und  Registiiei-ungen 
erspart  werden  konnten,  womit  im  weitern  zum  Vorteile  der  Verwal- 
tung eine  promptere  Erledigung  der  Geschäfte  gesichert  wurde.  Die 
Departementsvorsteher  selbst  aber  befinden  sich  geschäftlich  in  einer 
Lage,  welche  ihnen  zu  Zeiten  unmöglich  macht,  sich  immer  in  gleich 
intensiver  Weise  wie  mit  den  eigenen  auch  mit  den  Fragen  und  An- 
gelegenheiten der  ganzen  übrigen  BVerwaltung  zu  befassen,  und  für 
zusammenhängende  Studien  und  Arbeiten  sie  einfach  auf  die  Nacht 
verweist. 

3.  Wenn  mit  Bezug  auf  die  eidg.  Verwaltimg  von  Bundesbureau- 
kratie  gesprochen  wird,  so  kann  dies,  soweit  es  nicht  überhaupt  nur 
als  oppositionelles  Schlagwort  zu  dienen  hat,  nur  uneigentlich  ge- 
meint sein. 

Allgegenwärtige  Staatsgeschäftigkeit,  Herrschaft  des  tötenden 
Buchstabens,  schablonenhaftes,  die  EigentümUchkeit  der  konkreten 
Verhältnisse  vornehm  oder  nachlässig  ignorierendes  Abtun  der  Ge- 
schäfte, Druck  eines  viel  regierenden  und  formalistisch  regierenden 
groben  Beamtentums,  kastenmässige  Absonderung  desselben  von  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  und  verletzende  Wichtigtuerei  —  kurz  das 
was  man  eigentUch  unter  Bureaukratie  versteht  —  kann  nach  dem 
Dafürhalten  des  BR  der  eidg.  Verwaltung  nicht  nachgesagt  werden, 
kann  in  einer  demokratischen  Repubük,  wo  Mass  und  Form  staatlichen 
Eingreifens  vom  Willen  der  Bürger  selbst  abhängt,  und  wo  der  Beamte 
oft  wiederholten  Wahlen  unterstellt  ist,  überhaupt  als  System  nicht 
aulkommen. 

Es  scheint  häufig  zu  genügen,  auf  das  Anwachsen  der  Zahl  der 
Beamten  und  Angestellten  des  Bundes  hinzuweisen.  Wenn  aber  ein 
einfacher  Einblick  in  die  Staatskalender  früherer  und  jetziger  Jahre 
zeigt,  dass  der  grösste  Teil  der  Zunahme  auf  die  ausgedehnten  Ver- 
waltungen der  Zölle,  der  Post,  des  Telegraphen  und  des  Telephons 
fällt  und  man  zugestehen  muss,  dass  die  Vermehrung  des  Pereonals  in 
diesen  Staatsbetrieben  in  direktester  Weise  den  Interessen  der  Bevöl- 
kerung dient,  so  dürfte  es  ungereimt  erscheinen,  diese  notwendige  und 
von  der  Bevölkerung  selbst  als  willkommene  Dienstverbesserung  em- 
pfundene Entwicklung  tadelnd  bureaukratisch  zu  nennen.  Ebenso  ist 
es  klar,  dass  der  Bund  ganz  neue  Aufgaben  und  Dienste,  wie  sie  ihm 
durch  Verf.  und  Ges.  in  zunehmendem  Masse  übertragen  wurden,  nicht 
übernehmen  konnte,  ohne  für  gehörige  Erfüllung  zu  sorgen,  was  nicht 
anders  geschehen  konnte  und  kann,  als  durch  Aufstellung  der  hierzu 
nötigen  Organe. 

Nun  geht,  gemäss  der  bundesstaatlichen  Einrichtung  der  Schweiz, 
die  einheitliche  Regulierung  administrativer  Gebiete  so  vor  sich,  dass 
das  BGes.  die  allgemeinen,    für  alle  Kantone  giltigen  Vorschriften  auf- 
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«teilt,  die  Vollziehung  derselben  den  Kantonen  zuweist,  die  BBehörde 
aber  mit  der  Überwachung  dieser  Vollziehung  beauftragt.  So  hat  die 
BVerwaltung  mit  Ausnahme  der  wenigen  vollständig  centralisierten 
Administrationen,  wie :  Post,  Telegraph  und  Telephon,  Zoll,  Militär  zum 
Teil,  Polytechnikum,  Medizinalprüfung,  Pulver  und  Alkohol,  auf  allen 
andern  Verwaltungsgebieten,  welche  überhaupt  der  BGesetzgebung 
unterstellt  sind,  nicht  mit  den  Bürgern  direkt,  sondern  mit  den  kant. 
Behörden  zu  tun,  denen  die  Vollziehung  der  BGes.  obliegt. 

Der  Eintritt  des  Bundes  in  Administrationsgebiete,  in  denen  die 
Kantone  bislang  autonom  schalteten  und  walteten,  ist  nicht  inmier  und 
bei  allen  Kantonen  willkommen.  Abgesehen  von  der  Verschiedenheit 
der  Interessen,  welche  es  mit  sich  bringt,  dass  in  diesem  oder  jenem 
Falle  in  dem  einen  oder  andern  Kanton  die  Aufrechterhaltung  der  bis- 
herigen Autonomie  erwünschter  gewesen  wäre,  begegnet  die  BGesetz- 
gebung da  und  dort  einer  grundsätzlichen  Ungeneigtheit,  welche  die 
betreffenden  kant.  Behörden  gegenüber  der  BVerwaltung  von  vornherein 
empfindlich  und  schwierig  macht.  Es  wird  unter  solchen  Umständen  un- 
gern ertragen,-  wenn  die  BBehörde  auf  Vollziehung  der  BGesetze  dringt, 
wenn  sie  Berichte  verlangt,  Nachschau  hält,  Aussetzungen  macht,  mahnt, 
einschreitet,  und  leicht  bekommt  sie  dann  von  kant.  Regierungsbeamten, 
nicht  von  Bürgern,  auf  dem  Wege  der  Presse  die  Zulage  von  Bundes- 
bureaukratie  zu  hören. 

Ist  diese  Beschuldigung  immer  ungerechtfertigt,  wenn  sie  ledig- 
lich solch  sachlichem  Widerstreben  gegen  die  auf  Durchführung  der 
BGesetze  gerichtete  Tätigkeit  der  BBehörde  entspringt,  so  ist  dies 
anderseits  dann  nicht  der  FaD,  wenn  von  Seiten  der  Bundesorgane  bei 
Austtbimg  dieser  Tätigkeit  in  Form  und  Ton  unangemessen  verfahren 
wird.  Die  Reg. -Behörden  der  Kantone  sind  nicht  vom  Bunde  gewählte, 
nicht  der  BBehörde  hierarcliisch  unterstellte  Beamte,  und  sie  empfin- 
den es  mit  Recht,  mag  auch  eine  bundesbehördliche  Verfügung  sach- 
lich wohl  begründet  sein,  als  ungehörig  und  unstatthaft,  wenn  sie  in 
Stil  imd  Ton  der  Mitteilung  als  solche  Untergebene  behandelt  werden 
wollen.  Da  wird  denn  wohl  kurzer  Hand  über  bureaukratisches  Be- 
nehmen geklagt.  Vereinzelte  Fälle  dieser  Art  mögen  von  Seiten  un- 
geschickter und  unerfahrener  Bundesorgane  hin  und  wieder  vorgekommen 
sein ;  es  sind  dies  Ausnahmen,  die,  wenn  die  Departementschefs  davon 
Kenntnis  erhalten,  nicht  ungerügt  bleiben.^)  Charakter  des  bundesbehörd- 
lichen Verkehrs  mit  den  kant.  Regierungen  ist  bureaukratisches  Wesen 
in  angedeutetem  Sinne  nicht. 


')  Vgl.  z.  B.  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1895,  V  S.  39  (Bemerkungen 
von  Bundesrat  Frey  über  den  Geschäftston  im  Verkehr  des  eidg.  Militiirdep. 
mit  den  kaut.  Militär direktionen). 
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Wenn  endlich  Bureaukratie  darin  gefunden  werden  will,  dass 
jener  Verkehr  allzusehr  nur  schriftlich  vor  sich  gehe,  während  eine  Be- 
handlung der  Geschäfte,  bei  welcher  die  kant.  Behörden  persönlich  mit 
zu  Rate  gezogen  würden,  populärer,  demokratischer  und  glücklicher 
wäre,  so  sollen  die  Vorteile  direkter  konferenzieller  Besprechung  keines- 
wegs in  Abrede  gestellt  werden.  Diese  Methode  ist  in  kant.  Verwal- 
tungen umso  leichter  mögUch,  je  beschränkter  diese  sind,  wird  aber 
progressiv  schwieriger,  je  grösser  Gebiet  und  Bevölkerung  eines  Kantons 
i.st,  je  zahlreicher  dessen  Bezirke  und  Funktionäre,  je  weiter  die  Ent^ 
femungen,  je  erheblicher  die  Zeitverluste  und  Kosten  konferenzieller 
Einberufungen  werden.  Manche  Einrichtungen  sind  geradezu  von  diesen 
Faktoren  abhängig,  wie  ja  z,  B.  das  Zusammentagen  des  ganzen  Volkes 
mit  seinen  Behörden  in  Landsgemeinden,  dieser  in  vielen  Beziehungen 
idealen  demokratischen  Institution,  nur  in  kleinen  Kantonen  möglich 
ist.  Die  eidg.  Departemente  wissen  in  ihren  Verwaltungen  den  Wert 
persönUchen  Benehmens  mit  den  kant.  Behörden  wohl  zu  schätzen  und 
machen  sehr  oft  davon  Gebrauch;  manche  Differenz  wird  auf  diesem 
Wege  beseitigt,  mancher  Entschliessung  gehen  persönliche  Besprechungen 
voraus;  Angelegenheiten,  welche  mehrere  Kantone  betreffen,  werden 
nicht  selten  der  Beratung  grösserer  Konferenzen  von  einberufenen  kant. 
Delegierten  unterstellt;  aber  wenn  die  Anwendung  dieser  Methode  auch 
in  der  BVerwaltung,  wie  in  den  kant.  Verwaltimgen,  an  den  oben  be- 
rührten hindernden  Faktoren  ihre  Grenze  findet  und  vieles  auf  dem 
Wege  schriftlichen  Verkehrs  abgetan  werden  muss,  so  ist  deswegen  die 
abschätzige  Zulage  von  Bureaukratie  doch  kaimi  gerechtfertigt. 

ni.  Um  von  der  gewaltigen  Vermehrung  der  Geschäfte  der  Bundes- 
verwaltung ein  anschauliches  Bild  zu  bekommen,  genügt  es,  einen  ver- 
gleichenden Blick  zu  werfen  auf  die  Verwaltungsberichte  aus  den 
frlüiern  und  den  jüngsten  Perioden,  auf  die  Budgets  in  Rubriken  und 
Summen,  auf  die  eidg.  Staatskalender,  auf  Zahl  und  Umfang  der  früher 
und  jetzt  für  die  BVerwaltung  in  Anspruch  genommenen  LokaUtäten, 
auf  die  Registraturen  der  Departemente,  auf  die  Menge  der  in  den  ver- 
schiedenen Perioden  an  das  Archiv  abgegebenen  Akten,  auf  die  Trak- 
tandenlisten der  eidg.  Räte. 

Und  was  die  fortdauernde  stete  Steigerung  dieser  Geschäfts- 
vermehrung betrifft,  so  liegt  diese  hinlänglich  klar  vor  in  der  Zahl  und 
der  Bedeutung  der  jetzt  schon  anhängigen,  ihrer  Lösung  harrenden  Auf- 
gaben und  ihrer  Konsequenzen  für  die  Verwaltung,  in  der  Zunahme 
der  Aufträge  und  Motionen  und  nicht  am  mindesten  in  den  zahkeichen, 
gewichtigen  und  weitausgreifenden  Volkspostulaten,  welche  so  oder 
anders  früher  oder  später  an  die  Bundesbehörde  herantreten  werden. 
Dem  Staate  zu  wenden  sich  aller  Blicke  und  Hände,    und  dem  Bunde 
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zu  bewegen  sich  nicht  nur  die  poUtischen  Organisationsfragen,  sondern 
alle  grossen  wirtschaftüchen  und  sozialen  Aufgaben  der  Schweiz  und 
zwar  mit  zunehmender  Ungeduld.  Wie  die  Bewegung  in  der  Neuzeit 
überhaupt  in  allen  Dingen  eine  raschere  geworden  ist,  so  duldet  sie 
auch  in  den  öffentlichen  Angelegenheiten  keine  Ruhe,  keinen  Aufschub,, 
keine  Vertagung.  Manche  der  gegenwärtig  anhängigen  Fragen  und 
Aufgaben  sind  keineswegs  alt,  und  man  weiss,  dass  sie  einlässlichen,. 
sorgfältigen  Studiums  bedürfen;  aber  gleichwohl  klagt  man  über  Ver- 
zögerung, Verschleppung  und  ruft  nach  Beschleunigung  der  Lösung ... 

Von  den  Reformvorschlägen  sind  zu  erwägen : 

1.  EinheitUche,  zentraUsierte  Staaten  helfen  sich  gegen  die 
Geschäftshypertrophie  bei  der  obersten  Verwaltungsbehörde  dun^h 
das  Mittel  der  Decentralisation.  Da  sind  Provinzen,  in  den  Pro- 
vinzen Bezirke,  in  den  Bezirken  Kreise,  in  diesen  Gemeinden  mit 
einer  Hierarchie  von  Trägem  der  Staatsgewalt,  denen  von  imten 
nach  oben  an  Umfang  und  Bedeutung  wachsende  Kompetenzen  über- 
tragen sind.  Es  bedarf  nur  qualitativer  und  quantitativer  Erweite- 
rung dieser  Kompetenzen,  um  auf  vollkommen  organische  Weise  von. 
der  obersten  Staatsbehörde  eine  Geschäfts-  und  Ai'beitsüberhäufung 
fernzuhalten,  welche  ihr  die  richtige  Eifüllung  ihrer  Aufgabe  unmöglich 
macht.  In  dieser  Lage  befinden  sich  auch  die  Schweiz.  Kantone  mit 
ihren  Regierungen,  Regierungsstatthaltem  und  Gemeinderäten.  Anders- 
verhält  sich  die  Sache  im  Bunde.  Er  hat  mit  Ausnahme  der  rein 
Schweiz.  Verwaltungen :  der  Zölle,  Posten  und  Telegraphen,  für  die  Aus-^ 
führung  der  ihm  durch  Verf.  und  Ges.  zugewiesenen  spezifischen  Bundes- 
aufgaben  keine  territorialbezirkliche  Organisation  im  Lande  mit  verant- 
wortlichen Organen.  Die  BVerwaltung  ist  eine  reine  Centralverwal- 
tung.  Alle  neuen  Bundesaufgaben  und  alle  neuen  Bundesgeschäfte 
wachsen  ausschUesshch  dieser  Centralverwaltimg  zu,  welche  sich  nicht 
durch  Abgabe  von  Kompetenzen  und  Verantwortlichkeiten  an  eigene,, 
in  den  verschiedenen  Teilen  des  Landes  residierende  Organe  helfen, 
kann.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  haben  in  dieser  Be- 
ziehung eine  andere  Einrichtung,  zu  welcher  man  vielleicht  später  ein- 
mal auch  in  der  Schweiz  kommen  wird,  dann  aber  freilich  in  demokra- 
tischer Weise  so,  dass  mit  Entscheidungsbefugnis  und  Verantwortlich- 
keit ausgerüstete  Kreis-  oder  Bezirksbundesämter,  wenn  nicht  direkt 
durch  Volkswahl,  so  doch  durch  die  BVers,  bestellt  würden.  So  wie 
die  Verhältnisse  jetzt  sind,  ist  auf  dem  Wege  der  Decentralisation  der 
Bundesverwaltung  nicht  zu  helfen. 

2.  Ein  radikales  Mittel  zur  Entlastung  des  Bundesrates  und  seiner 
Departemente  wäre  in  einer  vollständigeren  Trennung  der  Gewalten  zu 
finden.     Nach    der    jetzigen    Organisation    hat   der   BR   nicht  nur   als 
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Exekutivbehörde  die  ganze  Summe  der  Vei'waltungsgeschäfte  des 
Bundes  zu  besorgen,  sondern  gleichzeitig  als  Organ  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  alle  Arbeit  zu  vollbringen,  welche  mit  der  Vor- 
bereitung, Entwerfung,  Einbringung  und  Durchberatung  der  Gesetze  in 
allen  Stadien  verbunden  ist.  Wenn  eine  Ausscheidung  in  dem  Sinne 
stattfände,  dass  dem  BR  die  Funktionen  der  Exekutive  zugewiesen 
würden,  die  Gesetzgebung  aber  den  beiden  Räten  und  dem  Volke,  so 
würden  Organisation  und  Kraft«  der  BVerwaltung  nicht  nur  vollkommen 
genügen,  sondern  es  wäre  sogar  eine  Reduktion  der  Mitglieder  des  BR 
möglich.  Was  die  Gesetzgebung  anbelangt,  so  wären  die  Räte  bei 
ihrem  zahlreichen,  taugüche  Kräfte  aller  Art  enthaltenden  Bestand  und 
bei  geeigneter  Organisation  vollständig  im  Fall,  nicht  nur  die  gesetz- 
geberische Aufgabe  überhaupt  zu  übernehmen,  sondern  nach  verechie- 
denen  Richtungen  hin  gleichzeitig  zu  arbeiten.  Je  nach  den  vorhegen- 
den Fragen  eigens  zusammengesetzte  oder  eine  gewisse  Zahl  ständiger 
Kommissionen  wären  das  Mittel  dazu. 

Dass  eine  solche  Ausscheidung  praktisch  durchführbar  sei,  beweist 
uns  der  viel  ältere,  in  seinen  Verhältnissen  gewaltigere  und  kom- 
pliziertere Bundesstaat  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.')  Dort 
gehen  die  Bills  ausschhesslich  aus  dem  Repräsentantenhause  und  dem 
Senat  herv^or.  Vorbereitung,  Einbringung,  Vertretimg  derselben  ist  Sache 
der  permanenten  Komites,  deren  das  Repräsentantenhaus  zur  Zeit  54, 
der  Senat  41  zählt.  Der  Kongress  versammelt  sich  ohne  Dazwischen- 
kunft  der  Exekutive,  und  den  Ministem  ist  verboten,  den  Kammern 
beizuwohnen.  Der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  erlässt  wohl  beim 
Zusammentritt  des  Kongresses  eine  Botschaft,  in  der  er  die  Beziehungen 
zu  auswärtigen  Staaten  und  grosse  Fragen  bespricht,  sowie  Anregungen 
zu  gesetzgeberischen  Arbeiten  macht.  Diese  Botschaft  und  diese  An- 
regungen bilden  aber  nicht  einen  Beratungsgegensta.nd  des  Parlaments ; 
wenn  in  diesem  nicht  ein  MitgUed  die  präsidiale  Anregung  aufnimmt, 
bleibt  sie  ohne  Erfolg. 

Solche  Überlassung  der  Gesetzgebung  an  das  Parlament  mag 
allerdings  einem  planmässigen  Gange  nicht  eben  förderlich  sein,  aber 
von  einer  Entwicklung  der  Gesetzgebung  nach  einem  bestimmten  Pro- 
gramm ist  ja  jetzt  schon  in  der  Eidg.  keine  Rede^);  nicht  nur  hat  jeder 
der  beiden  Räte  und  jedes  einzelne  Mitgüed  derselben  das  Vorschlags- 
recht, welchem  eine  Reihe  von  Gesetzen  ilu*  Dasein  verdankt,  sondern 
infolge  des  Rechts  der  Volksinitiative  kann  auch  das  Volk  selbst  jeder- 
zeit intervenieren,  und  zwar  auf  dem  Wege  der  formuherten  Initiative 


^J  Vgl.  auch  J.  Brvce,  The  American  Commonwealth  I8IK3,  P  pp.  154, 
215. 

2j  Vgl.  hiezu  Erste  Auflage  I,  Nr.  241. 
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in  einer  Weise,  dass  der  Regierung  nur  die  Registrierung  des  gefassten 
Beschlusses  übrig  bleibt.  Ist  auch  dermalen  in  eidg.  Dingen  das  Initiativ- 
recht des  Volkes  auf  die  Revision  der  BV  beschränkt,  so  ist  durch  den 
auf  dem  Wege  der  Verf.-Initiative  in  che  BV  gekommenen  Schacht- 
art:kel  bewiesen,  dass  jene  Beschränkung  das  Volk  nicht  hindert,  auf 
<lem  Wege  der  partiellen  Verf. -Revision  direkt  das  Gesetzgebungsrecht 
auszuüben.  Und  die  Frage  hegt,  nahe,  ob  nicht  für  die  demokratische 
Entwicklung  eine  natürlichere,  klarere  und  einfachere  Basis  dadurch 
geschafTen  würde,  dass  man,  einmal  auf  dem  Punkte  angelangt,  auf 
dem  die  Eidg.  jetzt  steht,  den  weitern  Schritt  tat«,  dem  Volke  in  Ver- 
bindung mit  seinen  Vertretern,  den  beiden  Räten,  die  Gesetzgebung 
und  der  Exekutivbehörde  die  Verwaltung  zuzuweisen.  Es  ist  nicht  ge- 
sagt, dass  das  Verhältnis  der  beiden  Gewalten  zu  einander  bezügüch 
seiner  Besonderheiten  in  der  Schweiz  so  organisiert  werden  müsste, 
wie  es  in  den  Vereinigten  Staaten  besteht  und  praktiziert  wird.  So 
wenig  in  diesem  Staatswesen  die  Trennung  der  genannten  Gewalten 
doktrinäi*  konsequent  durchgeführt  ist,  so  modalitätsfähig  wäre  die  Aus- 
gestaltung des  Grundsatzes  auch  in  der  Schweiz. 

Eine  Reform  in  diesem  Sinne  würde  allerdings  den  BR  in  wirk- 
samster Weise  entlasten.  Gleichwohl  konnte  sie  nicht  emsthch  in  Be- 
tracht fallen.  Das  sonst  in  keinem  Staate,  ausser  den  Vereinigten 
Staaten  Amerikas,  bestehende  System  gilt  in  seinem  Heimatlande  keines- 
w' egs  als  vorzügliche,  empfehlenswerte  Institution ;  sie  ist  dort  auch  nur 
möglich  in  Verbindung  mit  der  machtvollen  Stellung  des  Präsidenten, 
ohne  dessen  Zustimmung  keine  Bill  in  Kraft  treten  kann.  In  der 
Schweiz,  wo  eine  solche  Machtausrüstung  des  BR  undenkbar  ist,  würde 
sie  zersetzend  und  desorganisierend  wirken  und  den  trotz  Initiative 
doch  noch  bedeutenden  Rest  von  Staatsleitung,  welcher  in  den  gesetz- 
geberischen Funktionen  des  BR  liegt,  vollends  zerstören.  GänzUch  im 
Widerspruch  mit  den  eidg.  und  kant.  Traditionen  wie  mit  der  Volks- 
anschauimg,  unausführbar  mit  Rücksicht  auf  die  entstehende  Belastung 
der  BVers.  und  ihrer  MitgUeder,  erscheint  schhesshch  die  fragliche,  eine 
w^eitgehende  Umwälzung  bedingende  Reform  als  ein  Hilfsmittel,  das 
mit  seinem  Kraftaufwand  ausser  aller  Proportion  steht  zu  dem  zu  er- 
reichenden Ziele. 

8.  Eine  andere  Lösung,  welche  zur  Beratung  kam,  ist  ohne  Zweifel 
praktischer  und  den  scliweiz.  Verhältnissen  entsprechender.  Sie  beruht  auf 
einer  quaUtativen  Ausscheidung  der  Verwaltungsfunktionen  in  leitende, 
abschliessliche  und  überwachende  einerseits  und  in  vorbereitende  und 
ausführende  andererseits  und  auf  einer  diesen  beiden  Kategorien  von 
Funktionen  entsprechenden  behördlichen  Organisation,  bei  der  überdies 
speziell  darauf  Bedacht  genoimnen  ist,  den  Angelegenheiten  politischer 
INatur  die  ihnen  gegenüber  den  andern  Verw^altungsgeschäften  zukom- 
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mende  besondere  Behandlung  zu  sichern.     In   aUgemeinen  Uiurisser» 
gezeichnet  wäre  die  Organisation  folgende: 

An  der  Spitze  der  gesamten  Verwaltung  steht  ein  rom  Volke  ge- 
wählter Bundesrat  von  fünf  Mitgliedern  nüt  folgender  Stellung  und  Auf- 
gabe: Er  besorgt  direkt  alle  Geschäfte  der  politischen  Abteilimg  des- 
jetzigen  Depai*tements  des  Auswärtigen,  sowie  die  Angelegenheiten^ 
welche  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  der  BBehörden  imd  die 
Organisation  der  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  betreffen,  und  hat 
unter  sich  die  Bundeskanzlei  und  die  Archive.  Ei*  erlässt  für  alle  Ver- 
waltungszweige  die  Verord.,  Regl.,  allgemeinen  Regulative  und  Instruk- 
tionen. Er  wählt  mit  Ausnahme  der  Verwaltungsdirektoren  alle  Beamte 
mit  einer  Besoldung  von  Fr,  3000  und  darüber.  Er  entscheidet  über 
alle  durch  Gesetz,  Verordnung,  Budget  nicht  spezieU  vorgesehenen 
Bundesausgaben.  Er  überwacht  die  ganze  BVerwaltung,  Er  ist  Rekurs- 
behörde  fto  Beschwerden  gegen  Verwaltungsverfügungen,  Er  stellt  die 
Botschaften  imd  Anträge  an  die  BVers.  fest  und  vertritt  dieselben  unter 
Zuziehung  der  Verwaltungsdirektoren,  von  denen  sie  ausgehen. 

Unter  dem  Bundesrate  stehen  neun  bis  elf  von  der  BVers.  auf 
Vorschlag  des  BR  gewählte  Verwaltungsdirektoren,  unter  welche  alle 
Verwaltungsgebiete,  mit  Ausnahme  desjenigen,  welches  dem  Bundesrate 
selbst  vorbehalten  ist,  verteilt  werden.  Die  Verwaltungsdirektoren 
haben,  imter  Vorbehalt  der  dem  BR  zustehenden  Befugnisse,  volle 
Verwaltungskompetenz  innerhalb  der  gesetzlichen  Vorschriften  und 
direkte  Verantwortlichkeit.  Sie  unterbreiten  dem  BR  die  Vorlagen 
für  die  von  ihm  zu  erlassenden  Verordnungen,  Reglemente,  Re- 
gulative und  Instruktionen,  für  die  von  ihm  zu  treifenden  Wahlen,  für 
die  von  ihm  zu  fassenden  Beschlüsse,  füi-  die  Botschaften  und  Anträge 
an  die  BVers.  Sie  haben  Zutritt  zu  den  eidg.  Räten  in  allen  Angelegen- 
heiten ihrer  Ressorts  und  vertreten  mit  dem  BR  die  bezüglichen  Vor- 
lagen. Sie  berichten  dem  BK  schriftlich  und  mündlich  über  alle  An- 
gelegenlieiten,  über  die  er  Auskimft  verlangt.') 

Die  gegen  eine  solc'he  Organisation  sich  erhebenden  Bedenken 
sind  mannigfacher  Art.  Sie  geht  weit  über  das  Notwendige  liinaus.  Was^ 
bisher  sieben  Bundesräte  vollbracht,,  würde  numnehi-  mindestens  die 
doppelte  Zahl  hochgestellter  imd  demgemäss  besoldeter  Magistrate  in 
Anspruch  nehmen;  wie  die  fünf  Bundesräte,  so  hätten  auch  die  Ver- 
waltungsdirektoren, die  in  den  wenigsten  Fällen  die  vorhandenen  tecli- 
nischen   Abteilungschefs   überflilssig   machen   würden,   ihre    Sekretäre,, 

*)  Vgl.  namentlich  im  Sinne  dieser  Aiu*eguug  Dubs.  Das  öffentliche 
Kecht  der  Schweiz.  EidgeiuKsseuschaft  1878,.  II  S.  (58,  69.  Zur  Zeit  der  Helvetik 
waren  nel>en  und  unter  dem  aus  5»  Mitgliedern  bestehenden  Vollziehungs- 
direktorium 4  Minister  in  Funktion,  Hilty.  Vorlesungen  iil»er  die  Helvetik* 
Bern  1878.  S,  740,  742,  79r>— 797. 
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Kegistratoren,  KaBzleien  mit  einem  Lokalitätenbedürfnis,  dem  nur  durch 
neue  Bauteil  entsprochen  werden  könnte.  Eine  Reduktion  der  Mit- 
gliederzahl des  BR  auf  drei  wäre  nicht  ratsam  und  auch  nicht  tunlich  ^ 
da  das  Fehlen  eines  einzigen  Mitgliedes  die  Sitzung  und  Beschluss- 
fähigkeit des  Rates  verunmöglichen  würde,  und  ebensowenig  Hesse  sich 
die  Zahl  der  Verwaltungsdirektoren  wesentlich  vermindern,  da  sonst 
bei  ihnen,  die  die  ganze  eigentliche  Verwaltimgsarbeit  zu  bewältigen 
haben,  sofort  dieselben  Ubelstände  eintreten  würden,  unter  denen  jetzt 
die  Bundesräte  zu  leiden  haben.  Was  die  direkte  Verantwortlichkeit 
der  Verwaltungsdirektoren  anbelangt,  in  welcher  eine  moralische  und 
politische  Entlastung  des  BB.  liegen  soll.,  so  würde  sie  sich, 
wenn  auch  gesetzlich  ausgesprochen,  doch  schUesslich  als  illusorisch 
erweisen,  indem  nach  wie  vor  der  BR  als  oberste  leitende  Behörde  dem 
Lande  gegenüber  für  die  Akte  der  Verwaltimg  verantwortlich  bliebe. 
Die  Wahl  des  BR  durch  das  Volk  würde  ihm  keineswegs  unter  allen 
Umständen  die  nötige  Präponderanz  und  Autorität  gegenüber  den  von 
der  BVers.  gewählten  Verwaltungsdirektoren  sichern,  da  letztere  als 
-eigentliche  aktive  Führer  der  Verwaltung  einzig  in  direktem  Verkehr 
mit  den  kant.  Behörden  und  den  Bürgern  stehen  und  bald  den  Vor- 
teil grösserer  Gescbäftskenatnis  haben  würden.  Mit  dem  Wegfall  des 
persönlichen  Verkehrs  würde  den  MiftgUedem  des  BR  mehr  und  mehr 
die  Kenntnis  der  Personen  und  Verhältnisse  abhanden  kommen,  was 
hinwiederum  die  richtige  Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  Aufgabe  ge- 
fährden müsste.  Das  Auftreten  der  Verwaltungsdirektoren  mit  der  hervor- 
ragenden Stellung,  die  sie  inne  haben,  in  der  BVers.,  wo  sie  mit  und 
neben  dem  BR  die  Ges.Entw^  Budget«  u.  s.  w.  zu  diskutieren  hätten, 
•erscheint,  wenn  beide  dasselbe  vorzutragen  haben,  als  überflüssig,  wenn 
abweichende  Standpunkte  eingenommen  werden,  als  verwirrend  und 
schädlich,  unter  allen  Umständen  aber  als  eine  Minderung  und  Schmä- 
lenmg  der  Stellung  der  obersten  Behörde  vor  den  eidg.  Räten  und 
vor  dem  Volke. 

Aus  diesen  imd  andern  imtergeordneten  Gründen  konnte  sich  der 
BR  mit  einer  Organisation  solcher  Art  nicht  befreunden. 

4.  Es  war  damit  die  grundsätzliche  Beibehaltung  des  jetzigen 
Systems  ausgesprochen,  das  sich  während  seines  bald  fünfzigjährigen 
Bestandes  im  ganzen  bewährt  hat,  und  welches  gegen  ein  neues  unbe- 
kanntes System  auszutauschen  so  lange  keine  zwingende  Notwendigkeit 
vorliegt,  als  sich  innerhalb  desselben  zur  Beseitigung  oder  Milderung 
der  immerhin  noch  nicht  eigentUch  bedenklich  gewordenen  Ubelstände 
noch  genügende  Auskunftsmittel  finden  lassen. 

Als  solches  ist  in  der  öffentlichen  Diskussion  der  Angelegenheit 
längst  eine  Vermehrung  der  Mitghederzahl  des  Bundesrates  von  sieben 
Ulli  neun  proklamieil  worden. 
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Diese  Vermehrung  würde  gestatten,  die  Verwaltung  auf  neun  De- 
]>artemente  zu  verteilen,  wodurch  nicht  nur  eine  fühlbare  Entlastimg, 
sondern  auch  noch  andere  Vorteile  erzielt  würden.  Die  einzelnen  De- 
partemente würden  eine  geringere  Zahl  von  Aufgaben  haben.  Sie  würden 
dadurch  an  Intensivität  gewinnen.  In  allen  Departementen  wüi-de  für 
die  Gesaratinteresi^en  der  BVerwaltung  mehr  Kraft  und  Zeit  frei  werden. 
Der  nicht  zu  vermeidende,  ja  wünschbare  Departementswechsel  unter 
den  Mitgliedern  des  BR  würde  weniger  schwierig  sein. 

So  einleuchtend  auf  den  ersten  Blick  dieser  Vorschlag  ist,  so  führt 
derselbe  Nachteile  und  Schwierigkeiten  mit  sich,  welche  sehr  der  Er- 
wägung wert  sind.  Er  erheischt  eine  Änderung  der  BVerf.  Nun  ist 
aber  bekannt,  dass  der  Vorschlag,  wenn  auch  im  allgemeinen  nicht  un- 
günstig aufgenommen,  doch  sofort  verschiedenen  ernsten  Reser\-ationen 
rief,  welche  im  Lager  seiner  Freunde  Spaltungen  imd  Sistiemng  der 
in  Aussicht  genoauoenen  Initiativbewegung  zur  Folge  hatten.  Als  un- 
erlässliche  Bedingung  wm-de  von  der  einen  Seite  verlangt,  von  der 
andern  bestritten  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk;  es  wurde 
bestimmte  Sicherung  gefordert  für  proportioneile  Berücfcsichtigui^  der 
politischen  und  sprachlichen  Minderheiten,  uud  zwar  Sicherung  ilunrh 
präzise  Vorschriften  in  der  Verfassung  selbst.  Wer  die  Natur  und  Trag- 
weite von  Fragen  dieser  Art  kennt,  wird  nicht  für  zu  pes.simistisch 
halten,  was  Droz,  selbst  früher  Mitglied  des  Bundesrates,  schreibt,  dass 
nämlich  die  Vermehrung  der  Mitgliederzahl  des  Bundesrates  zu  einem 
Zankapfel  werde  unter  den  unser  Volk  bildenden  Rassen.')  Durch  Macht- 
spmch  der  Majorität  der  BVers.  oder  des  Volkes  und  der  Kantone  kann 
allerdings  ein  solcher  Streit  erledigt  werden;  aber  es  ist  doch  sehr  frj^- 
lich,  oll  es  wohl  getan  wäre,  ihn  mit  allen  seinen  tiefgreifenden  und 
langandauemden  Folgen  entstehen  zu  lassen  wegen  einer  VerSndenuig, 
deren  Notwendigkeit  nicht  bewiesen  und  die  jedenfalls  keine  Kapital- 
frage des  Landes  ist.  War  bis  jetzt  der  Bundesrat  mit  seinen  sieben 
Mitgliedern  ein  Kollegium,  das  keine  Kotenen  kannte,  und  das  durch 
das  seine  Beratungen  und  Beschlussfassungen  beherrschende  Bestreben 
nach  Verständigung  seine  Kraft  und  Einheit  zu  bewahren  suchte,  so  ist 
zu  befürchten,  dass  eine  Vermehrung  seiner  Mitgliederzahl  leichter 
schädliche  Gruppierungen  ermügliche,  den  festen  Innern  Zusammenhalt 
lockere  und  damit  die  der  Exekutive  notwendige  Kraft  zum  Schaden 
des  Landes  vermindere.  In  einer  Frage,  für  deren  Beurteilung  die  Er- 
fahrung besondere  Beachtung  beanspruchen  kann,  mag  ins  Gewicht 
fallen,  dass  nicht  nur  die  gegenwärtigen  Mitglieder  des  BR,  sondern 
auch  die  frülieren  Mitglieder  desselben  übereinstimmend  die  ausge- 
sprochenen Ansichten  teilen  und  ernstlich  von  der  Anwendung  des 
fraglichen  Aaskunftsmittels  abraten. 

')  N.  Droz,  Etiides  et  portraits  politiqnps,  Geiit^e  lÄiS,  p.  38*. 
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5.  Als  Hauptgrund  der  Überlastung  des  BR  und  seiner  Departe- 
mente ist  der  Umstand  bezeichnet  worden,  dass  in  den  eidg.  Räten 
Motionen  über  Motionen,  Postulate  über  Postulate  erheblich  erklärt  und 
dem  BR  zur  Berichterstattung  und  Antragstellung  überwiesen  werden, 
von  denen  oft  von  vornherein  kein  Erfolg  erwartet  wird,  die  aber 
nichtsdestoweniger  in  vielen  Fällen  eine  grosse  Summe  von  Arbeit  er- 
heischen. Der  Rat,  es  mit  diesen  Erheblichkeitserklärungen  ernster  zu 
nehmen  und  dadurch  der  Vorberatungsbehörde  viel  Zeit  und  Arbeit  zu 
ersparen,  ist  wohlgemeint  und  gewiss  nicht  ganz  ohne  Berechtigung.^) 
Li  der  Tat  wird  oft  nicht  hinlänglich  bedacht,  was  die  Übei-weisung 
einer  Motion  samt  der  Aufforderung  «zu  beförderlicher  Berichterstat- 
tung» mit  sich  bringt.  Aber  diese  Anregung  weiter  zu  verfolgen  und 
sie  etwa  gar  zu  einer  einschränkenden  Massregel  umfonuen  zu  wollen, 
geht  selbstverständlich  nicht  an,  da  es  sich  immerhin  niu-  um  Aus- 
nahmen handelt  und  überdies  für  den  Vertreter  des  Volks  oder  des 
Kantons  bei  Ausübung  seiner  Pflicht  die  Rücksichtnahme  auf  Mehr- 
oder Minderbelastung  des  BR  ein  massgebender  Gesichtspunkt  nicht 
sein  kann. 

6.  Zu  derselben  Kategorie  von  Hilfsmitteln  und,  wenn  richtig, 
viel  dezidiverer  Natur  gehört  die  Zollinitiative,  sofern  sie  als  födera- 
listischer Aggressivgedanke  gegen  den  Bund  betrachtet  werden  kann.^) 
Sie  ist  dies,  wenn  sie  nach  ihren  eigentUchen  Ursprungsstätten  beurteilt 
wird,  ohne  Zweifel.  Es  liegt  in  ihr  die  bewusste  Tendenz,  zu  gunsten 
der  Autonomie  der  Kantone  den  Bund  zurückzudrängen  und  seine  Fort- 
entwicklung zu  verunmöglichen.  Wenn  dies  auf  dem  Wege  prinzipieller 
Verfassungsänderung  kaum  zu  erreichen  wäre,  so  ist  ein  anderer  prak- 
tikabler Weg,  der  auch  zum  Ziele  führt,  darin  gefunden,  dass  man  dem 
Bunde  in  intensivem  Masse  Mittel  entzieht.  Wird  der  Kreis  der  Auf- 
gaben des  Bundes  reduziert  oder  auch  nur  die  Zunahme  derselben  ge- 
hindert, so  scheint  die  Sorge  um  eine  verbesserte  Organisation  des 
Bundesrates  zur  Bewältigung  gegenwärtiger  und  zukünftiger  Aufgaben 
ziemlich  gegenstandslos  geworden  zu  sein. 

Diese  Bestrebungen  und  Ansichten  sind  jedoch  gänzlich  irrtüm- 
lich. Sie  setzen  alternativ  zweierlei  voraus:  entweder  dass  die  Auf- 
gaben, zu  denen  der  Bund,  namentlich  seit  der  BV  von  1874,  heran- 
gezogen worden  ist,  wie  diejenigen,  mit  denen  man  ihn  im  weitern  zu 
betrauen  sich  anschickt,  an  und  für  sich  nicht  notwendige,  vielmehr 
nur  künstlich  gemachte  sind  und  ohne  Schaden  auch  ungelöst  bleiben 
können,  oder  aber,  dass  die  Kantone  selbst  ohne  Dazwischenkunft  des 
Bunde»  ihnen  gerecht  zu  werden  imstande  sind.    Nun  al)er  ist  es  nicht 


»)  Vgl.  auch  Hilty  im  Politischen  Jahrbuch  a.  O.  1892,  VII  S.  (510-612. 
')  Vgl.  unten  Abschnitt  11.  Kapitel  3  und  Anhang  zu  Kap.  3. 
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beliebiger  Parteimajoritätswille,  sondern  die  Konsequenz  und  Gewalt 
der  gänzlich  veränderten  Verhältnisse,  die  ernste  Not  der  Zeit,  welche 
die  Aufgaben  stellt.  Sie  ist  es,  welche  die  intensive  Wehrhaftmachung 
-der  Schweiz,  die  Vereinfachung  seiner  Rechtsverhältnisse,  die  allseitige 
Steigerung  seiner  Leistungsfähigkeit  in  Handel,  Industrie,  Gewerbe  und 
Landwirtschaft,  die  zureichende  Sicherung  des  Landes  gegen  die  zer- 
störenden Naturgewalten,  den  wirksamen  Schutz  des  Volkes  gegen  die 
Gefährdung  von  Gesundheit  und  Leben,  die  Mitarbeit  der  Schweiz  an 
den  idealen  Kulturbestrebungen  der  civilisierten  Völker,  die  energische 
Wahrung  der  Gesamtinteressen  des  Landes  gegenüber  dem  Auslande, 
der  allgemeinen  Literessen  gegenüber  den  privaten  Interessen  mäch- 
tiger Gesellschaften  verlangt,  welche  endlich  jene  grossen  sozialpoli- 
tischen Aufgaben  stellt,  deren  richtige  Lösung  die  Zukunft  der  Eidg. 
in  eminentem  Masse  mitbedingt. 

Alle  diese  Aufgaben  können  die  Kantone  isoliert,  wenn  auch 
jährlich  mit  sechs  oder  mehr  Millionen  aus  der  Bundeskasse  bereichert, 
nicht  lösen.  Sie  können  nur  gemeinsam,  durch  Zusammenfassung  der 
Kräfte  gelöst  werden,  und  hiefür  haben  die  Kantone  als  solche  nur 
^in  Mittel,  das  Konkordat,  ein  Mittel,  über  dessen  Unzulänglichkeit 
und  Unbrauchbarkeit  kein  Wort  weiter  zu  verlieren  ist. 

An  den  Bund  Avird  man  also  gelangen  in  allen  jenen  allgemeinen 
Bedürfnissen  und  Aufgaben  nach  wie  vor,  und  der  grosse  verhängnis- 
volle Untereclüed  wird  nur  der  sein,  dass  der  durch  den  jährlichen 
Entzug  vieler  Millionen  geschwächte,  in  chronische  Defizite  gestürzte 
Bund  an  jenen  Aufgaben  sich  zwcir  abarbeiten,  sie  aber  nicht  mehr 
lösen  wird. 

In  diesem  Sumpfzustand  würde  die  Tätigkeit  des  BR  eine  un- 
endlich mühsamere  und  beschwerhchere  sein  als  zuvor.  Keine  Ver- 
minderung der  Arbeit;  je  unbefriedigender  der  Zustand  des  Landes, 
je  offenkundiger  das  verminderte  Ansehen  der  Eidg.  bei  den  andern 
Stallten,  desto  zahlreicher  würden  die  an  den  BR  überwiesenen  Mo- 
tionen und  Postulate  sein,  desto  stürmischer  die  Forderungen,  desto 
belasteter  die  mit  Untersuchungen  und  Berichterstattungen  überhäuften 
Departemente,  die  zudem  unter  dem  lähmenden  Eindruck  vielfach  er- 
folglosen, sogar  voraussichtlich  erfolglosen  Bemühens  zu  arbeiten  hätten. 

7.  Weiter  ist  vorgeschlagen  worden,  den  BR  dadurch  zu  entlasten, 
dass  die  Behandlung  gewisser  Geschäfte  ständigen  parlamentarischen 
Kommissionen  übertragen  werde,  wie  es  früher  bei  der  Tagsatzung  der 
Fall  gewesen  sei.  und  womit  man  bereits  den  Anfang  gemacht  habe.*) 

Die  BVerwaltung  besitzt  eine  Reihe  ständiger,  auf  Grund  von 
Gesetzen  oder  Beschlüssen  gewählter  und  funktionierender  Kommissi- 

M  Vgl.  hiezu  Hiltv  im  Politischen  Jahrbuch  1891,  VI  S.  490-493,  1892, 
VII  S.  610—612,  1895,  IX  S.  500. 
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onen  oder  Räte,  wie  z.  B.  den  Schweiz.  Scliulrat,  die  Landesmuseums- 
kommission, die  meteorologische  Kommission,  den  leitenden  Ausschuss 
für  die  Medizinalprüfungen,  die  Kunstkommission,  den  Betreibungs- 
und Konkursrat,  die  Pensionskommission,  die  Landesverteidigimgskom- 
mission  u.  s.  w.*)  Diese  Kollegien  haben  teils  rein  nur  konsultativen, 
vorberatenden  Charakter,  teils  sind  sie  mit  beschränkten  Kompetenzen 
ausgerüstet,  werden  aber  vom  BR  gewählt,  bleiben  ihm  untergeben 
und  verantwortlich;  sie  sind  also  nicht  die  in  obigem  Vorschlage  ge- 
meinten Kommissionen.  Sodann  bestehen  ständige  parlamentarische 
Kommissionen'),  wie  die  Petitionskommissionen,  die  Eisenbahnkommis- 
sionen der  beiden  Räte,  die  sich  aber  von  den  gewöhnüchen  parlamen- 
tarischen Kommissionen  nur  dadurch  untei-scheiden,  dass  sie  jeweilen 
in  jedem  Rate  für  die  ganze  Legislaturperiode  gewählt  werden.  Auch 
auf  diese  passt  der  Vorschlag  nicht,  da  nicht  abzusehen  ist,  wie  ihre 
Tätigkeit  diejenige  des  BR,  dessen  Anträge  den  Gegenstand  ihrer  Be- 
ratung bilden,  in  irgend  einer  Weise  zu  ersetzen  oder  zu  erleichtern 
geeignet  wäre.  Soll  aber  mit  den  ständigen  parlamentarischen  Kom- 
missionen dieses  in  Wirklichkeit  erzielt  werden,  so  muss,  da  eine  ko- 
ordinierte Tätigkeit  zweier  Behörden  in  derselben  Sache  nicht  möglich 
ist,  der  eigentUche  Gedanke  des  Vorschlages  der  sein,  dass  gewisse 
stehende  Verwaltungsabteilungen  ab  ovo  der  Leitung  und  Verantw^ort- 
liehkeit  des  BR  abgenommen  und  eigenen,  von  den  Räten  selbst  ge- 
wählten Kommissionen,  das  heisst  neuen,  ausserordentUchen  Verwais 
tungsbehörden  übertragen  werden.  Es  braucht  nur  dieser  begrifflichen 
Präzisierung,  um  die  Unannehmbarkeit  einer  solchen  Organisationsmass- 
regel klar  zu  legen:  Neben  dem  ordentlichen  verfassungsmässigen  BR 
verschiedene  Spezialbundesräte,  werden  doch  die  einen  wie  die  andern 
von  der  BVers.  gewählt ;  Behörden,  von  denen  die  letztern  gleichzeitig 
Mitglieder  der  Räte  sein  können,  die  erstem  nicht;  Zerstörung  des 
Zusammenhangs  und  der  Einheit  der  Verwaltung;  Superfötation  der 
Beamten,  da  auch  jene  ständigen  parlamentarischen  Verwaltungs- 
kommissionen der  Sekretariate,  Registraturen,  Kanzleien  mit  Abwarten 
und  Weibeln  nicht  entbehren  könnten  u.  s.  w.  Kurz,  Anomahen,  Nach- 
teile, Verfassungswidrigkeiten  und  Unmöglichkeiten  aller  Art! 

8.  In  verschiedenen  grössern  Staaten  finden  wir  die  Institution 
der  Generalsekretäre  oder  Unterstaatssekretäre.  Es  sind  dies  hoch- 
stehende Beamte,  das  Mittelglied  zwischen  dem  Minister  und  den  ver- 
schiedenen Divisionen  seines  Verwaltungsgebietes.  Der  Generalsekretär 
nimmt  die  an  das  Ministerium  gerichtete  Korrespondenz  entgegen  und 
überweist  die  Geschäfte  mit  oder  ohne  weitere  Instruktionen  an  die 
Chefs  der  Divisionen ;  er  ordnet  und  überwacht  deren  Geschäftsgang ; 

')  Vgl.  unten  Nr.  1!^8— 192. 

'^)  Vgl.  jetzt  revidiertes  (ieschäftsverkehrges.vom  9.  Okt.  1902,  Art.  24,  2«. 
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er  ist  dem  Minister  für  die  ganze  ihm  unterstellte  Ministerialverwal- 
tung  verantwortlich;  bei  ihm  laufen  die  Berichte,  die  Verfügungs- 
entwürfe,  die  Projektschreiben  oder  auch  schon  ausgefertigte  Missiven 
aus  den  einzelnen  Divisionen  zusammen;  er  hat  grosse  Entscheidungs- 
befugnisse und  erledigt  direkt  eine  Menge  von  Geschäften  mit  eigener 
Unterschrift ;  was  der  Verfügung  des  Ministers  vorbehalten  ist,  bereitet 
er  demselben  antragstellend  in  vollständiger  Weise  vor;  er  nimmt 
einzig  dessen  Weisungen  für  die  Ministerialverwaltung  entgegen  und 
instruiert  die  Divisions-Chefs ;  er  präpariert  dem  Minister  die  MateriaHen 
und  Argumente  für  die  Diskussion  in  den  Kammern  und  vertritt  ihn, 
da  er  gewöhnlich  selbst  Deputierter  ist,  nötigenfalls  im  Parlament. 

Dass  diese  Einrichtung  den  Minister  ganz  ungemein  entlastet, 
ohne  den  Zusammenhang  und  die  Einheit  der  Verwaltung  im  geringsten 
zu  gefährden,  ist  ohne  weiteres  klar.  In  grossen  einheitlichen  Staaten, 
wo  jedes  einzelne  Ministerium,  weil  in  seinem  Ressort  das  ganze  Land 
umfassend,  eine  ungeheure  Ausdehnung  und  ein  an  Zahl  derjenigen 
der  ganzen  Schweiz.  Bundesverwaltung  gleichkommendes  Beamten- 
personal hat,  ist  sie  äusserst  zweckmässig,  ja  geradezu  unentbehrlich.. 
Ein  Mann,  sehr  oft  ohne  administrative  Vorschule,  unmittelbar  vom 
Barreau,  aus  dem  journalistischen  Redaktionszimmer,  aus  irgendwelchem 
industriellen  Geschäft  hinweg  zur  Fühnmg  einer  gewaltigen  Ministerial- 
verwaltung berufen,  deren  inneres  Getriebe  und  Details  er  nicht  kennt, 
sofort  vor  eine  Menge  schwieriger  Fragen  und  vor  die  Notwendigkeit 
massenhafter  Verfügungen  gestellt,  durch  die  Verhandlungen  der  einen 
grossen  Teil  des  Jahres  hindurch  tagenden  Kammern  mit  den  vielen 
Interpellationen,  den  heftigen  Angriffen,  den  kritischen  Situationen, 
plötzlichen  Kabinettsfragen  schwer  in  Anspruch  genommen,  von  den  De- 
putierten mit  ihren  Zumutungen  in  zeitraubenden  Audienzen  belagert,  in 
Kommissionen  gerufen,  in  Ministerialkonferenzen  und  Kabinettssitzungen, 
daneben  gezwungen,  den  mit  der  hohen  Stellung  verbundenen  gesell- 
schaftlichen Verpfliclitungen  Genüge  zu  leisten  —  ein  solcher  Minister 
könnte  ohne  eine  Einrichtung  wie  das  beschriebene  Generalsekretariat 
nicht  existieren. 

Unsere  viel  einfacheren  Schweiz.  BVerwaltungsverhältnisse  erhei- 
schen eine  solche  Einrichtung  nicht.  Sie  hat  manche  Ähnlichkeit  mit  dem 
S.  581 — 538  besprochenen  Vorschlag,  betr.  fünf  Bundesräte  mit  den  9 — 11 
Verwaltungsdirektoren.  Das  Einfügen  von  Generalsekretären  in  die 
bestehenden  Departemente  wäre  eine  prinzipielle  Organisationsverän- 
derung, Avelche  eine  Verfassungsänderung  notwendig  machen  würde, 
nicht.  Aber  was,  hiervon  abgesehen,  gegen  jenes  Projekt  einzuwenden 
w^ar,  gilt  auch  gegenüber  diesem  Vorschlag. 

IV.  Innerhalb  der  grundsätzlich  festzuhaltenden  bisherigen  Organi- 
sation der  BVerwaltung  ist  nun  nach  Ansicht  des  BR  zur  Beseitigung 
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vorhandener  Mängel  und  Ubelstände  folgendes  vorzukehren  rätlich  und 
möghch : 

1.  Was  zunächst  den  BR  als  Gesamtbehörde  betrifft,  so  muss 
dafür  gesorgt  werden,  dass  er  seine  Zeit  und  Ki*aft  auf  die  wichtigen 
Angelegenheiten  konzentrieren  könne  und  nicht  unnötig  mit  einer  Masse 
untergeordneter  Verwaltungsgeschäfte  beheUigt  werde.  Aber  was  vor 
den  BR  gehört  und  was  nicht,  das  lässt  sich  nicht  begi'ifflich  bestimmen 
und  in  eine  Formel  bringen.  Im  allgemeinen  wird  man  sagen  können, 
dass  es  darauf  ankommt,  ob  es  sich  um  eine  alte  oder  eine  neue  Ver- 
waltungsaufgabe, um  die  Ausführung  eines  alten  oder  eines  neuen  Ge- 
setzes handle.  Ist  das  letztere  der  Fall,  so  gibt  es  ein  erstes  Stadium 
der  Vollziehung,  in  welchem  die  durch  das  Gesetz  berührten  Verhält- 
nisse in  ihren  Besonderheiten  und  Verechiedenheiten  auftreten ;  wo  be- 
stimmt werden  muss,  wie  dieser,  wie  jener  Punkt  zu  behandeln  ist, 
welches  die  Methode  der  Ausführung  sein  soll,  wie  die  Anwendung  des 
Gesetzes  unter  diesen,  wie  unter  andern  sich  darbietenden  Umständen 
zu  geschehen  hat  u.  s.  w.  In  diesem  Stadium  sind,  von  ganz  unwesent- 
lichen Exekutivmassregeln  abgesehen,  alle  Verfügimgen  von  Wichtigkeit 
und  hat  sich  der  BR  mit  denselben  zu  befassen.  Aber  allmählich  er- 
schöpfen sich  während  der  Vollziehung  die  Verschiedenheiten  der  Ver- 
hältnisse und  Umstände  vde  die  neuen  Fragen,  gleichailige  Fälle  wieder- 
holen sich,  bestimmte  Normen  bilden  sich,  und  es  kann  die  Ausführung 
des  Gesetzes,  die  Behandlung  einer  gewissen  Verwaltungsmaterie  als 
geregelt  betrachtet  werden.  Damit  ist  der  Zeitpunkt  gekommen,  wo 
sich  für  den  BR  ihr  Charakter  ändert,  wo  nicht  mehr  wichtig  ist,  was 
filiher  für  ihn  wichtig  war,  und  wo  er  ohne  Schaden  und  Gefahr, 
immerhin  unter  Vorbehalt  des  Entscheides  in  abnormen  und  in  Rekurs- 
fällen, die  bezüglichen  Geschäfte  dem  Departement  t\berlassen  kann. 
Dieses  Verfahren  hat  der  BR  successive,  je  nach  dem  Stande  der  Ent- 
wicklung in  den  einzelnen  Verwaltungsgebieten,  angewendet,  und  er 
ist  im  Interesse  seiner  eigenen  Tätigkeit  als  Gesamtbehörde  im  Falle, 
davon  noch  weiter  Gebrauch  zu  machen,  w^as  ohne  Änderung  des  Ge- 
setzes auch  geschehen  kann. 

2.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Methode  der  Kompetenzübert ragung 
ist  aber  ausdrücklich  bezüglich  der  pohtischen  Angelegenheiten  und  Ge- 
schäfte zu  machen,  wobei  namentlich  an  die  internationalen  Verhältnisse, 
an  die  Beziehungen  der  Schweiz  zu  den  andern  Staaten,  an  die  grössern 
hängigen  Fragen  sowohl  wie  an  einzelne  Vorkommnisse,  an  die  Instruierung 
der  Gesandtschaften,  an  die  Kenntnisnahme  ihrer  Berichte,  inbegriffen  der 
sog.  konfidentieUen,  endlich  an  die  Mitteilung  der  mündlichen  und  schrift- 
liehen  Äusserungen  der  fremden  Gesandten  u.  s.  w.  zu  denken  ist.  Diese 
Angelegenheiten  sind  ganz  eigener  Natur :  es  handelt  sich  hier  nicht  um 
Vollziehung  von  Gesetzen  und  Verordmmgen,    bei    welcher   sich    feste 
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Normen  bilden  können,  vielmehr  um  stets  neue  wechselnde  Fragen 
und  Situationen  von  wesentlicher  Bedeutung  für  das  Land;  nicht  um 
gewöhnliche  Verwaltiuigsgeschftfte,  bei  denen  einleitende  Behandlung 
und  Schlussentscheid  getrennt  werden  können ;  sie  gleichen  auch  darin 
nicht  den  Massnahmen  in  der  übrigen  Verwaltui^,  dass  einmal  ein- 
genommene Standpunkte  nicht  leicht  modifiziert  werden  und  Versehen 
auch  in  kleinen  Dingen  Folgen  haben  können,  welche  an  Bedeutung 
interne  Schwierigkeiten  und  Konflikte  weit  überragen.  Es  ist  notwendig, 
dass  der  BR  in  den  Angelegenheiten  dieses  Gebietes  stets  orientiert 
bleibe  und  in  viel  weiterem  Umfang  auf  dem  Laufenden  erhalten  werde, 
«Is  dies  in  den  Geschäften  der  übrigen  Verwaltung  notwendig  ist.  .  .  . 

3.  Die  Aufstellung  und  Organisation  eines  Administrativgerichts- 
hofes : 

Dieser  Frage  ist  vom  Gesichtspunkte  der  Geschftftserleichtening 
des  BR  und  seiner  Dep.  keine  grosse  Bedeutung  beizumessen;  man 
dürfte  sogar  im  Zweifel  sein,  ob  eine  solche  Institution  nicht  >iel  eher 
eine  Komplikation  und  Erschwerung  in  der  Geschäftsführung  des  BR 
herbeifühi-en  würde.  Aber  dieser  Gesichtspunkt  darf  hier  nicht  mass- 
gebend sein.  Wenn  sich  die  von  Zeit  zu  Zeit  namentlich  aus  juri.stischen 
Kreisen  wiederkehrende  Behauptung,  es  fehle  dem  Borger  in  admini- 
strativen Streitigkeiten  mit  dem  Bunde  an  einer  unparteiischen  Recht- 
.sprechung,  als  begründet  herausstellen  sollte,  wenn  man  dann  femer 
zur  Übei-zeugung  kommen  sollte,  dass  sich  die  erforderlichen  Garantien 
nur  in  der  Einfügung  eines  neuen  besondem  Gerichtshofes  tinden  lassen, 
si»  mttssfe  man  wohl  den  Versuch  der  Konstruktion  eines  solchen  mit 
khuer  Abgi'enzung  seines  (Gebietes  und  praktischer  Organisation  des- 
selben unternehmen.  Bei  Behandlung  der  jetzt  zu  machenden  Vorlage 
ist  der  BR  nicht  in  der  Lage,  auf  diesen  auch  in  der  Mitte  des  BR 
aufgenommenen  Vorschlag  weiter  einzutreten.') 

-l.  Mit  Rücrksicht  auf  die  seit  1888  gemachten  Erfahrungen  ist  an 
die  nunmehr  voran  nehm  ende  Reform  die  bestimmte  Fordening  zu 
stellen,  dass  ein  zweckmässiger  Wechsel  in  der  Departementeverteihmg 
wieder  herbeigeführt  werde.  Sollte  es  bei  der  gegenwärtigen  Einrich- 
timg, bei  welcher  der  die  Amtsfunktionen  des  Bundespräsidiums  Ul>er- 
nehmende  sein  bisheriges  Departement  behält,  sein  Verbleiben  haben, 
Sil  würde  man  darauf  angewiesen  sein,  den  Wechsel  durch  eine  gesetz- 
liche Bestimmung,  wie  dies  z.  B.  im  Kt.  Zürich  der  Fall  ist,  förmlich 
viiranschreiben.  Es  mfls.ste  gesagt  werden,  dass  ein  Bundesrat  nicht  langer 
.ils  zwei  Amtsdauem  nacheinander  das  gleiche  Departement  führen 
darf.  Allein  es  hat  dieses  Mittel  denn  doch  etwas  so  formalistisch 
(iewnlttätiges.     kann    unter    Umständen    so    augenscheinlich    wichtige 
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Interessen  der  Verwaltung  gefährden,  dass,  wenn  ein  anderer,  weniger 
bedenklicher  Weg  zu  finden  ist,  um  zu  dem  wirklich  nötigen  Mass  von 
Wechsel  zu  gelangen,  von  einer  Vorschrift  obigen  Inhalts  Umgang  ge- 
nommen werden  dürfte.  Ein  solcher  Weg  bietet  sich  dar  in  der  Schaffung 
eines  eigenen  Präsidial-Departementes,  welches  der  jeweilige  Bundes- 
präsident unter  Verlassung  seines  bisherigen  Departements  zu  über- 
nehmen hat,  womit  weitere  Veränderungen  in  der  Departemeuts- 
vorsteherschaft  sich  successiv  von  selbst  ergeben. 

5.  Eine  weitere  Frage  ist  nun  die,  was  geschehen  könne,  um  die 
Mitglieder  des  Bundesrates  als  solche  und  als  Vorsteher  der  Dei)arte- 
mente  zu  entlasten. 

Es  handelt  sich  dabei  lediglich  darum,  durch  Beseitigung  vor- 
handener Überbürdung  den  Bundesräten  die  Möglichkeit  zu  geben,  ihre 
Kräfte  so  zu  verwenden,  wie  es  für  die  ihnen  anvertrauten  Interessen 
am  erspriesslichsten  ist. 

a.  Auf  ihre  Tätigkeit  näher  eingehend,  kommen  zunächst  ihre 
Pflichten  als  Mitglieder  der  Gesamtbehörde  in  Betracht.  Was  von  dieser 
ausgeht,  muss  allseitig  geprüft  sein,  alle  müssen  sich  ratend,  urteilend, 
kontrollierend  verhalten,  kein  Departementschef  kann  seine  Aufmerksam- 
keit, sein  Studium  auf  die  Fragen  und  Geschäfte  seiner  Verwaltung  be- 
schränken, jeder  muss  allen  wichtigen  Vorlagen,  Materien  der  ver- 
schiedensten Art  Zeit  und  Arbeit  widmen.  So  sehr  diese  Pflicht  und 
Aufgabe  die  Sorge  und  Tätigkeit  des  Einzelnen  in  Anspi-uch  nehmen 
mag,  so  ist  hieran  nichts  zu  ändern,  nichts  zu  mindern,  nichts  zu  ent- 
lasten. Es  ist  im  Gegenteil  von  kapitaler  Wichtigkeit,  dass  dieser  Pflicht 
jederzeit  Genüge  geleistet  w^erde,  und  deshalb  fürzusorgen,  dass  dies 
auch  wirklich  geschehen  könne. 

b.  Die  Tätigkeit  des  Departementsvorstehers  als  solchen  ist  einer- 
seits legislatorischer,  andererseits  administrativer  Natur.  Unter  der 
ersteren  verstehen  wir  alle  Arbeit,  welche  auf  die  Vorbereitung  von 
Verf.- Bestimmungen,  Ges.  und  BBeschlüssen,  auf  deren  Behandlung  im 
BR  und  in  den  eidg.  Räten  Bezug  hat.  Sie  sind  bei  unseni  vielfach 
differierenden  Interessen  und  Grundanschauungen,  bei  unseni  bundes- 
staatlichen Verhältnissen  selten  einfacher,  oft  sehr  schwieriger  Art. 
Umfangreiche  Untersuchungen  und  Ermittelungen,  Einvernahme  kant. 
Behörden,  Orientierung  in  neuen  Materien,  Studium  der  Gesetzgebung 
anderer  Länder,  Besprechungen  mit  Sachverständigen,  Ausarbeitimg  von 
Projekten,  Beratungen  in  Vorkommissionen  u.  s.  w.,  u.  s.  w.,  alle  diese 
verschiedenen  Stadien  legislatorischer  Arbeit  vom  Beginn  bis  zur  end- 
lichen Annahme  oder  auch  Verwerfung  nehmen  Interesse,  Sorge,  Zeit 
um  so  mächtiger  in  Anspruch,  je  wichtiger  die  Frage  ist,  um  die  es 
si(ih  handelt.     Nun  ist  es  aber  nicht  selten,    dass  im  einen  und  selben 
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Departement  nicht  nur  eine,  sondern  zwei,  drei  solcher  schwerwiegenden 
Aufgaben  in  Behandlung  und  Arbeit  sind,  und  dass  das  Arbeitsprogramm 
durch  «beförderüche»  Berichterstattungen  vermehrt  wird,  welche  die 
Bäte  auf  dem  Wege  der  Motionen  und  Postulate  zu  verlangen  sich  ver- 
anlasst sehen. 

Entlastung  der  Departementsvorsteher  auf  diesem  Teile  ihrer  Tätig- 
keit kann  selbstverständlich  nicht  in  Verminderung  oder  irgendwelcher 
Hintanhaltung  der  Aufgaben  gesucht  werden,  und  noch  viel  weniger  in  der 
oben  S.  531  besprochenen  prinzipiellen  Oraganisationsänderung,  zufolge 
welcher  nach  amerikanischem  Muster  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
in  der  Weise  voneinander  geschieden  würden,  dass  der  BR  nur  mit 
der  Verwaltung,  mit  der  Gesetzgebung  aber  gar  nicht  sich  zu  befassen 
hätte.  Seine  relative  Entlastung  hat  der  Departementsvorsteher  hier 
nur  in  einer  richtigen  Organisation  seiner  Arbeit  zu  suchen. 

Er  soll  zunächst  in  seinen  Bureaux  tüchtige  Beamte  haben,  denen 
er  die  vorbereitenden  Arbeiten  übertragen  kann.  Sind  Enqueten  not- 
wendig zur  Aufklärung  der  Verhältnisse,  statistische  Zusammenstellungen, 
geschichtliche  Exposes,  Beschaffung  zur  Orientienmg  dienlicher  Materi- 
alien, präparative  Behandlung  derselben  behufs  leichterer  Verwendung 
u.  dgl.,  so  kann  sich  der  Chef  darauf  beschränken,  unter  Aufstellung 
eines  allgemeinen  Programms  diese  Arbeiten  anzuordnen  und  deren 
Ausführung  zu  kontrollieren.  Wollte  er  sich  selbst  in  dieselben  ein- 
lassen und  vertiefen,  so  würde  er  Gefahr  laufen,  in  Bälde  die  Übersicht 
über  sein  Departement  zu  verlieren  und  Stockungen  in  die  Geschäfte 
zu  bringen.  Und  hat  er  Gründe,  nach  Vollendung  jener  Vorarbeiten 
noch  nicht  selbst  mit  seiner  Tätigkeit  einzusetzen,  Gründe,  welche  in 
der  Natur  der  zu  behandelnden  Materie  oder  in  dem  Stande  seiner 
Geschäfte  oder  in  andern  Umständen  liegen  können,  —  so  bietet  ihm 
die  Bestimmung  der  BVerf.,  Art.  104^),  laut  welcher  die  Departemente 
befugt  sind,  für  besondere  Aufgaben  Sachkundige  beizuziehen,  die  Mög- 
lichkeit, nun  auch  die  weitere  Behandlung  der  Angelegenheit,  die 
eigentliche  sachliche  Bearbeitung,  durch  einen  Fachbeamten  oder  eine 
andere  besonders  geeignete  PersönUchkeit  ausserhalb  des  Departements 
vornehmen  zu  lassen.  Und  nicht  nur  das:  es  gibt  legislatorische  Auf- 
gaben, wie  die  Werke  der  Civilgesctzgebung,  der  Strafgesetzgebung,  der 
Militärgesetzgebung,  der  Kranken-  imd  Unfallversicherung  und  andere, 
welche  von  vornherein  ganz,  bis  imd  mit  der  Ausarbeitung  des  Gesetzes 
samt  Botschaft,  hervorragenden  Sachverständigen  übertragen  werden, 
welches  Verfahren  von  der  BVcrs.  in  den  Voranschlägen  einiger  De- 
partemente durch  Aussetzung  bedeutender  Kredite  für  gesetzgeberische 
Arbeiten  vorgesehen  luid  anerkannt  ist. 
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Das  ist  die  mögliche  Entlastung  des  Departementsvoi'stehers  in 
diesem  Teile  seiner  Aufgaben.  Weiter  kann  sie  nicht  gehen,  namentlic^h 
nicht  soweit,  dass  ihm  auch  die  Behandlung  und  Vertretung  des  Ges. 
im  BR  oder  gar  in  den  eidg,  Räten  abgenommen  werden  könnte,  was 
uns  wiederum  in  das  amerikanische  System  hineinftihren  würde.  Aber 
selbst  in  den  Vereinigten  Staaten  steht  die  Sache  in  Wirklichkeit  nicht 
so,  dass  der  Minister,  welcher  nach  Inkrafttreten  einer  Bill  diese  zu 
vollziehen  hat,  der  Bearbeitimg  und  Beratung  derselben  fremd  bliebe, 
wenn  er  schon  nicht  Zutritt  zu  den  Kammern  hat.  Die  Hauptarbeit 
geht  nicht  im  Plenum  der  Deputiertenkammer  und  des  Senats,  sondern 
in  den  betreffenden  permanenten  Komites  vor,  und  hier  ist  es  stehender 
Gebrauch,  die  Minister  beizuziehen.  Mit  jener  mehr  oder  weniger  weit- 
gehenden Beiziehung  besonderer  Kräfte  wird  dem  Departementsvoreteher 
viel  Zeit  und  Arbeit  erspart ;  aber  selbst  in  dem  Falle,  wo  die  Gesamt- 
bearbeitung einer  gesetzgeberischen  Aufgabe'  einem  speziellen  Sachver- 
ständigen tibertragen  wird,  nimmt  diese  Aufgabe  den  betr.  Departements- 
vorsteher intensiv  und  extensiv  sehr  in  Anspruch.  Er  muss  die  ge- 
sjimmelten  Materialien  gründlich  studieren,  muss  sich  mit  der  Frage 
selbst  vollständig  vertraut  machen,  muss  Gutachten  und  Vorschläge? 
unter  Berücksichtigung  der  Gesamtverhältnisse  prüfen  und  erwägen, 
muss  bei  Differenzen  in  der  Auffassung  mit  dem  Bearbeiter  konferieren 
und  diskutieren,  unter  Umständen  den  Entw.  mit  besonderen  Kom- 
missionen beraten,  von  den  Urteilen  und  Besprechimgen  in  den  poli- 
tischen und  Fachblättem  Kenntnis  nehmen  und  die  einzubringenden 
Anträge  selbst  schliesslich  so  gestalten,  dass  er  sie  mit  Überzeugung 
im  BR,  in  den  Kommissionen  der  Räte,  in  diesen  selbst  vertreten  und 
verteidigen  kann  —  eine  Summe  von  Zeitaufwand,  Sorge  und  Arbeit, 
welche  unter  allen  Umständen  bleibt,  die  sich,  wenn  in  dem  Departement 
gleichzeitig  mehrere  legislatorische  Aufgaben  anhängig  sind,  potenziert 
und  einer  Einschränkung  nicht  weiter  fähig  ist. 

c.  Der  andere  Teil  der  Tätigkeit  der  Departementsvorsteher  ist 
der  administrative,  die  eigentliche  Geschäftsverwaltung  des  Departements. 

Die  BVerwaltung  ist  einesteils  beschränkter  als  die  Administration 
der  Kantone,  insofern  sie  mit  einer  Reihe  von  Gebieten  der  öffentlichen 
Angelegenheiten,  die  Gegenstand  der  kant.  Staatsverwaltung  sind,  nichts 
zu  tun  hat,  andererseits  ist  sie  weiter  und  umfangreicher,  insofern  ihre 
Tätigkeit  auf  den  Gebieten,  die  ihr  unterstellt  sind,  sich  auf  alle  Kan- 
tone erstreckt  und  entsprechend  vervielfachte  Geschäfte  hat.  Mit  Aus- 
ncahme  der  Zweige,  -svelche  vollständig  centralisiert  in  ihrer  Hand  sind, 
und  für  deren  Verwaltung  sie  durch  die  ganze  Schweiz  hindurch  eigene, 
dienstlich  abgestufte  Organe  hat,  ist  sie  in  allen  übrigen  ihr  zukommen- 
den Vervvaltungsaufgaben  ohne  solche  Organisation.  Die  Folge  dieser 
Eigentümlichkeit  der  BVerwaltung  ist,  dass  die  überall  im  Lande  sich 
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bildenden  eidg.  Administrativgeschfifte  keine  Sichtung,  keine  Beaibeitiuig, 
keine  teilweise  Erledigung  durch  aufsteigende  Instanzen  erfahren,  son- 
dern dass  alle,  kleine  und  grosse,  lokale  und  allgemeinere,  wichtige  und 
unwichtige,  direkt  an  das  betr.  Departement  gelangen  und  dort  be- 
handelt und  erledigt  werden  müssen.  Daher  die  GeschäftsOberhAufmig, 
Aber  weldie  von  den  Departementen  mehr  und  mehr  Klage  geführt  wird. 

Dieser  Zustand  der  Dinge  hängt  so  eng  mit  den  bundesstaatlichen 
Institutionen  des  Landes  zusammen,  dass  daran,  wie  schon  oben  gezeigt 
wurde.Jnichts  zu  ändern  ist.  Weder  können  wir  zu  den  helvetischen  Ein- 
richtungen Obergehen  mit  Regierungsstatthai tem  und  Verwaltungs- 
kammem  in  den  Kantonen,  Unterstatthaltern  in  den  Bezirken,  Agenten 
in  den  Gemeinden,  noch  könnnen  wir  mit  den  der  BBehörde  gegenüber 
den  Kantonen  zugewiesenen  Vollziehungsfunktionen  die  kant.  Behörden 
selbst  betrauen. 

Nichts  zu  ändern  ist  auch  an  einem  zweiten  Faktor  der  grossen 
Inanspruchnahme  der  Departementsvoi-steher,  nämlich  an  den  Audienzen, 
den  persönlichen  Besuchen.  Diese  vervielfältigen  und  konzentrieren 
sich  bei  ihnen  aus  demselben  Grunde,  warum  sich  die  Masse  der  Ge- 
schäfte bei  ihnen  konzentriert.  Sie  nehmen  sehr  viel  Zeit  weg  und 
unterbrechen,  da  die  meisten  Besuche  unvorhergesehen  sich  einstellen, 
häufig  dringliche  Arbeit;  aber  nicht  nur  dürfen  sie,  sobald  es  sich  um 
Amtliches  handelt,  nicht  abgelehnt  werden,  sondern  sie  bringen  in  vielen 
Fällen  nützliche  Orientierungen.  Bestimmte  Audienztage  und  Andienz- 
stunden  anzusetzen,  ist  ebenso  mitunlich  als  ein  beliebiges  Vertagen 
im  einzelnen  Falle,  zumal  die  vorsprechenden  Borger  und  Delegationen 
oft  aus  entferntem  Kantonen  kommen. 

d.  Wir  kennen  nur  ein  Mittel,  welches  möglich  und  geeignet  ist, 
die  Departements  Vorsteher  einigermassen  zu  entlasten  und  ihnen  auch 
bei  vermehrten  Aufgaben  die  Bewältigung  ihrer  administrativen  Geschäfte 
neben  ihren  legislatorischen  Arbeiten  und  ihren  Pflichten  als  Mitglieder 
des  Bundesrates  zu  ermöglichen.  Es  besteht  in  einer  Sonderung  jeTier 
Geschäfte  je  nach  ihrer  Wichtigkeit,  in  der  Übertragung  gewisser  Ka- 
tegorien oder  gewisser  Stadien  der  Behandlung  dei-selben  an  die  dem 
Departementschef  unt  erat  eilten  höhern  Beamten,  verbunden  mit  ent- 
sprechender Erweiterung  der  diesen  Organen  zustehenden  Kompetenzen 
und  Verantwortlichkeit,  also  in  einem  ähnlichen  Verfahren,  wie  das  zur 
Verbesserung  und  Erleichterung  der  Tätigkeit  des  Bundesrat^-s  ange- 
wandte. ' ) 

')  Nicht  zufi-effoud  ist  die  hier  vertretene  Auffassung,  wonnch  (He 
Amtsgewalt  aller  Bundesämter  eine  aus  derjenigen  iles  BR  al)(releitete 
(delegierte)  sei;  das  bundesrecht  kennt  nicht  nnv  den  BR  als  Verwaltungs- 
behörde, sondern  auch  andere  Bundes  Jim  t  er,  die  dem  BR  zwar  hier.iri'hisch 
untergeordnet  sind,  ilie  aber  eigene  Amtsltefiignissc  besitzen;  vgl.  tinch 
B  18!«  IV  477. 
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Arn  leichtesten  und  rationellsten  macht  sich  jene  Sonderung  mit 
abgestufter  Kompetenzübertragung  in  den  einheitlichen,  vollständig  cen- 
tralisierten  Bundesverwaltungen.  Da  ist  z.  B.  die  eidg.  Postverwaltung 
mit  dem  Departementschef,  dem  Ober})ostdirektor,  den  Chefs  der  diesem 
unterstellten  Sektionen,  dann  den  elf  Kreispostdirektoren  und  endlich 
den  Chefs  der  einzelnen  über  das  ganze  Land  verbreiteten  Postbureaux,. 
bei  welcher  die  Anwendung  des  Systems  abgestufter  Kompetenzül^er- 
tragung  eine  Organisation  geschaffen  hat,  die  es  dem  Departements- 
chef erlaubt,  neben  dieser  ausgedehnten,  vielzweigigen  Verwaltung  auch 
die  gleich  organisierte  Telegraphen-  und  Telephonverwaltung  und  da- 
rüber liinaus  auch  noch  die  Geschäfte  der  Eisenbahnverwaltung  zu 
führen.  Dieselbe  Organisation  hat  die  eidg.  Zollverwaltung,  die  sich  in 
demselben  Departement  neben  dem  eidg.  Finanzwesen,  der  Alkohol- 
verwaltung u.  s.  w.  befindet. 

Schwieriger .  ist  die  Anwendung  des  fragUchen  Systems  in  den 
andern  Departementen,  Es  ist  jedoch  auch  bei  diesen,  so  oder  andei*s 
gestaltet,  keineswegs  neu,  und  es  feldt  nicht  an  Erfahrungen.  Alle 
diese  Departemente  haben  eine  geringere  oder  grössere  Anzahl  von 
abgerundeten,  gewissermassen  technisch-administrativen  Verwaltungs- 
zweigen imd  Anstalten,  welche  zur  Lösung  besonderer  Aufgaben  orga- 
nisiert  sind.  So  im  Departement  des  Äussern:  das  Amt  für  Marken- 
schutz, das  Patentamt,  das  Kontrollamt  für  Gold-  und  Silberwaren,  das 
Auswanderungsamt;  im  Departement  des  Innern:  das  Polytechnikum 
und  dessen  Annexanstalten,  die  meteorologische  Centralanstalt,  das  eidg. 
statistische  Bureau,  das  Gesundheitsamt,  das  Bauamt  mit  seinen  zwei 
Abteilungen;  im  Justiz-  und  Polizeidepartement:  das  Konkursamt,  das 
Heimatlosenamt,  das  Polizeiamt;  im  Militärdepartement  die  Ämter  der 
Waffeiichefs,  das  Stabsbureau,  das  topogi'aphische  Bm*eau,  das  Kriegs- 
materialverwaltungsamt, das  militärische  Sanitätsamt,  das  militärische 
Justizamt,  das  Konunissanatsamt;  im  Finanzdepartement :  das  Kontroll- 
bureau, die  Staatskasse,  die  Liegenschaftsverwaltung,  das  Banknoten- 
kontroUamt,  die  Wertschriftenverwaltung,  die  Münze,  die  Alkoholver- 
waltung; im  Industrie-  und  Landwirtschaftsdepai^tement:  die  Oberforst- 
inspektion, das  Ma.ss-  und  Gewichtsamt,  das  Versicherungsamt;  im 
Eisenbahndepartement:  das  technische  Kontrollbureau,  das  Rechnungs- 
bureau, das  elsenbahnstatistische  Bureau. 

Diese  technisch-administrativen  Amter,  welche  verschiedentlich 
umfangreiche  Verwaltungszweige  repräsentieren,  haben  grösstenteils 
höhere  Beamte  oder  Direktoren  an  ihrer  Spitze,  denen  teils  durch  Ge- 
setze und  BBeschlüsse,  teils  durch  Verordnungen  mehr  oder  weniger 
ausgedehnte  Verfügungsbefugnisse  eingeräumt  sind,  denen  gegenüber 
aber  stets  Rekurs  an  das  Departement  vorbehalten  ist. 
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Diese  Kompetenzübertragungeii  nehmen  selbstverständlich  den 
Departementsvorstehem  eine  ansehnliche  Anzahl  von  Detailgeschäften 
ab,  mid  ohne  sie  wäre  für  letztere  die  Führung  der  Verwaltung  schon 
längst  zur  Unmöglichkeit  geworden.  Zu  diesem  Mittel  muss  mit  Ver- 
mehrung der  Aufgaben  und  Zunahme  der  Geschäfte  auch  ferner  Zuflucht 
genommen  werden,  und  es  wäre  auch  dann  nicht  zu  entbehren,  wenn 
dem  BR  zwei  Mitglieder  mehr  gegeben  würden. 

Aber  gewisse  Schranken  dürfen  dabei  nicht  überschritten  werden. 
Die  Abteilungschefs  sollen  in  den  hier  in  Frage  stehenden  Departe- 
menten nicht  Kompetenz  erhalten  zur  Ausstellung  von  Anweisungen, 
nicht  zur  Aufnahme  von  Angestellten,  nicht  zu  Gehaltsbestimmungen, 
nicht  zum  Erlass  von  Instruktionen  und  Regulativen,  nicht  zu  selb- 
ständigen Verfügungen  in  Angelegenheiten,  bezüglich  welcher  bestimmte 
gesetzliche  oder  Verordnimgsvorschriften  nicht  bestehen,  nicht  zu  grund- 
sätzlichen Interpretationen  von  Bundesrats-  oder  Departementalbe- 
schlüssen,  nicht  zu  eigentlichen  Weisungen  und  Befehlen  an  kant.  Be- 
amte, nicht  zu  direktem  Verkehr  mit  andern  Departementen  oder  mit 
kant.  Regierimgen,  es  sei  denn,  dass  ein  Abteilungschef  durch  eine 
solche  Behörde  in  Anfrage  gesetzt  wird.  Und  was  die  Departements- 
sekretariate betrifft,  so  soll  sich  ihre  Befugnis  nicht  erstrecken  auf  Er- 
lass sachlicher  Verfügimgen,  sondera  nur  auf  präparatorische  und  voll- 
ziehende Handlungen,  und  zwar  mit  eigener  Unterschrift  nur  an  Ab- 
teilungen des  DepArtements,  an  kant.  Unterbehörden  und  an  Private, 
nicht  aber  an  andere  eidg.  Departemente  und  kant.  Regierungen. 

Diese  Beschränkungen  sind  notwendig  zur  Aufrechthaltung  der 
Einheit  in  der  Departementsfühnmg,  zur  Garantie  für  die  Verantwort- 
hchkeit  der  Departementschefs,  zur  Fernhaltung  von  willkürlichen  Über- 
griffen und  insbesondere  zur  Wahrung  der  Stellung  und  des  Verhält- 
nisses der  Bundesverwaltung  zu  den  Kantonen.  Aber  auch  mit  diesen 
Einschränkungen  wird  die  selbständige  Aktion  der  genjinnten  Departe- 
mentsorgane zur  Entlastung  der  Departementschefs  sehr  Wesentliches 
wirken. 

e.  Wiis  schliesslich  den  in  der  (')ffentlichen  Diskussion  der  Ver- 
waltungsreform aufgetretenen  Voi-schlag  anbelangt,  dass  sich  der  Bmi- 
desrat,  beziehungsweise  die  Departementschefs,  in  den  eidg.  Räten 
durch  Beamte  ihrer  Ressorts  sollen  vertreten  lassen  können,  so  mag 
derselbe  verschiedenen  Motiven  entspringen.  Es  soll  damit  vielleicht 
eine  Erleichterung  des  BR  während  der  Sessionen  der  BVers.  eraweckt 
werden,  oder  man  will,  von  der  Annahme  ausgehend,  dass  der  Chef 
eines  lunfangreichen  Departements  unmöglich  mit  allen  Einzelheiten 
seiner  Verwaltung  vertraut  sein  könne,  den  Räten  doch  vollkommen 
informierte  Referenten  sichern.     Hierüber  ist  zu  bemerken: 
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Man  begegnet  dieser  oder  einer  ähnliehen  Einrichtung  auch  an- 
derswo, z.  B.  im  Reichstage  des  deutschen  Reiches,  wo  in  einzelnen 
Fällen  an  der  Stelle  des  Reichskanzlers  oder  des  betreffenden  Unter- 
staatssekretärs oder  neben  ihm  noch  Spezialdelegierte  auftreten,  in 
Frankreich,  Italien  u.  s.  w.,  wo  neben  den  Ministem  auch  Unterstaats- 
oder Generalsekretäre  der  betr.  Ministerien  an  der  Diskussion  sich  be- 
teiligen. Aber  in  den  letztgenannten  Staaten  ist  solche  Beteiligung  nur 
möglich,  wenn  die  Betreffenden  selbst  Mitglieder  des  Parlaments  sind 
imd  im  deutschen  Reiche  treten  die  fraglichen  Spezialdelegierten  als 
Bevollmächtigte  des  Bundesrates  auf,  w^elcher  einer  der  drei  Faktoren 
der  Gesetzgebung  ist.  In  unsem  grossem  Schweiz.  Kantonen,  wo  die 
Verhältnisse  ähnlich  liegen,  wie  beim  Bund,  gibt  es  keinen  Grossen  Rat, 
in  w-elchem  Unterbeamte  der  Reg.,  sei  es  von  jenem  gefordert,  sei  es 
von  dieser  delegiert,  als  Berichterstatter  oder  parlamentarische  Mitbe- 
rater erscheinen  ^vürden.  Wohl  aber  sind  es  die  von  den  Grossen  Räten 
für  die  einzelnen  Angelegenheiten  niedergesetzten  Kommissionen,  in 
denen  dieses  Verfahren  eingeschlagen  werden  kann  und  auch  prakti- 
ziert wird.  Hier  ist  es  auch  vollkommen  am  Platz,  nicht  aber  im  Ple- 
num der  Räte,  sei  es  in  den  Kantonen  oder  beim  Bunde.  Aufgabe  der 
Spezialkommissionen  ist  es,  die  ihnen  zugewiesenen  Traktanden  a  fond 
inid  bis  ins  Detail  zu  untersuchen,  und  da  kann  ihnen,  namentlich  wenn 
es  sich  um  spezifisch  technische  oder  technisch-administrative  Punkte 
handelt,  die  direkte  Einvernahme  oder  Anhörung  derjenigen  Verwal. 
tungsorgane,  in  deren  spezielle  Aufgabe  die  Behandlung  und  Bearbeitung 
der  betreffenden  Punkte  einschlägt,  wertvolle  Dienste  leisten.  Die  Räte 
müssen  darauf  vertrauen  können,  dass  im  gegebenen  Falle  solche  Un- 
tersuchung von  der  Kommission  vorgenommen  worden  ist;  sie  selbst 
über  haben  es  nicht  mit  der  Detailuntersuchung,  sondern  mit  den  Re- 
sultaten zu  tun,  zu  denen  die  Kommission  auf  Grundlage  ihrer  Prüfung 
gekommen  ist.  Wohl  kann  es  geschehen,  dass  auch  im  Plenum,  z.  B. 
bei  der  Beratung  des  Geschäftsberichts  oder  des  Budgets  oder  eines 
•Ges. -Entw.  Punkte  berührt  oder  Anfragen  gestellt  w^erden,  über  welche 
der  anwesende  Departementsvorsteher  im  Moment  sichere  und  voll- 
ständige Auskunft  zu  geben  nicht  im  stände  ist;  in  einem  solchen  Falle 
wird  es  niemand  auffallend  finden,  wenn  er  sich  nähere  Information 
in  den  Akten  oder  bei  seinen  Beamten  vorbehält  und  orientiert  später 
darauf  eintritt.  Diese  Beamten  selbst  jedoch  in  den  Räten  auf  Piket 
zu  stellen  und  sie  —  auf  w^essen  Wunsch  oder  Befehl  hin  —  an  die 
Stelle  des  Departementsvorstehers  treten  zu  lassen,  w^ürde  ohne  Nutzen 
Unzukömmlichkeiten  verschiedener  Art  herbeiführen,  welche  näherer 
Beleuchtung  nicht  bedürfen. 

f.  Das  Bild   der  Beschäftigung  eines  Bundesrates,   das  nach  den 
•yerschi(?denen  Richtungen   in   dem  Vorangegangenen    skizziert    wurde, 
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wäre  nicht  vollstäHdig^  wenn  nicht  auch  ein  Wort  von  dem  Innern  Ge- 
triebe seines  Bureauhaushalts  beigefügt  würde.  In  dem  höchst  interes- 
santen Aufsatz,  den  a.  Bundesrat  IXroz  in  der  Bibliotheque  universelle 
über  die  Reorganisation  des  Bundesrates  (1893  Nr.  180)  veröffentlicht  hat'jr 
wird  hiervon  eine  sehr  anschauliche  detaillierte  Schilderung  gegeben. 
Droz  erzählt  aus  seinen  langjährigen  Erfahrungen  von  der  Masse  supi)le- 
mentärer  Arbeit,  welche  die  halb  offizielle,  halb  persönliche  Korrespondenz, 
eines  Bundesrates  verursacht,  von  den  Hunderten  von  Briefen  Stellen- 
suchender, welche  eine  Antwort  wünschen  und  sich  persönlich  vor- 
stellen, von  den  Auskunftsbegehren  aller  Art^  von  nicht  das  eigene  De- 
partement berührenden  Mitteilungen,  w^elche  Rückäussening  verlangen, 
von  Kritiken  und  Ratschlägen  gutmeinender  Patrioten,  welche  einge- 
hende Erwiderung  erwarten,  von  den  Anforderungen,  welche  das  In- 
ordnunghalten  des  unausweichlichen  persönlichen  Departementsarchiv» 
stellt  u,  s.  w^  u,  s.  w.y  und  würde  eine  Haupterleichterung  für  die  Mit- 
glieder des  Bundesrates  darin  erblicken,  wenn  jedem  zur  Aushülfe- 
leistung in  diesen  hundertfältigen,,  zeitraubenden  Kleinigkeiten  im  Haus- 
halt ein  privater  Seki'etär  zur  Verfügung  stünde.  Die  Schilderung  ist 
zutreffend;  die  vorgeschlagene  Neuei'ung  würde  sich  empfehlen,  wenn 
nicht  der  Ausführung  derselben  Schwierigkeiten  ganz  realer  Natur  ent- 
gegenstünden. Wo  sollten  diese  Attaches  untergebracht  werden?  In 
dem  Zimmer  des  Chefs  kann  ein  solcher  nicht  ständigen  Aufenthalt 
nehmen,  in  das  Bureau  des  Departementssekretärs  kann  er  auch  nicht 
verwiesen  werden;  je  weiter  er  dem  Departementschef  von  der  Hand 
ist,  desto  weniger  wird  der  Zweck  erreicht;  geeignete  Lokalitäten  in 
unmittelbarer  Nälie  der  Voreteher  lassen  sich  bei  keinem  Departemente 
ermöglichen,  und  so  zwingt^  von  andern  Schwierigkeiten  abgesehen, 
schon  die  Raumfrage,  von  der  Einführung  der  gedachten  neuen  Funk- 
tionäre Umgang  zu  nehmen.  Immerhin  liesse  sich  eine  teilweise  Er- 
leichterung in  obigem  Sinne  auf  dem  Wege  erzielen,  wenn  jeder  De- 
partementsvorsteher in  die  Lage  versetzt  würde,  je  nach  den  besondeni 
Umständen  in  der  ihm  geeignet  scheinenden  Weise  sich  Aushülfsdienste 
der  gedachten  Art  zu  verschaffen^  was  auf  dem  einfachen  Wege  einer 
bescheidenen  Krediterteilung  im  Budget  geschehen  könnte. 

.  6.  Betr,  die  Bildung  der  Departemente  ist  vorab  massgebend  die 
Frage,  wie  die  Magistratur  des  Bundespräsidenten  gestaltet  werden 
solL  Wie  dieselbe  gegenwärtig  bescliaffen  ist,,  ist  oben  dai-gelegt  wor- 
den. Er  ist  nicht  nur  das  allerbelastetste  Mitglied  der  Behörde,  nicht 
nur  sind  die  Funktionen  des  Präsidenten  des  BR  durch  die  Verbindung 
mit  einem  ganzen  voUen  Verwaltiuigsdepartement  ernstlich  beeinträch- 
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tigt,  sondern  es  ist  ein  Bnndespnisid^nt  überhaupt  Hicht  mehr  vor- 
handen. 

Die  BVerf.  sagt  allerdings  vom  Bundespräsidenten  nur  das,  dass  er 
den  Vorsitz  im  Bundesräte  führe.  Da  sie  si<;h  mit  der  Verteilung  der 
Geschäfte  imter  die  Mitglieder  des  Bundesrates  nicht  befasst,  so  hatte 
sie  auch  keinen  Anlass,  über  die  dem  Bundespräsidenten  zu  übertra- 
genden Aufgaben  der  Staatsverwaltung  und  Staatsleitung  nähere  Be- 
stimmimgen  aufzustellen.  Aber  man  dachte  sich  doch  von  Anfang  an 
xuiter  dem  Bundespräsidenten  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  etwas 
Anderes  und  Mehreres  als  den  Chef  irgend  eines  Verwaltungsdeparte- 
ments, der  zugleich  die  Sitzungen  des  Bundesrates  präsidiere.  Wie 
jeder  Staat,  monarchisch  oder  republikanisch,  ein  Haupt  der  Staats- 
leitung hat,  wie  jeder  eidg.  Stand,  repräsentativ  oder  demokratisch, 
zur  Zeit  als  er  sein  Verhältnis  zu  den  andern  Ständen  und  seine  Be- 
ziehungen zu  auswärtigen  Staaten  selbst  zu  ordnen  hatte,  in  seinem 
Schultheiss  oder  I^ndammann  sein  Standeshaupt  besass,  dem  vornehm- 
lich die  Pflicht  der  Wahrnehmung  der  Staatsinteressen  nach  aussen 
oblag,  so  wollte  die  BVerf.  in  dem  Bundespräsidenten  ein  Staats- 
haupt der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  einsetzen.  Und  so  natürlich  schien 
es,  da.ss  dieser  obersten  Magistratur  nicht  nur  die  äusserlich  fonnale, 
sondern  virtuelle  Repräsentation  des  Staates  nach  aussen  und  nach 
innen  zukommen  müsse,  dass  seit  dem  Bestehen  des  Bundes,  von  An- 
fang bis  auf  die  neueste  Zeit,  dem  Bundespräsidenten  die  Leitung  des 
politischen  Dep<artements ,  das  heisst  der  Verkehr  mit  auswärtigen 
Staaten  und  deren  Stellvertretern,  der  Verkehr  mit  den  Gesandtschaften 
und  Konsulaten  der  Schweiz  im  Auslande,  die  Vermittlung  des  amt- 
lichen Verkehrs  zwischen  Kantonen  und  auswärtigen  Staatsregierungen 
oder  deren  Stellvertretern,  die  Wahrung  der  Unabhängigkeit,  Neutrali- 
tät und  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  gegen  aussen  im  allgemeinen, 
sowie  der  völkerrechtlichen  Verhältnisse  im  besondem  und  auch  die 
Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern  über- 
tragen wuide.  Mit  solchem  Inhalt  war  das  Amt  von  Anfang  an  ge- 
dacht; deshalb  der  besondere  Titel,  im  Unterschied  von  Präsident  des 
Bundesrates;  deshalb  die  Wahl  durch  die  BVers. 

Wenn  jetzt  alle  genannten  Funktionen  vom  Amte  des  Bundes- 
|)rHsidenten  abgelöst  und  einem  andern  Mitgliede  des  Bundesrates  ül)er- 
tragen  sind,  so  findet  diese  Einrichtung  eine  scheinbare  Analogie  in 
andern  Staaten,  wo  auch  ein  besonderes  Ministerium  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  existiert,  das  in  der  Regel  nicht  vom  Conseils-  oder 
Ministerpräsidenten  geführt  wird.  Aber  wo  solches  angetroffen  wird, 
da  hat  überall,  in  republikanischen  wie  in  monarchischen  Staaten,  die 
♦Staatseinheit  und  oberste  Staatsleitung  neben  und  über  dem  Ministe- 
rium,  dem  Ministerpräsidenten  und  dem  Minister  der  auswärtigen  An- 
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gelegenlieken,  in  dem  eigentlichen  Staatsoberhaui>t  seinen  pnlgniuiteii 
Ausdruck:  in  den  monarcliischen  Staaten  in  dem  Fürsten;  in  den  re- 
publikanischen, wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  Fran- 
zösischen Republik,  den  Vereinigten  Staaten  vun  Mexiko,  der  Argen- 
tinischen Republik,  dem  Kanadischen  Bunde,  in  dem  auf  melirere  Jahre 
gew&hlt«Q  Präsidenten,  der  die  eigentliche  oberste  Staatsrepräsentation 
und  Staatsieitung  hat,  und  dessen  Staatssekretäre  die  Minister  sind. 
Zu  einer  ähnlichen  Organisation  muss  die  Schweiz.  Eidgenossenschaft 
mit  der  Zeit  kommen,  wenn  die  jetzige  Einrichtung,  welche  dem  Bun- 
despräsidenten seine  Hauptattribute  genommen  und  ihn  lediglich  zum 
Vorsitzenden  des  Bundesrates  gemacht  hat,  fortdauert.  Als  Symptom 
eines  erwachenden  Bedürfnisses  und  des  Suchens  einer  Befried^ing 
nach  der  augedeuteten  Richtung  hin  mag  es  angesehen  werden,  dass 
nach  einer  politischen  Oberleitung  gerufen  wird,  welche  man  rorlRntig 
in  einer  Trias  von  Oberbundesräten  hat  finden  wollen. 

Der  BR  hält  dafür,  dass  das  frühere  politische  Departement  wie- 
der herzustellen,  dem  jeweiligen  Bundespräsidenten  zu  übertragen  und 
dadiu'ch  dieser  obersten  Magistratur  die  ihr  gebührende  Stellung  und 
Dignität  wieder  zu  geben  sei. 

Der  BR  kommt  zu  dieser  Ansicht  trotz  der  Schwierigkeiten,  weh-lie 
der  Umstand  bereitet,  dass  das  Präsidium  alle  Jahre  wechselt,  und 
trotz  der  Anerkennung  der  guten  Dienste,  welche  das  Departement  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  bisanhin  geleistet  hat. 

Unzweifelhaft  leidet  die  Kontinuität  in  der  Behandlung  der  jioh- 
tischen  Geschäfte  durch  den  jährlichen  Wechsel  des  Departementsvor- 
stehers, wie  sie  unter  gleichen  Umständen  auch  bei  allen  andern  Ge- 
schäft«n  leiden  würde.  Die  Frage  ist  nur  die,  ob  die  Kontinuität  gerade 
im  politischen  Departement  wichtiger  und  notwendiger  ist  als  in  allen 
andern,  so  wichtig  und  ausschlaggebend,  dass,  um  sie  aufrechtzuhalten, 
alle  andern  Rücksichten  und  Interessen  hintangesetzt  werden  müssen. 

Unsere  intoniatioiialen  Verhältnisse  sind  in  gewöhnlichen  Zeiten 
einfacher  Natur.  Sie  betreffen  hauptsächlich  Handel  und  Vorkehr, 
Niederlassung  und  Auslieferung,  Grenzverhältnisse  und  Wahnuig  der 
I.^ndesintegrität,  europäische  Kultur-  und  Humanitätsbestrebungen.  Die 
Kidg,  hat  keine  Machtfragen,  keine  Ausdehnungshiteressen,  keine  inter- 
nationalen Seeangelegeuheiten,  keine  aussereimipäisehen  Kolonien  uiiil 
bezügliche  Politik,  keine  Allianzen  oder  Allianzjirtijekte.  kein  zahlreiches 
Corps  von  Vertretern  in  allen  Weltteilen  wie  die  Grosstaateu.  Üeu 
bes(;hränkten  Aufgaben  und  den  einfachem  internationalen  Verhält nisscn 
entsprechend  sind  auch  die  bezüglichen  Geschäfte.  Es  sind  nur  aus- 
nahmsweise umfangreiche,  durch  Jahre  hindurch  si<;h  ziehende  Angelegen- 
heiten, wie  etwa  die  Dappental frage,  die  Savoyei-frage,  die  spaiii-^c-he 
Pen.sionenfnige,    die  Gotthardangelegenheit,    die  Kheiurt^lierimg.    die 
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Verhandlung  von  Handels-  und  andern  Verträgen,  die  V)ündnerische  In- 
kamerationsfrage,  die  tessinische  Bistumsangelegenheit,  grössere  (xrenz- 
regulieningsfragen  u.  dgl.,  wobei  in  vielen  Fällen  die  Materien  selbst 
von  andern  Dejhartementen  behandelt  werden,  sondern,  wie  die  Geschäfts- 
berichte des  Departements  zeigen,  meistens  einzelne  Vorkonnnnisse. 
kleinere  oder  grössere,  in  der  Regel  innerhalb  kurzer  Zeit  diplomatisch 
sich  abspielende  Konfliktfälle,  welche  freiüch  dann  nicht  selten  in  dieser 
kurzen  Zeit  die  Sorge  imd  Arbeitskraft  des  Departements  Vorstehers  in 
intensivster  Weise  in  Anspruch  nehmen. 

Das  poUtische  Dep.  ist  im  fernem  nicht  eine  Verwaltung  ver- 
schiedener, von  Ges.,  Verord.,  Regl.,  u.  s.  w.  beherrschter  Gebiete  und 
Anstalten,  mit  welchen  der  Departementsvorsteher  genau  vei-traut 
sein  und  deren  zahlreiches  Personal  er  kennen  nuiss :  er  hat  auch  keine 
jener  gesetzgeberischen  Aufgaben,  deren  Studimn,  Behandlung  und 
Lösung  oft  durch  Jahre  sich  hindurchzieht. 

Nimmt  man  nun  noch  dazu,  dass  die  politischen  Geschäfte  nicht 
in  der  Weise  und  in  dem  Umfang  rein  innerhalb  des  Departementes 
behandelt  werden,  wie  dies  bei  andern  Departementen  geschehen  kann, 
sondern  dass  sie  von  ihrem  Entstehen  an  dem  Bimdesrat  zur  K<inntnis 
gebracht  werden,  dass  dieser,  fortwährend  orientiert,  in  den  vers(!hie- 
denen  Stadien  der  Behandlung  mitwirkt,  die  Gesamtbehörde  selbst  also 
gewissemiassen  der  sttodige,  permanente  Träger  der  politischen  (xe- 
schäftsverwaltung  ist,  und  berücksichtigt  man  im  fernem  den  grossen 
Vorteil,  dass  dasjenige  Mitglied  des  BR,  welches  im  nächsten  Jahre  das 
politische  Dep.  zu  übernehmen  hat,  dies  zum  voraus  weiss  und  also  in 
jeder  Beziehung  vollkommen  vorbereitet  in  das  Amt  tritt,  so  ist  es  wohl 
gestattet,  zu  sagen,  dass  der  jährliche  Wechsel  des  politischen  Dep.  nicht 
imtunlich  und  bezüglich  der  Kontuniität  der  (jeschäftsbehandlung  nicht 
mit  so  grossen  Nachteilen  verbunden  ist,  dass  er  absolut  vermieden 
werden  müsste.  Vielen  grossen  Staaten,  deren  auswärtige  Angelegen- 
heiten unvergleichlich  mannigfacher,  komplizierter  und  schwieriger  sind 
als  die  der  Schweiz,  begegnet  der  Wechsel  in  der  Führung  desselben 
erstaunlich  oft,  und  nicht  selten  ist  er  begleitet  von  einer  Andenmg 
des  gesamten  Kabinetts  —  eine  Betrachtung,  welche  geeignet  ist,  den 
jährlichen  Wechsel  des  politischen  Dep.  der  Eidg.  bei  einem  unveränderten 
Bundesrat  bezüglich  dessen  Wichtigkeit  in  den  richtigen  Proi)orti(>nen 
erscheinen  zu  lassen. 

Nichts  hindert  übrigens,  dem  politischen  Departement  eine  seinei* 
ausnahmsweisen  Lage  entsprechende  Organisation  zu  ge>)en.  Es  verhält 
sich  damit  im  kleinen,  wie  mit  dem  zu  Tagsatzungszeiten  alle  zwei 
Jahre  wechselnden  Vorort  im  grossen.  Eine  stabile  tüchtige  Kanzlei, 
deren  Registratur  eine  leichte  und  siechere  Orientierung  in  den  G(^- 
schäften  bot,  deren  Personal  für  die  Behandlung  derselben  nach  allen 
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Richtungen  die  nötige  Aushülfe  sicherte,  deren  Chef,  der  Kanzler,  in 
den  hängigen  Angelegenheiten  alles  Geschehene  kannte,  mit  Behandlung 
diplomatischer  Angelegenheiten  in  Form  und  Inhalt  wohl  vertraut  war 
und  eine  gewandte  Feder  führte,  reduzierte  für  jeden  neuen  Vorort  die 
Ubeniahme  und  Führung  .der  Geschäfte  in  ganz  erheblichem  Masse. 
Ein  Entw.  zur  Neuorganisation  des  politischen  Departements  ist  vor- 
bereitet und  wird  der  BVers.  nach  Erledigung  der  Organisationsfrage  im 
allgemeinen  zur  Schlussfassung  vorgelegt  werden.*) 

7.  Was  die  Verteilung  der  Geschäfte  im  i\brigen  ])etrifft,  so  ist 
dieselbe  aus  dem  Beschlussentwurf  ohne  weiteres  ereichtlich.  Es  konnte 
dabei  nicht  ausschliesslich  auf  systematische  Gestaltung  der  Depai-te- 
mente  gesehen,  sondern  es  musste  auch  darauf  Bedacht  genommen 
werden,  die  Ai-beitslast  unter  den  Mitgliedern  des  Bundesrates  möglichst 
auszugleichen,  was  freilich  immer  nur  sehr  unvollkommen  zu  erreichen 
ist.  B  1897  II  769-810. 

Dr.  P.  Speiser,  einer  der  Berichterstatter  im  NR,  äusserte  sich 
in  der  Sitzung  des  Rates  vom  10.  Juni  1895  über  die  Reform  der 
Bundesverwaltung  folgendermassen : 

Die  Reform  der  B Verwaltung  ist  ein  Petitum,  das  Ende  der  acht- 
ziger Jahre  laut  geworden  und  sehr  bald  die  Parole  oder  wenigstens 
ein  Programmpunkt  grosser  politischer  Parteien  geworden  ist.  Zuerst 
hat  die  sozialistische  Partei  in  einem  Parteiprogramm  von  der  Reform 
der  BVerwaltung  gesprochen.  Sodann  haben  parlamentarische  Parteien, 
die  radikal-demokratische  und  die  liberal-demokratische  Fraktion  diese 
Reform  der  BVerwaltung  ebenfalls  in  ihr  Fraktionsprogramm  aufge- 
nommen; es  darf  also  wohl  gesagt  werden,  dass  es  Pflicht  der  BVers. 
ist,  sich  über  diese  Frage  auszusprechen .  .  . 

Die  föderahstische  Partei  hat  die  Reform  der  BVerwaltung  wohl 
darum  nicht  in  ihr  Programm  aufgenommen,  w^eil  sie  von  ihrem  grund- 
sätzlichen politisclien  Standpunkte  aus  ein  sehr  einfaches  Rezept  gegen 
die  Mängel  der  BVerwaltung  hat,  nämlich  das  Rezept:  es  soll  nicht 
centralisiert  werden 

Es  fragt  sich  nun :  warum  verlangt  man  eine  Reform  der  Bundes- 
verwaltung? Erlauben  Sie  mir  darüber  einige  Worte  von  meinem  Stand- 
j)unkt  aus.  Ich  glaube,  die  Schwierigkeit,  welche  sich  m  diesem  Be- 
gehren nach  Reform  der  BVerwaltung  ausdrückt ,  liegt  schliesslich 
in  der  überaus  verschiedenen  Entwicklung  der  Organisation  der  Ver- 
waltung des  Bundes  gegenüber  der  Organisation  der  Verwaltung  in 
den  Kantonen.  In  den  Kantonen  sind  die  Verwaltungsorgane  dem 
Volke  von  vornherein  räumlich  viel  näher.   In  den  Kantonen  ist  vieles 
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Selbstverwaltung.  Im  fernem  hat  die  demokratische  Entwicklung  der 
Kantone  dazu  geführt,  dem  Volke  immermehr  die  direkte  Wahl  der 
Beamten  zuzuweisen.  Im  Bunde  ist  von  alledem  das  Gegenteil.  Statt 
der  Selbstverwaltung  haben  wir  hier  im  Grunde  die  Berufsverwaltung. 
Wir  haben  die  Ausübung  der  Verwaltungsfunktionen  durch  Beamte 
und  darum  die  Bureaukratie,  mit  welchem  Ausdruck  ich  meinerseits 
durchaus  nichts^Übles,  aber  allerdings  einen  starken  Gegensatz  zu  der 
Verwaltung,  wie  sie  in  den  Kantonen  noch  in  vielen  Punkten  geübt 
wird,  bezeichnen  will.  Statt  der  Vereinigung  vieler  Verwaltungszweige 
in  der  Hand  eines  Beamten  oder  eines  Kollegiums,  das  verschiedene 
Gebiete  miteinander  beherrscht,  haben  wir  im  Bunde  die  Spezialisie- 
rung. Während  die  Notwendigkeit,  verschiedene  Geschäftszweige  gleich- 
zeitig zu  administrieren,  zu  einer  gleichmässigen  Berücksichtigung  ver- 
schiedener Bedürfnisse  führt,  birgt  die  Spezialisierung  eines  Stückes 
eines  Verwaltungszweiges  notw^endig  die  Gefahr  der  Einseitigkeit  und 
Übertreibung  in  sich. 

Statt  der  Volkswahl  der  Beamten  haben  wir  im  Bunde  nicht  ein- 
mal die  Wahl  durch  das  Parlament,  durch  den  gesetzgebenden  Körper, 
sondern  die  Wahl  durch  die  Exekutive,  die  Wahl  aller  Beamten  durch 
den  Bundesrat. 

Es  sind  das  zwei  starke  Gegensätze  zwischen  der  Entwick- 
lung der  Kantone  und  des  Bundes.  Die  Vergrösserung  des  Um- 
fanges  der  BVerwaltung,  wie  wir  sie  tagtäglich  konstatieren  und  zu 
der  wir  tagtäglich  selber  beitragen,  hat  eine  w-achsende  Schwierig- 
keit der  Kontrolle  der  Verwaltung  durch  das  Parlament  zur  Folge. 
Daran  schUesst  sich  die  Gefahr  der  Entwicklung  eines  selbständigen 
Admiuistrationsorganismus  an,  der  von  dem  Parlamente  unabhängig 
ist,  auf  den  das  Parlament  keinen  Einfluss  hat,  und  um  uns  zu 
vergegenwärtigen,  was  das  für  eine  Gefahr  ist,  brauchen  wir  bloss 
auf  Frankreich  hinzuweisen,  wo  die  Verwaltung  von  den  guten,  viel- 
leicht auch  von  den  schlechten  Einflüssen  des  Parlamentes  ganz  unab- 
hängig ist. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  fortwährenden  Vermehrung  der  eidg, 
Verwaltung  geht  nun  eine  Überlastung  der  Departementsvorsteher,  d.  h. 
der  Mitglieder  des  Bundesrates,  welche  die  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige zu  dirigieren  haben;  sie  sind  genötigt,  vieles  den  Beamten  zu 
überlassen  und  viele  Verfügungen  nicht  selber  zu  treffen,  wohl  aber 
mit  ihrer  Unterschrift  zu  vertreten,  so  dass  diesen  Verfügungen  von 
Beamten  allerdings  die  formale  Autorität  des  Depart^mentsvorstehers 
zur  Seite  steht,  während  faktisch  die  Verfügimgen  nicht  vom  Departe- 
mentsvorsteher ausgehen.  Und  weiter  steht  damit  im  Zusammenhange 
die  Überlastung  des  Bundesrates,  der  als  Ge.samtbehörde  den  grossen 
politischen    Fragen   nur  mit  Mühe  die  nötige  Aufmerksamkeit  widmen 
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kann,  weil  jedes  einzelne  Mitglied  durch  seine  spezieUe  Verwaltungs- 
tätigkeit zu  sehr  in  Anspruch  genommen  und  damit  überlastet  ist :  imd 
es  ist  bekannt,  dass  Fragen  von  grosser  Tragweite  im  letzten  Jahr- 
zehnte nicht  vom  Bundesrate  als  solchem,  sondern  tatsächlich  nur  von 
einzehien  Mitgliedern  geführt  worden  sind.  Es  ist  überhaupt  in  den 
letzten  Jahren  ziemlich  selten  geworden,  dass  bedeutendere  Fragen 
von  mehr  als  nur  von  einem  MitgUede  des  BR  in  denüäten  verti*eten 
worden  sind.  Ich  zähle  diese  Vorw^ürfe  auf ;  es  versteht  sich  von  selbst, 
dass  es  nicht  persönliche  Vorwürfe  sind,  aber  ich  glaube,  es  sei  not- 
w-endig,  diese  Verhältnisse  zu  betonen  und  damit  zu  erklären,  was  der 
Gedanke  der  Reform  der  Bundesverwaltung  bedeutet.  Ich  weiss  auch, 
dass  einzelne  Vorwürfe  über  die  Überlastung  der  Departemente,  über 
die  ausschliessliche  Tätigkeit  einzelner  Departemente  auch  an  die  kant. 
Regierungen  gerichtet  werden.  Es  ist  ganz  natürlich,  dass  man  in  all 
den  Fällen,  wo  eine  Verwaltung  eine  Verfügung  gegen  Privatinteressen 
trifft,  sagt:  Das  geht  nicht  vom  Gesamtkollegium  aus,  es  ist  ein  per- 
sönliches Regiment  -—  und  ich  gebe  zu,  dass  gewisse  Vorwürfe  gegen 
die  kant.  Regierungen  ebensogut  gemacht  werden  können,  wie 
gegen  den  Bundesrat,  indem  in  der  Natur  des  Departementalsystems 
neben  gewissen  Vorzügen  auch  gewisse  Mängel  liegen.  Allein  das 
darf  man  sagen,  dass  Einseitigkeiten  des  Departementalsystems,  die  in 
den  Kantonen  vorkommen,  dort  leichter  Remedur  finden  können,  schon 
darum,  weil  die  kant.  Parlamente  den  Beschwerden  leichter  zugänglich 
sind,  als  es  naturgemäss  die  BVers.  sein  kann  und  tatsächlich  ist. 

Es  kommt  dann  noch  ein  Gesichtspunkt  dazu,  nämlich  das  Ver- 
hältnis der  BVerwaltung  zu  den  kant.  Verwaltungen.  Es  gibt  eine 
grosse  Menge  von  Verwaltungszweigen,  wo  der  Bund  die  Oberaufsicht 
hat,  wo  aber  die  Spezial Verwaltung,  die  eigentliche  Ausführung  der 
Aufgaben,  den  kantonalen  Regierungen  zufällt.  Nun  glaube  ich  lässt 
sich  nicht  bestreiten,  dass  die  Organisation  in  diesen  Verwaltmigs- 
zweigen,  das  Verhältnis  der  BVerwaltung  zur  kantonalen  Verwal- 
tung, ein  mangelhaftes  ist;  diese  Organisation  ist  eine  ungenügende, 
es  fehlt  namentlich  der  lebendige  Kontakt  zwischen  der  Bundesverwal- 
tung und  den  kantonalen  Verwaltungen.  Man  darf  sagen,  dass  der 
eidg.  Beamte  den  realen  Verhältnissen  der  einzelnen  Gegenden  zu  ferne 
steht  und  das  um  so  mehr,  als  sich  unsere  BVerwaltimg  in  ihrem 
Personal  etwas  eigentümlich  rekrutiert.  Wenn  Sie  die  deutsche  oder 
französische  Verwaltung  ansehen,  so  ist  die  Sache  dort  die,  dass  ein 
Beamter  von  unten  herauf,  zuerst  in  der  Provinz  tätig  ist  und  erst  all- 
mählich, nachdem  er  in  verschiedenen  Provinzen  seine  Erfahruuö:en 
gesammelt  hat,  in  die  Centralverwaltung  hineinkommt.  Das  bietet  den 
Vorteil,   dass  der  Beamte   die  Verhältnisse  in  den  Kreisen  gelernt  hat 
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und  diese  lebendige  Anschauung  im  Centralanite  zum  Ausdrucke 
bringen  kann. 

Das  ist  nun  in  der  Schweiz.  BVerwaltung  nicht  so;  es  besteht 
kein  organischer,  innerer  ZiLsammenhang  zwischen  der  Kantonal-  und 
der  Bundesverwaltung,  so  dass  die  Kantonalbeamten  allmähhch  in  die 
Centralverwaltung  hinauf rtlcken ;  es  kommt  das  ja  natürlich  auch  vor; 
aber  jedenfalls  geschieht  es  nicht  systematisch  und  nicht  in  grossem 
Umfange:  ....  die  Persönhchkeiten  der  Bundesverwaltung  beginnen 
sofort  in  der  BVerwaltung;  das  Rekrutement  geschieht  nicht  aus  den 
Kantonen.  Es  hat  mm  natürlich  eben  den  Nachteil,  dass  manchmal 
die  Verhältnisse  in  den  Provinzen,  in  den  Kantonen  niclit  durch  leben- 
dige Anschauung  in  genügendem  Masse  in  der  BVerwaltung  bekannt 
sind.  Man  kann  auch  umgekehrt  .sagen,  dass  der  kant.  Beamte,  wenn 
er  eidg.  Gesetze  auszuführen  hat,  in  seinem  engern  Kreise,  wo  er  auf 
die  Schwierigkeit  der  Durchfühnmg  im  einzelnen  .stösst,  sehr  leicht  den 
höhern  Gedanken,  der  dem  BGes.  inne>\^ohnt,  vergisst.  Jedenfalls  darf 
man  sagen,  dass  die  Kantone  an  der  Ausführung  der  Bundesgesetz- 
gebung eine  sehr  schwere  Last  tragen;  sie  haben  den  Kampf  mit  dem 
Bürger  direkt  zu  führen  und  empfinden  darum  selu'  oft  auch  die  Bun- 
desgesetzgebung als  eine  Last,  und  das  hängt  meines  Erachtens  damit 
zusammen,  dass  der  lebendige  Kontakt  mit  der  centralen  Verwaltung 
in  vielen  Beziehungen  mangelt.  Vgl.  oben  S.  526,  Ziff.  3. 

Das  sind  nun  die  Klagen  und  Mängel  unserer  jetzigen  Verhält- 
nisse, und  diese  Klagen  explodieren  dann  manchmal  in  Volksabstim- 
mungen. Ich  erinnere  da  an  das  Gesetz  betr.  die  Pensionienmg  von 
BBeamten  oder  an  die  Verwerfung  des  Artikels,  der  dem  Bund 
die  Kompetenz  zur  Legislation  im  Gewerbewesen  geben  wollte.  Das 
sind  Explosionen  eines  Unbehagens,  die  allerdings  nie  zu  einem  dauern- 
den Resultate  führen,  die  aber  offenbar  zum  Schaden  der  gedeihlichen 
Entwicklung  unserer  Institutionen  dienen. 

Wenn  es  sich  nun  nach  der  Darstellung  dieser  Verhältnisse  darum 
handelt,  Abhilfe  zu  schaffen,  so  gebe  ich  von  vornherein  zu,  dass  diese 
Abhilfe  eine  sehr  schwierige  ist,  und  ich  glaube  nicht,  dass  es  möglich 
sei,  ein  Universalmittel  zu  finden.  Ich  möchte  zunächst  aber  zwei  Ge- 
danken berühren,  die  man  da  etwa  diesen  Verhältnissen  gegenüber  aus- 
spricht, Gedanken,  die  man  vielleicht  zum  Teil  nicht  sehr  laut  ausspriclit, 
die  aber  wenigstens  gedacht  werden.  Der  eine  Gedanke  ist  der,  die 
Demokratie  der  Kantone,  die  demokratische  Entwicklung  der  Kantone, 
namentlich  auch  mit  Bezug  auf  die  Verwaltung,  müsse  notwendig  im 
Gegensatze  zu  der  bureaukratischen  Entwicklung  der  Bundesverwaltung 
bleiben;  die  bureaukratische  Entwicklung  des  Bundes  sei  eigentlich  das 
Korrektiv  der  demokratischen  oder  etwa  der  allzu  demokratischen  Ent- 
wicklung der  kant.  Verwaltungen;  die  schwache  kantonale  Verwaltung 
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sei  nur  erträglich,  weil  über  ihr  eine  starke  unabhängige  Bundesver- 
waltung bestehe  oder  auch,  um  den  Gedanken  noch  schärfer  auszu- 
drücken, man  denkt,  die  Centralisation  sei  notwendig  gerade  wegen  der 
demokratischen  Schwäche  der  Kantone,  mit  andern  Worten,  es  sei  hier 
nichts  zu  ändern,  sondern  es  sei  die  jetzige  starke  Entwicklung  der 
BVerwaltung  die  notwendige  Ergänzung  der  kant.  demokratischen  Ver- 
waltungsorganisation. Das  ist  nun  eine  ausserordentUch  pessimistische 
Ansicht ;  ich  glaube,  wir  können  nicht  zugeben,  dass  das  demokratische 
Prinzip  nur  in  der  Gesetzgebung  anerkannt  und  gepriesen  werden  dürfe, 
dass  aber  die  Verwaltung  ohne  den  Tropfen  demokratischen  Öles  bleiben 
müsse.  Es  ist  allerdings  zuzugeben,  dass  wir  niemals  in  absehbarer 
Zeit  die  Volkswahl  der  Beamten  im  Bunde  werden  durchführen  können ; 
allein  es  scheint  schliessUch  doch  möglich,  gewisse  Korrektive  einer  all- 
zustarken Entwicklung  der  BVei-^valtung  zu  finden. 

Eine  andere  Antwort  auf  die  dargestellten  Klagen  über  die  jetzigen 
Verhältnisse  ist  die,  dass  man  sagt,  die  Beteiligimg  der  Kantone  an  der 
Bundesverwaltung  oder  eine  richtige  Organisation  der  Verwaltung 
zwis(*hen  Bund  und  Kantonen  sei  darum  nicht  möglich,  weil  die  Kan- 
tone überhaupt,  so  wie  sie  jetzt  sind,  keine  geeigneten  Verwaltungs- 
bezirke seien;  die  Kantone,  wie  sie  nun  einmal  bestehen,  seien  entweder 
zu  gross  oder  zu  klein,  um  rationelle  Verwaltungsbezirke  des  Bundes 
zu  sein,  und  die  allerdings  allmählich  bescheidene  Souveränetät  der  Kan- 
tone verhindere  es,  ihre  Regiemngen  zu  wirksamen  und  richtigen  Ver- 
waltungsorganen des  Bundes  zu  machen.  Es  werde  darum  immer  mehr 
nötig  w^erden,  über  die  kant.  Regierungen  hinaus  eine  direkte 
BVerwaltung  einzuführen;  eine  richtige  Organisation  sei  nur  mög- 
lich durch  eine  rationelle,  von  den  Kantonsgrenzen  durchaus  unab- 
hängige  Neueinteilung   der   Eidg.    in    B Verwaltungskreise Es 

wäre  also  der  Ausgang  der,  dass  eine  richtige  BVerwaltung  sich  nur 
findet,  wenn  man  nicht  nur  z.  B.  im  Militärwesen,  sondern  auch  in 
andern  Gebieten  von  den  Kantonen  absieht  und  eine  andere,  neue 
Einteilung  vornimmt.  Das  ist  nun  natürlich  ein  sehr  wertvoller  Ge- 
danke, aber  doch  offenbar  einer,  von  dem  man  nicht  sagen  kann, 
dass  er  in  absehbarer.  Zukunft  sich  im  grossen  Umfange  wird  ver- 
wirklichen lassen,  und  der  nicht  verhindern  darf,  Mittel  zu  suchen, 
den  jetzigen  Ubelständen  abzuhelfen. 

Nach  Ablehnung  dieser  beiden  Gedanken  wird  es  sich  nun  fragen, 
was  für  Mittel  für  den  Bund  bestehen,  um  für  die  jetzigen  Mängel 
eine  gewisse  Abhilfe  zu  treffen;  solche  Mittel  sind  teils  vom  BR., 
teils  von  der  Kommission  des  NR  vorgeschlagen  worden.  Was  erstens 
die  Demokratisienmg  der  BVerwaltung  betrifft,  so  wird  allerdings 
weder  vom  BR  noch  von  der  Kommission  ein  Mittel  vorgeschhigen, 
das    man    hier   unterbringen    müsste,    nämlich    die    Wahl    wenigstens 
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des  Bundesrates,  also  der  höchsten  Beamten  des  Bundes  durch 
das  Volk.  Ich  will  hier  mir  nur  die  Bemerkung  erlauben,  dass  die 
B Verwaltimg  meiner  Ansicht  nach  nicht  von  ihrer  jetzigen  Stärke  ent- 
kleidet würde  durch  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk.  Ich 
glaube,  dass  w^enigstens  das  Parlament  dadiu-ch  in  eine  schwächere 
Stellung  kommen  würde  gegenüber  dem  BR,  als  sie  jetzt  schon  beklagt 
wird.  Dagegen  glauben  wir,  dass  die  nötige  Kontrolle  der  BVerwaltung 
gegenüber  den  jetzigen  Verhältnissen  verbessert,  verschärft  werden 
könnte  durch  die  Einrichtung  einer  Rechnungskammer,  einer  Kammer, 
welche,  unabhängig  vom  BR  direkt  dm*ch  das  Parlament  gewählt,  die 
Ausgaben  der  BVerwaltung  einer  selbständigen  Kontrolle  unterziehen 
würde,  und  wir  stellen  darum  ein  dahin  zielendes  Postulat.*)  Die  Über- 
lastung der  Departementsvorsteher  soll  dadurch  gemindert  w-erden,  dass 
zwischen  den  Funktionen  des  Departementsvorstehers  und  den  Funk- 
tionen der  hohem  Beamten  der  einzelnen  Departemente  eine  möglichst 
genaue  Ausscheidung  getroffen  w^ird,  so  also,  dass  allerdings  gewisse 
Kompetenzen,  welche  die  Beamten  jetzt  tatsächlich  unter  der  Unter- 
schrift des  Departementsvorstehers  ausüben,  diesen  Beamten  selbst  zu 
eigener  Verantwortlichkeit  übertragen  werden,  was  allmählich  eine  Ent- 
lastung der  Vorsteher  der  Departemente  zur  Folge  hätte.  Wir  glauben 
aber,  dass  ein  Korrektiv  der  Verstärkung  der  Kompetenzen  der  Beamten 
dadurch  einzutreten  hätte,  dass  das  Rekurswesen  sorgfältiger,  als  bis 
jetzt,  gestaltet  und  auch  die  Frage  eines  eigentlichen  Verwaltungs- 
gerichtes geprüft  würde.2)  Wir  erblicken  darin  Korrektive,  Garantien 
gegen  die  Selbständigkeit  der  Verwaltung  des  Bundes.  Dagegen  haben 
wir  aus  den  Gründen,  welche  in  der  Botsch.  des  BR  entwickelt  sind,  von 
dem  Gedanken  besonderer  Verwaltungsdirektoren  oder  Untei'staats- 
Sekretäre  abgesehen.  Die  Kräftigung  und  Wiederherstellung  des  Bun- 
desrates als  Gesamtbehörde  will  der  BR  —  und  die  Kommission  des  NR 
ist  mit  ihm  darin  einig  —  durch  eine  andere  Einteilung  der  Departe- 
mente finden,  so  nämlich,  dass  das  politische  Departement  wie  frülier 
abgegrenzt  und  dem  Präsidium  des  Bundesrates  zugewiesen  wird. 

Diesem  politischen  Departement  sollen  verhältnismässig  weniger 
Geschäfte  zugewiesen  werden,  so  dass  der  Bundespräsident  die  Möglich- 
keit hat,  die  Geschäfte,  die  an  den  Bundesrat  überhaupt  gelangen, 
kennen  zu  lernen  und  die  Verwaltungstätigkeit  der  einzelnen  Departe- 
mente besser  als  bisher  zu  beaufsichtigen. 

Die  Vermehrung  der  Zahl  der  Mitglieder  des  Bundesrates  von  7 
auf  9  wird  von  der  Komm,  des  NR  nicht  vorgeschlagen,  weil  wir  glauben, 
dass  das  mehr  eine  arithmetische   als  eine  organische  Lösung  der  be- 


*)  Vgl.  oben  S.  515;  unten  Nr.  194. 
«)  Vgl.  oben  S.  515;  unten  Nr.  846. 
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steilenden  Schwierigkeiten  sein  würde.  Dieser  Punkt  ist  übrigens  in 
der  Botsch.  des  NR  ausführli(!h  auseinandergesetzt  und  die  Komm,  des 
NH  stinunt  den  Ausführungen  des  BR  bei. ') 

Was  endlich  das  Verhältnis  der  BVerwaltung  zu  den  kant.  Ver- 
waltimgen  betrifft,  so  glaube  ich,  dass  hier  nicht  allgemeine  Vorschriften 
gegeben  werden  können.  Es  wird  sich  im  einzelnen  darum  handeln, 
in  der  einen  oder  andern  Verwaltung  des  Bundes,  w^o  die  Kantone  mit- 
zuarl)eiten  haben,  die  Verhältnisse  besser  als  bisher  zu  regeln  und  na- 
mentlich den  persönlichen  Verkehr  zwischen  der  kantonalen  und  der 
Bundesverwaltung  zu  fördern,  was  durch  Veranstaltung  regelmässiger 
Konferenzen  geschehen  kann,  in  welchen  die  Erfahrungen  der  kanto- 
nalen Verwaltungen  bei  der  Ausführung  von  Bundesgesetzen  besprochen, 
Schwierigkeiten  erledigt  und  Anregimgen  für  die  Ausführung  der  Bun- 
desgesetze gefunden  werden  können. 

Von  den  vorgeschlagenen  Punkten  finden  sich  nun  die  Neuge- 
staltung des  Präsidiums  des  Bundesrates  im  Entw,  des  BR,  die  andern 
Anregungen  betr.  die  Kompetenzregulierung  zwischen  dem  Departements- 
vorsteher und  dem  Bundesrat,  die  Rechnungskammer  und  das  Ver- 
waltungsgericht in  dem  Postulat  der  Kommission  .... 

Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  18a5  V,  S.  105— 1(K  Vgl.  auch  unten  S.  575  if. 

185.  Die  Beschwerden  der  Reg.  der  Kantone:  Luzem,  Uri, 
Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Zug,  Appenzell-I.-Rh.,  Wallis  und 
Tessin  gegen  eine  vom  eidg.  Dep.  des  Innern  angeordnete  und  mit 
Kreisschr.  vom  29.  Juni  1882  bekannt  gemachte  Schulenquete 
wurden  vom  BR  unterm  11.  Aug.  1882  abgewiesen.  Die  Beschwerden 
gründeten  sich  darauf,  dass: 

1.  zur  Anordnung  einer  solchen   Untersuchung  nur  der  BR, 
nicht  das  eidg.  Dej).  des  Innern  das  Recht  habe; 

2.  diese  Untersuchung  in  dem  BBeschl.  vom  14.  Juni  1882  vor- 
gesehen sei,  der  noch  keine  Rechtskraft  habe ; 

3.  die  Untersuchung  Verhältnisse   berühre,    w^elche  ausserhalb 
des  Art.  27  der  BV  liegen. 

Der  BR  hebt  in  seinem  die  Beschwerden  abweisenden  Beschl. 
zimächst  hervor,  dass  neben  den  Bestimmungen  der  BV,  Art.  103, 
sowie  denjenigen  des  BBeschl.  über  die  Organisation  des  BR  vom 
21.  Aug.  i878,  Art.  20  Abs.  2  und  Art.  24,  der  BBeschl.  vom 
14.  Juni  1882  betr.  Ausführung  des  Art.  27  der  BV^)  nicht  in  Be- 
tracht kommt,  da  derselbe  die  schon  bestehenden  Kompetenzen  in 
keiner  Weise  mindern  könne,   und  führt  dann  aus,  dass  in  der  im 


M  Vgl.  oben  S.  5:«  Ziif.  4. 

2)  Vgl.  Krste  Auflage  IV,  Nr.  1580— 15S2. 
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Kreisschr.  enthaltenen  höflichen  Bitte  an  die  Kantone  betr.  die 
nötigen  Informationen  keine  ungerechtfertigte  Zumutung  Hege. 
Hierauf  fährt  er  also  fort: 

Das  Kreisschr.  enthält  keinen  Entscheid  und  keinerlei  Anordnung, 
dui'ch  welche  den  Kantonen  eine  Verbindlichkeit  auferlegt  oder  die 
Rechte  derselben  geschmälert  wüi'den ;  dasselbe  greift  ebensowenig  den 
Entschhessimgen  des  BR  vor  und  betritt  also  in  keiner  Richtung  hin 
das  Gebiet,  welches  Art.  103  der  BV  ausschüesslich  der  letztern  Be- 
hörde vorbehalten  hat. 

Das  Dep.  macht  den  Kantonen  einfach  die  Eröffnung,  dass  es 
event.  in  die  Lage  kommen  werde,  entweder  selbst  oder  durch  einen 
Abgeordneten  über  eine  Reihe  von  Fragen  Auskunft  zu  verlangen, 
deren  Beantwortung  es  für  die  richtige  «Prüfung  und  Besorgung»  des 
ihm  durch  den  Organisationsbeschl.  zugewiesenen  Geschäftszweiges  als 
notwendig  erachtet. 

Zu  einer  solchen  Untersuchung  sind  die  Dep.  auch  olme  spezielle 
Ermächtigung  des  BR  befugt,  imd  es  ist  von  dieser  Befugnis  seit  dem 
Bestände  der  BV  vom  Jahre  1848  schon  vielfacher  Gebrauch  gemacht 
w-orden,  ohne  dass  von  Seiten  der  Kantone  irgend  welcher  Widerspruch 
dagegen  erfolgt  wäre. 

Die  durch  Art.  20  des  Beschl.  über  die  Organisation  des  BR  den 
Dep.  eingeräumten  Befugnisse  gehen  sogar  weiter,  indem  sie  unter  ge- 
wissen, im  vorliegenden  Falle  allerdings  nicht  zutreffenden  Bedingimgen 
den  Dep.  auch  ein  vorläufiges  Entscheidimgsrecht  einräumen. 

Ebensowenig  ist  die  Bezeichnung  von  Sachveretändigen,  wie  sie 
das  Kreisschr.  enthält,  zu  beanstanden.  In  dieser  Richtung  ergibt  sich 
aus  dem  Kreisschr.  und  seinen  Beilagen,  dass  das  Dep.  keineswegs 
eine  persönliche  Inspektion  und  Untersuchung  des  gesamten  Schul- 
wesens der  Kantone  durch  die  von  ihm  bezeichneten  Experten  ange- 
ordnet hat,  sondern  dass  die  persönliche  Tätigkeit  dieser  letztern  in 
den  Kantonen  nur  dann  eintritt,  wenn  sie  in  den  Fall  kommen,  an  die 
obern  Kantonalbehörden  über  einzelne  Gegenstände  Anfrage  zu  stellen 
oder  von  bestimmten  einzelnen  Verhältnissen  an  Ort  und  Stelle  Ein- 
siclit  zu  nehmen.  Aber  auch  in  diesen  beiden  Fällen  sind  die  Experten 
an  die  besondern  Weisungen  des  Dep.  gebunden,  das  sich  die  Geneh- 
migung der  von  den  Experten  den  Kantimen  vorzulegenden  Fragen 
und  der  von  denselben  beabsichtigten  und  vorzunehmenden  lnspekti- 
onen ausdrücklich  vorbehalten  hat. 

.  .  .  Welches  aber  auch  das  Ergebnis  der  angeordneten  Unter- 
suchung sein  mag,  so  wird  dieselbe  die  Freiheit  der  Entschliessung  so- 
wolil  des  Dep.  als  des  BR  in  Bezug  auf  die  Sache  selbst  und  ihre  weitere 
Behandlung  durchaus  nicht  beeinträchtigen.  B  1883  II  34. 
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186.  Mit  Kreisschr.  vom  28.  Dez.  1895  betr.  den  Verkehr 
zwischen  den  Schweiz.  Gesandtschaften  und  Konsulaten  im  Aus- 
lande und  den  Bundesbehörden  in  amtlichen  Angelegenheiten  gab 
der  BR  den  Schweiz.  Vertretern  im  Ausland  Kenntnis  vom  BBeschl. 
vom  28.  Juni  1895  betr.  die  Organisation  und  den  Gesch<äftsgang 
des  BR,  zugleich  teilte  er  denselben  folgende  Verfügungen  mit: 

1.  Die  Dep.  können  und  sollen  in  allen  ihren  Angelegenheiten, 
d.  h.  in  allen  Geschäften,  die  der  BBeschl.  vom  28.  Juni  1895  ilinen 
zur  Behandlung,  Vorbereitung  oder  Begutachtung  zuweist,  mit  den 
Schweiz.  Gesandtschaften  und  Konsulaten  im  Auslande  direkt  ver- 
kehren; sie  werden  jedoch  das  politische  Departement  von  allen 
Vorkommnissen,  welche  die  Beziehungen  der  Schweiz  zum  Auslande 
irgendwie  beeinflussen  können,  stets  auf  dem  Laufenden  halten. 

2.  Die  Schweiz.  Gesandtschaften  und  Konsulate  sollen  vom 
1.  Januar  1895  an  alle  ihi*e  Briefe,  sofern  sie  nicht  Antworten  auf 
direkt  an  sie  gerichtete  Schreiben  eines  Departements  oder  poli- 
tische, stets  an  das  politische  Departement  zu  adressierende  Be- 
richte sind,  an  den  BR  oder  an  den  BPräsidenten  richten. 

Dies  ist  für  notwendig  erachtet  worden,  um  eine  Kontrolle 
aller  eingehenden  Kon-espondenzen  durch  die  Centralregistratur  der 
BKanzlei  zu  ermöglichen  und  den  Departements-  und  Abteilungs- 
chefs Mühe  und  Zeitverlust  bei  Eröffnung  und  Weiterbeförderung 
vieler  Briefschaften  zu  ersparen,  die  nicht  in  ihren  Geschäftskreis 
gehören. 

3.  Es  ist  Sache  der  BKanzlei,  sämtliche  Korrespondenzen  zu  er- 
öffnen und  sie  dem  BPräsidenten  zur  Überweisung  an  die  zustän- 
digen Departemente  vorzulegen.  B  18a">  IV  881. 

III.  Die  Errichtung  yon  Amtsstellen. 

1.  Bundeskanzlei^).  vgl.  BV  Art.  1()5;  BBesclil.  Über  die  Organisation  und  den 
Geschäftsgang  des  BR  vom  21.  Aug.  1878,  Art.  9—11,  31—37  (Art.  32  ab- 
geändert,  Art.  36  aufgehoben  durch  BBeschl.  vom  28.  Juni  1895),  Regl. 
der  Schweiz.  BKanzlei  vom  7.  Aug.  185(),  mit  Abänderung  vom  10.  Mäi-z 
1853,  A.  S.  II  55,  III  31>5,  n.  F.  lU  480,  XV  196,  B  1881  IV  120;  vgl.  Be- 
soldungsges.  1897  Art.  8. 

2.  BG  über  die  Organisation  der  BRechtspflege  vom  22.  März  18iJ3.  Art.  6^ 
198,  200  und  Ergänzungsges.  vom  28.  Juni  18^K>,  Art..  3,  15,  A.  S.  n.  F. 
XIII  455,  XV  289;  femer  A.  S.  n.  F.  XV  138,  338. 

3.  BG  betr.  die  Organisation  des  politischen  Dej>artemeuts  vom  26.  Mäi*z 
ia97,  A.  S.  n.  F.  XVI  157.  —  Botsch.  des  BR  vom  22.  Mai  1896.  B  18^16 
III  178. 

M  Vgl.  Ringier  in  Reichesberg.  Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volks- 
wirtschaft UK)2,  I  S.  673—678. 
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BRBeschl.  betr.  die  Organisation  des  Schweiz.  Auswanderungsanites  vom 
31.  Dez.  1900,  A.  S.  n.  F.  XVIII  424,  ersetzend  den  BRBeschl.  betr.  die 
Organisation  des  eidg.  Auswanderungsbureaus  vom  18.  Sept.  1888.  A.  S, 
n.  F.  X  754.  in  Vollziehung  des  Art.  25  des  BG  betr.  den  Geschäftsbetrieb 
von  Auswanderungsagenturen  vom  22.  Miirz  1888,  A.  S.  n.  F.  X  662.') 
4.  Betr.  die  Kanzlei  des  Dep.  des  Innern  vgl.  BG  v(mi  21.  Aug.  1878  betr.  Ab- 
änderung des  Ges.  vom  2.  Aug.  1873  über  die  Besoldung  der  eidg.  Be- 
amten,  A.  S.  n.  F.  III  663,  Besoldungsges.  1897  Art.  8. 
BBeschl.  betr.  Reorganisation  des  eidg.  Archivs  vom  11.  Juli  1861,  A.  S,. 
VII  43;  Regl.  des  BR  für  das  eidg.  Archiv  vom  14.  Sept.  18(>4,  A.  S.  VIII 
143;  vgl.  B  1893  V  271,  ia98  IV  672. 

BG  betr.  die  Errichtung  eines  statistischen  Bureaus  vom  21.  Jan.  18^)0,. 
Art.  32),  A.  S.  VI  422;  jetzt  BG  betr.  die  Organisation  des  statistischen 
Bureaus  .  .  .  vom  20.  Juni  1888,  A.  S.  n.  F.  X  778,  Besoldungsges.  1897 
Art.  8. 

BBeschl.  betr.  die  Organisation  eines  Schweiz.  Gesundheitsamtes  vom 
28.  Juni  1893,  A.  S.  n.  F.  XIll  689.  —  Bot^sch.  des  BR  vom  19.  Mai  1893, 
B  1803  ni  1;  1898  IV  674. 

BBeschl.  betr.  die  Errichtung  einer  scliAveiz.  Landesbibliothek  vom  28.  Juni 
1894,  Art.  8,  A.  S.  n.  F.  XIV  437.  -  Botsch.  des  BR  vom  8.  März  18i>3, 
B  1893  I  1000,  V  438. 

BBeschl.  betr.  die  Errichtung  eines  Schweiz.  Landesmuseuuis  vom  27.  Juni 
1890,  Art.  8,  BBeschl.  vom  21.  Juni  1902  betr.  Erweiterung  dieses  Beschl.,. 
A.  S.  n.  F.  XI  692;  XIX  246.  —  Botsch.  des  BR  vom  28.  Febr.  1902, 
B  1902  I  900.3) 

BBeschl.  betr.  Erhöhung  des  Jahreskredit«s  für  das  eidg.  Polytechnikum 
vom  26.  Jidi  1873,  Art.  2,  A.  S.  XI  254;  vgl.  Besoldimgsges.  1897  Art.  8; 
femer  BG  betr.  die  eidg.  polytechnische  Schule  von  1854,  Art.  30. 
A.  S.  IV  7,  Regl.  des  BR  für  die  eidg,  polytechnische  Schule  vom 
3.  Juli  1899,  BBeschl.  betr.  Festsetzung  des  Jahreskredites  für  das  eidg. 
Polytechnikum  (nicht  allgemein  verbindlicher  Natur)  vom  7.  Dez.  1901 , 
A.  S.  n.  F.  XVn  3a3,  XVIII 888  ;  BRBeschl.  vom  8.  Dez.  1892  betr.  Kassa-  und 
Rechnungswesen  des  eidg.  Polytechnikums,  A.  S.  n.  F.  XIII 180,  B  1898 1 742* 


*)  Dieser  Art.  25  lautet:  Die  Aufsicht  des  BR  über  die  Au.swanderungS' 
agenten  und  die  Kontrolle  über  die  Durchführung  des  Ges.  wird  durch  das- 
vom  BR  hiemit  beauftragte  Dep.  ausgeübt.  Demselben  wird  zu  diesem  Zweck© 
ein  besonderes  Bureau  beigegeben,  welches  sich  mit  den  betr.  Stellen  in 
anderen  Staaten  in  Verbindung  setzen  und  auf  gestelltes  Verlangen,  Personen,, 
welche  auswandern  wollen,  mit  den  nötigen  Auskünften,  Räten  und  Em- 
pfehlungen versehen  wird.    Vgl.  ferner  1902,  V  80. 

2)  Art.  3  Abs.  1.  Der  BR  ist  ermächtigt,  das  Nähere  in  betreff  der 
Organisation  des  statistischen  Bureaus  von  sich  aus  festzustellen.  —  Aus- 
drücklich aufgehoben  wurde  dieser  Art.  3  nirgends;  vgl.  auch  Wolf,  Die 
Schweiz.  Bundesgesetzgebung  1890,  I  S.  108. 

•)  §  14  der  Verord.  des  BR  betr.  die  Verwaltung  des  Schweiz.  Landes* 
museums  vom  4.  März  1892,  A.  S.  n.  F.  XII  t>63.  Der  Jahresgehalt  des- 
Direktors und  des  übngen  ständigen  Personals  (das  übrigens  weder  im 
BBeschl.  noch  in  der  Verordn.  aufgeführt  war,  anders  jetzt  im  BBeschL 
vom  21.  Juni  1902)  wird  innerhalb  des  von  der  BVers.  für  die  Verwaltung 
des  Landesmuseums  ausgesetzten  Kredites  durch  den  BR  bestimmt,  war 
bereits  durch  das  allgemeine  Besoldungsges.  von  1897  wesentlich  modifiziert. 
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B(i  nber  die  Schweiz,  oieteorologische  Central anstalt  vom  27.  Juiü  ItlOl. 

Art.  3— ti.  A.  S.  n.  F.  XVIII  786;  vgl.  A.  S.  n.  F.  V  358,  382. 

BG    Ober   Maas    uud   Gewicht  vom  3.  Juli  18TC,  Art.  5  (eidg.  Elchstatte), 

A.  S.  n.  F.  I  7K;  VoUz.Verord.  des  BR  hiezu  vom  24.  Nov.  1899  Art.  1  '|, 

A.  S.  n.  F.  XVU  465.     Vgl.  femer  B  1902  V  189. 

BG  betr.  die  Organisation  . . .  der  Abteilung  Bauwesen  auf  dein  Schweiz.  Deji. 

des  Innern  vom  20.  Juni  1888'),  A.  S.  n.  F.  X  778  (betrifft:  Oberbauinspek- 

torat  und  Direktion  der  eidg.  Bauten),  vgl.  Besoldungsges.  1897  Art.  8. 

BG  betr.  Reorganisation  der  Abteilung  Forstwesen,   Jagd  und  Fl'^cherci 

vom  22.  Dez.  1892.  A.  S.  n.  F.  XÜI  835,  B  1902  IV  825,  vgl.  Besoldung«- 

ges.  1897  Art.  8. 

BG  betr.  Organisation  des  Schweiz.  Justiz-  und  PoUzeidepartenients  vom 

16.  Dez.  1901,  A.  S.  n.  F.  XIX  38.    —   Botaeh.  des   BR  vom  0.  Juni  1901. 

B  190i  m  630.') 

BG  betr.  die  Organisation  des  Militärdepartemeuts  vom  20.  De?..  1901, 

A.  S.  n.  F.  XIX  43.  —  Botsch.  des  BR  vom  25.  Nov.  iSÖS,  B  1898  V  206; 

vgl.  auch  A.  S.  n.  F.  XVIIi  849,  XIX  127.') 


')  Der  Direktor  der  eidg.  Eichstfltte  hat  nicht  den  Charakter  eines 
seinem  Amte  ständig  obliegenden  Beamten;  deshalb  auch  keine  Jahresbesol- 
dung,  sondern  nur  Tagesentschädigungen. 

•)  Ob  nehen  diesem  Organ isationsges.  Art.  4  des  BG  betr.  die  Wasser- 
baupolizei im  Hochgebirge  vom  22.  Juni  1S77,  lautend;  Dem  BR  wird  fflr  die 
Ausübung  der  Oberaufsicht  das  erforderliche  technische  Personal  zur  Ver- 
fügung gestellt,  noch  in  Kraft  steht?  Bejaht  ist  die  Frage  vom  BR  in  B  1893 
V  272.  Für  die  zweite  unter  dem  Oberbauinspektor  stehende  Sektion;  Hydro- 
metrie und  Uutersuchung  der  Wasserverhättnisse  der  Schweiz,  besteht  ausser 
dem  Besolduugsges.  von  1897,  Art.  8,  keine  gesetzliche  Grundlage;  denn  als  eine 
solche  ist  der  nicht  allgemein  verbindliche  BBeschl.  vom  17.  Aug.  1895  betr. 
Bewilligung  der  Kredite  für  die  Durchführung  einer  Untersuchung  der  Wasser- 
verhältnisse  der  Schweiz,  A.  S.  n.  F.  XV  226,  nicht  anzusehen.  Der  gegen- 
wärtige Stab  der  Direktion  der  eidg.  Bauten  geht  weit  über  den  Rahmen  des 
Oi^anisationsges.  von  1888  hinaus;  vgl.  B  1893  V  272;  1896  TU  221;  1897  IV 
1034—1087,  1050.  Einen  Auftrag  an  das  Dep.  des  Innern  Ber.  und  Antrag  fdr 
die  Reorganisation  dieser  Abteilung  vorzulegen,  hat  der  BR  schon  im  Jahn* 
1899  erteilt,  B  1900  I  562. 

')  Mit  Ausnahme  der  Bundesanwaltschaft  (BG  vom  28.  Juni  1889, 
A.  S.  n.  F.  XI  243,  Kronauer  in  Reichesberg,  Handwörterbuch  der  Schweiz. 
Volkswirtschaft  1902,  I  S.  647—663)  waren  die  Abteilungen  und  Amter  des 
eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  nicht  durch  Ges.  normiert;  vgl.  Erste  Auflage  I, 
Nr.  14S— 147|  femer  hatte  der  BR  nach  Inkrafttreten  des  BG  betr.  die  Er- 
findungspate nte  vom  29.  Juni  1888,  A.  S.  n.  F.  X  764,  gestützt  auf  dieses  BG 
mit  Beschl.  vom  5.  Okt.  1888  das  Eidg.  Amt  für  geistiges  Eigciilum  ein- 
gerichtet; dasselbe  hatte  folgenden  Bestand:  einen  Direktor,  zwei  Attjunkten, 
einen  RegisterfQhrer  mit  der  nötigen  Anzahl  Kanzlisten:  in  der  Gesetzes- 
sammlung ist  dieser  Orgaiiisationsbeschl.  nicht  publiziert,  B  1888  IV  158. 
188»  11  430. 

*)  Besonderheiten  weist  die  Organisation  des  Militärdep.  u.  a.  darin  auf, 
ilass  in  demselben  Personen  eine  leitende  Stellung  einnehmen,  die  nicht  den 
Charakter  ständiger  Beamten  haben,  vgl.  Art.  16^18,  21,  und  dass  die  Be- 
stimmung der  Besoldung  eine  Reihe  von  Beamten  auf  dem  Weg  des  privat- 
rechtlichen Vertrages  erfolgt,  Art.  22.    Vor  Inkrafttreten  des  Organisationsges. 
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7.  6G  betr.  die  Reorganisation  des  Finanzdepartements,  die  Besoldungen 
und  Kautionen  seiner  Beamten  und  Angestellten,  vom  11.  Dez.  1882, 
A.  S.  n.  F.  Vn  59;  vgl  unten  Nr.  194. ') 

BG  betr.  Errichtung  einer  eidg.  Wertschriftenverwaltung  vom  18.  Dez. 
1891,  A.  S.  n.  F,  XII  690. 

VoUz.-Verord.  des  BR  vom  21.  Dez.  1881  zum  Banknotenges.'),  Art.  13, 
A.  S.  n.  F.  V  869;  vgl.  Besoldungsges.  1897  Art.  8. 

BG  über  das  Zollwesen  vom  28.  Juni  1893,  Art  34-54,  A.  S.  n.  F.  XIII 
704;  BG  betr.  die  Organisation  und  die  Beamtungen  der  Schweiz.  Ober- 
zolldirektion vom  19.  Dez.  1890,  A.  S.  n.  F.  XU  48;  Besoldungsges.  1897 
Art.  8:  Zollverwaltung,  BRBeschl.  vom  11.  März  1898  betr.  die  Vollziehung 
<]es  Besoldungsges.  mit  Bezug  auf  die  Zollverwaltung,  A.  S.  n.  F.  XVI  581. 
BG  über  gebrannte  Wasser  vom  29.  Juni  1900,  Art.  19»),  A.  S.  n.  F. 
XVm  304;  Besoldungsges.  1897  Art.  8:  Alkoholverwaltung.*) 
>i.  BG  betr.  Organisation  des  Schweiz.  Handels-,  Industrie-  und  Landwirt- 
schaftsdepartements vom  26.  März  1897*),  A.  S.  n.  F.  XVI  160.  —  Botsch. 
des  BR  vom  29.  Mai  1896,  B  1896  III  300. 

BRBeschl.  vom  30.  Okt.  1900  betr.  die  Organisation  und  die  Beamtungen 
<ler  Schweiz,  landwirtschaftlichen  Versuchs-  und  Untersuchungsanstalten^). 
A.  S.  n.  F.  XVIII  251. 


vom  20.  Dez,  1901  hatte  das  Personal  des  Militärdep.  ein  besonderes  Be- 
soldungsges. vom  20.  Dez,  1894,  A.  S.  n.  F.  XV  118;  VIII  625,  IX  526.  Pendent 
ist  die  Beratung  über  den  Ges.-Entw-  betr.  die  Organisation  des  Festungs- 
^vesens,  vgl,  Botsch.  des  BR  vom  6.  Okt.  1902,  B  1902  IV  526;  V  181. 

^)  Betr.  das  Münzkommissariat  vgl.  BRBeschl.  vom  20.  Jan.  1871  und 
vom  5.  Aug.  1896,  A.  S.  X  372,  n.  F,  XV  501.  Betr.  den  Liegenschaftsverwalter 
für  den  WaflFenplatz  Herisau  vgl.  Besoldungsges.  1897,  Art.  8,  und  Instruktion 
des  BR  für  den  eidg.  Liegenschaftsverwalt^r  in  Herisau  vom  1.  Aug.  1884, 
A.  S.  n.  F.  vn  504;  B  1884  IV  114- 

2)  Vgl.  Banknotenges,  vom  8.  März  1881  Art,  42:  Die  Überwachung  des 
Geschäftsbetriebes  der  Emissionsbanken  nach  Massgabe  des  gegenwärtigen 
Ges.  liegt  dem  BR  ob,  welcher  hiefür  die  nötigen  Anordnungen  trifft.  A.  S. 
u.  F.  V  410. 

3)  Art  19,  Abs.  L  Satz  2,  3  und  4  lauten:  Für  die  Geschäftsführung 
besteht  die  eidg.  Alkoholverwaltung;  sie  hat  das  Recht  der  Persönlichkeit. 
Ihre  weitere  Organisation  ist  bis  zum  Erlass  eines  Organisations-Ges.  Sache 
des  BR.  Hinsichtlich  der  Besoldung  der  Beamten  und  Angestellten  gilt  das 
allgemeine  Besoldungsges.  vom  2.  Juü  1897.  Vgl.  BG  betr.  gebrannte  Wasser 
vom  23.  Dez.  1886,  Art  10,  A,  S.  n.  F.  X  60. 

*)  Pendent  ist  z.  Z.  das  Postulat  betr.  gesetzlicher  Organisation  der 
Alkoholverwaltung;  über  ihren  gegenwärtigen  Stand  vgl.  B  1902  m  657; 
Postl-Slg.  n.  F.  460  litt,  a;  B  1895  HI  338,  1896  III  333,  1901  IV  323,  1902  V  722. 

^)  In  diesem  Ges.  wird  des  seit  1896  bestehenden  eidg.  Bergwerkinspek- 
torats  (Übertragung  der  Funktionen  eines  eidg.  Bergwerkinspektors  an  J.  B. 
Rocca  durch  Departemental-Beschl.  vom  8.  Jan.  1896)  keiner  Erwähnung  ge- 
tan: vergl.  B  1895  IV  632,  1897  I  865,  1898  U  156. 

^)  Der  BR  eriiess  diesen  Organisationsbeschl.  in  Ausführung  von  Art.  6 
des  dem  Referendum  nicht  unterstellten  BBeschl.  betr.  die  landwirtschaftlichen 
Versuchs-  und  Untersuchungsanstalten  vom  26.  März  1897,  lautend:  Ein  vom 
BR  aufzustellendes  RegL  setzt  die  Oiganisation  der  Anstalten  und  die  Kom- 
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BRBeschl.  vom  2.  April  1901  betr.  die  Organisation  und  den  Betrieb  dety 
eidg.  Hengsten-  und  Fohlendepots  in  Avenches'),  A.  S,  n.  F.  XVIII  616. 
BRBeschl.  vom  90.  Juli  1902  betr.  die  Organisation  und  die  Beamtuiigeii 
der  Schweiz.  Vereuchsanstalt  für  Obst-,  Wein-  und  Gartenbau  in  Wädens- 
weil2),  A.  S.  n.  F.  XIX  130. 
9.  BG  betr.  Organisation  der  Eisenbahnabteilnng  des  Post-  und  Eisenbahn- 
departements vom  27.  März  1897»),  A.  S.  n.  F.  XVI  188.  —  Botsch.  des  BR 
vom  24.  Apiil  1896,  B  1896  III  1. 

BG  betr. . . .  die  Organisation  der  Verwaltung  der  Schweiz.  Bundesbahnen 
vom  15.  Okt.  1897,  Ali.  15  ff.^  BG  betr.  die  Besoldungen  der  Beamten  und 
Angestellten  der  Schweiz.  Bundesbahnen  vom  29.  Juni  1900,  und  Gehalts- 
ordnung für  die  Beamten  und  ständigen  Angestellten  der  Schweiz. 
BBahnen.  erlassen  vom  BR  den  7.  Jan.  1902,  A.  S.  n.  F.  5VI  560.  XVIII 
230,  XIX  1. 

BG  betr.  die  Organisation  der  Post  Verwaltung  vom  25.  Mai  1849.  A. 
S.  1 104 ;  Verord-  des  BR  über  den  Geschäftsgang  der  eidg.  Post  Verwaltung 
vom  26.  Nov.  1878 M,  mit  Aenderungen  durch  BRBeschl.  vom  22.  März  1892 
und  vom  21.  Febr.  1899,  A.  S.  n.  F.  m  627,  Xn  682,  XVH  84:  Besolduugsges. 


petenzen  der  Aufsichtskommission  fest,  Art.  7.  Der  für  den  Betrieb  dieser 
Anstalten  erforderliche  Kredit  ist  jeweilen  in  das  laufende  Budget  aufzunehmen« 
A.  S.  n.  F.  XVI  210. 

*)  Der  BR  erliess  chesen  Organisation sbescM.  in  Ausfühnmg  des  nicht 
allgemein  verbindlichen  und  dringlich  erklärten  BBeschl.  vom  1.  Juli  189S. 
der  in  Art.  1  bestimmt:  Es  wird  in  Avenches  ein  Schweiz.  Hengsten-  und 
Fohlendepot  errichtet;  dasselbe  wird  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  dem  Schweiz. 
Landwirtschaf tsdep.  unterstellt,    A.  S.  n.  F.  XVI  776. 

')  Der  BR  erliess  diesen  Organisations  •  Beschl.  in  Ausfuhnnig  des 
Art.  3  und  4  des  als  nicht  allgemein  verbindlich  erklärten  BBeschl.  vom 
27.  Juni  1902  betr.  die  Übernahme  der  Versuchsanstalt  für  Obst-,  Wein-  und 
Gartenbau  in  Wädenswil  durch  den  Bund  und  <lte  Bewilligung  eine^  Kredites 
für  die  Errichtung  eines  Laboratoriums  und  eines  Kellergebäudes,  A.  S.  n.  F. 
XIX  107. 

^)  Art.  3  dieses  BG  lautet:  Der  BR  ernennt  in  der  technischen  Ab- 
teilung besondere  Beamte  für  die  Nebenbahnen.  --  Der  BR  hat  diese  Be- 
stimmung dahin  ausgelegt,  dass  diese  Beamten  aus  den  von  ihm  der  t<*ch- 
nischen  Abteilung  des  Dep.  zugeteilten  Kontrollingenieuren  zu  bezeichnen  sind. 
—  Nicht  im  Organisationsges.  enthalten  ist  die  Stelle  des  vom  BR  den 
11.  Okt.  1898  l)esetzten  Inspektors  für  den  Simplon-Tunnel  (B  1898  IV  488:  Max 
de  Coulon).  In  der  Budgetbotsch.  für  das  Jahr  1899  vom  19.  Okt.  1898  be- 
merkte der  BR:  In  Anbetracht  sowohl  der  Bedeutung  als  des  Umfanges  des 
Werkes  erachten  wir  es  nicht  blos  als  zweckmässig,  sondern  als  unumgäng- 
lich, für  die  spezielle  Überwachung  des  Baues  des  Simplon-Tunnels  in  gleicher 
Weise,  wie  dies  s.  Z.  beim  Baue  der  Gotthardbahn  geschehen  war,  eine  be- 
sondere, eventuell  selbständig  zu  stellende  Beamtung  zu  schaffen.  Da  die 
Arbeiten  am  Tunnelbau  schon  begonnen  haben,  so  durfte  auch  mit  den  er- 
forderlichen Schritten  zur  Gewinnung  einer  geeigneten  Persönlichkeit  nicht 
zugewartet  werden;  .  .  .  wir  nahmen  dabei  eine  Besoldung  von  Fr.  8000  per 
Jahr  in  Aussicht,  B  1898  IV  876. 

*)  Der  im  Organisationsges.  vorgesehene  Generalpostdirektor  ^iTirde 
durch  das  BGes.  vom  21.  Aug.  1878  betr.  Abänderung  des  Besoldungsges.  von 
1873  ein  Oberpost direktor,  A.  S.  n.  F.  m  6^. 
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IHÜfJ  Art.  8:  Postverwaltung,  Postbureaux;  VoUz.-Veronl.  des  BR  vom 
iM).  Dez.  1897  für  die  Postverwaltung  zum  Besoldungsges..  A.  S.  n.  F.  XVI 
mi\  B  1898  IV  884,  1899  I  U9. 

Botsch.  des  BR  vom  20.  Juni  1899  und  Ges.-Entw.  betr.  die  Organisa- 
tion der  Telegraphenverwaltung,  B  1899  IV  1;  vgl.  Besoldungsges.  1897 
Art.  8:  Telegraphenverwaltung,  Telegraphen-  und  Telephonbureaux ;  Voliz.- 
Verord.  des  BR  vom  30.  Dez.  1897  für  die  Telegi-aphenverwaltung  zum 
Besoldungsges,  A.  S.  n.  F.  XVI  440.  —  Die  gegenwärtig  noch  giltige 
Organisation  der  Telegraphen vei-waltuug  beruht  auf  dem  B<t  vom  20.  Dez. 
1854.  A.  S.  VI;  eine  gesetzliche  Organisation  für  den  Telephondienst 
besteht  zur  Zeit  überhaupt  noch  nicht:   vgl.  B  1893  V  279;   1898  IV  904. 

187.  Anlässlich  der  Budgetberatung  der  BVers.  während  der 
Dezenibersession  von  1892  führte  Nationalrat  Theraulaz  namens  der 
Budgetkommiösion  folgendes  aus: 

Die  Komm,  müsse  konstatieren,  dass  trotz  mehrerer  schon  vor 
Jahren  gestellter  und  eine  ähnliche  Tendenz  verfolgender  Postulate 
nnd  trotz  wiederholter  bezüglicher  Bemerkungen  anlässlich  der  Bera- 
tung über  Budget  und  Geschäftsbericht  für  die  Herstellung  einer 
gesetzlichen  Grundlage  für  eine  grosse  Zahl  von  Amtsstellen  bisher  noch 
nichts  geschehen  sei,  während  die  Zahl  der  nicht  auf  gesetzlicher 
Grundlage  beruhenden  Beamtungen  erheblich  zugenommen  habe.  Sie 
belaufe  sich  zur  Zeit  auf  nicht  weniger  als  167,  denen  eine  Besoldung 
von  nahe  an  ()(X),000  Franken  ausgerichtet  werden  müsse.  Ja,  es  seien 
<lurch  blossen  Beschluss  des  BR  und  auf  dem  Budgetwege  zwei  ganze 
Bureaux  neu  begründet  worden :  das  Betreibungsamt^)  und  das  Bureau 
der  Regieanstalt.-)  Es  sei  an  der  Zeit,  einmal  aus  diesem  anormalen 
Zustand  herauszukommen.  Es  liege  das  nicht  nur  im  Interesse  der  Ver- 
waltung, sondern  gleichzeitig  im  Interesse  der  betr.  Beamten  und  An- 
gestellten selbst,  welchen  daran  liegen  müsse,  ihre  Stellung  definitiv 
geordnet  zu  sehen. 


* )  Vgl.  den  provisorischen  BRBeschl.  vom  9-  Okt.  1891  betr.  die  Schaffung 
einer  Abteilung  für  Schuldbetreibung  und  Konkurs  auf  dem  eidg.  Justiz-  und 
Polizeidep.,  A.  S.  n.  F.  XII  361 ;  die  Aufhebung  dieses  Amtes  erfolgte  durch 
BRBeschl.  vom  8.  Nov.  1895,  nachdem  die  Oberaufsicht  über  das  Konkurs-  und 
Betreibungswesen  durch  BG  vom  28.  Juni  1895  vom  BR  auf  das  BGer.  über- 
trugen worden  war,  A.  S.  n.  F.  XV  289,  306, 

*)  In  Vollziehung  des  Art.  183  der  Militärorganisation  von  1874,  der 
lautet:  In  Verbindung  mit  den  Remontedepots  soll  eine  Pferderegieanstalt 
unterhalten  werden,  erliess  der  BR  den  10.  Dez.  1877  eine  Verord.  betr.  die 
Organisation  und  den  Betrieb  det  eidg.  Pferderegieanstalt,  A.  S.  n.  F.  III  257, 
B  1878  II  212.  Das  in  dieser  Verord.  aufgezählte  Personal:  Direktor,  Ge- 
hilfe- (Adjunkt),  Buchhalter,  Pferdearzt,  die  erforderliche  Anzahl  Bereiter 
und  WÄrter  (mit  Ausnahme  des  Direktors  und  Gehilfen  alles  Angestellte) 
wurde  bis  zum  Jahre  1892  auf  dem  Budgetweg  vermehrt  um :  einen  Kanzlisteii 
imd  einen  weitern  Gehilfen,  B  1893  V  275;  vgl.  jetzt  BG  betr.  die  Organisation 
des  Militärdep.  von  1901,  Art.  14,  A.  S.  n.  F.  XIX  53. 
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In  Anlehnung  an  frühere  Postulate')  bescbloss  hierauf  die 
BVers.  den  23.  Dez.  1892: 

Der  BR  wird  eingeladen,  Anträge  vorzulegen  behufs  gesetz- 
Ucher  Regelung  der  Stellung  derjenigen  eidg.  Beamten  und  Ange- 
stellten, welche  durch  blossen  BR-  oder  Departementsbeschl.  oder 
auf  dem  Budgetwege  eingesetzt  sind,  und  deren  Funktionen  einen 
bleibenden  Charakter  haben. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  Dez.  1892.  Nr.  45a,  PostlSlg.  n.  F.  474. 

Der  in  diesem  Postulat  zum  Ausdruck  kommenden  Anschau- 
ung stellt  der  BR  in  seinem  Ber.  vom  1.  Dez.  1893  folgende  Aus- 
führung entgegen: 

1.  Würde  eine  Bestimmung  der  BV  oder  ein  BGes.  vorschreiben, 
dass  eidg.  Beamte  und  Angestellte,  deren  Funktionen  einen  bleibenden 
Charakter  haben,  bloss  auf  Grundlage  eines  ihre  Stellung  und  ihre  Be- 
.soldung  regelnden  Gesetzes  gewählt  werden  könnten,  so  wäre  die  von 
der  Kommission  namhaft  gemachte  Zahl  von  167  eidg.  Beamten  eine 
ausserordentlich  grosse :  ein  solches  Vorgehen  des  BR  wäre  schwer  zu 
rechtfertigen,  und  man  würde  kaum  begreifen,  wie  dieser  Zustand  mit 
Wissen  der  eidg.  Räte  so  lange  hätte  andauern  und  sogrosse  Dimensionen 
hätte  annehmen  können. 

Aber  es  besteht  eine  derartige  Bestimmung  nicht. 

Nach  Art.  85  der  BV  fallen  u.  a.  in  den  Geschäftskreis  beider  Rate : 

1.  Gesetze  0})er  die  Organisation  und  die  Wahlart  der  BBe- 
hörden. 

3.  Besoldung  und  Entschädigung  der  Mitglieder  der  BBehörden 
und  der  BKanzlei ;  Erri(;htung  bleibender  Beamtungen  und  Bestinunimg 
ihrer  Gehalte. 

Hieraus  folgt,  djiss  bloss  für  die  Organisation  von  BBehörden  die 
Form  des  Gesetzes  vorgesehen  ist,  dass  dagegen  die  Errichtung  blei- 
bender Beamtungen  von  den  eidg.  Räten  in  beliebiger  anderer  Form, 
d.  h.  durch  einfache  Beschlussfassung  beider  Räte  erfolgen  kann.  Es 
darf  daher  auch  die  Kreierung  einer  Beamtenstelle  und  die  Bestim- 
mung des  Gehaltes  der  Beamten  auf  dem  Budgetwege  nicht  als  eine 
verfassungswidrige  oder  ungesetzliche  Massregel  bezeichnet  werden.*) 

Es  wäre  nicht  bloss  unklug,  sondern  nachteilig,  wollte  man  imbe- 
dingt den  Gnmdsatz  aufstellen,  dass  Beamtenstellen  und  Austellungen 
nur  durch    ein    Organisationsgesetz   geschaffen    werden  könnten.     Auf 


M  Vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  144,  145. 

^)  Dass  diese  Argumentation  nicht  einwandfrei  ist.  zeigen,  von  allem 
andern  abgesehen,  die  früheren  Besohl,  der  BVers.,  vgl.  Erste  Auflage  I, 
Nr.  144.  Jetzt  kommt  flberdies  in  Betracht  Art.  9  des  allgemeinen  Besol- 
dungsges.  von  1897,  A.  S.  n.  F.  XVI  286. 
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dem  Gesetzeswege  werden  in  der  Regel  Verhältnisse  geregelt,  die  von 
langer  Dauer  sind,  oder  Grundsätze  aufgestellt,  von  welchen  man  an- 
nimmt, dass  sie  lange  Zeit  Giltigkeit  haben  sollen.  Nun  sind  aber  die 
Bedürfnisse  einer  Verwaltung  so  mannigfaltig  und  so  rasch  wechselnd, 
wie  das  Leben  selbst.  Verwaltungszweige,  zu  deren  Besorgung  anföng- 
lich  ein  einziger  Beamte  genügt  hat,  bedürfen  jetzt  eines  grossen  Be- 
amtenapparates. Es  ist  beispielsweise  nur  daran  zu  erinnern,  wie  den 
Abteilungen  Handel,  Gewerbe  und  Landwirtschaft  infolge  der  immer 
grösseren  Ansprüche,  die  in  diesen  Gebieten  im  Laufe  der  letzten 
zwanzig  Jahre  an  den  Bund  gestellt  worden  sind,  eine  immer  grössere 
Aufgabe  erwachsen  ist,  zu  deren  Bewältigung  die  Zahl  der  Beamten 
entsprechend  hat  vermehrt  werden  müssen.  Beim  Entstehen  neuer 
Verwaltungszweige  ist  es  oft  unmöglich,  zum  voraus  eine  bestimmte, 
auf  die  Dauer  berechnete  Organisation  aufzustellen,  vielmehr  mass,  je 
nach  der  Zahl  der  Geschäfte,  auch  die  Zahl  der  Arbeiter  fixiert  werden, 
und  es  müssen  die  gemachten  Erfahrungen  zu  Rate  gezogen  werden. 
so  dass  dem  BR  für  die  Regelung  des  Geschäftsganges  der  betr.  Ab- 
teilung freie  Hand  gelassen  werden  muss.  So  hat  es  der  BR  vorge- 
zogen, für  das  eidg.  Betreibungs-  und  Konkursamt  eine  provisorische 
Organisation  zu  schaffen,  und  dieselbe  ist  von  der  BVers.  durch  di(} 
Erteilung  der  benötigten  Kredite  tatsächlich  genehmigt  worden.  Das 
Ansehen  der  Gesetze  kann  nur  verlieren,  wenn  dieselben  mit  jedem 
neuen  Jahre  wieder  abgeändert  werden,  und  noch  weniger  wird  das 
Ansehen  der  Gesetzgebung  und  der  eidg.  Räte  gewinnen,  wenn,  um 
die  Anstellung  eines  Sekretärs  oder  einiger  Kanzlisten  zu  ermöglichen, 
ein  förmliches  Gesetz  geschaffen  werden  muss. 

Auch  gibt  es  einige  Verwaltungszweige,  in  denen  eine  gesetzliche 
Regelung  ihrer  Beamtenstellen  gerade  mit  Rücksicht  auf  deren  ephemere 
Existenz  geradezu  widersinnig  wäre.  Der  BR  verweist  hier  auf  das  In- 
spektorat  der  Notenbanken,  welches  nach  Inkrafttreten  der  Bundes- 
bank zu  bestehen  aufhören  wird'),  auf  das  Befestigungsbureau  auf  dem 
Militärdepartement*)    und    auf   die   Aushülfsarbeiter    im     statistischen- 


*)  Beweiskräftig  ist  gerade  dieses  Beispiel  nicht,  weder  für  das  Jahr 
1893,  noch  heute. 

'^)  Der  BR  sagt  in  seinem  Ber.  vom  1.  Dez.  1893:  In  Ausführung  d(^r 
verschiedenen  Beschl.  der  BVers.  betr.  die  Befestigungen  am  Gotthard  und 
in  St-Maurice  hat  der  BR  die  Beamten  und  Angestellten  des  Befestigungs- 
bureaus ernannt.  Durch  Departementalverftigung  werden  die  nötigen  Hilfs- 
arbeiter für  das  Befestigungsbureau  angestellt Bezüglich  dieses  Bureaus  sind 

wir  der  Ansicht,  dass  eine  ReguHerung  der  Stellen  der  auf  demselben  Ange- 
stellten durch  ein  Gesetz,  angesichts  der  vorübergehenden  Dauer  der  Be- 
festigungsarbeiten nicht  nötig  sei,  B  1893  V  276.  Vgl.  jetzt  das  Organisations- 
Ges.  für  das  Militärdep.  vom  20.  Dez.  1901 ;  gemäss  Art.  7  dieses  Ges.  ist 
dem  WafFenchef  des  Genie  unterstellt  u.  a.:    die  Abteilung  für  Befestigungs- 


'r  ■«•'!.? 
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Bureau,  welche  zur  Bewältigung  der  Volkszählung  angestellt  werden'). 
Die  Direktion  der  öflfentlichen  Bauten  ist  zur  Zeit  durch  die  Erstellung 
vieler  öffentlicher  Bauten  sehr  in  Anspruch  genommen  und  bedarf  zur 
Erledigung  ihrer  grossen  Aufgabe  der  Beihülfe  verschiedener  Tech- 
niker. Da  zur  Zeit  nicht  vorausgesehen  werden  kann,  wie  lange  diese 
Bauperiode  noch  andauern  wird,  so  ist  es  untunlich,  sich  durch  ein 
Gesetz  die  Hände  zu  binden.*)  Auch  darf  man  sich  nicht  verhehlen,  dass, 
wie  dies  nach  der  in  der  Volksabstimmung  vom  11.  Mai  1884  erfolgten 
Ablehnung  des  Ges.  über  die  Organisation  des  Justiz-  und  Polizei- 
departements der  Fall  war"),  die  BVerwaltung,  wenn  sie  ihre  Aufgabe  ge- 
mä.ss  der  BVerf.  und  der  auf  Grund  derselben  erlassenen  Gesetze  durch- 
führen will,  selbst  bei  Verwerfung  eines  Organisationsgesetzes  durch 
das  Volk,  gleichwohl  auf  dem  Budgetweg  für  die  Besoldung  ihrer  Be- 
amten zu  sorgen  hat  und  hierzu  nach  der  BVerf.  auch  berechtigt  und 
verpflichtet  ist. 

Dagegen  muss  es  als  ein  berechtigtes  Verlangen  angesehen  wer- 
den, dass  da.  wo  die  Verhältnisse  es  gestatten  und  ein  öfterer  Wandel 
nicht  zu  befürchten  ist,  für  die  betr.  Verwaltungen  Organisationsgesetze 
erlassen  werden,  wenn  man  nicht  vorzieht,  für  die  gesamte  BVerwal- 
tung ein  einziges  Organisationsgesetz  zu  schaffen  und  die  Einrichtung 
der  einzelnen  Verwaltungen  besondeni  Schlussnahmen  zu  überlassen. 

Wo  es  die  Verhältnisse  dem  BK  gestattet  haben,  hat  er  der 
BVers.  auch  in  der  letzten  Zeit  Gesetzesvorlagen  gemacht,  die  teilweise 
v(m  der  BVers.  erledigt,  teilweise  noch  in  Behandlung  sind. 

2.  Das  Postulat  vom  23.  Dez.  1892  spricht  sodann  von  Beamten 
und  Angestellten.  Wenn  nun  aucli  die  Unterscheidung  zwischen  Be- 
amten und  Angestellten  in  der  BVerwaltung  nicht  streng  durchgeführt 
wu'd,  und  oft  einer  als  Beamter  bezeichnet  wird,  der  nur  als  Ange- 
stellter l)etrachtet  werden  sollte,  und  zuweilen  die  Inhaber  von  wich- 
tigen Funktionen  als  Angestellte  angesehen  werden,  so  gilt  im  allge- 
meinen doch,  dass  die  Angestellten  nur  geringere  Dienstleistungen  zu 
versehen  haben,  und  l)is  anhin  ist  von  Seiten  der  BVers.  nie  der 
Ans})rucli  erhoben  worden,  dass  Angestellte  nur  auf  Grund  eines  Ge- 
setzes angestellt  werden  können.  Gewöhnlich  wird  die  Wahl  der 
Angestellten  vom  BR  sogar  den  Departementen  überlassen ;  so  werden 
die  Angestellten  der  Zoll-  und  der  Postverwaltung  auf  Grundlage  der 
durch  das   Budget   bewilligteji   Kredite   von    den    betreffenden  Depar- 


bauton,  wobei  vorgoselieii  ist,  dass  bei  ausserordentlicher  Arbeitsauhäufung, 
ausser  dem  regulären  Pei*sonal  dieser  Abteilung,  das  erforderliche  Hilfsper- 
sonal vorübergehend  angestellt  werden  kann.  A.  S.  n.  F.  XIX  47,  B  1898  V  228. 

»)  Vgl.  oben  S.  561  Anm.  2. 

»I  Vgl.  oben  S.  562  Anm.  2. 

•"')  Vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  145. 
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tementen  selbst  ernannt^).  Das  Militardepartement  stellt  die  Angestell- 
ten des  topographischen  und  des  Befestigungsbureaus  an.  Auch  die 
BVerf.  spricht  in  Art.  85  nur  von  den  Beamten.  Man  darf  daher  wohl 
umnehmen,  dass  das  in  Frage  stehende  Postulat  sich  hauptsächlich  auf 
Beamte  bezieht. 2) 

3.  Dieses  Postulat  spricht  sodann  auch  von  Beamten,  welche  durch 
blossen  Bundesrats-  odar  Departementsbeschluss  eingesetzt  sind.  Be- 
amte letzterer  Art,  deren  Funktionen  einen  bleibenden  Charakter  haben, 
soll  es  überhaupt  nicht  geben,  wenn  anders  dem  BRBeschluss  betr.  die 
Anstellungen  bei  den  eidg.  Verwaltungen  vom  2.  April  1878,  A.  S. 
n.  F.  III  393,  nachgelebt  wird;  denn  derselbe  bestimmt: 

Wenn  die  Geschäfte  einer  Abteilung  der  BVerwaltung  neben 
den  ordentlichen,  vom  BR  gewählten  Beamten  oder  Angestellten 
ausserordentliche  Aushilfe  nötig  machen,  so  ist  das  betr.  Depai-te- 
nient  innerhalb  der  für  solche  Aushilfe  verwendbaren  Kredite  zu 
provisorischen  Anstellungen  ermächtigt. 

Hat   indessen    eine  solche  Anstellung  sechs  Monate    gedauert 

und  soU  dieselbe  noch  länger  fortbestehen,  so  ist  das  Departement 

gehalten,  dem  BR  hierüber  Bericht  und  Antrag  vorzulegen,  welcher 

über  das  Weitere  in  der  Sache  beschliessen  wird. 

Für   eine    ausserordentliche  Aushilfe,   sei  es    dass   dieselbe   vom 

Depariement  beigezogen  oder  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  vom  BR 

bewilligt  worden  ist.  muss  bei  der  BVers.  der  nötige  Kredit  nachgesucht 

werden,    und   die  BVers.  hat   es  vollkommen   in  der  Gewalt,    da&  An- 

stellimgvSverhältnis  durch  Erteilung  oder  Verweigerung  des  Kredites  zu 

einem  bleibenden  zu  machen  oder  dasselbe  aufhören  zu  lassen. 


M  Vgl.  die  ausdrücklichen  Vorschriften  des  Zollges.  vom  28.  Juni  1893, 
Ai-t.  41  und  50,  A.  S.  n.  F.  XIII  706,  708;  betr.  Postverwaltung  vgl.  das  Org.- 
Ges.  von  1849.  bes.  Art.  5,  6,  12  (Postbeamte  und  Postbedienstete)  und  BR- 
Beschl.  vom  22.  März  1892,  Art.  2  Ziff.  6.  Art.  3  Ziff.  2  litt,  b,  A.  S.  I  104 
n.  F.  XII  612. 

*)  Diese  Ausführung  beweist  nur  das  eine,  nämlich  die  Unklarheit,  die 
besteht  über  die  Frage  des  Unterschiedes  zwischen  Beamten  und  Angestellten ; 
selbst  das  allgemeine  Besoldungsgesetz  vom  2.  Juli  1897,  das  sich  bezeichnet 
als  BG  betr.  die  Besoldungen  der  eidg.  Beamten  und  Angestellten  (A.  S.  n.  F. 
XVI  272),  unterlässt  es,  ein  bestimmtes  Unterscheidungsmerkmal  zwischen 
den  beiden  Kategorien  aufzustellen  (vgl.  auch  B  1896  IV  497);  es  ist  deshalb 
nicht  zu  venvundern,  wenn  sich  diese  Unklarheit  in  den  neuem  gesetzgeberischen 
Erlassen  des  Bundes  im  grössern  Umfang  bemerklich  macht  als  in  den  altern- 
Einige  neuere  Organisations-Gesetze  vermeiden  den  Ausdruck  Angestellte, 
kennen  somit  nur  Beamte,  oder  sie  verdecken  die  Unklarheit  durch  das  neue 
Wort  Beamtung.  Als  eine  dritte  Kategorie  von  Personal  figurieren  in  ver- 
schiedenen Erlassen  die  Bediensteten  (vgl.  BBeschl.  vom  21.  Aug.  1878,  Art.  11, 
A.  S.  n.  F.  in  483,  aUg.  Besoldungsges.  1897,  Art.  5j.  Vgl.  z.  B  A.  S.  n.  F.  III 
258.  XVI 157, 160, 188, 558;  XVni230, 255,  617,  XIX  122, 129,  134,  247;  unten  §  VIII. 
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4.  Endlich  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen^  d&ss  diejenigen  Be- 
amtungen  als  durchaus  gesetzliche  zu  betrachten  und  demgemäss  zu 
behandeln  sind,  für  welche  das  Gesetz,  ohne  die  einzelnen  Funktionäre 
oder  deren  Anzahl  zu  nennen,  das  nötige  oder  erforderliche  Personal  vor- 
sieht, und  wo  die  Festsetzung  der  zutreffenden  Besoldungen  im  Gesetze 
ausdrückhch  der  Budgetberatung  vorbehalten  ist.  In  vielen  neueren  Ge- 
setzen ist  glücklicherweise  so  verfahren  worden,  dass  nicht  alle  Beamte 
und  Angestellte  aufgezählt  sind,  wohl  aber  die  Erteilung  der  nötigen 
Kredite  für  das  erforderUche  Personal  der  Budgetberatung  vorbehalten 
wurde.  .  .  . 

Wir  resümieren  imsem  Bericht  dahin: 

Eine  ReguUerung  der  Beamtungen  und  Anstellungen  durch  Ür- 
ganisationsgesetze  halten  wir  für  geboten,  sobald  die  betreffende  Ver- 
waltung sich  nicht  in  ihren  Anfängen  oder  im  Übergangsstadium, 
sondern  in  ruhiger  Entwicklung  befindet.  Die  Errichtung  von  Be- 
amtungen und  Feststellung  ihrer  Besoldungen  durch  das  Budget  eracht-en 
wir,  im  Hinblick  auf  Art.  85  Ziff.  3  der  BV,  als  verfassungsgemäss 
und  somit  nicht  als  ungesetzlich.  Die  Regulierung  einzelner  Stellen 
sollte  jeweilen  unterbleiben,  bis  genügende  Veranlassung  vorliegt,  ein 
neues  Organisationsgesetz  für  die  betr.  Verwaltung  zu  erlassen. 

Wir  werden  nicht  ermangeln,  der  BVers.,  sobald  .  .  .  die  all- 
gemeine Frage  der  Reorganisation  des  BR  und  der  BVerwaltung  ihre 
Erledigung  gefunden  hatM,  successive  Entw.  zu  Organisationsgesetzen 
vorzulegen  für  die  sämtUchen  Abteilungen  des  Departements  des  Aus- 
wärtigen, für  das  Justiz-  und  Polizeidepartement,  für  die  Abteilungen 
Industrie  und  Landwirtschaft  des  Industrie-  und  Landwirtschaftsdepar- 
tements,  für  die  Eisenbahnabteilung  und   später  für  die  Telegraphen- 

imd  Telephonverwaltung,  sowie  für  das  MilitHrdepartement. 

B  18$)3  V  2()5. 

Die  BVers.  nahm  mit  Beschl.  vom  13.  April  1894  Vornierk 
von  diesem  Ber.  des  BR  vom  1.  Dez.  1893  in  der  Erwartung,  dnss 
der  BR  mit  möglichster  Beförderung  die  zur  Erledigung  des  Postu- 
lates vom  23.  Dez.  1892  erforderlichen  Ges.-Entw.  der  BVers.  vor- 
legen werde. 

Übers.  Vorh.  der  BVers.  April  18i>4,  Nr.  35. 

IV.  Ständige  Yerwaltangskommlssionen^). 

188.  In  der  eidg.  Verwaltung  ist  eine  Reihe  ständiger  Kol- 
legien tätig,  die  den  Namen  Kommissionen  oder  Räte  führen,    ^ie 

')  Vgl.  Nr.  184. 

-')  L^ber  die  ständigen  parlamentarischcu  Kommissionen  vgl.  oben 
S.  o()6,  506,  536  Ziff.  7;  und  über  die  Organisation  der  Schweiz.  Bundesl>ahuen 
vgl.  A.  S.  n.  F.  XVI  560. 
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sind  teils  eigentliche  Behörden,  teils  haben  sie  nur  den  Charakter 
fachmännischer  Berater  der  Departemente  oder  des  Bundesrates, 
häufig  haben  sie  beide  Eigenschaften  zugleich.  Sie  haben  entweder 
eine  feste  Amtsdauer,  oder  es  fehlt  ihnen  eine  solche;  ihre  Mit- 
glieder werden  in  der  Regel  vom  BR  ernannt.  Sind  diese  Kollegien 
direkt  durch  gesetzliche  Bestimmung  vorgeschrieben,  so  ist  ihre 
Einführung  nicht  anfechtbar.  Beim  Mangel  einer  gesetzlichen  Grund- 
lage ist  ihre  Zulässigkeit  im  Einzelfall  schon  mit  Erfolg  angefochten 
worden.  Viele  der  heute  bestehenden  ständigen  Kommissionen 
können  für  ihre  Existenz  keinen  gesetzgeberischen  Erlass,  sondern 

nur  einen  Akt  des  BR  namhaft  machen  M. 

Vgl.  Erste  Auflage  I.  Nr.  141— IM. 

Der  gegenwärtige  Status  dieser  ständigen  Kollegien  ist:*) 

Der  Schulrat  der  eidg.  polytechnischen  Schule  (eidg.  Schulrat), 
bestehend  aus  einem  Präsidenten  und  sechs  MitgUedern,  mit  fünf- 
jähriger Amtsdauer,  eingeführt  durch  das  BGes.  betr.  die  Errichtung 
einer  eidg.  polytechnischen  Schule  vom  7.  Febr.  1854,  abgeändert  durch 
BG  vom  23.  Juni  1881,  A.  S.  IV  1,  n.  F.  V  560;  vgl.  Regl.  des  BR 
1899,  Art,  89,  Abs.  2,  93  ff.,  A.  S.  n.  F.  XVII  360. 

Schweiz.  Landesmuseums-Kommission,  bestehend  aus  sieben  Mit- 
gliedern, 5  vom  BB  und  2  von  der  Zürcher  VollziehungsbehOrde  ge- 
wählt, mit  dreijähriger  Amtsdauer,  eingeführt  durch  den  allgemein  ver- 
bindlichen BBeschl.  betr.  die  Errichtung  eines  Schweiz.  Landesmuseunis 
vom  27.  Juni  1890,  Art.  8,  A  S.  n.  F.  XI  692  XIX  246;  vgl.  Verord. 
des  BR  betr.  Verwaltung  des  Schweiz.  Landesmuseums  vom  4.  März  18^)2, 
A.  S.  n.  F.  XII  663. 

Schweiz.  Bibliothekkommission,  bestehend  aus  fünf  Mitgliedern,, 
vom  BR  auf  die  gesetzliche  Amtsdauer  gewählt  und  dem  eidg.  Depar- 
t-ement  des  Innern  unterstellt,  eingeführt  durch  den  allgemein  ver- 
bindlichen BBeschl.  betr.  die  Errichtung  einer  Schweiz.  Landesbiblio- 
thek vom  28.  Juni  1894,  Art.  7 ;  vgl.  Verord.  des  BR  betr.  Leitung  und 


»)  Art.  104  der  BV  von  1874  (gleich  Art.  92  der  BV  von  1848)  kann 
nicht  angerufen  werden,  um  die  verfassungsmässige  Unzulässigkeit  ständiger 
Verwaltungskommissionen  zu  begründen;  vgl.  unten  Nr.  1»8  Ziff.  1;  v.  Salis 
in  Reichesberg,  Handwörterbuch  a.  O.,  I  S.  710. 

*)  Femer  ist  zu  nennen  der  Eidg.  Rat  für  Schuldbetreibung  und  Konkurs, 
kreiert  dm'ch  den  provisorischen  BRBeschl.  vom  9.  Okt.  1891,  mit  eiigähriger 
Amtsdauer,  bestehend  aus  dem  Vorsteher  des  eidg.  Justizdep.,  zwei  Mitgliedern, 
zwei  Stellvertretern  und  dem  Direktor  des  eidg.  Amtes  für  Schuldbetreibung 
und  Konkurs,  dessen  Aufgabe  war,  Gutachten  zu  Händen  des  BR  zu  erstatten ; 
er  wurde  aufgehoben  durch  BRBeschl.  vom  8.  Nov.  1895,  A.  S.  n.  F.  XII  3H1» 
XV  306. 
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Verwaltung    der  Schweiz.  Landesbibliothek    vom    11.    Jan.    1895,  A.  S. 
n.  F.  XIV  435,  XV  2. 

Eidg.  Kunstkonimission,  bestehend  aus  elf  Mitgliedern,  mit  jähr- 
licher Partialemeuerung,  eine  unter  dem  Dep.  des  Innern  stehende 
begutachtende  Fachkommission,  eingeführt  durch  den  allgemein  ver- 
l)indhchen  BBeschl.  betr.  die  Fördei-ung  und  Hebung  der  Schweiz.  Kunst 
vom  22.  Dez.  1887,  Art.  3;  vgl.  Vollz.-Verord.  des  BR  vom  5.  Febr. 
1897.  A.  S.  n.  F.  X  579,  X\l  (U. 

Eidg.  Kommission  der  Gottfried  Keller-Stiftung,  eingeführt  durch 
die  Stifteriii  der  Gottfried  Keller-Stiftung,  Lydia  Welti-Rscher,  laut  Stif- 
tungsurkunde vom  6.  Sept.  18^)0,  bestehend  aus  fünf  vom  BR  zu  er- 
nennenden Mitgliedern,  denen  die  Verwendung  der  Erträgnisse  der 
Stiftung  im  Sinne  des  Zweckes  derselben  zusteht,  unter  Auf  sieht  des  BR, 
mit  dreijähriger  Amtsdauer:  Geschäfts- Regl.  der  Komm,  vom  BR  er- 
lassen den  1).  Juli  1891,  A.  S.  n.  F.  XII  IM);  B  189()  IV  432,  1891, 
1  5<«,  18^)2  I  9^)3. 

Verwaltungskonmiission  der  Berset  -  Müller  -  Stiftung,  eingeführt 
durch  das  vom  BR  erlassene  Organisations-Regl.  der  Berset-MüUer- 
Stiftung  vom  1().  Juli  HM)1,  gestützt  auf  die  testamentarische  Stif- 
tung der  Witwe  Bei-set  gel).  Müller,  bestehend  aus  fünf  Mitgliedern 
mit  dreijähriger  Amtsdauer,  unter  Aufsicht  des  BR,  die  dieser  durch 
sein  Dei).  des  Innern  ausübt.  A.  S.  n.  F.  XVIII  712,  856,  B  1899  I 
2r»5.  537. 

Leitender  Ausschuss  für  die  eidg.  Medizinalprüfungen,  bestehend 
aus  fünf  Mitgliedern,  auf  vier  Jahre  gewählt  (und  unter  demselben :  die 
Früfimgskommissionen  für  jeden  Prüfungsort},  eingeführt  durch  BG  betr. 
die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  in  der  Schweiz.  Eidg.  vom 
19.  Dez.  1877,  Art.  3 ;  vgl.  Verord.  des  BR  für  die  eidg.  Medizinal- 
prüfungen vom  11.  Dez.  1899.  A.  S.  III  379,  XVII  658. 

Eidg.  Maturitätskommission,  bestehend  aus  sieben  Mitghedern, 
seit  1899  mit  dreijähriger  Amtsdauer,  eingeführt  durch  BRBeschl.  vom 
19.  März  1891,  B  1891  I  464;  Regl.  des  BR  vom  21.  Dez.  18in),  A.  S. 
n.  F.  XVII  740:  vgl.  Regl.  des  BR  betr.  den  Maturitätsausweis  für  die 
Kandidaten  der  medizinischen  Berufsarten,  A.  S.  n.  F.  XVII  722;  B 
VM)  I  440,  1901  I  46(1 

Eidg.  Konnnission  für  forstlich-praktische  Prüfung,  bestehend  aus 
fünf  Mitgliedern,  seit  1892  mit  dreijähriger  Amtsdauer,  eingeführt  durch 
BRBeschl.  vom  1().  Juni  1884.  9.  Sept.  1892,  betr.  Wahlfähigkeit  an 
eine  höhere  kant.  Forststelle  im  eidg.  Forstgebiet,  gestützt  auf  Art.  5 
des  eidg.  Forstges.  von  1876,  A.  S.  n.  F.  VII  459,  XIII  1. 

Kommission  für  die  eidg.  Probiererprüfungen,  bestehend  *us  drei 
Mitgliedern,    mit    dreijähriger  Amtsdauer,  eingeführt  durch  Art.  20  der 
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Vollz.-Verord.  des  BR  vom  17.  Mai  1881  zum  BG  betr.  KontroUierung 
mid  Garantie  des  Feingehaltes  der  Gold-  und  Silberwaren  vimi  22.  Dez. 
1880;  vgl.  Regl.  des  BR  über  die  Organisaticm  des  eidg.  KontroUamtes 
vom  26.  Aug.  1881,  28.  April  1891,  A.  S.  n.  F.  V  3G4  (Art.  8},  :m, 
518,  XII  105. 

£idg.  Meteorologische  Kommission,  bestehend  aus  sieben  Mitglie- 
dern, unter  Vorsitz  des  Vorstehers  des  Dep.  des  Innern,  mit  dreijäh- 
riger Amtsdauer,  eingeführt  durch  den  allgemein  verbindlichen  BBeschl. 
vom  23.  Dez.  1880  betr.  die  Errichtung  einer  Schweiz,  meteorologischen 
Centralanstalt,  Art.  8,  A.  S.  n.  F.  V  858 :  vgl.  Regl.  des  BR  für  diese 
Anstalt  vom  13.  Mai  1881,  A.  S.  n.  F.  V382;  BG  vom  27.  Juni  11)01, 
Art.  3,  A.  S.  n.  F.  XVni  787. 

Aufsichtskommissicm  der  eidg.  (Centralanstalt  für  das  forstliche 
Versuchswesen,  bestehend  aus  fünf  bis  sieben  Mitgliedern,  mit  drei- 
jähriger Amtsdauer,  eingeführt  durch  den  allgemein  verbindlichen 
BBeschl.  betr.  die  Errichtung  einer  Centralanstalt  für  das  forstliche 
Versuchswesen  vom  27.  März  1885,  A.  S.  n.  F.  VIII  154;  vgl.  Verord. 
des  BR  betr.  die  Organisation  dieser  Anstalt  vom  1.  Juni  1886.  A.  8. 
n.  1 .  IX  39. 

Kommission  der  Winkelried-Stiftung,  eingeführt  dm'ch  den  BR 
auf  Grund  der  Stiftungsurkunde  für  den  Winkelriedsfonds  vom  8(J.  Dez. 
1886,  18.  Febr.  1887,  der  von  der  Eidg.  zur  unentgeltUchen  Verwaltung 
imd  Verwendung  im  Sinne  des  Stiftungszw^eckes  übernommen  worden 
ist,  bestehend  aus  den  Chefs  des  eidg.  Militär-  und  des  eidg.  Finanzdep. 
und  fünf  vom  BR  ernannten  Mitgliedern,  B  1888  II  199,  1898  III  912. 

Ständige  Kommissionen   zur   Begutachtung   militärischer  Fragen: 

Landesverteidigungskommission ,  unter  Vorsitz  des  Chefs  des 
Militärdep..  bestehend  aus  den  vier  Armeekorpskommandanten,  dem 
Waffenchef  der  Infanterie  und  dem  Chef  des  Generalstabsbureaus,  einge- 
ffthrt  durch  Verord.  des  BR  vom  80.  Okt.  1891  betr.  die  Aufstellung 
einer  I^andesverteidigungskommission,  A.  S.  n.  F.  XII  865. 

Artilleriekommission,  bestehend  aus  sieben  Mitgliedern,  ernannt 
vom  eidg.  Militärdep. ;  vgl.  Instruktion  für  die  eidg.  Artilleriekomm,  vom 
22.  Sept.  1862  und  BRBeschl.  vom  9.  April  1897.  A.  S.  VII  859,  n.  F. 
XVI  122;  B  1895  II  231. 

Allgemeine  Befestigungskommission,  bestehend  aus  neun  Mit- 
gliedern; vgl.  B  1895  II  231. 

Geniekommission,  bestehend  aus  sieben  Mitgliedern. 

Kavalleriekommission,  bestehend  aus  sieben  Mitgliedern,  während 
der  Jahre  1891  u.  ff.;  vgl.  B  1892  II  961,  1895  H  231. 

Militäreisenbahnkommission,  bestehend  aus  dem  Chef  der  General- 
stabsabteilung, dem  Chef  der  Eisenbahnsektion  der  Generalstabsab- 
teilung und  fünf  Offizieren  des  Eisenbahnstabes ;  vgl.  Regulativ  über  die 
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Organisation   des   Militäreisenbahnwesens   vom   17.   Mai   1902,    Art.   8, 
A.  S.  n.  F.  XIX  93. 

Pensionskommission,  bestehend  aus  sieben  vom  BR  ernannten 
Mitgliedern,  mit  dreijähriger  Amtsdauer,  mit  selbständiger  Entschei- 
dungsbefugnis über  Militärpensionen,  vgl.  BG  betr.  die  Militärver- 
sicherung vom  28.  Juni  1901,  Art.  39,  und  VoUz.-Verord.  des  BB  vom 
12.  Nov.  1901,  A.  S.  n.  F.  XVni  818,  849;  femer  das  BG  über  Militär- 
pensionen und  Entschädigungen  vom  7.  Aug.  1852,  und  dasjenige 
Tom    13.  Nov.    1874,  Art.  13,  A.  S.  III   211  n.  F.  I  378. 

Expertenkommission  für  das  gewerbliche  und  industrielle  Bildungs- 
wesen, vom  Handels-  und  Industriedep.  auf  eine  dreijährige  Amtsdauer 
ernannt,  B  1892  I  5;^,  1894  I  427 ;  vgl.  VoUz.-Verord.  des  BR  vom 
17.  Nov.  IIXM),  A.  S.  n.  F.  XVIII,  261,  272. 

Aufsichtskommission  der  Schweiz,  landwirtschaftlichen  Versuchs-  und 
Untei-suchungsanstalten,  bestehend  aus  mindestens  sieben  vom  BR  er- 
nannten Mitgliedern,  ohne  bestimmte  Amtsdauer,  eingeftihrt  durch  den 
nicht  allgemein  verbindlichen  BBeschl.  betr.  die  landwirtschafUichen  Ver- 
suchs- und  Untersuchungsanstalten  vom  26.  März  1897,  Art.  5  und  6,  und 
durch  den  BRBeschl.  l)etr.  die  Organisation  und  die  Beamtungen 
dieser  Anstalten  vom  30.  Okt.  1900,   A.  S.  n.  F.  XVI  209,    XVIU  251. 

Aufsichtskommission  der  Schweiz,  Versuchsanstalt  für  Obst-, 
Wein-  und  Gartenbau  in  Wädenswil,  bestehend  aus  mindestens  fünf 
vom  BR  ernannten  Mitgliedern,  ohne  bestimmte  Amtsdauer,  eingefühii; 
durch  den  nicht  allgemein  verbindlichen  BBeschl.  vom  27.  Juni  1902, 
Art.  3  und  4,  und  durch  den  BRBeschl.  betr.  die  Organisation  imd  die 
Beamtungen  dieser  Anstalt  vom  30.  Juli  1902,  A.S.  n.  F.  XIX  108,  121. 

Eidg.  Pferdezuchtkommission,  bestehend  aus  sieben  bis  neun  Mit- 
gliedeni  mit  dreijähriger  Amtsdauer,  eingeführt  durch  Beschl.  des  BR 
vom  4.  April  1901  betr.  die  Erneuerung  einer  eidg.  Pferdezuchtkom- 
mission, A.  8.  n.  F.  XVIII  628;  vgl.  Beschl.  der  BVers.  vom  29.  Juni 
1900  anlässlich  der  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im  Jahre 
1899:  Der  BR  wird  ersucht  um  Bericht  und  Antrag,  ob  es  sich  nicht 
empfehlen  dürfte,  eine  Fachkommission  niederzusetzen,  welche  die  ein- 
schlägigen Fragen  der  Schweiz.  Pferdezucht  zu  Händen  der  zuständigen 
Behörden  zu  begutachten  hat,  B  1900  III  604. 

Kommission  für  elektrische  Anlagen,  bestehend  aus  sieben  Mit- 
gliedern, vom  BR  auf  die  ordenthche  Amtsdauer  gewählt,  eingeführt 
durch  das  BG  betr.  die  elektrischen  Schwach-  und  Starkstromanlagen 
vom  24.  Juni  1902,  Art.  19,  A.  S.  n.  F.  XIX  266;  vgl.  B  1902  V  312,  463. 

Keine  ständigen  Kommissionen  stehen  dem  eidg.  Zolldep.  ziu:  Seite 
Zollges.  von  1893,  Art.  36:  Rekurse  gegen  Entscheidungen  der  untern 
Behörden  über  die  Anwendung  des  Zolltarifs  werden,  nötigen  Falls 
nach  Einholung   von  Expertengutachten,   vom  BR  letztinstanzUch   ent- 
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schieden,  A.    S.   n.  F.  XIII   706;   vgl.   Art.   35   des  ZoUges.  von  1851, 
A.  Ö.  n  545;  Übers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1892,  Nr.  36. 

189.  Die  Komm,  des  NR  zur  Prüfung  des  BG  betr.  die 
Förderung  der  Landwirtschaft  durch  den  Bund  hatte  den  16.  Mai 
1891  die  Organisation  einer  Centralstelle  für  Landwirtschaft  vor- 
geschlagen; ihi-  Antrag,  als  Art.  2  des  BG  in  Anregung  gebracht, 
lautete : 

Dem  eidg.  Landwirtschafsdep.  wird  eine  ständige  Land wirt- 
schaftskomm.  beigegeben,  welcher  als  Expertenkomm.  das 
Recht  der  Begutachtimg  imd  der  Anregung  auf  die  die  Land- 
wirtschaft betreffenden  Angelegenheiten  zusteht. 

Diese  Komm,  wird  vom  ßR  jeweilen  auf  eine  Dauer  von 
drei  Jahren  bestellt.  Bei  deren  Ernennung  sind  die  verschie- 
denen Landesgegenden  und  Betriebsrichtungen  angemessen  zu 
berücksichtigen. 

Der  Antrag  wurde  mit  58  gegen  45  Stimmen  vom  NR  abge- 
lehnt; es  wurde  geltend  gemacht,  dass  die  gleiche  Frage  schon  1883 
in  verneinendem  Sinne,  entsprechend  der  damaligen  Meinungs- 
äusserung der  Kantone  und  entgegen  der  Anregung  des  Prof. 
Krämer,  entschieden  worden  sei,  femer  dass  Einzelexperten  und 
Spezialkommissioneninden  verschiedenen  landwirtschaftlichen  Fragen 
bessere  Dienste  leisten,  als  eine  permanente  gi-osse  Kommission, 
und  endlich  dass  verfassungsrechtliche  Erwägungen  gegen  den 
Antrag  sprechen.  Zur  Begründung  des  Antrages  wurde  von 
Dr.  P.  Speiser  von  einem  allgemeinen  Gesichtspunkt  aus  folgendes 
vorgebracht  (vgl.  auch  oben  S.  552  ff.): 

Die  sog.  Reform  der  BVerwaltung  ist  eines  derjenigen  Postulate, 
das  von  allen  Fraktionen  empfohlen  wird.  Allein  diese  Reform  wird 
doch  offenbar  nicht  nur  darin  bestehen  können,  dass  die  in  ausser- 
ordentlicher Weise  angewachsenen  Geschäfte  des  BR  reduziert  und  ver- 
teilt werden,  sondern  unter  Reform  der  BVerwaltung  verstehen  wir  doch 
alle  namentlich  das,  dass  bei  der  Verwaltung  der  BAngelegenheiten 
nicht  nur  Angestellte  des  Bundes  zu  reden  haben,  sondern  dass  da 
eine  allgemeine  Mitwirkung  des  Volkes  erzielt  werde.  Ich  will  gegen 
die  Bureaukratie  nichts  sagen;  ich  glaube  im  Gegenteil,  dass  die  Biureau- 
kratie  des  Bundes  im  allgemeinen  eine  ganz  vortreffliche  ist.  Aber 
beim  Bunde  fällt  doch  im  Gegensatz  zu  den  Kantonen  in  Betracht,  dass 
die  Verwaltimg  des  Bundes  fast  ausschliesslich  in  Händen  von  Beamten 
ist,  während  bei  den  kant.  Verwaltungen  eine  grosse  Mitwirkung  des 
Volkes  stattfindet.  Diesen  gefährhchen  und  für  den  Bund  ungünstigen 
Unterschied  aufzuheben  oder  zu  mildem,  wäre  der  Zweck  einer  Reform 
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der  BVerwaltung.  Ich  glaube,  das  Volk  verträgt  es  nicht  .  .  .,  dass  e.s 
im  KGebiet  mitverwaltet,  während  es  im  Bunde  von  der  Verwaltung 
nahezu  ausgeschlossen  ist,  und  es  würde  sich  wohl  lohnen,  gerade  hier 
bei  der  Landwirtschaft  den  Versuch  zu  machen,  die  Verwaltung  niclit 
lediglich  durch  Beamte  des  Bundes,  sondern  mit  Vertretern  des  Volkes, 
der  Bürgerschaft,  auszuführen.  Das  scheint  mir  der  Gedanke,  der  diesem 
Art.  2  zu  Grunde  liegt,  zu  sein,  und  ich  würde  es  sehr  bedauern,  wenn 
der  BR  gleich  beim  ersten  Schritt  auf  diesem  Gebiete  der  Reform  der 
BVerwaltung  so  entschieden  Stellung  dagegen  nehmen  würde.  Es  ist 
ja  richtig,  dass  den  Kantonen  Gelegenheit  gegeben  wird,  in  gewissen 
Angelegenheiten  der  Landwirtschaft  mitzureden.  Es  ist  ja  wahr,  dass 
da  die  Kantone  angefragt  werden,  und  dass  sie  ihre  Berichte  abstatten. 
Ob  diese  Berichte  nun  nicht  bisweilen  zum  schätzbaren  Material  gelegt 
werden,  oder  ob  sie  immer  verwertet  werden,  darüber  wage  ich  kein 
Urteil  zu  sprechen.  Ich  habe  die  Erfahrung  nicht;  allein  es  ist  ein 
grosser  Unterschied  zwischen  dem  jetzigen  Verfahren,  dass  man  die 
Kantone  fragt,  und  dem,  was  vorgeschlagen  wird,  dass  dieser  Komm, 
das  Recht  der  Begutachtung  und  Anregung  zusteht,  und  dass  das  eidg. 
Landwirtschaftsdep.  die  Pflicht  hat,  diese  Komm,  anzuhören,  bevor  es 
entscheidet.  Es  ist  ganz  sicher,  dass  das  eine  gewisse  Belastung  für 
das  Departement  bildet,  aber  die  Frage  ist  nur  die,  ob  sich  diese  Be- 
lastung nicht  dadurch  lohne,  dass  so  die  Ziele  dieses  Gesetzes  richtiger 
und  vollständiger  erreicht  werden  können,  als  wenn  das  landwirtschaft- 
liche Dep.  ohne  solche  regelmässige  Komm,  seine  Verfügungen  trifft . . . 

Ich  glaube,  man  muss  bei  der  ganzen  Frage  der  Reform  der  BVer- 
waltung etwas  nicht  ausser  Acht  lassen,  nämlich  das,  wie  in  unserer 
BVerwaltung  sich  das  Personal  bildet.  Es  bildet  sich  nicht  wie  in  mo- 
narchischen Staaten,  wo  die  Beamten  von  unten  herauf  dienen,  in  dem 
Sinne,  dass  sie  zueret  in  kleinen  Stellungen  auf  dem  Lande  tätig  sind 
und  dann  allmählich  in  die  Centralverwaltung  kommen  und  dahin  die 
Erfahnmgen,  die  sie  vorher  gemacht  haben,  mitbringen.  Ich  will 
nicht  sagen,  dass  das  bei  uns  nicht  vorkommt,  aber  jedenfalls  ist  es 
nicht  das  regelmässige.  Es  ist  bei  uns  nicht  so,  dass  die  obern  Beamten 
zuerst  in  den  kant.  Ämtern,  etwa  in  den  Grenzkantonen,  zu  arbeiten 
angefangen  haben,  sondern  sie  treten  gleich  von  vornherein  in  die 
Centralverwaltung.  Darum  kann  den  Organen  der  BVerwaltung  bis- 
weilen  der  Vorwurf  nicht  erspart  werden,  dass  sie  die  Verhältnisse  in 
den  Kantonen  nicht  genug  kennen.  Auch  in  diesem  Sinne  würde  der 
Antrag  der  Komm,  eine  Besserung  bringen,  die  eben  die  Bedeutung 
hätte,  dass  die  Ansichten,  die  Gewohnheiten  in  den  Kantonen  besser 
berücksichtigt  würden. 

Ich  glaube  auch,  das  Argument,  es  sei  einmal  eine  Gesundheits* 
komm,  aufgestellt  und  dann  wieder  abgeschafft  worden,  ist  nicht  schla- 
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gend.  Ich  glaube  im  Gegenteil,  wenn  .  .  .  das  Gesundheitswesen  durch 
Aufstellung  eines  ständigen  Beamten  organisiert  werden  soll,  so  wird 
wieder  die  Frage  auftauchen,  ob  es  nicht  besser  wäre,  diesem  Beamten 
eine  Komm.,  welche  aus  Vertretern  der  verschiedenen  Kantone  gewählt 
wird,  beizugeben.*) 

Zum  vornherein  am  heutigen  Tage,  wo  man  die  Reform  der  BVer- 
waltung  plant,  zu  sagen:  wir  wollen  von  der  vorgeschlagenen  Komm, 
nichts,  wir  wollen  nicht  einmal  auf  einem  Gebiete  einen  Versuch  machen, 
das  schiene  mir  der  Anfang  des  Endes  der  Reform  der  BVerwaltimg 
zu  sein.  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1893,  III  S.  113,  130  -188. 

IW).  Bei  Behandlung  der  Frage  der  Errichtung  eines  Ge- 
treideschuppeus  in  Bern  zur  Magazinierung  der  W^eizenvorräte  des 
eidg.  Militärdep.  wurde  von  Nationalrat  Eckenstein  den  24.  Juni 
1893  der  Antrag  gestellt: 

Der  RR  ist  eingeladen,  zu  prüfen  und  zu  berichten,  ob  nicht 
dem  Militärdep.  angesichts  des  grossen  sich  wiederholenden 
Umsatzes  von  Weizen  eine  ständige  Komm,  beigegeben  werden 
sollte. 

Diesem  Antrag   wurde,    entsprechend  der  vom  BR  in  seinem 

Ber.    vom   14.  Nov.  1895  vertretenen  Auffassung,   von  der  BVers. 

keine  weitere  Folge  gegeben. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  Dez.  18Ö3,  Nr.  29. 

Wir  müssen  —  >«emerkt  der  BR  in  seinem  Ber.  —  von  vornherein 
betonen,  dass  wir  uns  mit  Errichtung  einer  ständigen  Komm,  zum  an- 
gegebenen Zwecke  nicht  befreunden  können.  Von  einer  parlamen- 
tarischen Komm,  kann  bei  der  gegenwärtigen  Organisation  der  BVer- 
waltung  nicht  wohl  die  Rede  sein,  es  müsste  daher  eine  gemischte 
Komm,  ins  Auge  gefasst  werden.  Einer  solchen  Komm,  könnte  unter 
allen  Umständen  nur  das  Vorschlagsrecht  gegenüber  dem  Militärdep. 
eingeräumt  werden,  denn  bei  allfällig  divergierenden  Ansichten  zwischen 
der  Komm,  und  dem  Vorsteher  des  Militärdep.  würde  leicht  eine 
Spannung  eintreten,  die  auf  die  Entwicklung  der  Geschäfte  störend 
einwirken  könnte.  Wir  sind  dagegen  vollständig  damit  einverstanden, 
dass,  sobald  es  sich  um  Lösung  von  Fragen  handelt,  welche  einen 
speziell  kaufmännischen  oder  technischen  Charakter  tragen,  jeweilen 
Spezialkommissionen  gewählt  werden,  um  wichtige  Massnahmen  zu 
Händen  des  Mihtärdep.  zu  begutachten  und  bezüghche  Anträge  einzu- 
bringen. 

So  wurde  imter  anderm  im  Jahre  1891  vom  Militärdep.  eine 
Kommission  bezeichnet  zum  Studium  der  Erstellung  von  Silomagazinen, 

^)  Vgl.  Erste  Auflage  I,  Nr.  141  und  A.  S.  n.  F.  XIH  689. 
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sodann  im  Jahre  1892  eine  zweite  Kommission  behufs  anzubahnender 
Erhebungen  über  den  Ankauf  und  die  Magazinierung  von  Weizen- 
vorräten. Beide  Kommissionen  arbeiteten  in  verdienstvoller  Weise,  und 
aus  ihren  Verhandlungen  ging  ein  wortvolles  Material  hervor.  Am 
4.  Mai  1892  besammelte  das  Militärdep.  diese. beiden  Kommissionen  zu 
einer  Plenarsitzung,  aus  welcher  unter  anderm  der  Beschluss  hervor- 
ging, es  solle  die  Frage  wissenschafthch  geprüft  werden,  ob  es  über- 
haupt möglich  erscheint,  Weizenvorräte  in  Silomagazinen  länger  als 
ein  Jahr  gefahrlos  zu  lagern.  Zu  diesem  Zwecke  wurden  chemische 
Fachgelehrte  beigezogen,  welche  im  Laufe  des  Sommers  Bericht  er- 
statten sollten.  Inzwischen  wurde  auch  Oberst  C.  Weber  in  Luzern 
zur  Besichtigung  der  Silo-  und  Schüttespeicheranlagen  in  Mannheim, 
Ludwigshafen,  Frankfurt  a.  M.  und  Bockenheim  abgeordnet.  Nach 
Einsichtnahme  der  eingegangenen  Berichte  wurde  seitens  des  Mihtär- 
dep.  von  einer  weitem  Verfolgung  der  eventuellen  Erstellung  von  Silo- 
magazinen Umgang  genommen  und  die  Komm,  aufgehoben ;  das  Militär- 
dep.  ging  von  der  Ansicht  aus,  dass  zu  der  Operation  des  Ankaufes 
grösserer  Weizenvorräte  eine  vielköpfige  Kommission  eher  einen  Hemm- 
schuh bilden  dürfte. 

Als  sodann  im  Sept.  1892  die  Anschaffung  von  1000  Waggons 
Weizen  an  die  Hand  genommen  werden  sollte,  bezeichnete  das  Mihtär- 
dep.  abermals  eine  aus  drei  Mitghedern  bestehende  Ankaufskomm., 
welche  sich  ihrer  Aufgabe  in  einer  Weise  entledigte,  die  die  volle  Zu- 
stimmung des  Militärdep.  und  des  BR  erhielt.  Nachdem  diese  Dreier- 
kommission ihre  Anträge  eingebracht  hatte  und  dieselben  gutgeheissen 
worden  sind,  fiel  die  Ausführung  der  Ankaufsoperation  dem  Oberkriegs- 
kommissariate zu,  und  auch  diese  Kommission  wurde  aufgehoben. 

Im  Herbst  1893  hat  das  Militärdep.  neuerdings  eine  Spezial- 
kommission  aus  drei  Mitgliedern  ernannt,  mit  dem  Auftrage,  die  Weizen- 
und  Hafervorräte  des  Bundes  in  Bezug  auf  Qualität  und  Lagerfähigkeit 
zu  prüfen  und  gleichzeitig  über  den  Zustand  der  Magazine  Bericht  zu 
erstatten.  Diese  Fachkommission  hat  mit  Ende  Oktober  1893  ihre 
Mission  zum  Abschluss  gebracht. 

Derartige  Fachkommissionen  scheinen  dem  BR  dem  verfolgten 
Zwecke  besser  zu  entsprechen,  als  eine  ständige  Kommission,  welche 
bei  Spezialfragen  jeweilen  doch  durch  Sachverständige  ergänzt  werden 
müsste.  Das  Militärdep.  wird  daher  auch  fernerhin  fortfahren,  die  Bei- 
hilfe und  die  Ratscliläge  von  Spezialkommissionen  als  eine  wertvolle 
Unterstützung  zu  betrachten,  dagegen  jedoch  unentwegt  an  dem  Grund- 
satze festhalten,  es  stehe  der  letzte  Entscheid  und  die  Verantwortlich- 
keit ausschliesslich  dem  Departementsvorsteher  und  dem  BR  zu. 

B  1893  V  112. 
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190  a.  Der  Schweiz.  Apothekerverein  richtete  den  10.  März  1895 
an  das  eidg.  Dep.  des  Innern  das  Gesuch,  es  möchte  durch  Ernennung 
einer  permanenten  Pharmakopöekommission  mit  beschränkter  Mit- 
gliederzahl ein  Organ  geschaffen  werden,  das  die  Mitteilungen  über 
den  gesamten  Medikamentenschatz  aus  den  Fachkreisen  der  Chemie, 
Medizin,  Phai*macie  und  Veterinärheilkunde  entgegennimmt,  von 
Zeit  zu  Zeit  das  eingegangene  Material  sichtet  und  in  passender 
Form  zur  allgemeinen  Kenntnis  bringt.  Obschon  die  Nützlichkeit 
und  Wünschbarkeit  einer  solchen  Konrni.  nicht  bestlitten  werden 
konnte,  so  war  die  eidg.  Behörde  dennoch  nicht  in  der  Lage,  dem 
Gesuch  zu  entsprechen,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Medizinal- 
und  Apothekerwesen  Sache  der  Kantone  ist,  und  dem  Bunde  zur 
Zeit  die  gesetzliche  Kompetenz  mangelt,  eine  solche  Komm,  aufzu- 
stellen und  deren  Beschlüssen  Nachachtung  zu  verschaffen. 

B  1896  I  888,  1901  I  454. 

Im  Jahre  1902  wm'de  durch  den  BR  eine  Schweiz.  Pharma- 
kopöekomm.  eingesetzt  zum  Zwecke  der  Ausarbeitung  einer  neuen 
(IV.)  Ausgabe  der  Pharmacopoea  Helvetica;  unterm  17.  März  1902 
erliess  der  BR  ein  Regl.  für  diese  Kommission.  Die  Kantone  hatten 
vorgängig  ihre  Zustimmung  zu  diesem  Vorgehen  des  BR  gegeben  und 
erklärt,  dass  sie  die  auszuarbeitende  neue  Ausgabe  mit  deren  Er- 
scheinen als  offizielles  Arzneibuch  ihrer  Kantone  anerkennen  werden. 

Vgl.  A.  S.  n.  F.  XIX  65,  B  1901  IV  561-555,  1902  II  956. 

191.  Durch  BBeschl.  vom  27.  Jan.  1862  betr.  die  Reorganisation 
der  Linthverwaltung  wurden  die  bis  anhin  als  Linthpolizeikommission 
und  Linthschiflfahrtskommission  getrennt  bestandenen  Verwaltungen 
in  eine  einzige  Verwaltungsbehörde  unter  dem  Titel  Linthkommission 
verschmolzen.  Diese  besteht  mit  sechsjähriger  Amtsdauer  aus  fünf 
Mitgliedern,  von  denen  eines  durch  den  BR,  die  übrigen  vier  durch 
die  Regierungen  der  beteiligten  Kantone  (Zürich,  Schwyz,  Glarus 
und  St.  Gallen)  bezeichnet  werden,    und  deren  Präsident  vom  BR 

ernannt  wird,  A.  S.  VII  119. 

Vgl.  Off.  Slg.  I  320,  II  41,  Inhaltsverzeichnis  p.  Xu;  A.  S.  IX  208,  n.  F. 
VI  497;  Regl.  über  die  Geschäftsord.  der  Linthkomm.,  A.  S.  n.  F.  III 232. 

192.  Durch  den  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Oester- 
reich-Ungarn  über  die  Regulierung  des  Rheines  von  der  lUmündung 
stromabwärts  bis  zur  Ausmündung  desselben  in  den  Bodensee 
vom  30.  Dez.  1892,  Art.  9,  A.  S.  n.  F.  XIII  566,  wurde  die  Aus- 
führung  des  gemeinsamen  Werkes  der  Rheinregulierung  und   die 
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Leitung  aller  damit  in  einem  innern  Zusammenhang  stehenden  An- 
gelegenheiten einer  aus  vier  Mitgliedern  und  vier  Ersatzmännern 
bestehenden  internationalen  Rheinregulierungs-Kommission  Überant- 
wortet, der  die  Überwachung  und  Verwaltung  des  gemeinsamen 
Unternehmens  in  technischer,  administrativer  und  finanzieller  Hin- 
sicht obliegt.  Vgl.  B  18&4  I  327. 

V.    Die  von  der  Eidgenossenschaft  BubTentionierleD  Berufs* 
sehretürlate. 

193.  1.  Den  16.  Dez.  1876  hatte  Nationalrat  A.  Escher  fol- 
gende Motion  gestellt: 

Der  6R  wird  eingeladen,  die  Frage:  ob  nicht  dem  Handels- 
und Zolldep.  ein  aus  Fachmännern  bestehendes  ständiges  Kollegium 
für  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  und  dem  Dep.  des  Innern  ein 
solches  für  Land-  und  Forstwirtschaft  beizugeben  sei,  in  der  Meinung, 
dass  diese  Kollegien  die  Befugnisse  erhalten  sollen,  den  betreffen- 
den Departementen  innerhalb  der  bezeichneten  Gebiete  sowohl  von 
sich  aus  die  ihnen  durch  die  Verhältnisse  als  geboten  erscheinenden 
Vorschläge  zu  machen,  als  auch  ihr  Gutachten  über  alle  ein- 
schlägigen Angelegenheiten,  welche  eine  besondere  Wichtigkeit 
haben,  abzugeben,  einer  eingehenden  Prüfung  zu  unterziehen  und 
der  BVers,  sachbezüglichen  Ber,  und  Antrag  zu  hinterbringen. 
Der  NR  lehnte  es  mit  Beschl.  vom  22.  Juni  1877  ab,  diese 
Motion  erheblich  zu  erklären. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  März  1877,  Nr.  88,  Juni  1877,  Nr.  32. 

Und  die  BVers.  billigte  die  Auffassung  des  BR,  als  dieser  in 

seiner  Botsch.  vom  20,  Nov.  1883   über  die  gewerbliche  EnquSt« 

die   Errichtung   einer   Schweiz.  Handels-  und  Gewerbekammer   aus 

folgenden  Erwägungen  für  verfassungswidrig  erklärte : 

Es  sind  Art.  95  und  104  der  BV  in  Betracht  zu  ziehen,  welche 
dem  BR  die  oberste  Exekutive  erteilen  und  die  Befugnis  geben,  für 
besondere  Geschäfte  Sachkundige  beizuziehen.  Welches  wäre  nun  die 
Stellung  offizieller  Kammern,  wie  sie  in  Anregung  gebracht  werden, 
zum  BR?  Koordinieren  dürfte  man  sie  ihm  offenbar  nicht,  da  die  Verf. 
nur  eine  oberste  Exekutive  duldet,  aber  auch  die  Subordinierung  per- 
manenter, wenn  auch  bloss  konsultativer  Organe  ist  dem  Sinne  des 
Art.  I(t4  nicht  entsprechend. 

B  1883  IV  584,  1884  I  463;  oben  S.  571,  Anm.  1;  Erste  Auflage  I,  Nr.  US. 

Gewissermassen    als  Ersatz   einer   amtlichen  Handelskammer 

betrachtete  man   den   Schweiz.  Handels-  und  Industrieverein,   und 

die  BVers.  bewilligte  daher  gemäss  dem  Antrag  des  BR  dem  Vor- 
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ort  dieses  Vereines,  insbesondere  für  sein  ständiges  Sekretariat, 
auf  dem  Budgetwege  für  das  Jahr  1883  eine  Subvention  von 
Fr.  10,000  (B  1882  IV  191,  vgl.  B  1878  IV  217,  1880  IV  374); 
diese  Subvention,  seither  jähi'lich  erneuert,  wurde  im  Jahr  1894 
auf  Fr.  15,000,  B  1893  IV  581,  im  Jahr  1899  auf  Fr.  20,000  erhöht, 
B  1898  IV  858,  1899  V  366. 

In  der  Budgetbotsch.  für  das  Jahr  1894  bemerkt  der  BR  an- 
lässlich  der  Erhöhung  der  Subvention  von  Fr.  10,000  auf  15,000: 

Der  Schweiz.  Handels-  und  Industrieverein  und  dessen  Tätigkeit 

haben  sich  im  letzten  Dezennium  bedeutend  entwickelt;  dieser  Verein 

ist  in  allen  Handels-,  Industrie-  und  Zollangelegenheiten   ein  äusserst 

wertvolles   Beratungsorgan  der  verschiedenen   Departemente    des   BR 

geworden  und   erfüllt   bei  uns  die  gleichen  Aufgaben,    wie  in  andern 

Staaten  die  kostspieligen  offiziellen  Handelskammern,  Handelsräte u. s.w., 

jedoch  mit  ungleich  geringerem  Kostenaufwand  uud  ohne  die  sonstigen 

Fehler  dieser  mehr  bureaukratischen  Institutionen  an  sich   zu   tragen. 

B  1893  IV  582 '). 

2.  Auf  Anfrage  des  Schweiz.  Gewerbevereins  im  Jahre  1884, 
ob  er,  wie  der  Schweiz.  Handels-  und  Industrie  verein,  Anspruch 
auf  einen  Beitrag  des  Bundes  an  seine  Kosten  erheben  könne, 
wurde  geantwortet,  dass  kein  Grund  bestehe,  jenen  ungünstiger 
zu  behandeln  als  diesen  Verein,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  der  Art 
organisiere,  dass  er  den  Departementen  des  BR  auf  volkswirtschaft- 
lichem Gebiete  Dienste  leisten  könne  wie  der  Handels-  und  Industrie- 
verein, B  1884  IV  128.  Nachdem  dies  durch  Statutenrevision  und 
Kreierung  eines  ständigen  Sekretariates  geschehen  ist,  erhält  der 
Schweiz.  Gewerbeverein  eine  jährliche  Bundessubvention,  erstmals 
1886  im  Betrage  von  Fr.  10,000,  B  1885  IV  128,  1886  I  262,  II 
474,  m  343,  erhöht  seit  dem  Jahr  1896  auf  Fr.  15,000,  B  1895  IV 
343,  seit  1898  auf  Fr.  20,000,  «um  es  dem  Verein  zu  ermöglichen, 
seine  verdienstliche  und  das  Handwerk  und  Kleingewerbe  fördernde 
Tätigkeit  fortzusetzen»,  B  1897  IV  913,  1900  IV  483,  1902  V  294. 

3.")  In  einer  vom  28.  Aug.  1886  datierten  Eingabe  des  Central- 
komites    des   Schweiz.    Grütlivereins    an    die   BBehörde    fand    die 


')  Subventionen  aus  dem  Kredit  für  Handels-  und  Verkehrswesen,  der 
gegenwärtig  Fr.  60,000  beträgt,  B  1902  V  292,  erhalten  ausser  dem  Schweiz. 
Handels-  und  Industriewesen :  die  Soci^tö  intercantonale  des  industries  du  Jura 
(Fr.  3000)  und  das  ständige  Sekretariat  des  Centralkomites  des  Schweiz,  kauf- 
männischen Vereins  (Fr.  4000—5000),  B  1893  IV  582,  1895  IV  356. 

*)  Vgl.  H.  Greulich  in  Reichesberg,  Handwörterbuch  der  Schweiz. 
Volkswirtschaft  1902,  I  S.  90-95;  Morf  ebendaselbst  S.  150—155. 
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Gründung  eines  ständigen  Schweiz.  Arbeitersekretariates  Ausdruck, 
verbunden  mit  dem  Wunsche  der  finanziellen  Unterstützung  des- 
selben durch  den  Bund.  Das  Arbeitersekretariat  wurde  im 
Frühjahr  1887  auf  der  allgemeinen  Schweiz.  Arbeiter-Delegierten- 
versammlung durch  Annahme  des  Statuts  des  Schweiz.  Arbeiter- 
bundes gegründet.  Der  Arbeitersekretär  hat  einerseits  die  ihm 
durch  den  Bundesvorstand  und  den  leitenden  Ausschuss  des  Schweiz. 
Arbeiterbundes  übertragenen  Aufgaben,  andererseits  die  an  ihn 
vom  zuständigen  eidg.  Departement  gerichteten  Aufträge  zu  erfüllen, 
B  1887  I  392,  1888  II  30.  Für  das  Jahr  1887  wurde  für  das 
Schweiz.  Arbeitersekretariat  von  der  BVers.  ein  Bundesbeitrag  von 
Fr.  5000,  für  das  Jahr  1888  ein  solcher  von  Fr.  10,000  bewilligt; 
derselbe  wurde  1891  auf  Fr.  20,000  erhöht,  B  1890  IV  990,  1891 
II  226,  im  Jahre  1896  auf  Fr.  25,000,  B  1895  IV  344.  Das  schon 
wiederholt  gestellte  Begehren  des  leitenden  Aasschusses  des  Schweiz. 
Arbeiterbundes  um  Bewilligung  eines  Bundesbeitrages  von  Fr.  30,000 
haben  die  eidg.  Räte  entsprechend  dem  Antrag  des  BR  abschlägig 
beschieden,  B  1895  IV  344,  1898  IV  860,  1900  IV  483.  Im  Jahre 
1887  w^ar  dem  Arbeitersekretariat  als  Aufgabe  vorgezeichnet  worden 
das  Studium  der  Schweiz.  Arbeiterverhältnisse  nach  allen  ihren  Rich- 
tungen, Vollziehung  aller  von  der  BBehörde  erteilten  diesbezüg- 
lichen Aufträge,  Vornahme  der  nötigen  Enqueten,  Lohnstatistik, 
Versicherungswesen  u.  s.  w.,  ein  streng  auf  wirtschaftliche  Auf- 
gaben beschränktes  Arbeitsgebiet,  unter  vollständiger  Beiseitelegung 
politischer  und  Vereinsverwaltungsfragen.  Wurde  in  dem  die  Er- 
höhung des  Bundesbeitrages  begründenden  Gesuch  des  Verbandes 
namentlich  auf  die  Notwendigkeit  einer  Vermehrung  der  Arbeits- 
kräfte des  Sekretariates  hingewiesen,  so  betonte  der  BR,  das  Ge- 
such ablehnend,  dass  man  sich  nicht  verhehlen  könne,  dass  die 
Tätigkeit  des  Sekretariates  einen  etwas  andern  Charakter  ange- 
nommen habe  als  bei  der  erstmaligen  Zuerkennung  der  finanziellen 
Bundesunterstützung  vorausgesetzt  wurde,  und  dass,  bei  einer  Be- 
schränkung des  Sekretariates  auf  das  ihm  zuerst  angewiesene 
Arbeitsfeld,  es  mit  dem  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Personal 
(5  Angestellte)  auszukommen  vermöge,  B  1887  I  392,  1898  IV  861 ; 
vgl.  B  1895  IV  344,  1897  I  855,  1899  I  718.  >) 


')  Vgl.  Interpellation  Steiger  und  Mitunterzeichner  vom  10.  April  1894 
des  Inhalts:  Die  Unterzeichneten  ersuchen  den  BR  um  Auskunft  über  die 
Verhältnisse  des   Schweiz.  Arbeitersekretariats,   insb.  über   folgende  Fragen: 
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4.*)  Seit  dem  Jahre  1898  wird  endlich  dem  Schweiz.  Bauern- 
verband  für  sein  standiges  Sekretariat  eine  Bundessubvention  im 
Betrage  von  Fr.  18,000  bewilligt.  Als  Zweck  und  Aufgabe  des 
Bauemsekretariates  (Landwirtschaftssekretariat)  wird  in  der  das  Sub- 
ventionsgesuch begründenden  Eingabe  der  konstituierenden  Ver- 
sammlung des  Schweiz.  Bauernverbandes  an  die  BBehörde  aus  dem 
Jahre  1897  bezeichnet:  Materialien  zu  sammeln  und  die  Vorstudien 
zu  machen,  welche  zu  einer  wirksamen  Vertretung  der  bäuerlichen 
Interessen  in  dem  jeweilen  gegebenen  Momente  notwendig  sind, 
wobei  das  Sekretariat,  ähnhch  dem  des  Arbeiterbundes,  jederzeit 
auch  zur  Verfügung  des  BR  steht,  so  oft  dieser  von  ihm  statistische 
Erhebungen  und  Studien  verlangen  wird,  B  1897  IV  923.  Bei  der 
erstmaligen  Bewilligung  des  Kredites  im  Budget  für  das  Jahr  1898 
wurde  von  der  BVers.  verlangt: 

1.  dass  die  gegenwärtige  Organisation  des  Bauernverbandes  so 
abgeändert  werde,  dass  darin  alle  Landesteile  und  Interessengruppen 
möglichst  ihrer  Bedeutung  entsprechend  Vertretung  finden  können; 

2.  dass  das  Personal  des  Sekretariates  stets  aus  Schweizerbürgern 
bestehen  soll,  und  dass  bei  dessen  Wahl  auf  die  drei  Nationalsprachen 
Rücksicht  genommen  werde; 

3.  dass  die  Statuten  und  das  Programm  der  neuen  Gesellschaft  ge- 
mäss Art.  14  Ziflf.  2  des  BG  über  die  Förderung  der  Landwirtschaft  dem 
BR  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten  seien; 

4.  dass  die  bestehenden  landwirtschaftlichen  Vereine  ihre  volle 
Unabhängigkeit  und  ihren  direkten  Verkehr  mit  dem  eidg.  Landwirt- 
schaftsdep.  beibehalten  und  die  Beiträge  des  Bundes  ihnen  auch  ferner- 
hin direkt  ausbezahlt  werden  sollen.  B  1897  IV  1427,  1900  IV  494. 

1.  welches  ist  die  Aufgabe,  für  die  der  Bund  das  Schweiz.  Arbeitersekretariat 
besoldet,  und  was  hat  dasselbe  in  dieser  Hinsicht  seit  seiner  Errichtung  ge- 
leistet? 2.  Ist  der  BR  damit  einverstanden,  dass  der  Arbeitersekretär  einen 
grossen  Teil  seiner  Zeit  und  Tätigkeit  zur  politischen  Agitation  verwendet? 
Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1894,  IV  S.  25—36  (Sitzung  des  NR  vom 
18.  Juni  1894).  Dr.  Hans  Müller,  Die  Leistungen  des  schweizerischen  Ar- 
beitersekretariats, Basel  1894.  —  Im  Hinblick  auf  das  Verhalten  des  Adjunkten 
des  Arbeitersekretariates,  Sigg,  anlässlich  des  Simplonstreiks  und  des  General- 
streiks in  Genf  (Dez.  1902)  wurde  der  Vorstand  des  Schweiz.  Arbeiterbundes 
vom  BR  am  1.  Dez.  1902  aufgefordert,  die  statutarischen  und  reglementarischen 
Bestimmungen  über  das  Schweiz.  Arbeitersekretariat  zu  revidieren.  Eine 
Streichung  oder  Reduktion  des  Subventionsbeitrages  von  Fr.  25,000  wurde 
bei  der  Budgetberatung  der  BVers.  für  das  Jahr  1903  nicht  vorgenommen, 
immerhin  nahm  die  BVers.  von  der  erwähnten  Aufforderung  des  BR  in  ge- 
nehmigendem Sinne  Vermerk,  B  1902  V  953;  vgl.  auch  Schweiz.  Blätter  für 
Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  1902,  X,  S.  772. 

')  Vgl.  E.  Laur  in  Reichesberg,  Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volks« 
Wirtschaft  1902,  I  S.  463—467. 
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194.  Durch  BBeschl.  vom  5.  Juli  1876  wurde  der  BR  ein- 
geladen, zu  untersuchen,  ob  in  der  Anwendung  von  Art.  86  Ziff.  4 
und  11  der  BV  die  Aufstellung  eines  eidg.  Rechnungshofes  zu  be- 
schliessen  und  im  bejahenden  Falle,  welche  Befugnisse  und  Ver- 
richtungen demselben  zu  übertragen  seien. 

Postl.Slg.  D.  F.  91,  A.  S.  n.  F.  II  383. 

In  der  Budget-Botsch.  für  das  Jahr  1877  betont  der  BR,  in- 
dem er  gleichzeitig  zum  Zwecke  genauer  Kontrollierung  der  Aus- 
gabekredite vor  der  Auszahlung  durch  die  BEasse  und  behufs  letzt- 
instanzlicher Revision  der  Rechnungen  ein  besonderes  Kontroll- 
bureau kreierte,  folgendes: 

Die  Ausdehnung,  welche  das  Finanzverwaltungs-  und  Kon  troll- 
wesen  genommen  hat,  nötigt  uns,  in  diesem  Administrationszweige 
eine  Änderung  vorzunehmen  und  Verwaltung  und  Kontrolle,  welche 
bisher  vereinigt  unter  der  Leitung  des  Departementssekretärs  standen, 
voneinander  zu  trennen  und  sie  voneinander  unabhängig  zu  machen. 
Wir  glauben  in  dieser  Richtung  auch  den  Intentionen  der  BVers.  ent- 
gegenzukommen, welche,  indem  sie  den  BR  durch  ein  Postulat  vom 
Ö.  Juli  1876  zur  Begutachtung  der  Frage  über  Errichtung  eines  Rech 
nungshofes  beauftras^te,  die  Absicht  kundgab,  das  Kontrollwesen  des 
Bundes  in  einer  Weise  zu  organisieren,  welche  dem  heutigen  Umfang 
der  Verwaltung  entspricht.  In  Gründung  eines  von  der  übrigen  Finanz- 
verwaltung völlig  unabhängigen  Kontrollbureaus,  welches  seine  Funk- 
tionen mit  künftigem  Jahr  beginnen  soll,  wird  der  Frage  über  Auf- 
stellung eines  Rechnungshofes  nicht  vorgegriffen.  Wenn  auch  dieses 
Institut,  worüber  sich  der  BR  nähere  Berichterstattung  vorbehält,  zu- 
stande kommt,  so  müsste  gleichwohl  noch  ein  Kontrollbureau  dem 
Finanzdepartement  zugeteilt  bleiben,  um  die  administrative  Rechnungs- 
revision zu  besorgen,  die  dem  BR  unentbehrlich  erscheint. 

B  1876  IV  481. 

Infolge  dieser  Unabhängigmachung  der  Kontrolle  von  der 
Verwaltung  wurde  das  Regl.  über  die  Organisation  der  Finanz- 
verwaltung vom  31.  Dez.  1861,  A.  S.  VII  91,  ersetzt  durch  das 
Regl.  über  die  Organisation  der  Finanzverwaltung  und  die  Einrichtung 
und  Führung  des  eidg.  Kassen-  und  Rechnungswesens  vom  19.  Febr. 
1877*),  das  den  Geschäftskreis  des  Kontrollbureaus  wie  folgt  fest- 
stellte : 


*)  Das  Reglement  von  1877  (A.  S.  n.  F.  III  24),  jetzt  noch  in  Kraft, 
wurde  ergänzt  und  abgeändert  durch  Beschl.  des  BR  vom  24.  April  1877 
vom  19.  Mai  18.S(i,  vom  17.  Jan.  189.3  mul  vom  9.  .Tuni  1<K)2,  A.  S.  ii.  F.  III  87. 
IX  37,  XIII  2m  XIX  97. 
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Art.  16.    In  den  Geschäftskreis  des  Kontrollbureaus  fällt: 

a.  Das  Sekretariat  des  Finanzdepartements,  soweit  es  die  Finanz- 
kontrolle betriflft; 

b.  die  tägliche  Verifikation  der  Eintragungen  in  das  Kassabuch  der 
Staatskasse  und  die  Behändigung  der  darauf  bezüglichen  Mandate; 

c.  die  Kontrollierung  der  Kredite  auf  Grund  der  von  den  Departe- 
menten und  der  Bundeskanzlei  aufgestellten  Zahlungsmandate; 

d.  die  Prüfung  sämtlicher  Monats-  und  Jahresrechnungen; 

e.  die  zeitweilige  Zählung  der  Titel,  Wertschriften  und  Kautionen 
aller  Art.  —  Die  Zählung  wird  vom  Vorstand  des  Finanzdeparte- 
ments angeordnet; 

/.  die  zeitweilige  Inspektion  der  Bundeskasse,  sämtlicher  eidg.  Haupt- 
zoll- und  Kreispostkassen,  sowie  der  Kassen  der  Pulververwaltung 
und  der  übrigen  im  Art.  3  hiervor  genannten  Anstalten.  —  Die 
Inspektion  wird  vom  Vorstand  des  Finanzdepartements  angeordnet; 

g,  die  zeitweilige  Verifikation  der  der  BVerwaltung  angehörenden 
Inventarbestände  im  Einverständnis  mit  den  betreflfenden  Departe- 
menten. 

Über  die  nach  Vorschrift  von  litt,  e,  f  und  g  vorzunehmenden 
Verifikationen  ist  jeweilen  ein  Verbal  anzufertigen  imd  von  den 
Verifikatoren  zu  unterzeichnen. 

Art.  19.  Die  Prüfung  der  Monatsrechnungen  erstreckt  sich  nicht 
bloss  auf  den  arithmetischen,  sondern  auch  auf  den  materiellen 
Teil  derselben.  A.  S.  n.  F.  TU  27. 

Den  23.  Juni  1877  beschloss  sodann  die  BVers.  anlässlich  der 
Genehmigung  der  Staatsrechnung  von  1876: 

In  Gewärtigung  der  in  Aussicht  gestellten  Vorlagen  über  die 
am  5.  Juli  1876  erheblich  erklärte  Motion  betr.  die  Errichtung 
eines  eidg.  Rechnungshofes  ist  der  BR  eingeladen,  in  Erwägung 
zu  ziehen,  ob  nicht  die  Kompetenzen  des  von  ihm  als  Abteilung 
des  Finanzdepartements  eingerichteten  Kontrollbureaus  in  dem 
Sinne  zu  erweitem  seien,  dass  diese  Kontrolle  sich  über  alle  Ver- 
waltungen des  Bundes  erstrecke. 

Postl-Slg.  n.  F.  127,  A.  S.  n.  F.  UI 115. 

Anlässlich  der  Debatten  betr.  die  Herstellung  des  finanziellen 
Gleichgewichtes  im  Jahre  1878  wurde  die  Frage  eines  eidg.  Rechnungs- 
hofes neuerdings  in  der  BVers.  erörtert. 

Der  NR  verlangte  zunächst,  dass  die  Frage  der  Aufstellung 
eines  Rechnungshofes  mit  tunlichster  Beförderung  erledigt  werde; 
der  StR  stimmte  jedoch  diesem  Begehren  nicht  zu,  weil  in  der 
Institution  des  Rechnungshofes  eine  Komplizierung  des  Staatshaus- 
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haltes  und  eine  Verminderung  der  Verantwortlichkeit  der  Beamten 
erblickt  werden  müsse.  Hierauf  Hess  der  NR  sein  Begehren  fallen ; 
vgl.  B  1878  I  58,  106;  1881  III  15. 

Dem  Antrag  des  BR  entsprechend,  den  dieser  in  Verbindung 
mit  dem  Entw.  eines  B6    betr.  Errichtung   eines    Kontrollbureaus 
bei  dem  eidg.  Finanzdep.  den  30.  Mai  1881  stellte,  sah  die  BVers. 
davon  ab,  ihrem  Beschl.  vom  5.  Juli  1876  weitere  Folge  zu  geben 
(B  1881  III  14);   vorab  wies  sie  aber,  den  25.  Juni  1881,  den  ge- 
nannten Ges.- Entw.  an  den  BR  zurück  mit  dem  Auftrag,  über  die 
Organisation    des    gesamten   Finanzdep.    und   über    die    betr.   Ge- 
setzesbestimmungen  bis   zur  nächsten  Session  Bericht  und  Antrag 
vorzulegen ;  inzwischen  ermächtigte  sie  den  BR,  im  Sinne  der  zurück- 
gewiesenen Vorlage  das  Erforderliche  anzuordnen,  dass  die  Trennung 
des  Finanz-  und  Kontrollbureaus   in  Betreff  des  Personellen   voll- 
ständig durchgeführt  werde,  PostL-Slg.  n.  F.  240;  Übers.  Verh.  der 
BVers.  Juni  1881,  Nr.  17.  Auf  Grund  des  Ges.- Entw.  des  BR  vom 
29.  Nov.  1881    (B    1881   IV   499)  erliess   hierauf  die  BVers.,    den 
11.  Dez.  1882,  das  BG  betr.  die  Reorganisation  des  Finanzdep.,  die 
Besoldungen   und   Kautionen    seiner    Beamten    und   Angestellten, 
dessen  Art.  l,   unter  Ablehnung  eines  Rechnungshofes,    bestimmt: 
Zum  Zwecke  der  Kontrollierung  der  gesamten  Finanzverwaltung 
des  Bun(|es  wird  als  besondere  Abteilung  des  Finanzdep.  ein  Kon- 
trollbureau errichtet,  bestehend  aus  einem  Chef  nebst  der  nötigen 
Anzahl   von   Revisoren    und    Revisionsgehilfen.     Die   nähern   Be- 
stimmungen hierüber  erlässt  der  BR.  A.  S.  n.  F.  VII  59. 
Den  Antrag  auf  Ablehnung  der  Errichtung  eines  eidg.  Rech- 
nungshofes begründete  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  30.  Mai  1881 
und  wörtlich  gleich   in  derjenigen  vom  29.  Nov.  desselben  Jahres: 
Wenn  die  Natur,  die  Einrichtung  und  der  Geschäftsbereich  der 
Rechnungshöfe,  wie  sich  dieselben  in  deir  einzelnen  Staaten  entwickelt 
haben,  ins  Auge  gefasst  wird,  so  weisen  sie  im  wesentlichen  folgende 
Hauptattribute  auf: 

1.  Sie  prüfen  als  Revisionsbehörde  die  Rechnungen  der  rechnungs- 
Pflichtigen  Verwaltungsstellen  und  stellen  das  Ergebnis  in  Soll 
und  Haben  gegenüber  dem  Fiskus  fest. 

2.  Sie  entscheiden  als  Gerichtsbehörde  zwischen  den  Rechnungs- 
gebern und  dem  Fiskus  über  streitige  Rechnungsverhältnisse. 

3.  Sie  erkennen  als  Aufsicht«-  und  Disziplinarbehörde  Ordnungs- 
strafen gegen  fehlbare  Rechnungsbeamte. 

4.  Sie  visieren  als  Kontrollbehörde  die  Zahlungsau  Weisungen  der 
Regierungsbehörden  auf  den  Staatsschatz. 
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Die  BV  enthält  ihrerseits  in  Bezug  auf  das  Rechnungswesen  des 
Bundes  folgende  Bestimmungen: 

In  Art.  85  Ziff.  10  ist  die  Abnahme  der  Staatsrechnung  und  in 
Ziff.  11  die  Oberaufsicht  über  die  eidg.  Verwaltung  unmittelbar  der 
BVers.  übertragen.  Für  Prüfung  der  allgemeinen  und  Spezialrechnungen 
und  der  Geschäftsberichte  sind  durch  Reglement  in  beiden  Räten  be- 
sondere Kommissionen  aufgestellt. 

Nach  Art.  102  Ziff.  14  sorgt  der  BR  für  die  Verwaltung  der  Fi- 
nanzen des  Bundes,  für  Voranschlag  und  Rechnungsstellung. 

Nach  Art.  102  Ziff.  15  hat  der  BR  die  Aufsicht  über  die  Geschäfts- 
führung aller  Beamten  und  Angestellten  der  eidg.  Verwaltung. 

Nach  Art.  102  Ziff.  16  erstattet  der  BR  jährlich  Rechenschaft  über 
seine  Verrichtungen. 

Vergleicht  man  die  Verfassungsverhältnisse  auswärtiger  Staaten 
mit  den  schweizerischen,  so  ist  vorerst  darauf  hinzuweisen,  dass  in  den- 
jenigen Staaten,  welche  einen  Rechnungshof  als  konstitutionelle  oder 
gesetzliche  Institution  besitzen,  die  Parlamente  die  Prüfung  des  öffent- 
lichen Rechnungswesens  im  eigentlichen  Sinne  nicht  selbst  besorgen, 
und  dass  dort  somit  die  Institution  eines  Rechnungshofes  als  Revisions- 
behörde (Ziff.  1  der  oben  erwähnten  Attribute)  die  in  der  Schweiz  ver- 
fassungsmässig eingeführte  Rechnungsprüfung  durch  die  BVers.  selbst 
naturgemäss  zu  vertreten  hat. 

Die  Aufstellung  eines  Rechnungshofes  als  Gerichtshof  für  streitige 
Rechnungsverhältnisse  zwischen  Rechnungsbeamten  und  dem  Fiskus 
Attribut  2)  erscheint  mit  Rücksicht  auf  Art.  58  der  BV,  welcher  die 
Einführung  von  Ausnahmegerichten  ausschliesst,  unzulässig.^) 

Die  Aufsichtsbefugnisse  (Attribut  3)  über  die  Rechnungsbeamten 
sind  in  der  Schweiz  durch  BV  Art.  102  Ziff.  14  und  15  dem  BR  über- 
tragen,  und  die  sich  hieraus  ergebenden  Disziplinarkompetenzen  finden 
sich  durch  das  BG  vom  9.  Dez.  1850  über  die  Verantwortlichkeit  der 
eidg.  Behörden  und  Beamten  (A.  S.  II  149)  geregelt. 

Was  endlich  die  Visierung  der  Zahlungsmandate  auf  die  Staats- 
kasse durch  einen  besondern  Rechnungshof  als  Kontrollbehörde  betrifft, 
so  lässt  sich  an  und  für  sich  gegen  die  Logik  einer  solchen  Einrichtung 
kaum  etwas  einwenden,  indem  die  Ausfolgung  von  öffentlichen  Geldern 
derjenigen  Behörde  (resp.  einer  von  ihr  aufgestellten  Beamtung)  vor- 
behalten bleiben  kann,  welche  das  Budget  bewilligt.  Andrerseits  aber 
ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  BV  diese  Konsequenz  nicht  gezogen 
wissen  will,  indem  sie  vermöge  Art.  102  Ziff.  14  die  Sorge  für  die 
Finanzverwaltung  ausschliesslich  dem  BR  und  die  Abnahme  der  Staats- 
rechnung, wozu  auch  die  Prüfung  der  Budgetmässigkeit  der  Geldbezüge 


*)  Ein  kaum  beweiski'äftiges  Argument. 
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und  GeldverwenduDgen  gehört,  direkt  der  BVers.  überweist.  Die  orga- 
nischen Gesetze  solcher  Staaten,  wie  z.  B.  Belgiens,  welche  die  Visierung 
der  Zahlungsmandate  dem  Rechnungshofe  zuweisen,  schreiben  jedoch 
vor,  dass  im  Konfliktsfall  zwischen  Regierung  und  Rechnungshof  letz- 
terer die  Vigierung  unter  Vorbehalt  zu  bewilligen  hat,  falls  die  Reg.  die 
Verantwortlichkeit  übernimmt. 

In  let55term  Falle  befindet  sich  auch  der  BR,  welcher  durch  un- 
vorhergesehene Umstände  veranlasste  Geldverwendungen  bewilligt,  die 
im  ordentlichen  Budget  nicht  vorgesehen  sind,  und  für  welche  er  bei 
der  BVers.  um  eine  nachträgliche  Krediterteilung,  somit  um  Indemnität, 
einkommt. 

Der  Rechnungshof  erscheint  in  den  Staaten,  die  ihn  eingeführt 
haben,  als  eine  amtliche  Organisation,  welche  aus  Gründen  nicht  zu 
verkennender  Zweckmässigkeit  für  die  Verhältnisse  grösserer  Staats- 
wesen Befugnisse  sehr  gemischter  Natur  in  sich  vereinigt,  Befugnisse, 
welche  dem  Bereiche  teils  der  parlamentarischen,  teils  der  richterlichen, 
teils  der  administrativen  Kompetenzen  entnommen  sind  und  zusammen 
ein  Ganzes  bilden,  das  nur  mit  Änderung  der  BV,  als  Grundlage  eines 
Amtes,  in  unsere  Institutionen  eingefügt  werden  könnte. 

B  1881  in  15,  IV  500. 

Mit  Beginn  der  Neunziger  Jahre  ist  die  Frage  der  Errichtung 
eines  eidg.  Rechnungshofes  oder  einer  eidg.  Rechnungskammer  von 
neuem  aufgetaucht.  Die  erste  Anregung  findet  .sich  in  den  Notizen 
der  Komm,  des  NR  für  Prüfung  der  Staatsrechnung  des  Jahres  1889 
zu  Händen  des  eidg.  Finanzdep.  (Voi^sitzender :  Geilinger),  wo  es 
u.  a.  heisst: 

Das  Rechnungswesen  hat  einen  Umfang  erreicht,  der  die  Frage 
nahe  legt,  ob  nicht  auch  eine  von  der  Verwaltung  unabhängige  Finanz- 
kontrolle einzuführen  sei  und  ständige  Organe  zur  Mitwirkung  bei  der 
Aufsicht  durch  die  BVers.  bestellt  werden  sollen. 

Diesem  Wunsche  wurde  im  Ber.  der  Komm,  des  NR  (Vor- 
sitzender: Lachenal)  vom  13.  Mai  1892  über  die  Geschäftsführung 
des  BR  im  Jahre  1891  weiterer  Ausdruck  gegeben,  immerhin  unter 
Hinweis  darauf,  dass  eine  Reform  in  der  Finanzkontrolle  im  Sinne 
der  Einführung  eines  von  der  Verwaltung  unabhängigen  Organs 
6ine   Änderung   oder   Ergänzung   der   Bestimmungen    der    BV    in 

Art.  85,   Ziff.  10,   und  Art.  102,   Ziff.  14  und  15,   bedingen  würde. 

B  1892  m  196. 

Im  Jahre  1894  wurde  bei  Behandlung  der  eidg.  Staatsrechnung 

des  Jahres  1893  die  Schaffung  eines  eidg.  Rechnungshofes  im  NR 

wieder  in  Diskussion  gezogen  (Präsident  der  Komm.:  alt  Bundesrat 
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Hammer),  diesmal  unter  Betonung  der  geänderten  Verhältnisse  in- 
folge des  zunehmenden  Bundesbudgets  seit  der  Beschlussfassung 
im  Juni  und  Dez.  1882. 

Die  Anregungen  und  Wünsche  nahmen  greifbare  Gestalt  an, 
als  die  BVers.,  in  Verbindung  mit  der  Erledigung  der  sog.  Ver- 
waltungsreform, unterm  28.  Juni  1895  dem  BR  die  Frage  der  Er- 
richtung einer  eidg.  Rechnungskammer  zur  Prüfung  und  Bericht- 
erstattung zuwies. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1895,   Nr.  5;   Stenogr.  Bulletin  der 
BVers.  1895,  V  S.  138,  140;  vgl.  oben  S.  515,  536  Ziff.  7. 

Den  10.  Dez.  1900  beantragte  der  BR,  dem  Postulat  vom 
28.  Juni  1895  keine  Folge  zu  geben,  unter  Hinweis  auf  den  Entw. 
eines  neuen  Regulativs  für  die  eidg.  Finanzkontrolle  (vgl.  B  1897 
I  281)  und  u.  a.  mit  folgender  Begründung: 

Wenn  der  BR  seit  dem  Erlass  des  Regl.  über  die  Organisation 
der  Finanzverwaltung  vom  19.  Febr.  1877  keine  eigentliche  Revision 
der  Kompetenzen  der  Finanzkontrolle  vorgenommen  hat,  zu  der  er  nach 
Art,  1  des  Ges.  vom  11.  Dez.  1882  berechtigt  gewesen  wäre,  so  ist 
gleichwohl  diese  Kontrolle  durch  Verfügungen  des  Finanzdep.  und  durch 
Beschlüsse  des  BR  fortwährend  verbessert  und  dem  vermehrten  Bundes- 
budget angepasst  worden.  Insbesondere  in  das  abgelaufene  Jahrzehnt 
fallen  eine  ganze  Reihe  von  Erlassen  zur  Verschärfung  der  Kontrolle 
im  allgemeinen  und  im  speziellen,  wie  z.  B.  betreffs  der  Überwachung 
der  Budgetkredite,  der  Kassen-  und  Inventarrevisionen  und  des  Geschäfts- 
gebahrens  in  den  verschiedenen  Verwaltungszweigen  des  Bundes,  welche 
Rechnung  zu  stellen  haben,  so  dass  die  gegenwärtige  Kontrolle  der 
1  eidg.  Finanzverwaltung  —  ausgenommen  die  Kontrollierung  der  direkt 

dem  Finanzdep.  unterstellten  Geschäftszweige  und  die  Visakontrolle  — 
von  denjenigen  anderer  Staaten  sich,  der  Schweiz.  Verf.- Verhältnisse 
wegen,  nur  in  der  Form,  nicht  aber  im  Zweck  unterscheidet. 

I  Es  haben  diese  Erlasse  wiederholt  den  ausdrücklichen  Beifall  der 

Kommissionen  der  Räte  zur  Prüfung  der  eidg.  Staatsrechnung  gefunden. 

Auch  der  Entw.  eines  neuen  Regulativs  für  die  eidg.  Finanzkontrolle 
enthält  diese  verschiedenen  Neuerungen,  soweit  sie  sich  als  praktisch 
bewährt  haben,  sowie  noch  weiter  gehende  Vorschriften,  alles  in  der 
Absicht,  eine  richtige  Kontrollierung  der  ganzen  BVerwaltung  durch- 
zuführen. 

Femer  macht  der  BR  in  Art.  16^"  des  revidierten  Ges.-Entw. 
betr.  den  Geschäftsverkehr  der  eidg.  Räte  vom  30.  März  1899  folgenden 
Vorschlag: 


lil  n.    Abschn.  I.     Kap.  3.    §  VI.    Kr.  I»4. 

'".')  a.  Budgets,  Nachtragskreditbegehren  und  Staats- 
einer  Amtsperiode  sind  der  gleichen  Koniniission  zur 
Berichterstattung  zuzuweisen. 

E  einer  Amtsperiode  austretende  Mitgheder  sind  sofort 
entstehen  derartige  Lücken  zwischen  zwei  Sessionen, 

?  Ei-satzwahl    durch   den  Präsidenten   des   betr.  Rates 

n  werden. 

;ur  Prüfung  der  Budgets,  Naehtragskredif begehren  und 

ngen   bestellten   Kommissionen    bezeichnen   aus   ihrer 

Delegation   von   fünf  Mitgliedern,   wovon  drei  aus  der 

;hen  und  zwei  aus  der  stAnderätlichen  Kommission. 

ir  Delegation  liegt  die  nähere  Prüfung  und  Überwachung 

Q  Staatsbaushaltes  ob. 

ammelt  sich  mindestens  einmal  vierteljährlich,  im  übrigen 

das  unbedingte  und  jederzeitige  Recht  der  Einsicht- 
las Rechnungswesen  der  verschiedenen  Departemente 
nngszweige. 

ondere  ist  derselben  auch  seitens  der  Finanzkontrolle 
lie  Aufschluss  zu  erteilen,  und  es  sind  der  Delegation  zu 
ke  alle  Protokolle  und  Zensuren,  alle  Korrespondenzen 
m  Finanzdep.  und  den  übrigen  Departementen,   bezw. 

und  dem  BGer.,  und  alle  Beschlüsse  des  BR,  welche 
Überwachung  der  Budgetkredite  und  den  Staatshaus- 
;meinen  beziehen,  zur  Disposition  zu  stellen, 
mlicher  Weise  ist  eine  Delegation  seitens  der  beiden 
in  zur  Prüfung  von  Budget  und  Rechnung  der  Alkobol- 
;vi  bestellen,  welcher  die  Alkoholvenvaltung  gedruckte 
ite  über  den  ganzen  Geschäftsgang  vorzulegen  hat. 
}ht  den  beiden  Räten  die  Befugnis  zu,  auch  noch  andere 
m    für    die    ganze   Dauer    einer   Legislaturperiode    zu 

fte  zur  Genüge  hervorgehen,  wie  sehr  der  BR  darauf  hfilt ; 
igswesen  der  BVerwaltung  in  allen  Zweigen  Ordnung 

1  den  bestehenden  Gesetzen  und  Vorschriften  genau 
nrd, 

liierenden  Organen   zur  Erfüllung   ihrer  Aufgabe   alte 
3I  zur  Verfügung  gestellt  werden,  und 
Staatshaushalt   in   zweckmässiger    und    erschöpfender 
olliert  wird,    ohne   dass   es  dabei  n&tig  ist,   aus   dem 
BV  herauszutreten. 

t  das   revidierte  Ge9chäft3verkehrges.  vom  9.  Okt.   190S, 

2  IV  698. 
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Die  Prüfung  über  die  in  verschiedenen  Staaten  Europas  in  Krsit 
bestehende  Kontrollierung  der  Finanzen  gestattet  folgende  Schluss- 
folgerungen : 

1.  Die  Schaffung  eines  Rechnungshofes  bietet  nicht  notwendigerweise 
eine  Garantie  für  die  schnelle  und  peinliche  Kontrollierung  der  Finanz- 
verwaltung eines  Landes.  Will  man  eine  wirklich  ernsthafte  Kontrolle, 
so  muss  dieselbe  so  organisiert  sein,  dass  sie  die  Ausführung  des  Budgets 
und  die  Verwendung  der  bew^illigten  Gelder  von  nahem  verfolgen  kann 
und  eine  rasche  und  vollständige  Prüfung  aller  Verhandlungen  in  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  eines  Finanzjahres  gestattet,  was  in  verschiedenen 
Ländern  mit  einem  Rechnungshof  nicht  der  Fall  ist.  Für  eine  gute 
Kontrollierung  ist  es  unumgänglich  notwendig,  dass  zwischen  dem  Ab- 
schluss  und  der  Prüfung  und  Abnahme  der  Rechnungen  eines  Finanzjahres 
nur  ein  sehr  kurzer  Zeitraum  verflossen  sei.  Eine  Kontrollierung  der 
Finanzen  verliert  allen  Wert  und  jede  Wirksamkeit,  wenn  sie  erst  zwei 
oder  mehrere  Jahre  nach  dem  geschehenen  Abschluss  erfolgt,  wie  dies 
in  Frankreich  und  in  andern  Ländern  der  Fall  ist.  Ln  fernem  bedingt 
eine  gute  Kontrolle,  dass  sie  die  vorgängige  Prüfung  der  anzuweisenden 
Ausgaben  vornehmen  kann.  Eine  derartige  Kontrolle  und  Prüfung  bildet 
gleichzeitig  die  beste  und  sicherste  Grundlage  einer  richtigen  Budgetierung. 
Der  BR  ist  daher  überzeugt,  dass  ein  Rechnungshof,  sei  derselbe  eine 
zwischen  die  Legislative  und  Exekutive  gestellte  spezielle  und  selbständige 
Behörde,  oder  ein  von  den  Kammern  errichtetes  Hilfsorgan  zur  Über- 
wachung der  Staatsausgaben,  kein  besseres  Resultat  erzielen  wird  aLs 
dasjenige,  welches  die  Schweiz  leicht  und  ohne  Mehrkosten  erlangen 
kann,  wenn  die  beim  eidg.  Finanzdep.  schon  bestehende  vorgängige 
Kontrollierung  der  Ausgaben  vervollkommnet  und  wenn  die  den  eidg. 
Räten   zustehende  Kontrollbefugnis    vervollständigt  und  gestärkt  wird. 

2.  Durch  Schaffung  eines  Rechnungshofes  würden  die  vorhandenen 
Einrichtungen  kompliziert  mit  einem  neuen  Amt  und  einem  neuen 
Räderwerk,  welche  sehr  viel  kosten  würden,  ohne  die  Garantien  der 
Kontrolle  zu  vermehren  in  Bezug  auf  Schnelligkeit  und  auf  gewissen- 
hafte Prüfung.  Wenn  sich  auch  die  Einrichtung  eines  Rechnungshofes 
erklären  lässt  in  einem  Lande  mit  einer  grossen  Staatsschuld,  einem 
Budget  von  mehreren  Hundert  Millionen  und  mit  verwickelten  Budget- 
verhältnissen, so  ist  dies  nicht  der  Fall  und  müsste  als  unnützer  Luxus 
betrachtet  werden  in  einem  kleinen  Lande  wie  die  Schweiz  mit  einem 
Budget  von  rund  nur  hundert  Millionen  Franken  und  mit  seiner  ein- 
fachen und  übersichtlichen  BVerwaltung. 

3.  Es  gibt  übrigens  eine  entscheidende  Bestimmung,  welche  die 
eidg.  Räte,  wie  sie  es  schon  getan  haben,  veranlassen  sollte,  die  Ab- 
sicht, einen  Rechnungshof  einzuführen,  zurückzuweisen. 
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f  hat  den  eidg.  Räten  die  Befugnis  auferlegt,  die 
1  prüfen,  zu  diskutieren  und  zu  genelimigen,  und 

dass  sie  nicht  das  Recht  haben,  sich  dieses  ver- 
irrechtes zu  begeben  und  dessen  Ausführung  emer 
hen  Kommission,  einem  Rechnungshof,  anzuver- 
läle  sollen  im  Gegenteil  darauf  eifersüchtig  sein, 
ngsmSssige  Pflicht  selbst  zu  erfüllen,  sich  durch 
ung  zu  versichern,  dass  das  von  ihnen  bewilligte 

und  treue  Ausführung  erfahren  hat,  und  dass  die 
ihrem  Willen  gemäss  und  im  besten  Interesse  des 
forden  sind. 

i  Prüfung  heutzutage  infolge  des  Anwachsens  des 
nstrengung  und  Zeitaufwand  erfordert  als  früher, 
Rftte  sich  diese  Anstrengung  auferlegen  und  zur 
Bchnungen  die  notwendige  Zeit  opfern.  Sie  brauchen 
ä  dem  Vorschlag  des  BR  zum  Geschäftsverkehrs- 
,  dass  eine  ständige  Kommission  selbst  oder  eine 
1  beauftragt  werde,  quartalweise  alle  Rechnungs- 
d  dadurch  aus  näch.ster  Nähe  die  Verwendung  der 
erfolgen.  Die  Kontrolle  einer  parlamentarischen 
bt  unter  neuen  Verhältnissen,  in  Verbindung  mit 
^zweige  beschlagenden  voUstÄndigeren  und  stren- 
che  der  BR  auf  dem  Finanzdep.  selbst  zu  organi- 
ird  sicher  von  grösserer  Wirksamkeit  sein  als  die 
idige  und  sehr  kostspielige  Kuntrollierung  durch 
B  1900  IV  879. 
5.  Dez.  1901  beschloss  die  BVers.,  dem  Antrag 
nd,  dem  Postulat  betr.  die  Aufstellung  einer 
keine  Folge  zu  geben.  Es  bleibt  jedoch  test- 
kt  der  BR  in  seinem  Geschäftsber.  Ober  das 
I  649  — ,  dass  allseitig  die  Unzulänglichkeit  der 
itarischen  Kontrolle  konstatiert  wurde,  und  dass 

ist,  anlässlich  der  längst  pendenten  Revision 
Geschäftsverkehr  zwischen  beiden  Räten  Vor- 
n,  welche  diese  Kontrolle  zu  einer  intensiveren 
'erworfen  wurde  von  der  BVers,  namentlich  der 
leit  der  Komm,  des  NR,  lautend : 
eingeladen,  Ber.  und  Antrag  darüber  einzubringen, 
se   ein   ständiges   Organ   (Kechnungskammer)   der 

t  das  revidierte  Geschaftsverkehi^ea.  vom  9.  Okt.  1902 
dessen  Art.  24—28  die  Vorschläge  des  BR  vom  30.  Mftiz 
Vej.  auch  oben  S.  605,  &06. 
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eidg.  Räte  für  formelle  und  materielle  Kontrolle  der  Einnahmen 
«nd  Ausgaben  der  BVerwaltung,  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  gegen- 
wärtig bestehenden  Kompetenzen  und  Funktionen,  zu  schaffen  sei. 

Über  die  Verfassungsmässigkeit  eines  solchen  Organe«  und 
über  die  Stellung  desselben  wurde  von  Nationalrat  Amsler  folgendes^ 
vorgebracht : 

Es  wurde  dem  Antrag  entgegengehalten,  es  handle  sich  um  enn 
neues  Organ,  dessen  Einfühinmg  die  BV  nicht  erlaube.  So  wenig 
indessen  die  Budgetkommissionen  einer  besondeni  Verfassimgsbestim- 
mung  bedürfen,  so  sicher  die  Räte  berechtigt  sind,  für  die  Erfüllung 
ihrer  Aufgaben  sich  Hilfsmittel  zu  beschaffen,  woher  sie  woDen,  so 
gewiss  sind  sie  auch  berechtigt,  das  vorgeschlagene  Organ  sich  beizu- 
legen und  zu  organisieren. 

Wiederholt  wurde  auf  die  Unklarheit  der  Voi'stellungen  von  dieseni 
Organ  hingewiesen  und  namentlich  auch  gefragt :  welchen  Bestand  soll 
dasselbe  haben,  wie  soll  es  mit  dem  Bunde  verkehren,  welches  Lst  über- 
haupt sein  Chai'akter,  seine  Zusammensetzung  ?  Die  Antragsteller  sind 
nicht  so  unbescheiden,  dass  sie  mit  einem  bestimmten  Entw.  jetzt 
schon  auftreten,  sondern  sie  wollen  übungsgemäss,  nach  einer  gewissen 
Umschreibung  des  Grundsatzes,  nach  einer  gewissen  Bezeichnmig  der 
wichtigeren  Seiten  des  Begehrens,  die  weitere  Prüfung  dem  BR  tiber- 
geben, in  der  Hoffnung,  er  werde  sich  nicht  ablehnend  verhalten,  und 
davon  ausgehend,  dass  es  ausserordentlich  nahe  liege,  gerade  wegen 
der  Stellung  und  der  Aufgabe  eines  solchen  parlamentarischen  Hilfs- 
mittels in  Bezug  auf  die  BVerwaltung,  dass  der  BR  am  ehesten  in  der 
Jjage  sei,  die  wesentlichen  Gesichtspunkte  liervoraukehren,  welche  ge- 
eignet wären,  ohne  Alteration  des  Bestrebens  des  Antrages,  auf  der 
andern  Seite  eine  gewisse  parallele  Arbeit  der  BVerwaltung  und  dieses- 
Organes  zu  bewirken. 

Für  den  Fall,  der  l)ei  Annahme  des  Antrages  doch  wohl  nicht 
eintreten  dürfte,  dass  der  BR  es  ablehnen  sollte,  eine  solche  Mission 
zu  übernehmen,  müsste  selbstverständlich  der  Rat  diese  Aufgabe  selbst 
übernehmen.  Immerhin  sind  einige  Gedanken  resümiert  worden,  welche 
sich  als  eine  gewisse  Ausführung  des  Antrages  bezeichnen  lassen.  .  .  . 

Wir  denken  uns  ein  Kollegimn  von  5 — 7  Mitgliedern  in  der  Mei- 
nung, dass  je  ein  Mitglied  der  Budgetkommission  der  beiden  Räte  mit 
tätig  wäre,  um  den  Kontakt  mit  den  Budgetkommissionen  herzustellen 
und  beizubehalten.  Es  ist  nicht  nötig,  alle  Mitglieder  als  gleich  stän- 
dige Beamte  aufzufassen,  sondern  es  kann  sehr  wohl  eine  Differenzie- 
rung eingeführt  werden.  Dass  die  Mitglieder  von  den  Räten  in  ge- 
meinsamer Besamndung  gewählt  würden,  ist  selbstverständlich.')    Wir 

»)  Vgl.  BV  Art.  92. 

as 
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denken  uns  feiner  eine  gewisse  Amtsdauer  mit  Erneuermigswahl,  eben- 
so die  Ausrichtung  einer  Jahresbesoldung.  Sollte  letzteres  verfassungs- 
widrig sein,  so  könnte  man  vielleicht  durch  ein  anderes  Ventil  helfen. 
Bis  aiif  weiteres  ist  die  fixe  Besoldung  unseres  Erachtens  kein  verfas- 
sungsmässiges Hindernis.  Wir  denken  uns  kein  Anitsdomizil,  nehmen 
aber  an,  dass  gewisse  Arbeitsräume  hier  in  Bern  zur  Verfügung  stehen 
raüssten.  Für  den  Charakter  des  Organs  gegenüber  den  Räten  ist  eine 
Entscheidungskompetenz  weder  notwendig,  noch  erw'ünscht.  Die  Be- 
deutung des  Organs  liegt  nicht  in  dem  Fassen  von .  Beschlüssen,  son- 
dern in  Konstatierungen  und  Berichterstattungen. 

In  Bezug  auf  die  Stellung  dieses  Kontrollorganes  zu  den  BBehörden 
diene  folgendes:  Dass  alle  Akten  der  BVerwaltung  zur  Einsicht  auf- 
liegen müssten,  ist  selbstverständlich,  gerade  so  wie  gegenwäi*tig  die 
Budgetkommissionen  dieses  Recht  auch  besitzen.  Dass  das  Kontroll- 
organ ausserhalb  der  BVerwaltung  stehen  würde,  ist  bereits  erörtert 
imd  bedarf  keiner  Erwähnung  mehr.  Dass  der  Institution  die  Grund- 
lage in  der  Form  eines  Regulatives  gegeben  werden  müsste,  ist  eben- 
so selbstverständlich,  wie  dies  bei  allen  andern  Organen  der  BVerwal- 
timg,  auch  bei  der  Finanzkontrolle,  der  Fall  ist.  Gerade  in  Bezug  auf 
die  Finanzkontrolle  hegt  ein  derartiges  Regulativ  in  Revision, 

Ich  gehe  davon  aus,  dass  die  Verfassungsfrage  nicht  mehr  als 
Hindernis  aufgefasst  werde.  Sollte  dies  der  Fall  sein,  so  möchte  ich 
darauf  ver^veisen,  dass  nur  die  Schaffung  eines  Amtes,  eines  neuen 
Organes  der  BVerwaltung  durch  die  Verfassung  gewährleistet  sein  muss. 
Wir  halten  dieses  Kontrollorgan  der  Räte  aber  nicht  als  ein  solches 
Organ  und  könnten  es  nicht  verstehen,  dass  die  BVersammlung  nicht 
berechtigt  sein  solle,  sich  dieses  Hilfsmittel  beizugeben.  Dass  zwischen 
der  Verwaltimg  auf  der  einen  Seite  und  dem  Kontrollorgan  auf  der 
andern  Seite  Friktionen  nicht  entstehen  können,  dafür  w^ürden  die  Auf- 
gaben und  Mittel  sorgen,  welche  dem  parlamentarischen  Kontrollorgan 
beigegeben  würden  mit  der  bestimmten  Weisung,  die  im  Antrage  aus- 
drücküch  namhaft  gemacht  ist :  olme  Eingriff  in  die  BVerwaltung.  .  .  . 
Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1901,  XI  S.  280,  281 ;  ferner  S.  265—303,  587—599. 

YII.  Die  Yertretang  der  Schweiz  im  Aaslande. 

195.  Zur  Zeit  der  Helvetik  hatte  die  Schweiz  eine  ständige 
diplomatische  Vertretung  in  Paris,  Mailand  und  Wien,  eine  Ver- 
tretung durch  Konsuln  in  den  verschiedensten  Ländern.  Nach  dem 
Zusammenbruch  der  Helvetik  beschloss  die  eidg.  Tagsatzung  den 
14./16.  Sept.  1803: 

1.  Die  Schweiz  hält  keine  immerwährende  Gesandtschaften  bei 
den  auswärtigen  Mächten;  und  bei  ausserordentlichen  Sendungen, 
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welche  von  der  Tagsatzung  mit  Bewilligung  der  Kantone  angeord- 
net werden,  soll  auf  die  möglichste  Kostenersparnis  allemal  Rück- 
sicht genommen  \verden. 

2.  Die  Konsuls  oder  Kommissärs  der  Handelsverhältnisse,  welche 
in  den  von  Schweiz.  Handelsleuten  meistens  besuchten  Plätzen  und 
Seehäfen  angestellt  werden,  sollen,  was  die  Kosten  ihrer  Verrich- 
tung anbetrifft,  der  Schweiz  auf  keine  Weise  zur  Last  fallen. 

3.  Bei  der  Wahl  derselben  wird  jedesmal  auf  den  Wunsch  der- 
jenigen Schweiz.  Gemeinden  oder  Handelshäuser  Rücksicht  genommen, 
welche  in  einer  Handelsstadt  oder  Seehafen  die  Anstellung  eines 
Konsuls  verlangen,  und  zu  dem  Ende  die  Ernennung  auf  einen  drei- 
fachen Vorschlag  von  Seiten  derselben  eingeschränkt.  Die  auf  diese 
Weise  getroffene  Wahl  soll  alsdann  sämtlichen  Kantonsregierungen 
angezeigt  werden. 

4.  Der  Landammann  der  Schweiz  hat  die  Aufsicht  über  die 
Verrichtungen  dieser  Handelsagenten  und  soll  wachen,  dass  der 
Name  der  Schweiz.  Nation,  welche  sie  vorstellen,  nicht  gemiss- 
braucht  und  der  gute  Ruf  derselben  nicht  gefährdet  werde. 

Vgl.  Repertorium  der  Abschiede  1803—1813,  a.  0.  S.  302—305. 

Gleichzeitig  beschloss  jedoch  die  Tagsatzung  die  einstweilige 
Beibehaltung  der  diplomatischen  Agentschaften  in  Paris  und  Wien, 
sowie  die  Aufhebung  derjenigen  zu  Mailand;  diese  Aufhebung  dauerte 
aber  nur  kurze  Zeit,  indem  schon  Ende  1804  wieder  ein  Schweiz. 
Agent  in  Mailand  bestellt  wurde.  Jährlich  beschloss  nun  die  Tag- 
satzung die  Beibehaltung  dieser  drei  Gesandtschaften  und  bewilligte 
die  hiefür  erforderlichen  Kredite.  In  diesen  Verhältnissen  trat  bis 
zur  Neugestaltung  der  BVerhältnisse  der  Eidg.  im  Jahre  1848  nur 
die  eine  Änderung  ein,  dass  der  Posten  in  Mailand  infolge  der  ver- 
änderten politischen  Stellung  der  Lombardei  zunächst  in  ein  General- 
konsulat, später  in  ein  einfaches  Handelskonsulat  umgewandelt 
wurde. 

Im  Jahre  1848  hatte  der  1847  bestellte  Schweiz.  Vertreter  in 
Paris,  der  eidg.  Oberst  Dr.  Barman  aus  dem  Kt.  Wallis,  den  Charakter 
eines  Schweiz.  Geschäftsträgers,  und  als  provisorischer  Schweiz.  Ge- 
schäftsträger in  Wien  funktionierte  als  Nachfolger  des  Albr.  EflBnger 

von  Wildegg  aus  Bern  zunächst  Dr.  J.  C.  Kern,  alsdann  L.  Ed.  Steiger, 
Vgl.  Repertorium  der  Abschiede  1814—1848,  a.  O.  II,  S.  1—14. 

Ausser  dem  mitgeteilten  Tagsatzungsbeschl.  von  1803  war  die 

gesetzliche  Grimdlage  für  die  Vertretung  der  Schweiz  im  Ausland 

einerseits  die  Vorschrift  des  Bundesvertrages  von  1815,  §  8  Abs.  6; 
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Eidgenössische  Gesandte,  wenn  deren  Abordnung  notwendige 
erachtet  wird,  werden  von  der  Tagsatzung  ernannt  und  abbenifeiu 

Off.  Slg.  I  9. 
andrerseits  zwei  Beschl.  betr.  die  Schweiz.  Handelskonsulate  im 
Ausland  vom  8.  Aug.  1816  und  vom  10.  Aug.  1819,  lautend: 

1.  1.  Die  Eidg.  Tagsatzung  erkennt  den  Grundsatz,  dass  Schweiz. 
Handelskonsuln  im  Auslande  und  zwar  in  den  Staaten  und  Handels- 
städten ernannt  werden,  in  denen  Schweizer  als  Kaufleute  etÄbUert 
sind.  Da  wo  es  die  Ausdehnung  des  angewiesenen  Wirkungskreises 
oder  ganz  besondere  Verhältnisse  erfordern,  mag  der  Titel  General- 
konsul bewilligt  werden. 

2.  Es  liegt  den  Handelskonsuln  ob,  den  im  Kreis  des  Konsulats 
sich  aufhaltenden  Schweizern  in  allen  Vorfällen  Rat,  Beistand  und 
Schutz  zu  leisten,  alles  anzuwenden,  dass  sie  als  Angehörige  eines 
befreundeten  Staates  anerkannt  und  behandelt  werden  und  in  dieser 
Eigenschaft  die  durch  die  Gesetze  des  Staates  gestatteten  Rechte 
und  Vorteile  geniessen.  Es  steht  den  Konsuln  zu:  die  Erteilung 
der  Pässe  an  Schweizer,  die  Ausstellung  von  Certifikaten,  sowie  die 
Legalisation  von  Akten,  welche  die  persönlichen  Verhältnisse  der 
Schweizer  oder  Objekte  ihres  Handels  betreffen;  alles  in  dem  Ziel 
und  Masse,  als  es  die  Gesetze  des  Staates  den  Konsulaten  gestatten. 

Es  liegt  den  Konsuln  ob,  bei  Todesfällen  von  Schweizern  das 
Interesse  abwesender  Erben  wahrzunehmen,  oder  auch  für  an- 
wesende Witwen  und  Kinder  pflichtgemäss  zu  sorgen,  bis  die  kom- 
petente Behörde  das  weitere  verfügt  hat. 

Sie  werden  über  alle  erteilten  Akten  jeder  Art  genaue  Register 
führen,  allen  Verhandlungen  Rechtschaffenheit  und  Gewissenhaftig- 
keit zum  Grund  legen,  nichts  vornehmen,  was  die  Gesetze  des 
Staates,  in  dem  sie  residieren,  verbieten. 

Die  Konsuln  werden  dem  Vororte  von  Ereignissen  und  Vtu-- 
fügungen,  die  den  Schweiz.  Handel  betreffen,  sorgfältig  Bericht 
geben;  sie  werden  ebenso,  wenn  ansteckende  Krankheiten  in  dem 
Staat,  in  dem  sie  residieren  oder  in  benachbarten  Ländern  aus- 
brechen, und  von  den  Massregeln,  die  von  den  Regierungen  getroffen 
wurden,  sclileunige  und  sorgfältige  Anzeige  erteilen. 

Sie  werden  endlich  die  Aufträge  ertüUen,  die  ihnen  vom  Vor- 
ort erteilt  werden. 

3.  Die  Konsuln  beziehen  weder  Gehalt  noch  irgend  eine  Ent- 
schädigung aus  der  Bundeskassa.  Hingegen  mögen  sie,  für  die  \on 
ihnen  erteilten  Akten,  massige  Gebühren  beziehen,  deren  beschei- 
dene Bestimmung  erwartet  wird. 

Die  Pässe  an  Unvermögende  werden  unentgeltlich  erteilt. 
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Das  Siegel  der  Konsuln  für  amtliche  Ausfertigungen  soll  in  der 
Mitte  das  eidg.  Wappen  und  die  Umschrift:  Schweizerische  Eid- 
genossenschaft.   Konsul  in  N.  .  .  .  enthalten. 

4.  Der  Vorort  wird,  auf  angemessenem  Wege,  deren  Anerken- 
nung oder  das  Exequatur  des  Patents  auszuwirken  trachten.  Der 
Vorort  wird  mit  den  Konsuln  direkte  Verbindung  unterhalten,  und 
nur  da,  wo  spezielle  Zwecke  es  erfordern,  die  Korrespondenz  durch 
•<lie  diplomatischen  Agenten  geben  lassen. 

Der  Vorort  wird  sich  fleissige  Berichte  über  ihre  Verrichtungen 
und  die  Stellung  des  Konsulats  zu  den  Landesbehörden  erteilen 
lassen. 

Die  Kantonsregierungen  mögen  in  Spezialfällen  denselben  direkte 
Aufträge  erteilen,  oder  aber  den  Vorort  dafür  ersuchen. 

5.  Die  Ernennung  der  Handelskonsuln  steht  der  Tagsatzung 
zu,  welche  die  Wahl  auf  einen  einfachen  Vorschlag  des  Vororts, 
•fler  von  den  Kantonsgesandtschaften  vermehrt  werden  kann,  vor- 
nehmen wird.  Wenn  sich  die  Tagsatzung  nicht  versammelt  befindet, 
ist  der  Vorort  begwältiget,  dieselben  vorläufig  zu  ernennen,  welche 
Wahl  dann  aber  der  nächstfolgenden  Tagsatzung  zur  Bestätigung 
vorgelegt  werden  soll. 

II.  1.  Die  Schweiz.  Handelskonsuln  haben  weder  für  allfällige 
Taxen,  die  sie,  um  das  Exequatur  ihres  Patents  zu  erlangen,  zu 
bezahlen  im  Fall  sein  möchten,  noch  für  andere  zur  Erzielung  ihrer 
Anerkennimg  etwa  erforderhche  Leistungen  von  Gebühren,  noch 
unter  andern  Titeln  irgend  eine  Entschädigungsansprache  zumachen; 
und  überhaupt  soll  die  Zentralkasse,  der  Konsulate  wegen,  mit  kei- 
nerlei Lasten  oder  Beträgen  beschwert  werden. 

2.  Der  löbliche  Vorort  ist  eingeladen,  jedesmal  bei  Ernennung 
eines  Konsuls  gegenwärtigen  Beschluss  demselben  zu  seinem  Ver- 
halt zu  eröffnen. 

Off.  Slg.  I  243,  246;  Repertoriuin  der  Abschiede  1814—1848,  a.  O.  II, 
S.  15—33. 

Eine  zusammenfassende  gesetzliche  Regelung  der  Vertretung 
<ler  Schweiz.  Interessen  im  Ausland  ist  bis  jetzt  weder  unter  der 
Herrschaft  des  BV  von  1848,  noch  unter  der  Herrschaft  der  BV 
von  1874  erfolgt;  der  in  den  neunziger  Jahren  unternommene  Ver- 
such scheiterte  infolge  der  ablehnenden  Referendumsabstimmung 
vom  3.  Febr.  1895  über  den  Beschl.  der  BVers.  eines  BG  betr. 
die  Vertretung  der  Schweiz  im  Ausland  vom  27.  Juni  1894,  B  1894 
HI  137.  Für  die  Schweiz.  Konsuln  erging  unterm  1.  Mai  1851  ein 
Regl.  des  BR,  A.  S.  II  293,  das  den  26.  Mai  1875  durch  das  jetzt 
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noch  in  Kraft  stehende  Regl.  ersetzt  wurde,  A.  S.  n.  F.  1  528,  B 
1876  II  157;  dieses  ist  seither  durch  zwei  Nachträge  ergänzt  worden, 
A.  S.  V  106,  XVI  438;  vgl.  auch  B  1894  I  24,  H  131,  1895  I  866^ 
1897  II  220,  1898  H  28,  1899  III  927.  Die  diplomatische  Ver- 
tretung gab  Anlass  zu  wiederholten  Erörterungen  und  Beschlüssen 
der  BVers.*) 

In  der  Botsch.  vom  12.  Nov.  1849  bemerkt  der  BR  zu  der 
vom  NR  den  30.  Juni  1849  angeregten  Frage  der  Ersetzung  der 
Geschäftsträgerstellen  in  Paris  und  Wien  durch  blosse  Konsulate 
folgendes : 

Schon  häufig  wurde  auf  Tagsatzungen  der  Antrag  gestellt,  die 
Geschäftsträgerstellen  aufzuheben,  allein  es  wurde  jedesmal  die  Beibe- 
haltung derselben  beinahe  einstimmig  beschlossen.  Auch  die  BVers. 
scheint  von  der  Notwendigkeit  einer  Stellvertretung  in  Paris  und  Wien 
tiberzeugt  zu  sein,  indem  nicht  von  der  blossen  Aufhebung  der  beiden 
Stellen  die  Rede  ist,  sondern  von  der  Ersetzung  derselben  durch  Kon- 
sulate. Wir  glauben  daher  nicht,  in  eine  Rechtfertigimg  der  Anstellung 
eidg.  Beamter  in  jenen  Hauptstätten  eintreten  zu  sollen,  sondern  ledig- 
lich auf  die  Frage,  ob  das  vorgeschlagene  Mittel  dem  beabsichtigten 
Zweck  entspreche.  Wir  setzen  natürlich  voraus,  dass  keineswegs  die 
Absicht  ot)walto,  eine  Veränderting  einzuführen,  welche  von  erhebhchem 
Nachteile  für  die  Interessen  und  den  Geschäftsverkehr  der  Schweiz 
sein  würde,  sondern  dass  es  sich  bloss  um  die  MögUchkeit  einer  öko- 
nomischen Ersparnis  handle,  ohne  jenen  zu  nahe  zu  treten. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend  können  wir  die  in  Frage 
liegende  Veränderung  unmöglich  empfehlen.  Ein  Konsul  hat,  wenn  auch 
einen  öffentlichen,  doch  keinen  gesandtschaftlichen  Charakter,  er  wird 
auch  nicht  als  regelmässiger  Stellvertreter  seines  Staates  für  alle  An- 
gelegenheiten, namentlich  die  politischen,  bei  einer  fremden  Regierung 
akkreditiert,  sondern  er  erhält  nur  einen  Bestellungsbrief  als  Konsul,  und 
bei  Überreichung  desselben  wird  um  das  Execjuatur  in  der  Stellung  als 
Konsul  nachgesucht.  Daraus  folgt,  dass  derselbe  nicht  zu  dem  allgemeinen 
diplomatischen  Geschäftsverkehr  zugelassen  würde,  und  dass  er  auch 
zum  grössten  Nachteile  seiner  amtlichen  Tätigkeit  vermöge  der  beste- 
henden Gnmdsätze  und  Gebräuche  mit  dem  diplomatischen  Korps  nicht 
in  der  Verbindung  stehen  könnte,  die  ihm  als  Mitglied  desselben  offen 
stünde.    Um  daher  einem  blossen  Konsul  die  Möglichkeit  zu  verschaffen. 


*)  Vgl.  auch  Regl.  des  BR  betr.  das  Schweiz.  Gesaudtschaftspersonal 
▼om  8.  Aug.  19(H,  durch  welches  in  BesUltigimg  bisheriger  Praxis  das  den 
Schweiz,  diplomatischen  Vertretern  im  Auslande  zur  Verfügung  stehende 
Personal  in  ordentliches  besoldetes  und  in  ausserordentliches  unbesoldete^ 
(Attaches)  Personal  eingeteilt  wird.  A.  S.  n.  F.  XVIII  742. 
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den  ihm  zugedachten  Funktionen  nachzukommen,  müsste  er  besonders 
als  diplomatischer  Agent  akkreditiert,  d.  h.  in  der  Wirklichkeit  zum 
Geschäftsträger  bestellt  werden.  In  dieser  Stellung  aber  ihm  den  Titel, 
das  äussere  Merkmal  seines  Ranges,  das  ihn  gunstiger  und  einfluss- 
reicher hinstellt,  zu  verweigern,  wäre  wohl  im  höchsten  Grade  z^veck- 
widrig.  Überdies  lässt  sich  der  beabsichtigt,e  Zweck  einer  Ersparnis 
offenbar  nicht  erreichen.  Was  die  Geschäftsträgerstelle  in  Paris  be- 
trifft, so  nimmt  diese  die  gesamte  Tätigkeit  des  Agenten  imd  eines 
Sekretärs  in  Anspruch,  so  dass  schon  die  Anstellung  eines  zweiten 
Kanzleigehilfen  dringlich  angeregt  wurde.  Nim  ist  bekannt,  dass  alle 
unsere  Konsuln  dem  Handelsstande  angehören  und  eigene  Geschäfte 
betreiben.  Es  müsste  ein  merkwürdiger  Zufall  sein,  wenn  sich  jemand 
finden  liesse,  welcher,  ökonomisch  unabhängig,  freiwillig  und  unent- 
geltlich sein  Geschäft  aufgäbe,  welcher  alle  erforderlichen  Eigenschaften 
hätte  und  zugleich  aTich  in  jeder  Beziehung  das  volle  Zutrauen  der 
Bundesbehörde  besässe.  Wollte  man  also  einen  in  Paris  wohnenden 
Kaufmann  zum  Konsul  erwählen  oder  gar  jemand  von  der  Schweiz  aus 
in  dieser  Eigenschaft  hinsenden,  in  der  Meinung,  dass  der  eine  oder 
der  andere  keinen  Privatberuf  treibe,  sondern  ganz  seinem  Amte  lebe, 
so  ist  es  natürlich,  dass  man  denselben  ebenfalls  angemessen  besolden 
müsste,  und  es  liegt  kein  genügender  Grund  vor,  die  Besoldung  schlechter 
zu  stellen,  als  sie  für  die  bisherigen  Beamten  w^ar.  Wenn  man  die 
Preise  der  Lebensbedürfnisse,  die  sehr  bedeutenden  amtlichen  Aus- 
lagen,  die  stete  Vermehrung  der  Geschäfte  und  die  Stellung  der  Be- 
amten ins  Auge  fasst,  so  wird  man  sich  überzeugen,  dass  die  Besoldung 
bloss  eine  angemessene  ist  und  durchaus  keinen  Luxus  zulässt,  der 
einem  republikanischen  Beamten  zum  Vorwurf  gemacht  werden  könnte. 

B  1867  II  313. 

Die  Räte  erklärten  sich  befriedigt  und  bewilligten  die  nötigen 
Summen  für  die  beiden  Stellen  in  Paris  und  Wien. 

Den  5.  Aug.  1853  beschloss  die  BVers.  auf  Anregung  der 
Komm,  des  NR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im  Jahre 
1862: 

Der  BR  wird  eingeladen,  der  BVers.  einen  Bericht  über  die 
Zweckmässigkeit  einer  Vervollständigung  der  diplomatischen  Ver- 
tretung der  Schweiz  und  einer  Ausdehnung  derselben  über  die- 
jenigen Länder,  welche  die  zahlreichsten  und  wichtigsten  Verbin- 
dungen mit  derselben  pflegen,  vorzulegen. 

Zugleich  wird  der  BR  eingeladen,  seinem  Berichte  auch  An- 
träge über  die  Bestimnmng  des  Ranges  der  Schweiz,  diplomatischen 
Agenten,  ihres  Gehaltes  und  ihrer  Obliegenheiten  im  allgemeinen 
beizulegen.  A.  S.  III  598;  vgl.  B  1853  II  848. 
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Die  Komm,  des  NR  fahrte  in  ihrem  Bericht  vom  11.  Juli 
1853  folgendes  aus : 

Um  sicli  Freunde  zu  sichern  für  den  Fall  der  Not,  dazu  gehört 
zweifelsohne  vor  allem,  dass  man  im  Rufe  von  Leuten  stehe,  die  ent- 
schlossen sind,  sich  zu  verteidigen  und  fähig,  ebenso  mutige  Freunde, 
als  gefährliche  Feinde  zu  sein.  Und  diese  Bedingung  erfüllt  das  Schweizer- 
volk. Es  steht  in  der  Tat  in  Europa  in  einem  Rufe  von  Tatkraft  und 
militärischer  Hilfsquellen,  der  die  numerische  Stärke  seiner  Bevölkerung 
tibersteigt.  Aber  damit  dieses  Element  der  Macht  gewichtig  in  die  Wag- 
schale falle,  nmss  man  auch  verstehen,  es  geschickt  hervorzuheben  und 
zu  rechter  Zeit  geltend  zu  machen,  und  deshalb  um  zu  verhüten,  dass 
von  einem  Augenblicke  zum  andern  die  Unabhängigkeit  unseres  Lan- 
des keine  andere  Bürgschaft  habe,  als  eine  Handvoll  Milizen  gegenüber 
den  zahlreichen  Heeren  der  grossen  Mächte,  ist  es  notwendig,  dass  die 
Schweiz  im  Auslande  vollständiger  vertreten  und  dass  ihre  Bevollmäch- 
tigten nicht  nur  geschickte  Männer,  sondern  auch  bei  denen  wohl  ge- 
litten seien,  mit  welchen  sie  berufen  sind  zu  unterhandeln. 

Wir  sagen,  dass  die  Vortretung  der  Schweiz  im  Auslande  voll- 
stiindiger  sein  sollte : 

Hierunter  ver.stehen  wir,  dass  die  Eidg.  einen  diplomatischen 
Agenten  in  London  haben  sollte,  bei  der  einzigen  europäischen  Regier- 
ung, welche  die  eidg.  Konstitution  offiziell  anerkannt  hat,  hei  der  Reg., 
deren  Bevollmächtigter  zur  Zeit  des  Sonderbundes  der  einzige  war, 
welcher  der  regenerierten  Schweiz  Sympathie  bezeigte.^)  Es  scheint  uns 
auch  sehr  wichtig,  dass  sich  die  Schweiz  in  den  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  durch  einen  Mann  vertreten  lasse,  dessen  Aufgabe  wäre,  alle 
l^mstände  zu  benutzen,  die  geeignet  sind,  die  Bande,  welche  die  beiden 
Republiken  vereinigen  sollen,  enger  zu  knüpfen,  und  uns  im  Augen- 
blicke der  Gefjihr  den  mächtigen  Schutz  des  grossen  Volkes  zu 
sichern. 

p]ndlich  scheint  uns  die  Vertretung  der  Schweiz  in  Wien  unge- 
nügend. Was  wir  hier  sagen,  hat  nicht  die  geringste  Beziehung  auf 
die  Persönlichkeit  unseres  dortigen  Geschäftsträgers  ad  interim.  Wir 
verstehen  darunter  nur,  dass,  um  die  Schweiz  an  dem  kaiserlichen  Hofe 
zu  vertreten,  die  Stellung  ihres  Bevollmächtigten  eine  höhere  sein 
nmss  als  die,  welche  derselbe  einnimmt.  Unter  anderm  glauben  wir 
nicht,  dass  die  Funktionen  eines  diplomatischen  Agenten  mit  der  Stellung 
eines  an  einem  Handlungshause  beteiligten  Handelsmannes  vereinbar 
seien.  Um  der  Schweiz  unnötige  Verwicklungen,  erniedrigende  Droh- 
ungen und  wirkhche  Gefahren  zu  ersparen,  gilt  es  so  viele  irrig  au^e- 
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fasste  Tatsachen  in  ihr  wahres  Licht  zu  steilen,  so  viele  falsche  Urteile 
zu  bekämpfen,  dass  die  ungeteilte  Zeit  eines  geschickten  Mannes  dazu 
gehört-,  uni  diesen  schwierigen  Posten  würdig  auszufüllen ;  auch  möchten 
wir  auf  diesen  wichtigen  Punkt  die  ganze  Aufmerksamkeit  der  Ver- 
sammlung lenken. 

Wir  sind  auch  der  Ansicht,  dass  es  sich  für  die  Schweiz  schickt,  sicli 
in  Paris,  Wien  und  London  nicht  durch  blosse  Geschäftsträger,  sondern 
durch  bevollmächtigte  Minister  oder  durch  Ministerresidenten  vertreten 
zu  hissen,  weil  die  höhere  Stellung,  die  diese  in  dem  diplomatischen 
Korps  einnehmen,  ihnen  überall  Zutritt  verschafft  und  ihnen  erlaubt, 
sich  nötigen  Falls  direkt  an  die  Oberhäupter  der  Regierungen  zu  wen- 
den, bei  denen  sie  beglaubigt  sind,  ohne  genötigt  zu  sein,  die  Vermitt- 
lung von  Ministern  anzusprechen,  die  mitunter  gegen  die  Schweiz  ein- 
genommen und  gereizt  sein  können,  oder  unter  dem  Einflüsse  früher 
eingegangener  Verbindlichkeiten  stehen.  Endlich  vsrürden  wir  vielleicht 
auch  dadurch,  dass  wir  unseren  politischen  Agenten  eine  höhere 
Stellung  einräumten,  dahin  gelangen,  dass  uns  die  fremden  Mächte 
auch  ihrerseits  Diplomaten  höheren  Ranges  schicken  würden,  die, 
weniger  ängstlich  darauf  bedacht,  einen  seit  langem  erprobten  Eifer  an 
den  Tag  zu  legen  oder  sich  den  Ruf  einer  bereits  allgemein  anerkannten 
Tüchtigkeit  zu  erwerben,  die  Fragen  aus  einem  immer  ruhigen  und 
folglich  unparteiischen  Gesichtspunkte  betrachten  würden.  Unsere  ver- 
wickelten inneren  Zustände  sind  für  einen  Fremden  so  schwer  aufzu- 
fassen, dass  der  Posten  eines  Gesandten  in  der  Schweiz  vorzugsweise 
mit  Männern  besetzt  werden  sollte,  die  unsere  Verhältnisse  aus  langer 
Erfahrmig  kennen.  Es  läge  dies  ebenso  sehr  im  wohlverstandenen 
Interesse  der  auswärtigen  Regierungen,  als  in  dem  der  Schweiz.  Ver- 
nachlässigen wir  deshalb  nichts,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  und  seien 
wii\  in  unserm  eigenen  liiteresse,  die  Ersten  zu  beweisen,  dass  wir 
auf  unsere  Beziehungen  zum  Ausland  grosses  Gewicht  legen. 

Wenn  die  BVers.  diese  Ansicht  teilen  sollte,  so  würde  daraus 
ohne  Zweifel  eine  Mehrausgabe  von  etwa  Fr.  60,000  erwachsen.  Diese 
Summe,  die  beim  ersten  Anblick  als  zu  hoch  erscheinen  könnte,  dünkt 
uns  sehr  gering  im  Vergleich  mit  den  Hilfsquellen  des  Staatsschatzes, 
wenn  sie  dazu  beitragen  sollte,  der  Schweiz  in  Friedenszeiten  Freunde, 
und  im  Augenblicke  der  Gefahr  zuverlässige  Bundesgenossen  zu  sichern. 
Wie  gross  wüide  dann  nicht  unsere  Sicherheit  sein!  Wie  rücksichts- 
voll würden  uns  dann  nicht  diejenigen  behandeln,  die  Grund  zu  Klagen 
gegen  uns  zu  haben  glauben,  wenn  sie  wüssten,  dass  wir  vorkommenden 
Falls  mit  Gewissheit  darauf  zählen  können,  gegen  ihre  übertriebenen 
Forderungen  unterstützt  zu  werden.  Wenn  diese  Vermehrung  der  Aus- 
gaben, sollte  sie  selbst  unsern  mutmasslichen  Ansatz  überschreiten,  dazu 
beitragen  könnte,  die  Vorurteile  zu  vernichten  und  die  Wolken  zu  ver- 
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scheuche»,  die  gewisse  Beteiligte  sorgfältig  zwischen  der  Scliweiz  und  den 
Häuptern  der  grossen  europäischen  Mächte  unterhalten,  so  wtlrde, 
unseres  Erachtens,  das  Vaterland  für  das  Opfer  von  einigen  Tausend 
Franken  hundertfältigen  Ersatz  finden  und  sollte  daher  keinen  Augen- 
blick anstehen,  dasselbe  zu  bnngen. 

Die  Schweiz  sollte  sodann  von  Männern  vertreten  werden, 
die  bei  denen  wohl  gelitten  sind,  mit  welchen  sie  zu  unterhandein 
haben.  Hierbei  ersuchen  wir  aber,  unser«  Worten  keine  Bedeutung; 
beizulegen,  die  wir  ihnen  selbst  nicht  geben.  Wir  verlangen  keines- 
wegs, dass  sich  die  Schweiz  ausschliesslich  durch  die  politischen  Freunde 
der  Parteien  vertreten  lasse,  deren  Einfliiss  in  den  vei'schiedeuen  Län- 
dern Oberwiegend  ist.  Was  wir  vor  allem  verlangen,  ist,  dass  unsere 
Bevollmächtigten  Kchweizer  seien  und  nichts  als  Schweizer.  Unsere 
Worte  sollen  nichts  weiter  sagen,  als  dass,  um  mit  einer  fremden 
Regierung  auf  gutem  Fusse  zu  stehen,  es  erforderlich  ist,  bei  derselben 
einen  Agenten  zu  beglaubigen,  dessen  Charakter,  Antezedcntien  und 
Umgebung  mit  dem  Kreise,  in  welchem  er  sich  zu  bewegen  berufen 
ist,  nicht  in  zu  grellem  Widerspruche  stehen.  Wir  hegreifen  sehr  wohl. 
dass  si<!h  die  Eidg.  nicht  durch  Männer  wolle  vertreten  lassen,  diu 
gegen  die  neue  Ordnung  der  Dinge  feindlich  gesinnt  sind;  und  in  der 
Tat,  wie  ehrenwert  aut^h  der  Charakter  eines  diplomatischen  Agent«u 
sein  mag,  so  ist  es  ihm  unmöglich,  die  Interessen,  mit  deren  Wahrung 
er  beauftragt  ist,  mit  Würde  zu  verteidigen,  wenn  er  nicht  vor  allem 
aus  Zutrauen  zu  -seinen  Kommittenten  und  Glauben  an  die  Dauerhaf- 
tigkeit der  Institutionen  hat,  die  er  vertritt.  Aber  wir  leben  anch  der 
Überzeugung,  dass  es  leicht  wäre,  in  der  öchM'eiz  genug  fähige,  den 
neuen  Institutionen  ei^gebene  Männer  zu  finden,  um  stets  in  Paris. 
London  und  Wien  Agenten  beglaubigen  zu  kennen,  die  mit  den  Regit- 
rungssystemen,  die  je  nach  den  Umstünden  in  diesen  Hauptstädten 
vorherrschen,  nicht  in  offenem  Widerspiuche  stehen  und  deslialb  keine 
Gefahr  laufen,  den  Staat.smänem,  mit  denen  sie  zu  unterhandeln  berufen 
sind,  missbeliebig  zu  sein.  Letzteres  könnte  sich  sehr  oft  ereignen, 
wenn  man  sieh  in  der  Schweiz  daran  gewöhnte,  einen  <jesiindten  s<i 
lange  auf  seinem  Posten  zu  belassen,  als  man  keinen  Grund  zu  direkten 
Klagen  gegen  ihn  hat.  Ohne  irgend  jemandem  zu  nahe  zu  treten, 
glauben  wir  behaupten  zu  dürfen,  dass  es  für  ein  Land  wie  das  unsrigo 
nicht  erspriesslich  ist,  seine  diplomatischen  Agenten  lange  Zeit  Iiindurcli 
auf  ihrem  Posten  zu  belassen;  denn  die  Regierungen,  die  Tendenzen 
lind  selbst  die  Regierungsformen  wechseln  oft  bei  unsem  Nachbarn, 
flfter  noch  als  bei  uns.  Wie  kann  man  nun  erwarten,  dass  ein  Fürst 
iMier  ein  allmächtiger  Minister  einen  Agent(«i  wohl  aufnehmen  und  ihm 
mit  Vertrauen  entgegenkommen  werde,  wenn  dieser  vielleicht  von  der 
Regierung,  welcher  der  neue  Monarch  nachfolgt,   oder  von  dem   Kahl- 
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nette,  an  dessen  Stelle  der  neue  Minister  getreten  ist,  vorgezogen,  ver- 
hätschelt oder  empfohlen  wurde?  Endlich  bedarf  es,  um  die  Schweiz 
mit  Einsicht  zu  vertreten,  Männer,  die  nicht  seit  zu  langer  Zeit  von  ihr 
entfernt  lebten,  so  dass  sie  unsere  inneren  Kämpfe  und  die  wahre 
Stellung  der  Parteien  noch  in  lebhaftem  Andenken  haben. 

Obige  Bemerkungen,  wir  wiederholen  es,  haben  nicht  die  ent- 
fernteste Beziehung  auf  die  Pei*sönhchkeit  des  einen  oder  des  andern 
jwlitischen  Agenten;  sie  enthalten  nur  eine  allgemeine,  aber  sehr  an- 
gelegentliche Empfehlung,  die  wir  an  die  BVers.  und  an  den  BR  richten, 
hierin  dem  Beispiele  anderer  Regierungen  zu  folgen,  die  selten  eine 
Gesandtschaft  lange  Zeit  hindurch  in  dem  Besitze  desselben  Inhabers 
lassen.  B  1853  II  748. 

Den  28.  April  1854  sprach  sich  der  BR  zunächst  dahin  aus, 
dass  er  es  zur  Zeit  nicht  für  geeignet  halte,  in  der  diplomatischen 
Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande  Änderungen  vorzunehmen 
und  dieselbe  durch  gesetzliche  Vorschriften  festzustellen,  er  werde 
aber  zu  geeigneter  Zeit  sachbezügliche  Anregung  machen.  Die 
BVers.  nahm  hievon  Vormerkung. 

Zu  dieser  Zeit  hatte  der  BR  das  Schweiz.  Konsulat  in  Turin 
zu  einem  General-Konsulat  erhoben,  weil  es  mitunter  berufen  war, 
wichtige  Geschäfte  zu  behandeln,  B  1885  I  360.  Er  hatte  ferner 
beschlossen,  einem  der  Konsuln  in  jedem  Lande,  wo  die  Schweiz 
keine  diplomatischen  Vertreter  hat,  den  Rang  eines  Generalkon- 
suls zu  verleihen,  und  1856  beantragte  er  der  BVers.,  dass  dem 
Schweiz.  Generalkonsulate  in  Washington  mit  Rücksicht  auf  die 
Wichtigkeit  seiner  Stellung  eine  auf  dem  Budgetweg  festzusetzende 
Entschädigung  bewilligt  werde.  In  einem  Ber.  vom  9.  Juli  1856 
führt  er  aus: 

Was  die  Ven^ollständigung  der  diplomatischen  Vertretung  der 
Schweiz  im  Auslande  betrifft,  so  hat  sich  das  Bedürfnis  der  Aufstellung 
weiterer  diplomatischer  Agenten  bei  auswärtigen  Höfen,  an  denen  die 
Schweiz  bisher  nicht  vertreten  war,  für  einmal  wenigstens  nicht  gezeigt. 
Der  diplomatische  Verkehr  mit  denjenigen  Ländern,  die  mit  der  Schweiz 
nicht  sozusagen  in  täglicher  Verbindung  stehen,  hat  auf  dem  bisherigen 
Wege  in  befriedigender  Weise  stattgefunden,  so  dass  eine  Vermehrung 
herwärtiger  Gesandtschaften  im  Auslande  in  der  Tat  nicht  als  von  der 
Notwendigkeit  geboten  erscheint.  Aber  auch  vom  hohem  Gesichts- 
punkte der  völkerrechtlichen  Beziehungen  aus  betrachtet,  lässt  sich  ein 
Bedürfnis  nach  ausgedehnterer  Vertretung  der  Eidgenossenschaft  heut- 
zutage nicht  begründen,  indem  ihre  Stellung  unter  den  europäischen 
Mächten   von   solcher  Art  ist,   dass  sie  auf  tätige   Weise  bei  höhern 
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PVagen  diplomatischer  oder  internationaler  Natur  mitzuwirken  sich  nicht 
berufen  fühlt. 

Wenn  der  BK  aus  diesen  Gründen  sich  nicht  veranlasst  sieht, 
der  BVers.  die  Aufstellung  einer  grossem  Anzahl  diplomatischer  Agen- 
ten im  Auslande  vorzuschlagen,  so  hält  er  hingegen  füi*  angemessener 
und  notwendiger,  die  Stellung  der  gegenwärtigen  Vertreter  der 
Schweiz  in  Paris  und  Wien  teils  in  bezug  auf  ihre  Wirksamkeit  zu 
erweitern,  teils  hinsichthch  ihrer  ökonomischen  Verhältnisse  zu  ver- 
bessern. Wird  dieser  Antrag  genehmigt,  so  erachtet  es  alsdann  der 
BR  für  wünschenswert,  die  Wirksamkeitssphäre  der  Schweiz.  Reprä- 
sentanten im  Auslande  dadurch  zu  erweitem  und  zu  sichern,  dass 
durch  Verleihung  eines  höhern  Ranges  ihre  persönliche  diploma- 
tische Stellung,  namentlich  diejenige  des  Vertreters  in  Paris  bei  der 
französischen  Regierung,  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  angepasst 
werde,  und  es  würde  der  BR  beabsichtigen,  in  diesem  Falle  den  Schweiz. 
Vertreter  bei  der  französischen  Regierung  mit  dem  Charakter  und  Rang 
eines  bevollmächtigten  Ministers  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  und 
den  bisherigen  interimistischen  Geschäftsträger  in  Wien  zum  definitiven 
Geschäftsträger  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  bei  der  kaiserlich  öster- 
reii'hischen  Regierung  zu  akkreditieren. 

Obgleich  der  BR  die  Aufstellung  eines  diplomatischen  Agenten 
bei  der  Regierung  der  nordamerikanischen  Freistaaten  nicht  für  not- 
wendig erachtet,  so  sieht  er  sich  dennoch  im  Falle,  auf  die  besonderen 
Verhältnisse  hinzuweisen,  in  welchen  sich  das  Schweiz.  Generalkonsulat 
in  Washington  gegenüber  andern  Schweiz.  Konsulaten  in  der  nord- 
amerikanischen Union  befindet,  da  dasselbe,  als  am  Sitze  der  nord- 
amerikanischen Bundesregierung  residierend,  nicht  selten  mit  Geschäften 
betraut  wird,  welche  einen  mehr  oder  weniger  diplomatischen  Charakter 
tragen  und  eine  wirkliche  diplomatische  Vertretung  bisher,  teilweise 
wenigstens,  ersetzt  hat.  Diese  Stellung  des  Schweiz.  Generalkonsuls  in 
Washington,  die  von  dem  Geschäftskreise  des  blossen  Handelskonsulates 
in  angedeuteter  Weise  abweicht,  verursacht  demselben  Auslagen,  wie 
sie  von  andern  Konsuln  nicht  getragen  werden  müssen,  weshalb  der  BR, 
in  Berücksichtigung  der  diesfälligen  Verhältnisse,  gefunden  hat:  es  sei 
dem  Generalkonsul  in  Washington  eine  jährliche  Entschädigung  von 
Fr.  5000  für  Kanzleiauslagen  zu  gewähren. 

Hierauf  fasste  die  BVers.  den  26.  Juli  1856  den  BBeschl.  beti\ 
die  diplomatische  Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande  des  Inhalts: 

1.  Die  Besoldung  des  Schweiz.  Geschäftsträgers  in  Paris  wird 
von  Fr.  34,000  auf  Fr.  36,000  per  Jahr  erhöht.  Dagegen  hat  der- 
selbe von  Schweizem  keine  Taxen  und  Sportein  mehr  zu  beziehen. 

2.  Die  Besoldung  des  Schweiz.  Geschäftsträgers  in  Wien  wird 
auf  Fr.  18,000  jährlich  festgesetzt. 
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3.  Der  Schweiz.  Generalkonsul  in  Washington  erhält  für  Kanzlei- 
anslagen  eine  jährliche  Entschädigung  von  Fr.  5(X)0. 

A.  S.  V  395:  vgl.  auch  B  1864  I  366.  1865  II  24. 

Seinerseits  verlieh  der  BR  dem  Schweiz.  Geschäftsträger  in 
Paris,  dem  eidg.  Oberst  Bannan  *),  den  Rang  eines  bevollmät^htigten 
Ministers  und  änderte  die  provisorische  Bestellung  des  Schweiz. 
(Teschäftsträgers  in  Wien.  Ed.  Steiger*),  in  eine  definitive  um. 

B  1857  l  18H. 

Der  italienische  Krieg  von  1859  hatte  die  Vereinigung  der 
Lombardei  mit  Piemont  zur  Folge ;  man  sah  zu  gleicher  Zeit  die 
Bildung  eines  italienischen  Staatenbundes  im  Werden,  und  man 
begann  von  der  Abtretung  Savoyens  an  Frankreich  zu  sprechen. 
Diese  Umstände  veranlassten  den  BR  im  Jan.  186()  eiiien  ausser- 
ordentlichen Gesandten  am  Hofe  von  Turin  zu  akkreditieren.  Die 
BVers.  genehmigte  diese  Massnahme,  die  der  BR  in  der  Botsch. 
vom  28.  März  1860  wie  folgt  begründete: 

Durch  die  Einverleibung  der  Lombardei  in  das  Königreich  Sar- 
dinien hat  die  Bedeutsamkeit  dieses  Staates  für  die  Schweiz  ausser- 
ordentlich zugenommen,  da  die  Eidgenossenschaft  nunmehr  von  ihrem 
äussersten  östUchen  Ende  bis  zum  westlichen  ganz  an  Sardinien  grenzt. 
Der  schon  früher  aufgetauchte  Wunsch,  in  Turin  diplomatisch  vertreten 
zu  sein,  musste  in  doppelter  Stärke  auftreten,  da  die  Beziehungen  zu 
Mailand  und  zur  Lombardei  nicht  geringer  sind,  als  diejenigen  zu  Turin 
und  Piemont.  Man  musste  sich  vergegenwärtigen,  dass  schon  die  ge- 
wöhnlichen Verkehrsverhältnisse  eine  persönliche  Vertretung  der  Schweiz 
in  Turin  bedingen,  und  dass  namenthch  im  gegenwärtigen  Momente 
eine  Reihe  von  Fragen  politischer,  militärischer  und  kommerzieller  Natur 
mit  Sardinien  zu  verhandeln  seien,  welche  nur  durch  eine  persönliche 
Vertretung  eine  entsprechende  Erledigung  finden  könnten. 

Bei  der  Beratung  des  Budgets  füi*  das  Jahr  18tn  sodann 
brachte  der  BR  vor,  es  seien  mit  Sardinien  verschiedene  Fragen 
politischer,  militärischer  und  kommerzieller  Natur  zu  verhandeln, 
Post-,  Eisenbahn-  und  Schiflfahrtsverhältnisse  zu  regeln,  einer  grossen 
Zahl  Schweizer,  die  in  diesen  Ländern  niedergelassen  seien  oder 
durchreisen,  der  Schutz  und  die  Vermittlung  ihres  Heimatlandes  zu 


*)  Im  Jahre  1857  wurde  Oberst  Barmaii  durch  Dr.  J.  C.  Kern  ersetzt. 
der  zunächst  in  Spezialmission  in  der  Neuenburgerfrage  neben  Barman  und 
dann  an  dessen  Stelle  funktionierte. 

2)  Nach  dem  1866  erfolgten  Tode  Ed.  Steigers  wm*de  auf  den  Wiener 
Posten  provisorisch  der  St.  Galler  Landammann  Aepli,  alsdann  v.  Tschudi 
ernannt,  B  1867  11  323. 
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Die  mit  den  politischen  Ereignissen  des  Jahres  1866  eingetretenen 
Änderungen  in  Deutschland  bestimmten  den  BR  im  Frühjahr  18(>7 
ohne  Verzug,  gestützt  auf  Art.  90  ZifF.  6—9  der  BV  von  1848,  und 
in  der  Meinung,  dass  er  den  eidg.  Räten  über  seine  Entschliessung 
Bericht  zu  erstatten  und  den  erforderlichen  Kredit  für  eine  Jahres- 
besoldung von  Fr.  22,l)0()  nachzusuchen  habe  (B  1867  II 340),  National- 
rat  Dr.  J.  Heer  von  Glarus  als  ausserordentlichen  Gesandten  und  be- 
vollmächtigten Minister  bei  den  Höfen  von  Berlin,  München,  Stuttgart 
und  Karlsruhe  zu  akki-editieren.  Die  BVers.  hatte  ihrerseits  bereits 
mit  Beschl.  vom  20.  Dez.  186(>  den  BR  eingeladen,  über  das 
Ganze  der  diplomatischen  Vertretung  im  Auslande  so  bald  als  tun- 
lich Bericht  und  Antrag  vorzulegen,  B  1867  I  2.  Den  28.  Juni  IfHu 
erstattete  der  BR  der  BVers.  diesen  Bericht,  dem  wir  folgende  Aus- 
führungen entnehmen : 

1.  Man  hört  zuweilen  die  Ansicht  aussprechen,  dass  eine  diplo- 
matische Vertretung  für  die  Schweiz  keine  Notwendigkeit  sei,  und  dass 
man  die  Schweiz.  Agenten  durch  Generalkonsuln  ersetzen  sollte,  oder 
dass  man  wenigstens  da,  wo  neue  Bedürfnisse  sich  zeigen,  statt  der 
diplomatischen  Agenten  Generalkonsuln  ernennen  könnte. 

Es  ist  klar,  dass  die  Vermehrung  der  Verkehrsmittel,  welche  un- 
serer Zeit  eigen  ist,  die  Öffentlichkeit,  die  fast  überall  herrscht,  und  der 
insgemein  allen  Einwohnern  eines  Landes  ohne  Unterschied  der  Zu- 
ständigkeit, wenigstens  da,  wo  Verträge  bestehen,  gewährte  Schutz  dazu 
beitragen,  die  Bedeutung  der  Diplomatie  zu  mindern.  Nichts  desto- 
weniger  ist  die  Ersetzung  der  diplomatischen  Vertreter  durch  Konsuln 
als  allgemeine  Massregel  heutzutage  nicht  möglich. 

Vorerst  ist  den  Konsuln  in  manchen  Ländern  und  gerade  in  denen, 
wo  die  Schweiz  vertreten  zu  sein  das  meiste  Interesse  hat,  nicht  ge- 
stattet, über  den  beschränkten  Kreis  ihrer  Befugnisse,  wie  er  durch  das 
Völkerrecht,  den  Gebrauch  und  die  bestehenden  Reglemente  allgemein 
gezogen  ist,  hinauszugehen.  Sie  werden  nicht  als  Vertreter  einer  Re- 
gierung bei  einer  andern  betrachtet.  Gemeiniglich  ist  ihnen  nicht  nur 
nicht  gestattet,  persönlich  mit  den  Ministem  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten zu  verkehren,  sondern  selbst  ihre  schriftlichen  Mitteilungen  wer- 
den nicht  immer  entgegengenommen.  Insbesondere  ist  dies  der  Fall 
in  Frankreich,  Italien,  Osterreich  und  Preussen.  Es  hat  wohl  Ausnahmen 
gegeben,  seinerzeit  z.  B.  in  Turin  und  in  Neapel,  auch  heute  noch  in 
Madrid,  St.  Petersburg  imd  London ;  wahrscheinlich  tragen  die  Regierungen 
dieser  Staaten  der  besondern  Lage  der  Schweiz  Rücksicht,  indem  diese 
sich  nur  eine  kleine  Zahl  diplomatischer  Vertreter  erlauben  darf;  die 
Regel  aber  will,  dass  die  Generalkonsuln  wie  die  andern  nur  mit  unter- 
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geordneten  und  mit  Lokalbehörden  verkehren.  Um  den  Generalkonsuln 
das  Recht  zu  verschaifen,  mit  den  auswärtigen  Regierungen  direkt  zu 
verhandeln,  müsste  man  ihnen  den  diplomatischen  Charakter  verleihen, 
und  von  diesem  Augenblicke  an  wären  sie  nicht  mehr  Konsuln.  Es 
würde  das  unvenneidlich  einen  Wechsel  ihrer  ganzen  Stellung  zur  Folge 
haben;  denn  sie  könnten  z.  B.  nicht  mehr  ihre  Handels-  oder  gewerb- 
lichen Geschäfte  leiten,  und  es  müssten  ihnen  feste  Gehalte  ausgeworfen 
werden,  was  hinwieder  die  beabsichtigte  Ersparnis  zu  nichte  machen 
würde. 

Die  amerikanischen  Staaten  nehmen  die  Sache  nicht  von  einem 
so  fonnalistischen  Standpunkte  und  scheinen  hierin,  wie  in  manchen 
andern  Beziehungen,  weniger  strenge  Gebräuche  und  Rechtsansichten 
zuzulassen.  Wirklich  scheinen  weder  in  Rio  de  Janeiro,  noch  iu  Wasliing- 
ton  die  direkten  und  offiziellen  Beziehungen  zu  den  Ministerien  für  die 
Schweiz.  Generalkonsuln  an  Beschränkungen  geknüpft  zu  sein,  geschehe 
dies  mm  infolge  allgemeiner  Toleranz  oder  aus  besondern  Rücksichten 
für  die  Schweiz.  Wo  indessen  dem  nicht  so  ist,  muss  man  sich  dem 
bestehenden  Brauche  imterziehen,  und  sobald  die  Interessen  der  Schw^eiz 
eine  Vertretung  erfordern,  muss  man  sie  nach  dem  Völkerrecht  und  den 
Gebräuchen  einstellen,  wie  die  andern  Staaten  es  auch  tun. 

Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Schweiz  den  Wert  des 
Konsularwesens  nicht  sehr  hoch  zu  schätzen  habe,  sie,  die  eine  so  grosse 
Zahl  von  Konsuln  besitzt  und  ihre  Betätigung  in  allen  Teilen  der  Welt 
in  so  ausgiebigem  Masse  in  Anspruch  nimmt.  Da  sie  immer  nur  eine 
sehr  beschränkte  diplomatische  Vertretung  wird  besitzen  können,  .so 
wird  .sie  auch  immer  zur  Tätigkeit  der  Konsuln  Zuflucht  nelmien  müssen. 
Die  Konsulate  w^erden  immerhin  eine  grosse  Bedeutung  behalten,  selbst 
da,  wo  wir  eine  diplomatische  Vertretung  haben.  Es  ist  immöglich,  dass 
in  einem  grossen  Lande  der  Repräsentant  gleichzeitig  überall  sei;  daher 
können  die  Konsuln,  auf  einige  Plätze,  besonders  Seehäfen  verteilt, 
noch  wirksam  zur  Wahrnehmung  einzelner  Interessen  eingreifen,  selb.st 
abgesehen  von  ihrem  Nutzen  für  Handel  und  Gewerbe.  Vor  allem  aber 
werden  sie  von  Wert  für  die  Schweiz  sein  in  den  vielen  Ländern,  ^vo 
eine  eidg.  diplomatische  Vertretung  unmöglich  ist,  sei  es  im  Westen, 
sei  es  im  Osten,  und  da  wo  eine  solche  nicht  nötig  ist,  weil  daselbst 
keine  politischen  Interessen  wahrzunehmen  sind.  Vorau.ssichtlich  wird 
also  das  Konsularwesen  eine  immer  grössere  Ausdehnung  gewinnen 
und  mit  der  Bewegung  der  schw-eiz.  Bevölkerung  und  der  Entwicklung 
der  Schweiz.  Interessen  nach  Aussen  stetig  w^achsen.  Man  darf  an- 
nehmen, dass  das  gleiche  Verhältnis  bei  den  andern  Staaten  nach  und 
nach  und  in  einem  hohem  oder  geringem  Grade,  je  nach  den  Umständen, 
zu  Tage  trete  und  einen  Wechsel  im  bisherigen  Repräsentationssystem 
schliesslich  herbeiführen  werde.    So  lange  jedoch  der  jetzige  Gebrauch 
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massgebend  ist,  und  wo  politische  Rücksichten  in  Betracht  faJlen,  kann 
die  Eidg.  nicht  leicht  davon  abweichen. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  der  Schweiz,  die  an  ihrem  Neutralitäts- 
prinzip  so  fest  hält,  Änderungen  im  Völkerrechte  anzustreben,  und  der 
Augenblick  wäre  nicht  geeignet,  eine  solche  Reform  anzuregen.  Die 
Schweiz  muss  vSich  vor  allem  fragen,  ob  die  Interessen  ihrer  Politik  und 
ihrer  Verwaltung,  ob  die  Sorge  füi*  ihre  Unabhängigkeit  und  ihre  aus- 
wärtigen Beziehungen  es  ratsam  machen,  in  gewissem  Masse  eine  Ver- 
tretung bei  auswärtigen  Staaten  zu  haben ;  bejaliendenfalls  wäre  es  übel 
getan,  sie  nicht  zu  bestellen,  wie  andere  Staaten,  die  sich  im  gleichen 
Falle  befinden. 

Man  soll  nicht  mehr  als  das  nötige  tun ;  man  darf  aber  auch  nicht 
zu  wenig  und  nichts  in  stossender  Form  tun.  Es  w^äre  das  der  Stellung^ 
welche  die  Schweiz  einnimmt  imd  beansprucht,  ihrer  Würde  wie  ihren 
Interessen  zuwider. 

2.  Mancherorts  wird  wohl  zugegeben,  dass  die  Schweiz  sich  eine 
diplomatische  Vertretung  halten  müsse,  sobald  sie  ihr  Interesse  dabei 
finde;  man  möchte  aber  die  Haltung  ständiger  Gesandtschaften  wenn 
nicht  unterdrücken,  so  doch  beschränken  und  öfter  zum  Mittel  besonderer 
und  ausserordentlicher  Sendungen  greifen.  .  .  . 

Vorerst  haben  Avir  zu  bemerken,  dass  der  Modus  der  ständigen 
Vertretung,  wie  wir  sie  jetzt  haben,  die  Anwendung  des  andern  Ver- 
fahrens nicht  ausschliesst.  Die  Schweiz  hat  davon  z.  B.  im  Jahre  1857 
bei  den  in  Paris  zur  Beilegimg  der  Neuenburgerfrage  abgehaltenen  Kon- 
ferenzen Gebrauch  gemacht.  Der  gleiche  Fall  kann  wieder  eintreten 
bei  einem  Kongresse,  bei  wichtigen  Ereignissen,  welche  eine  Gesandt- 
schaft von  besonderer  Bedeutung  erfordern,  bei  wichtigen  Eröffnungen 
an  Regierungen,  bei  welchen  die  Schweiz  nicht  vertreten  ist,  was  im 
Jahre  1860  der  Fall  war.  Wir  sprechen  hier  nicht  von  Fachmännern 
oder  besondern  Abgeordneten  in  Handels-,  Post-,  Eisenbahn-  oder 
Telegraphensachen,  denn  diese  fallen  nicht  in  den  Bereich  der  uns  be- 
schäftigenden Verhältnisse. 

Die  ausserordentlichen  Gesandtschaften  können  selbst  neben  den 
ständigen  verwendet  werden.  Beide  haben  alsdann  für  den  gleichen 
Zweck  zusammenzuwirken,  sich  zu  unterstützen,  sich  gegenseitig  auf- 
zuklären und  zu  ersetzen ;  nie  aber  dürfen  sie  sich  ausschliessen.  Wenn 
die  Schweiz  ständige  Gesandtschaften  unterhält,  so  verzichtet  sie  nicht 
auf  die  Möglichkeit,  zu  ausserordenthchen  Sendungen  zu  greifen,  wo 
dies  nötig  würde;  hinwieder  erschiene  es  nicht  zulässig,  die  erstem 
aufzuheben  oder  ihre  Zahl  zu  mindern,  um  sie  grundsätzlich  durch 
letztere  zu  ersetzen. 
I  Vom  Standpunkte  der  Erspai'nis  würde   fürs   erste  daraus  kein 
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ien,  indem  die  ausHerordentiichen  Sei 
e  die  Erfahrung  aller  Länder  beweisi 
ärordentlichen  Missionen  sind,  selbst 
inem  übertragen  werden,  für  die  ßehan 
eignet.  Wenn  sie  sich  nicht  auf  dit 
ndten  stützen  können,  so  scheitern  ^ 
lis  der  Verhältnisse  und  Personen  im 
i. 

dieser  Art  kommen  eher  zur  Verwe 

von  Souverän  zu  Souverän,   bei  seit 

handelt,  grösseren  Pomp  zu  entwicl 
iltung  zu  bringen. 

lige  Gesandte  kann,  wofem  er  auf  de 
sse  Dienste  leisten,  indem  er  die  erhel 
s  der  Politik  vorkommen,  die  werdet 
im  Staate,  wo  er  sich  aufhält,  aufmerk: 
mitteilt,  was  für  die  heimatliche  Poli 
ng,  bei  welcher  er  beglaubigt  ist,  die  i 

geeigneter  Weise  das  Interesse  seit 
entliche  Sendung  könnte  unt^r  keii 
iine  solche  Tätigkeit  entfalten,  und  es' 
ihr  oft  zu  spät  käme, 
emer  in  der  Aufgabe  der  Kepr^enta 
er  die  moralischen  und  materiellen  Fo 

sich  im  Lande,  das  sie  bewolinen,  \ 
'as  dem  Handel,  der  Lidustrie  und 
X  dienlich  sein  kann,  die  gesetzge 
Erlasse  und  Veröffentlichungen  zu  ü 
md  Gewerbe  zu  fördern  geeignet  sii 
ert,  und  eine  ausserordentliche  Sen 
itritt,  vermöchte  sie  natürlich  nicht  z 
wäre  es  auch  nicht  klug,   sich   beise 

Augenblicke,  wo  man  an  eine  hobt 
Falle  ist,  mit  welcher  man  aber  vc 
beständigen  Verkehr  zu  unterhalten,  un 
ung  man  nun  ganz  plötzlich  wünsche 
t  Gefahr,  oft  unnütze  Schritte  zu  tue 
der  Verta-eter  hat  auch  ihre  bedeutendi 
li  uns  zu  befürchten,  dass  mau  in  dem 
iejenigen,  welche  sich  zur  Ausführung 
neten,   zur  Annahme   und   zu  einer  j 

bestimmen  könnte. 
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Endlich  mag  noch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  gerade  solche 
ausserordentliche  Sendungen  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  ganz  be- 
sonders erregen,  und  dass  das  daran  sich  knüpfende  Aufsehen  wenig 
geeignet  ist,  der  Mission  die  Wege  zu  ebnen  oder  die  Schwierigkeiten 
zu  erleichtem. 

Während  man  also  für  das  herkömmliche  Repräsentationssystem 
sich  ausspricht,  muss  man  sich  andrerseits  in  der  Anwendung  des- 
selben möglichst  beschränken.  Die  Schweiz  muss  sich  an  das  unbedingt 
Nötige  halten  und  hieffu*  nur  ihre  klar  erwiesenen  Interessen  zur  Richt- 
schnur nehmen. 

3.  Bis  zum  Jahre  1866  hat  sich  die  Schweiz  auf  drei  Gesandt- 
ijchaften  beschränken  können.  Die  Umstände  haben  sich  seither  ge- 
ändert, und  heute  erscheint  eine  Vermehrung  geboten. 

Früher  gewährleisteten  unbestrittene  Verträge  die  Neutralität  und  die 
Unabhängigkeit  der  Schweiz;  und  eine  eigentümliche  Staatengruppierung, 
die  ihr  kleinere  Länder  zu  Nachbarn  gab,  die  bei  niemand  Befürch- 
tungen erwecken  konnten,  erleichterte  ihre  internationale  Stellimg.  In 
den  letzten  40  bis  50  Jaliren  hatte  sich  nichts  ereignet,  was  den  Zustand 
der  Dinge  an  der  Schweiz.  Grenze  hätte  ändern  oder  die  Bedingungen 
des  europäischen  Gleichgewichts  hätte  stören  können.  Die  Schweiz 
konnte  sich  daher  lange  mit  zwei  Gesandtschaften  bei  den  Ländern 
begnügen,  zu  welchen  sie  die  meisten  täglichen  Beziehungen  und  An- 
knüpfungspunkte hatte,  die  durch  geschichtliche  Erinnerungen,  Grenz- 
verhältnisse und  Verkehr  entstanden  waren. 

Schon  das  Jahr  1859  änderte  diesen  Zustand  in  Bezug  auf  ItaUen. 
Statt  der  ehemaligen  Mannigfaltigkeit  von  Staaten  und  Regierungen 
mit  ihren  entgegengesetzten  Absichten  und  Bestrebungen,  welche  füi* 
die  Nachbarn  nicht  gefährlich  werden  konnten,  hatte  man  nun  ein  ein- 
heitlich geschlossenes  Italien,  das,  befähigt  eine  zahlreiche  Armee  auf- 
zustellen, von  nun  an  weit  stärker  und  mächtiger  sich  darstellte. 

Damit  hatte  die  Schweiz  im  Osten,  im  Süden  und  im  Westen 
drei  grosse  Staatskörper  als  Grenznachbaren. 

Bis  zu  den  Ereignissen  des  Jahres  1866  bot  uns  auch  der  Norden 
verschiedene  Länder,  zu  welchen  aus  altherkömmlichen  Verkehrs-  und 
Nachbarschaftsverhältnissen  vielfache  und  freundschaftliche  Beziehungen 
erwachsen  waren.  Sie  hatten  das  gleiche  Interesse  wie  wir  am  Frieden, 
an  der  Entwicklung  ihrer  Einrichtungen,  und  fanden  in  dem  ehemaligen 
deutschen  Bund  genügende  Gewähr  für  ihre  Sicherheit  und  Unabhängig- 
keit. Sie  waren  für  die  Schweiz  ebenso  wenig  eine  Gefahr,  als  die 
Schweiz  für  sie. 

Heute  ist  Deutschland  auf  der  Bahn  der  Neugestaltung;  und  auf 
den  1815   geschaffenen   alten  Bund   ist   bereits  ein  einheitliches  Nord- 
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nd  gefolgt,  das  als  sulches  nach  aussen  auftritt  und  uiitei*  der 
liner  Macht  ersten  Ranges  steht. 

st  vorauszusehen,  dass  wir  an  unsem  Toren  nieht  melir  c-iuen 
en  Staatenbund,  sondern  eine  gekräftigte  Nation  unter  dem 
leii  und  diplomatischen  Einfluss  einer  Grossmacht  haben  werden. 
ngs  der  ganzen  Ausdehnung  unserer  Nordgrenze  an  unser  Land 
)  ihr  Halt  geboten  ist. 

iiand  «ird  nun  in  Abrede  stellen,  djLss  es  im  wohlverstandenen 
der  Schweiz  liegt,  mit  diesen  grossen  Landermassen  freund- 
n  Beziehungen  und  gute  Nachharsfthaft  zu  pflegen.  Heut«  ist 
S<^hweiz,  gestützt  auf  die  ihr  zu  fiebole  stehenden  politischeii, 
en  und  materiellen  Mittel,  ihrer  Neutralität  und  Unabhängig- 
kennung  und  Achtung  zu  verschaffen;  denn  ihre  Gewahr  ist 
hr   vornehmlich    im    Wortlaute   diplomatischer   Urkunden    zu 

m  (jewähr  wird  .sich  freilich  int  allgemeinen  Interesse  finden, 
wie  in  der  Vergangenheit,  für  die  Erhaltung  des  Friedens  und 
tung  von  Streitanlässen  den  Bestand  eines  neutralen  und  un- 
tn  centralen  Staates  fordert:  sie  wird  sich  vielleieht  auch  in 
-Stützung  der  grasseii  Staaten  linden,  denn  jeder,  der  an  uiis 
lat  das  nämliche  Interesse  am  Bestehenden;  vor  allem  aber 
sich  in  unserm  Willen  und  in  unserer  Kraft  finden,  das,  was. 
;en,  intakt  zu  erhalten.  Hieffir  und  da  wir  einer  neuen  Wand- 
europäischen internationalen  Verhältnisse  gegenüberstehen, 
fir  ims  in  den  Stand  setzen,  den  Anfordenmgen  der  I^age 
u  leisten. 

liesem  Kampfe  von  Interessen,  diesem  Zusanuiienstosse  neuer 
ender  Ideen,  in  diesem  UmhUdiingsprozcsse  muss  die  Schweiz 
lut  und  wachsam  sein;  sie  muss  sich  (^ber  den  Gang  der  [>o- 
Voigange  um  sich  hemm  genaue  Auskunft  verschaffen;  sie 
allem  unt<'mchtet  sein,  was  sie  betreffen  mag,  damit  sie 
erlass  bereit  sei,  zu  handeln.  In  aussemrdenthchen  Zeiten 
n  sich  nicht  nur  auf  die  Mitteilungen  der  Presse  verlassen, 
nan  bedarf  offizieller  Organe,  welche,  wo  nötig,  im  Interesse 
idcs  sprechen,  schreiben  und  l>ei  den  andern  Regieningen 
innen. 

1  allgemeinen,  politischen  Standpunkt  aus  kann  also  die  Schweiz 
die  jetzige  Zeit  wenigstens  sich  einer  diplomatischen  Ver- 
<ei  den  grossen  NacJiharm achten,  die  sie  umgeben,  nicht 
sn. 

ie  Betrachtungen  zeigen  zugleich,  innerhalb  welcher  Schranken 
zu  hallen  hat. 
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Obgleich  Österreich  die  Lombardie  und  Venetien  nicht  mehr  besitzt, 
^o  sind  seine  Beziehungen  zu  der  Schweiz  immerhin  noch  beträchtlich, 
imd  es  liegen  noch  mehrere  bedeutende  Fragen  in  Behandlung,  die  einer 
Lösung  harren;  es  seien  hier  nur  beispielsweise  erwähnt  die  Rhein- 
korrektion, die  Erledigung  einiger  Grenzanstände  bei  Finstermünz*),  die 
Fortsetzung  der  Strasse  von  Martinsbruk  nach  Finstermünz,  eine  Ver- 
ständigung über  verschiedene  Verhältnisse  in  Gerichts-  und  Polizei- 
Sachen  —  wie  gegenseitige  Anerkennung  civilgerichtlicher  Urteile, 
gleichmässige  Behandlung  der  Gläubiger  in  Konkurssachen,  Verfahren 
in  Erbschaftssachen,  Besteuerung,  Mitteilung  von  Civilstandsakten, 
Niederlassung  u.  s.  w.*)  -  endlich,  was  wichtiger  ist,  die  Unterhand- 
lung über  den  Abschluss  eines  Handelsvertrags.  Es  hegt  wegen  dieser  An- 
gelegenheiten im  Interesse  der  Schweiz,  bei  derösten*eichischen  Regierung 
einen  tätigen,  fähigen  Agenten  zu  haben,  der  auch  denjenigen  Grad  persön- 
licher Achtung  besitzt,  der  geeignet  ist,  seinen  Schritten  eine  günstige 
Aufnahme  zu  sichern.  Die  Sache  ist  heutzutage  um  vieles  leichter, 
seit  in  allen  Zweigen  der  österreichischen  Verwaltung  eine  fortschritt- 
liche Bewegung  sich  kund  gibt  und  die  Regierung  wirklich  für  eine  be- 
friedigende Lösung  einiger  dieser  Fragen  eine  entschieden  günstige 
Gesinnung  gezeigt  hat.  Die  Angelegenheit  der  Rheinkorrektion  ist,  als 
zu  den  Grenzverhältnissen  gehörend,  dem  Ministerium  des  Aussem  zu- 
gewiesen worden,  und  man  hat  allen  Grund  zu  hoffen,  dass  sie  einen 
wohltMigen  Impuls  erhalten  wird.*)  Betr.  den  Handelsvertrag  sind  Kon- 
ferenzen eröffnet,  und  wenn  einer  baldigen  Lösung  Hindemisse  sich  ent- 
gegenstellen sollten,  so  werden  sie  kaum  in  erster  Linie  vom  Ministerium 
herri\hren.*) 

Soviel  über  die  Geschäfte.  Allein  auch  in  politischer  Beziehung 
Ijissen  die  grosse  Bedeutung,  welche  Österreich  hat,  und  die  Stellung, 
welche  es  im  europäischen  Systeme  einnimmt,  es  als  in  unserm  Interesse 
liegend  erscheinen,  mit  dieser  Macht  die  alten  freundschaftlichen  Be- 
ziehungen fortzupflegen. 

Gegenüber  Italien,  das  in  so  grosser  Ausdehnimg  die  Schweiz 
begrenzt,  musste  das  Bedürfnis  sich  mit  dem  Eintritt  der  neuen  Ordnung 
der  Dinge  fühlbar  machen,  dort  eine  diplomatische  Vertretung  zu  haben. 
Man  empfand  übrigens  bald  die  Wirkungen  der  Einführung  einer  libe- 


*)  Vgl.  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich  über  die  Regu- 
lierung der  Grenze  bei  FinstermOnz  vom  14,  Juli  1868.  A.  S.  IX  570. 

*)  Vgl.  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich  zur  Regelung 
der  Niederlassungsverhältnisse  u.  a.  vom  7.  Dez.  1875,  A.  S.  n.  F.  II 148. 

*)  Vgl.  den  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich  Über 
die  Rheinregulierung  vom  30.  Dez.  1892,  A.  S.  n.  F.  XIII  559. 

*)  Vgl.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich-Ungarn  vom 
14,  Juli  1868,  A.  S,  IX  576. 
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ralen  und  foiischrittfreundlichen  Leitung  der  Staatsgeschäfte  in  diesem 
Lande.  Schon  am  5.  Okt.  1861  wurde  eine  Übereinkunft  über  die  Be-^ 
reinigung  der  Grenze  zwischen  der  Lombardei  und  dem  Kt.  Tessin  auf 
einigen  streitigen  Punkten  abgeschlossen.*)  Die  zwischen  den  beiden  Re- 
gierungen ausgewechselten  Erklärungen  haben  die  mit  dem  Königreiche 
Sardinien  abgeschlossenen  Verträge  auf  alle  Provinzen  des  Königreichs 
ItaUen  ausgedehnt.*)  In  der  Übereinkunft  vom  30.  Nov.  1862  haben  die 
beiden  Staaten  die  Teilung  der  von  den  Bistümern  Como  und  Mailand 
herrührenden  Güter  bewerkstelligt  und  damit  den  Austrag  der  Ablösung 
des  Schweiz.  Gebiets  von  besagten  Bistümern  gefördert,  indem  sie  für  die 
Unterhandlungen  mit  dem  heil.  Stuhl  den  Boden  vorbereiteten.')  Die 
Grenzanstände  zwischen  Graubünden  und  Italien  haben  durch  die  Über- 
einkünfte vom  27.  Aug.  1863  und  22.  Aug.  1864  eine  für  beide  Teile 
befriedigende  Erledigung  gefunden.  *)  In  den  Jahren  1865  und  1866  fanden 
mit  ItaUen  lebhafte  Unterhandlungen  statt  für  den  Abschluss  verschie- 
dener Verträge,  als:  eines  Handelsvertrags  nebst  Tarif,  der  provi- 
sorisch auch  in  Kraft  gesetzt  wurde,  eines  Niederlassungsvertrages  und 
einer  Konsularkonvention,  eines  Auslieferungsvertrages  und  einer  Überein- 
kunft zum  Schutze  des  schriftstellerischen  und  künstlerischen  Eigentums. 
Die  Unterhandlungen  sind  einem  Abschlüsse  nahe  geführt  worden,  und 
IUI  dem  Gelingen  ist  nicht  zu  zweifeln.*)  Diese  Beispiele  zeigen,  das.s 
den  Beziehungen  zu  Italien  positive  Ergebnisse  entsprungen  sind.  An- 
gesichts dessen,  was  zu  tun  bleibt,  der  Fragen,  die  auf  der  Tagesord- 
nung sind,  und  derjenigen,  die  beständig  neu  auftauchen,  erachten  wii-, 
dass  die  Vornahme  einer  Veränderung  in  der  Vertretung  bei  ItaUen 
unzuträglich  sein  würde.  Überdies  machen  die  Stellung  Italiens  in 
Europa  und  unsere  politischen  Beziehungen  zu  diesem  Lande  die  Er- 
haltung des  Bestehenden  ratsam.  Die  Rolle,  zu  der  Italien  berufen 
sein  kann,  ist  der  Art,  djiss  sie  für  die  Schweiz  und  für  die  Verteidigung 
ihrer  Neutralität  die  ernstesten  Folgen  haben  dürfte.  Es  muss  dem  BI{ 
daran  liegen,  den  Wandlungen  zu  folgen,  welche  die  äussere  Politik  Ita- 
liens  erleiden  mag,  indem  daraus  später,  wie  aus  der  Haltung  Öster- 
reichs, für  die  Schweiz  eine  sehr  verschiedene  Lage   erwachsen    kann. 

Über  die  diplomatische  Vertretung  in  Frankreich  sind  nur  wenige 
Worte    zu   sagen,    indem   die   laut  gewordenen  Zweifel  diese  Gesandt- 


M  Vgl.  A.  S.  VII  211. 

-)  Vgl.  A.  S.  VII  374,  376. 

•^)  Vgl.  A  s.  VII  em,  IX  :^7. 

*)  Vgl.  A.  S.  VIII  430. 

'*)  Vgl.  die  verschiedenen  Vertnigo  der  Schweiz  mit  Italien  vom  22.  Juli 
18f>8,  A.  S.  IX  «57  (Handelsvertrag),  680  (Urheberrecht vertrag),  70(>  (Niodcr- 
lassungsvertrag),  732  (Auslieferungsvertrag). 
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Schaft  nicht  berührt  haben.  Sie  ist  die  älteste  und  ihre  pohtische 
Wichtigkeit  lässt  sich  nicht  in  Frage  stellen.  Die  ausgezeichneten 
Dienste,  welche  sie  so  vielen  verschiedenartigen,  öffentlichen  und  Privat- 
interessen geleistet  hat,  sind  der  beste  Bew^eis  ihrer  Nützlichkeit.  In 
gewöhnlichen  Zeiten  sowohl,  wie  bei  den  jetzt  noch  so  wenig  fest  geordneten 
Zuständen  Europas  könnte  man  der  Gesandtschaft  in  Frankreich  nicht 
entbehren ;  sobald  man  nicht  alle  aufheben  Avill,  so  muss  diese  in  erster 
Linie  beibehalten  werden. 

Die  Neugestaltung  Deutschlands  unter  dem  Einflüsse  Preussens 
hat  den  Schwerpunkt  der  deutschen  Angelegenheiten  nach  Berlin  ver- 
legt. Preussen  war  schon  eine  der  europäischen  Grossmächte,  allein 
es  hat  infolge  des  Krieges  von  1866  noch  grössere  Bedeutung  gewonnen. 
In  materiellen  Fragen  schaffen  Verträge  Gemeinsamkeit  der  Interessen 
mit  den  süddeutschen  Staaten.  Diese  stehen  zwar  ausserhalb  des 
Bundes;  aber  in  einigen  Beziehungen  bilden  jetzt  schon  die  deutschen 
Länder  eine  Gesamtheit,  und  das  ist  eine  Tatsache  von  zu  grosser 
Tragweite  und  würde  einen  zu  bedeutenden  Einfluss  auf  die  Geschicke 
der  andern  Länder  ausüben,  als  dass  die  Schweiz  ihrereeits  daran  nicht 
irgend  welchen  Entschluss  knüpfen  mtisste.  Dieser  Entschluss  ist  nichts 
anderes,  als  sich  in  Deutschland  vertreten  zu  lassen. 

Alle  Dienste,  welche  eine  Vertretung  in  gewöhnUchen  Zeiten 
durch  Mitteilungen  aus  dem  Bereiche  der  Politik  und  der  Verwaltung, 
durch  solche  aus  dem  Gebiete  der  Wissenschaft,  des  Handels,  der  Ge- 
werbe und  der  Geschäfte  überhaupt  leisten  kann,  Averden  hier  ein 
weites  Feld  der  Tätigkeit  finden. 

Man  erinnert  sich  der  Unterhandlungen,  die  18()5  behufs  Abschluss 
eines  Handelsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Zollverein  statt- 
gefunden und  zu  einem  Entwurfes  geführt  haben,  von  dem  man  für 
beide  Teile  günstige  Wirkungen  erhoffte,  obgleich  darin  nicht  allen 
Wünschen  hat  Rechnung  getragen  Averden  können.  Im  Augenblicke, 
wo  dieser  Vertrag  den  eidg.  Räten  zur  Genehmigung  unterbreitet  wer- 
den sollte,  erhielt  der  BR  die  Nachricht,  dass  drei  Staaten  des  Zoll- 
vereins :  Preussen,  Sachsen  und  das  Grossherzogtiun  Hessen,  die  schliess- 
liche  Zustimmung  zur  Unterzeichnung  nicht  gegeben  hätten.  Der  Grund 
dieser  Weigerung  lag  in  einigen  Einzelljestimmungen ,  deren  Änderung 
diese  Staaten  wünschten;  der  Vertragstarif  jedoch  wurde  provisorisch 
in  Kraft  gesetzt.  Begreiflich  ist  dies  ein  Verhältnis,  das  eine  Regelung 
erheischt.  Eine  der  wichtigen  Aufgaben  des  Schweiz.  Gesandten  wird 
es  daher  sein,  die  Verhandlungen  wieder  aufzunehmen,  um  sie  einem 
guten  Ende  entgegenzuführen  und  sich  nebstdem  zu  bemühen,  etwelche 
Zugeständnisse  gegenüber  den  dringenden  Begehren  der  schw^eiz.  wein- 
bauenden Kantone  zu   erlangen.    Die  Wiederaufnahme  dieser  Verband- 
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lungen  wird  erfolgen,  sobald  die  Neugestaltung  des  Zollvereins  voll- 
endet sein  wird.*) 

Mit  dem  deutsch-österreichischen  Postverein  sind  seit  einiger  Zeit 
Unterhandlungen  vorbereitet,  die  nächstens  eröffnet  werden  können. 
An  diesen  für  die  Schweiz  teilzunehmen,  wird  eine  weitere  Aufgabe 
des  Gesandten  sein.*) 

Endlich  kommen  zu  diesen  geschäftlichen  Angelegenheiten  auch 
politische  Rücksichten.  Deutschland  kann  bei  künftigen  Ereignissen 
eine  zu  grosse  Rolle  spielen ;  es  steht  in  zu  vielfachen  Berührungen  zu 
der  Schweiz,  als  dass  diese  nicht,  was  von  ihr  abhangt,  tun  sollte  für 
die  Entwicklung  ihrer  altherkömmlichen  Beziehungen  zu  den  Staaten, 
welche  Deutschland  bilden. 

Das  ist  das  Mass,  auf  welches  der  BR  für  jetzt  die  diplomatische 
Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande  beschränken  möchte. 

4.  Man  hat  mitunter  auch  von  andern  Ländern  gesprochen,  bei 
denen  sich  die  Schweiz  vertreten  lassen  könnte. 

Vielleicht  geböte  eine  gewisse  politische  Konvenienz,  weiter  zu 
gehen  und  sich,  in  Anwendung  der  Reziprozität,  wenigstens  bei  den 
Staaten,  welche  in  der  Schweiz  Gesandtschaften  halten,  vertreten  zu 
lassen.  Es  wäre  das  allerdings  nützlich;  allein  man  weiss  überall,  dass 
die  Schweiz  vermöge  ihrer  finanziellen  und  politischen  Einrichtungen 
nicht  in  der  Lage  ist  für  die  Erweiterung  ihrer  Vertretung  im  Auslande 
Opfer  zu  bringen,  welche  ausser  Verhältnis  zu  demjenigen  stünden, 
was  sie  auf  ihre  innere  Verwaltung  verwendet.  Man  hat  ihr  denn 
auch  nie  zugemutet,  da  Gesandtschaften  zu  halten,  wo  sie  hiefür  nicht 
ein  genügendes  Literesse  fand,  und  wo  sie,  dank  insbesondere  dem 
freundschaftlichen  und  woldwollenden  Entgegenkommen  der  auswär- 
tigen Regierungen,  dem  Bedürfnisse  in  anderer  Weise  genügen  konnte. 
Die  Schweizer  haben  darunter,  dass  man  zuweilen  die  diplomatische 
Etikette  ausser  Acht  gelassen,  nicht  zu  leiden  gehabt,  und  gegenüber 
uns  ist  daraus  eine  Übung  entstanden,  von  der  unsererseits,  glauben 
wir.  nicht  abgewichen  werden  sollte,  so  lange  daraus  Vorteile  erwachsen. 

Immerhin  hatte  man  diesfalls  in  Europa  besonders  England  und 
Russland,  in  der  neuen  Welt  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordame- 
rika im  Auge. 

Die  Stellung  und  der  Einfiuss  der  beiden  erstem  als  europäische 
Grossmächte  sind  bekannt,  und  djis  Interesse,  das  sie  an  unserm  Lande 


*)  Vgl.  den  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  dem 
deutschen  Zoll-  und  Handelsverein  vom  13.  Mai  1869,  A.  S.  IX  888. 

*)  Vgl.  den  Postvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Norddeutschen 
Bund,  Bayern,  Würtemberg  und  Baden  vom  11.  April  1868,  A.  S.  IX  399. 
und  Postvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Oesterreich-Ungarn  vom  15.  Juli 
1S68.  A.  S.  IX  612. 
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nehmen,  hat  sich  noch  jedesmal  gezeigt,  wo  der  Anlass  dazu  sich  dar- 
bot. Ihre  geographische  Lage  aber  ist  nicht  der  Art,  dass  sie  die  Fragen, 
welche  uns  berühren  mögen,  in  so  unmittelbarer  Weise  beeinflussen, 
wie  die  an  uns  grenzenden  Staaten. 

Wii-  pflegen  allerdings  mit  ihnen  zahlreiche  Beziehungen,  welche 
wir  noch  weiter  sich  ausdehnen  zu  sehen  wünschen.  In  beiden  Län- 
dern sind  auch  viele  Schweizer  niedergelassen,  denen  die  Anwesenheit 
eines  Repräsentanten  nur  von  Nutzen  sein  könnte.  Die  Tätigkeit  der 
Konsuln  hat  indessen  in  den  meisten  Fällen  genügt,  und  in  andern 
Fällen  wurden  mit  Erfolg  die  guten  Dienste  der  Vertreter  dieser  Mächte 
in  der  Schweiz  angesprochen,  welche  sie  jedesmal,  wo  darum  nachge- 
sucht wurde,  mit  Zuvorkommenheit  gewährt  haben.  Die  Schweiz.  Ge- 
neralkonsuln in  London  und  in  St.  Petersburg  haben  unbeanstandet 
mit  den  Ministerien  in  offiziellen  Verkehr  treten  können.  Der  BR  sieht 
demnach  keine  genügenden  Gründe,  um  über  den  hievor  gezeichneten 
Rahmen  hinauszugehen. 

Die  Frage  einer  Vertretung  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordame- 
rikas ist  vor  einigen  Jahren  aufgeworfen  worden.  Der  BR  hat  darauf 
in  seinem  Geschäftsberichte  vom  Jahr  1865  mit  folgenden  V^orten  hin- 
gewiesen : 

Die  nordamerikanische  Union  ist  der  einzige  grosse  Staat  mit  re- 
publikanischen, den  unsrigen  entsprechenden  Einrichtungen ;  sie  ist  das 
Ziel  weitaus  der  meisten  Schweizer,  welche  jenseits  des  Meeres  eine 
neue  Heimat  sich  gründen  wollen ;  sie  gehört  zu  den  ersten  Abnehmern 
der  Erzeugnisse  Schweiz.  Gewerbefleisses.  Bei  der  Mannigfaltigkeit  und 
dem  Umfange  aller  dieser  Beziehungen  ist  es  erklärlich,  dass  wieder- 
holt schon  aus  den  Vereinigten  Staaten  der  Wunsch  kund  gegeben 
worden  ist,  dass  die  Schweiz  in  Washington  sich  diplomatisch  ver- 
treten lasse,  und  der  frühere  amerikanische  Gesandte  in  der  Schweiz, 
Theod.  S.  Fav,  hat  schon  im  Jahre  1859  dem  Bundesrate  sein  Bedauern 
darüber  ausgesprochen,  «dass,  während  in  der  Schweiz  eine  amerika- 
nische Gesandtschaft  so  viele  Jahre  bestanden  habe,  dieser  Akt  inter- 
nationaler Höflichkeit  (international  comity)  nicht  erwidert  worden  sei !  » 
Die  persönlichen  Beziehungen  des  frühern  wie  des  jetzigen  General- 
konsuls der  Eidg.  zu  den  leitenden  Männern  in  Washington  haben 
allerdings  ermöglicht,  dass  die  letzten  beiden  Inhaber  dieses  Amt.es  die 
Schweiz.  Interessen,  trotz  ihrer  Stellung  als  einfache  Handelskonsuln, 
in  trefflicher  Weise  wahrnehmen  konnten  und  der  Mangel  einer  ein- 
flussreichen diplomatischen  Vertretung  sich  bisher  kaum  fühlbar  ge- 
macht hat.  Dieser  Umstand  hatte  aber  auch  zur  Folge,  dass  unsere 
ausgewanderten  Landsleute  und  nicht  minder  unsere  Landeseinwohner 
für  die  Besorgung  von  Geschäften  jeder  Art  vorzugsweise  an  dieses 
Konsulat  sich  wenden  und  dadurch,   namentlich  seit  dem  Beginn  des 
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nunmehr  beendigten  Bürgerkrieges,  die  Amtsobliegenheiten  des  Gene- 
ralkonsuls dermassen  sich  mehrten,  dass  in  Bezug  auf  den  Geschäfts- 
umfang  sein  Amt  einer  eigentlichen  Gesandtschaft  füglich  an  die  Seite 
gestellt  werden  kann.  Dabei  sind  wir  von  Landsleuten,  die  mit  den 
Verhältnissen  vertraut  sind,  darauf  aufmerksam  gemacht  worden,  dass, 
wenn  schon  die  Unionsbehörden  in  zuvorkommendster  Weise  dem  In- 
haber dieses  Konsulats  alle  möglichen  Rücksichten  zu  Teil  werden 
lassen  und  ihn  in  mancher  Beziehung  selbst  den  diplomatischen  Ver- 
tretern gleichstellen,  er  gerade  dadurch  persönlich  mitunter  in  eine 
etwas  schiefe  Stellung  versetzt  werde,  die  einem  Manne  von  seinem 
Einflüsse  selbst  bei  der  grössten  Anspruchslosigkeit  höchst  unangenehm 
sein  müsse.  Die  Wiederherstellung  sicher  geordneter  Zustände  wird 
der  weitern  Entwicklung  unserer  Beziehungen  zu  den  Vereinigten 
Staaten  neuen  Aufschwung  geben ;  sie  erweisen  sich  aber  jetzt  schon 
als  gewichtig  genug,  um  die  Zweckmässigkeit  einer  diplomatischen  Ver- 
tretung der  Schweiz  beim  mächtigsten  Freistaat  der  Erde  ins  Auge  zu 
fassen. 

In  einer  dem  BR  im  Jahre  186l>  eingereichten  Denkschrift,  die 
unterzeichnet  ist  von  mehr  als  tausend  Schweizern  in  Amerika,  wirtl 
zur  Begründung  des  Begehrens  um  eine  diplomatische  Vertretung  fol- 
gendes vorgebracht: 

a.  die  grosse  Zahl  der  in  den  Vereinigten  Staaten  angesiedelten 
Schweizer,  die  ungeheure  Ausdehnung  des  Ländergebietes,  welche  eine 
nachdrucksame  Unterstützung  von  Seite  des  ersten  Vertreters  ihres 
I-^indes  nötig  macht; 

b.  die  Ansprüche,  deren  Erledigiuig  durch  die  amerikanische  Re- 
gierung auf  Grund  während  des  letzten  Krieges  erlittener  Schädigungen 
die  Schweizer  noch  zu  fordern  haben; 

c.  der  Generalkonsul  in  seinem  Verkehr  mit  der  Regierung  sei 
weniger  günstig  gestellt,  als  ein  diplomatischer  Agent  es  wäi'e; 

d.  die  zahlreichen  Handelsverbindungen  mit  Nordamerika  und  die 
Reklamationen,  welche  daraus  erwachsen  können,  z.  B.  mit  Bezug  auf 
das  Zollwesen ; 

e.  die  politische  Lage  Europas  und  die  geringe  Gewähr,  welche 
si<»  für  die  Erhaltung  des  Friedens  bietet,  was  engere  Beziehungen  zu 
der  Regierung  in  Washington  für  die  Schweiz  nur  als  äusserst  vorteil- 
haft erscheinen  lasse. 

Diese  Denkschrift  scheint  jedoch  dem  BR  nicht  darnach  angetan, 
die  Dringlichkeit  der  Frage  zu  beweisen. 

Die  Konsuln  sind  in  Amerika  auch  heute  noch  nicht  ungünstig 
gestellt,  wo  es  sich  darum  handelt,  bei  den  etwa  vorkommenden 
administrativen  und  gerichtlichen  Fällen  rechtzeitig  und  mit  Erfolg  ein- 
zuschreiten,   und  zwar  gerade   wegen  der  grossen  Entfernung  der  ein- 
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zelnen  Staaten.  Wenn  eine  wirksamere  Inschutznahme  diesfalls  nötig 
wird,  was  gegenüber  einem  Lande,  wo  Verwaltung  und  Rechtspflege 
ihren  geregelten  Gang  haben,  mit  Sorgfalt  erwogen  werden  will,  so 
müsste  man  vielleicht  auch  eine  Vermehinmg  der  Konsuln  oder  wenig- 
stens eine  möglichst  rationelle  Verteilung  der  Konsulate,  womit  sicii 
der  BR  in  der  Tat  beschäftigt,  ins  Auge  fassen. 

Der  BR  hat  sodann  keinen  Grund  anzunehmen,  dass  die  Schweizer 
in  bezug  auf  ihre  Entschädigungsansprüche  wegen  Kriegsbeschädigung 
nicht  eben  so  gut  gehalten  werden  wie  die  Einlieimischen. 

Betr.  die  VVirksamkeit  des  Generalkonsuls  ist  zu  bemerken,  dass 
sie,  dank  seinen  persönlichen  Eigenschaften  und  dem  wohlwollenden 
Entgegenkommen  der  amerikanischen  Regierung,  immer  so  erfolgreich 
gewesen  ist,  als  man  es  wünschen  konnte.  Auch  die  amerikanische 
Gesandtschaft  in  Bern  hat  ihre  guten  Dienste  nicht  verweigert,  wenn 
sie  darum  angesprochen  wurde,  so  dass  in  der  Tat  die  Geschäfte  nicht 
gelitten  haben.  In  dieser  Hinsicht  kann  so  wenig  als  in  bezug  auf 
die  Interessen  des  Handels  und  der  Auswanderung  von  Dringhchkeit 
gesprochen  werden. 

Der  BR  anerkemit  vollkommen  das  Gewicht  der  vorgebrachten 
poUtischen  Erwägungen,  und  er  hat  auch  selbst  schon  darauf  hinge- 
wiesen. Er  würdigt  sie  heute  nicht  minder,  und  er  setzt  immer  grossen 
WTert  auf  die  Beziehungen  der  Schweiz  zu  der  Regierung  der  amerika- 
nischen Republik.  Er  ist  weit  davon  entfernt,  die  Bedeutung  der  mo- 
raUschen  Unterstützung  eines  so  grossen  Volkes  zu  einer  Zeit,  wo  die 
öffentliche  Meinung  eine  solche  Macht  hat,  zu  verkennen.  Nichtsdesto- 
weniger hält  er  nicht  dafür,  auf  die  Errichtung  einer  diplomatischen  Ver- 
tretung in  VVashington  antragen  zu  sollen.  Seiner  Ansicht  nach  ist  die 
Frage  für  den  Augenblick  offen  zu  lassen. 

Die  Bedtirfnisse,  denen  in  Europa  zu  genügen  ist,  sind  näher- 
liegend imd,  wir  können  es  sagen,  ohne  irgend  welche  EmpfindHchkeit 
zu  verletzen,  für  die  Schweiz  von  grösserer  Wichtigkeit,  so  lange  wenig- 
stens Amerika  nach  aussen  an  seiner  herkömmlichen  Politik  festhält. 
Dort  ist  nichts  gefährdet;  den  Umständen  ist  in  angemessener  Weise 
Genüge  getan,  und  der  BR  hofft,  dass  der  Eifer,  die  Hingebung  imd 
die  Tätigkeit  seines  Generalkonsuls,  denen  er  seine  volle  Anerkennung 
zollt,  wie  bisher  so  auch  in  Zukunft  in  erfolgreicher  Wirksamkeit  für  das 
Interesse  des  Landes  und  unserer  Angehörigen  sich  bewähren  werden. 
Inzwischen  soll  nichts  unterlassen  werden,  was  durch  bessere  Einricli- 
tung  der  Konsulate,  Änderungen  in  ihren  Befugnissen  und  Sorgfalt  in 
der  Wahl  der  Personen  getan  werden  kann,  um  den  Bedürfnissen  best- 
möglichst zu  entprechen.  Man  dürfte  auch  die  Entschädigung  des  Ge- 
neralkonsuls insoweit  erhöhen,  dass  er  wenigstens  für  seine  Auslagen 
vollständig  gedeckt  AVürde.     Damit  gewinnt  die  Frage  Zeit  zur  Reife, 
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und   eine   wohl  vorbereitete  Lösung  kann  im  geeigneten  Augenblicke 
erfolgen. 

Man  darf  nicht  vergessen,  dass  eine  Vermehrung  der  diploma- 
tischen Vertretung  durchaus  nicht  volkstümlich  ist,  und  dass  sie  vom 
Lande  nur  dann  gutgeh eissen  wird,  wenn  höhere  Rücksichten  sie 
rechtfertigen;  denn  man  ist  geneigt,  den  Fortschritt  in  einer  wei- 
tem Entwicklung  des  Konsularwesens  zu  erblicken.  Diese  hohem 
Rücksichten  bestehen  nun  aber  zur  Zeit  gegenüber  Amerika  nicht  wie 
in  Europa.  Darum  und  im  Hinblicke  auf  die  erst  1867  errichtete  neue  Ge- 
sandtschaft in  Berlin  hält  der  BR  dafür,  dass  keine  DringUchkeit  be- 
stehe, weiter  zu  gehen,  und  dass  es  für  den  Augenblick  hei  dem  Ge- 
schehenen sein  Verbleiben  haben  soll. 

5.  Diese  Auseinandereetzungen  führen  den  BR  zu  dem  Schlüsse, 
es  sei  unter  obwaltenden  Umständen  die  Zahl  der  Schweiz.  Gesandt- 
schaften im  Auslande  auf  vier  festzusetzen,  nämlich  in  jedem  der  grossen 
Länder,  welche  die  Grenze  der  Schweiz  berühren. 

Der  BR  beantragt  der  BVers.  jedoch  nicht,  sachbezüghch  eine  ge- 
setzliche Bestimmung  zu  erlassen,  denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um 
einen  Gegenstand,  über  den  zum  voraus  für  die  Zukunft  bindende  Schluss- 
nahmen  gefasst  werden  können.  Es  kann  sich  hier  nicht  darum  fragen, 
Stellen  mit  ständigem  Charakter  zu  errichten,  wie  bei  Beamtungen  der 
innern  Verwaltung,  sondern  es  handelt  sich  um  eine  auf  Konvenienzen 
})enihende  und  der  Veränderüchkeit  unterliegende  Einrichtung. 

Das  Wichtigste  in  der  Sache  ist  nicht  die  Frage,  wie  viele  diplo- 
matische Stellen  man  durch  Gesetz  oder  Beschluss  errichten  wolle, 
sondern  was  die  politischen  Interessen  der  Schweiz  unter  gegebenen 
Umständen  erheischen. 

Damit  will  der  BR  durchaus  nicht  sagen,  dass  es  gut  wäre,  von 
heute  auf  morgen  urplötzUch  zu  ändern,  was  man  am  Vorabend  be- 
schlossen hat.  Was  er  sagen  will,  ist  vielmehr,  dass  die  Sache  mit 
den  auswärtigen  Beziehungen  zusammenhängt,  und  dass  man  sich  durch- 
aus freie  Hand  behalten  muss,  um  sich,  soweit  möglich,  auf  die  Höhe 
der  Erfordernisse  stellen  zu  können. 

Mit  andern  Worten:  es  handelt  sich  lun  ein  Verhältnis,  das  wie 
bisher  mit  dem  jährlichen  Voranschlage  zu  regeln  ist,  wobei  jeweilen 
auf  das,    was  dem  Lande  frommt,    Rücksicht  genommen  werden  kann. 

Die  verschiedenen  Gesandtschaften  sind  also  in  Wirkhchkeit  eine 
})rovisorische  Einrichtung,  und  dieses  Provisorium,  das  mitunter  aus- 
drücklich betont  worden  ist,  hegt  schon  in  der  Natur  der  Sache. 

Der  BR  beschränkt  sich  daher  betr.  die  diplomatische  Vertretung 
der  Schweiz  im  Auslande  auf  den  Antrag,  die  BVers.  möge  seinen 
Schlüssen  beipflichten,  mit  dem  Vorbehalte,  fernerhin  die  Zahl  der  Ge- 
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sandtschaften  festzustellen,  welche  der  BVers.  jeweilen  durch  die  poli- 
tischen Interessen  der  Schweiz  als  geboten  erscheinen  mag. 

Die  BVers.  trat  mit  Beschluss  vom  18.  Juli  18(W  der  Auf- 
fassung des  BR  bei.  Indem  die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der 
Geschäftsführung  des  BR  im  Jahre  1867  dies  in  ihrem  Ber.  vom 
16.  Juni  1868  (Vigier)  konstatiert,  setzt  sie  folgende  sonderbare 
Bemerkung  bei: 

Die  Komm,  hat  gesehen,  dass  vom  BR  dem  Schweiz.  Geschäfts- 
träger in  Wien  eine  ausserordentliche  Ausgabe  von  Fr.  2000  für 
Repräsentationskosten  und  Reise  nach  Pest  bei  Anlass  der  Fest- 
lichkeiten der  Krönung  des  Kaisers  von  Österreich  als  König  von 
Ungarn  bewilligt,  wurde.  Dieser  Vorgang  veranlasst  die  Komm,  zu 
der  Bemerkung,  dass  nach  ihrem  Dafürhalten  solche  Ausgaben  sich 
nicht  durch  gewichtige  Motive  rechtfertigen  lassen,  und  dass  in  Zu- 
kunft die  Vertreter  der  Eidg.  sich  der  Teilnahme  an  solchen  Feier- 
lichkeiten enthalten  sollten,  welche  für  die  Schweiz  bedeutungslos 
sind  und  dabei  im  Widerspruch  mit  den  ihren  republikanischen 
Staatseinrichtungen  zu  Grunde  liegenden  politischen  Grundsätzen 
stehen.  B  1868  II  536.  74o. 

Im  Jahre  1868  wurde  an  Stelle  des  zurücktretenden  Dr.  J.  Heer 
der  eidg.  Oberst  H.  Hammer  aus  Solothurn  vom  BR  zum  ausser- 
ordentlichen Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  beim  Nord- 
deutschen Bund,  bei  den  süddeutschen  Staaten  Bayern.  Württemberg 
und  Baden,  sowie  beim  Grossherzogtum  Hessen  ernannt  (5.  Aug.); 
gleichzeitig  beförderte  der  BR  den  Schweiz.  Geschäftsträger  in  Wien, 
v.  Tschudi,  zum  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten 
Minister,  nachdem  er  schon  am  28.  Febr.  dem  Schweiz.  General- 
konsul in  Washington,  John  Hitz  von  Davos  und  Klosters,  den 
Charakter  eines  politischen  Agenten*-  erteilt  hatte,  B  18(>9  I  1020. 
Diese  verhältnismässig  bedeutenden  Änderungen  in  dem  so  wenig 
zahlreichen  Pei-sonal  des  Schweiz,  diplomatischen  Korps  veranlasste  die 
Komin,  des  NR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  im  Jahre  18<)8- 
(Vorsitzender:  Stämpfli)  zu  verschiedenen  Bemerkungen  (Ber.  vom 
9.  Juni  1869,  B  1869  II  239,  241).  Zwar  sah  sie  sich  nicht  in  der 
Lage,    über  das  Vorgegangene  einen  eigentlichen  Tadel  auszuspre- 


')  Der  Zweck  war  hierbei,  dem  Schweiz.  (Generalkonsul  in  Washington 
den  Zutritt  beim  Staatssekretär  und  den  andern  Chefs  der  Ministerialdeparte- 
mente  der  amerikanischen  Regierung  zu  erleichtern.  Der  BR  erreichte  diesen  -i 

Zweck  nicht,  weil  das  Kabinett  von  Washington  den  diplomatischen  Charakter  \ 

des  eidg.  Generalkonsuls  nie  anerkannt  hat,  indem  die  Funktionen  eines 
« politischen  Agenten »  in  keine  der  vier  IQassen  der  diplomatischen  Agenten 
fallen,  die  das  internationale  Recht  kennt;  B  1881  IV  473. 
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chen;  sie  betonte  jedoch,  dass  der  dermalige  Zustand  mit  der  BV 
von  1848  schwer  vereinbar  sei.  Diese  weise  in  Art.  74  ZiflF.  3  die 
Wahl  der  eidg.  « Repräsentanten »  der  BVers.  zu,  und  es  dürfte 
der  Charakter  eines  Vertreters  der  Eidg.  auch  nur  einem  von  der 
BVers.  Gewählten  zukommen.  Nun  sei  aber  tatsächUch  die  ganze 
eidg.  Vertretung  im  Auslande  lediglich  vom  BR  ernannt,  und  zwar 
ohne  dass  die  Stellung  der  betr.  Vertreter,  ihre  Verantwortlichkeit, 
ihre  Amtsdauer  u.  s.  f.  irgendwie  gesetzlich  geregelt  wäre.  Eine 
solche  Normierung  dürfte  sich  um  so  eher  empfehlen,  als  die  Sache 
offenbar  den  Charakter  einer  dauernden  Institution  angenommen 
habe,  und  die  Massregeln  von  1868  darauf  hinzudeuten  scheinen, 
es  liege  in  der  Absicht  des  BR,  dieselbe  eher  weiter  zu  entwickeln 
und  auszudehnen,  als  zu  beschränken  oder  fallen  zu  lassen. 

Gestützt  auf  diese  Bemerkungen  wurde  der  BR  durch 
BBeschl.  vom  24.  Juli  1869  eingeladen,  der  BVers.  Bericht  und 
Antrag  vorzulegen,  ob  und  inwiefern  die  Organisation  der  diplo- 
matischen Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung zu  ordnen  sei.  A.  S.  IX  875. 

Durch  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1872  wurden  im  Anschluss  an 
die  Budgetberatung  die  Gehalte  der  vier  Schweiz.  Gesandtschaften 
im  Auslande  (Paris  50,000  Fr.,  Wien,  Berlin,  Rom  je  40,000  Fr., 
hierin  eingeschlossen  die  Kosten  des  Gesandtschaftspersonals  und 
des  Gesandtschaftsdienstes,  B  1872  III  659)  festgesetzt,  A.  S.  XI  23. 
Die  Erledigung  des  Postulates  vom  24.  Juli  1869  verschob  der  BR 
zunächst  mit  Rücksicht  auf  die  kriegerischen  Ereignisse  der  Jahre 
1870  und  1871,  dann  mit  Rücksicht  auf  die  Revision  der  BV 
(B  1872  II  77,  1873  II  852).  Nachdem  ihm  dasselbe  hierauf  durch 
BBeschl.  vom  5.  Juli  1876  in  Erinnerung  gebracht  worden  wai*, 
A.  S.  n.  F.  II  382,  Postl-Slg.  n.  F.  88,  legte  er  der  BVers.  mit 
Botsch.  vom  28.  Sept.  1877  den  verlangten  Ber.  und  Antrag  vor. 
Dem  Antrag  des  BR  entsprechend  Hess  die  BVers.  mit  BBeschl. 
vom  14.  Febr.  1878  das  Postulat  fallen. 

Über  die  Frage,  ob  die  Organisation  der  diplomatischen  Ver- 
tretung der  Schweiz  im  Auslande,  insbesondere  die  Wahl,  die 
Amtsdauer  und  die  Charakterisierung  der  einzelnen  diplomatischen 
Vertreter  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zu  ordnen  sei,  äussert 
sich  der  BR  in  genannter  Botsch.  wie  folgt: 

Nach  der  Ansicht  der  Komm,  des  NR  des  Jahres  1869  wären 
korrekter  Weise  die  Schweiz.   Gesandten   im  Auslande  als   «eidg.  Re- 
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Präsentanten  »  zu  betrachten  und  demgemäss,  nach  dem  unzweideutigen 
Wortlaute  des  Art.  74  der  BV  von  1848,  die  Wahl  derselben  der  ver- 
einigten BVers.  zuzuscheiden.  Die  Frage  aber,  ob  wirkhch  der  Aas- 
druck «eidg.  Repräsentanten»  auch  die  diplomatischen  Vertreter  im  Aus- 
lande in  sich  begreife,  war  eine  alte,  niemals  völlig  ausgetragene  Kon- 
troverse; allein  zur  Zeit  hat  sie  aufgehört,  eine  praktische  Bedeutung 
zu  besitzen.  Bei  der  Revision  der  BV  im  Jahre  1874  wurde  der  Be- 
griff der  «eidg.  Repräsentanten»,  eben  weil  er  vieldeutig  und  unsicher 
erschien,  gänzlich  ausgemerzt.*)  Gegenwärtig  ist,  auf  der  Grundlage  der 
geltenden  BV,  in  keiner  Weise  zweifelhaft,  wem  die  Wahl  der  auswärts 
zu  entsendenden  diplomatischen  Vertreter  zusteht;  denn  indem  der 
Art.  86  die  Wahl  derselben  der  BVers.  nicht  zuscheidet,  triflFt  für  sie 
der  Art.  102  Ziff.  6  zu,  welcher  sagt,  dass  der  BR  alle  diejenigen 
Wahlen  zu  treffen  hat,  welche  nicht  der  BVers.  und  dem  BGerichte 
oder  einer  andern  Behörde  übertragen  werden. 

Allerdings  ist  dabei  ein  Punkt  nicht  zu  übersehen:  der  zitierte 
Art.  85,  Ziflf.  4,  scheidet  der  BVers.  direkt  nur  die  Wahlen  des  BR,  des 
BGerichts,  des  BKanzlers  und  des  Generals  der  eidg.  Armee  zu;  aber 
er  fährt  dann  fort: 

Der  BGesetzgebung  bleibt  vorbehalten,  auch  die  Vornahme  oder 
Bestätigung  weiterer  Wahlen  der  BVers.  zu  übertragen. 

Da  die  Gesetzgebung  bis  jetzt  von  diesem  Vorbehalte  mit  Bezug 
auf  die  Wahl  der  Gesandten  keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  so  ist  zur  Zeit 
kein  Zweifel  mehr  darüber  gestattet,  dass  dieselbe  dem  BR  zusteht;  ebenso 
zweifellos  ist  es  auch,  dass  jeden  Augenblick  hierüber  im  Sinne  des 
zitierten  Vorbehaltes  anders  statuiert  und  die  Wahl  selbst  oder  wenig- 
stens die  Bestätigung  derselben  der  BVers.  zugeschieden  werden  kann. 
Es  fragt  sich  sonach:  soll  eine  solche  Neuerung  eingeführt  werden? 

Nach  der  Ansicht  des  BR  wlirde  sich  eine  solche  Neuerung  nicht 
als  eine  zweckmässige  empfehlen: 

Das  Verhältnis  der  Regieiimg  eines  Landes  zu  ihren  diplomatischen 
Vertretern  im  Auslande  ist  ein  durchaus  eigentümüches  und  charakte- 
risiert sich  insbesondere  dadurch,  dass  das  vollste  Vertrauen  zwischen 
beiden  Teilen  herrschen  muss^;  eine  diplomatische  Vertretung,  von 
welcher  die  Regierung  befürchten  muss,  dass  sie  anderweitigen  —  z.  B. 
poUtischen  oder  Partei-Einflüssen  aus  dem  Heimatlande  zugänglich  wäre, 
der  man  eben  deshalb  nicht  jederaeit  und  mit  vollem  Vertrauen  auf  ab- 

^)  Der  Ausdruck  blieb  immerhin  stehen  in  Art.  12  der  BV,  femer  hat 
das  Budget  des  politischen  Dep.  eine  Rubrik :  Eidgenössische  Repräsentanten 
und  Kommissarien,  vgl.  z.  B.  B  1902  V  79. 

■)  Zur  Illustration  der  folgenden  Ausführung  ist  auch  auf  den  Fall 
Bourcart-Carlin-Pioda  aus  dem  Jahre  1902  hinzuweisen;  vgl.  B  1902  IV  186, 
V  463,  480,  oben  S.  41S  if.;  Hilty  im  Politischen  Jahrbuch  a.  O.,  XVI  S.  474  if. 
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solute  Diskretion  die  delikatesten  Mitteilungen  machen  dürfte,  wäre  ein 
Instrument,  das  gerade  in  den  Fällen,  wo  es  sich  am  meisten  nützhch 
erweisen  sollte,  praktisch  unbrauchbar  wäre.  Dieses  Verhältnis,  das  in 
der  Natur  der  Sache  und  des  Dienstes,  den  die  Diplomatie  überhaupt 
zu  leisten  hat,  begründet  ist,  lässt  es  als  durchaus  unerlässlich  erschei- 
nen, dass  es  der  Regierung  freistehe,  die  Männer  ihres  Vertrauens  nach 
eigenem,  freiestem  Ermessen  an  den  ihr  geeignet  scheinenden  Platz  zu 
stellen;  die  Intervention  einer  gesetzgebenden,  überhaupt  einer  durch 
mancherlei  besondere  Gesichtspunkte  geleiteten  grossen  politischen  Ver- 
sammlung, sei  es  dass  sie  die  Beherrschung  der  Wahl  direkt  oder  bloss- 
durch  den  Vorbehalt  eines  Bestätigungsrechtes  in  ihre  Hand  nälime, 
würde  wenigstens  die  Möglichkeit  begi'ünden,  dass  die  Wahl  auf  Per- 
sönlichkeiten fiele,  denen  die  Regierung  nicht  mit  dem  vollen  Vertrauen 
gegenüberstände,  wie  die  Natur  des  Verhältnisses  es  erfordert,  und 
man  geht  schwerUch  zu  weit,  wenn  man  behauptet,  dass  in  einem 
solchen  Falle  die  Aufhebung  des  Gesandtschaftspostens  vsich,  dem  Fort- 
bestehen unter  den  erwähnten  Voraussetzungen  gegenüber,  empfehlen 
würde  .  .  . 

Kann  es  sich  nicht  empfehlen,  die  Wahl  der  diplomatischen  Ver- 
treter in  andere  Hände  zu  legen,  als  in  diejenigen,  in  denen  sie  ua(*h 
der  BV,  so  lange  das  Gesetz  nichts  anderes  verfügt,  ohnehin  liegt,  so 
muss  sich  der  BR  auch  gegen  die  Einführung  einer  festen  Amtsdauer 
für  die  Gesandten  aussprechen.  Es  ist  durch  die  skizzierte  eigentüm- 
liche Natur  des  Verhältnisses  geboten,  dass  die  Regierung,  welche  ihre 
Vertreter  als  die  Männer  ihres  Vertrauens  ernennt,  dieselben  auch  fort- 
während in  ihrer  Hand  behält  und  demgemäss  in  der  Lage  ist,  sie 
jederzeit  von  ihrer  Stelle  abzuberufen,  wenn  sie  dies  im  Interesse  des 
Dienstes  und  des  Landes  für  notwendig  erachtet.  Der  BR  ist  zwar 
auch  denjenigen  Beamten  gegenüber,  welche  auf  eine  feste  Amtsdauer 
gewählt  sind,  ermächtigt,  sie  durch  motivierten  Beschl.  vor  Ablauf  der 
Amtsdauer  abzuberufen;  aber  die  Voraussetzung  dazu  ist  eine  fortge- 
setzte Pflichtversäumnis  oder  überhaupt  eine  strafbare  Vernachlässigung 
ihrer  Obliegenheiten;  die  daherige  Abberufung  ist  daher  immer  als  eine 
Strafe  aufzufassen,  die,  je  höher  der  Entlassene  gestanden  hat,  einen 
um  so  empfindlicheren  Chai'akter  an  sich  trägt.  Bei  einem  diplomatischen 
Vertreter  hingegen  ist  der  Fall  sehr  wohl  denkbar,  dass  seine  Abbe- 
rufung aus  Gründen  notwendig  würde,  die  ganz  und  gai*  nicht  oder 
wenigstens  nur  in  einem  sehr  geringen  Grade  mit  einer  Pflichtversäum- 
nis von  seiner  Seite  zusammenhängen,  und  die  also  eine  so  harte  Mass- 
regel, wie  die  Entlassung  im  Sinne  von  Art.  87  und  38  des  BG  über 
die  Verantwortiichkeit  der  Beamten  vom  9.  Dez.  18o()  (A.  S.  H  157) 
nicht  rechtfertigen  würden;  es  kann  z.  B.,  um  nur  einen  der  denkbaren 
Fälle  zu   erwähnen,    ein  Gesandter    durch    einen,    an  sich   nur  lobens- 
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werten  Eifer  in  Wahrnehmung  der  Interessen  und  der  Würde  seines 
Heimatlandes,  sich  in  eine  Lage  versetzen,  wo  er,  um  einen  oft  ge- 
brauchten Ausdruck  zu  gebrauchen,  an  dem  Orte,  wo  er  akkreditiert 
ist,  einfach  «unmöglich»  wird,  und  es  muss  in  solchem  Falle  unter  Um- 
ständen seine  Abberufung  verfügt  werden,  um  einer  wachsenden  Ver- 
bitterung zwischen  den  beidseitigen  Staaten  Einhalt  zu  tun,  ohne  dass 
doch  irgend  ein  ausreichender  Grund  vorhanden  wäre,  den  betr.  Ge- 
sandten besonders  zu  tadeln  oder  empfindlich  zu  strafen.  Ein  Verhältnis, 
das  solche  Möglichkeiten  zulässt,  und  das  auf  der  andern  Seite  muss 
gelöst  werden  können,  sobald  das  volle  Vertrauen  zwischen  Wahlbehörde 
und  Gewähltem  sich  gestört  findet,  duldet  die  feste  Amtsdauer  nicht, 
sondern  muss  notwendig  auf  der  Bedingung  jederzeitigen  WideiTufes 
stehen. 

Zur  Zeit  ist  aber  überhaupt  keine  Veranlassung  vorhanden,  in  diese 
Materie  gesetzgeberisch  einzugreifen.  Denn  diejenigen  Gegenstände, 
welche  noch  sonst  etwa  einer  besondern  Regulierung  bedürfen  könnten, 
vne  namentlich  die  Bestimmung  derjenigen  Staaten,  bei  denen  die 
Schweiz  diplomatisch  vertreten  sein  soll,  und  die  Ziffer  der  Gehalte, 
die  denselben  zuzuscheiden  sind  —  diese  Punkte  finden  sich  bereits 
durch  den  BBeschl.  vom  21.  Dez.  1872  (A.  S.  XI  23)  geordnet,  und  es 
versteht  sich  also  von  selbst,  dass  jede  Abänderung  an  diesem  status 
quo  nicht  anders,  als  wieder  mit  Zustimmung  der  beiden  gesetzgebenden 
Räte  vorgenommen  werden  könnte.  Damit  erledigt  sich  denn  auch  die 
Frage  der  Charakterisierung  der  einzelnen  Schweiz.  Vertreter  im  Aus- 
lande. Dermalen  sind  sämtliche  Vertreter  der  Schweiz  im  Auslande, 
soweit  sie  einen  eigentlich  diplomatischen  Charakter  haben  —  d.  h.  mit 
Ausschluss  der  Konsularbeamten  —  mit  dem  Range  eines  «ausser- 
ordentlichen Gesandten  und  bevollmächtigten  Ministers  »  bekleidet;  einen 
hohem  Rang  hat  die  Schweiz  bisher  niemals  verliehen  und  wird  auch 
nicht  in  den  Fall  kommen,  dies  in  der  Zukunft  zu  tun.  Das  Einzige, 
was  möglich  wäre,  bestände  also  darin,  dass  man  einzelne  unserer  Ge- 
sandtschaftsposten auf  die  Stufe  blosser  « Geschäftsträger  »  oder  «  Minister- 
Residenten  »  herabschrauben  würde.  Es  ist  dies  aber  nicht  empfehlens- 
wert; denn  erfahrungsgemäss  ist  die  Stellung  eines  auswärtigen  Ge- 
sandten und  das  Gewicht,  das  er  zu  erlangen  vermag,  durchaus  nicht 
unabhängig  von  der  Stufe,  welche  er  in  der  Hierarchie  des  diploma- 
tischen Korps  einnimmt,  und  demgemäss  darf  man  sich  von  einem 
wirklichen  Gesandten  immer  ein  grösseres  Mass  nützlicher  und  einfluss- 
reicher Wirkung  versprechen,  als  von  einem  blossen  Geschäftsträger. 
Was  also  dazu  bestimmen  könnte,  einzelne  Posten  auf  den  letztgenannten 
Charakter  herabzudrücken,  das  wären  lediglich  finanzielle  Erwägungen, 
indem  man  voraussehen  würde,  dass  für  einen  Geschäftsträger  ein  etwas 
massigerer  Gehalt  ausreichen  würde^  als  für  einen  Gesandten  und  Mi- 

40 


626  Teil  II.    Abschii.  I.    Kap.  3.    §  VII.    Nr.  1»5. 

nister.  Allein  abgesehen  davon,  dass  die  Differenz  kaum  eine  sehr  er- 
hebliche sein  dürfte,  ist  zu  bemerken,  dass  die  gesetzgebenden  Räte 
ohnehin  fortwährend  in  der  Lage  sind,  diese  Verhältnisse  in  derjenigen 
Weise  zu  regeln,  wie  es  ihren  Wünschen  und  ihrer  Anschauungsweise 
entspricht,  indem  es  ihnen  jederzeit  freisteht,  den  BBeschl.  vom  21.  Dez. 
1872,  der  die  Gehalte  regelt,  zu  modifizieren  und  dadurch  den  BR  zu 
einer  Veränderung  in  der  Charakterisierung  einzelner  oder  aller  diplo- 
matischer Posten  zu  nötigen. 

Auch  in  Bezug  auf  andere  Verhältnisse,  die  allfälUg  einer  festem 
Regulierung  bedürftig  sein  möchten,  bedarf  es  z.  Z.  in  der  Schweiz 
keiner  gesetzlichen  Regelung. 

Diejenigen  Beziehungen,  die  in  einzelnen  andern  Staaten,  so  in 
Deutschland,  Österreich,  Italien,  Dekrete  und  Verordnungen  über  die 
in  Frage  liegenden  Materien  notwendig  gemacht  haben:  die  Normierung 
der  Bedingungen  zum  Eintritt  in  den  diplomatischen  Dienst  (Examina 
u.  dgl.),  die  Verhältnisse  des  Avancements  und  der  Pensionsberechtigung 
—  diese  Beziehungen  bestehen  für  die  Schweiz  überhaupt  nicht,  weil 
ihr  ein  förmliclies  diplomatisches  Korps  im  Sinne  jener  Staaten  fehlt.') 
Andere  Verhältnisse  untergeordneter  Natur,  z.  B.  betr.  die  Stellung  der 
bei  den  Gesandtschaften  verwendeten  Sekretäre  und  Attaches*),  die  Be- 
züge von  Taxen,  die  Amtstracht  u.  dgl.,  werden  dagegen  füglich,  wie  es 
ja  auch  in  Betreff  der  Konsuln  stattfindet,  am  besten  durch  den  BR 
auf  dem  Wege  des  Reglementes  geordnet.'') 

B  1877  IV  31;  1878  II  346;  Cbers.  Verh.  der  BVers.  Febr.  1878,  Nr.  1. 

Im  Jahre  1881  wurde  der  Posten  eines  Generalkonsuls  in 
Washington  infolge  Rücktritts  des  Amtsinhabers  (Bankier  John  Hitz) 
vakant,  B  1882  II  9.  Da  die  Erfahrung  gelehrt  hatte,  dass  es  für 
die  Schweiz  unter  Umständen  mit  Übelständen  verbunden  sein  kann, 
wenn  der  Inhaber  eines  Generalkonsulates  in  der  Hauptstadt  eines 

')  ALs  Dr.  Bourcart,  gew.  Schweiz.  Gesandter  in  London,  im  Jahre  1902 
sich  nicht  nach  Washington  versetzen  lassen  wollte,  blieb  ihm  nichts  anderes 
übrig,  als  seine  Entlassung  aus  dem  eidg.  Staatsdienste  zu  nehmen.  Seinem 
Gesuche,  er  möchte  unter  Gewährung  eines  Wartegeldes  zur  Disposition  ge- 
stellt werden,  bis  sich  für  ihn  eine  andere  Verwendung  zeige,  konnte  der 
BR  nicht  entsprechen,  da  dasselbe  weder  auf  Rechtsgründe  noch  auf  Billig- 
keitserwägungen gestützt  werden  konnte.  Immerhin  sprach  ihm  der  BR  eine 
Entschädigung  von  rund  Fr.  32,000  (Entschädigung  für  vorzeitige  Auflösung 
der  Miete,  Umzugskosten  und  die  Hälfte  eines  Jahresgehaltes)  zu;  die  Ver- 
gütung eines  halben  Jahresgehaltes  wurde  in  der  BVers.  ausdrücklich  als 
eine  ausserge wohnliche  und  daher  unpräjudizierliche  Entschädigung  erklärt; 
vgl.  B  1902  V  480.  Die  Bestimmung  des  Art.  6  des  allgemeinen  Besoldungsges. 
von  1897,  A.  S.  n.  F.  XVI  274,  kann  bei  Gesandten  weder  direkt  noch  indirekt 
angerufen  werden. 

')  Vgl.  jetzt  das  Regl.  des  BR  vom  8.  Aug.  1901,  A.  S.  n.  F.  XVIU  742. 

^J  Vgl.  das  Konsularregl.  1875  Art.  62  fP.,  A.  S.  n.  F.  I  547,  XVI  488. 
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grossen  Landes,  dem  die  Überwachung  einer  Reihe  von  Konsular- 
kreisen  obUegt,  selbst  Handelsmann  ist,  suchte  der  BR  mit  Botsch. 
vom  26.  Nov.  1881  bei  der  BVers.  den  nötigen  Kredit  nach,  um 
einen  besondeni  Vertreter  aus  der  Schweiz  nach  Washington  zur 
V^ertretung  der  Schweiz.  Interessen  daselbst  senden  zu  können,  B  1881 
IV  473.  Den  28.  Jan.  1882  kam  der  dem  Referendum  unterstellte 
BBeschl.  betr.  die  Vertretung  der  Schweiz  in  Washington  zu  stände, 
in  welchem  für  diese  Vertretung  ein  Jahresgehalt  von  Fr.  50,000 
ausgesetzt  ist,  A.  S.  n.  F.  VI  150;  den  12.  Mai  1882  ernannte  der 
BR  Oberst  E.  Frey  aus  Münchenstein  zum  ausserordentlichen  Ge- 
sandten und  bevollmächtigten  Minister  der  Eidg.  in  Washington, 
B  1883  II  10. 

Die  Ausdehnung,  welche  liiedurch  das  Schweiz.  Gesandtschafts- 
wesen erhalten  hatte,  ferner  der  Umstand,  dass  die  den  Konsulaten 
luiter  dem  Titel  «Entschcädigungen»  verabreichten  Beiträge  aus  der 
Bundeskasse  im  Laufe  der  Jahre  auf  über  80,000  Fr.  angestiegen 
waren  (B  1881  II  171,  1881  II  597)»),  und  endlich  die  in  der  Refe- 
rendumsabstimmung vom  11.  Mai  1884  erfolgte  Verwerfung  der  Zu- 
weisung eines  Beitrages  von  Fr.  10,000  an  die  Kanzleikosten  der 
Schweiz.  Gesandtschaft  in  Washington  (BBeschl.  vom  15.  Dez.  1883, 
B  1883  IV  979,  1024,  1884  II  97,  A.  S.  n.  F.  VII  467)  bestimmten 
die  BVers.,  mit  Beschl.  vom  18.  Dez.  1884  den  BR  einzuladen,  die 
Frage  zu  prüfen,  ob  es  sich  empfehle,  über  das  ganze  Gesandtschafts- 
und Konsulatswesen  der  Schweiz  den  Räten  eine  Ges.-Vorlage  zu 
unterbreiten  (Postl.-Slg.  n.  F.  335).  Den  1.  Juli  1886  folgte  der 
weitere  Beschl.  der  BVers.,  nämlich:  Der  BR  sei  einzuladen,  die  Frage 
zu  prüfen,  ob  es  für  Handel  und  Industrie  nicht  föi'derlich  w^äre, 
in  gewissen  Ländern  Berufskonsulate  zu  errichten,  welche  über  die 
Schweiz.  Handelsinteressen  zu  wachen,  alle  die  Entwicklung  der 
Schweiz.  Ausfuhr  interessierenden  Vorgänge  zu  kontrollieren  und 
daherige  Erkundigungen  einzuziehen,  sowäe  das  Resultat  derselben 
zusammenzustellen  hätten,  Postl.-Slg.  n.  F.  361,   A.  S.  n.  F.  IX  65. 

Der  Vorort  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins  fasste 
in  dieser  Angelegenheit  folgende  Resolution: 

1.  Es  sei  vom  kommerziellen  Standpunkte    aus   die  Beibehaltung  des  bis- 
herigen Konsularsystems  zu  empfehlen. 

2.  Es  sei  immerhin  wünschenswert,  dass  das  gegenwärtige  System  der  Wahl- 
konsuln möglichst  verbessert  werde.    Hiezu  scheinen  zwei  Mittel  beson- 

J)  Vgl.  das  Konsularregl.  von  1875,  Ai-t.  62,  A.  S.  n.  F.  I  647. 
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ders  geeignet:  Einmal  möchten  Konsularvertreter,  welche  es  an  der  nö- 
tigen Pflichterfüllung  fehlen  lassen,  hieran  von  der  h.  BBehörde  nach- 
drücklich erinnert  werden,  und  sodann  sollte  der  Bund  in  Fällen,  wo  es 
angezeigt  erscheint,  den  Konsuln  die  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  durch 
Ausrichtung  entsprechender  finanzieller  Beiträge  etwas  mehr  als  bisanhin 
erleichtem. 

3.  Es  möchten  die  h.  BBehörden  auch  in  Zukunft  Explorationsreisen  sub- 
ventionieren, die  sich,  neben  eventuellen  andern  Zwecken,  namentlich  die 
Förderung  unserer  Exportgewerbe  zur  Aufgabe  gesetzt  haben. 

4.  Es  möchte  für  besondere  Fälle,  wenn  sich  nämlich  hieraus  für  die  Ver- 
tretung Schweiz.  Interessen  ein  beträchtlicher  Nutzen  erwarten  lässt,  die 
Ernennung  von  Geschäftsträgern  zu  vorübergehender  oder  bleibender 
Verwendung  in  Aussicht  genommen  werden.  B  1893  III  69. 

Es  hat  hierauf  die  BVers.  auf  Antrag  des  BR  für  das  Jahr 
1891  den  Budgetposten:  «Beitrag  an  Schweiz.  Konsulate»,  von 
Fr.  135,000  auf  Fr.  235,000  erhöht.  Der  BR  beabsichtigte  nämlich, 
Berufskonsulate  in  Buenos- Ayres,  London  und  Yokohama  zu  errichten, 
und  auch  die  Konsularverwaltung  der  Schweiz.  Gesandtschaften  finan- 
ziell zu  unterstützen.  Den  20.  Febr.  1891  errichtete  er  eine  Schweiz. 
Gesandtschaft  in  Buenos- Ayres,  deren  Chef  er  den  Charakter  eines 
Ministerresidenten  verlieh;  den  Generalkonsul  in  London  akki-edi- 
tierte  er  daselbst  als  Geschäftsträger  der  Eidg.,  später  als  Minister- 
residenten  und  1899  als  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevoll- 
mächtigten Minister  (B  1897  II  216,  1899  V  178),  und  das  General- 
konsulat in  Yokohama  wurde  mit  einem  Berufskonsul  besetzt  (vgl. 
Erste  Auflage  I,  S.  297,  B  1894  II  137—139)»).  Da  die  Kredit- 
bewilligung  für  das  Jahr  1891  ausdrücklich  nur  «in  ganz  provisorischer 
Weise»  bewilligt  worden  war,  wurde  in  den  eidg.  Rät^n  die  Vor- 
lage eines  Ges.-Entw.  über  die  Vertretung  der  Schweiz  im  Ausland 
wiederholt  gefordert  (B  1893  III  70).  Mit  Botsch.  vom  19.  Mai  1893 
kam  der  BR  dieser  Aufforderung  nach,  indem  er  folgenden  dem 
Referendum   zu   unterstellenden  BBeschl.  vorschlug: 

Art.  1.  Der  BR  sorgt  gemäss  den  Bestimmungen  der  BV  für 
die  Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande. 

Er  errichtet  die  als  notwendig  erachteten  Posten  und  organi- 
siert sie  je  nach  den  Interessen  des  Landes  und  den  Anforderungen 
des  Dienstes.  Er  hebt  die  Posten  auf,  deren  Bestehen  keinen 
Nutzen  mehr  bietet. 

Art.  2.    Die  notwendigen  Kredite  werden  alljährUch  für  jeden 
Posten  von  der  BVers.  kraft  ihrer  Budgetbefugnisse  festgestellt. 
Art.  3.     Alle    mit   gegenwärtigem    BBeschl,    in    Widerspruch 

*)  Betr.  die  Frage  der  Erhebung  des  Konsulates  in  Yokohama  zu  einer 
diplomatischen  Vertretimg  vgl.  B  1896  IV  800. 
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stehenden  Bestimmungen,  so  namentlich  der  BBeschl.  vom  21.  Dez. 
1872  (A.  S.  XI  23)  und  derjenige  vom  28.  Jan.  1882  (A.  S.  n.  F. 
VI  150)  sind  und  bleiben  aufgehoben. 

B  1893  m  82;  vgl.  B  1893  HI  337. 
Auf    Grund    dieses    Beschl.-Entwurfes    entstand    der  Beschl. 
der  BVers.  vom  27.  Juni  1894  betr.  ein  BG  über  die   Vertretung 
der  Schweiz  im  Auslande  mit  folgenden  Bestinmiungen: 

Art.  1.  Die  Vertretimg  der  Schweiz  im  Auslande  wird  nach 
Massgabe  der  BV  und  nachfolgender  Bestimmungen  geregelt. 

Art.  2,  Die  Errichtung  und  Aufhebung  ständiger  diplomatischer 
Vertretungen  erfolgt  durch  die  BVers.  im  Wege  der  Budgetverhand- 
lung*) und  nach  Vorlage  von  Spezialbotschaften  des  BR. 

Art.  3.  Die  Ernennung,  Versetzung  imd  Rangbezeichnung  der 
diplomatischen  Vertreter  und  ihres  allfälligen  Hilfspersonals,  sowie  die 
Beaufsichtigung  und  Organisation  des  Dienstes  erfolgt  durch  den  BR. 

Ebenso  ist  die  Entsendung  von  Kommissaiien  und  diplomatischen 
Vertretern  in  spezieller  und  vorübergehender  Mission  Sache  des  BR. 

Art.  4.  Die  Errichtung  und  Aufhebung  der  konsularischen 
Posten,  sowie  die  Ernennung  und  Rangbezeichnung  der  konsu- 
larischen Agenten  stehen  dem  BR  zu. 

Für  Berufskonsulate  und  ihr  allfälliges  Personal  finden  die  Be- 
stimmungen von  Art.  2  und  3  analoge  Anwendung. 

In  der  Regel  bezeichnen  die  Honorarkonsuln  selbst  ihr  allfälliges 
Hilfspersonal  und  sind  alsdann  für  dasselbe  verantwortlich. 

Art.  5.  Die  Pflichten  und  Befugnisse,  Fimktionen  und  Gebühren 
der  Schweiz.  Vertreter  im  Auslande  werden  durch  Verord.  des  BR 
geregelt. 

Art.  6.  Alle  diplomatischen  und  konsularischen  Agenten,  sowie 
deren  Hilfspersonal  stehen  unter  der  disziplinarischen  Aufsicht  des 
BR.  Er  kann  dieselben  jederzeit  abberufen,  ihrer  Amtstätigkeit  ent- 
heben oder  sie  im  Amte  einstellen. 

Art.  7.  Die  erforderlichen  Kredite  werden  alljährlich  für  jeden 
einzelnen  diplomatischen  oder  konsularischen  Posten  auf  dem 
Budgetwege  festgestellt  nach  den  Ansätzen:  Besoldungen,  Amts- 
reisen, Kanzleikosten,  aussergewöhnliche  Ausgaben  etc.,  und  zwar 
die  Besoldungen  getrennt  für  jeden  Beamten  oder  Angestellten. 

Art.  8.  Alle  mit  dem  gegenwärtigen  BGes.  im  Widerspruch 
stehenden  Bestimmungen  treten  ausser  Kraft. 

Art.  9.    (Referendumsklausel). 

*)  Bei  der  Beratung  in  den  Räten  war  auch  der  Antrag  gestellt  worden, 
dass  die  Errichtung  ständiger  diplomatischer  Posten  im  Ausland  durch  BBeschl. 
mit  Referendumsvorbehalt  zu  erfolgen  habe,  und  dieser  Antrag  als  der  einzig 
verfassungsmässig  zulässige  verteidigt  worden. 
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Dieser  Beschl.  der  BVers.  unterscheidet  sich  von  dem  Vorschlage 
des  BR  hauptsächlich  darin,  dass  er  die  Errichtung  und  Aufhebung 
ständiger  diplomatischer  oder  berufskonsularischer  Vertretungen  der 
Schweiz  im  Ausland  als  Sache  der  BVers.  bezeichnet  und  ihr  nicht 
nur  die  Kreditbewilligung  für  diese  Vertretungen  vorbehält.  Insofern 
haben  die  Ausführungen  des  BR  in  der  seinen  Entw.  begründenden 
Botsch.  vom  19.  Mai  1893  nicht  die  uneingeschränkte  Zustimmung 
der  BVers.  erhalten;  von  diesen  Ausführungen  des  BR  sind  er- 
wähnenswert folgende: 

1.  Nach  Art.  102,  Ziff.  8,  der  BV  wahrt  der  BR  die  Interessen 
der  Eidg.  nach  aussen,  wie  namentlich  ihre  völkerrechtlichen  Beziehungen, 
und  besorgt  die  auswärtigen  Angelegenheiten  überhaupt.  Ihm  liegt 
somit  der  Entscheid  über  die  Errichtung  und  die  Aufhebung  diploma- 
tischer und  konsularischer  Posten  ob,  sowie  die  Ernennung  und  die 
Abberufung  oder  Absetzung  der  Inhaber  derselben  und  die  Bestimmung 
ihrer  Aufgabe  oder  ihrer  Amtsverrichtungen. 

Die  BVers.  ihrerseits  stellt  gemäss  Art.  85,  Ziff.  10  und  11,  der 
BV  das  jährliche  Budget  auf,  genehmigt  die  Staatsrechnungen  und  übt 
die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  aus.  Daraus  folgt,  dass  ihr  hinsicht- 
lich der  vom  BR  bezüglich  der  auswärtigen  Angelegenheiten  getroffenen 
oder  vorgeschlagenen  Massnahmen  das  Recht  der  Kontrolle,  der  Kritik, 
der  Genehmigung  und  auch  der  Missbilligung  zusteht.  Was  ins- 
besondere die  Schaffung  diplomatischer  und  konsularischer  Posten  und 
die  dafür  in  Betracht  fallenden  Geldsummen  betrifft,  so  kann  nichts 
ohne  ihren  Willen  geschehen,  weil  sie  über  die  Gewährung  der  not- 
wendigen Kredite  zu  entscheiden  berufen  ist. 

Noch  weiter  zu  gehen  in  dieser  Richtung,  d.  h.  der  BVers.  in  An- 
wendung von  Art.  85  Ziff.  4,  Abs.  2,  der  BV  auch  das  Recht  der  Er- 
nennung der  scliweiz.  Agenten  im  Auslande  zu  übertragen,  wäre,  wie 
bereits  in  der  Botsch.  des  BR  vom  28.  Sept.  1877,  oben  S.  623,  aus- 
einandergesetzt wurde,  ein  schwerer  Missgiiff. 

Die  Beziehungen  zwischen  der  Regierung  eines  Landes  und  ihren 
Vertretern  im  Auslande  sind  ganz  spezieller  Natur;  charakteristisch  für 
dieselben  ist  vor  allem  die  Tatsache,  dass  gegenseitig  das  unbedingteste 
Vertrauen  herrschen  muss.  Eine  Vertretung,  von  der  die  Regierung  be- 
fürchten müsste,  dass  sie  irgendwelchen  vom  Heimatlande  ausgehenden 
Einflüssen,  z.  B.  politischer  oder  parteipolitischer  Natur,  zugänglich  sein 
könnte,  wäre  durchaus  nicht  geeignet,  ihre  Aufgabe  richtig  zu  lösen. 
Auch  besitzt  nictht  jeder  Agent  die  erforderlichen  Eigenschaften,  um 
jeden  beliebigen  Posten  zu  versehen;  in  den  meisten  Fällen  werden, 
nach  der  Natur  der  Dinge,  Erwägungen  ganz  besonderer  Art  den  Aus- 
schlag geben,  um  einer  bestimmten  Persönlichkeit  gerade  diesen  Posten 
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und  nicht  einen  andern  zu  übertragen;  derartige  Erwägungen  aber 
können  unmöglich  offen  im  Schosse  einer  zahlreichen  gesetzgebenden 
Behörde  diskutiert  werden,  will  man  nicht  Gefahr  laufen,  öffentliche 
Interessen  zu  verletzen  oder  imter  Umständen  Empfindlichkeiten  bei 
dem  betreffenden  Staate  wachzurufen.  Endlich  kann  in  einem  gegebenen 
Momente  die  Notwendigkeit  eines  Postens  sich  fühlbar  machen,  in  der 
Folge  aber  wieder  dahinfallen.  Ebenso  kann  die  Ersetzung  oder  Zurück- 
berufung des  Inhabers  einer  Stelle  sich  empfehlen,  ohne  dass  denselben 
im  übrigen  ein  Vorwurf  trifft.  Von  diesen  verschiedenen  Gesichtspunkten 
aus  können  die  diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  nicht  als 
gewöhnliche  eidg.  Beamte  angesehen  werden.  Die  Stellen  der  letzteren 
sind  durch  das  Gesetz  geschaffen,  ihre  Wahl  gilt  für  eine  bestimmte 
Amtsperiode,  und  es  sind  ihnen  für  den  Fall  vorzeitiger  Entlassung 
Garantien  geboten.  Erstere  dagegen  befinden  sich,  wie  man  sich  aus- 
gedrückt hat,  stets  in  ausserordentlicher  Mission. 

Diese  Erwägung  hat  der  BR  bereits  in  seiner  Botsch.  vom  28.  Juni 
1867  besonders  betont,  wo  er  bemerkte,  dass  diese  Sache  mit  den  aus- 
wärtigen Beziehungen  zusammenhängt  und  dass  man  sich  durchaus 
freie  Hand  behalten  muss,  um  sich,  soweit  möglich,  auf  die  Höhe  der 
Erfordernisse  stellen  zu  können,  oben  S.  620.  Daraus  zog  er  den 
Schluss,  dass  es  sich  hier  um  ein  Verhältnis  handelt,  das  wie  bis- 
her mit  dem  jährlichen  Voranschlage  zu  regeln  ist,  wobei  jeweilen  auf 
das,  was  dem  Lande  frommt,  Rücksicht  genommen  werden  kann. 

Heute  wie  damals  ist  dieser  Schluss  unwiderleglich;  der  Unter- 
schied, der  heute  vom  Budgetstandpunkte  aus  zwischen  Gesandtschaf- 
ten imd  Konsulaten  gemacht  wird,  entbehrt,  jeder  Begründung  und 
lässt  sich  in  keiner  Weise  rechtfertigen.  Die  Schweiz  hält  es  aus 
gutem  Grunde  für  unnötig  mid  w^ertlos,  Diplomaten  bloss  dekorativen 
Charakters  zu  unterhalten,  die  ausschliesslich  mit  der  Behandlung 
der  grossen  politischen  Angelegenheiten  betraut  wären.  Sie  hat  des- 
halb die  Obliegenheiten  ihrer  Missionschefs  im  Auslande  in  der  Weise 
kombiniert,  dass  diese  gleichzeitig  als  diplomatische  und  Konsularagen- 
ten fungieren.  Die  Schweiz.  Gesandtschaften  beschäftigen  sich  nicht 
bloss  mit  Vertragsunterhandlungen  und  eigentlichen  diplomatischen  An- 
gelegenheiten;  sie  sind  auch,  wie  die  einfachen  Konsulate,  ja  in  noch 
höherem  Masse,  Geschäftsbureaux,  offen  für  einen  jeden,  der  mit  Re- 
klamationen, Ratserholungen,  Unterstützungsgesuchen  u.  s.  w.  sich  an 
dieselben  wenden  will.  Sie  leisten  also  dieselben  Dienste,  wie  die  Be- 
rufskonsuln, während  sie  zugleich  in  der  Lage  sind,  jede  Art  diploma- 
tischer Mission  bei  dem  Staate,  bei  welchem  sie  akkreditiert  sind,  zu 
übernehmen,  was  bei  Konsuln  nicht  der  Fall  wäre.  Die  Schweiz.  Ge- 
sandtschaften unterscheiden  sich  somit  von  den  Schweiz.  Konsulaten 
nur  dem  Titel  imd  den  Prärogativen  nach,    welche   mit  diesem  Titel 
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nach  internationalem  Rechte  verbunden  sind;  jede  derselben  besorgt, 
wie  dies  übrigens  bei  fast  allen  kleineren  Staaten  der  Fall  ist,  zugleich 
auch  die  Funktionen  eines  Konsulats. 

Wird  das  Budget  des  Dep.  des  Auswärtigen  für  das  laufende  Jahr 
1893  ins  Auge  gefasst,  so  ist  daraus  zu  ersehen,  dass  die  Konsulatsent- 
schädigungen die  Höhe  von  Fr.  235,000  erreichen,  inbegriffen  die 
versuchsweise  für  die  Berufskonsulate  von  Buenos-Ayres,  London  und 
Yokohama  bewilligten  Fr.  100,000,  die  Entschädigungen  für  die  Ge- 
sandtschaften dagegen  sich  auf  Fr.  220,000  belaufen. 

Der  für  die  Schweiz.  Konsulate  im  Jahre  1880  gewährte  Kredit 
betrug  Fr.  76,000;  derselbe  hat  sich  somit  in  einem  Zeiträume  von  drei- 
zehn Jahren  mehr  als  verdreifacht.  Während  also  die  BVers.  sich  für 
kompetent  hält,  in  solchem  Masse  auf  dem  Budgetwege  den  Betrag  der 
Konsulatsentschädigungen  zu  erhöhen,  wäre  es  wirklich  imbegreiflich, 
wenn  die  geringste  Änderung  in  den  diplomatischen  Entschädigungen 
den  Gegenstand  eines  Ges.  oder  eines  BBeschl.  bilden  müsste. 

Auch  die  allgemeine  Ansicht  des  Schweiz.  Handelsstandes  spricht 
sich,  was  die  Sendung  von  Geschäftsträgem  oder  Berufskonsuln  ins 
Ausland  betrifft,  im  Sinne  voller  Wahrung  der  Freiheit  des  Handelns 
aus.  Man  muss  diese  Agenten  je  nach  Umständen  einsetzen,  versetzen 
und  dahin  senden  können,  wo  sie  im  betreffenden  Augenblick  die 
grössten  Dienste  zu  leisten  in  der  Lage  sind.  Welche  Verwicklungen, 
welche  unnützen  Ausgaben  und  welchen  Zeitverlust  würde  die  Not- 
wendigkeit eines  jedesmaligen  BBeschlusses  allgemein  verbindlicher 
Natur  im  Gefolge  haben. 

Alle  diese  Gründe  führen  den  BR  zu  der  Anschauung,  dass  man 
zu  der  einzig  der  Verfassung  imd  der  Natur  der  Dinge  wirklich  ent- 
sprechenden Regel  zurückkehren  soll,  nämlich  dass  die  BVers.  die  für 
den  Dienst  der  gesamten  Schweiz.  Vertretung  im  Auslande  nötigen  Kre- 
dite auf  dem  Budgetwege  festsetzt,  gleichgiltig,  ob  nun  diese  Vertretung 
gemischten  oder  ausschliesslich  konsularischen  Charakter  trage. 

2.  Der  BBeschl.  vom  1 .  Juli  1886,  oben  S.  627,  ist  s.  Z.  durch  die 
verschiedenen  Ubelstände  veranlasst  worden,  die  man  an  dem  von  der 
Eidgenossenschaft  befolgten  System  der  Handelskonsuln  rügen  zu  müssen 
glaubte. 

Vom  Standpunkte  des  Handels  aus  wird  gegen  die  Handelskon- 
suln vielfach  der  Vorwurf  erhoben,  dass  sie  —  und  zwar  absichtUch  — 
aus  Furcht,  sie  möchten  sich  eine  KonkuiTenz  schaffen  und  ihren  eige- 
nen Handel  oder  ihre  eigene  Industrie  benachteiligen,  nicht  alle  ihnen 
zur  Verfügung  stehenden  Auskünfte  liefern,  welche  für  die  Entwicklung 
des  Exportes  der  Schweiz  von  Nutzen  sein  könnten.  Es  ist  von  vorn- 
herein klar,  dass  ein  derartiger  Konflikt  zwischen  den  persönlichen  In- 
teressen eines  Handelskonsuls  und  den  allgemeinen  Interessen  des  von 
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ihm  vertretenen  Landes  häufig  eintreten  kann,  ebenso  klar  auch,  dass  es 
eine  zu  grosse  Anforderung  an  die  menschliche  Utieigennützigkeit 
stellen  hiesse,  wollte  man  verlangen,  dass  in  einem  solchen  Falle  der 
Konsul  regelmässig  seinen  eigenen  Interessen  diejenigen  des  Landes 
voransetzen  solle. 

Das  System  der  Honorarkonsuln  weist  noch  andere  Unvollkommen- 
heiten  auf.  Solche  sind  z.  B.  die  sehr  begreifliche  Tatsache,  dass  die 
Honorarkonsuln  in  gewissen,  mit  dem  Handel  nicht  in  Zusammenhang 
stehenden  Angelegenheiten,  welche  aber  ebenfalls  in  ihren  Geschäfts- 
kreis fallen,  nicht  immer  die  wünschenswerte  Kompetenz  besitzen ;  der 
geringe  Eifer,  den  sie  oft  an  den  Tag  legen,  um,  selbst  den  Behörden, 
die  gewünschten  Erkundigungen  zu  verschaflfen,  sobald  dieselben  einige 
Nachforschungen  erfordern;  endlich,  in  vielen  Fällen,  das  Fehlen  der 
notwendigen  Disziplin,  wodurch  der  BR  des  öftem  gegenüber  gewissen 
Konsularagenten,  die  wissen,  dass  sie  schwierig  zu  einsetzen  wären,  sich 
in  eine  peinliche  Stellung  versetzt  sieht. 

Diese  Ubelstände  könnten  durch  Einführung  des  Systems  der  Be- 
rufskonsuln vermieäen  oder  doch  wenigstens  bedeutend  abgeschwächt 
werden.  Trotzdem  kann  die  Eidg.  im  Prinzip  ihr  gegenwärtiges 
System  der  Honorarkonsuln  nicht  aufgeben.  Es  würden  daraus 
zu  beträchtliche  Unkosten  für  sie  resultieren.  Auch  bei  Verdop- 
pelung des  gegenwärtig  für  die  Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande 
bewilligten  Kredites  von  Fr.  455,000  würde  man  nicht  imstande  sein, 
ein  Berufskonsulnsystem  vollkommen  durchzuführen,  d.  h.  Konsulate 
dieser  Kategorie  überall  da  zu  errichten,  wo  gegenwärtig  Schweiz.  Ho- 
norarkonsuln sind.  Überdies  darf  nicht  verkannt  werden,  dass  im 
grossen  Ganzen  die  Schweiz  mit  ihren  Honorarkonsuln  keine  schlechten 
Erfahrungen  gemacht  hat.  Mögen  sich  auch  hie  und  da  die  oben  an- 
geführten  Ubelstände  fühlbar  gemacht  haben,  so  waren  doch  im  allge- 
meinen die  Geschicklichkeit,  der  Eifer  und  Patriotismus  der  Konsuln 
nur  alles  Lobes  würdig.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  auch  in  Län- 
dern, welche  das  System  der  Berufskonsuln  besitzen,  Klagen  ähnlich 
den  gegen  die  Handelskonsuln  lautgewordenen  durchaus  nicht  zur  Sel- 
tenheit gehören.  Auch  der  Berufskonsul  kann  nicht  die  Privatinitiative 
ersetzen  und,  um  es  so  auszudrücken,  als  Handelsreisender  im  Dienste 
der  Kaufleute  oder  Industriellen,  die  sich  an  denselben  w^enden,  funk- 
tionieren. In  dieser  Beziehung  ist  vielleicht  die  öffentliche  Meinung  nicht 
immer  genügend  aufgeklärt.  Der  Konsul  kann  gewiss  nur  Handels- 
agent sein  im  Gesamtinteresse  des  Landes,  das  er  vertritt,  und  darf 
keinenfalls  seine  Tätigkeit,  mag  diese  im  übrigen  noch  so  uneigen- 
nütziger Art  sein,  ausscliliesslich  in  den  Dienst  einiger  Exporthäuser 
stellen.  Es  wäre  dies  eine  schwere  Verletzung  seiner  Pflichten.  End- 
lich ist  der  Konsul  nicht  bloss  Handelsagent;  auf  gewissen  Posten  hat 
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er  in  erster  Linie  die  Aufgabe,  die  Interessen  der  in  seinem  Kreise 
niedergelassenen  oder  dort  durchreisenden  Landsleute  zu  wahren,  Nach- 
forschungen nach  verschollenen  Personen  anzustellen,  Gesuche  um  Hei- 
matscheine, um  Auskunft,  um  Unterstützung  u.  s.  w.  zu  vermitteln. 
Und  zwar  erfordert  gerade  dieser  Zweig  der  konsulaiischen  Tätigkeit, 
welchem  man  im  allgemeinen  nicht  die  gebührende  Beachtung  schenkt, 
sehr  viel  Hingebung,   Zeitopfer  und  Geduld;    vgl.   auch  B  1893  H  681. 

In  der  Auffassung,  die  Schweiz  müsse  ihr  gegenwärtiges  Konsu- 
larsystem  als  Regel  beibehalten,  wird  der  BR  noch  bestärkt  durch  die 
Erwägung,  dass  es  in  der  Schweiz  äusserst  schwer  sein  dürfte,  bei  den 
gezwungenermassen  bescheidenen  Besoldungsansätzen  das  notwendige 
Personal  für  einen  vollständigen  Berufskonsulardienst  zu  finden. 

Damit  will  der  BR,  in  Übereinstimmung  mit  den  Wünschen  des 
Vororts  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins,  keineswegs  die  Er- 
richtung von  Berufskonsulaten  ausschliessen ;  nur  sollen  diese  nicht  die 
Regel,  sondern  die  Ausnahme  bilden.  Da,  wo  die  Bedeutung  und  die  Zahl 
der  Geschäfte  die  ganze  Tätigkeit  eines  Mannes  in  Anspruch  nehmen 
würde,  und  ein  Honorarkonsul  nicht  genügen  könnte,  oder  «wenn  sich 
hieraus  für  die  Vertretung  Schweiz.  Interessen  ein  beträchtlicher  Nutzen 
erwarten  lässt»,  soll  der  BR  die  Befugnis  haben,  nach  den  Bedürfnissen 
des  Landes  und  bei  möglichster  Sparsamkeit,  einen  Berufskonsul  zu 
bestellen,  wobei  untersucht  werden  soll,  ob  es  angezeigt  sei,  demselben 
einen  rein  konsularischen  Charakter  zu  belassen  oder  aber  ihm  durch 
Übertragung  eines  diplomatischen  Titels  eine  wirksamere  Ausübung 
seiner  Obliegenheiten  zu  ermöglichen.  Es  wäre  sicherlich  wenig  klug, 
auf  einem  ausländischen  Posten,  unter  Umständen  mit  grossen  Kosten, 
einen  Agenten  zu  unterhalten,  ihn  aber  nicht  zugleich  mit  den  erfor- 
derlichen Hilfsmitteln  auszustatten,  welche  die  Verhältnisse  oder  Er- 
wägungen politischer  wie  anderer  Natuf  cals  wünschenswert  erscheinen 
liessen.  Das  wirksamste  dieser  Hilfsmittel  liegt  gerade  in  der  Verlei- 
hung eines  diplomatischen  Charakters,  der  sozusagen  den  Schlüssel  zu 
allen  den  Türen  bildet,  die  dem  gewöhnlichen  Konsul  unerbittlich  ver- 
schlossen bleiben.  Der  reine  Berufskonsul  müsste  ja  so  wie  so  besoldet 
werden ;  die  Mehrausgabe  erscheint  also  verschwindend  klein  gegenüber 
den  Vorteilen,  die  sich  das  Land  durch  diese  Formalität  sichert.  Mit 
andern  Worten,  es  handelt  sich  hier  weniger  um  eine  Geld-  als  um 
eine  Titelfrage.  Man  muss  sich  von  der  ebenso  falschen  wie  allge^iein 
verbreiteten  Ansicht  frei  machen,  als  leiste  ein  Berufskonsul  die  gleichen 
oder  gar  noch  nützlichere  Dienste,  wie  ein  diplomatischer  Agent,  wäh- 
rend er  daneben  noch  den  Vorteil  biete,  bedeutend  weniger  zu  kosten. 
Wollte  die  Schweiz  ihre  Gesandtschaften,  namentlich  die  in  Paris, 
Berlin,  Rom  und  Wien,  durch  blosse  Generalkonsulate  ersetzen,  so 
wäre  die  hierdurch  erzielte  Ersparnis  von  sehr  geringer  Bedeutung,  um 
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so  grösser  aber  die  Einbusse  an  der  seitens  des  Auslandes  der  Schweiz 
entgegengebrachten  Achtung,  welche  die  unausbleibliche  Folge  dieser 
Massnahme  wäre.  B  1893  III  74. 

In  der  Referendumsabstimniung  vom  3.  Febr.  1895  wurde  das 
BG  betr.  die  Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande  vom  27.  Juni  1894 
verworfen,  B  1895  I  860,  1896  II  156.  Die  seitherige  Praxis  be- 
folgt im  wesentlichen  die  Grundsätze,  die  in  diesem  nicht  sank- 
tionierten BG  niedergelegt  waren.  So  hat  der  BR  namentlich  mit 
der  Wiederbesetzung  der  Stelle  eines  Ministerresidenten  und  Ge- 
neralkonsuls in  Buenos- Ayres,  die  infolge  Todes  des  Ministers  Rod6 
im  Juli  1898  vakant  geworden  war,  zugewartet  bis  nach  der  Be- 
willigung des  erforderlichen  Budgetkredites  für  das  Jahr  1899  diu-ch 
die  BVers.  In  der  Budgetbotsch.  vom  19.  Okt.  1898  betonte  der  BR 
aber  die  Notwendigkeit,  dem  Vertreter  der  Schweiz.  Interessen  in 
Südamerika  den  Rang  eines  diplomatischen  Agenten  zu  verleihen, 
B  1898  IV  670').  Die  BVers.  trat  dieser  Auffassung  bei,  wie  der 
NR  schon  im  Jahre  1894  die  Motion  Sonderegger  betr.  Aufhebung 
der  Schweiz.  Gesandtschaften  in  Buenos -Ayres  und  Washington 
mit  einer  sehr  beträchtlichen  Mehrheit  abgelehnt  hatte,  B  1894  II 
131,  1895  I  860-).  Durch  Beschl.  der  BVers.  vom  19.  Dez.  1902 
wurde  der  BR  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  in  einer  der 
nächsten  Sessionen  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  in  St. 
Petersburg  der  Posten  eines  Schweiz.  Gesandten  zu  errichten  sei, 
und  ob  nicht  im  Haag  eine  ständige  diplomatische  Vertretung  bei 
der  niederländischen  Regierung  unterhalten  werden  solle,   B  1902 

V  953'}. 

')  Vgl.  die  Beschwerdeführung  (auf  dem  Petitionsweg)  über  das  Verhalten 
des  Schweiz.  Ministen-esidenten  in  Buenos-Ayres  gegenüber  einem  zurückge- 
tretenen Konsul  (Aifäre  Konsulat  in  Montevideo  1896)  und  das  Begehren  um 
dessen  Abberufung  bei  der  BVers.  nach  abschlägigem  Bescheid  durch  den  BR, 
B  1896  IV  1173,  Übers.  Verh.  der  BVers.  Juh  1897,  Nr.  5. 

")  Nach  dem  Budget  für  das  Jahr  1901  waren  die  Ausgaben  für  die  Schweiz. 
Gesandtschaften  und  Konsulate  folgende:  1.  Besoldungen  der  Gesandten  in 
Paris.  Rom,  Wien,  Berlin,  Washington,  London,  Fr.  260,000;  2.  Besoldungen 
des  Ministerresidenten  und  Generalkonsuls  in  Buenos-Avres  und  des  General- 
konsuls  in  Yokohama  Fr.  55,000;  3.  Besoldungen  des  Kanzleipersonals 
Fr.  103,500;  4.  Entschädigungen  an  Schweiz.  Konsulate  Fr.  112,000;  5.  Porti  etc. 
der  Gesandtschaften  und  Konsulate  Fr.  26,000,  B  1900  IV  268.  Keine  wesent- 
liehe  Änderung   weist  das  Budget  pro  1902  und   das  pro  1903   auf,   B  1902 

V  76-79. 

^)  Über  die  Frage  der  Errichtung  konsularischer  und  diplomatischer 
Vei-tretung  der  Schweiz  in  der  Türkei  vgl.  B  1896  III  212;  Beiart,  Der 
Schutzgenosse  in  der  Levante,  1898  S.  89  if.,  287  ff. 


"?-: 


636  Teil  H.    Abschn.  I.    Kap.  3.    §  VH.    Nr.  196—199. 

19G.  Auf  Grund  einer  Motion  des  Nationalrates  Geigy-Merian 
über  die  Interessenvertretung  der  Schweiz  im  Ausland  beschloss 
die  BVers.  den  9.  Juli  1883,  den  BR  einzuladen,  die  Frage  zu 
prüfen  und  darüber  zu  berichten,  ob  nicht  die  Organisation  der 
Vertretung  der  Schweiz,  wirtschaftlichen  und  kommerziellen  Interessen 
im  Ausland  einer  Vervollständigung  bedürfe,  Postl-Slg  n.  F  311, 
A.  S.  n.  F.  Vn  174.  Auf  Grund  des  vom  BR  den  25.  Mai  1884 
über  dieses  Postulat  erstatteten  Berichtes  beschloss  die  BVers.  den 
18.  Dez.  1884  '),  dem  Antrag  des  BR  entsprechend : 

1.  Die  Vervollständigung  der  Vertretung  der  wirtschaftlichen 
Interessen  der  Schweiz  im  Auslande  ist  der  Privatinitiative  zu 
überlassen. 

2.  Insofern  im  Auslande  Schweiz.  Handelshäuser,  Musterlager 
und  Auskunftsbureaux  ins  Leben  treten,  welche  sich  die  Förderung 
des  Schweiz.  Handels  imd  Gewerbefleisses  in  gemeinnütziger  und 
für  alle  Beteihgten  gleichmässig  zugänglicher  Weise  zur  Aufgabe 
machen,  kann  ihnen  auf  gestelltes  Ansuchen  finanzielle  oder  ander- 
weitige Unterstützung  bewilligt  werden,  wenn  dieselbe  sich  nach 
der  von  den  BBehörden  vorzunehmenden  Prüfung  als  nützlich  und 

notwendig  herausstellt. 
A.  S.  n.  F.  VII  796;   vgl.  B  1884  III  71;  1885  II  280;    1884  II  127,  961. 
Der  BR,  den  mitgeteilten  BBeschl.  beantragend,  hatte  sich  den  An- 
schauungen des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins  angeschlossen,  dessen 
Delegiertenversammlung  unter  Mitwirkung  des  Nationalrates  Geigy-Merian  fol- 
gende einstimmige  Resolutionen  beschlossen  hatte: 

1.  Die  Vertretung  der  nationalen  Schweiz,  volkswirtschaftlichen  und 
kommerziellen  Interessen  im  Auslande  verdient  in  vielfacher  Be- 
ziehung die  höchste  Anerkennung.  Ihre  Unterstützung  auf  dem 
Handelsgebiete  überhaupt,  sowie  ihre  kommerziellen  Berichte  im  be- 
sonderen sind  zum  Teil  vorzüglich.  Die  Veröffentlichung  der  letztern 
durch  das  Schweiz.  Handelsamtsblatt  bietet,  gegenüber  früher,  wesent- 
liche Vorteile. 

Eine  Vervollständigung  der  bestehenden  Einrichtung  in  ihrer 
äussern  Form  wäre  nur  dann  zu  empfelilen,  wenn  dieselbe  aus 
privater  Initiative  angeregt  würde.  In  diesem  Fall  wäre  eine  Unter- 
stützung durch  den  Bund  in  der  Erwartung  wünschbar,  dass  hie- 
durch  ausschliesslich  die  vaterländischen  Interessen  gefördert 
würden. 

2.  Was  die  materielle  Ergänzung  der  gegenwäriigen  Organisation  an- 
belangt, so  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  in  sämtlichen  Staaten  die 
betr.  Regierungen  es  sich  zur  Pflicht  machen,  die  Privattätigkeit  kräftig 
zu  unterstützen,  und  zwar  einerseits  zur  Behauptung  des  Innern 
Marktes  durch  Vermehrung  der  Zollschwierigkeiten  und  andrerseits 

^)  In  der  Botsch.  vom  25.  Mai  1893  konstatiert  der  BR,  dass  ihm  bis 
dahin  ein  auf  den  BBeschl.  vom  18.  Dez.  1884  sich  stützendes  Subventions- 
gesuch noch  nicht  eingegangen  ist,  B  1893  II  80. 
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zur  Gewinnung  des  äussern  Marktes  durch  zuverlässige  Handels- 
berichte und  Zuwendung  von  bedeutenden  Unterstützungen  an  Han- 
delsschulen, Industriemuseen  und  Mustersammlungen. 

Es  wird  deshalb  bei  der  eminenten  Wichtigkeit  des  Schweiz. 
Exports  und  dessen  erschwerten  Absatzbedingungen  als  Pflicht  der 
BBehörden  erachtet,  die  bezüglichen  Interessen  zu  wahren,  haupt- 
sächlich da,  wo  die  private  Tätigkeit  nicht  ausreicht. 

3.  Die  Organisation  der  Vertretung  der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Schweiz  im  Inlande  selbst  hat  sich  noch  fester  zu  gestalten.  Es  lässt 
sich  dies  dadurch  erreichen,  dass  die  industriellen  und  gewerblichen 
Körperschaften  eine  noch  regere  Tätigkeit  als  bisanhin  entwickeln, 
und  dass  Behörden  und  Interessenten  ihren  Bestrebungen  das  nötige 
Entgegenkommen  beweisen.  B  1884  III  86. 

Anlässlich   der  Budgetberatung  für  das  Jahr  1901  wurde  der 

BR   durch  Beschl.    der  BVers.   vom   21.  Dez.  1900  eingeladen,  zu 

prüfen  und   zu  berichten,   durch    welche  Massnahmen  die  Schweiz. 

Handelsinteressen  im  Auslande  gefördert  werden  sollen. 

Postl.-Slg.  n.  F.  580,  Übers.  Verh.  der  BVere.  Dez.  1900,  Nr.  26. 

197.  Der  BR  lässt  seit  dem  Jahre  1892  alle  Schweiz.  Kon- 

sularposten,   die   nicht   unbedingt  notwendig  erscheinen,  eingehen. 

BR  in  B  1893  II  635. 

198.  Wiewohl  die  Schweiz.  Konsuln  laut  Art.  16  Abs.  2  des 
Konsularregl.  vom  26.  Mai  1875  gehalten  sind,  darauf  Bedacht  zu 
nehmen,  den  Handel  und  Verkehr  zwischen  der  Schweiz  und  ihren 
Konsulärbezirken  zu  heben,  sowie  die  denselben  drohenden  Ge- 
fahren imd  Nachteile  abzuwenden,  so  darf  daraus  doch  nicht  der 
Schluss  gezogen  werden,  dass  sie  als  einfache  Auskunftsbureaux 
behandelt  werden  können.  Der  BR  hat  allerdings  nichts  dagegen 
einzuwenden,  wenn  die  Schweiz.  Konsuln  auf  Auskunfsbegehren, 
welche  direkt  von  Schweiz.  Kaufleuten  ausgehen,  Auskunft  erteilen, 
jedoch  überlässt  er  es  den  Konsuln,  zu  beurteilen,  wie  weit  und  in 
welchen  Fällen  sie  dies  zu  tun  für  gut  finden. 

BR  in  B  1885  HI  860;  A.  S.  n.  F.  I  B82. 

199.  Art.  35  des  Regl.  für  die  Schweiz.  Konsularbeamten 
von  1875  bestimmt: 

Ausser  in  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen 
ist  es  den  Konsularbeamten  der  £idg.  ausdrücklich  untersagt, 
in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  Geldhinterlagen,  Titel  oder  Wert- 
stücke  zu  empfangen,  oder  die  Verwaltung,  Übermittlung,  Ein- 
kassierung oder  Zahlung  von  Wertschriften,  Hinterlagen,  Dar- 
lehen etc.  zu  übernehmen  ohne  eine  besondere  Ermächtigung  von 
Seiten  des  BR. 
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Geschäfte  solcher  Natur  dürfen  nicht  in  die  amtlichen  Pro- 
tokolle der  Register  des  Konsulats  eingetragen  und  bezügliche 
Akte  nicht  mit  dem  Konsularsiegel  versehen  werden,  noch  die 
Angabe  der  Konsulareigenschaft  des  Unterzeichners  tragen. 

Die  Konsularbeamten  sind  gehalten,  das  durch  gegenwärtigen 
Artikel  aufgestellte  Verbot  jedem  derartigen  Begehren,  das  an  sie 
in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  gerichtet  werden  sollte,  entgegen 
zuhalten.  A.  S.  n.  F.  I  539 

In  einem  Kreisschr.  des  politischen  Dep.  an  alle  Schweiz 
Konsulate  im  Auslande  vom  22.  Febr.  1900  wurde  auf  diese  Vor 
Schriften  besonders  aufmerksam  gemacht  und  den  Konsuln  die 
selben  zu  genauer  Beachtung  dringend  empfohlen. 

Sollten  Sie,  bemerkt  das  politische  Dep.  in  diesem  Kreisschr., 
als  Privatmann  in  die  Lage  kommen,  Geldhinterlagen,  Titel  oder 
Wertsachen  in  Verwahrung  zu  nehmen  oder  die  Verwaltung,  Über- 
mittlung, Einkassierung  oder  Zahlung  von  Wertschriften,  Hinter- 
lagen, Darlehen  u.  s.  w.  zu  übernehmen,  so  wollen  Sie  nicht  unter- 
lassen, die  Beteiligten  darauf  hinzuweisen,  dass  Sie  nicht  in  Ihrer 
Eigenschaft  als  Konsul,  sondern  ausschliesslich  als  Privatperson 
und  unter  Ihrer  persönlichen  Verantwortlichkeit  solche  Hinterlagen 
u.  s.  w.  in  Empfang  nehmen. 

Diese  Vorschriften  gelten  natürlich  nur  für  diejenigen  Kon- 
suln, denen  nicht  die  im  Art.  35  vorgesehene  besondere  Ermächti- 
gung des  BR  erteilt  worden  ist.  B  1900  I  419. 

Art.  35  war  im  alten  Konsular-Rgl.  vom  Jahre  1851  nicht  enthalten, 
vgl.  dessen  Art.  21,  A.  S.  II  300;  die  Aufnahme  der  Bestimmung  in 
das  Rgl.  von  1875  hängt  zusammen  mit  den  Vorkommnissen,  die  sich 
mit  dem  Schweiz.  Generalkonsulat  in  St.  Petersburg  im  Jahre  1871  abge- 
spielt haben,  wo  viele  Personen  dem  Schweiz.  Generalkonsul,  im  Ver- 
trauen auf  seine  Integrität  mid  seine  Amtsstellung,  bedeutende  Summen 
zur  Verwaltung  übergeben  haben  und  sich  beim  plötzlichen  Tod  des 
Generalkonsuls  in  ihrem  Vertrauen  getäuscht  sahen  und  hohe  Beträge 
verloren,  vgl.  ß  1872  II  78,  1873  H  210,  211,  A.  S.  X  936. 

200.  Art.  10  des  Niederlassungsvertrages  zwischen  der  Schweiz 
und  Russland  vom  26.,  14.  Dez.  1872  erkennt  den  Schweiz.  Konsuln 
die  nämlichen  Vorrechte,  Befugnisse,  Freiheiten  und  Immunitäten 
zu,  deren  die  Konsuln  der  meistbegünstigten  Nation  teilhaftig  sind 
oder  noch  werden  könnten,  A.  S.  XI  390.  Die  Schweiz.  Konsuln 
in  Russland  können  darnach  die  den  französischen  Konsuln  gemäss 
Art.  20  des  französisch-russischen  Niederlassungsvertrages  vom  Jahre 
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1857  eingeräumten,  sehr  ausgedehnten  Kompetenzen  in  Erbschafts- 

liqiiidationen  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

B  1875  II  21 ;  vgl.  oben  S.  425 ;  Erste  Auflage  I,  Nr.  158. 

201  Das  Schweiz.  Konsulat  in  Mailand  beantragte  bei  der 
italienischen  Behörde  die  Verhaftung  und  Abschiebung  des  F.  Isliker 
aus  Alten  (Zürich)  an  die  Schweizergrenze.  Dieses  Individuum  war 
einer  Zwangsanstalt  in  der  Schweiz,  woselbst  es  wegen  Land- 
streicherei und  als  arbeitsscheu  untergebracht  war,  entwichen  und 
trieb  sich  in  Italien  mit  Betteln  herum. 

Diese  Anträge  waren  unzulässig,  das  Konsulat  hätte  sich  darauf 
beschränken  sollen,  das  Individuum  der  mailändischen  Polizei  zu 
signalisieren.  B  1887  II  734;  vgl.  oben  Nr.  185. 

a02.  Im  Jahre  1895  richtete  das  Schweiz.  Generalkonsulat 
in  Turin  an  den  Civilstandsbeamten  in  Carouge  (Genf)  die  Mittei- 
lung, dass  die  am  25.  März  1881  zu  Carouge  geborene  M.  C.  durch 
die  am  6.  Febr.  1892  zu  Turin  erfolgte  Verehelichung  ihrer  Eltern 
legitimiert  worden  sei ;  gestützt  hierauf  stellte  das  Generalkonsulat 
das  Gesuch  um  Vormerknahme  dieser  Legitimation  und  um  Aus- 
stellung eines  entsprechenden  Geburtsscheines.  Auf  Anfrage  antwor- 
tete der  BR,  dass  die  Legitimation  der  M.  G.  erst  dann  in  das 
Geburtsregister  zu  Carouge  eingetragen  werden  dürfe,  wenn  der  Ehe- 
schein der  Eltern  und  eine  richtige  Legitimationsurkunde  vorgelegt 
werden.  Dem  Generalkonsulat  aber  wurde  bemerkt,  dass  es  weder 
in  seiner  Stellung  noch  in  der  Kompetenz  der  Schweiz.  Konsular- 
beamten liege,  an  die  Adresse  Schweiz.  Civilstandsämter  derartige 
Bescheinigungen  auszustellen,  oder  gestützt  auf  solche  Bescheini- 
gungen irgend  welche  Eintragungen  in  die  Schweiz.  Civilstands- 
register  zu  beantragen.  B  1896  II  22. 

203.  Auf  Gesuch  der  deutschen  Reichsreg.  ermächtigte  der 
BR  im  Jahre  1893  den  Schweiz.  Vizekonsul  in  Montreal,  proviso- 
risch das  deutsche  Konsulat  in  dieser  Stadt  zu  verwalten. 

B  1894  II  139;  vgl.  B  1895  I  866,  Art.  22  des  Konsiüarregl.,  A.  S.n.F.534. 

204.  Mit  dem  auf  den  17.  Juli  1899  erfolgten  Inkrafttreten 
des  den  Vertrag  von  1864  ersetzenden  Freundschafts-,  Niederlas- 
sungs-  und  Handelsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Japan  vom 
10.  Nov.  1896  (Art.  XIV)  nahmen  die  von  Schweiz.  Konsularge- 
richten in  Japan  ausgeübte  Gerichtsbarkeit,  sowie  alle  ausnahms- 
weisen  Privilegien,  Befreiungen  und  Immunitäten,  die  bisanhiu  die 
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Bürger   der  Schweiz  unter  dieser  Gerichtsbarkeit  genossen,  unbe- 
dingt und  ohne  weiteres  ihr  Ende. 

A.  S.  n.  F.  XVI  537,  828;  B  1896  IV  791,  Erste  Auflage  I,  Nr.  160. 

Die  Schweiz.  Konsulargerichtsbarkeit  in  Japan  gründete  sich  auf 
Art.  4-6  des  Freundschafts-  und  Handelsvertrages  der  Schweiz  mit 
Japan  vom  6.  Febr.  1864,  wonach  Streitigkeiten  zwischen  Schweizer- 
bürgern in  Japan  der  Jurisdiktion  der  in  Japan  eingesetzten  Schweiz. 
Behörden  unterstellt  sind,  A.  S.  VIII  687.      * 

Die  Organisation  und  das  Verfahren  des  Konsulargerichtes  war 
nicht,  wie  es  in  andern  Staaten  der  Fall  ist,  durch  Gesetz  geregelt.  Die 
am  14.  Febr.  1866  vom  BR  dem  Schweiz.  Generalkonsul  in  Yokohama 
erteilten  Instruktionen  besagen  in  §  5: 

Bei  Ausübung  der  Jurisdiktion  soll  der  Generalkonsul  sich  jedes- 
mal einige  seiner  Landsleute  als  Gerichtsbeisitzer  beiordnen  und  die  in 
der  Schweiz  geltenden  allgemeinen  Rechtsgrundsätze,  sowie  die  Platz- 
Usancen  zur  Richtschnur  nehmen,  vgl.  Erste  Auflage  I,  S.  301. 

Das  Kreisschr.  des  BR  vom  11.  Juli  1882  an  die  Schweiz.  Kon- 
sularbeamten in  Japan  gab  diesen  folgende  ausführlichere  Anleitung: 

Das  Konsulargericht  soll  gemäss  §  5  der  Instruktionen  vom  14. 
Febr.  1866  bestellt  werden:  es  besteht  aus  dem  Konsularbeamten  als 
dem  Vorsitzenden  und  in  der  Regel  aus  zwei,  höchstens  aus  vier  Ge- 
richtsbeisitzern, die  der  Konsularbeamte  für  jeden  einzelnen  Fall  ernennt- 
Für  das  Verfahren  gilt  der  bisherige  Brauch,  ferner,  soweit  die  be- 
sondem  Verhältnisse  der  Jurisdiktion  in  Japan  es  zulassen,  die  Be- 
stimmungen des  BG  über  das  Verfahren  bei  dem  BGer.  in  bürgerhchen 
Rechtsstreitigkeiten  vom  22.  Nov.  1850,  A.  S.  11  77. 

In  allen  civilrechtUchen  Fragen,  die  durch  BGesetze  normiert  sind, 
im  besondern  durch  das  eidg.  Obl.-R.  und  das  Handlungsfähigkeitsges., 
sind  diese  Gesetze  zur  Anwendung  zu  bringen. 

In  den  vom  kantonalen  Recht  beherrschten  civilrechtUchen  Fragen 
sind  massgebend  die  Gesetze  des  Heimatkantons  des  Interessenten  oder 
Vorkommendenfalls  des  Beklagten,  es  wäre  denn,  dass  Lokalgebräuche 
beständen,  deren  Beobachtung  alsdann  vorzuziehen  sein  dürfte.  Status- 
fragen (le  Statut  personnel)  richten  sich  stets  nach  dem  Recht  des  Hei- 
matkantons. 

Mit  Bezug  auf  die  Weiterziehung  einer  Prozessache  an  eine 
höhere  Instanz  enthält  das  BGes.  vom  22.  Nov.  1850  naturgemäss  keine 
Bestimmung,  und  die  Instruktionen  des  BR  vom  11.  JuU  1882  besagen 
hierüber  nur: 

Die  von  dem  Konsulargericht  gemäss  §  5  der  Instruktionen 
vom  14.  Febr.  1866  gefällten  Urteile  sind  sofort  vollstreckbar,  auch 
wenn  Rekurs  an  den  BR  eingelegt  werden  sollte.    Übrigens  kann 
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der  Konsul  jeder  Zeit  und  in  jedem  Stadium   des  Prozesses  vom 
BK  Instruktionen  für  den  einzelnen  Fall  einholen. 

Welcher  Art  dieser  Rekurs  sein  kOnne  —  ob  nur  eine  Kassations- 
heschwerde  oder  auch  die  Berufung  zulässig  sei  — ,  welches  die  Voraus- 
setzungen des  Rechtsmittels  seien,  in  welcher  Form  und  binnen  welcher 
Frist  es  eingelegt  werden  müsse,  darüber  bestanden  keine  Vorschriften. 

Mit  Urteilen  v(mi  5.  Dez.  1892  und  vom  4.  Febr.  1898  wies  das  Kon- 
sulargericht, bestehend  aus  dem  Generalkonsul  und  zwei  Beisitzern,  ein- 
stimmig drei  Klagen  betr.  Forderung  der  Firma  C.  &  J.  Brandt  gegen 
F.  Schoene  teils  als  verjährt,  teils  als  unbegründet  ab. 

(Gestützt  auf  die  Bestimmung  des  Kreisschr.  des  BR  vom  11.  Juli 
1882,  welche  einen  Rekurs  an  den  BR  implicite  einräumt,  erklärte  die 
Finna  C.  <fe  J.  Favre-Brandt  gegen  die  genaimten  drei  konsulargericht- 
lichen Urteile  die  Appellation  an  den  BR.  Hien'cm  erhielt  der  BR 
unterm  1.  und  29.  März  189H  durch  Schreiben  des  Schweiz.  General- 
konsiüats  in  Y^>kohama  Kenntnis. 

Erwägungen,  weh^he  in  dem  Charakter  des  BR  als  Administrativ- 
und  Exekutivgewalt  liegen,  hätten  dem  BR  eine  Überweisung  der 
Sache  an  eine  richterliche  Behörde  angezeigt  erscheinen  lassen.  Auf 
Anfi*age  beim  Präsidenten  des  BGer.,  Dr.  Hafner,  ob  er  glaube,  dass 
das  BGer,  als  Berufungsinstanz  die  Rechtssprechung  in  genannten  Sachen 
Ol)eniehmen  dürfe,  lautete  dessen  Antwort  vom  24,  Sept.  1894  ent- 
schieden verneinend,  weil  weder  die  BV  noch  ein  Blies,  dem  Btier. 
die  Komi)etenz  einräume,  als  Berufungsinstanz  für  Entscheide  Schweiz. 
Konsulargerichte  zu  funktionieren,  die  Jurisdiktion  des  BR  aber  nicht 
an  das  B(4er.  delegiert  werden  könne. 

Es  war  aber  l>eim  Erlass  des  Kreisschr.  vom  11.  Juli  1892  aucb 
nicht  die  Absicht  des  BR,  gegen  ein  konsulargerichtliches  Urteil  das- 
Rechtsmittel  der  Berufung  an  den  BR  zu  gewähren.  Denn  sonst  hätte 
iler  BR  nicht  dem  Rekurse  jede  Suspensivkraft  abgesprochen.  Das  war 
gerade  der  Hauptsatz,  den  der  BR  aussprach,  dass  das  kcmsulargericht- 
liche  Urteil  sofort  vollstreckbar  sei,  und  nur  in  einem  Nebensatze  fügte 
er  bei:  auch  wenn  Rekurs  an  den  BR  eingelegt  werden  sollte.  Es  ist 
also  nicht  etwa  die  Vollstreckbarkeit  als  eine  &  vorläufige  >  bezeichnet,, 
sondern  sie  soll  eine  definitive,  eine  unbedingt«?  sein,  wie  sie  nur  deni 
rechtskräftigen  Urteil  zukommt. 

Aus  diesen  Erwägungen  und  gestützt  auf  Art,  102  Ziif.  8  dov  BV. 
welcher  dem  BK  die  Wahrung  der  Interessen  der  Eidg.  nach  aussen 
und  ihrer  völkerre<;htUchen  Beziehungen  überträgt,  gelangte  der  BR 
dazu,  mit  Beschl.  vom  (>.  Dez.  1894  sich  in  dem  Sinne  kompetent  zu 
erklären,  dass  er  als  Aufsichtsbehörde  nur  zu  untereuchen  habe,  ob  diu* 
Konsulargericht  in  Yokohama  in  Sachen  Favre-Brandt  mid  Schoene  for- 
mell richtig  verfahren   sei.    Sollte    sich    ergeben,    dass    das   Konsular- 
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gericht  in  Yokohama  sich  schwerer  Verstösse  gegen  die  Rechte  einer 
Partei,  offenbarer  Überschreitung  seiner  Kompetenzen,  eines  regelwidrigen 
Verfahren  u.  s.  w.  hätte  zu  schulden  kommen  lassen,  so  wäre  es  alsdann 
Pflicht  des  BR  gewesen,  den  Parteien  die  Möglichkeit  zu  bieten,  ihre 
Sache  in  regelrechtem  Verfahren  vor  demselben  oder  einem  andern 
Schweiz.  Gerichte  in  dem  ausländischen  Staate  von  neuem  zu  verhan- 
deln. Die  Prüfung  der  Prozessakten  ergab  indessen,  dass  kein  stich- 
haltiger Grund  vorhanden  w^ar,  das  Verfahren  zu  kassieren,  der  BR  wies 
deshalb  die  Rekurse  der  Firma  C.  &  J.  Favre-Brandt  ab  und  teilte 
diesen  Entscheid  dem  Anwalt  der  Rekurrentin   den  15.  Dez.  1894  mit. 

Die  Firma  C.  &  J.  Favre-Brandt  stellte  hierauf  mit  Eingabe  vom 
28.  Dez.  1894,  23.  April  1895  beim  BR  ein  Revisionsbegehren  unter  Be- 
rufung auf  Art.  192  des  Civilprozessges.  vom  22.  Nov.  1850  und  behaup- 
tend: die  zwei  Beisitzer  des  Konsulargerichts  seien  mit  dem  Beklagten 
besonders  befreundet;  der  vom  Gericht  beigezogene  Experte  hätt>e  ein 
direktes  Interesse  daran  gehabt,  dass  der  Beklagte  den  Prozess  ge- 
winne; das  erste  Urteil  gründe  sich  auf  das  Gutachten  eines  Experten, 
welcher  über  den  Begriff  des  Kontokorrents  eine  irrige,  dem  Schweiz. 
Recht  widersprechende  Auffassung  habe. 

Nach  Vernehmlassung  des  Schweiz.  Generalkonsuls  in  Yokohama 
fand  jedoch  der  BR,  dass  die  geltend  gemachten  Revisionsgründe  als 
ganz  unerheblich  oder  als  unstichhaltig  zu  betrachten  seien;  er  wies 
daher  am  29.  Juli  1895  den  neuen  Rekurs  als  unbegründet  ab  imd  be- 
stätigte auch  seinen  Beschl.  vom  6.  Dez.  1894. 

Am  23.  Febr.  1897  reichte  die  Firma  C.  &  J.  Favre-Brandt,  ver- 
treten durch  Prof.  Dr.  Virgile  Rössel  in  Bern  und  durch  die  Advokaten 
Jeanhenry  und  Strittmatter  in  Neuenburg,  ein  neues  Memorial  ein,  mit 
dem  Begehren,  der  BR  möge  auf  seinen  Beschluss  vom  6.  Dez.  1894 
zurückkommen  und  der  Rekurrentin  gestatten,  binnen  einer  zu  bestim- 
menden Frist  dem  BR  oder  der  von  diesem  als  zuständig  bezeichneten 
Behörde  behufs  Abänderung  der  Konsulargerichtsurteile  vom  5.  Dez. . 
1892  und  vom  4.  Febr.  1893  das  zur  Begründung  der  Appellation  an  den 
BR  dienende  Beweismaterial  samt  einem  bezügUchen  Schriftsatze  vor- 
zulegen. Dieses  Begehren  stützte  sich  namentlich  auf  die  Behauptung, 
dass  der  schw^eiz.  Generalkonsul  in  Yokohama,  Dr.  Ritter,  der  Rekur- 
rentin versichert  habe,  dass  sie  das  Recht  der  Appellation  an  den  BR 
hätte,  sowie  auf  folgende  Begründung: 

Beim  Mangel  jeder  gesetzlichen  Definition  des  Rekurses  gegen 
Konsulargerichtsurt^ile  muss  angenonmien  werden,  dass  dieser  Rekurs 
alle  Formen  der  Weiterziehung  in  sich  begreift;  das  Schweigen  des 
Gesetzes  darf  nicht  zu  einer  einschränkenden  Auslegung  führen.  Über- 
dies fordert  die  Gleichheit  der  Bürger  vor  dem  Gesetze,  dass  den  hin- 
sichtlich der  Jurisdiktion  exterritorialen  Schweizern  in  Japan  das  Rechts- 
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mittel  der  Berufung  gegen  Konsulargerichtsurteile  in  gleicher  Weise 
zustehe,  wie  den  im  Vaterlande  wohnenden  Bürgern  auf  Grund  des 
Organisationsgesetzes  über  die  Bundesrechtspflege  gegen  kantonalge- 
richthche  Urteile;  sonst  ist  das  Privilegium  der  Exterritorialität  ein 
blosses  Blendwerk. 

Der  BR  beschloss  den  14.  Mai  1897,  an  seinen  früheren  Entschei- 
den festzuhalten,  er  trat  auf  die  neuen  Begehren  nicht  ein,  in  Er- 
wägimg : 

Es  ist  einleuchtend,  dass  der  BR  in  seinen  Entschliessungen  weder 
durch  Äusserungen  eines  Departements-Chefs,  noch  durch  solche  —  und 
wären  es  geradezu  Versprechungen  —  eines  Konsuls  oder  Generalkonsuls 
gebunden  werden  kann.  Wenn  Dr.  Ritter  der  Firma  C.  &  J.  Favre-Brandt 
gegenüber  von  Appellation  gesprochen  und  geschrieben  hat,  so  konnte 
er  dadurch  nicht  das  vom  BR  zugelassene  Rechtsmittel  des  Rekurses 
gegen  Konsulargerichtsurteile  in  einem  den  BR  bindenden  Sinn  defi- 
nieren, er  musste  vielmehr  die  Entscheidung  des  BR  über  den  Cha- 
rakter und  die  Tragweite  des  Rechtsmittels  vorbehalten.  Das  hat  sich 
übrigens  die  Rekm-rentin  vernünftigerweise  selbst  sagen  müssen,  zumal 
da  der  Schweiz.  Generalkonsul  ihr  ja  nicht  verhehlte,  dass  der  Fall  der 
Anwendung  des  Rekursrechtes  sich  zum  erstenmal  darbiete  und  über 
die  Behandlung  desselben,  das  einzuschlagende  Verfahren  u.  s.  f.  grosse 
Unsicherheit  herrsche. 

Es  ist  auch  nicht  richtig,  dass  die  Instruktionen  von  1866  und 
1882  den  Rekurs  in  keiner  Richtung  beschränken,  sondern  in  jeder 
Form  zulassen.  Wenn  der  BR  durch  seinen  Beschl.  vom  6.  Dez.  1894 
dem  in  seinen  Instruktionen  von  1866  und  1882  vorgesehenen  Rekurse 
den  Charakter  und  die  Wirkung  einer  Kassationsbeschwerde  zuerkannt 
hat,  so  steht  dies  mit  jenen  Instruktionen  vollkommen  im  Einklang. 
Denn  wenn  der  BR  dort  erklärte,  die  Konsulargerichtsurteile  seien, 
auch  wenn  der  Rekurs  an  den  BR  ergriffen  werde,  sofort  vollziehbar, 
so  hat  er  damit  dem  Rekurs  eine  der  Hauptwirkungen  der  Appellation, 
die  der  Hemmung  der  Rechtskraft  des  Gerichtsurteils  abgesprochen 
und  ihm  den  Charakter  einer  Beschwerde  aufgedrückt,  der  —  als  sol- 
cher   -  keine  Suspensivkraft  zukommt. 

Den  Verfassungsgrundsatz  der  Gleichheit  der  Bürger  vor  dem 
Gesetz  auf  so  wesenthch  verschiedene  Dinge  anzuwenden,  wie  die  or- 
dentliche Jurisdiktion  der  Kantone  und  die  ausserordentliche  und  sin- 
gulare Gerichtsbarkeit  der  Konsularbeamten  in  Japan,  geht  wohl  nicht 
an.  Doi-t  ist  alles  festgesetzt  und  gesetzlich  geordnet,  hier  liegt  ein 
SpezialVerhältnis  vor,  dessen  Regelung  der  obersten  poUtischen  Behörde 
des  Landes  vorbehalten  ist,  solange  nicht  die  gesetzgebende  Gewalt 
eingreift  und  Regeln  aufstellt. 
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Es  ist  zudem  untunlich,  den  BK  zu  einer  gencbtlichen  BerufungS' 
l>eliörde  zu  machen.  Es  wUrde  dem  Zwecke  der  Konsulargerichtsbar- 
keit nicht  entsprechen,  deren  Bedeutung  und  Wert  vielmehr  in  vielen 
und  gerade  den  wichtigeren  Fällen  illusorisch  machen,  wenn  in  gleich<.>t- 
Weise  in  Japan  Berufung  eingelegt  werden  könnte,  wie  in  der  Schweiz, 
E.S  geschah  gewiss  in  richtiger  Erkenntnis  der  Bedeutung  der  Konsular- 
gerichtsbarkeit, wenn  der  BR  1882  festsetzte,  dass  die  Rekurserklärung 
die  Vollziehbarkeit  der  Urteile  nicht  henunen  könne.  Man  wollt*.*  keine 
Prozesströlereien  zwischen  Schweizern  im  fernen  Osten,  sondern  eine 
prompte  Erledigimg  der  zwischen  ihnen  entstehenden  MisHhelIigk<'iteii 
und  Streitigkeiten. 

Damit  soll  nun  alier  niciit  gesagt  sein,  dass  die  Organisation  der 
Konsulargerichtsbarkeit  nicht  auch  anders  imd  zweckmässiger,  als  es  jetzt 
der  Fall  ist,  gestaltet  werden  köimte.  Doch  das  ist  eine  Frage  für  .■^icli ; 
sie  ist  nicht  weiter  zu  erörtern.'} 

Den  10.  Jidi  1897  endlich  beschwerte»  sich  (.'.  &  .1.  Favre-Brandt 
bei  der  BVei's.  mit  dem  Begehren  um  ÄuRiebung  des  Beschl.  des  HK 
vom  14.  Mai  1897,  womit  auch  die  früheren  Beschlösse  des  BR  in  dieser 
Angelegenheit  selbst vei-ständlich  dahinfallen  sollen,  und  dein  weitem 
Begehren :  die  Sache  mCichte  an  den  BR  zurückgewiesen  werden,  damit 
er  einen  Entscheid  in  der  Sache  selbst  treffe,  nacrhdeni  er  den  Parteien 
Gelegenheit  ^boten  haben  werde,  sich  binnen  einer  gewissen  Frist 
vernehmen  zu  lassen  und  ihr  Beweisniaterial  beizubringen. 

Gemäss  dem  Antrag  des  BR  schritt  die  BVers.  mit  Beschl.  vi.ni 
m.  Dez.  1898  über  den  Rekurs  dei-  Firma  C.  &  .1.  Favre-Brandt  wegen 
Inkompetenz  zur  Tagesordnung.  Diesen  Anti-ag  hegi-ilndete  der  BR  in 
seinem  Ber.  vom  12.  Apiil   1898  wie  folgt : 

Die  Kekurrentin  hat  es  imterla-ssen,  nachzuweisen,  dass  die  BVers. 
kompetent  sei,   einen  Entscheid  in  ihrer  Angelegenheit  zu  fällen.     Als 

'I  Man  erwäge  auch  fiil^^indeä :  In  Krniiuigeluiig  eines  BUes.  Aber  ileu 
auswärtigen  Dienst  und  seine  Organisation  ist  es  auf  Griuid  der  BV,  Art.  Hfl. 
Ziff.  8  in  Verbindung  mit  Ziff.  H,  luid  in  Ausfalirung  der  ^'e^tl-agsbeutimm^ngen 
von  1864  der  BR,  der  die  Schweiz.  BehAi-de  in  Japan  sowohl  einzusetzen  win- 
den Kreis  ihrer  Rechte  und  Pflichten  zu  bestimmen  hüt.  Der  BR  hatte  nun 
das  Schweiz.  Generalkonsulat  in  Japan  mit  der  beziigl.  Jurisdiktion  betraut 
und  in  seiuer  Iti.stmktion  festgeset^zt,  dass  gegen  Kousularurteilc  ein  Rekiu-s 
IUI  den  BR  zulassig  sei.  Die  Befugnis  de.s  BR,  ein  Rekui-srecht  vorzubehalteu, 
crgiebt  sich  aus  der  allg.  Aufsicht  des  BR  Aber  die  Konsulate  {vgl.  Konsidai- 
rerf.  Art.  37  in  Verbindung  mit  BV  Art.  102  Ziff.  «  und  15).  Damit  ist  auch 
<ler  BR  hctugt,  die  rechtliche  Bedeutuug  dieses  Rekurses  zu  charakteriaiemi. 
Hätte  der  BU  eine  Appellation  einfahren  wollen,  so  hätte  er  nicht  umhin 
kennen,  entweder  für  sich  selbst  oder  fär  eine  andere  Behörde  (das  BGei'. 
und  die  BVers.  ausgenommen)  diese  Appell ationskompete dz  ausdrücklich  fest- 
znsetzeu;  hat  er  dies  nicht  Rctan,  <nt  kann  der  Rekurs  nur  als  Beschwerde 
.■iLifgefassl   werden. 
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ndlich  darf  aber  die  Entscheidungsbefugnis  der  BVere.  in 
'Tlichen  Rechtsstreitigkeit  nicht  vorausgesetzt  werden. 
;:leichen  Gründe,  welche  den  BR  bestimmt  haben,  den  Re- 
u  BR  gegen  Konsulargerichtsuileile  rechthch  als  Kassations- 
'  aufzufassen,  führen  ilm  nun  zur  Aufstellung  des  Satzes: 
er  BR  ordentliche  richterliche  Oberinstanz  (Appellations- 
»er  Konsulargerichte  ist,  ebensowenig  kann  die  BVers.  eine 
rinstanz  sein.  Hierfür  fehlt  jede  verfassungsmässige  und  ge- 
i*undlage. 

Begründung  der  Kompetenz  der  BVers.  könnte  die  Rekur- 
i.stens  die  Art.  57  und  85,  ZiflF.  11,  der  BV  anrufen;  Art.  85, 
mmt  nicht  in  Betracht,  da  ein  Civilprozess,  wie  er  zwischen 
idt  und  Schöne  durch  die  Konsularurteile  vom  5.  Dez.  181^ 
4.  Febr.  1898  entschieden  worden  ist,  nie  und  nimmer  eine 
-ativstreitigkeit»  ist. 

er  angebliche  Rekurs  Favre-Brandt  hei  der  BVers.  als  eine 
a  Sinne  von  Art.  57  der  BV  zu  bezeichnen,  so  entspricht  es 
!ier  bisherigen  Praxis  der  eidg.  Räte,   dass  über  die  Eingabe 
>rdnung   geschritten   wird.    Selbst   wenn  die  BVers.  die  An- 
A  Favre-Brandt  c.  Schöne,   im  Gegensatz  zu  ihrer  bisherigen 
iteriell  zu  untersuchen  geneigt  wäre,  so  müsste  sie  sich  den- 
11  f  beschränken,  durch  Annahme  einer  motivierten  Tagesord- 
Meinung   über   den  Prozess  abzugeben.    Niemals  darf  aber 
answeg   dazu   verwendet  werden,  um  für  die  BVers.  die  Be- 
hterlicher  Überprüfung  eines   ergangenen  Civihui^^eils  in  An- 
nehmen, 
d  der  Rekurs  Favre-Brandt,  gestützt  auf  Art.  85,  Ziff.  11,  der 
iterbreitet,  so  ergibt  sich  wiederum,  dass  eine  Umstossimg  der 
itehenden  Konsularurteile  und  der  BRBeschl.  vom  6.  Dez.  1894, 
95  und  14.  Mai  1897  rechtlich  unzulässig  ist.  Die  Oberaufsicht  über 
Verwaltung  und  Rechtspflege,  die  auf  Grund  der  angezogenen 
igsbestimmung  der  BVers.  zusteht,  gibt  zwar  dieser  die  Befug- 
.mtshandlungen  des  BR  im  allgemeinen  wie  im  besonderen  zu 
ieselben  der  Kritik  zu  unterwerfen  und  für  die  Zukunft  etwa 
m  zu  ert,eilen ;  dadurch  wird  aber  die  einzelne  vollzogene  Amts- 
ais solche  in  ihrem  Bestände  nicht  berührt.   Sowenig  wie  ein 
is  BGer.,  auf  Grund  dieses  Art.  85,   Ziff.  11,    der  BV  an  die 
eitergezogen  werden  kann,  ebensowenig  erscheint  eine  solche 
ihung    zulässig    bezüglich    eines    konsularischen    Urteils,  das 
durcli  den  BR  erfolgten  Abweisung  der  Kassationsbeschwerde 
Beziehung  unanfechtbar  geworden  ist. 

894  II  142,  1895  I  869,  1896  II 165,  1898  II  22,  854 ;  Übers.  Verh.  der 
ers.  Dez.  1898,  Nr.  4.  —  Vgl.  auch  BGer.-Entsch.  II  S.  350,  VIH  S.  42, 

i05. 
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VIII.  Die  rechtliche  Stellnng  der  Bandesbeamten. 

a05.  Den  15.  Okt.  1897  stallte  Nationalrat  E.  WuUschleger  fol- 
gende Motion: 

Der  BR  wii*d  eingeladen,  zu  prüfen  und  zu  berichten,  ob  nicht 
zur  Beurteilung  von  Konflikten  zwischen  Beamten,  Angestellten 
und  Arbeitern  der  BVerwaltung  einerseits  und  ihren  Vorgesetzten 
andrerseits  seine  besondere  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  d.  h.  eine 
Art  von  Schiedsgerichten  einzuführen  sei,  in  denen  nach  gesetzlich 
näher  zu  bestimmenden  Grundsätzen  sowohl  der  Verwaltung,  aLs 
dem  Personal  eine  selbstgewählte  Vertretung  einzuräumen  sei. 

Bei  der  Behandlnng  der  Motion  in  der  Sitzung  des  NR  vom 
21.  April  1898  schlug  Sourbeck  mit  Zustimmung  des  Motionärs 
folgende  Fassung  für  dieselbe  vor: 

Der  BR  ist  eingeladen,  zu  prüfen  und  Bericht  zu  erstatten,  ob 
nicht  das  Beschwerde-  und  Disziplinarstrafverfahren  bei  den  eidg. 
Verwaltungen  einer  Revision  zu  unterziehen  und  im  Sinne  der 
Schaffung  einer  von  der  Verwaltung  unabhängigen  Rekursinstanz, 
eventuell  mit  kontradiktorischem  Verfahren,  umzugestalten  sei.M 
Die  Motion  wurde  jedoch  weder  in  dieser,  noch  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Form  vom  NR  erheblich  erklärt.^) 

Übers.  Verh.  der  BVers.  April  1897.  Nr.  40. 

206.  Die  Bildung  von  Vereinen  und  Verbänden  unter  dem 
Personal  der  eidg.  Beamten  und  Angestellten^)  hat  dem  BR  im 
Jahre  1898  Veranlassumg  gegeben,  den  Departementen  und  Ver- 
waltungsabteilungen mit  Bezug  auf  den  Verkehr  mit  solchen  Ver- 
einen und  Verbänden  folgende  Wegleitung  zu  geben : 


*)  Bundesrat  Brenner  erklärte  sich  persönlich  mit  dieser  Fa^suüg  der 
Motion  einverstanden,  vgl.  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  21.  April  1898,  Nr.  110. 

*)  Trotz  der  Ablehnung  dieser  Motion  durch  den  NR  lässt  sich  nicht 
verkennen,  dass  das  Beschwerde-  und  Disziplinarstrafverfahren  des  geltenden 
Bundesrechtes  revisionsbedürftig  ist,  und  dass  an  die  Revision  im  Sinne  der 
Motion  Wullschleger  folgende  Forderungen  zu  stellen  sind:  unabhängige  Re- 
kursinstanz, insb.  Vertretung  des  Personals  in  derselben  und  kontradiktorisches 
Verfahren.  ---  Für  das  geltende  Recht  sind  vorab  massgebend  Verantwort- 
hchkeitsges.  vom  7.  Dez.  1850,  Art.  37—39,  A.  S.  II 157;  Postorganisationsges. 
1849,  Art.  13,  14,  A.  S.  I  104;  BG  über  die  Organisation  der  Telegraphen- 
Verwaltung  1854,  Art.  15,  16,  A.  S.  V  4 ;  ZoUges.  1893,  Art.  52,  53,  A.  S.  n.  F. 
XIU  708;  Bundesbahnenges.  1897,  Art.  45,  Vollz.-Verord.  dazu  1899,  Art.  65, 
66.  A.  S.  n.  F.  XVI  572,  XVII  436:  Militärstrafrechtspflege  1851.  Art.  106  ff.. 
A.  S.  II  659. 

^)  Vgl.  Bosshardt  und  Weibel,  Beamtenvereiue,  in  Reichesberg. 
Handwörterbuch  a.  O.  1902,  I  S.  479-502. 
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htliche  Stellniig  tler  Biinilesbeamtfii.        •  f>47 

ie  Behandlung  von  Eingaben  der  Verbände  des 
[•waltung  oder  der  Organe  solcher  Verbände  von 
soweit    einzutreten,    als  es  sich  um  Anregungen 

handelt.  Dagegen  sei  bei  Eingaben  von  Ver- 
liils   der  BVerwaltung  oder  von  Organen  solcher 

die  persönlichen  VerhältnisHe  und  Beziehungen 
ivaltungen  und  ihrem  Personal  beschlagen,  z.  B; 
i'hältnis  des  Einzelnen  und  dessen  dienstliche 
letsoldung  des  Einzelnen,  die  Strafverfögiuigen  etc.. 
chen  Dienstweg  zu  verweisen,  wohei  dem  ein- 
is  Rekursrecht  bis  an  die  oberste  Inst^anz  gewähr- 
B  1S9S  I  at«.    Vgl.  aiirli  ErMte  AuüatiK  I.  Nr.  14». 

.  47  des  BStrafges.  (A.  S.  III  418),  bestinunend : 
lt.  anwendet,  um  die  Vollziehung  der  BGcs..  die  Viir- 
'ahleu,  Abstimmungen  oder  andere  Verhandlungen, 
die  BGes.  vorgeschrieben  sind,  oder  die  Ausföhning 
Befehle  oder  Anordnungen  einer  BBehörde  zu  ver- 
lun  eine  BBehörde  oder  einen  BBeamten  zu  einer 
filgimg  zu  Kwingen,  oder  von  der  Krlassung  einer 
(ung  abzuhalten,   soll  mit  Gefflngnis   und  Geldbufwe 

le  Strafe  trifft  jeden,  der  an  einem  Mitghede  einer 
o  oder  an  einem  Bundesheamtcn  wf^ien  einer  amt- 
ng  tätUche  Ra<^he  nimmt, 

taten  gegenüber  Beamten,  nicht  aber  auch  solehe, 
)Hse  Angestellte  verübt  werden ;  die  fragliehen  Se- 
en nur  Vergehen  gegen  die  verfügenden  Organe 
•lien  die  Verwaltung  staatlicher  Hoheitsrechte  an- 
Vuge,  nicht  aber  Widersetzlichkeit  oder  Tfttlichkeit 
atliche  Bedienstete. 

18Ö6  anlftsslich  eines  Angriff  auf  einen  Zoltwttuhter,  uutfi- 
:len  Entscheid  der  Anklagekammer  des  BGer.  Tom  16.  April 
lelloni  und  Genossen,  B  1897  I  42&;  Zeitschrift  fttr 
triitrecht  1892.    V  S.  89.   .  VrI.  B  189«  IV  497.   oben  S.  569 

':  April  liKK)  beantwortete  der  BK  einige  von  Na- 
Ischleger  gestellte  Anfragen  betr.  Interpretation  des 

'  weiiu  ein  Verbands- Organ  z.  B.  der  Verband»- Sekretär 
!il8  BevoUmftchtigter  des  betreifenden  Beamten  ausweist 
irhen  PienfttweiB»    beschreitet?    Bie  Behftrden  werden  ihn 
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von  der  BVers.  den  ö.  Okt.  1895  beschiossenen  Kranken-  und  U 
fallversichernngsges.  Die  Antwort  zu  der  Frage :  auf  welche  Kat 
gürten  des  gesamten  Pei-stmals  der  BVerwaltung  erstreckt  sich  d 
VersirlierungKpflicht  naolt  Ma*sgahe  des  Versicherungsgcsefzes,  laut 
dahin : 

Mas-sgöbtud  sind  Art.  1  Abs.  1  inid  Art.  '2  das  Vtsi-sii-heruni 
gei^etzes,  be.stiminend : 

Art.  1  Alis.  1.  Alle  unselbständig  erwerbenden  l'ei-soueti  m&n 
liehen  oder  weiblichen  Geschlechts,  welche  auf  Schweiz.  Gebiet 
inlAndisehen  Retrieben,  die  Hausindustrie  inbegritfen,  arbeite 
snwie  sämtliche  Dienstboten  von  inländischen  Dienstheri-schafti 
sind  vom  zurtickgelegten  14.  Altersjahre  an  nach  Massgabe  d 
nachstehenden  Bestimnumgen  gegen  die  wirtschaftlichen  Folg« 
von  Krankheiten  obligatorisch  versichert,  sofern  nicht  die  Be.scht 
tigung  duitrli  die  Natur  ihres  Gegenst^uides  oder  im  voraus  dun 
den  Arbeitsvertrag  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  eine  Wocl 
beschränkt  ist. 

Art.  '2.  lu  den  vorstehend  bezeichneten  üefrieben  sind  di 
.jeiiigon,  welche  der  Kidg.  oder  einem  Kanton  oder  einer  Gemein« 
<>der  einem  andern  öffentlichen  Verbände  angehören,  inbegriffe 
Kbenso  erstreckt  sich  die  Versi«'herungsi>flicht  auf  die  Angestellft 
und  Bedien.stetun  der  öffentlichen  Verwaltungen. 

Ausgenommen  sind  diejenigen  in  öffentlichen  wirtschaftlicht 
Betrieben  beschäftigten  Personen  und  diejenigen  Angestellten  ui 
Bediensteten  der  öffentlichen  Verwaltungen,  welche  einen  Jahre 
gehalt  von  mehr  als  50(10  Fr.  beziehen,  oder  deren  Anstellung  eint 
vorwiegend  öffentliehrechtlicheu  (Charakter  besitzt. 
Die  Bundesbeauiten,  mit  Inbegriff  der  den  Fiskalbetrieben  vo 
gesetzten,  sind  der  Versich cnmgspfl ich t  enthoben. 

Umgekehrt  sind  die  Arbeiter  in  den  fabrikähnhchen  Bundesb 
trieben  versicherungspflichtig. 

In  der  Mitte  zwischen  diesen  beiden  Gruppen  stehen  die  Aiig 
stellten  und  Bediensteten  der  BVerwaltung.  Der  Unterschied  gegenübi 
den  Beamten  ergibt  sich  nach  bisheriger  Auffassung,  welche  »n  Stel 
der  mangelnden  Legaldefinition  tritt,  aus  dem  Charakter  der  Wab 
behfirde:  die  Beamten  werden  durch  den  BR  gewählt,  die  Angestellte 
und  Bediensteten  durch  das  Kessortdep.,  welches  die  Wahl  auch  s 
eine  Ihm  unterstellte  Oberlteamtung  delegieren  kann. 

Die  Angestellten  und  Bediensteten  sind  entweder  fest  (auf  h 
stimmte  oder  unbestimmte  DauerJ  imd  mit  Jalu'e.sgelmlt  oder  nur  ai 
Tag-  oder  Wochenlohn  gewählt.  Die  Angestellten  und  Bediensteten  dt 
ersten  Kategorie  unterstehen   dem  BStrafrecbt,  ihre  Anstellung  besit: 


U-hc  Stellung  «ier  Biind«!4lM»n)t«n.  (»49 

chtlichen  Charakter,   weshalb  sie  der  Vei-sicher- 
iügtin.     Dagegen   sind  die  Angestellten  und  Be- 
Kategorie versicherungspflichtig, 
nivisorisch  angcstelltei-  Personen  muss  die  Fragt- 
I  otfen  bleiben. 

ehmen,  dass  das  Personal  der  allgemeinen  BVer- 
'l'elegraphen Verwaltung,  sowie  des  Zolldienstes 
t  nicht  unterstehe,  mit  Ausnahme  der  untem, 
Wiichenlohn  angestellten  Bediensteten  und  der 
B  liK»  II  488.  Vgl.  auch  Nr.  Sim,  317. 
'S  .\it.  77  der  BV  ist  nur  derjenige  Beamte, 
sfitens  des  BK  in  den  Öffentlichen  Dienst 
id  gehören  vom  Lehi-personal  der  eidg.  poly- 
iiir  die  "angestellten  Professoren»  und  die 
'gen  die  Privatdozenten  zu  den  Beamten.  Die 
rrttellten  Professoren  und  der  Hilfslehrer  be- 
ie  sind  angestellte  Lehrer ;  die  Privatdozeiiten 
ier  der  Lehrei-schaft » ,  ihre  Lehrtätigkeit  an 
r  nicht  auf  Anstellung,  sondern  auf  Erlaubnis ; 
Mi  betr.  die  Errichtung  einer  eidg.  polytech- 
Ffbr.  1854  und  hiezu  Art.  49  des  Regi.  dieser 
S78.  A.  S.  IV  1.  XI  3-21.  Der  Titel  Professor 
ilfslehrer  wie  einem  Privatdozenten  verliehen 
iiing  ändert  prinzipiell  weder  die  rechtliche 
io('li  die  des  andern.  Dieser  Umstand  zeigt, 
veileihimg  die  eine  Ehrenauszeichnung  ist 
;h  geschieht,  keine  Anstellung  bedeutet, 
iistizdep.  vom  U.  Mflrz  1898  betr.  den  Fall  Zschofcke ; 
rnv  Sehiilregl.  vom  3.  Jnli  189!).  .\rt.  42  ff.  A.  S.  n.  V.. 


Ier  eidg.  Beamten  und  Angestellten. 
ErlasH   des  auf  dem  System  der  Besoldungs- 
d  Minima  beruhenden  allgemeinen  Besoldungs- 
.  A.  S.  n.  F.  XVI  272,  bildete  die  Grundlage 

der  BVerwaltung  formell  das  Besoldungsges. 
.  S.  X  279.     Dasselbe  zählt  in  Art.  l  sämt- 

allgemeinen  Verwaltung,  der  Departemente 
m.  teils  mit  festen  Ans&tzen,  teils  mit  Maximal- 
iif.     Die   übrigen  Artikel    des  Gesetzes  Aber- 
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liehe    St-ellung  der  Ruiidesb«>anit«ii.  Hol 

e»  Handeln-  und  Landwirtächaftsdep.  mit  revi- 
nsätzen,  A.  S.  n.  F.  VII  183. 

■wurde  innerhalb  der  bestehenden  gesetzlichen 
)n  der  BVers,  erteilten  Kredite  das  Vorrücken 
■  Bureaux  I.  und  11.  Klasse,  sowie  der  Telegraphen- 
-  und  Spezialbureaux  auf  dem  Verordnungswege 
F.  VI  294.  Das  Gleiche  fand  statt  für  die  Post- 
e  im  Jahre  1886.  A.  S.  n.  F.  IX  17. 
1884  wurde  mit  andern  Beschlüssen  der  BVers. 
5es.  für  das  Justiz-  und  Polizeidep.  in  der  Refe- 
ng  verworfen,  B  ISaS  TV  »70:  vgl.  Erst*  Auflage  I, 
4. 

'..  1883  erklärte  der  StR  eine  Motiuii  Riniiedi  in 
)lich,  dass  der  BR  eingeladen  wurde,  den  eidg. 
ssener  Zeit  ein  Besoldungsgesetz  vtirzulegen  (Postl.- 
md  durch  Postulat  der  BVers,  vom  23.  Dez.  188{» 
ladung  erneuert  mit  der  Weisung,  auf  die  Sommer- 
r  BVers.  einen  Entwurf  zu  unterbreitt^n.  Pnstl.-Slg. 

h.  vom  29.  Nov.  1886  au  die  BVers.  riet  jedoch  der 
sofortigen  Erlasse  eines  allgemeinen  Besoldungs- 
r  verwies  auf  die  sehr  wichtigen  und  umfangreichen 
en,  mit  denen  die  BVers.  beschäftigt  sei,  wie  die 
!r  Schuldbetreibung  und  Konkurs,  Alkohol  beste  uerung, 
e,  allea  Gesetze,  welche  die  BVers.  für  die  Dauer  ver- 
risionen  iu  Anspruch  nehmen  werden.  Der  BR  sprach 
Befürchtung  aus,  dass  eine  Besoldungsvorlage,  auf 
lamaligen  Oi^anisation  und  des  damaligen  Umfaiiges 
rwaltung  ausgearbeitet,  in  kurzer  Zeit  wiederum  als 
den  Verhältnissen  nicht  mehr  entsprechend  sich  er- 
te.  InsbesoDdere  das  Bedürfnis  einer  Neuorganisation 
iienÜich  im  Sinne  einer  veränderten  Geschäftsverteiluiig 
ipart«ment€ '},  lasse  es  als  opportun  ei-scheinen,  für  einst- 
Jer  Forderung  der  Vorlage  eines  neuen  Besoldungs- 
zusehen;  immerhin  behielt  sich  der  BR  vor,  behufs  Be- 
iiMliger  Ungleichheiten  in  den  Besoldungsansätzen  ein- 
arkmente,  Speiialvorlagen  einzubringen.    Es  wurde  »wh 

.oben  S,äl3.  B14. 
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mit  betioiiilert^t'  BeUiiiiiiig  liervorgehuben,  dann  hs  einzeln«  Kate^^rie 
von  Beamten  und  Angestellten  des  Militärdepartementes  seien,  di 
am  niei»ten  unter  der  Ungunst  der  Verhältnisse  zu  leiden  hahei 
und  der  BR  suchte  daher  bei  der  BVei-s,  um  die  Ermächtigiin 
nach,  den  altern,  schon  lange  im  Dienste  der  Eidg.  stehende 
Militärbeamten,  deren  Besoldungsmaxinia  nach  bestehendem  Gesetz 
unter  Fr.  5<I0()  stunden,  den  Gehalt  durch  temporäre  Besoldung 
Zulagen  bis  auf  10  "/o  verbes»ei-n  zu  dürfen.  Diese  Ermächtiguii 
wurde  von  der  BVers.  am  28,  April  1887  erteilt,  zugleich  aber  d: 
))estimmte  Erwartung  ausgesprochen,  dass,  sobald  die  Keorganisatiii 
des  BR  und  die  neuen  Geschäftszweige  der  BVerwaltung  dies  gi 
statten,  ein  allgemeines  eidg.  Besoldimgsgesetz  vorgelegt  werd' 
Post.l,-S{g,  n.  F.  ms. 

Vgl.  B  18SB  III  IIII-2;  Ülmw.  Vcrii.  der  BVers.  April  18K7.  Nr.  1 

Ein  neues  Oi^anisationsgesetz  für  das  statistische  Bureau  uii 
diis  Bauwesen  vom  20.  Juni  1888  brachte  Besoldungserhfihunge 
für  die  Beanilen  und  Angestellten  der  genannten  Verwaltung 
ahteilungen,  A,  S,  n.  F.  X  778.  Auf  die  weitern  Anträge  des  B' 
betr.  Besserstell nng  der  BKanzlei  und  der  Kanzlei  des  Departemeni 
des  Innern  (Botsch.  vom  12.  März  188H,  B  1888  I  541)  trat  di 
BVei's.  nicht  ein,  wohl  aber  erteilte  sie  dem  BR  neuerdings  de 
Auftrag,  beförderlichst  einen  Ges.- Entw.  betr.  die  Be.soldungen  säm 
lieber  eidg,  Beamten  vorzulegen  und  dabei  die  Beseitigung  der  bi 
stehenden  Ungleichheiten  anzustreben,  Postl.-Slg.  n,  F.  W^. 

Den  19.  Dez,  181K)  beschloss  die  BVers,  ein  neues  Organisation 
gest^tz  für  die  01)cr/.olldirektion.  verbunden  mit  einer  Revision  dt 
Besoldungen,  A,  S.  n,  F,  XII  48. 

Im  .lahre  18iH  erfolgte  die  Enichtung  einer  eidg.  Wertschriftei 
Verwaltung,  A,  S,  n.  F.  XII  «90.  Durch  Verordn.  des  BR  vom  4.  Mäi 
]Sii2  wurde  die  Verwaltung  des  1890  be.schlossenen  Landesmuseuni 
organisiert,  A.  S.  n.  F.  XII  663.  Das  Jahr  1893  brachte  neue  Bi 
soldungen  für  die  Abteihing  Forstwesen,  Jagd  und  Fischerei,  fem« 
für  das  Bundesgericht  und  sein  gesamtes  Kanzlei  personal,  un 
ebenso  für  das  neu  geschaffene  Gesundheitsamt,  A.  S.  n,  F.  XII 
;i84,  4.'y>,  689.  Im  Jahre  1894  wurde  die  Errichtung  einer  Lande; 
bibliothek  mit  neuen  Beamtungen  und  Besoldungen  beschlossei 
A.  S,  n.  F.  XIV  4%. 

Im  Jahre  1K95  endlich  ist  das  Besoldungsgesetz  für  die  säm 
lieben     Beamten    und    Angestellten    de.s    Militär  de  partements    m 


I3ewt>ldungeii  in  Kraft  getreten  (BG  vom  2(1.  De/.. 
<.V     IIH,     Botscli.  .les    BK    vom    21.  Nov.  ISlfi. 


\i  allen  diesen  Bt^aiiitungen,  deren  Be.si^idnngen 
.gtiiiiein»'  Besoldungsges.  von  1873  und  die  No- 
1m  Uureh  Spezialgesetze  und  Einzelhe-strhlftsse  der 
li  festgesetzt  sind,  ist  noch  eine  Anzahl  vnn  Vci- 
!i\    namhaft  zu  machen,  für   die  weder  eigeiitlii-he 

noch  Hesoldungsansütze  existieren;  die  Besoldung 
■eh  den  BR  auf  Grund  der  auf  dem  Wege  der 
»ewilligteii  Kredite  normiert  worden.  Es  Itetrifft 
1  des  Vei-sielieruiigsamtes,  des  Aintcs  für  geistiges 
Luknotenkonti-olle.  des  Amtes  fQi-  (Jold-  und  Silher- 

anderungsbureaus,  der  Abteilung  Kechnungswesen 
i^s  Eisen ttahn de |)artements,  des  Amtes  für  Schuld- 
i.onk»u-s,  endlich  das  gesamt«'  Pei-sonal  der  Alknb(d- 

hmd  mit  ih^r  Maimigfaltigkeit  der  gesetzliclutn  imd 
u  Grundlagen  im  Besoldungswesen  gieng  die  Ungleieh- 
tesohlungen,  die  gegenüber  einzelnen  Verwaitungs- 
einer  von  den  Betroffenen  schwer  empfundenen, 
litigkeit  geworden  ist,  in  dei-en  Erkenntnis  auch  die 
iiiimer  emeut^tn  Postulaten  betr.  Vorlage  eines  ein- 
iildiingsgesetzes  imd  selbst  zu  über  das  gesetzliche 
xiimim  hinau^ehenden  Erhöhungen  bei  einzelnen  Bo- 

I  veranlasst  sah. 

■li  der  Budgetberatung  für  das  Jahr  189t>  heschloss  der 
'i)v7..  185)5,  iieuei'dings,  den  BR  einzuladen,  einen  Ges.- 
t>st.set7.ung  der  Hesiddungen  der  eidg.  Beamten  imd  An- 
^li  einheitlichen  Grundsätzen  voi-iulegen,  und  nur  unter 
ilit'lien  Hinweis  auf  die  bei-eits  bestehenden  unerh^digtcn 
IS  früherer  Zeit  und  die  \on  Seiten  des  BR  abgegebene- 
likKs  da»  al^nteine  Bestddungsgesetz  bereits  in  Arbeit 
^StKdavan  Umgang,  die  Vorlage  eines  solchen  (Jesetzes 

II  jiöstiilieren.  Üherw.  Verli.  <lpr  HWrs.  Dez.  1895.  Nr.  -27. 
iitsch.  vom  ().  Nov.  189H  legte  dei-  BR  seinen  Entw.  betr. 
,'.ines  Bpw)l{limgsgesetz  der  BVers.  voi-.  In  seinen  wesent- 
immimjrcn  unvorändert  wurde  derselbe  das  BG  vom  2.  Juli 


<*-M 


Teil  II.    Abachn.  I.    Kaii.  3.     §  Vill.    Nr.  i 


]äi)7.')  In  Hieseiu  BG  sind  niclit  noniiiert  die  Besoldungen  der  Mi 
glieder  des  BR  und  des  Kanzlei-s  der  Eidg.'),  ebenso  nicht  die  B* 
Koldungen  der  besoldeten  Schweiz,  Vertreter  im  Ausland  und  de 
fiesandtschafts-  und  Konsularpereonals '),  und  ferner  nicht  die  B« 
isoldungen  des  Lehrpersonals  der  eidg.  polyteclinischen  Schule, 
Beti'.  die  Besoldungen  der  Mitglieder  und  des  Hilfspersonals  dt 
BGerichtes  verbleibt  es  beim  Ot^anisatlon^es.  für  das  BGer,  voi 
22.  März  1893,  A,  S.  n.  F.  XHI  455,  desgleichen  betr.  die  B. 
Holdung  de.s  BAnwaltes  beim  BG  über  die  BÄnwaltsehaft  voi 
28.  Juni  1889,  A.  S.  ii.  F.  XI  24;1,  und  endlich  wurde  auch  - 
wohl  aus  politischen  Erwägungen  —  für  das  Militärdep.  d« 
s)>ezielle  Besoldungsgcö.  vom  20.  Dez.  1894  nach  wie  vor  als  ma-iJ 
gebend  erklärt,  '^j  Für  die  Beamten  und  ständigen  Angestellte 
der  Schweiz.  Bundesbahnen  wui'de  den  29.  Juni  1900  ein  besondere 
Besoldungsges.  erlassen,  in  welchem  dieses  Personal  in  neun  B» 
soldungskla.ssen  eingereiht  ist,  vgl,  Art.  42  des  BG  vom  15.  Ok 
1897,  A.  S.  n.  F,  XVI  572;  XVIII  230,  XIX  1. 

Zur  Rechtfertigung  des  im  BGes.  vom  27.  Juli  1897  de 
<iehaltönormieriing  zu  Giunde  gelegten  Klassensystems  bemerkt  de 
BR  in  seiner  Botsch.  folgendes: 

Der  Entw.  dieses  neuen  allgemeinen  Kesoldungsges.  fusst  wie  da 
Besoldungsgesetz  fOr  die  Militärbeamten  auf  dem  Klassensystem.  Gern 
hätte  der  BR  auch  bei  der  Einteihmg  der  Klassen  die  vollständig 
Übereinstimmung  des  Entw.  mit  diesem   bereits  in  Kraft  bestehende 


')  Die  Vollxiehuug  >les  BesoldunijsgeH.  vom  2.  Juli  18!^,  ii&uientlii.- 
init  KQcksicht  auf  ttcssen  ßestitn mutige n  Ober  die  Berechnung  der  peri' 
diachen  Besoldungserli&huugen  (Art.  4),  fQhrte  zu  allerlei  AusUlndeu  un 
Hellist  zu  die  .\uffassuug  des  BR  ablehnenden  Entscheiden  der  BVers.,  vg 
B  1898  l  12-2,  1900  IV  867,  1902  II  591,  Üliers.  Verh.  der  BVers.  Dez.  190 
Nr.  4K,  Dez.  1903,  Nr.  40,  51.  Über  die  Gnmdsötze,  nach  deuen  der  BB  di 
auf  1.  Ä|iril  1903  eintretende  allgemeine  Besoldnnßserhßhnng  bestimmte,  vg 
B,  liKB  V  B7— 70,  72. 

S)  Vgl.  Nr.  ao». 

■'\  Vgl.  Nr.  I»5,  S.  K-Ji,  627,  02»,  Ö35. 

^)  Vgl.  BG  vom  7.  Febr.  ]Hr>4  Art.  13.  l.'.,  A.  S.  IV  4.  Kegl.  für  die  eid| 
p.,Iytpchnische  Schule  von  1899  Art.  42  ff.,  57,  91,  A.  S.  n.  F.  XVII  :*« 
femer  BBeschl,  betr.  Untercitützung  einer  Witwen-  und  Waisenkasse  d« 
eidg.  Polytechnikums  vom  '37,  Juni  1901.  A.  S.  n.  F.  XVIII  685,  B.  1901  I  69 

')  Durch  das  neue  Oi^nisationsgcs.  des  Militftrdep.  von  1901,  Art.  2 
bis  25,  wurde  das  allgemeine  Besoldungsgesetz  von  1897  auf  das  Persona]  de 
Hilitärdep.  als  anwendbar  erklärt;  bei  diesem  Aulass  wurde  dieses  Personal  i 
die  sieben  Besoldungsklassen  des  Gesetzes  von  1897  (vgl,  des.ten  Art.  ( 
eingereiht,  A.  .S.  n.  F.  XVI  286.  KIX  56-62;  B  1898  V  223. 


le  St(>llung  der  Bui)desbeamteii.  (>5r> 

tsa  erwies  sich  das  als  eine  UamAgliriikeit.  Das 
ist  nicht  nur  in  Klassen,  sondern  entsprechend 
lisation  dieses  Dep.  vorerst  in  vier  verschiedene 
»iizlei,  Centralver waltung,  Regieanstalten  und 
»nspersonal  —  ausgeschieden.  Jede  dieser  Ab- 
sonderen Klassen  erhalten;  und  es  variieren  die 
i«n  Klassen  unter  sich.  Der  Entw.  stellt  dagegen 
Anlieitliches  und  vereinfachtes  System  von  sieben 
gen   Departemente   auf  mit  Maiden  von  Fr.  2(100 

iinaximuni  einer  untern  Klasse  greift  wie  beim 
^weilen  über  das  Minimum  der  nächst  oliem  Klasse 
Mn  bietet  verschiedene  Vorteile,    Nicht  jeder  ältere 

bei  entsprechenden  Lticken  in  eine  höhere  Klasse 
!ig  versetzt  zu  werden;  es  wäre  aber  eine  äugen- 
t^cit,  wollte  maü  einem  solchen  pSichtgetreuen  und 
■,n  das  Vorrtlcken  zu  einem  hohem  Besoldungsansat^ 
d  umgekehrt  gibt  es  jüngere  Beamte,  welche  infolge 
;!ähigung  und  Eignung  mit  Überspringung  von  altern 
Aiere  Stelle  avancieren,  ohne  das  Besol dungsmaxi irunt 
:  erreicht  zu  haben,  und  welche  ganz  gut  mit  dem 
rn  Klasse  beginnen  können. 

m  der  Besoldung  der  I.  Klasse  ist  in  Übereinstimmung 
'>amten-Besoldungsgesetz  auf  Fr.  8000  begrenzt,  immer- 

den  tatsächlichen  Verhältnissen  begründeten  Vorbe- 
ude  schon  bestehen  Spezialbundesgesetze,  welche  ftlr 
ngen  —  Bundesgericht,  Bundeskanzler,  Bundesanwalt 
Besoldung  statuieren,  und  der  Erlass  weiterer  ähnlicher 
Alt  angeschlossen.  Sodann  haben  wir  Beamtungen, 
re  technisdie  oder  fachmännische  Kenntnisse   erfordern 

des  Entw.  ist  im  BG  geändert  in:  an  welche  ausser- 
iilonleningen  gestellt  werden),')  und  für  die  jetzt  schon 
■lev  BVers.  Besoldungen  von  über  Fr.  8000  ausgerichtet 
vtören  des  Verächerungsamtes,  Alkoholdirektor),  und  es 
r  die  Zukunft  und  ähnliche  Verhältnisse  dafür  gesorgt 
der  BR  nicht  durch  eine  absolut  bindende  Vorschrift  ge- 
jkhe  Beamte  der  BVerwaltung  zu  erhalten  oder  für  die- 
'iimen'l  .  .  . 

Stuuogr,  BuUetin  der  BVers.  1897,    VII  S.  403,  431-434,    470, 

IV  \m. 

7..  B,  B  1900  IV  2^  (unten  S.  «>7),  1901  II  86B  {Besoldung  d,-.-. 
;auilers  und  Besoldung  des   Chefs   der   technischen  Ahteihing 

undcp.]. 
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Eine  weitere  KigentOmlichkeit  dijs  Vl>^(;es<^hlagellell  KJASsen> 
ist  die:  Der  BR  hat  auf  den  Antrag  des  hctr.  De|>art«inent.s  i 
der  sieben  Klassen  für  jede  einzelne  Bennitung  ein  Besoldungsnif 
festzusetzen.  Der  betrftchtliche  Abstand,  welcbei-  in  jeder  Beso 
klasse  zwischen  Minimum  und  Maximum  besteht,  gestattet  es, 
selben  Kln.sMe  eine  Mehizald  von  Beamtungen  unteraiibringen ; 
ist  aber  keineswegs  gesagt,  dass  auch  jeder  Beamte  das  Maximum 
K]ft.sse  erreieben  mü&sc;  es  muss  im  Gegenteil  für  eine  der  Rei 
<ler  Beaintungen  enkipreuhende  Abstufung  gesoi^  werden.  ^ 
wir  beispielsweise  die  III.  Klasse  mit  einer  Besoldung  von  Fr,  400(1 
In  diese  Klasse  wei-den  durch  Art.  8  fast  durchweg  die  meisten 
ten  eingereiht,  darunter  solche,  für  welche  ein  Besoldungsmaximi 
Fr.  4S(X)  bis  Fr.  520t)  vollständig  ausreichend  sein  wird.  So  v 
auch  durchaus  irrig,  anzunehmen,  dass  jeder  der  Beamten  der  1. 
nach  und  nach  zum  Besoldungsmaximum  von  Fr.  «(MX)  vorrücken 
Auch  Beamte  mit  einem  Besoldungsmaxi nmm  Aon  Fr.  TO(N>  -75( 
den  in  dieser  Klasse  Aufnahme  finden,  B  189fi  IV  489;  ötcm^r.  1 
1SS7.  VII  S.  73-107,  408     435,  451—477.  757  -TGO,  769     77S. 

Die  llurchfflhi-uug  des  Besolduiigsgcs.  auf  das  Jahr  189f 
einen  ei-stmaügeii  Mehrl)e.larf  v.m  ruüd  Fr.  2..'MKI,ÜÜ0  f( 
Koldungeii  zur  Folge.  B  IMflT  IV  um 

20«.  Durch  Dekret  der  BVeis.  vom  lö.  Nov.  1848  w 
Jaln-e»gehalt  eines  Mitgliedes  des  BK  auf  5()0l),  derjeni) 
BPrÄsidenteii  auf  60()(»  und  derjenig«'  des  Kanzlers  der  Etdg. 
ffcier-  Wohnung  auf  4000  Schweizer  Franken  festgesetzt  w 
A.  S.  1  4«.  Dnreh  BBesclil.  vom  30.  Juli  1858  wurde  nü 
kuiig  vom  1.  Jan.  1858  an  der  Cclialt  der  BRäte  auf  Fi 
und  der  des  BPräsident^-n  auf  Fr.  10,(K)0  erh^iht.  A.  -S.  VI  .' 
Jahreshesoldung  des  KaDziers  wurde  in  dem  Hllgeineinen  Besol 
K«'s.  vom  ;MI.  Juli  1858  (Art.  1,  AUg.  Verwaltung,  BKanzleiJ  iioi 
er  erhielt  nebst  freier  Wohnung  Fr.  (»000,  A.  .S.  VI.  Hierauf 
ihT  BBeschl.  vom  2(».  Juli  1872  betr.  die  Besoldungen  de 
glieder  des  BR  und  des  Kanzlers  der  Kidg.  mit  folgend« 
1.  Jeui.  1873  in  Kraft  tretenden  Ansätzen:  Fr.  12,000  für  di 
gliedei'  <les  BR.  nebst  Fr.  1500  Zulage  für  den  BPriwidente 
Fr.  itOOO  für  den  Kanzler  nebst  fieier  Wohnung,  A.  S.  X  {> 

Anlässlicli  dei'  Budgefberatung  füi-  das  Jahr  18!«(  be: 
dci    NR  den  20.  Dez.   18ft8; 

In   Erwägung,   a.  dass  seit  dem   .Itdiie  1M7:;,    in   welchi 
<;eh.'ilte   der  Mitglieder   des  BR   und    des  Kanzlers  der  h'Ad., 


htH<-hc  StcHims  i'er  Hmidcrtbpjimlfii.  (i.">7 

sind  ,    die   in  Betracht  fallenden  VerhÄltnisse  eine 
■ai\deruug  erfahren  Imben, 

ii<-lien  Gründen  durch  das  Besoldungsgfs.  vom  Jahre 
to    aller    nbrigen  Beamten   der  BVernaltwng  aiifgc- 

is  dor  Mittle  des  Rates  nine  Komm,  bestellt,  mit  dein 
1  it^förderlii'h  Ber.  und  Antrag  Oltor  die  Erli'lhung  des 
■selil.    vom   211.  Jnli   1872   festgesetzten   (Schaltew  der 

dt'S  BR  und  des  Kanzlers  einziiliringen. 

dii^scn  Beschl.  zog  Eri?jniann  seine  Motion  vom 
lit   der  er  denselben  Zweck  verfolgte,  zurück. 

t'hers.  Verli.  der  BVers.  Dez.  1898,  Nr.  M  m. 
dem  Referendum  nntei-stellteu  BBesehl.  vom 
r<lc.  mit  Wirkung  vom  1.  Jan.  ItKX)  an,  der  Jidn-es- 
1^)  der  Mitgliedci-  des  BR  auf  Fr.  lö,(H)0.  nebst 
m  Fr.  "i<K)0  für  den  BPräsidenten,  und  der  des 
df;.  auf  Fr.  1-2.000  festgesetzt.  A.  S.  n.  F.  XVIII  38. 
NR  hatte  zunächst  besuiti-agt,  in  einem  dem  Heferen- 
fllenden  BBeschl.  zn  l)estimnien: 
insiiehalt  der  Mitglieder  des  BR  und  des  Kanzlers  di;r 
Irncli  die  BVers.  festgestellt; 

g  stiess  jedoch  im  Rate  selbst  auf  lebliaften  Wider- 
.eniger  aus  rechtlichen,  als  aus  politischen  Motiven, 
wollte  auch  die  iJesoldung  seines  ProtokollfOhiers, 
ekanzlers,  in  dem  BBesehl.  normiert  wissen  und  die- 
)  auf  KMNHI  Fr.  erhöhen;  «aus  formellen  Gründen* 
^U  iih.  diesen  Beamten  in  den  BBesehl.  einzubeziehen. 
M  diudi  Bes(Oil.  vom  22.  Dez.  18W)  den  BR  einlud, 
II.  iih  es  nicht  angemessen  sei,  in  Anwendung  von 
t  des  Besoidungsges.  vom  2.  Juli  1897  die  Besoldung 
7,ekanzlei'S  zu  erhöhen  (Motion  Richaid,  Chei-s.  Verh, 
tf  ■/..  1«™,  Nr.  ()H).  In  der  Budgethotsch.  für  das  Jahr 
;ste  der  BR  im  Sinne  de«  Beschl.  des  StR  <lie  Besol- 
1  i'rsti'ii  Vizekanzlei'  auf  Fr.  l(>,fMMf  zu  erhöhen,  «iniiner- 
K'inung,  ila*s  diese  letztere  Suumic  als  ein  Besoldungs- 
iifzufiissen  sei,  unitriijudizierlicti  für  die  Anfangsbesol- 
t'vcntm'llen  Nachf<dgerw>):  die  BVci-s.  beschioss  diesem 
iiss.  B  IJinO  IV  Jtü. 

Dil'  Un/.iiliiiiglichkeit  einzehn'r  durch  gesetzliche  Be- 
\  \»-^rmü?n  Besoldungen   hatte  den  BR  im  Laufe   de> 


Kap.  3.   §  Vin.  Nr.  aiO-S». 

iBeschl.  vom  11.  März  1879  betr.  Ei 
ntliche  Dienstleistungen  von  Beamb 
waltung,  A.  S.  ii.  F.  IV  43,  in  ein 
ht  dieses  Beschlusses  hinausgehend' 
Ingen;  es  wurden  auf  dem  Wege  d 
3Soldungserhöhungen  bewilligt.  Die 
Inkrafttreten  des  allgemeinen  Best 
ftU;  und  der  BRBeschl.  vom  11,  Mä 
chen  vom  5.  Dez.  1898  ersetzt,  A. 
en  nach  wie  vor  Älters-Gratifikationi 
verabfolgt  an  Beamte  imd  Angestell 

1900  I  410,  U  738;  188b  IV  408,  189!«  I  ■> 

194  beschloss  der  BR  bezüglich  A.11 
eamte   und   Angestellt«  während   d 

gestellte  und  Bedienstete  milit&rpflicht 
Cadres-  und  Wiederholungskurse  einz 

Iben  in  der  Regel  und  nach  Anleitui 
vollen  Gtihalt  oder  Taglohn.    Immerh 

iepartement-Chefs  gest«llt,  die  Nichtai: 

ehalt«s  zu  verfügen: 

igesteOtu   und  Bedienstete  einen  Mihtj 

rovisorische  Angestellte  handelt,  den 
gestellt  ist; 

I  des  Eintritte*  in  den  eidg.  Dienst  od 
en  und  aus  den  übrigen  Umständen  g 
lieh  um  eine  missbräuchliche  Inanspruc 
lt.  fi  1894  I  9^ 

ind  2,  des  allgemeinen  Besoldungsge 

,ellen  durch  Todes-  oder  Krankheits^ 

Besoldung   bis  auf  ein  Jahr  eintrete 

len  Umständen  des  einzelnen  Falls  stei 


darüber  entscheiden,  welche  Personi 
uiacbgenusses  berechtigt  sind,  und  es  i 
m  Ziff.  10. 


itliche  Stellung  der  fiundesbeamteii.  w>-' 

itime  oder  Pfändung  seitens  allfäiliger  Gläubiger 
i 

A,  S.  n.  F.  XVI  2««. 
Schriften  die  des  Ai-t.  6  des  Besoldungsges.  vom 
'u  (A.  S.  XI  287,  vgl.  Art.  11  des  Ges.  von  1897), 
;  -weiteres  auch  Anwendung  auf  die  Amtsstellen, 
im  allgemeinen  Besoldungsges.  von  1897  nicht 
f^  sind  dies  die  Besoldungen  der  Mitgheder  des 
■/Aera  der  Eidg.,  der  Mitglieder  und  des  Personal» 
iAnwaltes,  der  besoldeten  Schweiz.  Vertreter  im 
'US  Personals  und  der  Beamten  und  Angestellten 
(\e  parte  inent-s .  *) 

Vgl.  B  1««  V  692;  1902  III  5B8,  V  47«, 
'  Abtretung  des  Besoldungsanspriiches  seitens  eines 
an  Dritte  ist  nicht  zulässig ;  das  Anstellungs- 
BBeamten  oder  BAngestellten  hat  einen  fiffentlich- 
rakter  und  begründet  somit  ein  besonderes  Rechts- 
eine Ausnahme  von  der  in  Art.  183  des  Obl.-K.. 
?gel  betr.  die  Cedierbarkeit   von  Fordeiiingen  recht- 

iHÜ  I  tiSl;   Hutachteu  de«  eidg.  Juatizdep.  i.  S.  Bticher  vom 
30.  Nov.  IflOl,  Nr.  79S. 

Ansteliungs Verhältnisse  der  Arbeiter 
I  Betrieben  der  Eidgenossenschaft. 
iei  Anlass  der  Beratung  des  allgemeinen  Besoldungs- 
dc  von  der  Komm,  des  NR  im  Juni  1897  folgende» 
Uschlegev  Nr.  549  in  Anregung  gebracht  und  darauf 
rs.  den  15.  Okt.  1897  beschlossen : 
V  BR  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  darüber  Ber.  zu  er- 
.   oll   nicht   die    Lohn-    und    Anstellungs Verhältnisse   der 

TRjjf  iler  Beaclüagiiahnie  oder  Pfäudung  der  ordentlichen  Besol- 
Heamt^n  und  Angestellten  beurteilt  sich  nach  Art.  93  und  275 
r(^ihungsges.  tou  1889.  A.  S.  n.  F.  XI  663,  601;   sie    sind   nicht 

ItesuMui^iiachgenuss   prinzipiell   unpfändhar,   a.  A.  das  eidg. 

Jahre  I8T7.  Erste  Auflage  I,  Nr.  ISI. 

i|;lich  des  Personals  des  Militärdep.  setzt  das  neue  Organiaa- 
scs  Dep.  von  1901  in  Art.  20  ausdrflcklich  fest,  dass  dieses  Per- 
;fii  Teilen  dem  allg.  Besoldungsges.  von  1897  unterstellt  sei, 
1.  —  Auf  da»  Peraonal  der  Bundesbahnen  findet  die  Vorschrift  des 

Ik^uldui^ea.  der  BBahnen    vom   29.    Juni  1900  Anwendung, 

xviu  -m. 
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mindestens  zwei  Jahre  im  Dienste  der  BVerwaltiing  stel 
und  vollbeschäftigten  Arbeiter  gesetzlich  zu  regeln  seien.': 
Poatl.SIg.  II.  F.  »t»,  B  1897  IV  J7H:  Cbei-s.  Veili.  .kr  BVere.  Jiii 
Nr. -27:  Okt.  I«t7,  Nr.  1.  2«. 

Der  BR  veranstaltete  zunächst  eine  Enquete  «her  die  Fra, 
Lohn-  und  Aust^lhmgs Verhältnisse  der  Arbßiter  bei  sämtlichen  I 
zweigen  der  BVerwaltiing.  Nicht  oder  nur  unwesentlich  be 
bei  dei"  Frage  sind  ii.  a. :  die  Zollverwaltung,  deren  Person: 
aus  Beamten  und  Angestellten  besteht.  Taglohnarbeiter  wei'd« 
ihi-  nur  in  aiissei^ewuhnlichen  Fällen  lieschäftigt,  so  dass 
Anstellung  jeweüen  bloss  von  kurzer  Dauer  ist :  die  Alkoholv 
tung,  deren  Arheiterpersonal  ans  4  Vorarbeitern  und  i)  Arlie 
besteht:  die  Postverwal tiing,  indem  als  Arbeiter  bei  ihr  n 
sog.  Aushelfer  zu  bezeichnen  siml.  die  eiitwedei-  ständig  od« 
während  eines  Teiles  des  Jahres  oder  auch  nur  während  e 
Stunden  des  Tages  be.schäftigt  werden.  Beteiligt  bei  <1er 
erscheinen  besonders  die  eidg.  Regiewerkstätteii,  wie  Waffen 
in  Bern,  Munitionsfabrik  In  Thun.  KriegspHlvei-fabrik,  Lal 
Werkstätte  in  Alttirf,  Konstruktionswerkstätte  in  Thun,  ü 
rungsniagazin,  ferner  die  Pferderegieanstflit  in  Thun,  Cen 
inontedepot,  Kriegsdeput,  Kasernen  und  Iveheiismittelmaj 
sodann  die  eidg.  Münzstätte  in  Bern  und  die  Telegraplienverw» 

Den  28.  April  ISiK)  erstattete  der  BR  der  BVers.  der 
langten  Bericht.  Kiitsprecluüul  dem  Antrag  des  BR  bes<-hlo 
BVei-s.  den  '20.  Dez.  19(H): 


llas  Postulat  Nr.  .^tll  wiixl  niif  dem  Ber.  de; 
IH'.«)  als  erledigt  hetnu^litet. 

f-bei-s.  ViTli.  lior  HVer; 


BRv 


Ytez.  ISKHI. 


Von 
Bericht    de 
^nde  zwei 
<ies  StR : 
Dei 


'I  \^]  lim  ilfiisilitii  \  11  '^l>s  1  I  i>t  111  (In  H^  I.I-4.  aiifgfiiuiu 
IUI  ttitu  lies  Hli  iiichl  nnthiilteneii  Vrt  10  <Ieb  KG  botr.  Be.solduiig 
(kn  Buixlfslidhnoii  \<>in  2t  Juni  l'JOI)  Di«  lllhi  lei  lugirihiie  der  ii 
lohn  .iUgestelltpn  Ailtcitei  ilei  BBLiineii  nirtl  \oii  der  Geiieraldirektji 
von  d<ii  Kret>><liiekti(iiieii  jt  COi  die  \  m  diiieti  ingc-tcllt«  ii  Arbeiter  ii 
men  einen  \oiii  \ern  iltiuifwi ate  der  BB  iliiieii  zu  eil  issendcn  Regl.  Iwü 
üipiies  Regl  wird  aucli  die  Gninilsiit/e  füi  Vufl>e'5aeniiig  der  LCkni 
M.issgabe  det  Dauii  de'»  Dienst^eiliJUiiissti  feitstellen  —  Die  BBalini 
tung  wird  daranf  ßidacht  nehmen  ^nccessiie  sttlndige  Arbeiter  der 
(geeigneten  Dienstkategonen  /u  Angestellten  /u  pmeiineu  —  Diejenige] 
digi.  n  Arbeiter  die  Alters  halber  nicht  mehr  /u  Angestellte  ii  ernannt  i 
können  sind  bii  tnt-spiei  hendi  ii  I  cHtiiiigen  mit  Bezng  inf  die  I.ßhiiui 
Angfstellteii  dir  iifiinliihen  KtUizorw.  c'i'Kh/ti'qlilleii    \    s.  ii.  F.  XVI 

J  \gl.  B  ll»n2  III  Wi«. 
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Ifi-  Diskussion  in  der  BVei-s.  zu  diesem 
1.  jedocli  abgelehnten  Anti-ägen  sind  fol- 
■Yien:   1.  Antrag  der  Minderheit  der  Komm. 

geladen,  das  Bestreben  seiner  Dep.,  soweit 
:itt!t  ist,  die  in  ihrem  Dienste  stehenden, 
äftigten  Arbeiter  in  feste  Anstellungsverhftlt- 
Vlöglichkeit  zn  unterstatzen,  und  allen  Monats- 

*;ine  gegenseitige  Kfindigimgsfrist  von  einem 
,11  g»J^vähre^,  ferner  die  Lohn  Vergütung  im 
-t  ejdg.  Arbeiter  einheitlich  zu  regulieren; 
t  (1er  Konnn.  des  NR,  Wullschleger : 
■ingeladen.  den  eidg.  Räten  eine  Vorlage  betr. 
hing  der  Lohn-  und  Anstellimgsverhältnisse 
ßVerwaltuiig  stehenden  und  vollbeschäftigten 
iten.  Diese  ^'^orlage  hat  namentlich  die  Gnmd- 
>er: 

Aiifbessernng  der  Löhne  nach  der  Dauer  des 
isses : 

von  provisorisch  angestellten  Arbeitern  der 
•n  Kategorien  zu  ständigen  Arbeitern  mitg^en- 
ichei  oder  vierteljährlicher  Kftndigung.  eventuell 
Ticken  von  Artieitern  zu  Angestellten; 
Itnng  für  Krankheit,  MilitÄrdienst  und  Feiertage. 
t  die  Vorli^e  die  Instanzen  fär  Anstellung  und 
ilifiter  zn  be/eiehnen  und  das  Bekursrecht   zu 

itzü  willen  für  die  Arbeitsordnungen  der  einzelnen 
:n<l  sein.  Die  Arbeitsordnungen  sind  dem  BR  zur 
zulegen. 

ird  eingeladen,  zur  Mitwirkung  bei  der  PrQfung 
Vünsc.hen  der  Art>eiter,  einstweilen  versuchsweise, 
iR'liruren  Betrieben  von  der  Arbeiterschaft  in  ge- 
launte Arheiterkommissionen  zuzulaasen  und  später 
r  Wirksamkeit  dieser  Arbeite rkonimissionen  ge- 
irungen  den  eiiig.  Räten  Bericht  zn  erstatten. 

Ber.  des  BK  wird  ausgeführt : 
ivurhältnisse  der  Arbeiter  in  Bun de sbei rieben.    Die, 
tan  acli  die  den  eidg.  Beamten  und  Angestellten 
t  und  Scheriieit-  ihrer  Erwerbs  Verhältnisse  sichern. 

mir  flbersehen  sie   die  VersehiedenLeit  der    Basis 
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auf  welcher  beide  Verhältnisse  beruhen.  Den  fix  besoldeten,  auf  eii 
gewisse  Amtsdauer  nach  vorheriger  Konkurrenzausschreibung  und  g 
nuier  Prüfung  gewählten  Beamten  steht  die  Vielzahl  der  Arbeit 
gegenüber,  die,  ohne  annähernd  ähnliche  Vorsichtsmassregein,  höchste) 
auf  ein  unmassgebliches  Zeugnis  hin  imgestellt  werden.  In  der  Ve 
waltung  lässt  der  nahe,  sozusagen  tägliche  Verkehr  mit  den  Untt 
gebenen  den  Vorgesetzten  bald  über  den  Wert  eines  Beamten  kl 
werden,  während  der  Arbeitgeber  meist  erst  nach  längerer  Zeit  seint 
Arbeiter  unter  so  vielen  kennen  und  beurteUen  lernt.  Das  Institut  di 
Lehrlinge  und  Aspiranten  in  der  Post  Verwaltung  und  in  der  Telegraphe, 
Verwaltung  ei-möglicht  es  diesen,  ihre  künftigen  Beamten  genau  kennen  s 
lernen.  Eine  solche  Sichtung  ist^  wenn  auch  nur  annähernd,  in  den  Fabrik« 
unmöglich,  und  doch  bildet  sie  die  einzige  Garantie  für  die  Anstellur 
auf  längeren  Termin.  Auch  der  Umstand,  dass  der  Beamte  ohne  Rttc! 
sieht  auf  Überzeit-,  Nacht-  und  Sonnt^igsarbeit  seine  Obliegenheit  i 
erfüllen  hat  und  reglementarisch  keine  Entschädigung  dafür  zugesprocht 
erhalt'),  muss  hier  als  ein  Nachteil  erwähnt  werden,  von  dem  der  A 
heiter  in  seiner  durch  das  Fabrikgesetz  genau  geregelten  Existenz  nicl 
lierührt  wird. 

Der  letztei"«  geniesst  zudem  in  anderer  Beziehung  dieselben  Vo 
teile,  wie  ein  stAndiger  Beamter.  Einmal  angestellt,  verbleibt  er  es  bi 
gutem  Verhalten  und  andauernder  Brauchbarkeit,  während  bei  eine; 
Beamten  die  NichtWiederwahl  genügt,  um  ihn  um  seine  Stellung  t 
liringen. 

Die  grosse  Gefahr  für  den  rationellen  Betrieb  der  eidg.  Fabrike 
und  Etablissement«  liegt  bei  Erfüllung  der  Wünsche  der  Bunde 
arbejter  bezüghch  fixer  Anstellung  in  dem  je  nach  Umständen  grösseie 
oder  geringeren  Bedarf  an  Arbeitskräften.  Diesen  Schwankunge 
{■/..  B.  60'>/(i  in  der  Konstruktionswerkstätte,  17%  in  der  WafFenfabril 
st^lnde  nicht  nur  eine  Überzahl  von  fix  Angestellten  gegenüber,  sonder 
CS  wäre  deren  Entlassung  durch  die  verlangten  Kautelen  überdies  noc 
Mehr  ei-scbwert.  Dem  Bunde  würde  somit  zugemutet,  was  jedes  gi 
geführte  Privatetablissement  unzweifelhaft  finanziell  minieren  mOsste  . 

Auch  dürft«  sich  die  schwei/..  Privatindustrie,  die  infolge  ihr* 
Arbeitsbedingungen  mit  der  ausländischen  Konkurrenz  einen  schwere 
Kampf  zu  bestehen  hat,  eine  Schaffung  aussergewühnlicher  Anstellung! 
und  Lohn  Verhältnisse  in  den  eidg.  Werkstätten  auf  die  Dauer  nicht  gi 
fallen  lassen.  Mit  Recht  betont  die  Leitung  dei-  eidg.  Waffenfabrik 
Kin  rationeller  Betrieb  wäre  mit  Arbeitern  im  Angestclltenverhältniss 
auf  die  Dauer  nicht  denkbar,  und  es  gibt  auch  kein  gut  geleitetes  Priva 
etiiblissement,    überhaupt   kein    Privatetablissement,    das  diesbezOglie 


I  Vgl.  BHBeschl. 


..  Dm.  tstts,  A.  s.  u.  V.  XVI  mr. 


i  Stellung  lier  Biimlesheamten.  ^'^ 

v.  Schon  Öfters  ist  der  Gnindsiitz  aufgestellt 
(ifTenfabrik  sich  mit  einem  gilt  geleiteten  Pri- 
rgleichen  lassen  können;  .  .  .  .  «s  wäre  ein 
.  diesem  Gnmdsatze  abgegangen  würde, 
ir  das  VerhÄltnis  von  Arbeitgeber  la  Arbeiter, 
ige  von  Arbeiter  zu  Arbeiter  würde  die  An- 
ieiifcliche  Seiten  bieten.  Es  liegt  in  der  svhiin 
bestehenden  Bevorzugung  des  eidg.  Arbeiters 
üT  Privatindustrie  eine  Unbilligkeit,  die  imbe- 
rieüenheit  fßbreii  mOsste.  Tatsächlicli  ist  kein 
eilung  der  Bimdesarbeit«r  vorhanden,  und  es 
grundsfltzlicher  Fehler,  stntt  sie  mit  den  ana- 
in Privatgeschäften  zu  vergleichen  imd  den- 
lere  Vergleieh  zwischen  Beamten,  Angestellten 
tig  vorzunehmen,  in  der  Meinimg,  auf  diese 
uanspriicben  zu  können.  .  .  .  Die  eidg.  Arbeiter 
jn  Teil  der  gesamten  schweizerischen  Arbeiter- 
Bund  kann  nicht  angehalten  werden,  fQr  diese 
en  Arbeiter  Ausnafameverhikltnisse  zu  schaffen.  . . 
i\en  verschiedenen  staatlichen  Betrieben  hat  er- 
an  Arbeitern  einem  beständigen  Weclisel  unter- 

vornherein  eine  Anstellmig  auf  litngcrc  Sauer 
issicht  stände  oder  gar  gesetzlich  normiert  würde, 
das  Bestreben  der  Arbeiter  dahin,  mit  allen  Mit- 
7,u  erreielien,  um  sich  eine  dauernde  Anstellung 
digung  einer  Periode  aiisserortlentJiclier  Produk- 
Üherzahl  von  Arbeitern  ergeben,  für  weliihe  keine 
f'ii'hende  Beschäftigung  vorhanden  wäre.  Es  ist 
;e!i,  betont  der  Direktor  der  Waffenfabrik,  dass, 
eiter  /.wei  Jahre  in  der  Waffenfabrik  bi'schftftigt 
worden  zu  sein,  damit  noch  nicht  bewiesen  ist. 
nitiver  Anstellung  (im  AngestelltenverhilUnis)  ge- 
en  lins  auch  schon  veranlasst  gesehen,  Arbeiter  zu 
le  Jahre,  sogar  mehr  als  2t)  Jahre,  in  der  Waffen- 
ren; und  es  ist  im  allgemeinen  und  in  solchen  Füllen 
s  dem  Direktor  das  Entlassen  von  ungeeigneten 
ci-sthwerl  dass,  wenn  solche  sich  noi-h  dazu  im 
!>■  befänden,  die  Schwierigkeiten  sich  noch  gan?, 
lü-isten 

Lin  die  hxcn  Anstellungs Verhältnisse,  sondern  auch 
1 111  Hand  gehende  KUndigungsmodus  bedeutet  eine 
tiT  Forilenmg  nach   einem    andern  Anstellungsver- 
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}iältnis  ist  es  den  Arbeitern  jetlocli  mehr  dämm  zn  tun,  die  Disziplin 
im  Betrißbe  xu  lockern.  Die  Kaudigung  auf  kurzen  Termin  ist  in 
grftsseni  Betriehen  und  gegenüber  der  heutigen  Arbeiterschaft  unum- 
giinghcli  nötig  als  einzig  wirksames  DiszipUn-  und  Ordnungsmittel.  Wenn 
der  Arbeiter  weiss,  dass  ihm  nur  auf  langen  Terrain  gekündigt  werden 
kann  oder  Entla^simgen  erst  durch  Rekursinstanzen  und  Schiedsgerichte 
definitiv  ausfrcsprocheii  (>der  durch  solclie  wieder  rückgängig  gemacht 
werden  können,  wenn  er  Gelegenheit  hat,  zu  diesem  Zwecke  einfluss- 
reiclie  Gönner  ins  Feld  zu  führen,  so  ist  jede  Autorität  einer  Direktion 
lind  der  Meister  dahin ;  dann  hal>eii  diese  kein  Mittel  in  der  Hand,  um 
sich  den  nötigen  Ciehorsam  zu  verschaffen.  Die  Entla-ssung  i.st  liente 
noch  (Ins  einzige  wirklich  wirksame  Disziplinarmittel  .... 

Da  das  eidg.  Fabrikgesetz,  dem  drei  Viertel  der  Bundesarbeiter 
tmtei-stellt  sintl,  vor  ungerechtfertigter  plötzlicher  Entlastung  schützt, 
un<l  die  Arbeiter  ihrerseits  zum  Austritt  ohne  Kündigung  bereclitigt 
sind,  sofern  sie  ungeset^licli  behandelt  werden,  überdies  in  Streitfällen 
<ler  Schutz  des  Arbeiters  vor  Willkür  von  den  Behörden  als  etwas 
selbstverständliches  angei^ehen  und  ausgeübt  wird,  so  ist  die  Schaffung 
einer  neuen  Instanz  oder  KehOrde  für  die  Untersuchung  der  vorgenann- 
ten Fälle  überflüssig.  Sie  würde  au<;h  ge^hrlich,  wenn  die  Betriebs- 
leitung umgangen  oder  deren  Entscheid  gar  suspendiert  würde.  Eine 
derartige  Untergrabung  der  Autoritilt  ist  äusserst  schildlich  und  für  mi- 
litärische Etablissement«  geradezu  undenkbar. 

Das  Fabrikgcs.  sieht  auch  Iftngerc  oder  kürzere  Kündigungsfristen 
voi-,  die  durch  besondere  schriftliche  Vereinbarung  zum  voraus  zu  ord- 
nen sind,  und  das  eidg.  Fabrikinsjiektorat  betont,  dass  längere  Kündi- 
gungsfristen namentlich  von  seitcn  der  Arbeiter  oft  angefochten  werden, 
du  «ie  sich  Freiheit  der  Bewegung  sichern  wollen,  wenn  ihnen  eine 
besondere  Stelle  winkt  oder  die  bisherigen  Verhältnisse  aus  irgend  einem 
(Jrund  luileidlicii  werden.  Die  Arbeitgeber  hevor/.ugen  meist  längere 
Termine,  Solche  werden  bei  gewissen  Kategorien  von  Arbeitern  oder 
Angestellten  durch  Vertrag  festgestellt,  zuweilen  aber  auch  kürzere; 
und  weiter  sagen  die  eidg.  Fabrikiiispektoren ;  Wir  sehen  keinen  Grund, 
ein<,'  neue  Behörde  oder  Instanz  für  die  Entlassung  der  eidg.  Arbeiter 
zu  scliatfen,  weder  für  die.  welche  erst  kurze  Zeit  im  Bundesdienste 
irrarbeitef,  noch  für  diejenigen,  die  mehr  als  zwei  Jahre,  oft  »ehr  ohne 
ihr  Verdienst  odei'  Zutun,  darin  verblieben  sind,  am  wenigsten  in  dem 
Fdl,  wenn  durch  diesen  Weiteraug  vor  eine  Appellationsinstsnz  der 
1  ntscheid  der  Beti-iebsleitung  suspendiert  und  der  Betrieb  durch  die 
Br  ilmhaltung  von  unbrauchbaren  Leuten  gefährdet,  d'e  Aufrechterbai- 
tunij  dei  Ordnung  unmöglich  gemacht  werden  sollte. 

Unter  den  Wünschen  der  eidg  Arbeiter  steht  auch  dieser:  «Eine 
fui-  alle  eidgemissischen  Etalilissemente  gleiche   allgemeine  Arl>eitsord- 
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da  das  Taglohnsystem  sich  durchaus  bewährt  hat  und  in  bezug 
Arbeitsleistung  und  Aufrechthaltung  der  Disziplin  die  besten  Resu] 
ergibt  Man  darf  sich  nicht  verhehlen,  dass  neben  den  guten  Arbei 
sich  zahlreiche  schlimme  Elemente  befinden,  die  zwar  ihre  wirkhi: 
oder  vermeintlichen  Rechte  sehr  gut  geltend  zu  machen  wissen, 
aber  nur  ein  unvollkommen  ausgebildetes  Pflichtgefühl  besitzen.  A 
solche  Leute  können  ja  unter  beständiger  Aufsicht  Verwendung  fim 
allein  gegen  eine  definitive  Anstellung  derselben,  nach  kürzerer  < 
längerer  Probezeit,  bestehen  die  schwersten  Bedenken. 

Wenn  selbst  in  einer  Verwaltung,  wie  dies  bei  der  Telegrapi 
Verwaltung  der  Fall  ist,  wo  infolge  ihrer  Organisation  alle  Gesch: 
teile  wie  die  Räder  einer  Uhr  ineinandergreifen ,  ein  einheitlicher 
stellungsmodus  kategorisch  verneint  und  als  ein  den  guten  Gang 
Administration  hinderndes  Übel  erklärt  wird,  um  wie  viel  schwier 
muss  es  dann  sein,  für  alle  diejenigen  EtabUssemente  der  BVerwalt 
wo  die  Arbeitsverhältnisse  in  einem  mid  demselben  Etablissement  at 
so  verschieden   und   ungleichartig  sind,   die  gleiche  Norm  aufzustel 

Die  gewünschte  Arbeitsordnung  soll  aber  im  fenieni  die  Rei 
und  nicht  nur  die  Pflichten  der  Arbeiter  feststellen.  Das.  sagen 
Fabrik inspektoren,  ist  etwas lÖngstGewftlirtes,  wenigstens  für  diejeni] 
die  unter  dem  eidg.  Fabrikgosetz  stehen,  üaruin  wird  jode  Fabrik 
nung,  \'or  ihrer  Genehmigung  den  Arbeitern  vorgelegt,  damit  sie 
Wendungen  und  Wünsche  zum  Ausdruck  bringen  können.  Die  k 
Regierungen  halten  sich  bei  der  Genehmigung  nicht  nin'  an  den  B 
Stäben  des  Gesetzes,  sondern  sie  eliminieren  auch,  was  niu'h  ih 
Dafürhalten  unbillig  oder  unverständlich  ist,  und  hunderte  von  An 
ungen  werden  so  jedes  Jahr  an  den  Fabrikordnungen  vorgenomn 
freilich  ebensowenig  immer  nach  der  Meinung  der  Arbeiter,  als  r 
dem  Begehren  der  Prinzipale,  sondern  nach  dem,  was  gerecht  und  ; 
Wohl  der  Arbeiter  erforderlich  erscheint. 

Vollends  unverständlich  ist,  wanim  gerade  die  HVere.  ben 
sein  soll,  sich  mit  der  Formulierung  einer  solchen  Fabrikordnun^ 
befa-ssen,  und  ebenso  unklar  ist  das  Begehren  betr.  Arbei terkonimis.sioi 
Die  Fahrikinspektoren  erklären :  Wir  sind  sehr  für  unabhängig 
wählte  Kommissionen  und  begreifen  es,  wenn  die  Arbeiter  die  V 
zn  einer  durchaus  unbeeinßus.steii  machen  wollen.  Sie  sollen  bes 
men,  wie  die  Wahl  vorgenommen  werden  ,foll.  Dies  gesclüeht  a 
in  einer  grossen  Zahl  von  grossem  Etablissementen,  sowohl  im  Pri 
wie  im  öffentlichen  Betrieb.  Es  ist  ganz  am  Platz .  wenn  diese  Komi 
sionen  die  von  den  Arbeitern  vorgebrachten  Beschwerden  untcrsucl 
auf  ihre  Bere<;htigung  prüfen  und,  wenn  sie  dieselben  begründet  fini 
sie  bei  der  Geschäftsleitung  vorbringen.  Es  wird  viel  leichter  .sein, 
si-hwerden  imd  Differenzen  mit  einigen  wenigen  Mittelpersonen  zu 
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iiiengesetxt  ist.  Die  StaHtsvferkstätteji  würden  ihre  Existens 
tigiing  verlieren,  sobald  die  Erzeugnisse  infolge  abnormaler  E 
Verhältnisse  die  normalen  Preise  übersteigen.  Auch  im  Ixthn 
nis  und  in  Verbindung  damit  in  der  Festsetzimg  der  Arbeitstt 
der  Arbeitsdaiier  ist  dies  zu  berücksichtigen ;  die  Wtinsche  der  t 
bezwecken  in  den  l^)linvcrliältnisfien  ganz  betrfiehtliche  Ände: 
sie  verlangen: 

1.  Als  ai'beitsfreie  Tage  werden  verlangt:  alle  Sonntag 
Feiertage,  wie  ffir  Beamtin  und  Angestellte  der  £idg.,  der  1.  Mai, 
Urlaub. 

Die  Zahl  der  Feiertage  mit  iS  berechnet,  wie  sie  im  Ges 
Mnximimi  für  die  Schweiz.  Fabrikarbeiter  vorgesehen  .sind,  L 
wir  füi'  jeden  fix  itngesteDteu  Arbeiter  auf  75  freie,  bezw.  290 
tilge,  abgesehen  von  der  Abhaltung  durch  Krankheit,  Militil 
u.  .■^.  w. 

2.  Die  Arbeitszeit  soll  überall  eine  acht.ständige  sein. 

:J.  Wo  kontinuierliche  Arbeit  stattfindet,  sollen  jedem  - 
iÜ  freie  Tage,  wovon  26  Sonntage,  gesichert  sein.  Die  Arbeits 
findet  in  drei  Schichten  statt. 

4.     Überstunden  sind  zutüssig. 

ö.  Gleiche  Bezahlung  für  die  Arbeit  der  Frauen  wie  der  '. 
■  i>.  Taglohn  ftir  Arbeiter  über  :*(>  Jahre,  die  noch  nicht  zw 
im  Dienste  des  Bundes  .stehen. 

7.  -lahreslohn  für  die  fix  Angestellteit,  über  zwei  Jalire  im 
<ler  Kidg.  .stehend. 

N.  Lohnerhöhung  alle  drei  Jahre  bis  zur  Kneichung  de 
nnmis.  Für  lungere  Zeit  angestellte  soll  die  Ixilmerhßhnn, 
wirkend  sein. 

il,  Zuschläge  von  25  V  für  ilber.stimden  bei  Tag,  voi 
für  solche  bei  Nacht,  von  UM)  '/o  für  Sonntagsarbeit.  Bei  koi 
lii-heni  Betrieh  findet  nur  Kntscliädigung  von  50  "fn  für  Arbeit  ( 
.Schichten  hinaus  statt.  Bei  Dislokationen  oder  Arbeit  ausw&i 
Zulagen  zu  geben,  welche  die  Extraauslagen  vollständig  decket 

10.  Bei  Krankheit  und  Militärdienst  wird  voller  Lohn  bez 

11.  Arbeiter,  welche  15  Jahre  im  Dienst  des  Bundes  ge 
iHitl  arl)eit3unfähig  geworden  sind,  werden  mit  *:,-,  des  Lohn 
sioniert.  Na<;h  seinem  Tod  liezicfht  die  Witwe  die  Pensioi 
Mannes  noch  6  Monate  fort. 

12.  Für  besondere  Abnutzung  der  Kleider  wird  Entsch 
iKvuhit. 

13.  Für  genügendes  Werkzeug  sorgt  die  Eidgenossensclia: 

14.  Bussengelder  fallen  in  Unterstützuugskassen  der  Arb' 
I">.  Betreffend  die  Hübe  der  Lohne  wird  verlangt: 
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Wus  nun  die  Lolinfrage  im  allgemeinen  betrifft,  auf  die  eine  Re 
^)t;r  WOnsche  der  Arbeiter  Bezug  nehmen,  so  gebt  deren  prägnante 
Tendenz  nach  Steigerung  der  gegenwärtigen  Ansätze,  gleicher  Bezahh 
der  Frauenarbeit  wie  derjenigen  der  Männer,  periodischer  LohnerhOhu 
bfiheni  Zuschlägen  bei  Überzeit-,  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  und  ni 
vollem  Liihn  bei  Krankheit  und  Mihtärdienst. 

Ad  Ö.  Was  den  Wunsch  nach  Gleichbezahlung  der  Frauenarl 
hetrifrt,  so  gehen  wir  mit  demselben  einig,  falls  die  Arbeit  die  glei< 
in  bezug  auf  Leistung  und  Gttte  ist. 

Ad  H  imd  7.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  der  Arbeiter,  < 
nicht  zwei  Jahre  im  Dienst  des  Bundes  gestanden,  aber  vielleicht  V 
ziigliches  leistet,  schlechter  soll  gehalten  sein,  als  der  geringe  Arbeil 
<Ien  man  aus  Mitleid  oder  andern  RQcksichten  seit  mehr  als  zwei  Jahi 
im  Dienst  behalten  hat. 

Dass  die  Lohnaufhcs-serungen  auch  fernerhin  zu  Recht  besteh 
ist  N<^^hon  ihres  grossen  moralischen  Einflusses  wegen  notwendig,  jed< 
nur,  wenn  sie  kein  vom  Arbeiter  zu  beanspruchendes  Recht  darstell 
sondern  eine  freiwillige  Anerkennung  seiner  guten  Dienste  verbleiben 

Ad  it.  Betr.  die  Zuschläge  ist  zu  sagen,  dass  bisher  im  all 
Illeinen  der  Grundsatz  galt,  dass  die  Überzeitarbeit  im  Verlijlltnis  z 
Taglohn  bezahlt  werde.  In  den  Bundesbetrieben,  sowie  in  denjenig 
I'rivatetablissementen.  die  am  besten  bezahlen,  werden  25  Vo  für  Tag 
arbeit  und  öO "  ■■  füi-  Nachtarbeit  entrichtet.  Die  Telegraphenverwaltii 
allein  zahlt  »bei  tilTenthchen  Unglücksfällen»  zur  Nachtzeit  100"/». 
gibt  aber  Beschäftigungen,  bei  denen  ihrer  Natur  nach  von  bestimml 
Arbeitsstunden  keine  Rede  .sein  kann,  wo  lange  Perioden  der  Müsse  > 
Arbeit  unterbrechen,  welche  regellos  bald  vor  der  üblichen  Zeit  I 
ginnen,  bald  s{>äter  endigen  niuss.  Hier  kann  von  einer  besondei 
Vcrgfltmig  für  die  Betätigung  vor  oder  nach  einer  gewissen  Stur 
nicht  die  Rede  sein. 

Ad  10.  Betr.  volle  Lohnauszahliuig  in  Krankheitsfällen  verhall 
>;i<h  die  Berichte  der  Leiter  der  eidg.  EtJiblissementc  verneinend,  i 
Ausnahme  der  Telegraphendirektion,  die  füi-  provisorisch  Ai^stellte  i 
Hälfte,  fOr  ständige  Arbeiter  den  ganzen  Lohn  in  Krankheitsfällen  u 
Militärdienst  gewährt.  Hier  drängt  sich  die  Notwendigkeit  einer  Re( 
liemng  dieser  Verhältnisse  für  alte  eidg.  Betriebe  unabweislich  auf, 
eine  Unbilligkeil  darin  liegt,  analoge  Fälle  verschieden  zu  behande 
Die  von  den  verschiedenen  Betriebsleitern  angeführten  Griinde  geg 
Auszahlung  des  vollen  Lohnes  bestehen  namentlich  in  den  erfahruni 
gemäss  znhlreicli  vorkommenden  Missbräuchen,  denen  gegenüber  sie 
dem  Masse  machtlos  wären,  als  die  Tx>iinge Währung  erhöht  würde, 
kommt  schon   bei  '  cTagloIinauszahlung  vor,   dass  Krankheit  simuhi 
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aber  Hrbeitswillige  Hände  bedeutet  der  Minimallobn  somit  keinen  Vor- 
teil, sondern  eine  Härte,  und  er  ist  als  eine  künstlicbe,  daher  venverf- 
lithe  Äufechraubung  der  Lohne  zu  betrachten.  Wohl  wird  ein  leistung.s- 
fähjger  Arbeiterstand  geschaffen,  aber  was  still  mit  den  für  untauglich 
erklärten  Leuten  geschehen?  In  den  Werkstätten  ohne  Minimallohii 
findet  auch  der  geistig  unbegabte  Junge  Anstellimg  fOr  Arlieit,  zu  der 
blosse  Kraft  ohne  viel  Verstand  hinreicht,  imd  auch  Alte,  Schwache 
oder  Kränkliche  linden  Verwendung.  Alle  diese  Leute  sind  froh,  mit 
einer  ihrer  Leistimg»<fähigkeit  entsprechenden  Arbeit  ihren  bescheidenen 
Lebensunterhalt  verdienen  zu  können  und  niemand  zur  l^ast  fallen  zu 
müssen,  (iewiss  nittssen  auch  diese  Leute,  die  z.  B.  in  den  eidg.  Eta- 
blissementen  in  verhältnisniflssig  grtisscr  Anzahl  vorhanden  sind,  be- 
rQcksicIitigt  werden,  und  gerade  der  Hund  sieht  .«ich  dazu  veipllichtet. 
Die  Frage  der  Einführung  de.s  Mininiallohiu^s  hat  eine  sehr  bedeutende 
volkswirtschaftliche  Tragweite,  von  der  sicii  die  petitionierende  Arbeiter- 
schaft, die  doch  nächstbeteiligt  wäre,  nicht  genügend  Kechensehaft  gibt. 
Neben  dem  leistungsfäliigeii  Arbeitei-stand  entstätide  eine  Klasse  der 
Enterbten,  denen  ungerecht  erweise  die  Miiglichkeit  der  Seil>ste)'haltung 
geraubt  würde.  Dieselben  fielen  de»  (Jemeinden  und  AvohltÄtigen  An- 
stalten zur  Last,  die  entweder  finanziell  unterliegen  würden  oder  nur 
in  ganz  ungenügender  Weise  für  diese  Grosszahl  von  Bedürftigen  s<irgen 
konnten.  Dio  Wichtigkciit  der  Frage  des  Miniinallohnes  verdient  aiK'h 
von  dieser  Seite  beleuchtet  zu  werden,  damit  nicht  einer  Theorie  zu 
liebe  entweder  unzählbare  Existenzen  geopfert  oder  liie  Arnieufonds 
der  Gemeiiidewesen  erschöpft  werden.  Der  Bericht  der  Fahrikinspek- 
tfiren  schliesst  «ich  dieser  Ansicht  völlig  an,  wenn  ei-  l>ezüglich  der 
Einführung  des  Minimallohnes  sagt:  Was  soll  aber  auf  diese  Weise  aus 
dem  beschränkten  .Tungeu,  aus  dem  unbeholfenen  Mann,  ans  der  allen 
oder  kränklichen  Person  werden,  wie  solche  auch  in  einzelnen  Betrieben 
des  Bundes  sich  nicht  selten  vorfinden?  Sollen  diese  Leute,  denen 
Kraft  oder  Intelligenz  zur  Erwerbung  eines  vollen  I^ohnes  fehlt,  die 
aber  bei  leichter  Arbeit  sich  doch  noch  ganz  odei'  zum  Teil  ihren  Lebens- 
unterhalt erweriien,  dm-ch  Arbeit  ihrem  langweiligen  Dasein  einen  ge- 
wissen Reiz  verleihen  kOnnen,  abgoscliobeii  werden,  oder  sollen  die 
Kosten  des  Betrielw.  hi  dem  mau  sie  zum  Mininiallohn  beibehält,  ins 
ungeme.'iscne  erhöht,  die  Bundesgeldcr  verschleudert  werden?  Sind  die 
Oi'tschaften,  welche  solche  Leute  liefern,  durch  deren  Zurückweisung 
schwer  zu  schädigen  oder  durch  ftbennässigen  Ijohn  für  geringe  Arbeit 
übermässig  zu  begünstigen  ?  Und  wie  soll  as  in  den  Fällen  gehalten 
werden,  wo  der  Arbeiter  im  Vertniuen  auf  den  Minimallohu  in  seiner 
Tätigkeit  nachlässt,  wo  er  darauf  baut,  dnss  man  nicht  wage,  ihi 
Vater  einer  zahlreichen  Famihe,  brotlos  zu  macheu,  ixler  darauf  dass 
seiner  bekannten  Tüchtigkeit  im   Arbeiten  uneulbehrlich  gewoitl 
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Beschäftigimg  linden,  welelie  anderwärts  /.luii  grossen  Teil  iU>er 
kuiiie  Arbeit  linden,  auf  alle  Fülle  nirgend.s  nur  annähernd  ( 
traurigen  Lohn  erhalten  würden.  Anderwärts  wird  der  grösstt 
der  in  der  Munitionsfabrik  vurkomin enden  Arbeiten  durch  F 
mindestens  ehensii  gut,  aber  durchwegs  ra.scher  und  bedeutend  b 
alisgeführt. 

III.  Schlussfdlgerung.  Auf  Grund  der  Umfrage  bei  den  vei 
denen  Leitern  eidg.  Etablissemente  kann  in  Rerücksiclitigimg 
massgebenden,  auf  Sachkenntnis  und  Erfahmng  beruhenden  I 
at'htung  folgendes  konstatiert  werden  i 

1.  Alle  gehen  darin  einig,  dass  in  Zukunft  wie  bisher  die 
Werkstätten  in  Bezug  auf  Anstellungs-  und  Lohn  Verhältnisse  dei 
geleiteten  Privat etablissementen  vorangehen  sollen. 

2.  Dass  jedoch  die-se  Begünstigung  des  Arbeiters  des  Bum 
denjenigen  Schranken  zu  halten  sei,  welche  die  Rücksicht  ai 
-Schweiz.  Privat industrie  einerseits  und  auf  die  solcher  Vorzüge 
teilhaftig  werdende  A  rbuitermehrheit  ausserhalb  der  Betriebe  des  B 
lUidrei-seits  ihr  setzen. 

;3.  Für  eidg,  Betriebe,  welehe  unter  dem  Fabrikgesetze  s 
imd  deren  Leiter  fUr  die  Jahi'esbilanz  verantwortlich  sind,  habe 
bisherigen  erprol)ten  Lohn-  und  Anstellungs  Verhältnisse  weiter  : 
stehen. 

4.  Von  der  EiufUlirnng  des  Minimallohnes  ist  in  BerQcksicb 
fter  verschiedenartigen  Arbeitskräfte  Umgang  zu  nehmen. 

5.  Von  der  Einführung  des  Achtstundentages  ist  abzusch« 
»\e  die  einheimische  Industrie  in  ihrer  Konkurrenzfähigkeit  ge^ 
imd  der  Natur  einzelner  eidg.  Betriebe  zuwiderläuft. 

(J.  Die  projektierte  Kranken-  und  Unfallversicherung  dOrf 
\Vihi.>ii'lie  der  Arbeiterschaft  des  Bundes  bezüglich  Lolmauszahlui 
Krankheit  u.  s.  w.  in  einer  alle  schweizerischen  Arbeiter  b 
sichtigenden  Weise  erledigen.  Eine  diesem  Gesetz  vorgreifend 
stinmiung  ist  inopportun. 

7.  Nachdem  das  Schweizenolk  durcli  Abstimmung  vom  15 
1891  da,s  BGes.  betr.  die  arbeitsunfähig  gewordenen  eidg.  Beamte 
-\jigest eilten  vom  2(>.  Sept.  1890  verworfen  hat,  vgl.  S.  675.  kann 
erwartet  werden,  dass  da.s.selbe  einer  Pensionierung  der  Arbeits 
Bundes  allein  zustinmien  würde,  und  es  darf  in  Berücksichtigui 
scinveren  Hnanzielleu  Folgen  auf  das  Gesuch  der  Bundesarbeitei 
eingetreten  werden. 

Dies  sind  die  öchlussfolgenuigen,  zu  denen  man  gelangen 
]>as  Bestreben,  allen  Arbeitskräften,  Verhältnissen  und  Institn 
nach  Mriglichkeit  gerecht  zu  werden,  ohne  jedoch  in  näherer  odt 
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Klassen    vmi   Beamten   und   Angestellten   eine   andere  Ablindui 
vfirsehen. 

Art.  3.  Wenn  ein  mit  KQektrittägelmIt  entlassener  Beiinit< 
"der  Angestellter  7.\\  irgendwelcher  amtlicher  Tätigkeit  gegen  B 
soldung  von  neuem  verwendet  wird  oder  in  einer  andern  Stellur 
ein  entsprechendes  Einkommen  findet,  so  soll  der  Klick  tri  ttsgeliH 
während  dieser  Zeit  in  ent«]>rechendem  Betrage  eingeschränkt  res 
nnfgehoben  werden. 

Art.  i.    Die  Leistungen,  welche  dem  Bimde   nach  diesem  G 

setze  aiitfallen,  werden  durch  den  jährlichen  Voransi^hlag  bestimn 

Art.  5  (Kuferendninsklausel).  B  ISüO  IV  iV. 

Dieser  Beschl.  der  BVei-s.  ist  hcrvorgc-gangen  ans  dein  Ge; 

Entw.   des   BR    vuni  1!).  Nov.  18«l.   betr.  die  Entlassung   arbeit 

unfähig  gewordener  eidg.  Beamten  und  Angestellten,  mit  folgende 

einzigen  Artikel: 

Der  BR  wird  ermächtigt,  solchen  Beamten  und  Angestellte 
welche  wenigstens  fünfzehn  Jahie  in  der  eidg.  Verwaltung  ir 
treuer  Pflichterftillung  gedient  haben  und  wegen  Alters  oder  i 
Dienste  entstandener  Gebrechen  ihrer  Benifsaufgabe  nicht  mehr  ; 
genügen  imstande  sind,  hei  ihrer  Entlassung  oder  Nichtwiedt 
wähl  eine  Aversalsumme  im  Betrage  v(m  höchstens  dem  doppelt« 
vollen  Diensteinktmuuen  nach  dem  letzten  dreijährigen  Durchsrhni 
oder  in  Ausnahmefällen  einen  Rückt ritt.«gelialt  von  höchstens  ö)) 
dieses  Diensteinkommeiis  imd  nicht  in  höherem  Betrage,  als  18i 
Franken  per  Jahr,  zu  entrichten.  Voi'hehalten  bleiben  die  BVi 
Schriften,  welche  für  einzelne  Klassen  von  Beamten  und  Angeste 
tcn  eine  andere  Alilindung  voi-seheu. 

Die  daherigen  Leistungen  des  Bimdes  wei-den  durch  den  jäl 
liehen  Vuranschlag  bestimmt. 

B  I88y  IV,  IM 
lui  (legeusatz  zinn  HR  M-hlug  die  Konnii.  des  StR  das  a 
dann  in  den  BBes*'hl.  autgenominene  Fniizii>  vor,  ilass  der  Rüc 
trittsgehalt  die  Kegel,  die  eiunmligc  Abündnngssumnie  die  Ai 
nähme  sein  soll :  die  Kunini.  bebt  in  iliitin  Ber.  vom  10.  Mai  18! 
folgendes  hervor; 

Wir  geben  gerne  ku.  dass  der  vom  BH  vm-geschlfigenü  Weg.  c 
Aver.snlsuuinie  als  KL-gel,  den  Rftrktrittsgehalt  als  Ausnahme  zu  erkläit 
ein  einfacherer,  den  eidg.  Fiskus  weniger  belastender  ist,  als  der  V< 
schlag  der  Komm.  Der  Vorschlag  des  BR  hat  den  weitem  Vorteil,  da 
die  Verpflichtungi'n  des  Staates  gegenüber  den  Invahden  jedes  Jahr  1 
auf  einen  Bruchteil  liijutdiert  wenlen  können,  dass  die  Zukunft  n 
t^auz  unwesentlich  zu  Gnn-sten  der  Gegenwart  behistet  wird. 
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lie  ihren  Gehalt  beziehen,  deren  Arbeitsleistung  aber  eioe  höcli 
luziertu  ist.  B  1830 

Der  Botsch.  »les  BR  vom  19.  Ncn-.  1881)  hetr.  die  Frag 
^'ürsorge  des  Bundes  für  seine  arbeitsunfähig  gewordenen  Be: 
ind  Angestellten  ist  folgendes  zu  entnehmen: 

1.  Einen  ersten  Änstoss  zur  Behandlung  dei'  Frage  der  Vei 
ung  der  etdg.  Beamten  gali  ein  im  Jan.  1863  vom  BB  genehi 
kollektiver  Lebensversichenmgsvertrag  zwischen  dem  Schweiz.  Seh 
md  der  Schweiz.  Rentenanstalt  in  Zürich'),  nach  welchem  die  i 
Lasse  für  jeden  Lehrer  des  Polytechnikums,  welcher  behufs  der  T 
ider  der  Altersversicherung  sieh  zu  einer  jährlichen  Prämien/.ti 
'ou  wenigstens  3%  seiner  Besoldung  verpflichtete,  einen  Zuscliu!> 
veitern  3'''o  der  Besoldung  zusicherte,  was  die  Lehrerschaft  des 
echnikums,  von  welcher  ein  Teil  bereits  ein  gesetzhches  vVnrecl 
Pensionierung  besiiss^),  in  den  Stand  setzte,  sich  auch  noch  fü: 
ttwa  einer  doppelten  Jahresbesoldung  gleichkommenden  .Sninni 
las  Ableben  zu  versichern.") 

Dieser  Vorgang  veranlasste  die  etdg.  Beamten,  in  einer  vc 
ji-ossen  Mehrzahl  derselben  unterzeichneten  Petition  vom  '11.  Nov. 
1.  März  1864  den  BR  zu  bitten,  er  möchte  die  Frage,  ob  und  wie 
lie  Vorteile  einer  Versicherung  gegen  ökonomische  Wechselfälle  i 
cörperlicher  Gebrechen,  Alterszunahme,  Todesfall,  sei  es  durcl 
lehluss  an  eine  bereits  bestehende  Versicherungsanstalt,  sei  es 
ülinfflhning  einer  eigenen  Kasse,  verechafft  wei-den  könnten, 
gründlichen  Prüfung  unterwerfen. 

Der  BR  licss  die  Frage  durch  eine  Expertenkommission.  < 
las  nötige  statistiscrhe  Material  beschaffte,  prüfen  imd  vorbereite! 
egte  den  16.  Juli  18()(i  der  BVei-s.  seinen  Bericht  nebst  Anträge 
rt  18(J6  II  :155.  Dei-  BR  hielt  allerdings  auch  dafür,  dass  es 
lur  im  persönlichen  Interesse  der  Petenten,  sondern  auch  in  demjt 
Icr  Verwaltung  selbst  liege,  wenn  die  Zukunft  der  eidg.  Be 
rn<l  Angestellten,  denen  bei  ihrer   lixen  Besoldung  nicht   möglii' 


')  Vgl.  A.  S.  Vir  3a7;  B  I>«3  11  31(5. 

"J  Vgl.  BG  betr.  die  Ei'i'ichtmig  eiiiiT  eidg.  polvtecliiiisrheii  Sdiiil 
>..  V<-hr.  1.S54,  Art.  VA,  15,  :W-:12,  A.  S.  IV  1. 

'I  Eine  weitere  FOrsoi^aiistalt  der  Pn>fessiiren  der  eidg.  i>o 
lisilii-ii  Schule  ist  die  18!K>  von  der  Lehre i-schaft  der  Seliule  gejtr 
tVihveii.  lind  Waise nka.-4se.  Seil  dein  BBcs<'hl.  nicht  allgcinein  veriiim 
S'jiliir  vom  27.  Juni  BMI  wird  der  Lehifrscliaft  lies  Polytecluiikuiiia  7ii  V 
iit'^<el■  Kasse  vom  Bunde  eiji  cirdcntlicher  jährlicher  Beitnig  von  Fr.  J 
eili'ii  der  Kasso  Iji'isjetrelenen  PrnfcMsor  geleistet,  A.  S.  ii.  F.  XVI 
^  Bmi  l  iBt7.  UXÜ  V  UKI  Haut  .Sluatsrciliiuirig  für  liOl  betrug  dieser  I 
•■r.  :'4.fi<lü|. 
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Bei  dem  damaligen  Besoldungs-Etat  würde  das  jährliche  Opfer 
des  Bundes  (>()— 7Ö.()()()  Fr.  betragen  haben.  Die  Komm,  der  beiden 
Räte  erklärten  sich  zwar  grundsätzlich  mit  dem  Antrage  des  BR  ein- 
verstanden. Diejenige  des  NR  wollte  jedoch  die  Ausführung  mit  einem 
Versicherungsprojekt  (Union  Winkelried)  verbinden,  das  noch  ganz  un- 
gewiss war  und  sich  in  der  Folge  als  unausführbar  erwies;  die  Komm, 
des  StR  dagegen  teilte  sich  in  eine  Mehrheit  und  Minderheit,  mit  ver- 
schieden gestalteten  Anträgen. 

Bei  dieser  Differenz  der  Meinungen  der  leitenden  Persönhchkeiten 
über  dasjenige,  was  durch  den  Bundesbeitrag  eigentlich  erreicht  werden 
sollte,  wiesen  beide  Räte  in  der  Sommersession  18(>7  das  Projekt  an 
den  BR  zurück,  ohne  ihui  auch  nur  eine  Direktion  für  sein  weiteres 
Vorgehen  zu  geben.  Der  BR  licss  daher  diese  Angelegenheit  bis  auf 
weiteres  auf  sich  beruhen.  Vgl.  H  18«>7  II  478;  1890  II  848. 

2.  Die  Beamten  betraten  nun  den  Weg  der  Selbsthilfe;  im  Jahre 
1871  gründeten  sie  eine  Sterbokasse  auf  Gegenseitigkeit.  Da  die  Initia- 
tive von  den  Postbeamten  ausging,  so  kündigte  sich  der  1871  konstituierte 
Verein  in  den  Statuten  als  «Unterstützungs-  und  Versicherungsverein 
Schweiz.  Postbeamter  und  Bediensteter  >  an.  Derselbe  zählte  schon 
im  Juli  1872  in  10  Postkreisen  Sektionen  mit  zusammen  1867  Mit- 
gliedern. Das  hatte  zur  Folge,  da.ss  in  demselben  Monat  die  BVers. 
bei  Behandlung  des  Geschäftsberichts  von  1871  den  BR  einlud,  die 
Frage  zu  prüfen,  wie  das  unter  einem  Teil  der  Beamten  und  Ange- 
stellten der  Postverwaltung  bestehende  Institut  einer  gegenseitigen 
Hilfskasse  verallgemeinert  und  durch  Bundesbeiträge  angemessen  unter- 
stützt werden  könnte.  Sofort  wurde  der  Verein  dem  gesamten  Personal 
dei-  BVerwaltung  geöffnet  und  von  1878  an  ein  jährlicher  Bundesbeitrag 
von  einstweilen  Fr.  10,(HH)     bewilligt. 

HBcs<!lil.  vöiu  20.  Juli  1872  Ziff.  12.  A.  S.  X  IKiS;   B   1872  III  74± 

'Faktisch  gewann  indessen  der  Verein  zunächst  nur  an  der  Tele- 
*j:rai>hen Verwaltung  ein  neues  Reknitierungsgebiet.  Auch  konnte  er  nach 
seiuer  damaligen  Einrichtung  dcMii  Personal  der  BVerwaltung  w^irklich 
nicht  mit  gutem  Gewissen  als  s»>lide  Versichenmg.sanstalt  empfohlen 
werden.  Pls  kam  dies  an  den  Tag,  als  der  Oberzolldirektor  Feiss  sich 
au  Pn>f.  Dr.  Kinkelin  wandte,  behufs  der  Beantwortung  der  Frage,  ob 
<ler  Versicherungsverein  auf  rationeller  Grundlage  beruhe  und  den  Be- 
amten eui])fohlen  werden  könne,  und  wenn  nicht,  an  welchen  Mängeln 
rv  leide?  Die  vorgenouunene  Ex[)ertise  bewies,  dass  gerade  das,  was 
dei*  Verein  als  seinen  Hauptvorzug  ansah,  die  niedrige  Prämie,  seine 
b(Hleuklichste  Seite  war.  Der  Versicherungsverein  bezog  ganz  so,  wie 
dies  bei  Schadenversicherungen  auf  Gegenseitigkeit,  namentlich  bei  der 
obliü:at<n'is('hen  Inuuobiliarversicherung,  üblich  ist,  nur  so  viel  an  Prä- 
Miifn,    als   füi*    die  Ausbezahhunr   der  Vei*siclierune:ssuunuen  notwendig 


Rt'chtlicln 

war:  für  die  Ansamnilimg 
lichkeit  genügen  zu  könne 
sacbe    mit    einer  nur  voi 
worden.     In   dem  ein^oho 
diese  Art  der  Budgetierunj 
unriclitig  und  unheilvoll  sei 
gesellschaft,  welche  mit  vo 
durchschnittliche  Alter  der 
Mortalitäts-  und  die  Schade 
dann,  wenn  <lie  dwvcli  To 
junge  ersetzt  werden:  dns 
eintreten,  sohnld  die  aiidi  ^ 
gleichmässige  Prämie  höher 
schatten,   welche  in  ration 
alter  berechnen,  lu  diesem 
Höhe  der  Prämie  zu  (irund 
3.  IXioses  Gutachten  J 
der  die  Zunahme  seiner  M 
von  sich  aus  eine  SUWuU'm 
fernere  Verahfolgung  von 
richtigen  Organisation  des 
wurde  im  Jahre  iSTo  nacli 
wis-^enscliaft  (iurchi^efahrt, 
tung   für  das  h\\r  ISTC»  in 


Der  HR  wird  eingeladen,  die 
des  nächsten  Bn(\uo\s  unter 
Beitrag  von  Fr.  kmkio  .,„  ,, 
Bclu'nsteten  der  Pust-  vuu\ 
ihes^v  Kasse,  nicht  auf  ration 
rniigstechnik  revidiert  sein  v 
laden,  die  Frage  der  (,rOnd, 

«  ^^*'^  U  3/4.  LSTH  II  4   v> 

BBc.ch  .  vom  -22.  D,,.  i.sTii 
vgl.  B  1.S79  111  um    \\ 

«5.<JW.ffl,.l«9-.auf  Kr.lO(-M 
l    ';:  'O-    1««  IV  (JOi.:  seil 

7^ahl„yn  der  Mi.gli,.j,.,  , 
Lt-l-.,sversu-l,en,nK  als    U 
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Die  .Statuten  des  jetxt  den  Namen  Versiclienings verein  der  ei' 
Beanitvn  und  Angestellten  führenden  Verbandes  trugen  auch  dem  s<'l: 
im  Jahre  IKK)  und  dann  namentlich  hei  Gelegenheit  der  Revision  ^ 
den  westÄeliweiz.  Beamten  geäusserten  Wünschen  nach  einer  Altt 
Versicherung  in  den  versieherungsteclinisch  richtigen  Formen  Rechnn; 
sie  sehen  folgende  drei  Versich erungsarten  vor; 

a.  Tüdesversi ehern ng  mit  lelienslängl icher  Prämienzahlung,  für  i 
Kapital  von  höchstens  Fr.  5(MMI  (seit  18M5:  Fr.  H),()l)0,  wobei  « 
Aber  Fr.  ö(RRt  hinauMgehende  Teil  rOckvei-sichert  wird); 
h.  gemischte  Versicherung  auf  das  (K).  Alterjahr  mit  demselben  ? 
xiuium  (die  VersichennigSHumme  wii-d  nach  (Jberlebon  des  ttt), 
tei-sjahres  nder  bei  vorherigem  Tnde  ausbezahlt); 
r  Versicherung  einer  Rente  von  hik-hstens  Fr  HHMl  vom  Alter  i 
4)  I  h  n 

4   I    d      J  1     n  Ih   M       D      I     nd  18«!  \'*H   lul )  wurd     I     1 
I      1        u     P    t  lat     d      H\    r^       ng  1    1        B       1 1       d   \nt  ag 
I  nng  n  (tl        I      F  ag       I   d      \   rs   1    n  ng  d         dg   B  a    t  n 
Bdinttnnltafwkntp      1      d  (udig         gan 

I    llgat        h      klÄrt       rd         llt 

\kI  P     I     i(,       F   in     41    fl        \     I     I     I  \        I        1        N 
I        lS8i    N     4     i  I     \  4.« 

Da.  Frg  bn     d  BR       gn       unnLt      ui      ^ 

\     lig  >  N        lh«l         de  BV  B  1«S1  ^^    i« 

I  d  B  t  I  fül  t  d  BR  a  B  gh  I  d  \  tr 
1  A\  t  d  \\  a  B  a  te  l  A  >,  t  llt  l  B  n 
ItdBnit                    nh               -tt  liftnl 

Ij,      1  1  B      Idungsj,  gl  ^     lt.      l 

I       \rs,Inng  dn        hti,n(ngi       It        Igg 

itf,lAU  rsm  nnl  It  d  1 

i  B       1  1      R  t        II  t  n      1     B      1  t     1 

t      li      kt     d      A  It     g  1  I  t  I    t     u       g 

M   t  I  f.t 

II  n      t  I      L       ht  nfc  1 1  g  t         I         Vit 

1       ng  k  l-     g  n(.  1  n  I         1      jäl   1   1         >[  f 

I  n  B      1  fü      1      B  t    1  gt  1  k  f  ut 

«  l         j     f1  Vit  t  40       I      B      1 1     ^ 


H  II  t     \ 


BRB     )l  IN        IhM     B  1         III  W 

«1    B      II     Rsg       1  t         B      II 
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fiohfi- l)ezal]ltur  Beiimten;  aber  niaii  scliliesst  sie  nicht  ganz  aus'),  s« 
äeru  zieht  bloss  den  i'bei-sfluiss  über  eine  bestimmte  Besoldungsi^mnr 
SKW  oder  4()IM)  FrJ  nicht  in  Bereclmting;  gänzlicher  An-sschluss  \vä 
ja  eine  Bestrafung  des  Vurrückens  im  Dienst;  zudem  ist  zu  beruf 
üchtigen,  dass  mit  einer  erst  in  spätem  Jsihren  erreichten  höhen 
Besoldung  nicht  iiiehi-  gru.sse  Ersparnisse  für  die  alten  Tilge  miiglii 
■lind,  da  meistens  vermelirte  Ausgaben  fßr  die  Familie,  vielleicht  aui 
in  frühern  Jahren  geiniichte  Defizite  den  Zuwachs  absorbieren.  Ah 
iiucji  wenn  nuin  in  diesem  Sinne  bei  der  Bereclmimg  der  Pension  eii 
Schi-iinke  ziehen  will,  ei-scheint  es  zu  weit  gegangen,  schon  bei  n 
Fr.  HIMMI  Besoldeten  eine  ausnahmsweise  Berechnung  eintreten  zu  l.isse 

-Vuf  trrmid  soliher  inid  anderer  Erwägungen*)  beschloss  der  Sl 
den  7,  .Inli  18H3.  die  Behandlung  dieser  Angelegenheit  mit  derjenigi 
des  allgemeinen  Be.soldnngsgesetzes  zn  verbinden,  und  dieselbe  behti 
der  Vervollständigung  der  Akten  an  den  BR  zuröckzuweisen. 

CliPi-s.  \'tTli.  der  BVers.  Juni  1S83.  Nr. 

i>.  Die  Beamten  freihch  hätten  gerne  einmal  gewusst,  wessen  f. 
sich  zu  vei-sehen  halten.  Der  Hchweiz.  Amtsbflrgschafts verein  .stell 
L'in  Initintivkomite  /.»m  Studium  der  Frage  der  Alters-  und  Invalii 
tätsversicherung  auf.  Im  -lahre  188Ö  beschloss  auch  die  Delegiertenvt 
sammhmg  des  eidg.  Beamtenverslcheningsvereins,  Vertreter  in  dies 
Kiiriiite  zu  entsenden.  .  .  . 

Das  Komite  stellte  sich  die  Aufgabe,  zn  berechnen,  was  Iiivali< 
tJits-  und  Altersversicherung  kombiniert  kosten,  und  mit  welchen  Üpfe 
■seitens  der  Beamten  und  de.s  Bundes  di<!selbe  realisiert  werden  kiinni 
Man  hielt  diese  Berechnung  für  sehr  leicht;  man  fi'agte  sich  nu 
weh'he  Summe  uu'isste  jährlich  als  Prämie  aufgebracht  werden,  um  ^ 
nide  diejenigen  Pensiimen  zu  gewähren,  welche  jetzt,  unter  Vorai 
Setzung  eines  bestimmten  Pensionsgesetzes,  zn  zahlen  wären'.' 

Man  dachte  .sich  dabei  ein  Pensionsgesetz,  nach  welchem  nie 
allein  im  Falle  der  Invahdität.  sondern  schon  nach  Erreichung  1: 
-iliiiuiitir  Alters-  und  Dienstjahie  der  Beamte  das  Recht  habe,  si 
tiiit  einem  Ruhegehalt  zur  (ick  zuziehen,  welcher  nach  Zurücklegui 
von  .Vi  Lebens-  und  30  Dienstjahren  iV)"",  nach  ZurQcklegung  vi 
().>  Altei-s-  und  40  Dienstjalneii  7ö  ■■/"  der  Besoldung,  jedoch  nicht  üli 
Fr.  :i(KIO.  betragen  sollte. 

'l  Vj;!.  aller  das  BG  lietr.  ...die  Orgauisationilcr  Vcnviiltung  der  schwt 
KHaliiieii  ISitT.  Art.  4«.  wo,  im  (Gegensatz  zu  der  PnixiM  vei-schietlcner  Priv 
fi>eiilialingcscllscliaftcii.  ilie  Mitgheder  der  Oeiiei-aldirektinn  und  der  Kre 
diii'klidiicn  der  BumlcsUiliucii  nicht  Mitglieder  der  Pension»-  und  Hiltska,' 
-'■hl  köimcu.  A.  .s.  11.  F.  XVI  --.Ti'. 

■iillicli  Knvjlgiiiigcn.  der  pohliscben  Koiislcllrttion  e. 
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Einjährige  und  ^o  viele  Invalide,  als  er  bei  längerer  Fortdatiei 
.iliiie  ZiMvai-hsi  einmal  halien  wird.  Die  eidg.  Verwaltung  ist  zu 
iii"li  eine  ganz  junge,  indem  's  ihrer  Dienststellen  noch  nicht  » 
lustehen,  als  dass  deren  Inhaber  darin  hätten  alt  oder  inralid  ■ 
können:  während  bei  der  Enquete  von  1804  blnss  23(10  Bean 
•  ineni  Gehalte  von  Fr.  (HKI  und  darüber  gezählt  wurden,  sini 
d'Ten  C>U*i  mit  einem  Gehalte  von  Fr,  7ö(l  und  darüber  vorh 
iti'>  Zahl  der  gegenwärtigen  alten  und  invaliden  Beamten  ent 
(l.'ui  früliem,  kleinem,  und  nicht  dem  gegenwärtigen  Personalbei 
w>iin  fftr  die  aus  dem  gegenwärtigen  Personalbestände  her\'oi^l 
invaliden  otler  alten  Beamten  dereinst  Invaliditäts-  oder  Alterapei 
n;ii;h  dem  Mjusstabe  der  Kingabe  des  Initiativkomite  entrichtet  " 
-•illen,  so  müssen  der  jirojektierten  Versicherungskasse  ganz 
Hilfsmittel  als  die  momentan  erforderhchen  zugewiesen  werden 
S.  Als  der  BH  187!»  und  1881,  oben  S.  (»8^,  von  der  BVers.  einj 
wurde,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  die  Vei-sicherung  der  eidg.  Beamte 
Ulf  zwnktnt&piechtndercr  Grundlage  uiganisitrt  und  obhgaton 
lil  n-t  weiden  Wlte  «ihielt  dieitr  Befehl  m  Melen  Ki  eisen  die  nahe 
1  Kuug  es  solltt-die^trsitliLrungdei  eidg  Beamten  nach  dem  Syst 
BHauitenbiIfskas.sen  der  sLhweiz  Eise nbihngesellst  haften  eingt 
w  iden  Duses  S\>4tem  konnte  m  dei  fit  dimals  mi  \erglei(. 
d'  111  Be  imten\  trsielierunits\  ei  eine  als  das  h  eit  \  orteilhaftere  erscl 
Während  uiaii  in  dem  letztem  gegen  eint  Prlmie  von  2  bis  2' 
h'Soldung  nur  eine  ganz  bescheidene  fodes^ersicheiung  (etwa 
tilgt  emti  rahrtsi>tsoldimg|  sdiiiessen  konnte  \\  iren  die  B 
l'-nei  Listiibahiun  für  diLselbt  Pilmie  gegen  Kiankheit  Altei-sscl 
u  id  lod\eiinhnt  dlcrdings  untei  hnanzieller  Mitwirkung  d( 
h isi  nbahngesf'llsi h.iftc  n  Du  BR  eikUrtt.  jbdoth  bereit»  m 
I!  ts(  h  \  rtni  2*i  Nn\  1S81  das»  ei  diese  i  isenbahnhilfc 
ni  ht   zum   Mustir  nehmen   diii'ft    indem    ihnen  die    bei   solch 

LI  hl  Hing  notwendigen  stntistisi  hen  und  teehnisihen  Gtundlugen 
■-  ithei  ist  nun  mit  Hilft  des  dunli  den  \erein  deutseher  Eise 
\   nMiltmigeii  ge-iaimiitlten   leithen    st  itistis»  hen   Materials   bei 

\   rden    daw  yni    Fisenbahnhilfskassen   für  ihie   In\ahdit'it»\( 
lunn   illein  sehon  einer  jährliebeii  Finnahine  ^on  i't  bis  4    / 
-iiiittn   Besoldungen   bedurft  hätten    und  ann.ihemd  ebenso    ^ 
ilne  Witwen    und  W  useni eis.i( h( rung     Diss  diese  Betrage  nie 

!  111  idutchsihnttthi  h  im  Alter  i<m  20  Tahien  erfolgten)  Eintn 
1     luiten     ut   \  Hl  du '■in    und    den   ^eiwiltungen    einbezahlt 

inil    hat  nun  die  weitete  Folge    dnss  das  Fehlende    nathbezah 
n    miiss     lind    dass  jet/t    fdi    Ungere   Zeit   die   Hilfskassen 

useiei  giissireii  Bilmg* Seilschaften  eniei  Iihieseinnihme  \oi 
l'>u„dei    Bis>ldnn^eii  bedmfen,   uin    ihren    ^  etpfli(htiint;cn    i 
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Iitlii?  Biiiideshtitrag  sthon  an  die  Witwen  und  Wai^dixei-sürgiui] 
obligntiiiiM  lieii  eidg  Btanitenhilfskiase  ctw  i  eine  \  lertelsmillion  F 
betragen 

Dei  Bund  enthielt  '^kIi  jedoLh  tinei  so  wut  gttanden  Lmmi 
und   he'ithrinktc    snhdinuf    den   au-*   rcintr  Pn\ atimtiatn e 
gegangenen  \eieiii  /ii  tmeni  richtigen  ttchnis<hen  Betntbe  anz 
lind  durih  einen    liest liti denen  Beittag    \  »r   den  Folgen    der   ai 
frühem  liberalen  Atifnahnien  herrührenden  l  bei-steiblichkeit  zu  sc 

Bei  ilie-ir  besiheidenen  dahe  eireiehti  ei  jedoih  gerade  da 
Ziel  nullt  das  ihm  \  mi  Mundjinnkte  dei  Verwaltung  aus  ^unäc 
Herzen  hegt  und  wegen  dessen  sich  die  J isenbahiigesellsrhaft 
der  Übemahnie  \<hi  etw  i  dei  H^dfte  dei  Kosten  dtr  gan/en  Be 
Versicherung  belasten  die  Altens\ crsorgiing  >i(lit  daM  dies 
den  Statuten  und  1  tnfen  des  Vereins  iiuht  iiirgtsehcn  nftie 
ganisation  deisilbeu  ist  d»  und  technisch  iithtig  bereehnet 
jedoch  ein  toter  Buehstibe  gt  blieben  weil  es  an  den  n'itigeii 
fehlt  Die  lodcsMisiiheruiig  obsehon  in  hes<  h«  idi  iien  trrenz 
halten  be  inspri»  ht  tben  bereits  die  dem  Biimttn  iiiuglich 
spa  niis.se 

Man  stul)t  aber  auili  eui  ull/u  hohes  Ziel  in  wenn  man  fö 
jeden  Beiuiten  gleuhMil  ob  ei  m\a1id  ist  odi  r  luiht  eine  ^ol1 
bestimmten  Dieiistj  ihre  odei  Altei-s]ahie  an  hufiude  Uente  -u 
Dass  die  Kisftn  unei  solihen  \ ei-sieheruiig  \<in  den  Reaintli 
anfziibrmgt  n  sind  sieht  in  in  sogleu h  wenn  nun  lufdeneidg  Be 
ttit  Hie  er  im  Juli  ISSS  \orhmdLn  h  ir  und  untir  der  \orauss 
dass  auf  jenen  Zntimiikt  die  »bhj^itorist he  AltetsM  iNieherung  i 
getieten  «ürt  dieK>sttn  dtr  Alttisiersuliening  mnh  den  ftthi 
(■rundlagen  des  B(  imti  n\(rsiihenini;s\eieins  bnethm  t  I-i  ( i^il 
lirh  die  Kedinung 

Bei  Zusannnenf  <ssiing  illei  Beainten  \  im  Altei  ^  in  Ib 
Uhren  kost<  t  du  ^  lisii  litiung  einer  Rente  \oii  *>  "desdehdt 
W  Alfti  an  ulIjilbihLh  diinhs.hmtthdi  16-.  des  btlialtes  di 
enur  Rente  \  m  7")  dige^en  J'm  disMllm  d  h  dm  Merti 
d<s  Gdialtes  Du  ki  sten  sind  so  i  n  iitne  diiss  min  ^ou  \<iiiiheie 
Alt(r&\€rsi(ht,innj,  dki  Beiiiitin  bis  /um  Vffti  \  m  5."»  Iihieii  f 
\oiriM)  Altti  an  laiifLiidt  Ri  nti  aur.?Ll)ai  nnis-  ji  s.  II ist  die  e 
(m  Tdiien  tu  uriniitndi  Ki  nt«  l>u  ]unt;i.in  Beuiitin  «nrden  s 
dm  duithsi  hmtthili*  n  I'i  hniens.it/  von  J")»  liedanktii  und 
ohne  Bundfsbeiti  <g  st  li  null  dem  iliiem  yii  i  i  iits[u<(hmdoi 
iiisit/  d  s  Beamti  ineisuhirimgsiereuis  miskIrni 

Dinn  nillsste  iber  die  tulg  gleuh  nie  du  1  isi  nl>abn|i<  nsiou' 
a\\    nl  u  t.)  id<  1  niH  1  Ht  I  dire  nlti  n  ßi  iint«  n  ili  r  hob.  n  Kusl«  n  de 
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und  in  welcher  Weise  die  Beamten  und  Angestellten  de* 

auf  der  üixais  dieser  Vorlage  verhalten   wewlen  sollen,   ei 

ihrer  Besoldung  für  Alters-  und  In validitäts Versicherung  at 

Der  Anfrag  wurde  verwoi'fi'n.  wohei  Biiii<l(,-srat  Haus 

dings  erklärte,  dass,  wenn  die  Frage  der  Altei-s-  und  Invalid 

Sicherung  der  cidg.  Beamten  in  dev  Form  eines  Postulates 

würde,    er  persönlich    wenigstens    keineswegs  aligeneigt  w'i 

ange  egfe     C     la  ke     g   in  Is  tzl  cl    7     \      fen 

st       1.     BhI!         der  B\    -s    IS!      MI  S   4(K. 

^17      1)     cl     BB      hl  »    Aj     1    1H8     (P  sti  Öl 

3  ())w  i  1  BK  la  luhd  LK  e  [  BC  her 
d  In  ng  ier  l-al  U  ftpfi  1 1  tA  S  t  \  tM  bea  ftra 
el  he  ^^  ei-,«  f  1  BA  gi 
!        ^  1 1  n^    >   k    j  erl  ch 

t     g       -gt       t        I  e       t  eil  Ai 
« h  g  'i    ^t  w      t        oll 
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(]ei)artenient.s  (Gefahren:  Reisegefalir,  Gefahren  des  Hoo!ij(el)irg;cs. 
liahngefahr). 

Fflr  da.s  Pei-sonal  der  Zwllverwaltiing  heabsit-htigt  dagefii 
BR  eine  gleiche  Einrichtung  zu  treffen,  wie  sie  für  die  Pustverw 
schon  besteht. 

Während  derBR  auf  Grund  dieser  Er5rterungeii  Kum  Sc 
kam.  dass  er  sich  zu  weitern  Massnalimen  oder  Vorlagen  i 
BVers.  nicht  veranlasst  sehe,  besehloss  dagegen  die  BVers.  den  2." 
1S89  (Postl-Slg.  n.  F.  428),  den  BR  einzuladen,  die  Fra 
prüfen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  die  Haft 
des  Bundes  gegenüber  Beamten.  Angestellten  und  Arbeitern.  \ 
in  Ausübung  ihrer  Dienstverrichtungon  kArperiich  verletzt  od 
tötet  werden,  gesetzlich  zu  regnileren  sei. 

H  ISfflP  I  TSJ.  ISSä 

Auf  dem  Wege  eine.s  allgemeinen  Erlasses  Ist  seither 
Frage  der  Haftpflicht  de»  Bundes  gegenüber  seinem  Personal 
weiter  gefördert  worden;  mit  Rücksicht  auf  die  projektierte 
meine  obligatorische  Unfall-  und  Krankenversicherung  {vgl.  Besc 
BVei-s.  vom  5.  Okt.  1899  betr.  das  bez.  BG,  B  18!t9  IV  85;t)')  wün 
der  Erlass  eines  besondern  Haftpflichtges.  zu  gnnsten  des  Fel- 
des Bundes  gar  nicht  zweckmässig  gewesen.  Dagegen  ha 
der  BR  im  Einverständnis  mit  der  BVors.  auf  dem  Verordi 
weg  und  dem  Weg  der  Verwaltungspraxis  die  Fürsorge  bi 
fallen,  welche  das  Personal  der  BVerwaltnng  treffen,  angi 
sein  lassen; 

1.  Durch  dasBG  ülier  das  Postregal  vmn  r,.  April  IStM 
die  Postanstalt  für  Unfälle  beim  Postbetrieb  in  gleicher 
ersatzpflichtig  erklärt  wie  die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrt 
m-hmungen  (Art.  18-24.  A.  S.  n.  F.  XIV  ;t921.  Mit  dieser 
gehenden  Haftpflicht  stand  nun  die  Verord,  vom  30.  Dez. 
(A.  S.  n.  F.  V  920)  über  Ausrichtung  von  Entschädigungen  bi 
fällen  des  Postpersonals  im  Dienste  nicht  mehr  im  Einklan; 
wurde  daher  vom  BR  ausdrücklich,  allerdings  erst  mit  Beschl 
2ij.  Sept.  1897,  als  hingefallen  erklärt,  in  der  Meinung,  da? 
Umfang  und  das  Ma.ss  der  Entschädigimg  für  Unfälle,  die 
Postpei'sona!  beim  Postbetrieb  zustossen,  sich  nacii  den  V^orscl 
des  neuen  Postregalges.  zu  richten  hätten. 

X.  S.  II.  F.  XVI  -2.5rt,  B  1SU7  IV  320.  1902 

'I  Vi;l.  ..lieii  S.  IM7  Ziff.  II. 
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wJilirciid    der   Postange-stfUte    inöglid 

geiiditlklicu  Klagt.'   einen  AnsiH-uch 

geltend  machen  kann.  Lit  es  gegenüli 

personal    Sache    der   Administration, 

endgiltig  festzustellen:  übrigens  konn 

des  .Tahres  1881  nicht  gerichtlich  gel 

;t.  Den  2^.  Jan.  HHH)  heschlosa 

Es  ist  gi'uiidsätzlich    fQr  alle 

(■entrall)nn(les\ erwaltuiig,  welche  1» 

(.iefahren  aiisgcset/t  sind,  eine  Seil» 

zurichte  II. 

'l  Frieihich  (.ioliriK.  VV;icht  meint  er  ! 
Ii:iltt'  sich  am  -Jf}.  Aug.  W.tö.  iiachuiittiigs  4 
wo  er  stalii. liiert  war,  in  dienst Hehcii  Ver 
ilii  uach  l'hantuiilli'  lifgehcn.  Am  Mor);eii 
Liiceile  aus  den  Heimweg  au  (liier  den  wjtl 
teixtuhl,  kam  iil>er  iiiclit  xu  Hause  an,  an 
«UisH  er  unterwegs  verungldfkl  sei.  l'nter 
den  si'fort  grössere  Kxjiedilioiien  veiiuihiss 
jedoch  ohne  Rrfnig.  Ei-st  am  a  Se[)t.  falii 
einer  zirka  1:!  Meter  hohen,  etwa  l.Vi  Me(. 
Felswand,  illier  die  dersellie  geslür/.t  sein 
Schiidellirui'hes  eingetreten,  den  (iehrig  b» 
dem  die  Gerich tshehtok-n  aui  ».  Sept.  d 
festgestellt  hiilten.  wurde  wegeu  der  stark 
der  xustJliKligen  kant.  Behörde  die  sofortige 
Tages  in  Pleigiie.  der  näehslgeh'genen  Oi1 
war  verheiratet  und  hat  ausser  seiner  Fl 
denen  .liis  idteste  lo.  das  .iihigste   l'  i  Jahr 

N'ach  lU'm  Besnldnug.sges.  vom  2.  ^. 
llelirig  ULU'  ein  Bcsohlungstiachgeuuss  in  i 
Maximum  /.uerkainit  werden.  Indes  glaub 
giingsiitliclit  dc^  Hmiiles  l<ei  rnfillleti,  die 
erU'idcl.  niclit  besteht,  in  .lies.-m  Falle  hol 
.ler  Itdekkelir  von  .'iner  Dien^stlour  (also  i 
der-Tseil;.  kam  aber  in  Belraeht.  dass  er  i 
•-ich  starkem  Weingenusse  hingegchi'n  uii 
hineingeraten  war,  bei  dem  ihm  die  klare 
hatte  bewusst  sein  niflssen.  dass  es  iiichl 
jene  Tour  bei  dunkler  Nachtzeit  zn  unteni 
hjiuslK;su<h  in  mehi-eren  Ortsclinften  so  t! 
8  l'hr  morgens  in  Lucelle  aafbrnelt.  wühlt 
um  Milteniaeht  ■/.»  Hanse  hatte  sein  wolle 
selbst  ver.srhnidete  l'nistAmle  herbeigeführt 
hat  der  Bit  d.-ii  Hinterlasse  neu  eine  Knts. 
zuerkaiuit.  Chcrilies  wurden  die  crhehhi 
ViTmissten.  des  Ti'an.sportcs  der  Leiche  ni: 
un<l  fiericlitskoslen  von  der  eidg.  Zoliverv 
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mit  eiiipr  Unfallversiclieriiiigsgcsellschaft  eingefüiiit  und  1 
Rcchniiiig  des  Bundes  weitergeführt  wui-de,  ersetzt.  B  ISitJ' 
1K18. 

ÄIH,  Die  Stellung  der  eidg.  Beamten  zu  den  Kair 
weder  in  der  BV,  iiocli  durch  die  BGesetzgeltung  geordne 
steht  in  diesei'  Beziehung  lediglich  das  BG  über  die  politisi 
polizeilichen  Garantien  zu  gunsten  der  Eidg.  vom  2;J.  D 
A.  S.  III  33,  durch  welches  jedoch  nur  einige  wenige  Bestii 
über  das  Verhältnis  der  Mitglieder  des  NR  und  StR,  des 
des  eidg.  Kanzlers  gegenüber  der  Stadt  und  dem  Kanton  1 
gestellt  sind.  Mit  Bezug  auf  die  eidg.  Beamten  und  Anj 
im  allgemeinen  bestehen  keine  ähnlichen  Bestimmungen;  i 
Teil  dei-selben  gilt  nur  die  besondere  Vorschrift  des  Art. 
Gesetzes. 

Der  Umstand,  dass  die  eidg.  Beamten  und  Angest 
nach  der  Art  ihrer  Funktionen  in  «ämtlichen  Kantonen  an 
wohnen  müssen,  an  welchem  sie  naturgeniftss  iluen  Pflic 
liegen  können,  sowie  dass  sie  Organe  des  Bundes  und  i 
Kantone  sind,  weist  darauf  hin,  dass  sie  in  einem  andern  \ 
zu  den  Kantonen  sich  befinden,  als  die  eigenen  Beamten 
tons.  Bei  den  letztern  befindet  sich  die  kant.  Organisation  ii 
Freiheit,  die  Fnnktinnen  auseinander  zu  halten  und  sie  u 
anszuschliessen  oder  zu  heschriinken.  Wenn  alier  ein  Kai 
Schriften  über  die  eidg.  Beamten  erlässt,  so  greift  er  eini 
die  Organ isationskonipete uzen  des  Bundes  hinein,  und  ai 
beschrankt  er  in  unzulässiger  und  willkürlicher  Weise  die  j» 
Kochte  von  Bürgern,  welche  zufällig  ein  eidg.  Amt  bekleiden, 
Schrift,  dass  ein  eidg.  Beamter  der  Zustimmung  des  BR  bc 
die  Wahl  als  kantonaler  Abgeordnetei'  annehmen  zu  kdnneii 
ans,  um  allfiilligen  Unzukönnnlichkeiten  zu  begegnen.  Der 
ilie  BVers.  erklärten  daher  die  Tessiner  Verfa-ssungsv 
welche  die  Eigenschaft  eines  Abgeordneten  in  den  Gro 
als  unvereinbar  erklärte  mit  einer  öffentlichen,  beiwildeten 
amtung,  für  unzulässig  und  gegen  Art.  4  der  BV  Verstoss 
B  1S7«  IV  8lf4,     Vgl.  Ei-sti'  Anfta^'C  I,  S. -2( 


'I  Vgl.  jetKt  Vcn>ri3.  ülier  tlie  riivereinbiu-kcit  iindi'nveitij.ir  S 
Heiimtimgeii  mit  eMfi.  Anstellniigeii  vom  21.  Febr.  DfiHi,  Alt.  1,  ^ 
XVII  W. 
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1111(1  Angost elitoii')  der  Vtiindcsrätliclie 
Iiartcnifiitaldirektiniipii  verstanden  wer 
Kreisveiwiiltiingen  und  die  Beamten  u 
Telegraphen-  nnd  Zitllkreisen :  so  gel 
niflit  zu  den  eidg.  Cenfiallicamten, 
der  eidg.  Befestigungen. 

B  LsiKi  II  l?:",  IWW  I  4(Kt;  Sclireihen  ile 
Kts.  tri  v.>in  17.  Kcl.r.  1NM7:  !i.  A.  lier  I 

i.s.'i^.  A.  s.  III  17.S,  niiiicr  11.  Sc  see 

2aü.  Die  eidg.  Beamten  und  . 
\Volmsitz  wie  andeie  Bürger  die  kan 
Bei  Beratung  des  BG  ülter  die  poli 
rantien  zu  gnnstoii  der  Eidg.  viini  2't. 
der  Antrag  gestellt  worden,  die  Beso 
null  Angestellten  jeder  Besteuerung 
uK'inden  zu  entziehen.  Der  vnn  Ki" 
lieit  der  Komm,  des  8tR  vertretene  Am 
hin  sollten  anrh  naeli  seinem  Antrag 
niedei'gela-ssenen  Beamten  und  Ang 
Verwaltung  steuerfrei  erklart  werdcm, 

Postdirektoren,  Ktmdukteurs,  Brief 
der  (.'entralisation  des  Posfwesens.  Die 
libnlielier  Heamti-n  und  Angestellten  ist 
wu:  fridier.  So  gut  als  sie  fiilhcr  Steiu 
können  sitj  es  jetzt  noeli.  Nirgends  t 
stinunung,  wulche  diis  Heclit  der  Kantoni 
LTclassenen  Personen  nlmc  Ausnahme  zu 
Etwas  anders  hingegen  vei-hält  es  sii' 
waltnng  in  Bern  angestellten  Personal, 
sind  von  jeher  Ton  den  drei  Vororten  ni 
un<l  die  Stadt  sowie  der  Kanton  Bern  hat 
vom  '27.  Nov.  IMS  sieh  den  Bestimuunig 
srctnitTen  werden,  zum  voraus  untei-worf 
dass  alle  Leliensl)ediii'fnisse  in  Bein  zii 
luigewöhnlich  drftrkend  .sind,  nnd  dass 
Zukunft  noeh  ungünstiger  ge.stalten  und 
erliöhnng  notwendig  werden  dürfte,  wi'ui 
Vorsorge  trifft. 

lliese  Ansieht  drang  in  den  Hat 
glieder  des  Bundesrates  nnd  der  eidg.  I 

'I  Kfi.mle  und  Aiifreslcllto  vgl.  l'Uni 
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2.  Dem  Auslände,  sowie  in  der  Schweiz  wohnenden  Privat- 
[lersonen  gegenüber  steht  den  eidg.  Beamten  und  Angestellten  das 
volle  Nutzungsrecht  mit  Bezug  auf  ihre  Erfindungen  und  die  all- 
fälHg  darauf  genommenen  Patente  zu.  Wenn  es  sich  jedoch  um 
die  Landesverteidigung  oder  um  die  allgemeine  Sicherheit  handelt, 
kann  der  Bund  sich  das  Recht  wahren,  die  Erfindung  für  sich  zu 
behalten  und  gegen  angemessene  Entsch<ädigung  deren  Mitteilung 
oder  Verkauf  an  Dritte  zu  verbieten.  \) 

Bei  Ausführung  dieses  Beschl.  soll  nach  Verfügung  des  BK 
vom  (>.  Sept.  18^)5  folgendermassen  verfahren  werden : 

1.  Die  Mitteilung  einer  neuen  Erfindung  an  die  Oberbehörde 
hat  vor  der  I\ntentnahnu3  und  vor  Veröffentlichung  derselben  zu  er- 
folgen. 

2.  Für  Verlx^sserungen  der  Fabrikation  können  keine  Entschädi- 
jLMmgsanspifiche  geltend  gemacht  werden,  da  es  Pflicht  jeden  Direktors 
imd  Beamten  einer  eidg.  Werkstätte  ist.  im  Betrieb  Verbesserungen 
und  Vereinfachungen  anzustreben. 

:\.  Die  Festsetzung  der  Grösse  der  Ents(*hädigung  an  den  Erfinder 
wird  sich  in  jedem  Falle  der  BR  vorbehalten.  Die  Oberbehörden  wer- 
<lcn  hinwieder  sobald  als  möglich  dem  Erfinder  Mitteilung  machen,  ob 
der  Bund  von  der  Erfindung  im  Sinne  der  Bestimmungen  1  und  U  Ge- 
brauch machen  will  oder  nicht.  B  1895  III  «72. 

Art.  15  des  Regl.  betr.  die  allgemeinen  Dienstvorschriften  für  die 
Ht^amten  und  ständigen  Angestellten  der  Bundesbalmverwaltung  vom 
17.  Okt.  IIH)!  behält  den  Erlass  bescmderer  Bestinnnungen  vor  betr.  die 
Patentierung  und  Verwertung  von  Erfindungen,  welche  von  Beamten 
:md  Angestellten  in  der  Ausübung  ihres  Dienstes  gemacht  werden ;  in 

')  Wie  die  Erwägungen  de.s  BK  zu  diesem  Beschl.  weder  erschöpfend 
noch  einwandfrei  sind,  so  ist  es  eh(?n.sowenig  der  Beschl.  selbst.  Der  Beschl. 
vf'rhindert  allerdings  Missl.lnde.  wie  sie  früher  vorgekommen  sind,  wo  eidg. 
Beamte  die  während  und  im  Verlaufe  ihrer  Amtstätigkeit  gemachten  Erfin- 
dungen kurzer  Hand  als  eigene  ihnen  zu  freier  Verwertung  zustehende  Er- 
findungen betrachtet  und  darnach,  sogar  ohne  Anzeige  an  ihre  vorgesetzte 
Behörde,  gehandelt  haben.  Nicht  ganz  zutreffend  ist  aber  namentlich  auch, 
dass  der  Bund  die  Erfindungen  seines  Personals  nicht  unter  Umständen  als 
♦•igene  staatliche  Erfindungen  betrachtet  und  ftir  sich  selbst  patentieren  lässt, 
sondern  den  Beamten  stets  gestattet,  als  Urheber  das  Erfindungspatent  auf 
eigenen  Namen  zu  erwerben.  —  Im  Entw.  eines  revidierten  Muster-  und 
Modellschutzges.  schlug  der  BR  in  Art.  3  eine  besondere  Vorschrift  vor 
betr.  die  stellvertretende  schöpferische  Tätigkeit  auf  diesem  Gebiet  des  Ur- 
heberrechts, die  BVers.  hat  ohne  stichhaltigen  Grund  die  gesetzhche  Regelung 
dieser  wichtigen  Frage  abgelehnt  und  den  Art.  3  des  Entw.  des  BR  gestrichen, 
B  \m^  V  618,  629;  Stenogr.  Bulletin  der  BVers.  1900,  X  S.  106. 


Ausführung    dit^si 
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Die  Stelle  eines  Direktors  oder  Vei'wiiltungsrates  einer  Erwerbs- 
g(jsellschaft,  sowie  die  aktive  Betätigung*)  an  einer  industriellen 
Unternehmung  überhaupt  ist  nicht  vereinbar  mit  einer  cidg.  Bo- 
amtung. 

Die  Beamten  der  Centralverwaltung,  sowie  diejenigen  der  Zoll- 
und  Post  Verwaltung  ilberhaupt,  dürfen  weder  selbst  noch  durch  die 
mit  ihnen  in  ungeteilter  Haushaltung  lebenden  Familienglieder  eine 
öifentliche  Wirtschaft  betreiben. 
Als   Erwerbsgesellschaften    wurden    vom  BR  im    Jahre    18^^ 
auch  die  Konsumvereine  erklärt,    welche  Waren    nicht   nur  an  die 
eigenen  Mitglieder,  sondern  auch  an  dem  Verein  nicht  angehörende 
Personen  abgeben,    (xegen  diese  Auffassung  wendete  sich  der  Vor- 
stand   des    Verbandes   Schweiz.  Konsumvereine,    geltend   machend: 
die  Konsumvereine,  weil  sie  Vereinigungen  von  Konsumenten  seien^ 
können    ihrer   Natur   nach    nicht    auf   Erwerb  ausgehen  und  täten 
dies   in  Wirklichkeit  auch  nicht.^)     Der   BR    berücksichtigte    diese 
Vorstellungen  in  der  Weise,  dass  er  den  21.  Febr.  1891),  imter  Auf- 
hebung   der    Verord.    vom    1).    Nov.    181)7,    eine    neue    Verord.    er- 
liess,  A.  S.  n.  F.  XVII  (>4^),  deren  Art.  8  und  4  nun  lauten: 

Art.  3.  Die  Stelle  eines  Direktors  oder  Verwaltungsrates  einer 
Erwerbsgesellschaft,  sowie  die  aktive  Betätigung  an  einer  industri- 
ellen rnternehmung  ül>erhau])t  ist  nicht  vereinbar  mit  einer  eidg. 
Beamtung. 

Auf  Antrag  des  betr.  Departementsvorstehers  kann  der  BU 
bezüglich  der  Fbernahme  von  Verwaltungsstellen  eine  Ausnahme 
in  solchen  Fällen  gestatten,  wo  es  sich  um  lokale  Bestrebungen 
v(m  vorwiegend  gemeinnütziger  Art  handelt  und  ein  Nachteil  für 
den  eidg.  Dienst  als  ausgeschlossen  erscheint. 

Art.  4.   Die  Beamten  und  Angestellten^)  der  Centralverwaltung, 

M  Verord.  1874,  Ziff.  8:  aktive  Beteiligung. 

2)  Betr.  die  Stt^uerpflicht  der  Konsuiiigenossonschaften,  die  diese  be- 
stritten mit  der  Behauptung,  dass  sie  nicht  auf  Erwerb  ansgehon  und  deshalb 
auch  kein  Eiukonunen  besitzen,  vgl.  die  diese  Steueii)rticht  bejahende  Stelluug- 
nahmt;    des   BCier.,    BCier.Entsch.  LS$n),  XXV  1  Nr.  «7,  UM)1,  XXVII  1  Nr.  24. 

•^1  Vgl.  aucb  B(il,  l)nndesr.  Verordn.  und  Vollz.-V()r.scbriften  betr.  das 
Schweiz.  Postwesen,  2.  ergänzte  Autlajfe  mit  Erläuterungen,  vom  Juni  19()1, 
Bern  11)01,  S.  111—118. 

*)  «Und  Angestellten»  wurde  der  Deutlichkeit  wegen  beigefügt:  es  war 
nändich  behanptet  worden,  nach  der  Verord.  von  1897  seien  nur  die  Beamten, 
nicht  dagegen  die  Angestellten  durch  das  Wirtschaft führnngs verbot  betroffen. 
Dem  gegenüber  betonte  das  ei<lg.  Finanzdep.  schcui  1«S1»8  nicht  mit  rnrechl, 
dass  das  neue  Besoldungsges.  einen  rntersdiied  zwiscben  Beamten  und  An- 
gestellten niclit  mehr  kenne  und  die  Verord.  nnr  Ansflnss  dieses  (iesetzes 
sei:  BB  den  8.  .hdi  1898;  vgl.  auch  oben  S.  f>4.S. 
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MiLSfitiitf  angelegt    worden   darf   wie    für   die    Beamten   der   Bahr 
ämter.'l 

Muss  man  sich  also  daroii  ühci-zeiigeu,  dnss  es  der  verschie 
artigen  Verhältnisse  wegen  einfaeli  untunh(.'h  ist,  eine  einheitliche  ^ 
für  die  Freisonntage  und  Ruhetage  <les  Zollpersonals  anzuwenden 
darf  dabei  auch  nieht  übersehen  werden,  dass  in  einzelnen  Grer 
bieten,  wie  z.  B.  im  Kanton  GriwbDnden,  die  Zollämter  ganze  1 
reisen  auseinander  liegen,  wodurch  ohnehin  jede  Stellvertretung  an 
als  durch  FautilietutngehJtrige  aiisgesi;hlossen  ist  .  .  . 

Betr.  (he  Frage  dei-  Einriltimung  einer  giitesern  Zahl  von  H 
tagen  an  die  Grenz wai'htmannschaften  i.st  zu  sagen: 

Die  Grenz wfl cht i.'r,  in  der  Stärke  von  7411  Mann,  bilden  eine 
litärisch  organisierte  t»esondere  Kategorie  von  Angestellten  der 
Verwaltung,  welchen  geniSss  Art,  54  des  Zoltgesetzes  und  Art.  1 
Grenzwachtregleineuts  die  Bewachung  der  Grenze  zm'  l'ntei"drQrl 
des  Sehniuggel.s.  sowie  die  [Mijizeiliche  Unteistützung  des  ZoUdien 
obliegt.     Sie  sind,  landläufiger  ausgedrückt,  unsere  Zollpolizei. 

Der  Dien-st  ävr  tirenzwachter  besteht  in  Grenz])atrouillen.  s 
in  Besetzmig  von  Verste<;k-  und  Beohachtungä|)osten :  im  weitem 
den  sie  verwendet  als  Phintons  bei  Strasse nzollämtern  för  die  F 
tionen  eines  Zollaufsehers,  zin-  Vertretung  von  Einnehmern  bei  klei: 
Neben  Zolls  mtem.  als  Aufsichts-  luid  Bewaclmngsorgane  bei  Abfertif 
des  Personenverkehrs  auf  den  grössern  GrenzhahnhOfen,  sowie  eni 
auch  als  Zolleinnehmer  bei  kleinern  Xeben/ollämlern.  Diese  letz 
Funktionen  werden  jeweilen  geg(!ii  besondere  KntR<'hädigimg  in  A 
tracht  der  grOssei'n  Verantwortlichkeit  auf  imbestiinmte  Zeit  ftbertra 
in  der  Regel  mit  Stellenwechsel  njwh  dreijähiifrem  Dienst. 


')  Im  Jaim'  1W7  wiiitlc  soilntui  aiiKConliH't,  dass  ileu  Humnten 
Angestdltfir  tler  KnrinzoHiluitor.  welche  jui  Simu.  uiiil  Festtagen  iiad] 
stimintem  Tnriins  riie  ziilltlieiwttii-fie  .XIiA'rtigimg  der  l'crsoiMäuzftge  nuil 
Posfverkehr*  zu  tx'Horf^en  liäben.  ein  liallier  Wi(c)ieiitag  fireigc|Eebeii  we 
soll.  Die  nilnilirLe  Miissiiahiiic  ist  WM  aiiib  iiiif  das  au  HnmitiMfeu  di 
tuende  Persoiml  der  StrasKi'n/<iHiiinter  nnsftedphnt  worden,  aHsguuninmei 
Kiit  den  FuuktitHten  eincw  Ne lie »zoll cini teil mer«  betrauten  Grenzwachter 
welflie  die  Vurschriftcii  hc||f.  die  Ktilietage  »ler  Greii/wäclitt'r  nia^sge 
sind,  sowie  dfrjcnigcn  <'ivileinueluiier  an  Nel>enzoliüuiteni.  für  welch« 
Zolldieii!:tt  nur  Ni'lH-nbernf  ini  und  die  »icii  unter  eigener  Ventnt  wort  licl 
jederzeit  dnn-li  FHniibouninfchririire  veilretpii  lassen  kiinneu.  ClxTdies  w 
angetinhiPt,  da.sM.  wo  dies  Ifisfier  Hocb  nicht  "ler  Fall  war.  dem  Personal 
Stra.sseiizoJli1ititer  zwei  Krcisotuititge-  im  Miuiat  cingcrAnnit  wertleii  so 
die  Stell vertrctinig  l«'i  Zolläiiilern  mit  mein  a!»  einem  Beiunten  wii-d  m 
seilii:  aiisKefllit:  Iiei  Zollflmlern  mit  lilws  einem  Beamten  dnrcb  (ireitzn-ili 
«der  iuich  diin-li   PumilieiiaiiLThöntie.   welr-lie  mit  dem  Dienste  vertraut 

H  IHiiK  I  :«1,  l.H!(i(  I 
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tagen  ergeben,  für  welchen,  da  die  Zahl  von  740  Mann  zur  konfiriiiier- 
lichen  Bewachung  unserer  Landesgrenze  überhaupt  kaum  hinreicht, 
Ersatz  gesucht  werden  muss.  Dieser  kann  aber  nur  durch  Verstärkung 
des  Grenz wachtkorps  herbeigeführt  werden,  wofür  bei  rein  arithmetischer 
Berechnung  (17,760:329  Diensttage  per  Mann)  55  Mann  nötig  wären. 
Diese  Zahl  müsste  aber  faktisch  um  ein  bedeutendes  vermehrt  werden, 
da  die  arithmetische  Rechnungsmethode  bei  Posten  von  bloss  einem 
Mann  imd  solchen,  welche  auf  grosse  Entfernungen  auseinander  liegen 
(z.  B.  Graubünden,  Wallis,  zum  Teil  Tessin  u.  s.  w.),  nicht  anwendbar 
ist.  Ein  Mehrbedarf  von  70-  75  Mann  gibt  eine  Mehrausgabe  von 
Fr.  126,000  bis  130,000,  das  Postenmobiliar  und  die  Bewaifnung  als  ein- 
mahge  Ausgabe  nicht  inbegriffen. 

Immerhin  erklärte  sich  der  BR,  jedoch  untei-  Betonung, 
dass  eine  gesetzliche  Verpflichtung  für  Vermelu-ung  der  Ruhetage 
des  Grenzwachtpersonals  nicht  besteht,  bereit,  eine  Vei*mehrung 
der  schon  bestehenden  12  Ruhetage  auf  26  eintreten  zu  lassen, 
was  einen  Ruhetag  auf  je  2  Wochen  bedeuten  würde,  sofern  die 
BVers.  mit  der  Erhöhung  des  Kredites  für  den  Grenzschutz  durch 
Vermehrung  der  Mannschaft  um  50  Mann  mit  einer  Mehrausgabe 
von  Fr.  90,(XX),  nicht  inbegriffen  die  einmaligen  Ausgaben  für  Be- 
waffnung, Ausrüstung  und  Postenmaterial,  einverstanden  ist. 

B  18fM)  IV  9H\. 

Mit  Beschl.  vom  14.  Dez.  1897   nahm  die  BVers.  von  diesem 

Ber.  des  BR  in  zustimmendem  Sinne  Vormerk  und  bewilligte  auch 

im  Jahre  1898  den  erforderlichen  Kredit  für  die  Durchführung  der 

Vermehrung  der  Ruhetage  für  die  Grenzwachtmannschaft. 

Übers.  Verh.  der  BVers.  Dez.  1897,  Nr.  28.  B  1897  IB  914 ;   1898  I  2:^, 
350,  IV  855,  V  :35:3;  1902  V  289. 

ÄÄ6.  Anlässlich  der  Wahlen  in  den  NR  im  Herbst  1899  wurde 
auf  die  Initiative  des  Generalvorstandes  des  Verbandes  eidg.  Be- 
amten und  Angestellten  Wahlagitation  durch  Verteilung  von  Flug- 
blättern zu  gunsten  einzebier  Kandidaten  während  der  Dienststunden 
und  in  den  Arbeitsräumen  der  Verwaltung  getrieben.  Dem  Personal 
wurde  durch  die  Departementsvorsteher  kundgegeben,  dass  eine  der- 
artige pei-sönliche  Wahlpropaganda  während  der  Dienststunden  und 
in  den  Dienstlokalen  zur  Dienstzeit  zu  gunsten  irgend  einer  Partei 
unstatthaft  sei.  Man  wolle  die  Beamten  und  Angestellten  in  der 
Ausübung  ihrer  politischen  Rechte  und  an  reger  Beteiligung  bei 
Wahlen  und  Abstimmungen  keineswegs  hindern;  wenn  aber  ihr 
Verband  als  solcher  für  gut  finde,  in  eine  Wahlagitation  einzugreifen. 


so  möge  er,  wie  andere '  ; 
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aatsangeliöriger  oder  bei  Verleihung  von  Orden  an  solche 

ichtlichen  Bericht  zu  erstatten,  ob  diese  Auszeichnungen 

ßn  oder  nicht ;  denn  es  würde  dies  den  BR  zu  der  sonder" 

flichtung  führen,  als  Titel  für  solche  Ordensverleihungen 

le  geltend  zu  machen,    dass    ein  Schweizerbürger  weder 

»anitcr,  noch  als  Soldat  des  Auszuges,  der  Landwehr  oder 

urnies  seinem  Vaterlande  Dienste  leiste. 

I  403:  vom  BR  seither  öfters  wiederholt,  B  1891  I  791,  1892  II  810, 

u,  1895  I  870,  ism  II  i<r>. 

G.  Ador,  Mitglied  des  Nationalrates  \md  gew.  Generalkoni- 
Schweiz  an  der  Pariser  Weltausstellung  des  Jahres  1900, 
Mai  1901  von  der  französischen  Reg.  das  Grosskreuz  der 
3n  Ehrenlegion.  Er  nahm  diesen  Orden  an,  von  der  An- 
iiend,  dass  die  Vorschrift  des  Art.  12  der  BV  auf  ihn  nicht 
ilung  konnne,  nachdem  seine  Funktion  als  Ausstellungs- 
ihr  Ende  erreicht  hatte,  und  da  er  als  Mitglied  des 
es  zwar  wohl  Mitglied  einer  BBehörde,  aber  nicht  Mit- 
ständigen BBehörde  sei.  Er  war  der  Meinung,  ein  Mit- 
N^R  könne  ausserhalb  der  Sessicmen  nicht  als  Mitglied 
lörde  im  Sinne  des  Art.  12  der  BV  betrachtet  w^erden; 
ationalrat  existiere  als  solcher  nur,  wenn  er  in  coi^pore 
sei.  Vom  BR  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  diese 
richtig  sei,  nahm  Ador  im  Febr.  1902  seine  Entlassung 
1  des  Nationalrates.  Bei  der  im  Okt.  1902  erfolgten  Inte- 
ung  des  Rates  wurde  er  jedoch  wieder  zum  Mitglied  des- 

ählt. 

Hiltv  a.  O.,  S.  3:^")— 341.  den  Wortlaut  der  Aktenstücke  zum 
r:  B  1902  I  482, 

Der    Sultan    hatte    zur    Erinnerung    an    den    türkisch- 

1  Krieg  des  Jahres  1897  eine  silberne  Erinnerungsmedaille 

sen    und    Exemplai'c    derselben    nebst    entsprechenden 

1.  a.  auch    an    die    Schweiz.  Offiziere,  die  vom  BR  nach 

wchauplatz  beordert  worden  waren,  gesandt.  Die  Frage, 

der   BV  der  Annahme    dieser   Medaille    entgegenstehe, 

1er  BR  mit  Beschl.  vom  2.  Nov.  1897,  u.  a.  gestützt  auf 

iten    des    eidg.  Justizdep.   vom  21.   Okt.   1897,    in    dem 

»chon  einer  dieser  Offiziere  nicht  Militärbeamter  ist,  so  ist 
liehe  Stellung  keine  andere  als  die  der  andern  Offiziere; 
licht  beamtete  Offizier  ist  als  eidg.  Repräsentant  zu  be- 
^idg.   Repräsentant   im   Sinne   des   Art.  12  Abs.  1   der  BV 


•l 


ist     niiiiilic-lj 
irgend    eine    J 
l>eschrAiiktei-e 
1848    \Mir     e-^ 
Kepräsentaiif : 
Abs.   1     den    A 
im   We^e,   dies 
intei*pretiereii.  'j 
den    turkiscii-;tn 
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die  weder  Mitgh 
BR  an  intematiu 
werden. 

2.  Ein  {.jvsv 
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selben  weder  Recl 

noch  Titel  bilden  ( 

moderne  Orden  ist 

jeden  rechtlichen  \\ 

imd  die  begehrt  wirr 

Bei  der  Frage,  oh 

wird   man  nicht  un 

Sinne   des  die  Xusz, 

AvoUte.    Die  vorhcirc 

Sultans  Ahdiil  Wm^i^i 

innerungszeiehen  an  i 
Ehrenzeiclien  ^Wltm  i 
Zeichens  den  damit 
wenn  statt  des  dohuw 
luent  mit  Siegel  unirnl 
w(«Ylen  wäiY^  so  i%; 
gewoi-fen  werden,  und  \ 
zu  erinnern  geives^n-  r 
Orden  noch  nicht  aus '  D; 
fremdländische  ^^^, 
so  sdieint  es  angezeigt.  ■ 
<^^s  Tragen  der  Ifedaij], 

B"»*>wLacliena|,die 
«es  Schweiz  Unj 
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r  lieuhren  irns.  Ihnen  zur  Kenntnis  zu  bringen,  dass  der  BF 
ner  Sitzung  vom  30.  Dez.  abliin  fflr  eine  neue  dreijährige  Amts 
i  Direktor  des  Schweiz.  Landesniaseutns  bestätigt  hat.  Die  Neu 
chah  jednch  unter  folgenden  Modalitäten :     Zunächst  erwarte 

dass  Sie  als  englischer  Generalkonsul  durch  die  Beiordnung 
:ekonsuls  entlastet  werden;  das«  Sie  ferner,  wie  Sie  deiu  Dep 
'n  in  Aussicht  gestellt  haben,  auf  Ihre  persßniiehen  Einnahme! 
)  aus  dein  Generalkonsulatsposten  Verzicht  leisten ;  endlich  he 

der  BR  vor.  die  Erlaubnis,  die  Stelle  eines  englischen  General 

mit  derjenigen  des  Direktors  des  Schweiz.  Landesniusemns  zi 
I.  jederzeit  zurückzuziehen,  wenn  sich  hierauf  ziu'Ockzuführend« 
de  zeigen  sollten,  Wii  hoffen,  dass  durch  diesen  Beschlus.s  di« 
rer  Neuwahl  eine  Lösung  gefunden  habe,  die  sowohl  Ihrer 
ten  um  das  Schweiz.  Landcsmuseum  und  Ihren  Wilnscher 
t,   als  auch  die  Interessen  dieser  Anstalt   befriedigt,   und   wii 

uns,  indem  wir  Ihnen  von  dem  BeH<'lilusse  Kenntnis  geben 
:barer  Anerkennimg  der  gros.sen    und   bedeutungsvollen  Tätig 

Hie  während  der  verfli)ssenen  Anitsperiode  für  die  Anstalt 
It  ha))en  .  .  .  '| 

1.  Indem  der  Direkten'  der  eidg.  Waffenfabrik,  Obcr:st 
im  Jahre  188ö  den  ihm  vom  Kaiser  von  Ktisslam).  in 
mg  auf  die  /useudung  seiner  Schrift  «Allgemeine  Waffen- 
\r  Infanterie  1888»,  geschenkten  Hrillantring  behielt,  machtt 
'ines  Verstosses   gegen   iWe  Vorschrift  des  Ai't.  12  der  B\ 

die  MotiuH  Vi)gelsiingi'r  und 
RVera.  April  I«I4.  Xr.  ->2. 

8.  Den  8.  Juni  1897  hat  der  BR  tleiu  Soki-etär  des  po- 
Departeniontes,  sowie  verschiedenen  boini  Knipfang  do 
v<m  Siani  Ende  Mai  dienstlich  beschäftigt  gewesenen 
11  gestattet,  die  ihnen  vom  Kitntg  Clmtalongkorn  zugedachten 
ke  anzunehmen,  insofern  deren  Hhigahe  und  Annahme  al? 
he  Erinnerungszeichen  in  keiner  Weise  <lpm  (Jeiste  cte> 
dei'  ßV  zuwiderläuft. 


II  ilcr  Tugesjiressp  wiirilc  ii.  a.  lielmit.  iliiss  iluivli  ilicscs  Schrcilier 
iler  Sache  nicht  liorilltH  worden  sei.  näuihcli  die  Frage,  oli  niil 
auf  Art.  12  <li;r  IIV  Amt  und  Tilcl  eines  l Generalkonsuls  einoi-  aus 
Mnclit  mit  einer  eidg.  Aintsstellc  vei-eiubar  sei.  Betr.  die  Schweiz 
lejunteu  hal  «his  Heul,  fflr  die  schwci/.  KousulaHieaniten  von  IST." 
cmt-  iiiisib-ilcklichi.   Vorschrift:  vg\.  ohpii  Nr.  20». 
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kam 
if  El 
:eii  c\ 

BBf 

indes 
Hlloii 

es  Alf 


(lieBBehöiden  haben  vielmehr  in  jedem  einzehien  Fi 
tu  Ennessen  über  Gewähnmg  oder  Versagung  des  ] 
1  entscheiden. 

eht  der  MiUeihmg  eines  Aktenstückes  an  und  für  s 
ijegen.  so  ist  es  doch  stets  im  Interesse  der  Vollstänc 
Lrchivs  geljfiten,  da.s  .Schriftstück  seihst  nicht  heraus 
iderii  den  Ue.s«chstolIor  darauf  zu  verweisen,  entwei 
stnck    persönlich    einzusehen    oder    eine  Kopie  dessell 

zu  lassen.     Es  empKehlt   sich,  (Jriginalakten  nur  an  1 

rauszugeben:  vgl.  Ulhner  II,  Nr.  IWS.  ™^'''* 

FCinsichtnalnue   von  Akten  oder  die  Anfertigung  von  I 

in  der  Pi'axis  ni<-lit  ohne  ti'iftigen  Gnuid  verweigert, 
Giesuchsteller   ein  Interesse    an    der  Kenntnisnahme   h 

hat    keine  Veranlassnng,  Privatpersonen  oder  Behöri  ' 

iduiachung   ihrer    wirklichen  oder  vermeintlichen   Red 
/,u    sein:  vgl.  auch  Regl.    des  BR   für  das  eidg.  Are! 
Sept.    18(>l,  A.  S.   VIII    U:^:  Ulhner  Tl.  Nr.  »68,  Er 

Nr.   138.  ferner  B  18!H»  I  mi: 


ihjf 
Der  f 
V(M;£rf 


schlag! 
fipii  K 
)g  auf 
*t  tiie> 


m   l'.l.  Sept.  IWKS  hatte  der  fiericlitspriisident   von  I.uzt:  .      , 

;t    auf   die   Luzerner  ('iv.-l*ri)zess-Ordn.   die    rechtliche 


i-ht  Jt 
Kirlg. 


rjitw  y 
Hin  villi 


g   einer  Kditionsautfoiilerung  an  die  scliweiz.   BKanzlei 
:  die  AutTordenuig  betraf  Akten   in  einer  Ausliefernngsan 
eit  ans  dem  Jahre  IJS72,  die  für  einen  ( 'ivilprozess  von  '. 
g   sein   sollten.     Den   •2C>.  Sept.  üess  der  BR  dem  Gericl 

nten   vitn   Luzern   fi)lgcndes  eröffnen: 

■  BBehOrden  können  durch  die  Vorschriften  kant.  Civjlprozt 

i  über  die  Kdition  von  Akten   nii^ht  gebunden  sein,   da  s 

■ran.-igahe  amtlicher  Aktenstücke  des  Bundes  nur  nach  stai  jp     ■ 

[■lien    (inindsätzen    eidg.    Rechtiw    bestimmen    kann.     E  ,  :„1 

die  Pflicht,  solche  Aktenstücke  imlässlich  von  Privat prozess  ^_i 

eren,  bat  daher  der  BK  nie  anerkannt.    Uugedruckte  Aki  ■ 

lg.  Archivs  werden  nach   der  vom  BR   befolgten  Praxis  ,  , 

zwecken  nicht  ausgehändigt;  dagegen  wird  den  Interessent  j     j 

1  Lage  des  Falles,   die  Einsicht  in   die  Akten  auf  dem  ei  ji.,      '| 

selbst  gestattet.  Da  im  vorliegenden  Falle  keine  Gründe  gej 

Verfahren  siirecriien,  so  wird  dem  (iesuchsteller  gestattet,  i  'iMimip 

Itteii.  deren  Edition  er  veilangt,  im  eidg.  Archiv  Einsicht  ■  iw  mti 

n.  '"^nrUm 

aben    die    zu    edierenden    Akten  nicht   auf  die   politis<  '!Mi]ffi 

nistrative  Tätigkeit    des  Bundes  Bezug,    sondern  auf  < 
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^Uiin^.  weklio  die  Verf.  dem  Hunde  gegenüber  den  Kantun 
velst.  Das  staatliclie  Interesse  der  £idg.  und  die  UnabhSng- 
t  ihrer  Stellung  gegenüber  den  Kantonen  verlangen,  dass  d 
!  allein  daiTltier  entwi-heide,  über  welche  Amtshandlungen  er  v 
1  kant.  Gerichten  aussagen  wolle.  Soll  dieser  Zweck  erreic 
rden,  so  niiiss  das  (ileiche  gelten  för  ehemalige  Mitglieder  «1 
:  in  liezug  anf  ihre  in  dieser  Stellung  vorgenonnnenen  Amt 
idhingen,  wie  für  noch  im  Amte  stehende.  Dieser  Gnind.sn 
nmt  im  BG  fll)er  die  (»olitischen  und  polizeilichen  Garantien  3 
isteu  der  Kidg.  vom  28.  Dez.  1851  zum  Ausdruck.    Art.  1  dies« 

zeigt,  dass  eine  Straferfolgimg  wegen  Zeugnisverweigerung  n\ 
:  Ztistimnumg  des  BK.  bezw,  der  BVers.,  also  nur  unter  Bi 
gungen  zulässig  wäre,  die  ausserhalb  der  Macht  der  kant.  Stiiat; 
valt  stellen.  Also  aui^h  daraus  erhellt,  dass  es  nicht  im  Sinn 
;  Ges.  liegt,  dass  in  solchen  Fällen  ein  Zeugniszwang  aiisgeQl 
rde. 

Zu  einei-  Entscheidung  über  diese  Beschwerde  dun^h  den  Bern» 
pellatioiis-  und  Kassutionshof  kam  es  nicht,  da  der  BR  im  Hii 
;k  auf  die  Fragen,  die  von  dem  angerufenen  Zeugen  vor  Gericl 

beantworten  waren,  mit  Besteh!,  vom  13.  Dez.  I8Ö7  sein  gi 
'senes  Mitglied,  Emil  Frey,  ermächtigte,  ohne  Präjiidiz  für  (ii 
[■htsfrage,  ans  freien  .Stücken  Zeugnis  abzulegen. 

Vgl,  Eilig.  Justiztleii.  1S97  Nr.  112,  222H;  1898  Nr,  Vit 

Die  Verantwortlichkeit  der  Eidgenossenschaft  und  ihrer 
Organe.') 

S  Art.  110  gleioh  BV  1H74  Art.  117,  A.  S.  I.  33.  11.  F,  f  3i.  —  BI 
KT   die    Vri-.uitwortiichkeit    der   oidg,    Behrti'deii    und    Beamten    toi 

Dej;.  18«),  A.  .S,  II  14,'>.') 
54.   Nationalrat  Hftberlin    und  >i2  Mituntei-zeichner  reichtei 

den  12.  De/..  18Ht  mit  Huck.siclit  auf  den  Konflikt  zwischoi 
\  Tessiner  Kt'g.  betr.  die  NRWahlen  vom  Herbst  1884')  ein 

ein.  welche  die  Prüfung  und  Berichterstattung  des  BR  übe 
Ige  bezweckte,    ob   nicht,   zur  Verhütung   und  Ahndung  vm 

Vgl.  L.  A.  (ii'scr.  Uip  ei vibecltt liehe  Vnrantwortlielikeit  der  Beamtei 
it,  Gallen  IW.W. 

Vgl,  [;ilnier  I.  Nr.  87»  (liiem  A.  S.  VI  539.  B  1800  II  531,  Fall  h 
1  in  Neuenbürg,  ile,ssen  Buclidrnckerei  beim  Royal  ist  enauf stand  vo: 
■stört    wurde,    imd  der  hicfQr,    weil  selbst  als  Boyaliat  am  Aufstam 

iveder  auf  dfiii  Rechtsweg  noch  auf  ilem  Gnadenweg  eine  Gntsehf 
i-ihieltl;   II.  Nr.  95B  (Kall  Konsul  Basier);   B  1872  II  78.  1873  II  21 
neralkmisid  lilinz!.  —  BCer-Eiitstrh.  18!«,  XVllI  Nr.  73. 
Vgl.  Nr.  174. 
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in  der  Sache    selbst    zuständig   sein    müsse.     Das 

dafür,  dass,  in  Ermangelung  einer  Ges.-Bestinnnung^ 

e    derartige  Kompetenz    zuteilt,   die  kant.  Geiiehte 

da  deren  (lierichtsbarkeit  für  Streitigkeiten  zwischen 

gel  bildet.     Es  trat  daher  auf  die  Klage  nicht  ein. 
1898  II  238.    R  e  V  u  e  der  Gericlitspraxis  18J)7,  XV  Nr.  av 

31.  März  187(>  erliess  der  BR  an  die  eidg.  Stände 
es  Inhaltes; 

aderungsagentur  Christ-Sinimener  in  Genf  hat  in  Zei- 
Schweiz  eine  Anzeige  veröffentlicht,  nach  welcher  sie 
.uswandeiimgslustigen  die  Überfahrt  nach  der  brasilia- 
Farana  zu  besonders  günstigen  Bedingungen  zu  ver- 
])en  uns  veranla.sst  gefunden,  über  besagte  Agentur 
erlässigkeit  ihrer  Anerbietungen  nähere  Erkundigungen 
Ergebnis  derselben  ist  derart,  dass  in  diese  Anerbie- 
rauen  gesetzt  werden  kann,  vielmehr  zu  befürchten 
ch  diejenigen,  welche  mit  besagter  Agentur  Verträge 
^arana  absclili essen  würden,  schweren  Enttäuschungen 

Lui  es  deumach  in  uns(?rer  Pflicht,  die  KReg.  auf  den 
lerksam  zu  machen,  damit  sie  vor  Vertragsabschlüssen 
Eingangs  erwähnten  Anzeige  in  geeignet  erachteter 
1  im  Falle  seien.  B  187(5  I  ifcK). 

'isschr.  vom  28.  Dez.  187(5  gab  der  HR  den  KReg. 
nem  der  genannten  Auswanderungsagentur  Chri.st- 
iast  fallenden  Vorfall  bezüglich  der  Spedition  eines 
ach  Rio  de  Janeiro,  Der  BR  fügte  bei: 
i  Art.  ;U  der  BV  vorgesehene  Aus  Wanderungsgesetz 
sen  ist  und  eidg.  Strafbestiunnungen  gegen  das  uner- 
)n  Auswanderungsagentureu,  wie  sie  in  jenem  Gesetze 
llt  werden,  noch  nicht  be.stehen.  so  steht  uns  zur 
teressen  der  Auswanderer  vorläufig  kein  Mittel  zu  Ge- 
•artige  verwerflicli(»  Handlungen,  welclie  aus  sicherer 
r  Kenntnis  gelangen,  an  die  ( )ifenthchkeit  zu  bringen. 
:el  machen  wir  denn  auch  hiemit  (lebrauch,  indem 
1,  dafür  zu  sorgen,  dass  dieses  Krei.sschr.  imd  die 
runde  liegenden   AktcMistücke   genügende  Verbreitung 

B  1887  I  K^. 

Erlass  dieses  zweiten  Kreisschr.  hatte  Christ-Simmener 
atzforderung  wegen  des  Kreisschr.  des  BR  vom 
^egen  die  Eidg.  Ix^m  BGer.  im  Betrag  von  Fr.  1().(MM> 
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anhängig  gemacht  und 
ganisations-Ges.  der  BKc 
gegenüber  erhob  der  Bh 
gestützt  auf  Alt.  51).  Ziff 
187(>  erklärte  sich  zwai 
gestützt  auf  das  BG  voi 
der  eidg.  Behörden  und 
nicht  ein,  weil  Klager  n 
(Art..  32,  33)  vorgegangc 
Christ-Siuiuiener  gc 
BVers.  und  verlangte,  < 
31.  Man.  187«,  sov;\e  u\i 
J87(>  Beac\\\.  lassen  luo 

1.  dass  der  Peter 
ob  seiner  Civilkhige  i 
zu  geben  und  dies<' 
weisen  sei: 

2.  dass  der  BR  \ 
aus  formell  und  sachi 

in  Anwendung  v 

Verantwortlichkeit  dei 

bescldos«  den  20.,  27.  M 

Der  Klage  des 
resp.  die  Mitglieder 
gegeben. 

Den  2(1  April  1H77 
Schadenersatzforderuii*^ 
des  zweiten  Kreisschr.  j^ 
Urteil   vom  22.  Dez.  IHI 
Rechtsbegehrens  (Erholi 

die    Schadenei-satzforder 
BGer-Entsch.  1877,  III 

Ber.  der  Petitioiiskon 
57»,  11 SK»;  \H7H  l  :^U 

Ä37.    Auf  Gnmd 

vom  31.  Man  WM  b^t 
Schweiz  gibt  der  Bund 
der  Schweiz  heraus  um 
Mittel-    und  Fortluld^j 


I.    Abschii.  I.     Kap.  3.    §  XI.    Nr.  ÄS7.  2»». 


VerantworÜichkei 


r  Landeskunde  erteilen^),  A.  S.  n.  F.  XIV  227  (vgl. 

V  1).     Wegen  der  durch  diesen  Beschl.  bewirkten 

s  Eigentums    machten  J.  Meier   und   H.  Keller  in 

e   Eidg.   beim  BGer.  Entschädigungsansprüche   im 

ammen  Fr.  52,5(H)  anhängig.     Das  BGer.  wies  je- 

1  mit  Urteil  vom  8.  Mai  1896  als  unbegründet  al). 

sie  sich  an  die  BVers.  mit  dem  Gesuch,  es  möchte 

igsanspruch  vom  Gesichtspunkt   der  BiUigkeit  und 

ift  und  soweit  wie  möglich  berücksichtigt   werden. 

latte    den  Erfolg,    dass    die    BVers.    anlässlich   der 

lie   Nachtragskredite    für    das   Jahr  1900   J.  Meier 

ne  freiwilhge  Entschädigung  von  je  Fr.  10,000  zu- 

Beschluss  vom  28.  Juni   19(X)  hiefür  dem  BR  den 

ewilligte. 

i  19(H)  III  141),  554;  vgl.  HGer.-Eiitsch.  181)6,  XXII  Nr.  100. 

)as  BG   vom   22.  Juni  1882    betr.   die  Fabrikation 
von  Zündliölzchen  hob  das  BG  vom  23.  Dez.  1879 
ition  \md  den  Verkauf  von  Phosphor-Zündhölzchen 
•eichkerzchen  auf,  welches  die  Fabrikation,  die  Ein- 
rkauf  von  Zündhölzchen  und  Streichkerzchen,   bei 
osphor   zur  Verwendung    kommt,    verboten    hatte, 
S  VI  4^)9.     Den  19.  April  1883  gelangten  E.  Bohy 
ndhölzchenfabrikanten    in   Nyon,     mit   einem  Ent- 
h  an  die  BVers.  für  den  durch  Aufliebung  des  BG 
entstandenen  Schaden.     Auf  Antrag  des  BR,  der 
sgründen,  noch  aus  Billigkeitsrücksicht^n   das  Ge- 
konnte,  wies   die  BVers.   mit  Beschl.  vom   5.  Juli 
ab. 


r  Komm,  des  NR  vom  18.  Nov.  1893  (Stössel)  findet  sich 
::  Allerdings  mag  die  Privatindustrie  der  Schweiz  auf  kar- 
;  ein  solches  Vorgehen  des  Bundes  als  eine  Schädigung 
■»ehen.  Allein  der  Bund  kann  von  diesem  Weg  nicht  ab- 
ichtige  öffentliche  Interessen  darunter  nicht  leiden  sollen. 
Wandkarte  wird  jedenfalls  drei  Jahre  erfordern,  welche 
mindestens  betreffs  Liquidation  vorhandener  Vorräte  aus- 
a  allerdings  nicht  zu  bestreiten  ist,  dass  der  Bund  durch 
hgabe  der  Wandkarte  an  sämtliche  Schulen  nicht  rechtlich 
•h  ein  Monopol  schafft  und  die  Konkurrenz  beseitigt,  so  ist 
I,  dass  der  Privatindustrie  auf  dem  Gebiete  der  Erstellung 
n  Reisekarten,  Katasterj^länen  u.  s.  w..  sowie  der  Hand« 
ein  grosses  Feld  der  Betätigung  bleibt,  B  18^*3  V  7. 


Der  m  führt  in 

Die  Frage,  oh  der 
<ligungspflichtig  sei,  ist  jli 
prticht  des  Sta<ites  kam 
treten,  wenn  er  deren  wr 
Rechte  sind  hegriffsgeniä 
ständigem  Gebrauche  vei 
schalt  einer  gesetzliehen 
betr.  Bedingungen  unter 
bildet  aber  nicht  das  j)it 
der  Charakter  der  Seifest; 
Staat  die  gesetzJicJien  E 
später  abändert,  so  kann 
wachsen,  es  steht  jedoch 
nen  gegenüber,  welches 
f\igt  wäre.    Ein  Privatrer 

II.  Nachdem  durd 
trieb  von  Zündhölzclieii 
Fabrikation,  Einfuhr.  Ai 

gelbem  Phosphor  neuerd 
24  Schweiz.  Zündholzfabr 
niöclite  ihnen  etwelche 
Wiedereinführung  dos  I 
erleiden,  zugesprochen 
Fr.  3(K),(X)()_4o(MKH)  i, 
wies  die  BVers.  mit  Bi> 
seinem  Ber.  vom  18.  X, 

/•    »«'^s  BGes.  betr. 
holzchen  vom  2.  Xov  [^ 

fabriianten  wegen  des  Ph 
vom  23.  Nov.  I8117  zun 
hat  sjch  der  BR  j,  ^  J. 

^^•^i'g  von  ..inerF./ 
^vi«^  heim  Fri!     ,**''■ 

tlung  diese,  v*  T  ''^''' 
vom  1   ,    ■  ^^''"dp'mkte 

^'^"^^  «'»n,„,i  von  :;:/j 


IT.    AI>scIin.  I.    Kap.  S,    §  XI.    Nr.  «W.  M»« 


Verantworflichkei' 


jngsgesuch  als  unbegründet   abzuweisen,    gutgeheissen 

nun,  wie  bekannt,  ausschliesslich  (xründe  humanitärer 
die  BBehörden  veranlasst  haben,  den  Ausschluss  dej> 
rs  aus  der  Zündliölzchenfabrikation  durchzuführen;  ^ie 
sserstellung  dei*  in  dieser  Industrie  arbeitenden  Per- 
Endzweck des  neuen  B(i  vom  2.  Nov.  1898.  Gesetzt 
)en  die  Petenten  durch  dieses  BGes.  eine  Schädigung 
erlitten,  so  liesse  sich  daraus  eine  Entschädigungspllicht 
ht  ableiten.  Auch  mich  der  Praxis  des  BGer.  wird 
licht  nur  hinsichtlich  solchen  Schadens  ausgesprochen, 
Inteignung  von  Privatre<*hten  entsteht.*)  Einen  Eingriif 
hare  der  Petenten  enthalt  aber  das  BG  vom  2.  Nov. 
)hl  ist  die  freie  Ausübung  von  Handel  und  Gew^erbe 
,as  individuelle  Recht  ist  kein  unbegi-enztes,  es  findet 
Bt^schränkung  in  dem  gleichen  Rechte  des  andern, 
?,hutze,  welchen  den  Arbeiteten  angedeilien  zu  lassen 
ites  ist. 

n  Privatrecht  dei'   Petenten  nicht   vei'letzt   worden  ist, 
•h  rt^<•htlich  nicht  veri)flichtet,  dieselben  zu  entschädigen. 

en  sodann  dem  Gesiu-h,  entgegen  der  Än.sicht  der  Pe- 
ine starken  Gründe  der  Billigkeit  zur  Seite... 
h  Tatsache,  dj\ss  der  Verbrauch  von  Ziuidhölzchen  nach 
tezept  seit  Jahren  inuuer  melu'  zugen(mmven,  derjenige 
L^n  mit  gelbem  Phosplw)r  dagegen  abgenonmien  hat,  ein 
riturgeniäss  auf  die  Preise  der  letztern  nachteilig  wirken 
auch  diese  Preise  seit  Einführung  des  Phosphorverbotes 
i  sein,  so  würden  doch  die  früheren  gedrückten  Preis- 
)rt  wieder  eintreten,  sobald  das  Phosphorverbot  neuer- 
Hi  wüi'de.  Eiike  Ausnahmesituation  dürfen  aber  die 
ziu-  I^iSL^  der  Berechnung  ihres  Scliadens  machen, 
loch  auch  die  Einfülirmig  des  Verl»o4:.s  von  gelbem 
er  Zündh(">lzchenfabrikiiti«)n  nicht  stattgefimden  hätte, 
herige  Zustand  in  derselbfm  .so  wie  so  unhaltl>ai'  ge- 
hätte bei  fortchtuernder  Verwendung  des  gelben  Phos- 
t  gehabt,  der  (iefähi'dimg  der  Arbeiter  diu^ch  schlechte 
Lille,  Unreinlidikeit  imd  Um)rdnungy  schlechte  Betriebs- 
ntgegenzutreten.  Schon  läufst  hat  das  eidg.  Fabrik- 
iige wiesen,    dass.    die    Mehrzahl    der   Zündholzfabriken 

^r.-Eutsch..  189*5.  XXII  S.  H2J>.. 


gar  nicht  mehr  le))eiisfä 
ijetze  so  anwenden  ^^•ol 
für  ihre  Arbeiter  sind. 
S()  wenig  als  der 
Entschädigung  veri)flich 
d<js  Arbeiterscliutzes  u« 
ans  Billigkeitsrücksicht 
mals  sind  auch  von  an 
den,  auch  in  Fällen  ni 
besserung  ihrer  Einricl 
Fr.  30-5<UH)0.   Als  ( 
Jacquardwebereien  die 
wurde*),  mwssteu  s\c\\ 
ohne  irgend  ^velche  t 
zuführen.   Er  hat  au 
diese  jüljährlich  durcl 
den  Betreffenden  nau 

B  V.i 

23».  l.  ImJs 
go])lid\  unwahren  \n 
Gerichten  strafi'eclv 
mit  Berufung  auf 
185()   an  den  BR, 
er  kraft  seiner  an\l 
des  Kts.  Bern  die 
die  ?!>trafkonn)eten 
vor    den  hennsch 
Angelegenheit  seil 
nach  Massgabe  d 
nicht  eingereicht. 
audi  keine  Verai: 

Tl.  \i)v  ei 
gegen  einen  eid^ 
seihen  abgegebei 
anhängig  gemac 
antwortlichkoits^ 


M  Vgl.  B  i> 
ges.,  liKM)  S.  W-i 

'^}  Vgl.  Res. 
K  online  Uta  r  S. 


5il  II.    Abschn.  I.    Kap.  3. 


XI.  Xn.    Nr.  SS9.  MO. 


[•hob,   stellte  der  Kläger   beim   BR    das    Gesuch,   dieser 
i  Sinne    der  Art.  41  und   -43  des  Verantwortlichkeitsges. 
imung  zur  Verfolgung  der  Ehrverletzung  nach  Massgabe 
Rechtes  und  vor  dem  kant.  Richter  erteilen. 
BR  trat  auf  das  Gesuch  nicht  ein; 

Art.  75  des  BStrafi'echtes  sind  gemeine  Verbrechen,  die 
en  oder  Angestellten  des  Bundes  in  ihrer  amtlichen  Stellung 
rden  sind,  nach  den  Ges.  und  von  den  Behörden  des 
1  welchem  das  Verbrechen  begangen  wurde,  zu  beurteilen, 
darf  zu  deren  Verfolgung  einer  besonderen  Bewilligung 
icht.  Im  vorliegenden  Fall  handelt  es  sich  aber  nicht 
meines  Verbrechen,  sondern  um  einen  amtlichen  Bericht, 
eamt^  auftragsgemäss  an  seine  Oberbehörde  erstattet  hat, 
3ssen  Inhalt  er  nur  nach  Massgal)e  des  eidg.  Verantwort- 
s.  von  1850  verantwortlich  gemacht  werden  kann.  Da 
Akten  dem  Beamten  mit  bezug  auf  den  fraglichen  Be- 
pflichtwidrige Handlung  nicht  zur  Last  gelegt  werden 
besteht  keine  Veranlassung,  denselben  dem  Strafrichter 
isen  oder  die  Zustimmung  zur  Verfolgimg  auf  dem  Civil- 
rteilen. 

3n  die  kant.  Gerichtsbehörden  den  Beamten  auf  erhol)ene 
wegen  des  Berichtes  strafrechthch  verfolgen,  so  würde 
mf  Mitteilung  des  Verfolgten,  mit  der  KReg.  die  Frage 
>b  wiegen  der  eingeklagten  Handlung  die  Strafkompetenz 
IS  und  das  Verfahren  nach  Massgabe  des  Verantwortlich- 
der  die  Strafkompetenz  des  Kantons  und  die  Anwendung 
;tze  begründet  seien. 

kant.  Gericht  hat  hierauf  die  Klage  wegen  Unzuständig- 
ler  Hand  gewiesen.  B  181)^>  1  4U. 

SlH.  Die  Polizeigewalt  in  den  Bundesliäasern. 

Der  Journalist  Dr.  G.  Bovet  hatte  am  18.  März  19&2  in 
mer  Tageszeitung  «Revue»  eine  Korrespondenz  erscheinen 

sich  mit  dem  damals  schwebenden  italienisch-schweize- 
ischenfalP)  beschäftigte.  Weil  Bovet  die  bezüglichen  Mittei- 
'  infolge  begangener  Indiskretion  hatte  erhalten  können, 

durch  Beschl.  des  BR  vom  19.  März  der  Zutritt  zu  den 

.  oben  Nr.  120. 


Buiide.sJi 
besch^ver 
der  BV   l 
Hier 
durch  die.- 
wollte,     w< 
Art.   11   Ah 
und  polizeii 
dass    es    soj 
tritt  zur  Jon 
erläuterte  ih\ 
durcii  die.sei/)^ 
Beratungeil  (h 
und  dass  os  s* 
der  Sitzungen 
beiden  eidg.  Kt 
einem  Ber.  \(»i 

1.  DieJi^v 
verbieten,  pi-gü, 
Art.  11  Ak/ 

Die  zum 
f^tchen  unfor 
Es  ist  von 
jn  den  ßundeshä, 
auch  die  M\gms 

Aus  dieser 
reglementecAe  ( 
stunde,  die  ßestiiui 
und  dein  PuWiti,„, 
^lie  Besuchsordnuß^ 
.  ^  j"""'  Jem  l'har, 

^'^"*^^^e/,  ein,,  , 
^^"1  wollen.         ' 

*^  *«•«(  bfn., . 
die  R„  ;  ,  ^  "  Ä 
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Diel 


lachst  den  Beweis  zu  leisten,  dass  ein  solches  Recht 
or  er  es  unternehmen  durfte,  von  der  Verletzung  des 
»einer  Person  zu  reden. 

ngs  ist  bis  jetzt  in  liberalster  Weise  der  Zutritt  zu 
läusern  sowohl  dem  Publikum,  als  den  Vertretern  der 
lüber  gestattet  worden.  Aber  aus  freiwilliger  Gewäh- 
d\  ein  Recht  nicht  ableiten.  Im  Gegenteil  inuss  der  BR 
Iten,  djiss  ihm  im  Interesse  der  Ordnung  und  des  ge- 
anges  der  Verwaltungsarbeit  die  Befugnis  zustehen 
Jetreten  der  Bundeshäuser  zu  verbieten,  sobald  ihm 
Massnahme  geboten  erscheint. 

ser  Polizeigewalt  des  BR  über  die  Bundeshäuser  ent- 
h  die  verschiedenen  Ordnungen,  welche  fi'ir  die  Ver- 
fresse und  deren  Verkehr  im  Bundesrathause  gelten. 
;.  B.  hervorgehoben,  dass  als  Vertreter  der  Presse  gilt, 
solcher  bei  der  BKanzlei  unter  Angabe  der  von  ihm 
Hätter  einschreibt;  ausgeschlossen  sind  eidg.  Beamte 
Ute,  vgl.  Verfügung  des  BR  vom  1.  Mai  188(). 

Verfügung  des  BR  voin  18.  April  1888: 

den  bei  der  BKanzlei  eingeschriebenen  Zeitungskorrespon- 
teilen,  dass  jeder  Journahst,  der  in  Zukunft  andere,  als 
en  Bulletin  entnonmieiie  Mitteilungen  über  angebliche 
des  BR  oder  daherige  Beratungsergebnisse  oder  über 
ilverhandlungen  mache,  ohne  sich  im  ersteren  Falle  auf 
Präsidenten  oder  einem  Mitgliede  des  BR,  im  letztern 
le  vom  De|)artementschef  ausdrücklich  erteilte  Ermäch- 
n  zu  können,  sachgemässer  Ahndung  durch  den  BR  unter- 
ss  in  analoger  Weise  gegen  die  bei  der  BKanzlei  akkredi- 
lale  vorgegangen  werden  müsste,  welche  derartige  Mit- 
anderer Form  als  derjenigen  ehier  Korrespondenz  aus 
adt  bringen. 

i  ohne  die  im  angeführten  BGes.  enthaltene  ausdrückliche 
rgibt  sich  die  Berechtigung  des  BR  über  den  Zutritt 
leshäusern  zu  verfügen  aus  dem  Eigentumsrecht  des 
Bund  ist  Eigentümer  der  Bundeshäuser,  und  es  steht 
dem  Vertreter  der  Eidg.  das  Verwaltungs-  und  somit 
ungsrecht  über  das  Eigentum  des  Bundes  zu.  Er  wahi't 
ht  und  weist  diejenigen  Personen  zurück,  welche  ge- 
trecht  inissbrauchen. 


Die  Zulässigk( 
stritt  der  BR,  betör 
BV  eine  Beschwert! 

Die  BVers.  kan 
sprechen,  weil  derst 
zurückgezogen  wurd 


Koinpeteiizaussclieiduni! 


etenzausscheidung  auf  dem  Gebiete  der  Staats- 
rechtspflege des  Bundes. 

85,  Ziff.  11—13,  102  Ziff.  2,  KW,  HO  Abs.  2,  113,  114,  vgl.  BV 
74,  Ziff.  14—17,  90  Ziff.  2,  SU,  101,  105,  106,  A.  S.  I  25,  27.  3<X 
F.  I  -25,  29,  31— 34.M 

Organisation  der  BReclitspflege  vorn  5.  Juni  1849,  A.  S.  I  <55. 
Organisation  der  BReclitspflege  vom  27.  Juni  1874.  A.  S.  n.  F. 
fiotsch.  und  Ges.Entw.  des  BR  vom  23.  Mai  1874,  B  1874  I  1059; 
:omm.  des  StR  vom  8.  Juni  1874  (Blumer),  B  1874  I  1188. 
rganisation  der  BReclitspflege  vom  22.  März  185)3,  insb.  Art.  175ff., 
.  XIII  455^1,  nebst  (Ergänzungs-)Ges.  vom  28.  Juni  1895  betr. 
agung  der  Oberaufsicht  über  das  Scliuldbetreibungs-  und  Kon- 
[  an  das  BGer.,  A.  S.  n.  F.  XV  289.  —  Botsch.  und  Ges.Entw. 
roni  5.  April  1892,  B  1892  II  273*»):  Botsch.  des  BR  vom 
5,  B  1895  II  892. 

Innerhalb  der  Schranken  der  BV  hat  die  BVers.  die 
alt,  und  die  Frage,  ob  sie  selbst  durch  einen  Beschl. 
lg  verletzt  habe,  wird  immer  eine  politische  und  staats- 
age sein,  welche  verfassungsmässig  nicht  vor  das  BGer. 
11. 

.seh.  vom  18.  Sept.  18.50  zum  Ges.-Entw.  über  die  Verantwort- 
r  eidg.  Behörden  und  Beamten. 

?hluss  an  die  Festsetzung  der  Jurisdiktion  auf  dem  Gel)iet 
en  Rechts  enthält  Art.  118,  Abs.  3,  der  BV  von  1874  die 
ite  Rechtssprechung  des  BGer.  giltige  Vorsclirift: 
len  diesen  Fällen  sind  jedoch  die  von  der  BVers.  erlasse- 
tze und  allgemein  verbindlichen  Beschlüsse,  sowie  die  von 
imigten  Staatsverträge  für  das  BGer.  massgebend, 
orschrift,  in  der  BV  von  1848  nicht  enthalten,  wurde,  bei 
»beratungen  der  eidg.  Räte,    in  der  Sitzung  des  NR  vom 

unzinger,  Studie  über  Bundesrecht  und  Bundesgerichtsbarkeit, 
r  Schweiz.  Verf.-Revisionsfrage,  Bern  1871.    G.Vogt,  Die  Or- 

BRechtspflege  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  in 

Schweiz.  Recht  18^)0,  n.  F.  IX  S.  566. 

?ichel,  Das  BG  über  die  Organisation  der  BReclitspflege.  kom- 

189(>. 

fner,  Revision  des  BG  über  die  Organisation  der  BRechts- 
F  und  Motive,  im  Auftrage  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  ver- 

i8. 


5.  Febr.  1872  von  Bundesr;  i 

standung  von  der  BVei*s.  b*  ■ 

Begründung  der  Vorschrift 

Je  mehr  derBStiiatdi 

mehr  müsse  man  sich  zu 

bequemen,  zu  denen  name  i 

der  richterlichen  Gewalt  g: 

nicht  über  die  gesetzgeliei  ( 

geschlagen,  dass  der  Rieht ' 

die  von  ihr  gutgeheisseuei 

habe,  wie  dies  sich  übrige : 

freilich  untersuche  der  Kicli 

(Kler  eines  Bes(!\i\usses  mv 

seinem  Daf1iir\\a\ten  der  V 

erscheine  aller  bei  uns  ui 

das  Gesetz  v\ber  die  gemisi 

sichten  gewaifef.  indm  i\ 

behaupteten,  die.  andiTn  i 

zösischen  Verträgen  von 

glaubt  habe,  daran  hmvji] 

gebunden  zu  sein,  währt  i 

ner  habe  auch  die  erste  1 

rische  Vertrag  mit  Franl 

bindhch  sei.  Nach  dem  i 

Bemängelung  der  Konstii 

hätte  dieses  i>ei  seiner 

noch  die  Vertrage  anfei 

Verfassungsmässigkeit  ji 
Protokoll  Ober  die  Vi 
1872.  Bern  187".^.  8.  oi 
daselbst  8.  .51  (Art.  | 
(Art.  113j:  Anhangs. 
betr.  Revision  der  H 
Ä42.    I.    1,1  ^j^,^ 

BRechtspflege  vom  2:| 

Endlich  \>^v\v\v 

a)  von  Sehweizerl, 

jenigen  ReoUty.    ^, 

')  Vgb  aber  aueli 
uossenschaft,  IÄ77    ^^«. 

*,  Vgl.  bg'^ 
A.  S.  n  130,  Vü  i.,r 
')  Vgl.  A.  .s.~vii 

*»  Vgl.  b  i,s,s ;, 
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derselben  erlassenen  BG  oder  durch  die  Verf.  ihres 
i^ährleistet  sind, 

iten  wegen  Verletzung  von  Konkordaten  und  Verkomiii- 
r   den  Kantonen,    sowie    von  Staatsverträgen   mit  dem 

itzt,  dass  im  einen  oder  andern  Falle  diese  Beschwerden 
gungen  kantonaler  Behr)rden  gerichtet  sind  und  inner- 
Tagen, von  Eröffnung  der  letztern  an  gerechnet,  ein- 
den. 

men  sind  Beschwerden  und  Anstände,  welche  sich  auf 
timmungen  der  BV  beziehen  imd  nach  Art.  113  Satz  2 
iinh  den  BR  bezw.  durch  die  BVers.  (Art.  85  Ziff.  \2 
entscheiden  sind : 

ibs.  2  und  H,  betr.  das  Schulwesen  der  Kantone: 
>etr.  die  Handels-  imd  Gewerbefreiheit ; 
id   32,   betr.  die  noch   anerkannt<3n  Verbrauchssteuern 
]ingangsgel)ühren  von  Wein  und   andern  geistigen  Ge- 

ütr.  die  Rechte  der  Niedergelassenen; 
ijatz  3,  betr.  die  Bildimg  und  Trennung  der  Religions- 
chaften,  insoweit  Fragen   des  öffentHchen  Rechtes  zu 
sind ; 

etr.  Civilstand   und  Begräbnisplätze,    insoweit  die  Er- 
durch   die  Gesetzgebimg   den  vollziehenden  Behörden 
n  wird, 
ermassen  sind  dem  Entscheide  des  BR,  bezw.  der  BVers. 

Jen   über  die  Anwendung  der  in  den  Art.  24,  25,  33, 

und  00  der  BV  vorgesehenen  BG; 
Jen  gegen  die  (iiltigkeit  kantonaler  Wahlen  und  Ab- 
Bn ; 

herrührend  aus  denjenigen  Bestimmungen  der  Staats- 
nit  dem  Auslände,  welche  sich  auf  Handels-  und  Zoll- 
se,  Patentgebühren,  Niederhvssung,  Befreiuung  vom 
L'htersatze  und  Freizügigkeit  beziehen.       B  1874  I  1095. 

ndung   dieses  Vorschlages,   insbesondere    der   darin 
)mpetenzausscheidung  zwischen  BR  und  BGer.,  ent- 
(les  BR  vom  23.  Mai  1874  folgende  Darlegung: 

enthält  zunächst  eine  Umschreibung  des  Inhaltes  von 
13  der  BV.   Dass  unter  verfassungsmässigen  Rechten 

i  auch  Er«te  Aufljigo  III,  No.  999,  lOIS  ff. 


Kompetenzausscheidung  ani 

der  Bürger  nicht  blo^  die  inj 
gewährleisteten  Rechte  zu  ^  a 
und  nach  der  bisherigen  1  raM^ 
sich  fragen,  ob  auch  solche  h 
selbst,  sondern  nur  m  den  Ai 
sind,  zu  den  verfassungsniassig( 
diese  Frage,  mit  Rücksicht  auf. 

welche  einem  Gesetze  nifcn.  h 

enthält  eine  Garantie  gegen  un^ 

aber  er  überlässt  die  nähern  B< 

zweifelhaft  nuiss  nun.  wenn  zu 

Kanton  seiner  pohtis<-hen  Rech 

Rekurs   an  die  BBehörden  ge? 

allen  Umständen  an  den  BR  re 

Ziff.  2  der  BV  für  Beobachtung 

uns  jedoch,  die  Ausscheidung  d 

sollte  sich  nach  den  Materien 

zufälligen  Umstände,  ob  ein  An 

Schrift  enthält  oder  letztere  sie 

findet. 

II.   Für  die  Ausscheidung 
boten  sich  zwei  Wege  dar:  ent^v( 
das  BGer.  beurteilen  soll,  spcz 
dass  dann  alle  übrigen  dem  ]\\ 
blieben;    oder  man  konnte  dii 
stellen   und   sodanu  als  Ausuf 
c  Administrati  Ystreitigkeit  en    \ 
den  letztem  Weg  einsddugeu. 
weil  sich  die  beiden  Systeme 
5.  Febr.  1872,  aus  welcher  d< 
gegangen  ist,  gegenühergestam 
die  Mehrheit   erhielt,  in  dem 
nun  ausgeführt  haben;  vj,^].  J 
Schweiz.  NR  betr.  BV-Iievision 

Handelt  es  sich  nun  als(. 
die  Attribute  des  BR  \y^  \{^,^^^ 
dass  alle  andern  hier  nicht  i 
verfassungsmäs-siger  Rociite.  so 
durch  das  BGer.  zu  beurteilen 
Gesichtspunkt  dar,  dass  dem 
vorwiegend  politischer  und  h 
gegen  diejenigen  (iebiete,  an] 
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ier  Strafrecht  berührt,  oder  wo  sonst  rechtliche  Moment«  vor- 
3  den  Ausschlag  geben. 

rchgehen  wir  zunächst  ihrer  Reihenfolge  nach  die  Artikel  der 
velchen  Beschwerden  von  Bürgern  über  Rechtsverletzung  gegen 
3  Behörden  hergeleitet  werden  könnten,  so  bietet  sich  uns 
irt.  18  Abs.  8  dar. 

Ite  ein  Kanton  für  niiUtärische  Effekten  noch  eine  Taxe  ver- 
so  könnte  sicherlich  jeder  Wehmiann  sich  darüber  bei  den 
in  beschweren ;  aber  es  ist  wohl  keine  Frage,  dass  hierin  kein 
eine  gerichtliche  Verhandlung  liegt. 

n  genannten  Falle  ähnlich  wäre  es,  wenn  jemand  sich  darüber 
en  würde,  dass  zuwider  dem  Art.  27,  Abs.  2,  der  BV  von  seinen 
ein  Schulgeld  gefordert  werde.  Es  liesse  sich  auch  auf  Art.  27, 
ne  Beschwerde  wegen  Rechtsverletzung  gründen,  wenn  z.  B.  an 
Ltholischen  Orte  eine  Schule  so  eingerichtet  wäre,  dass  sie  von 
tischen  Kindern  nicht  besucht  werden  könnte ;  allein  auch  hier 
1  besser  die  Administrativbehörde  einschreiten  lassen, 
e  Verletzung  des  verfassungsmässigen  Rechtes  liegt  ohne  Zweifel 
n  vor,  wenn  in  einem  Kanton  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit 
schränkt  wird,  als  Art.  31  der  BV  es  zulässt.  Aber  da  solche 
meinen  juristischen,  sondern  einen  administrativen  Charakter 
)  wird  man  wohl  auch  nicht  dem  ßGer.  sie  überweisen  wollen, 
die  gleiche  Kategorie  gehören  Beschwerden  von  Privaten  über 
m  Art.  32  widersprechenden  Bezug  von  Konsumgebühren. 
LS  das  wichtige  Gebiet  des  Niederlassungswesens  betrifft,  so 
der  Ansicht,  dass  eine  Beschwerde  über  Verkümmerung  des 
ihtes  der  Niedergelassenen  (Art.  43  der  BV)  wesentlich  poli- 
nhaltes  sei,  so  dass  man  besser  tut,  dem  BR  und  der  BVers. 
icheid  zu  übertragen.  Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  civil- 
äu  luid  Stcuen'erhältnissen  der  Niedergelassenen  (Art.  46).  Hier 
sich  das  Staatsrecht  mit  dem  Privatrecht,  und  daher  ist  es 
ü}>er  hierauf  bezügliche  Rekurse  das  BGer.  entscheiden  zu 
Das  Nämliche  kann  füghch  geschehen  bei  Rekursen,  welche 
in  Art.  48  geforderten  BG  entstehen  können,  weil  es  sich  hier 
erungen  einer  Gemeinde  an  die  andere  handelt, 
enso  beantragt  der  BR  die  Sorge  für  Beobachtung  und  An- 
der durch  die  Art.  49  und  50  der  BV  den  Bürgern  einge- 
Rechte  (konfessionelle  Artikel)  dem  BGer.  zu  übertragen.  Ks 
■»ich  hier  um  individuelle  Rechte,  welche  von  denjenigen,  die 
ützt  glauben,  besser  vor  einem  Gerichtshofe,  als  vor  einer  po- 
Behörde  verteidigt  werden  können.  Indes  wird  es  gerecht- 
;in,  den  im  Art.  50  Abs.  3  vorgesehenen  Konfliktfall  dem  BR 
en,  weil  es  sich  hier  um  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes  han- 


Kompeteiizaiisscheid 

delt,  die  direkt  im  Zusai 

Aufgaben  der  politische 

muss,  in  letzter  Instanz 

Mit  dem  Art.  r>4  c 

des  BGer.   Die  Fragen, 

eine  Frau  das  Heimatrt 

Kinder  als  legitimiert  zi 

gerichtliche  Kompetenz 

gestatten  sei  oder  nicb 

Gebüliren  zulässig  seiei 

liehe  Kognition,  als  t'üi 

Auch  den  Schutz 

und  o(3  der  RV\  öbexw 

erstem  GeHete  oft  7Ä 

weil  bei  äen  politisch! 

am  besten  geschützt  .s 

Ganz  gerichtlich 

unterstellen  sind  die 

Art.  44   Abs.  1  einge 

auf  Art.  67  gegründe 

wiesen,  weil  es  sich 

biete  des  Strafrechte: 

Gehen  wir  nun 

Wendung  in  den  Ka 

^vird  man  Tvohl  darii 

polizeilichen  Inhalte; 

aus  BGesetzen  hervd 

den  müssen,  folgt  d 

Entw.  vorausgesetzt 

nicht  bloss  wenn  I 

der  Ausfühnmgsges 

Was  die  Besc 

tierten  Rechte  der  j 

sieht,  diiss  dieselbe] 

Wir  nehmen  davon 

Wahlen  und  Abstii 

sehen  Charakter  hal 

sprechen  würde.  \ 

Wahl  oder  eine  Kc 

Gründen  kassieren 

welche  seit  184cS  ü 

sind,  so  werden  \^ 

gende  Gegenständ 
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sgehenden  Behörden,  Trennung  der  Gewalten,  Verhältnisse  der 
>n  und  Koq)orati<>nen.  Bei  den  meisten  dieser  Rekurse  hau- 
ch weit  weniger  um  politische,  als  um  Rechtsfragen;  mittel- 
unmittelbar waren  es  Privatrechte,  welche  sich  gegen  die 
^alt  zur  Wehr  setzten.  Das  BGer.  eignet  sich  also  zur  Beur- 
►Icher  Fälle  um  so  besser,  je  weniger  sich  bei  ihm  voraus- 
ist,  dass  es  si(*h  imi  i)olitischer  Sympathien  willen  über  klar 
len  Verfassungsbruch  hinwegsetzen  werde. 

gelangen  nun  zu  den  Konkordaten  und  bemerken  dabei  zuiu 
ass  infolge  der  neuen  BV  die  Zahl  der  no(*h  in  Kraft  stehen- 
einkünfte  zwischen  den  Kantonen,  welche  diesen  Namen  tni- 

immer  mehr  vermindern  wird, 
reit  jedoch  für  Private  ein  Beschwerderecht  wegen  Nichtbeach- 

Konkordaten  begründet  sein  kann,  scheint  es  uns,  dass  es 
tsächlich  um  privatrechtliche  Verhältnisse  handeln  wird,  wie 
B.  in  ganz  vorzüglichem  Masse  bei  den  beiden  konkursrecht- 
►nkordaten  der  Fall  ist.\)  Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  es 
ler  Auslegung  und  Anwendung  der  Konkordate  oft  um  schwie- 
venvickelte  Rechtsfragen  handelt;  daher  erscheint  es  als  an- 
,  solche  Rekurse  im  allgemeinen  dem  Entscheide  des  BGer. 
teilen.  Wenn  man  daran  denken  wollte,  diejenigen  Konkor- 
unehmen,  welche  sich  auf  die  Freizügigkeit  der  Wissenschaft- 
nifsarten  beziehen,  so  wäre  nicht  zu  übersehen,  dass  z.  B,  ein 
er  Arzt,  welcher  sich  darüber  beschweren  wollte,  dass  ihm  in 
nton  die  Praxis  nicht  gestattet  werde,  sich  einfach  auf  Art.  5 
^angsbestimmungen  zur  BV  })erufen  könnte  imd  somit  des 
tes  gar  nicht  mehr  bedürfte. 

haben    daher   })ezüglich    der  K(mkordate   nicht  für  nötig  or- 
ich  deui  BR  noch  Kompetenzen  einzuräumen. 

grosser  Wichtigkeit   ist  die  Frage,    in   welchen  Fällen  man 
den  über  Verletzung  der  Staatsverträge  mit  dem  Auslande  an 

gelangen  lassen  will.  Da  es  sich  hier  sehr  oft  darum  handeln 
Wicklungen  mit  dem  Auslande  zu  verhüten  oder  zu  riskieren, 
und  w^ieder  auch  politische  Rücksichten  ins  Auge  zu  fassen 
ien,  so  schien  es  ratsam,  den  Kieis  der  Kompetenzen  des 
vas  enger  zu  ziehen,  als  bei  interkantonalen  Fragen. 

B  1874  I  107Ö. 

se  Anschauungen    dos  BR   fanden    fast    dmchgehend  Auf- 

[  das  BGes.  vom  27.  Juni  1874.   Die  A])weichungen  dieses 

in   seinem   Art.  59   von    dem    mitgeteilten  Entw.  des  BR 

mit  einziger,  die  Art.  45  inid  47  der  BV  ])etr.  Ausnalime) 

f?l.  Ro^uin  a.  ()..  pp.  715—722. 


Kompetenzaiisscl 

von  (ler  Koniui.  dt 
ilirem  Ber.  vom  S.  • 
wenn  t's 


liandelt,  die  Kom^ot«' 
die  dem  BR  zugewi 
ei'sclieinen.  s(i  ist  <: 
schöpfender  Weise  a 
noch  die  aus  Art.  \ 
wjlhneu,  von  denen 
dagegen  einwenden, 
nicht  vor  das  Wm:  i 
ganz  da.«!  Ncuuliclu'  t 
zu  «glichen  Reseluvev« 

V^'as  das  \\]v 
müssen  wir.  (h  es  i 
ist,  hen'orhelHm,  da 
stimmen,  nu-lit  Idos 
werden,  sondern  av 
also  mit  allen  Ui'S( 
Verweigerung  «>diM 
der  Niederejelassci 
schäftszuwaclis  enl 

Von  grosser 
sich  auf  die  sog.  ki 
durch  den  BR  un 
hier  mit  dem  Kni 
zuw^eisen  ^vill,  ni 
halten  neue,  gan; 
die  Auslegung  ui 
Beziehung  zu  df 
gewiss  besser,  wt 
selbst  zustellt,  v 
ein  Gerichtsliof. 
der  Schweiz,  wi^» 
nellen  Fragen  stj 
dem  BGer..  so  ^\ 
der  Tagesi>()litik 
selben  hinein  u 
imumganglich  ix 
auch  noch  zu  bi 


')  Auf  Grui 
uud  in  letzter  In 
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öeemträehtigung  der  Glaubens-  und  Kultusfreiheit  beziehen,  nicht 
rs  als  im  Zusammenhange  mit  Art.  50  Abs.  2  der  BV  behandelt 
ien  können,  der  den  Kantonen  nicht  minder  Rechte  auf  dem  kon- 
^nellen  Gebiete  zuteilt,  als  solche  in  den  übrigen  Bestimmungen  der 
ichen  Artikel  zu  gunsten  einzelner  Bürger  aufgestellt  sind.  lh\i> 
\  könnte  daher  nach  dem  Entw.  des  BR  leicht  in  den  Fall  kommen, 
itscheiden,  ob  die  von  einer  Reg.  im  Interesse  der  Handhabung 
iffentlichen  Ordnung  und  des  konfessionellen  Friedens  getroifenen 
igungen  als  gerechtfertigt  erscheinen  oder  nicht  —  ein  Entscheid, 
gewiss  nicht  in  den  Geschäftskreis  eines  Gerichtshofes  fallen  kann, 
">  nicht  rechtliche  Momente  sind,  welche  hier  den  Ausschlag  geben 
;en. 

Die  Mehrheit  der  Komm,  schlägt  daher  vor,  die  Handhabimg  der 
49  und  50  der  BV  in  die  Kompetenz  des  BR  und  der  BVers.  zu 
i,  jedoch  mit  Ausnalime:  a)  von  Art.  49,  Abs.  G,  betr.  Steuern  für 
iliche  Zw^ecke,  b)  von  Art.  50,  Abs.  3,  .soweit  diese  Bestimmun»^ 
auf  Anstände  aus  dem  Privatrechte  bezieht,  welche  bei  der  Bildung 

Trennung  von  Religionsgenossenschaften  entstehen  können.  In 
sn  zwei  Kategorien  von  Fällen,  w^o  das  öffentliche  Recht  mit  dem 
itrecht  sich  berührt,  soll  das  BGer.  entscheiden.  Eine  Minderheit 
ivomm.  hingegen  will  bezüglich  der  konfessionellen  Artikel  dem 
r.  des  BR  beistimmen. 

Eine  letzte  Differenz,  welche  sich  bei  Art.  53  des  Entw\  ergeben 
l)esteht  darin,  dass  der  Entw\  des  BR  unter  den  Artikeln  der  BV, 
'e  deren  BGesetze  admhiistrativen  Inhaltes  zu  erlassen  sind,  auch 
Art.  24  betr.  Wasserbau  und  Forstpolizei  im  Hochgebirge  erwähnt, 
end  in  diesem  Artikel  von  einem  zu  erlassenden  BG  nicht  die 
i  ist.     Wir  glauben  djiher,  es  solle  dieses  Zitat  gestrichen  werden. 

B  1874  I  nm. 

Als  Art.  59  des  BG  übei   die  Organisation  der  BRechtspflege 
27.  Juni  1874  *)  erhielt  der  besprochene  Art.  53  des  Entw.  des 

den  Wortlaut : 

Endhch   bemteilt   das   BGer.   Beschwerden  von  Privaten  und 

[Korporationen  betr. : 

a.  Verletzung  derjenigen  Rechte,  welche  ihnen  entweder  durch 
die  BV  und  die  in  Ausführung  derselben  erlassenen  BG  oder 
durch  die  Verf.  ihres  Kantons  gew^ähileistet  sind; 

b.  Verletzung  von  Konkordaten  und  Verkommnissen  unter  den 
Kantonen,  sowie  von  Staats  vertragen  mit  dem  Auslande, 


I 


.) 


*)  Über  die  Praxis  der  BBehörden  auf  Grund  dieses  Art.  59  des  BG  vom 
mi  1874  vgl.  Erste  Auflage  IV,  S.  498,  I,  Nr.  164-177,  II,  Nr.  77»— 775, 
k,  7»1. 
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,  dass  die  1874  getroffene  Aiisscheidimg  «audi  gar  zu  selir 
•hes  Prinzip  vermissen  lasse».  Die  Entstehung  der  im  neuen 
nisationsges.  der  BRechtspflege  vom  22.  März  1893  vorge- 
nenen  Ansscheidung  wird  aus  nachstehender  Ziisammenstelhnii 
titlich : 


.  Hafner,  Friibjahr     Entw.  des  BR  vom  5.  April 

Ai-t.  172.  Das  BGer. 
beurteilt  als  Staatsge- 
richtshof :. 


1888. 
.  111.    Das  BGer. 

eilt : 


BGes.  vom  üi.  März 

1803. 
Art.  175.  = 


ompetenzkontlikte     1.  = 

vischen      Bundes- 

^hörden  einerseits 

id  Kantonalbehör- 

m  anderseits; 

reitigkeiten  Staats-     2.  =^ 

ichtlicher  Natur 

vischen  Kantonen  ; 

Ejschwerden     betr.     3.  = 

erletzung  verfas- 
sungsmässiger 

echte  der  Bürger, 

)\vie     solche     von 

rivaten  wegen  Ver- 

tzung  von  Konkor- 

iten    imd    Staats-  ^ 

jrträgen. 

•behalten  sind  die       Vorbehalten  sind  die 

:.  115  bezeichneten   in   Art.    179  M   bezeich- 

nistrativstreitig-       neten  staatsrechthchen 

1.  Streitigkeiten. 

dien  diesen  Fällen  = 

jedoch  die  von  der 

3.   erlassenen    Ge- 

und  allgemein  vor- 

chen  Beschlüsse, 
die  von  ihr  ge- 
igten Staatsver- 
für   das     BGer. 

gebend    (Art.    118 

!V). 


1.   ^ 


o    


a  = 


lli. 

t  reffe  r 

den   B 

BV     u 

fühiini 

lass<'n< 

der  du 

verfass 

leistete 

BeschA\ 

TerJetzi 

daten  n 

konimni 

Kanton<^ 

Staatsv(j 

dem  Au 

Zitf.  8). 

Verfügiii 

lasse  kill 

den  zuIh 

Die  Ji 

binnen 

v(»n  der 

Mitteiluij 

i:ung  u. 

BGer.  sc 

J'i'icheji.  i 


»)'  BG :  Art.  189;. 


I 


irfMiKaii'-chenliMig  ütif  ifciii  (iebiet«  -der  Staatsrt'clitsi)flege.     741 

<-t.  tViilijalir  EatB-, lies BK  vom:..  April        B(ies.  v..iii  22.  Mihw. 
«  ISW  1893. 

rrdiilt      1  )  Be^oliHeidcii  1».        17h   Die Beschwerde- 
tauiK  kr  treffend  Verletzung  der  fühiung  beimßGer.  ive- 
(lirriidie  diirtb  dje  B\    und  die  gen  \LiIetzuiig  verfas- 
in   lus  in  4usföhning    dei-stl    sungsnias-siger  Rechte') 
1/  II  tr  hen  erlHSsenen  BOrei     und   negen  Verletzung 
\\\v  -iiwie  der   durch    die  von   Kunkordaten    und 
kmt  Jiv    Kantnnsterft)ssungeii     andern  Verkommnissen 
,  lufir  gt-rtäiirleiiteten Reihte    unf er denKan tonen  oder 
I     und  und  BeMhweiden  hett    von  Staatsverträgen  mit 
tr  ffend  Verletziin{,  ^o^  Konkor    dem  Ausland  (Art.  175 
k  iik  r  daten  und  indei'n  )  ei     ZitT   i)  ist  nach  Mass- 
in 1  I    kominnisspii  unter  den  gäbe  n  ichsteliender  Be- 
I  (Itii  Kantonen     odtr     ^on  Stimmungen  zulässig: 
Mn  staatsi  ertrugen  mit  dem 
mit  Ausland  fArt    172  Ziff. 
f   II]   il  sind  nich  Mnssgabe 
.  „en  nac  h  st  eilen  dei    Bestini- 
I   h    iiiungfH  zulässig 
(i  I      I  DieBeschw  erde  kann     1.  = 

nur  gegen  kant.  Ver- 
ist        fdgungen  u.  Erlasse') 
ir«n,        gerichtet  werden ; 

ider    -.  das   Keclit   zur  Be-     '2.  das  Recht  zur  Be- 
ifii-  .seh  w  erde  führung  schwerdefOhruiig 

etil        steht  den  einzehieu         steht  BQi^em  (Pri- 
m-        Bürgern    (Privaten),         vaten)  und  Korpora- 
u-         sowie  Koi'porationen         tionen  bezüghch  sol- 
')  Entw.  des  BR :  gegen        ')  Die  Passung  «  wegen 
\'ei-fa(fungen  und  Erlasse    Verletzung    verfassangs- 
Jiant.  BehOiden.  massiger    Recht«-    statt 

«  Verletzung  der  den  Btlr- 
gern  durch  die  BV  und 
-die  in  AusfObrung  der- 
selben erJaÄsenen  BGes. 
gewährleisteten  Rechte- 
"braclite  erst  die  na(ib  den 
Beschl.  der  ^setzgeben- 
den  Rate  bereinigte  Vor- 
lage des  BR  vom  30.  Dez. 
1892,  gegen  welche  weder 
/lie  vereinigten  Komm,  bei- 
der Rate,  noch  diese  selbst 
^twas  zu  eiinnern  hatten ; 
vgl.  unten  S.  790. 
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des  Beschwerde- 
3 ,  sowie  deren 
ndige  Begrün- 
enthalten. 

Recht  zur  Be- 
rdeführung  steht 
inzelnen  Bürgern 
Privaten ,  sowie 
rationen ,  bezüg- 
)lcher  Rechtsver- 
^en  zu,  welche  sie 

die  Verfügung 
en  Erlass  persön- 
litten  haben. 


Entw.  des  BR  vom  5.  April 
1892. 

bezüglich  solclier 
Rechtsverletzungen 
zu,  welche  sie  durch 
die  Verfügung  oder 
den  Erlass  persönlich 
erlitten  haben: 


BGcs.  vom  ±i.  März 

18J)3. 
clier  Rechtsverletz- 
ungen zu,  welche  sie 
durch  allgemein  ver- 
bindliche oder  sie 
persönlich  betreffen- 
de Verfügungen  oder 
JIrlasse  erlitten  ha- 
ben; 


Der  Beurteilung 
l  (Art.  102  Ziff.  2 
►V),  beziehungs- 
der  BVers.  (Art. 

12  ibidem),  ])lei. 
Is  Administrativ- 
[keiten  vorbehal- 
te   Beschwerden, 

sich  auf  folgende 
imungen  der  BV 
ie  in  Ausführung 
)en  erlassenen 
nd  die  entspre- 
tn  Bestimmungen 
T  beziehen: 


8.  die  Beschwerde  ist 
binnen  sechzig  Ta- 
gen, von  der  Eröff- 
nung oder  Mitteilung 
der  Verfügung  oder 
Erlasses  an  gerech- 
net*), dem  BGer. 
schriftlich  einzu- 
reichen und  soll  die 

Anträge  des  Be- 
schwerdeführes ,   so- 
wie   deren   Begrün- 
dung^) enthalten. 

179.  Der  Beurteilung 
des  BR  (Art.  102  Ziff.  2 
der  BV),  bezw.  der  B- 
Vers.  (Ai-t.  85  Ziff.  12 
ibidem),  sind  untei^stellt 
die  Beschwerden,  wel- 
che sich  auf  folgende 
Bestimmungen  der  BV 
oder  die  entsprechenden 
Bestimmungen  der  Kan- 
tonsverfassungen bezie- 
hen : 


3.  - 


181).  Der  Beurteilung 
des  BR  (Art.  102  Ziff.  2 
und  Art.  113  Abs.  2 
der  BV)  oder  der  BVers. 
(Art.  85  Ziff.  12  der  BV) 
sind  unterstellt  die  Be- 
schwerden, welche  sich 
auf  die  nachstehenden 
Bestimmungen  der  BV 
oder  die  entsprechenden 
Bestinnnungen  der  Kan- 
tonsverfassmigen  lie- 
ziehen: 


')  Eliitw.  des  BR:  der 
Verfügung  u.  s.  w.  an  ge- 
rechnet. 

2)  Entw.  des  BR :  deren 
vollständige  Begründung. 


•I 


Entw.   H 

1.  Art.  ] 
BV,  ) 

liehe . 
Wohl 

2.  Alt.  2 
3  ih-r 

Sc-hi 
Kanto 

3.  Art.  3 
die  II.i 
werbt 'J 


4.  Art.  50 
BV,    < 

Bi'stiin 
Anstäii 
öffentli 
bezieht 
5.  Art.  .">:{ 
BV.  Lei 
ins(»wpi 
die  C 
den  V 
Beliördi 
seil  \v(! 
Art. .):{ 
Beirräf)! 

(i.  Alt  '2i 
_n  41) ',. 

M  Entw.  H 
'■»  Entw.  H 

durch  die  (, 
^^w  vollziel,, 


den 


-^"gHvies 


■ii'ht'iiliiiig  auf  dem  Gebiete  der  StaatsreditMprtege. 


ri.i-.   FriUijalir     Entw.  des  BR  viiiii  5.  April         BGes. 
■SSH.  18!>2. 

AI.S.')  ;S  der     1.  =  1.  = 

tr.  unentgelt- 
usrüstungder 
»iinner : 

.  Abs.-)  -2  und     2.  ^  2.  = 

BV.  I.etr.  das 
l\v(.is«n  der 


ih-v  BV  betr. 

3.  = 

:i.  =. 

mlels  und  Ge- 

frei hcit  ; 

4.  Art.  ölderBVhetr. 
dRs.Tesuitenverl>ot;') 

J    Abs.  :i   der 

sDwuit     diese 

iinuiig  sich  auf 

lule    aus   dein 

liehen      Recht 

:S   Abs.    1   der 

4.  = 

r>.  Art.  5:1  Abs.  1  der 

fti'.  Civilstand. 

BV,  lietr.  Civilfitand, 

.■it     sie    durch 

soweit  narh  der  Tie- 

liesetzgebnng 

zöglichen  (Gesetzge- 

vollziehenden 

bung  die  vollziehen- 

■<leii   /ugewie- 

den    Behörden    zu- 

.verdeii'l.   und 

standig  sind; 

i-l  Abs.  1',  betr. 

ß.  Art.  Xi  Abs.  •*  der 

iluiisplätze; 

BV,  betr.  Begiiibnis- 
plat/x'. 

>4.  Ä  :«,  34, 

5.  Art.  24  (Wasserbau 

Vom')   BR  oder  von 

1)   und  m   der 

und  Forstpolizei  im 

der  BVei-s.  sind  iil)erdies 

.-.  iliifiu-i:  Salz. 

' )  A  iifgei  1 11 1 11  ine  u  iuf olgt- 

1-.  Hafiier:  Satz. 

BescW.  des  NR  vom  14. 

:i.tw.:        soweit 

Dez.  1892.  DieEmähnung 

.Bestinmiunge,, 

des  Art.  tä  erschien  nucli 

■   Ceselzgebimg 

dem  NB  nicht  ei'fonlerlich. 

iehejitleii  Belifir- 

>)  DieaerAb8.2mitdeui 

ivi..^e]i  ^iiid. 

Uiiteraba.i8t  zunächst  vom 
NR  den  14.  Dez.  1««  be- 
schlössen  worden :  er  be- 
deutet indessen  keine  ma- 
terielle     AndeninK      am 
Entw.  des  BR;  vgl.  S.7WI. 
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BV,  soweit  nicht  die 
betr.  Ausführungs- 
a^esetze  oder  dieses 
(resetz  (Art.  117)  ab- 
weichende Bestim- 
mungen enthalten, 
Lind  mit  Ausnahme 
der  Gerichtsstands- 
fragen. 


Im  ferneren  sind 
dem  Entscheide  des 
BR ,  beziehungs- 
weise der  BVers., 
unterstellt : 

Beschwerden  gegen 
die  Giltigkeit  kanto- 
naler Wahlen  und 
Abstimmungen ; 


Ejitw.  des  BK  vom  5.  April 
1892. 

Hochgebirge),  25 
(I^ischerei.  Jagd  und 

Vogelschutz),  83 
(Ausübung    wissen- 
schaftlicher  Berufs- 
arten),  34  (Fabrikbe- 
trieb,    Geschäftsl)e- 
trieb  v(m  Auswande- 
rungsagenturen, Ge- 
schäftsbetrieb    von 
privaten     Versiche- 
iiingsunternehmun- 
gen),  39  (Banknoten- 
w^esenj,  4()  (Mass  und 
(ile wicht)  und  69  der 
BV  (gesundheitspoli- 
zeiliche Verfügimgen 
gegen  Epidemien 
und  Viehseuchen) ; 
oder    auf  die   in   Aus- 
führung der  genannten 
oder    anderer    Bestim- 
mungen der  BV  erlas- 
senen  Gesetze,    soweit 
nicht  jene  Ausfühiiings- 
gesetze  oder  dieses  Ge- 
setz   (Art.    181)    abwei- 
chende  Bestimmungen 
enthalten  und  mit  Aus- 
nahme    der    Gerichts- 
standsfragen. 

Im  fernem  hat  der 
BR  und  gegebenenfalls 
die  BVers.  zu  beurteilen : 


BGes.  vom  ±J.  Mäi*z 


zu  erledigen  Beschwer- 
den betr.  die  Anwen- 
dung der  auf  Grund  der 
BV  erlassenen  BGes,, 
soweit  nicht  diese  Ge- 
setze selbst  oder  gegen- 
wärtiges Organisations- 
gesetz (Art.  182)  ab- 
weichende Bestimmun- 
gen enthalten. 

Der  Rechtsprechung 
des  BGer.  bleiben  in- 
dessen in  allen  Fällen 
die  Gcrichtsstands- 
fragen  vorbehalten. 


Im  fernem  hat  der  BR 
oder  die  BVers.  zu  be- 
urteilen: 


G.  Beschwerden  betr. 
die  politische  Stimm- 
berechtigung der 
Bürger  und  betr.  kan- 


Beschwerden     betr. 
die    politische    Stinmi- 
berechtigung  der  Bürger 
und  betr.  kant.  Wahlen 


m 


I 

4 


1 

1 


KllT  \v 


<S.  Ans; 

Besti 
Staat 
dem . 
sicli 
un(\2 
Fat 
Freiz 
flerla.^ 
frei  Uli 
pflich 
ziehei 

117.  ^ 
tzuiig  pr 
oder  s 
Vorschrifi 
Rechts  diu 
von  Kanf( 
sind  nur  d 
und  drittel: 
Gesetzes  \ 
Rechtsiuitt 

Vorbehal 
Staatsrecht 


^lEntw.I 
zilgigkeit" 
steht  vor  ^h 

'}  Entw.  ] 

rieht  sbehßrd 


i 


■iclieiJuiig  auf  ileni  <jcl>i«'le  der  ISIjiiit-jiwhlspHeg«'.     "ii-y 

iiilir    Entw.  (iesBRvdiii  5.  April        Wien,  vom  ^-J.MJii/ 
189-J.  18B3. 

toniile  Wahlen   und     und    Abtjtiinninngon, 

Abstimmungen,   auf  auf     Grundlage     säiut- 
Giiindlagc  säuit-        lich(tr     einscidägigun 
lieber  einscblägigen      Bestimmungen    des 

Bestimmungen    des  kant.  Verf.-Keebts  und 

kant.  Verf.-Rechts  des  BRechts. 


und  des  BRecbts; 


tieiTÖh- 
[enj  eiligen 
II  ^en  der 
rüge  mit 
nd,  wclcbe 
Handels- 
rbältnisse, 
jbühren, 
:eit .  Nie- 
;  und  Be- 
im Militär- 
tze'l     bev 


Endlieii  sind  vom  BR 
oder  von  der  BVei-s.  zu 
bei  landein : 

Anstände  — 


■n  Verle- 
■efhtlicber 
■echtlicher 
des  eidg. 
(•^ntsclieide 
)ebörden  *) 
ni  zweiten 
eile  dieses 
gesehenen 
zulässig. 
II  bleibt  die 
b(i         Be- 

fiior:  «Frei- 
Uli  gestellt, 
'ieheii*. 
iifner;    Ge- 


Vorbehalten bleibt  die 
stiiatsreclit liehe  Be- 


lK:i.  Wegen  Verle- 
tzung privatrechtlicher 
oder  strafrechtlicher 
Vorschriften    des   eidg, 

Rechts  durch  Ent- 
scheide von  KBehCirden 
kann  eine  staatsrecht- 
liche Beschwerde  beim 
BGer.  nicht  erhoben 
werden. 

Vorbehalten  bleibt 
die  staatsrechtliche  Be- 
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Entw.  Hafner,  PriUijalir    Entw.  des  BR  vom  5.  April        BGes.  vom  22.  März 
1888.  '  1892.  1893. 

schwerde  wegen  Ver.  schwerde  wegen  Ver-  schwerde  wegen  Ver- 
letzung von  Staatsver-  letzung  von  Bestini-  letzung  von  Bestini- 
trägen,  soweit  die  ge-  mungen  der  BV  ^)  oder  mungen  der  Staatsver- 
riehtliehen  Entsehei  der  Staatsverträge,  so-  träge,  soweit  die  kaii- 
dungeii  nicht  mittelst  weit  die  kantonalbe-  tonalbehördlichen  Ent- 
der  im  ersten  Absatz  hördliehen  Entsehei-  Scheidungen  nicht  iiiit- 
bezeichneten  Rechts-  dimgen  nicht  mittelst  telst  der  in  den  Bestini- 
inittel  anfechtbar  sind  der  im  ersten  Absatz  mungen  dieses  Gesetzes 
(Art.  112  Ziff.  8  imd  bezeichneten  Rechts-  tiber  die  Civnlrechts- 
Ai-t.  114).  mittel    anfechtbar  sind  pflege    und    die    Straf- 

fArt.  172,    Ziflf.   3,    und  rechtsi)flege  vorgesehe- 
Art.  175).  neu    Rechtsmittel     an- 

fechtbar sind. 


')  Vgl.  B  18<>2  II  394. 

Bundesrichter  Hafner  begründet  die  Vorschläge  seines  Entw. 
in  dem  beigegehenen  Motivenbericht  vom  Frühjahr  1888  wie  folgt : 

Die  Art.  114  bis  116  enthalten  die  nähere  Ausfühiimg  von  Ali:. 
113  Ziff.  3  der  BV  (Art.  111  Ziff.  3  des  Entw.)  imd  des  im  zweiten  Ab- 
satz  dieser  Verfassungsbestinmiung  niedergelegten  Vorbehaltes.  Vor  allem 
ist  klar,  dass  die  Beschwerde  wegen  P^ingrifts  in  verfassungsmässige 
Rechte  u.  s.  w.  nur  bezüglich  solcher  Verletzungen  zulässig  ist,  welche 
von  einer  Behörde  ausgegangen  sind.  Es  kann  aber  auch  ferner,  wie 
schon  in  der  Botsch.  des  BR  vom  23.  Mai  1874  betr.  die  Organisation 
der  BRechtspflege,  B  1874  I  1059,  betont  worden  ist,  nicht  wohl  frag- 
lich sein,  dass  die  staatsrechtlichen  Beschwerden  gegen  die  Verfügungen 
und  Erlasse  kantonaler  Behörden  sich  richten  müssen,  da  nach  der 
BV  Bundesrat  und  Bundesgericht  gegenseitig  uiuibhängig  voneinan- 
der sind. 

Wenn  Art.  114  im  Gegensatz  zu  Art.  59  des  bisherigen  Gesetzes, 
nicht  bloss  von  Verfügungen,  sondern  auch  von  Erhissen  kant.  Behörden 
spricht,  so  soll  damit,  in  Übereinstimmung  mit  der  bisherigen  Praxis, 
nur  ausdrücklich  gesagt  sein,  dass  die  Beschwerde  nicht  bloss  gegen 
die  in  einem  speziellen  Falle  von  einer  richterlichen  oder  administra- 
tiven Behörde  gegen  bestimmte  Personen  erlassenen  Entscheide  und 
Anordnungen,  sondern  auch  gegen  allgemeine  Erlasse  (Gesetze,  Verord- 
nungen u.  s.  w.)  kant.  Behörden  zulässig  sei.*) 


M  Vgl.  B(;er..Eiitsch.  1876,  II  Nr.  25  Erw.  4,   1878  IV  Nr.  21,  112  ti.  o. 
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Ebenso  folgt  das  Gesetz  darin  der  bisherigen  Reehtsspreehung 
des  BGer.,  dass  es  das  Recht  zur  Beschwerde  gegen  derartige  Rechts- 
verletzungen nur  denjenigen  zuspricht,  welche  durch  dieselben  per- 
sönlich betrofifen  worden  sind.  Denn  wenn  auch  der  staatsrechtliche 
Rekurs  nicht  ein  Rechtsmittel  im  gewöhnlichen  prozessualischen  Sinne, 
sondern  mehr  eine  politische  Einrichtung  ist,  so  bezweckt  derselbe 
doch  den  Rechtsschutz  der  einzelnen  Büiger  und  Korporationen  gegen 
subjektive  Rechtsverletzungen  und  soll  derselbe  nicht  ein  politisches 
Agitationsmittel  sein.  Im  Übrigen  bedarf  die  Legitimation  zum  staats- 
rechtlichen Rekurse  keiner  weitern  gesetzlichen  Regelung.*)  Selbstver- 
ständlich genügt  für  die  fonnelle  Zulässigkeit  der  Beschwerde,  dass 
der  Beschwerdeführer  die  Verletzung  eines  verfassungsmässigen  Rechtes 
u.  s.  w.  behauptet.  Auch  geht  femer  der  Entw.  mit  dem  bisherigen 
Gesetze  sowohl  darin  einig,  dass  das  Beschwerderecht  nicht  bloss  den 
einzelnen  Bürgern  imd  Privaten,  sondern  auch  juristischen  Personen 
((iflfentlichen  und  privatrechtlichen  Korporationen}  zustehen  soll,  indem 
kein  Gnmd  besteht,  dasselbe  den  juristischen  Personen  vorzuenthalten 
-  als  endlich  auch  darin,  dass  unter  den  verfassungsmässigen  Rechten 
der  Bürger  nicht  bloss  die  in  der  BV  selbst,  sondern  auch  die  in  den  in 
Ausführung  derselben  erhissenen  BGes.  und  die  in  den  KA'erf.  gewähr- 
leisteten Rechte  zu  verstehen  sind. 

Dagegen  weicht  der  Entw.  von  dem  bestehenden  Gesetze  in  der 
Ausscheidung  der  Kompetenzen  zwischen  BR  und  BGer.  wesentlich  ab. 

Nach  der  BV  (Art.  85  Ziff.  12  und  Art.  113  Abs.  2}  sind  dem 
BR  und  der  BVers.  vorbehalten  die  Administrativstreitigkeiten.  Den 
Gegensatz  zu  diesen  Streitigkeiten  bilden  simst  bekanntlich  die,  vor 
die  ordentlichen  Gerichte  gehörigen,  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
und  Strafsachen ;  die  Administrativstreitigkeiten  sind  daher  iüle  öffent- 
lichen Rechtssachen,  mit  Ausnahme  der  Strafsachen.  In  diesem  Sinne 
kann  aber  der  Ausdnick  in  der  BV  nicht  gebraucht  sein.*)  Denn  da  die 
verfassungsmässigen  Rechte  fast  durchwegs  öffentlich  rechtlich  er  Natur 
sind,  so  wären  bei  dieser  Auffassung  der  Administrativstreitigkeiten  die 
Kompetenzen  des  BGer.  in  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  fast  auf 
Null  reduziert,  w^ährend  nach  der  BV  die  bundesgerichtliche  Zuständig- 
keit gerade  die  Regel,  diejenige  des  BR  die  Ausnahme  bilden  soll. 
Man  müsste  dann  wohl  die  Kompetenz  des  BGer.  auf  die  Fälle  der 
Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  durch  (^ivil-  oder  Strafurteile 
beschränken  und   eine  Ausscheidung  nach   Materien   wäre   unstatthaft. 

Dass  dies  der  BV  nicht  entspräche,  ist  bereits  bemerkt  imd  auch 
im    bisherigen    Organisationsgesetz     ausdrücklich    anerkannt    worden. 

M  Vgl.  BGer.-Entsch.  1875,  I  Nr.  4  Erw.  4.  1877,  III  Nr.  1  S.  7,  18.S2, 
VIII  Nr.  64,  1902,  XXVIII  1  Nr.  SS. 

2)  Vgl.  auch  G.  V  o g t  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht  1897,  n.  F.  XVI S.  .s21 . 
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Die  Lösung  nuiss  daher  von  einem  andern  Gesichtspunkt  aus  ge- 
schehen. 

Den  Voi-zug  der  Einfachheit  hätte  nun  ohne  Zweifel  die  Auf- 
fassung der  })etr.  Verf.-Bestinmnmg,  dass  als  Administrativstreitigkeiteii 
diejenigen  in  Art.  11  .'i  der  B\  erwähnten  Rechtssachen  zu  betrachten 
seit.'n,  welche  die  BGesetzgebung  als  solche  bezeichne  und  dem  BR 
zur  Erledigung  zuweise.  Allein  diese  Lösung,  wonach  die  rechtliche 
(^(ualiükation  der  Streitigkeiten  nicht  durch  ihre  innere  Natur,  sondern 
durch  den  Charakter  der  Behörde,  welche  sie  zu  entscheiden  hat,  be- 
stiuunt  würde,  dürfte  doch  kaum  eine  befriedigende  genannt  werden, 
und  zwar  um  so  weniger,  als  sie  der  BGesetzgebung  freie  Hand  liesse, 
-die  Kom[)(»tenz  des  BGer.  in  staatsrechtlichen  Streitigkeiten,  entgegen 
der  Intention  der  Gel)er  der  BV,  auf  ein  Minimum  zu  beschränken.  Es 
Avird  vielmehr  angenonunen  werden  müssen,  dass  die  BV  imter  den 
<  Administrativstreitigkeiten*  eine  gewisse  Kategorie  öffentlicher  Rechts- 
sachen verstehe,  welche  sich  durch  ihre  Natur,  beziehungsweise  durch 
die  Natur  der  zu  lösenden  Aufga})e,  von  den  andern  unterscheiden. 
Aufgabe  des  BGes.  ist  daher,  da  unter  der  Herrschaft  der  gegenwär- 
tigen BV  von  einer  Zuweisung  sämtlicher  staatsrechtlicher  Rekurse  an 
das  Bundesgericht  keine  Rede  sein  kann,  das  unterscheidende  Merk- 
mal festzustellen  und  danach  die  Ausscheidung  der  Kompetenzen  vor- 
zunehmen.') 

In  dieser  Hinsicht  ist  es  nun  von  Interesse,  an  Hand  der  Botsch. 
<les  BR  vom  28.  Mai  1874  und  des  Ber.  der  Konuuission  des  StR  vom 
S.  .luni  1874  die  Gesi(;htspunkte  kennen  zu  lernen,  von  w^elchen  die 
BVers.  bei  Erlass  des  Ges.  v(mi  27.  Juni  1874  ausgegangen  ist.  In  der 
Botsch.  l)emerkt  der  BR  u.  a. :  <  Für  die  Ausscheidung  boten  sich  zwei 
Wege  dar;  entweder  konnten  all  diejenigen  Rekurse,  welche  das  BGer. 
beurteilen  soll,  speziell  aufgezählt  werden,  in  der  Meinung,  dass  dann 
alle  übrigen  dem  BR  und  in  zweiter  Instanz  der  BVers.  verbleiben  ; 
oder  man  konnte  die  Jurisdiktion  des  BGer.  als  Regel  hinstellen  und 
sodann  als  Ausnahmen  die  Fälle  aufzählen,  welche  als  Administrativ- 
st reit  igkeiteu  vom  BR  zu  entscheiden  sind.  Wenn  wir  den  letztem 
Weg  einschlugen,  so  geschali  es  wesentlich  aus  dem  GiTinde,  weil 
sich  die  beiden  Systeme  bereits  in  der  Verhandlung  des  NR  vom 
5.  Feljr.  1872,  aus  welcher  der  gegenwärtige  Art.  113  der  BV  hervor- 
gegangen ist,  gegenüber  gestanden  sind,  und  weil  der  Antrag,  welcher 
die  Mehrheit  erhielt,  in  dem  Sinne  interpretiert  wurde,  wie  wir  ihn 
nun  ausgeführt  haben Handelt  es  sich  nun  also  darum,  in  dem  vor- 
liegenden Entw.  bloss  die  Attribute  des  BR  in  Rekurssachen  festzu- 
stellen,   in    der  Meinung,    dass  alle  andern  hier  nicht  genannten   Be- 
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schwerden  ü))er  Verletzung  verfassiingsniäSv^iger  Reclite,  sowie  von 
Konkordaten  und  Stuatsverträgen,  durch  das  B(ier.  zu  beurteilen  sind, 
so  bietet  sich  von  selbst  der  leitende  Gesichtspunkt  dar,  dass  dem 
BR  alles  dasjenige  zu  übertragen  ist,  was  vorwiegend  politischer  und 
administrativer  Natur  ist,  dem  BGer.  hingegen  diejenigen  (xebiete.  auf 
welchen  das  Staatsrecht  sich  mit  dem  Privat-  oder  Strafrechte  berührt, 
oder  wo  sonst  rechtliche  Momente  vorzugsweise  den  Ausschlag  geben.').. 

Bekanntlii^h  adoptierte  die  BVers.  die  Anträge  des  BR,  soweit 
dieselben  den  Schutz  der  Niederlassungs-  und  der  (ilaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit dem  BGer.  übertragen  wollten,  nicht.  Die  Gründe,  aus 
welchem  speziell  die  konfessionellen  Artikel  der  Sorge  des  Bl^  und 
der  BVers.  unterstellt  wurden,  sind  wohl  diejenigen,  welche  der  Ber. 
der  Komm,  des  StR  enthält.*)  .  .  . 

Es  ist  nun  zweifellos  richtig,  dass  dem  BGqv.  auch  in  seiner 
Eigenschaft  als  Staatsgerichtshof  nur  Rechtsstreitigkeiten  zu  übertragen 
sind,  also  Streitigkeiten,  bei  welchen  rechtliche  (Gründe  --  im  Gegen- 
satz zu  politischen  imd  Zweckmässigkeits-Erwägungen  -  -  den  Ausschlag 
geben.  Dagegen  wäre  es  gewiss  zu  enge  und  würde  auf  einer  Ver- 
kennimg der  Aufga})en  eines  Staatsgerichtshofes  beruhen,  wenn  man 
demselben  nur  diejenigen  Gebiete  unterstellen  wollte,  wo  das  Staats- 
und Verfjissungsrecht  sich  mit  dem  Privat-  oder  Strafrechte  berührt, 
das  heisst  w^ohl,  wo  streitig  ist,  ob  die  Staatsgewalt  über  das  gesetz- 
liche oder  verfassungsmässige  Mjiss  hinaus  in  die  Privatrechte  einei* 
Person  eingegriifen  habe,  oder  wo  es  sich  um  Fragen  der  Gerichts- 
organisation, des  Prozesses  oder  des  materiellen  Strafrechtes  handelt. 
Das  erkennt  auch  die  erwähnte  Botschaft  des  BR  an,  wenn  sie  sagt, 
dass  dem  BGer.  diejenigen  Gebiete  zu  übertragen  seien,  auf  welchen 
sich  das  Staatsrecht  mit  dem  Privat-  oder  Strafrechte  berühre,  oder 
«w^o  sonst  rechtliche  Momente  vorzugsweise  den  Ausschlag  geben  . 
Allein  der  letztere  Gesichtspunkt  ist  bei  der  Kompetenzausscheidung 
schliesslicli,  wenigstens  soweit  es  sich  um  Beschwerden  wegen  Ver- 
letzung der  BV  handelt,  ziemlich  zurückgetreten  und  haben  mehr  po- 
litische und  Zweckmässigkeitsrücksichten  den  Ausschlag  gegeben,  indem 
unzweifelhaft  Streitigkeiten,  bei  welchen  lediglich  rechtliche  Momente 
den  Ausschlag  geben  sollten,  dem  BGer.  entzogen  und  den  poHtischen 
Behörden  zugewiesen  worden  sind. 

Allem  Anscheine  nach  hat  neben  andern  Zweckmässigkeitser- 
wägungen  bei  der  Einschränkung  der  bundesgerichtlichen  Kompetenzen 
namentlich  auch  die  Befürchtung  eine  Rolle  gespielt,  es  möchte  das 
BGer.  sonst  mit  Geschäften  überbürdet  werden.    Bei  der  Organisation. 
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Avt'k-he   der   neue  Entwurf   dem  BGer.    gibt,    hat  diese,   übrigens  aiirh 
sonst  nicht  begründete  Befürchtung  keine  Berechtigung  mehr. 

Die  Verf. -Bestimmungen,  um  die  es  sich  hier  hauptsächlich 
handeln  kann  (Art.  81,  48,  45,  49,  51)  der  BV),  sind  keine  blossen  Prc»- 
trranunsätze,  sondern  haben  den  (liarakter  von  Rechtssätzen.  Dieselben 
gewähren  —  wenigstens  nach  herkömmlicher  Schweiz.  Anschauung  - 
den  Bürgern  ein  subjektives  Recht  des  Inhalts,  dass  die  Staatsgewalt 
auf  den  betreffenden  Gebieten  nicht,  beziehungsweise  nur  innerhalb 
der  in  der  Verfassung  selbst  zugelassenen  Schranken,  in  ihre  Hiuid- 
lungsfreiheit  eingreifen  darf.  Soweit  die  Handlungsfreiheit  der  Bürger 
durch  die  Verfassung  geschützt  ist,  bildet  die  freie  Betätigung  der- 
selben auf  dem  betreifenden  Gebiete  einen  Bestandteil  ihres  indivi- 
duellen Rechtskreises.  Bei  allen  Streitigkeiten  über  Verletzung  jener 
Verfassimgsbestimmungen  handelt  es  sich  also  darum,  den  Rechtsinhalt 
derselben,  bezw.  den  Inhalt  des  in  denselben  den  Bürgern  gewähr- 
leisteten subjektiven,  individuellen  Rechts  festzustellen  und  darnach 
zu  prüfen,  ob  ein  durch  die  Verfassung  ausgeschlossener,  also  rechts- 
widriger Eingriff  in  den  individuellen  Rechtskreis  des  Beschwerde- 
führers stattgefunden  habe.  Immer  handelt  es  sich  also  um  Feststellung 
l^estrittenen  Rechts,  um  einen  Rechtsstreit,  welcher  durch  Anwendung 
eines  o])jektiven  Rechtssatzes  entschieden  w^erden  soll.  Der  Entscheid 
(lualifiziert  sich  als  Richterspruch,  mag  derselbe  von  den  pohtischen 
BBehörden  oder  vom  BGer.  ausgehen.  Es  ist  nun  aber  doch  ein 
(^rundsatz  jedes  Rechtsstaates,  dass  Rechtsstreitigkeiten  durch  die 
Gerichte  imd  nicht  durch  die  politischen  Behörden  entschieden  werden 
sollen.  Es  ist  wohl  zulässig,  da.ss  gewisse  Rechtsstreitigkeiten  vorerst 
von  Administrativbehörden  und  nur  in  letzter  Instanz  von  einem  Ge- 
richte beiuieilt  werden.  Das  umgekehrte  Verfahren  enthält  dagegen 
eine  völlige  Unikehrung  derjenigen  Rechtsordnung,  welche  der  Ver- 
fassungsstaat fordert. 

Zur  Zeit  ist  zw^ar  allerdings  zuzugeben,  dass  nicht  alle  auf  die 
verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  bezüglichen  Streitigkeiten  zur 
richterlichen  Austragung  sich  eignen;  denn  die  Verfassung  ist  aller- 
dings nicht  überall  so  gestaltet,  dass  die  Voraussetzungen  für  einen 
richterlichen  Schutz  gegen  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  als 
vorhanden  erachtet  werden  könnten :  sondern  sie  enthält  teilweise  nur 
einen  Grundbau,  welcher  des  Ausbaues  durch  die  Gesetzgebung  be- 
dürftig wäre. 

Die  Beurteilung  solcher  Streitigkeiten  durch  ein  Gericht  setzt 
voraus,  dass  die  betreffenden  Rechte  so  scharf  und  klar  in  der  Verf. 
oder  in  einem  Ausführungsgesetze  zu  derselben  bestimmt  und  um- 
schrieben seien,  dass,  wo  nicht  schon  der  Wortlaut  der  Verfassuugs- 
oder  Gesetzesbestimmung  jeden  Zweifel   über    Inhalt   und   Tragweite 
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derselben  beseitigt,  es  dem  Richter  doch  möglich  ist,  auf  logischem 
Wege  die  Konse(j[uenzeii  aus  der  Anerkennung  des  Rechtes  zu  ziehen. 
Wo  dagegen  die  praktische  Anwendung  einer  Verf.-Bestimmuug  nicht 
anders  geschehen  kann,  als  durch  Ergänzung  der  Arbeit  des  Gesetz- 
gebers, ist  es  allerdings  wohl  richtiger,  dieselben  wenigstens  so  lauge 
in  letzter  Instanz  in  die  Hand  des  Gesetzgebers  selbst  zu  leg^jn,  als 
—  zwar  nicht  verfassungsrechtliche,  sondern  lediglich  —  politisclie 
Grt'mde  die  Durchfühnmg  der  Verf.  durch  besondere  Ausführungsge- 
setze verhindern.  Denn  jene  Aufgabe  kommt  einem  Staatsgerichtshofe 
nicht   zu,    ganz   abgesehen   davon,    dass    dei*selbe   zur  Erfüllung  einer  | 

solchen  Aufgabe  auch  nicht  geeignet  wäre. 

Es  gilt  dies  speziell  bezüglich  Art.  31  der  BV,  welcher  die  Frei- 
heit des  Handels  und  der  Gewerbe  gewährleistet.  Es  ist  klar,  dass  es 
sich  hier  zunäclist  um  volkswirtschaftliche  Begriife  handelt.  Die  Handels- 
luid  Gewer})efreiheit  ist  an  sich  kein  Rechtsbegiiff :  sie  wird  es  aber 
und  fordert  eine  juristische  Definition,  wenn  sie  zimi  Gegenstand  eines 
Rechtssatzes  gemacht  wird.  Allein  bei  diesem  Individualrecht,  wie 
dasselbe  in  der  BV  gewährleistet  wird,  ist  eine  scharfe  Definition,  eine 
scharfe  Begrenzung  seines  Inhalts  unmöglich.  Denn  die  Schranken  des- 
selben bilden  nicht  nur  die  Sittlichkeit  und  die  öffentliche  Ordnung, 
scmdern  das  öffentliche  Interesse  erfordert  weitere  Beschränkungen, 
welche  auch  die  BV  vorsieht,  indem  sie  nicht  nur  die  sanitätspolizei- 
lichen Massregeln  gegen  Epidemien  und  Viehseuchen,  sondern  auch 
das  Wirtschaftswesen  und  die  «Verfügungen  über  Ausübung  von  Handel 
und  Gewerben  ^^  ausdrücklich  vorbehält.  Dieser  Vor})ehalt  will  zweifellos 
den  Kantonen  das  Recht  wahren,  die  im  öffentlichen  Interesse  not- 
wendigen Beschränkungen  der  Handels-  und  (iewerbefreiheit  aufzu- 
st(*llen. 

Welche  Beschränkungen  nun  aber  vom  öft'entlichen  Wohl  ge- 
fordert werden,  dies  festzustellen  ist  gewiss  nicht  Aufgabe  einer  rich- 
terlichen Behörde,  sondern  der  Administrativbehörden,  beziehungsweise 
des  Gesetzgebers.  Bekanntlich  werden  diese  Bcvschränkungen  denn 
auch  sonst  überall  durch  Ausführungsgesetze  bestimmt  und  handelt 
es  sich  bei  den  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  betreifenden  Re- 
kursen meistens  darum,  die  Vereinbarkeit  kant.  Gesetze  (über  das 
Hausierwesen,  Wirtschaftswesen ,  berufsmässige  Besorgung  von  Be- 
treibungsgeschäften imd  von  Börsengeschäften,  die  Advokatur,  den 
Apothekerbeiiif,  Besteuenmg  des  Gewerbebetriebes  ii.  s.  w.)  mit  der 
BV  zu  prüfen  und  zu  entscheiden. 

Der  Entw.  weist  daher,  in  Übereinstimmung  mit  dem  bestehenden 
Gesetze,  die  Streitigkeiten,  welche  den  Art.  31  der  BV  betreffen,  dem 
BR.  bezw.  der  BVers.  zu. 
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Dagegen  haben  wir  gefunden,  dass  hinsieht  lieh  der  übrigen  «.iben 
angeführten  YerfavSsungsartikel  (Art.  43,  45,  41)  und  50  der  BV)  —  mit 
einziger  Ausnahme  des  Art.  50  Abs.  3  —  die  Voraussetzungen  für  die 
richterliche  Beurteilung  bezüglicher  Beschwerden  vorhanden  seien  und 
keine  besondern  Gründe  dafür  sprechen,  dieselben  der  Entscheidung 
des  BGer.  zu  entziehen. 

Die  Art.  43  und  45  der  BV  bestimmen  die  Rechte  der  Schweiz. 
Niedergela.ssenen  und  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  Schweizer- 
bürgern die  Niederlassung  verweigert  oder  entzogen  werden  darf,  hin- 
länglich scharf  und  klar,  dass  die  praktische  Handhaijung  derselben 
dem  BGer.  keine  erhebliche  Schwierigkeit  bereiten  kann.  Da^ss  das 
Stimmrecht  ein  politisches  Recht  ist,  erscheint  für  die  Kompetenzaus- 
scheidung nach  dem  früher  Gesagten  ohne  Bedeutung,  da  für  die  Ent- 
scheidung solcher  Streitigkeiten  keinerlei  i)olitische  Motive ,  sondern 
lediglich  die  klaren  Verf.-Bestimmungen  in  Betracht  konnnen  dürfen. 
Djis  bestehende  Organisationsgesetz  hat  denn  auch  Beschwerden  betr. 
das  in  Art.  (>()  der  BV  vorgesehene  BGes.  dem  BGer.  zur  Beurteilung 
zugewiesen.     (Vgl.  unten  S.  759  Ziff.  3.) 

D«as  Gleiche  muss  gesagt  werden  bezüglich  Art.  49.  Die  BV  be- 
schrankt sich  nicht  darauf,  allgemein  die  Unverletzlichkeit  der  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  zu  proklamieren,  sondern  sie  zieht  selbst  in 
Art.  41)  die  Konse([uenzen  aus  der  Anerkennung  dieses  Rechtes  in  einer 
Weise,  welche  Inhalt  und  Tragweite  desselben  hinlänglich  klarstellen^ 
dass  ein  richterlicher  Schutz  gegen  Verletzung  dieses  Rechtes  ein- 
treten kann. 

Aber  auch  der  zweite,  seiner  Zeit  von  der  Komm,  des  StR  für 
die  Zuscheidung  dieser  Streitigkeiten  an  die  politischen  BBehörden  an- 
geführte und  damals  offenbar  als  durchschlagend  angesehene  Grund, 
dass  nändich  die  die  Glaubens-  und  (Tewissensfreiheit  betreffenden 
Fragen  sehr  oft  politische  Fragen  seien,  kann  nicht  anerkannt  werden. 
De  lege  lata  sind  diese  Fragen  keine  politist^hen  Fragen  mehr,  sondern 
Rechtsfragen,  und  sie  werden  denaturiert,  wenn  .si(i  aus  dem  ange- 
führten Grunde  dem  BGer.  entzogen  und  den  politischen  }i  Behörden 
zur  Entscheidung  zugewiesen  werden. 

Jener  Grund  hätte  nur  insofern  Berechtigung,  als  zu  l)efürchten 
wäre,  dass  auch  beim  BGer.  bei  der  praktischen  Handhabung  jeuer 
Verfassimgsbestinnuung  der  Jurist  durch  den  Politiker  }>eeinflusst  werden 
könnte  und  es  dem  13Ger.  nicht  gelänge,  streng  nach  den  Normen  der 
Verfassung  zu  urteilen  und  sich  von  politischen  Rücksichten  und  Er- 
wägungen gänzlich  frei  zu  halten.  In  diesem  Falle  wäre  es  allerdings 
besser,  die  Beschwerden,  welche  sich  auf  die  Verletzung  der  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  beziehen,  den  politischen  BBehörden  zu  belassen ; 
denn    es   ist   zweifellos,    dass   die  Autorität  eines  Gerichtshofes  leiden 
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muss,  wenn  er  bei  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  politische  Ein- 
flüsse und  Motive  nicht  gähzUch  fem  zu  halten  vermag.  Wir  teilen 
aber  jene  Befi\rchtung  nicht,  sondern  glauben  umgekehrt,  es  empfehle 
sich  die  Zuweisung  dieser  Beschwerden  an  das  BGer.  gerade,  um  den- 
selben den  politischen  Charakter  zu  benehmen  und  auch  im  Gesetze 
der  richtigen  Ansicht  Ausdruck  zu  geben,  dass  es  sich  bei  der  Ent- 
scheidung dieser  Streitigkeiten  ledighch  um  einen  nach  Verfassungs- 
und Rechtsgrundsätzen  zu  gebenden  Richterspruch  handeln  könne. 

Es  ist  auch  gewiss  richtiger,  wenn  Beschwerden  wegen  Verletzung 
der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  die  durch  ein  richterliches  Urteil 
(Strafurteil)  begangen  w^orden  sein  soll,  von  einem  Gerichte  beurteilt 
werden.  Denn  es  sollte  doch  in  einem  Rechtsstaate  nicht  vorkommen, 
dass  gerichtliche  Urteile  durch  eine  andere  Behörde  als  ein  Gericht, 
resp.  durch  eine  politische  Behörde  aufgehoben  werden. 

Mit  dem  Art.  49  der  BV  steht  im  Zusammenhange  Art.  50,  welcher 
in  seinem  ersten  Absätze  speziell  die  Kultusfreiheit  gew^ährleistet.  Bei 
dem  Zusammenhange  der  beiden  Verfassungsbestimmungen  ist  es  ge- 
boten, dass  Beschwerden,  welche  sich  auf  Art.  50,  die  öffentliche  Re- 
ligionsübung, beziehen,  der  gleichen  Behörde  zugewiesen  werden,  Ane 
diejenigen  aus  Art.  49,  sofem  nicht  besondere  Gründe  für  eine  andere 
Kompetenzbestimmung  sprechen.  Dies  ist  u.  E.  nicht  der  Fall.  Wir 
schlagen  daher  vor,  die  Handhabung  beider  Verf.-Bestimmungen  dem 
BGer.  zu  übertragen.  Wenn  Art.  50  Abs.  1  die  freie  Ausübung  gottes- 
dienstlicher Handlungen  nur  innerhalb  der  Schranken  der  Sittlichkeit 
und  der  öffentlichen  Ordnung  gewährleistet,  so  stellt  er  damit  keine 
besondere  Beschränkung  der  Kultusfreiheit  auf.  Diese  Beschränkung 
versteht  sich  vielmehr  von  selbst  und  gilt  auch  für  andere  Giimdrechte, 
z.  B.  das  Vereinsrecht,  die  Pressfreiheit  u.  s.  w.  Wir  können  daher  die 
Gründe,  w'elche  s.  Z.  im  Ber.  der  Ständer.  Komm.,  oben  S.  787,  zu  gunsten 
der  Kompetenz  der  politischen  BBehörden  angeführt  worden  sind,  nicht 
als  stichhaltig  und  durchschlagend  anerkennen.  Dagegen  ist  noch  darauf 
hinzuweisen,  dass,  wie  der  Rekurs  Wackernagel  und  die  Salutisten- 
rekurse')  gezeigt  haben,  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  (Bekennt- 
nisfreiheit)  sich  aufs  innigste  mit  der  Pressfreiheit  und  dem  Vereins- 
und Versammlungsrecht  berühren,  und  dass  es  daher  auch  von  diesem 
Gesicht«pimkte  aus  ebenso  irrationell  als  unzweckmässig  ist,  die  Be- 
schwerden über  Verletzung  aller  dieser  Individualrechte  verschiedenen 
Behörden  zur  Erledigung  zu  überweisen. 

Es  ist  auch  nicht  einzusehen,  warum  eine  richterliche  Behörde 
weniger  als  eine  Administrativbehörde  zur  Beantwortung  der  Frage 
geeignet  sein  sollte,    ob   im   einzelnen    Falle  die  tatsächlichen  Voraus- 


1)  Vgl.  vorläufig  Erste  Auflage  11,  Nr.  6«0,  7a6. 
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Setzungen  für  das  Einschreiten  der  Behörden  —  Verstoss  gegen  die 
SittHchkeit  oder  die  öffentliche  Ordnung  —  vorhanden  gewesen  seien 
und  die  getroffenen  Massnahmen  nicht  über  das  zulässige  Mass  hinaus 
in  die  garantierte  Kultusfreiheit  eingreifen.  Auch  bezüglich  der  Mass- 
nahmen zur  Erhaltung  des  öffentlichen  Friedens  unter  den  Angehörigen 
der  verschiedenen  Religionsgenossenschaften  verhält  es  sich  nicht  anders. 
Es  ist  selbstverständlich,  dass  in  dieser  Richtung  dem  Ermessen  der 
Verwaltungsbehörden  ein  gewisser  Spielraum  gelassen  werden  niuss  ; 
allein  dieses  Ennessen  ist  immerlün  kein  sachUch  unbeschränktes ;  das- 
selbe muss  sich  vielmehr  innerhalb  sachlicher  Grenzen  bewegen,  und 
es  kann  die  Frage,  ob  diese  Grenzen  im  einzelnen  Fall  überschritten 
worden  seien,  ganz  wohl  Gegenstand  eines  Rechtsstreits  und  richter- 
licher Entscheidung  sein.  Gegen  Massnahmen  des  Bundes,  bezw.  des 
BR  ist  die  Anrufung  des  Bundesgerichtes  überhaupt  ausgeschlossen. 

Dagegen  muss  u.  E.  die  Handhabung  der  ganz  selbständigen  Be- 
stimmung von  Art.  5()  Abs.  3,  soweit  derselbe  sich  auf  Anstände  aus 
dem  öffentUchen  Rechte  bei  BUdung  und  Trennung  von  Rehgions- 
genossenschaften  bezieht,  in  die  Kompetenz  des  BR  bezw.  der  BVei's. 
gelegt  werden.  Denn  diese  Bestimmung  ist  in  der  Tat  einer  Ergänzung 
bedürftig,  welche  richtiger  Weise  nur  von  der  gesetzgebenden  Behörde 
ausgehen  kann. 

Die  Art.  50,  Abs.  4,  Art  51  und  52  der  BV  bedürfen  keiner  Er- 
wähnung im  Organis ation.sgesetze,  da  Verletzungen  derselben  nicht 
Gegenstand  eines  staatsrechtlichen  Rekurses  sein  können,  sondern  die 
Vollziehungs})ehörden  von  Amtes  wegen  für  deren  gehörige  Beob- 
a<*htung  zu  sorgen  imd  gegen  Übertretungen  einzuschreiten  haben,  vgl. 
Art.  102  Ziff.  2  der  BV. 

Im  Übrigen  stimmt  der  Entwurf  mit  dem  bestehenden  Gesetze 
überein,  und  wir  sehen  uns  lediglich  mit  Bezug  auf  Art.  27  der  BV 
(Schulartikel)  noch  zu  einer  Bemerkung  veranlasst. 

Wie  schon  in  der  Botsch.  des  BR  vom  23,  Mai  1874  hervorgehoben 
worden  ist,  lassen  sich  allerdings  auch  auf  diesen  Artikel  Beschwerden 
gründen,  welche  sich  zur  richterlichen  Entscheidung  eignen  w^ürden, 
so  namentlich  Beschwerden  gegen  die  Fordenmg  von  Schulgeld  für 
den  öffentli(4ien  Primarunterricht.  Allein  diese  Verf. -Bestimmung  kann 
auch  Anlass  zu  andern  Beschwerden  geben,  welche  nicht  wohl  Gegen- 
stand der  Untersuchung  und  Entscheidung  durch  eine  richterliche  Be- 
hörde sein  können  und  gegenüber  w^elchen  die  Beschwerden  der  erst- 
genannten Art  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  sind.  Die  Frage 
nämlich,  ob  der  Primarunterricht  genügend  sei,  ob  die  Leitung  den 
Anforderungen  der  BV  entspreche,  ob  die  Schulen  insbesondere  so 
eingerichtet  seien,  dass  iln*  Besuch  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse 
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ohne  Beeinträchtigung  ihrer  GhiubenvS-  und  Gewissensfreiheit  möglirh 
sei.  kann  allerdings  auf  dem  Wege  der  Beschwerde  aufgeworfen  werden: 
allein  zum  Gegenstand  eines  Rechtsstreites  zwischen  den  Bürgern  und 
den  Behörden,  der  durch  Richterspruch  zu  lösen  wäre,  eignen  sich 
diese  Fragen  doch  kaum.  Denn  es  handelt  sich  dabei  in  der  Regel 
nicht  darum,  ol»  eine  von  einer  kant.  Behörde  getroffene  Verfügimg 
aufzuheben  sei  oder  nicht,  sondern  darum,  ob  für  den  Bund  Veran- 
lassung vorhanden  sei,  nach  Massgabe  des  Art.  27  Abs.  4  der  BV 
getcen  einen  Kanton  vorzugehen  und  denselben  durch  geeignete  Mass- 
nahmen zur  Erfüllung  der  ihm  durch  den  Art.  27  auferlegten  Ver- 
pflichtungen anzuhalten,  wozu  die  BBehörden  ja  auch,  ohne  dass  eine 
Beschwerde  erhoben  worden  ist,  berechtigt  und  unter  Umständen  ver- 
j)tlichtet  sind.  Denn  diese  Verf.-Bestimmung  stellt  den  Kantonen  eine 
Aufgabe,  die  sie  nicht  nur  gegen  ihre  Einwohner,  sondern  ebenso  sehr 
und  in  erster  Linie  dem  Bunde  gegenüber  zu  erfüllen  haben,  wie  aus 
ihrem  ganzen  Inhalte  und  insbes.  aus  dem  Schlussatze  deutlich  her- 
vorgeht. Dafür,  dass  Niemand  gezwungen  werden  kann,  seine  Kinder 
an  dem  reUgiösen  Unterricht  einer  andern  Religionsgenossenschaft  teil- 
nehmen zu  lassen,  sorgt  Art.  49  der  BV  und  steht  daher  gegenüber 
solchen  Eingriffen  in  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  das  Be- 
scliwerderecht  aus  dieser  Verfassungsbestimmung  zu. 

Die  Art.  24,  25,  33,  34,  39,  40  und  69  enthalten  keine  Anerken- 
mmgen  von  individuellen  Rechten,  sondern  statuieren  lediglich  die 
Kompetenz  der  BGesetzgebung  über  verschiedene  früher  der  kanto- 
nalen Gesetzgebungsgewalt  unterstellte  Gebiete.  Zu  einer  Kompetenz- 
ausscheidung ist  daher  an  dieser  Stelle  nur  insoweit  Veranlassung 
vorhanden,  als  weder  die  l)etr.  BGes.  selbst,  noch  das  Organisations- 
gesetz in  seinen  vorhergehenden  Teilen  Kompetenzbestimmungen  ent- 
halten. In  dieser  Richtung  haben  wir  es  einzig  noch  notwendig  gefun- 
den, die  Gerichtsstandsfragen,  die  auf  Grund  jener  BGes.  entstehen 
könnten  (vergl.  z.  B.  Art  2  und  3  des  BG  betr.  Zusatzbestimmungen 
über  polizeiliche  Massregeln  gegen  Viehseuchen,  vom  19.  Juli  1873),  aus- 
drücklich dem  BGer.  zuzuweisen  (Art.  115  Ziff.  6),  was  wohl  keiner 
weitern  Begründung  bedarf. 

Soweit  die  in  der  BV  (Art.  4(>,  47  und  G(>)  in  Aussicht  genommeneu 
Gesetze  noch  nicht  erlassen  sind,  erscheint  es  ebenso  unpassend  als 
zwecklos,  zum  Voraus  die  Kompetenzen  zu  bestinunen. 

Was  die  Beschwerden  wegen  Verletzung  der  in  den  Kantons- 
verfassimgen  garantierten  Rechte  betrifft,  so  weicht  der  Entw.  nur  in- 
soweit von  dem  bestehenden  Gesetze  ab,  als  derselbe,  soweit  die  KVerf. 
di<'  gh'icheu  Rechte  gewährleisten,  welche  in  der  BV  anerkannt  sind, 
dit*  Kompetenzausscheidung  ebenfalls  nach  Materien,  in  gleicher  Weise 
wie    bezüglich  den    ents[)reclienden   Bestimmungen  der  BV   vornimmt. 
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Nach  der  Botsch.  des  BR  vom  23.  Mai  1874  la^  diese^  wohl  einzig  ra- 
tionelle Ausscheidung  damals  schon  in  der  Absicht  des  BR,  und  es 
beiiiht  offenbar  nur  auf  einem  Vei*sehen,  dass  das  Gesetz  selbst  der- 
selben nicht  bestimmten  Ausdruck  verleiht. 

Es  könnte  sich  fragen,  ob  nicht  die  Beschwerden  gegen  die  Giltig- 
keit  kant.  Wahlen  und  Abstimmungen  föi*  die  Zukunft  dem  BGer.  zu 
übertragen  seien.  Wenn  wir  davon  absehen,  so  geschieht  dies  nicht 
sowohl  deshalb,  weil  diese  Rekurse  meistens  einen  pohtischen  Charakter 
haben,  stmdern  weil  dieselben  nicht  selten  eine  Untersuchimg  erheischen,, 
welche  vom  BR  viel  leichter  und  sicherer  vorgenommen  w^erden  kann,. 
JUS  vom  BGer. 

Bezüglich  der  Besehwerden  wegen  Verletzung  von  Konkordaten 
imd  Staaisverträgen  belässt  es  der  Entw.  bei  den  bestehenden  Be- 
stimmungen, da  luis  kein  Anlass  zu  einer  Änderung  vorauliegen  scheint. 
Die  Konkordate  sind,  wie  die  Sammlung  der  Entscheidungen  des  BGer^ 
beweist,  von  keiner  erheblichen  Bedeutung  m4;)hr  und  beschlagen  durch- 
weg Gegenstände  privatrechtlicher  und  gerichtlicher  Natm\ 

Mit  Bezug  auf  die  Beschwerden  wegen  Verletzung  von  Staats- 
verträgen mit  dem  Auslande  sagte  die  Botsch.  vom  23.  Mai  1874:  «Da 
es  sich  hier  sehr  oft  darum  handeln  wird,  Verwicklungen  mit  dem 
Ausland  zu  verhüten  oder  zu  riskieren,  also  hin  und  wieder  auch  po- 
litische Rücksichten  ins  Auge  zu  fassen  sein  werden,  so  schien  es  rat- 
sam, den  Kreis  der  Kompetenzen  des  BGer.  etwas  enger  zu  ziehen, 
als  bei  den  interkantonalen  FragenM.>  Dieser  Gesichtsfmnkt  scheint 
uns  jetzt  noch  zuzutreffen  und  die  frülier  vorgenommene  Kompetenz - 
ausscheidung  in  allen  Punkten,  auch  bezüglich  der  Niederlassung,  zu 
rechtfertigen. 

Art.  117  entscheidet  eine  Frage,  bezügüch  welchft-  die  Ansicliten 
bisher  auseinander  gegangen  sind.  Das  Blier.  hat  den  staatsrecht- 
lichen Rekurs  gegen  kant.  Urteile  besonders  in  Strafsachen,  welche 
nach  eidg.  Gesetzen  zu  entscheiden  sind,  zugelassen,  weU  das  Bedüi'fnis 
hiefür,  z.  B.  in  Markenschutzsachen,  sich  geltend  machte,  ein  })esonderes^ 
Rechtsmittel  nicht  existierte  und  wenigsteiLs  der  Wortlaut  des  Organi- 
sationsgesetzes (Ai-t.  59)  nicht  entgegenstand,  vgl.  BGer.-Entsch.  1883,. 
IX  S.  474;  1880,  XII  S.  543.2)  Da  nun  der  Entw.  diesem  Bedürfnisse 
durch  Einführung  besonderer  Rechtsmittel  (Art.  (>4  und  Ul)  entgegen- 
kommt, so  ist  in  solchen  Streitsac^hen  für  den  staiitsrechtlichen  Rekurs^ 
kein  Raum  mehr  und  erscheint  es  augemessen,  dies  im  (besetze  aus- 
drücklich zu  sagen. 

Der  im  zweiten  Absatz  dieses  Ai'tikels  gemachte  Vorbehalt  wegen 
Verletzung  von  Staatsverträgen  erklärt  sich  aus  Art.  113  Ziff.  3  der  BV. 

*)~Vgl.  oben  S.  736. 

-)  Vgl.  Meili.  Das  Mai'keiistraf recht,  Bern  1888,  S.  50,  51. 
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Soweit  die  Anfechtung  gerichtlicher  Entscheidungen  mit  den  civih'echt- 
liehen  imd  strafrechtlichen  Rechtsmitteln  zulässig  ist,  bleibt  für  den 
staatsrechtlichen  Rekurs  kein  Raum,  indem  es  keinen  Sinn  hat,  den- 
selben neben  jenen  Rechtsmitteln  zuzulassen.  Wegen  Verletzung  privat- 
rechtlicher  oder  strafrechtlicher  Vorschriften  von  Staatsverträgen  müssen 
aber  jene  Rechtsmittel  dem  stAatsrechtlichen  Rekurse  der  Natur  der 
Sache  nach  vorgehen. 

Zum  Verständnis  des  geltenden  im  BG  vom  22.  März  1893 
^enthaltenen  Rechtes  mag  es  tunlich  erscheinen,  die  Begründung 
der  vom  BR  beantragten  und  von  der  BVers.  beschlossenen  Ab- 
weichungen vom  Entw.  Hafner,  wie  sie  in  der  Botscli.  des  BR 
Tom  5.  April  1892  enthalten  ist,  kennen  zu  lernen;   der  BR  sagt: 

1.  Mit  Bundesrichter  Hafner  geht  der  BR  mit  bezug  auf  Beschwer- 
den betr.  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  nur  in  einem  Punkte 
nicht  einig:  der  BR  will  die  Handhabung  des  Art.  50  der  BV,  auch 
soweit  derselbe  in  seinem  dritten  Absätze  sich  auf  Anstände  aus  dem 
i^ffentlichen  Rechte  bei  Bildung  und  Trennung  von  Religionsgenossen- 
schaften bezieht,  in  die  Kompetenz  des  BGei*.  legen.  Wenn  Hafner  meint, 
diese  Bestimmung  sei  in  der  Tat  einer  Ergänzung  bedürftig,  welche 
richtiger  Weise  nur  von  der  gesetzgebenden  Behörde  ausgehen  könne, 
so  hat  der  BR  dagegen  aus  der  Behandlung,  welche  der  sog.  Mariahilf- 
rekurs  in  den  BBehörden  gefunden  hat,  die  Überzeugung  geschöpft,  dass 
»eine  solche  Ergänzung  in  der  Tat  kein  Bedürfnis  ist'.) 

Das  Bundesgericht  seinerseits  spricht  sich  in  einem  Gutachten  vom 
10.  Juni  1889  zum  Entw.  Hafner  für  die  Kompetenz  des  BR  bezw.  der 
BVers.  zur  Beurteilung  von  Beschwerden  wegen  Verletzung  des  Art.  50, 
Abs.  1,  2  und  3,  der  BV  aus: 

« Wir  verkennen  das  Gewicht  der  Giünde,  welche  in  den  Motiven 
zum  Entw.  für  Übe^v^'eisung  der  Beschwerden  wegen  Verletzung  des 
Art.  TA)  Abs.  1  an  das  BGer.  geltend  gemacht  werden,  keineswegs. 
Allein  es  scheint  uns  doch  nicht  tunlich,  diesem  Vorschlage  des  Entw. 
Folge  zu  geben.  Die  Gewährleistung  des  Art.  50  Abs,  1  steht  offen- 
bar in  engster  untrennbarer  Verbindung  mit  der  Bestimmung  des  Abs.  2; 
die  Handhabung  der  in  Art.  50  Abs.  2  dem  Bunde  vorbehaltenen  Be- 
fugnisse aber  kann  offenbar  in  keine  andere  Hand  als  in  diejenige  der 
l)olitischen  BBehörden  gelegt  werden.  Den  politischen  BBehörden  muss 
^s  vorbehalten  bleiben,  die  geeigneten  Massnahmen  zur  Handhabung 
der  öffentlichen  Ordnung  wie  des  religiösen  Friedens  u.  s.  w.  zu  treffen. 
Demnach  muss  es  aber  naturgemäss  auch  diesen  Behörden  überlassen 
bleil)en,  zu  entscheiden,  ob  kant.  Anordnungen,  welche  die  Ausübung 
-eines  bestimmten  Kultus  normieren   bezw.   beschränken,  aus  dem  Ge- 

')  Erste  Auflage  IL  Nr.  689:  vgl.  jedoch  auch  BGer.-Entsch.  1898.  XXIV 
1  Nr.  124. 
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Sichtspunkte  des  Ai-t.  5()  Abs.  2  sich  rechtfertigen  lassen  oder  aber 
die  Gewährleistung  des  Art.  5<)  Abs.  1  verletzen;  es  lässt  sich  das 
füglich  nicht  trennen.  Andernfalls  könnte  es  ja  dazu  kommen,  dass 
z.  B.  das  BGer.  eine  bestimmte  Massnahme  als  nach  Art.  50  Abs.  1 
der  BV  unzulässig  erklären,  die  politischen  BBehörden  dagegen  dieselbe 
als  nach  Ali:.  50  Abs.  2  gerechtfertigt  erklären,  zu  ihrer  eigenen  machen 
und  mit  dem  Schilde  ihrer  Autorität  decken  würden.  Die  Möglichkeit 
derartiger  Konflikte  wird  besser  vermieden.» 

Trotz  dieser  vom  BGer.  geäusserten  Besorgnis  hielt  der  BR  ein 
Abgehen  von  dem  prinzipiell  richtigen  Vorschlage  des  Entw.  Hafner 
nicht  für  gerechtfertigt  .  .  . 

2.  Die  Bestimmungen  des  in  Art.  (M)  der  BV  vorgesehenen  BGes, 
zur  Feststellung  der  Schranken,  innerhalb  welcher  ein  Schweizerbürger 
seiner  politischen  Rechte  verlustig  erklärt  werden  kann,  werden  nach 
der  Natur  der  Sache,  wie  dies  vcmi  BR  für  das  ganze  Gebiet  des  poli- 
tischen Stimmrechts  vorgeschlagen  wird,  vom  BR  und  von  der  BVei^s.  zu 
schützen  sein.  Es  liegt  jedoch  keine  Veranlassung  vor,  dies  jetzt  schcm 
in  einem  Gesetze  auszusprec^hen. 

8.  Die  Art.  24,  25,  33,  34,  30,  40  und  GO  der  BV  enthalten  keine 
Anerkennungen  von  individuellen  Rechten,  Sfmdern  statuieren  lediglich 
die  Kompetenz  der  BGesetzgebung  über  verschiedene,  früher  der  kant. 
Gesetzgebungsgewalt  unterstellte  verwaltungsrechtliche ,  insbesond(»re 
polizeirechtliche  Gebiete  .  .  .  Seit  1874  sind  nun  aber  mehrere  BGes. 
j)olizeirechtlicher  Natur  erlassen  worden,  die  sich  nicht  auf  einen  der 
obigen,  schon  im  Ofganisationsgesetze  von  1874  aufgeführten  Verfassungs- 
artikel stützen,  sondern  z.  B.  auf  Art.  31,  lit.  e  (vor  der  Revision  von 
1885,  lit.  c),  mid  auf  Art.  04  der  BV.  Wir  erwähnen  })eispielsweise  das 
B(i  betr.  Ktmtrollierung  und  (iarantie  des  Feingehaltes  der  Gold-  mid 
Silberwaren,  vom  23.  Dez.  1880,  imd  das  BG  l^etr.  den  Handel  mit  Gold- 
und  Silberwaren,  vom  17.  Juni  1886.  Die  Überwachung  der  Vollziehung 
dieser  Gesetze  fällt  nach  der  Natur  der  Sache  in  die  Zuständigkeit  der 
obersten  eidg.  Verwaltungsbehörde  und  nicht  in  diejenige  des  BGer.; 
es  verhält  sich  damit  nicht  anders  als  mit  der  Ausfühnmg  der  auf  Art.  24, 
25,  33  u.  s.  w.  der  BV  gegründeten  Bundesgesetze.  BGesetze  dieser 
Art  können  auch  in  Zukimft  erlassen  werden.  Es  ist  aber  nicht  mög- 
lich, die  Fälle,  in  denen  dies  geschehen  wird,  vorauszusehen  und  im 
Organisationsgesetze  anzuführen.  So  hat  es  denn  der  BR  für  zweck- 
mävSsig  imd  als  den  Verhältnissen  entsprechend  gefunden,  unter  Ziif.  5 
des  Art.  170  in  einem  besondern  Absätze  von  den  Bimdesgesetzen 
polizeirechtlicher  Natur,  ohne  Beschränkung  derselben  auf  die  zitierten 
Verfassungsartikel,  zu  sprechen  und  die  Kompetenz  zur  Erledigung  von 
l^eschwerden  betr.  dieselben  dem  BR  und  —  gegebenenfalls,  d.  h.  wenn 
nicht  diese  Gesetze  den  BR  als  letztinstanzlich  entscheidende  Behcu-de 
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hezeiclmen  der  BVers.,  unter  Vorbehalt  abweichender  Bestimmungen 
der  Gesetze  selbst  und  des  Art.  181  des  Entw.  und  mit  Ausnahme 
der  Gerichtsstandsfragen,  zuzuscheiden. 

3.  Wir  schlagen  vor,  dass  den  politischen  BBehörden  nicht  bloss 
die  Kompetenz  zur  Beurteilung  von  Beschw-erden  betr.  kantonale 
Wahlen  und  Abstimmungen,  sondern,  als  damit  in  engstem,  untrenn- 
barem Zusammenhange  stehend,  auch  die  Kompetenz  zur  Beurteilung 
von  Beschwerden  betr.  die  politische  Stinnnberechtigung  bei  kantonalen 
Wahlen  und  Abstimmungen  im  Gesetze  ausdrücklich  zuerkannt  werden 
solle. 

In  Anw^endung  kommen  bei  diesen  Fällen  vor  allem  das  kant. 
Verfassungsrecht  \md  sodann  von  der  BV  die  Art.  4  (Rechtsgleichheit), 
5  fStimmberechtigung  der  Bürger  als  politisches  Gnmdrecht),  43  (Stimm- 
berechtigung der  Niedergelassenen)  und,  wenn  einmal  die  BGesetzgebung 
die  Schranken  festgesetzt  haben  wird,  innerhalb  welchen  ein  Schweizer- 
bt\rger  seiner  politischen  Rechte  verlustig  erklärt  werden  kann,  auch 
Art.  (>()  und  das  auf  Grund  desselben  erlassene  BGesetz,  also  mit  einem 
Worte:  das  einschlägige  Bundesrecht. 

Im  Jahre  1874,  als  man  dem  BGer.  die  Jurisdiktion  in  Ansehung 
der  staatsrechtlichen  Beschwerden  übertrug,  welche  die  in  den  KVerf. 
garantierten  Rechte  der  Bürger  zum  Gegenstande  ha})en,  wurden  hie- 
von  die  Rekurse  ausgenommen,  «welche  sich  auf  kantonale  Wahlen 
und  Abstimmungen  beziehen,  weil  diese  einen  eminent  politischc^n 
Charakter  haben ».M 

Vor  1874  stand  die  Kompetenz  zur  Entscheidung  von  Beschwer- 
den l)etr.  kantonale  Wahlen  und  Abstimmungen,  wie  ü})erhaupt  die 
Kompetenz  zur  Behandlung  von  Rekursbeschwerden  wegen  Verletzung 
verfassungsmässiger  Rechte  der  Büi'ger,  ausschliesslich  dem  BR  bezw. 
der  BVers.  zu.  In  dieser  Kompetenz  wjir  diejenige  zur  Erledigung  von 
Stimmrechtsstreitigkeiten,  mochten  dieselben  bei  oder  vor  oder  nach 
einem  Abstimmungs-  oder  Wahlakte  sich  erheben,  eingeschlossen. 

Im  Jahre  1874  wurde  bei  der  Zuscheidung  der  Komi)etenz  betr. 
die  kant.  Wahlen  und  Abstimmungen  die  Kompetenz  zur  Erledigung 
von  Stinunrechtsbeschwerden  nicht  erwähnt.  Allein  es  ist  (une  unbe- 
strittene Tatsache,  dass  auch  seit  1874  Stiramrechtsfragen.  wenn  sie 
mit  der  Frage  der  Giltigkeit  einer  Wahl  oder  Abstimnuuig  zusammen- 
trafen, in  und  mit  der  Entscheidung  über  die  Anerkennung  l)ezw.  Un- 
giltigerklärung  der  Wahl  oder  der  Abstinnnung  stets  vcm  den  po- 
litischen BBehörden  erledigt  w-orden  sind.  Dabei  wurden  nach  wie  vor 
1874  jew^eils  alle  einschlagenden  verfassungsrechtlichen  Momente,  ins- 
besondere die  Frage,  ot)  das  politische  Stimmrecht  der  Bürger  frei  und 


')\g\.  oben  S.  7:35:  752,  75H. 
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ungehindert  ausgeübt  werden  konnte,  geprüft.  Die  politische  BBehörde 
wai'  demzufolge  der  letztinstanzliche  Richter  über  die  Frage,  ob  das 
kant.  Verfa^sinigsrecht  in  Ansehung  einer  Wahl  oder  Abstimmung  nicht 
verletzt  worden  sei. 

Wie  aber  verhielt  es  sich  seit  1874  hinsichtlich  der  Stimmrechts- 
streitigkeiten,  wenn  diese  vor  einer  Wahl  oder  Abstimmung  aufge- 
worfen wurden?  Nach  dem  Wortlaut  des  Organisationsgesetzes  von 
1874  (Art.  59  Ziif.  9)  tiel  die  Beurteilung  derselben  ausschUesslich  dem 
BGer.  zu;  nach  dem  Sinn  und  Geist  der  Ges.-Bestimmung  konnte  es 
keinen  Unterschied  machen,  ob  die  Streitfrage  einen  Tag  vor  oder  nach 
der  Wahl  erhoben  worden  sei. 

Mit  der  Teilung  der  Kompetenzen  zwischen  BGer.  und  BR  und 
der  Zuscheidung  der  allgemeinen  Kompetenz  zur  Beurteilung  von  Be- 
schwerden wegen  Verletzung  des  kant.  VerfaSvSungsrechts  an  das 
BGer.,  ohne  Vorbehalt  bezüglich  der  Stimmrechtsfragen,  zeigte  sich 
bald  in  Bezug  auf  diese  letztem  die  Unsicherheit  der  Behörden  auch 
noch  in  anderer  Richtung.  Die  eine  Behörde  wies  der  andern  Kompe- 
tenzen zu,  welche  von  dieser  abgelehnt  wurden;  das  BGer.  fand  z.  B., 
es  haben  dem  BR  bloss  Streitigkeiten  «vorwiegend»  politischer  und 
administrativer  Natur  übertragen  werden  wollen,  wie  Beschwerden,  die 
auf  Kassation  einer  Wahl  wegen  Nichtbeobachtung  des  gesetzlichen 
Verfahrens,  wegen  mangelnder  Wahlfähigkeit  des  Gewählten  «u.  s.  w.» 
gerichtet  sind ;  der  BR  aber  wies  Beschwerden  betr.  die  passive  Walil- 
fähigkeit  von  seiner  Instanz  weg;  das  BGer.  behandelte  die  Frage  der 
Giltigkeit  von  Korporationsgemeinde  wählen,  obgleich  verfassungsgeraäss 
für  dieselben  die  Vorschriften  über  das  politische  Stimmiecht  galten; 
der  BR  hinwieder  befasste  sich  mit  Kirchenratswahlen,  mit  der  Frage 
der  Giltigkeit  kant.  Referendurasunterschriften  u.  s.  w.  An  die  Stelle 
eines  klaren  und  einheitlichen  Rechtsganges  trat  eine  sehr  missUche 
Dopi)elspurigkeit  und  Ungewissheit.')  Schon  am  23.  Dez.  1875  schrieb, 
anlässlich  eines  Wahlrekurses,  das  BGer.  dem  BR  wie  zur  Entschuldi- 
gung der  beidseitigen  Unsicherheit  in  Betreff  der  Kompetenzverhält- 
nisse: Die  Festsetzung  der  Grenzlinie  zwischen  Administrativstreitig« 
keiten  und  Streitigkeiten,  die  es  nicht  sind,  bietet  oft  unüberwindliche 
Scliwierigkeiten  dar.*) 

Diese  Verhältnisse  haben  den  sog.  Kompetenzkonflikt  zwischen 
dem  Staatsrate  des  Kantons  Tessin  und  dem  Bundesrate  in  Betreff  der 
Entscheidungsbefugnis  von  Stimmrechtsbeschwerden  bei  Anla,ss  der 
Tessiner  Grossratswahlen  vom  8.  März  1889  hei-vorgerufen.^) 

1)  Y^,  Erste  Auflage  II,  S.  501-525. 

2)  Vgl.  Erste  .Auflage  II,  Nr.  77S. 

«)  Vgl.  Urteü  des  BGer.  vom  19.  April  18,%  i.  S.  Tessiu  c.  Bund, 
BGer.-Eutscli.  1890,  XVI  Nr.  87,  1891,  XVII  Nr.  89;  Erste  Auflage  II,  Nj".  77«a, 
775,  776,  888,  884. 
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Der  BK  hat  in  diesem  Konflikt  den  Standpunkt  eingenommen,  dass 
der  BR  nach  der  Nattir  der  Sache  kompetent  sein  müsse,  tiber  Stimm- 
reehtsfragen  zu  entscheiden,  auch  wenn  dieselben  vor  einer  Wahl  oder 
Abstimmung  erhoben  werden.  Dabei  räumte  er  allerdings  ein,  dass 
das  Organisationsgesetz,  wenn  bloss  auf  seinen  Wortlaut  gesehen  wird, 
die  bundesrätliche  Kompetenz  auf  die  Erledigung  von  Beschwerden 
betr.  vollzogene,  stattgehabte  Wahlen  und  Abstimmungen  beschränkte. 
Allein  er  glaubte  seinen  Kompetenzanspruch  schon  auf  Grund  des  Ge- 
setzes von  1874  erheben  zu  dürfen,  indem  er  sich  durch  die  Logik  der 
Tatsachen  hiezu  genötigt  fand;  er  fügte  bei:  Was  wir  schon  jetzt  für 
die  Praxis  postulieren,  das  wird  ganz  unvermeidlich  bei  der  Revision 
des  Organisationsgesetzes  über  die  BRechtspflege  einfachen  und  sichern 
Ausdruck  finden  müssen,  die  Einheit  der  Jurisdiktion  in  der  hier  be- 
sprochenen Materie,  und  zwar,  wüe  wir  glauben,  die  Einheit  der  Jiu-is- 
diktion  in  der  Hand  der  politischen  BBehörden. 

In  Festhaltuug  dieser  Rechtsanschauung  hat  der  BR  seit  1889 
zahlreiche  Rekursentscheide  über  Stimmrechtsfragen  getroffen. 

Das  eidg.  Justizdepartement  hat  deshalb  vorgeschlagen,  in  diesem 
Punkte  vom  Entw.  Hafner  abzugehen  und  die  Erledigung  der  Wahl- 
und  Abstimmungsfragen  und  der  Stimmrechtsfragen  den  politischen 
Bundesbehörden  zu  übertragen,  die  darüber  auf  Grundlage  sämtlicher 
einschlägigen  Bestinuuungen  des  kant.  Verfassungsrechts  und  des  Bun- 
desrechts urteilen  sollen.  Eventuell  beantragte  das  Departement,  die 
Kognition  sowohl  über  die  Stimmrechts-  als  über  die  Wahl-  und  Ab- 
stimmungsfragen dem  Bundesgerichte  zuzuweisen,  damit  die  Einheit 
der  Rechtsprechung  gewahrt  werde.  Bundesrichter  Hafner  erklärte  sich 
mit  dem  ersten  Vorschlage  des  Departements  einverstanden,  und  auch 
die  Expertenkomm.  entschied  sich  .  .  .  für  denselben. 

Dass  der  BR  diesem  Vorschlage  ebenfalls  seine  Zustimmung  gibt, 
bedarf  nach  dem  Gesagten  keiner  weitem  Begründung.  Das  vom  BR  von 
jeher  klar  ausgesprochene  Motiv  dafür  liegt  in  dem  innern  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Stimmrecht  der  einzelnen  Bürger  und  dem  Wahl- 
und  Abstimmungsakte  als  dem  Produkte  der  Betätigung  des  Stimm- 
rechts. Ein  jeder  Stimmrechtsentscheid  ist  von  präjudizieller  Bedeutung 
für  eine  Wahl  oder  Abstimmung.  .  .  .  Das  Stimmrecht  ist  nicht  bloss  ein 
Individualrecht,  sondern  auch  die  Grundlage  unserer  politischen  Insti- 
tutionen, und  Pflicht  der  politischen  Behörde  ist  es,  dafür  zu  wachen, 
dass  diese  Grundlage  nicht  angetastet,  verändert,  geschwächt  werde. 
Wie  sollte  dies  die  Aufgabe  einer  Gerichtsbehörde  sein  können,  welcher 
keine  vorsorgende  (prophylaktische)  Tätigkeit  zukommt,  welche  zur  Er- 
greifung von  wirksamen  Massnahmen  behufs  Sicherung  der  praktischen 
Ausübung  des  Stimmrechts  der  Bürger  nicht  geeignet  und  nicht  einge- 
richtet ist? 
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Unter  kantonalen  Wahlen  und  Abstimmungen  sind  nicht  bloss 
solche  zu  verstehen,  die  den  Kanton  als  Ganzes  angehen,  sondern  aiicli 
Bezirks-  und  Gemeindewahlen,  im  Gegensatz  zu  eidgenössischen  Walilen 
und  Abstimmungen.  Denn  das  Motiv  der  Zuscheidung  der  ürteilskoni- 
petenz  an  die  politischen  Bundesbehörden  besteht  auch  für  Bezirks- 
und Gemeindewahlen;  auch  diese  können  einen  eminent  politischen 
Charakter  haben,  und  dieselben  Fragen  können  in  Bezug  auf  ihre  Giltig- 
keit  auftauchen,  wie  hinsichtlich  der  für  den  ganzen  Kanton  getrotfenen 
Wahlen. ')  B  1892  II  384. 

!243«  Der  Entw.  des  BR  eines  Ürganisationsges.  der  BRochts- 
pflege  vom  5.  April  1892  hatte  in  Art.  182  die  Vorschrift: 

Wenn  über  einen  Entscheid  oder  Erlass  einer  kant.  Behörde 
gleichzeitig  sowohl  beim  BR  als  beim  BGer.  Beschwerden  erhoben 
werden  und  es  zweifelhaft  ist,  welche  Fragen  der  Entscheidung 
der  einen  oder  andern  BBehörde  unterliegen,  so  kann  sowohl  vom 
BR  als  vom  BGer.  zum  Zwecke  der  Verständigung  über  die  Koni- 
j)etenzausscheidung  ein  schriftlicher  Meinungsaustausch  veranlasst 
werden. 

Bestehen  in  andern  Fällen  bei  derjenigen  BBehörde,  bei  welcher 
eine  Beschwerde  anhängig  gemacht  worden  ist,  Zweifel,  ob  die  Ent- 
scheidung der  Streitigkeit,  sei  es  ganz  oder  mit  Bezug  auf  einzelne 
Fragen,  in  ihre  oder  in  die  Komi>etenz  der  andern  BBehörde  (BRat 
oder  BGer.)  falle,  so  kann  sie  vor  Entscheidung  der  Kompetenz- 
frage die  Ansicht  der  andern  BBehörde  einholen. 

Für   die  Kompetenzbestimmung   gilt  als  Regel,    dass  diejenige 

BBehörde,  welche  in  der  Hauptsache  komi)etent  ist,  auch  allfällige 

Vor-  oder  Zwischenfragen  zu  entscheiden  hat,  welche  auf  dem  der 

andern  BBehörde  zugeteilten  Gebiete  liegen. 

Diese  Vorschrift  wurde  in  einfacherer,  präziserer  Fornudierung 

Art.  194  des  BG  vom  22.  März  1893^):  sie  entspricht  ehier  Anregung 

des  eidg.  Justizdep.   und    wird    vom  BR    in  der  Botsch.  zum  (ies.- 

Entw.  wie  folgt  motiviert: 

Es  kommt,  wenn  auch  nicht  gerade  häufig,  vor,   dass  die  gleiche 
Beschwerdeschrift  beim  BR  und  beim  BGer.  eingereicht  und  darin  die 


M  Vgl.  Erste  Auflage  II,  Nr.  775,  BGer.-Eutsch.  1891,  XVII  Nr.  S9. 

2)  Vgl.  auch  die  keineswegs  befriedigende  Entscheidung  des  B(ier.  vom 
20.  März  19()2  i.  8.  Zurflnh,  infolge  deren  den  an  eine  BBeliörde  rekurrieren- 
den Parteien  empfohlen  werden  niuss,  <lass  sie,  wo  Zweifel  bestehen  oder 
entstehen  können  darüber,  ob  der  BR  oder  da.s  BGer.  Entscheidungsbefugnis 
besitze,  nicht  versäumen  sollen,  gleichzeitig  bei  beiden  Behörden  ihre  Be- 
schwerde anhängig  zu  machen.  BGer.Entseh.  U)02,  XXVll  1  Nr.  10,  1««, 
XIX  Nr.  11. 
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Kompetenzfrage  einfach  mit  der  Bemerkung  abgetan  wird,  es  m('>ge 
jede  Behörde  die  Beschwerde  insoweit  behandeln,  als  sie  sich  da/Ai 
kompetent  erachte.  In  der  Regel  beruht  dieser  Lakonismus  darauf, 
dass  die  Rekurrenten  über  die  Kompetenzfrage  nicht  klar  sind,  und  <is 
übt  dann  dieser  Mangel  auch  auf  die  Begründung  der  Beschwerde  einen 
Einfluss  aus,  welcher  den  Behörden  die  Kompetenzausscheidung  er- 
schwert. Kompetenzkonflikte  sollten  nun  aber  möglichst  vermieden 
werden,  und  es  kann  dies  am  besten  dadurch  geschehen,  dass  die  Be- 
hörden in  solchen  Fällen  gegenseitig  ihre  Ansichten  über  die  Kom[>e- 

m 

tenzausscheidung  miteinander  austauschen. 

Dabei  kann  denn  auch,  wenn  der  Entscheid  der  einen  Behfnde 
für  denjenigen  der  andern  von  präjudizieller  Bedeutung  ist,  eine  Ver- 
ständigung über  die  Reihenfolge  der  Beurteilung  stattfinden.  M 

Das  werden  aber  immer  nur  Ausnahmsfälle  sein;  in  der  Regel 
wird  jede  Behörde  ohne  Rücksicht  auf  die  bei  der  andern  anhängige 
Beschwerde  vorzugehen  haben,  auch  w' emi,  je  nach  Erledigung  der  einen 
Beschwerde,  die  andere  gegenstandslos  werden  sollte. 

Der  letzte  Absatz  des  Artikels  stellt  eine  Regel  für  die  Fälle  auf. 
in  welchen  Vor-  oder  Zwischenfragen  zu  entscheiden  sind,  die  auf  dem- 
jenigen Gebiete  liegen,  welches  der  andern  BBehörde  zugewiesen  ist. 
Es  kann  dies,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  z.  B.  vorkonnnen,  bei  Be- 
schwerden gegen  die  Giltigkeit  kant.  Wahhin  und  Abstimmungen, 
welche  ganz  allgemein  und  ohne  Rücksicht   auf  die  dabei  zu  entsch<M- 

denden  Fragen  dem  BR  zur  Erledigung  zugewiesen  sind. 

B  m)2  II  m>r>. 

244.^)  Zw^ischen  dem  BR  und  den  Schweiz.  Bahngesellschaften. 
Nordostbahn,  Gotthardbahn  und  Centralbahn,  entstanden  im  Jahn» 
18^K)  Anstände  über  die  vom  BR  in  Anwendung  des  Art.  19  Abs.  H 
des  Eisenbahnges.  vom  23.  Dez.  1872  berechneten,  den  Bahngesell- 
schaften auferlegten  Konzessionsgebühren  für  die  Jahr(»  1888  und 
folgende.*)  Die  Bahngesellschaften  machten  namentlich  geltend,  dasvS 
für  Berechnung  der  Konzessionsgebühren  für  die  unter  der  Herrschaft 
des  Eisenbahnges-  von  1852  konzessionierten  Linien  die  Bestim- 
mungen der  Konzessionen,  welche  eine  Maximalgebühr  von  Fr.  5(M) 
für  jede  im  Betrieb  befindliche  Wegstrecke  von  einer  Stundt»  vor- 
sahen, massgebend  seien,  nicht  aber  Art.  19  des  Eisenl)ahnges.  von 
1872.     Da  der  BR  diese  Auffassung  nicht  teilte,  nmchten  die  Gott- 

M  Vgl.  unten  Nr.  261. 

'')  Vgl.  auch  l'rteil  des  BGer.  vom  30.  März  18^«  i.  8.  Luzern  c.  Bundes- 
rat,  luid  vom  dO.  Okt.  1897  i.  S.  Nordostbahngesellschaft  gegen  Schweiz.  Eidtr.. 
BGer.-Eutsch.  1897,  XXIII  Nr.  247,  1898,  XXIV  1  Nr.  15. 

■')  Vgl.  A.  Heusler  und  F.  Meili,  Kechtsgutaehten  über  die  Eisen))alin- 
konzessionsgebühren,  Zürich  1890. 
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hardbahn  und  Nordostbahn  die  Angelegenheit  mittelst  Civilklageii 
vom  13.  Dez.  IS^K)  und  vom  7.  April  1891  beim  BGer.  anhängig.  Der 
BR  bestritt  jedoch  die  privatrechtliche  Natur  der  von  den  Bahnge- 
sellschaften aufgeworfenen  Streitfrage  und  folgeweise  die  Zuständig- 
keit des  BGer. ;  nach  seiner  Ansicht  sind  die  gegen  den  Fiskus  des 
Bundes  angehobenen  Klagen  Rechtsstreite  staatsrechtlicher  Natur  und 
sind  nicht  durch  das  BGer.,  sondern  durch  den  BR,  und  falls  ein 
Rekurs  gegen  dessen  Entscheidung  überhaupt  zulässig  ist,  durch  die 
BVers.  zu  entscheiden.  Für  den  Fall,  dass  sich  das  BGer.  zuständig  er- 
klären sollte,  stellte  der  BR  die  Erhebung  des  Kompetenzkonfliktes 
in  Gemässheit  des  Art.  5(>,  Abs.  3.  des  Organisationsges.  der  BRechts- 
pflege  von  1874  in  Aussicht.  Mit  Urteil  vom  5.  Dez.  1891  wies  das 
BGer.  die  vom  BR  ausgesprochene  Einrede  der  Inkompetenz  des 
BGer.  als  unbegründet  ab,  in  Erwägung: 

1.  Eine  besondere  Gesetzesbestimmung,  wodurch  Streitigkeiten 
zwischen  Bund  und  Eisenbahnuntemehmungen  über  Konzessionsge- 
bühren dem  BGer.  zur  Entscheidung  zugewiesen  würden,  besteht  nicht. 
Dagegen  ist  das  BGer.  sowohl  nach  Art.  39  Abs.  2  des  Eisenbahnges. 
von  1872,  als  nach  Art..  28  des  Organisationsges.  von  1874  allgemein  zu 
J^eurteilimg  aller  privatrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bunde 
und  einer  Eisenbahngesellschaft  kompetent.  Die  Kompetenz  des  BGer. 
hängt  demnach  davon  ab,  ob  die  Streitigkeit  als  eine  i)rivatrechtüche 
erscheint. 

2.  Hiefür  ist  die  rechtliche  Natur  des  eingeklagten  Anspruches 
<*ntsc}ieidend  ;  es  kommt  darauf  an,  ob  das  von  der  Klägerin  behaup- 
tete Recht  dem  Privatrechte  angehört.  Dagegen  ist  bei  Beurteilimg 
der  Kompetenzfrage  nicht  zu  prüfen,  ob  das  eingeklagte  Recht  wirkUch 
bestehe.  Es  ist  nur  zu  prüfen,  ob  ein  Recht  der  von  der  Klägerin  bean- 
spruchten Art,  sofern  es  besteht,  privatrechtlicher  Natur  ist,  nicht  da- 
gegen, ob  durch  die  klagebegründenden  Tatsachen  ein  Privatrecht  in 
concreto  wirkUch  begründet  worden  sei ;  mit  anderen  Worten,  für  die  Kom- 
petenzfrage ist  entscheidend,  ob  die  Klage  einen  öffentlich-rechtlichen 
Anspruch  geltend  macht  oder  einen  privatrechtlichen,  zur  Begründung 
eines  Privatrechtes  an  sich  geeigneten  Tatbestand  behauptet,  nicht 
aber,  ob  ein  solcher  wirklich  gegeben  ist. 

8.  Nun  behauptet  die  Klägerin,  durch  die  Beschl.  der  BVers.  vom 
22.  (Jkt.  1869,  wodurch  die  Konzessionen  für  ihre  Linien  (mit  Ausnahme 
der  Linie  (Jadenazzo-Pino)  ratifiziert  wurden,  A.  S.  IX  976,  981,  986,  991, 
91 H),  ein  Recht  erworben  zu  haben,  kraft  dessen  sie  für  den  Betrieb 
(Heser  Linien  während  der  Konzessionsdauer  nur  mit  der  in  Art.  1  der 
<*rwälmten  ]3eschlüsse    normierten    KonzeSvSionsgebülu'    von    höchstens 
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Fr.  50()  per  Wegstunde  belegt  werden  dürfe.  Sie  niisst  dem  Art.  1 
der  BBeschl.  vom  22.  Okt.  1869  die  Bedeutung  einer  privatrechtlichen 
Zusage  bei  und  beansprucht,  gestützt  auf  denselben,  ein  Privileg  im 
subjektiven  Sinne,  dessen  richterlichen  Schutz  sie  verlangt.  Da- 
gegen wendet  der  Beklagte  ein,  die  Konzessionsgebühr  werde  vom  BR 
gestützt  auf  das  BGes.  vom  28.  Dez.  1872  gefordert.  Dieselbe  sei 
eine  öffentlich-rechtliche  Abgabe,  und  es  enthalte  Art.  1  der  BBeschlüsse 
vom  22.  Okt.  1869  nicht  eine  privatrechtliche  Zusicheiung,  sondern 
eine  blosse,  in  Ausübung  des  staatlichen  Hoheitsrechtes  getrolfene 
Verwaltungsanordnung. 

4.  Fragt  sich,  ob  bei  dieser  Sachlage  die  Streitigkeit  als  eine 
privatrechtliche  erscheine,  so  ist  zu  bemerken:  Es  ist  unzweifelhaft 
richtig,  dass  die  Konzessionsgebühr,  wie  sie  durch  Art.  19  Abs.  8 
des  Eisenbahnges.  vom  23.  Dez.  1872  normiert  ist,  sich  als  eine  öffent- 
lich-rechtliche Abgabe  ([ualifiziert.  Diesel}>e  wird  ja  nicht  kraft  irgend 
welchen  privatrechtlichen  Titels,  sondern  einzig  kraft  hoheitlicher  An- 
ordnimg des  Gesetzgebers  geschuldet  und  ist  daher  ebensowohl  eine 
öffentlich-rechtliche  Abgabe,  wie  dies  andera  konzessionspflichtigen 
Gewerben  gesetzlich  auferlegte  Gebühren  sind.  Streitigkeiten  über  die 
Konzessionsgebühr  des  Art.  19,  Abs.  8,  bei  welchen  es  sich  einfach 
darum  handelt,  ob  und  in  welchem  Betrage  die  Gebühr  nach  dem 
Gesetze  geschuldet  werde,  sind  also  öffenthch-rechtliche  Streitigkeiten 
imd  entziehen  sich  daher,  da  sie  dem  BGer.  nicht  besonders  zuge> 
wiesen  sind,  der  Kognition  desselben.  Allein  um  eine  derartige,  ledig- 
lich die  gesetzliche  Gebührenpfliclit  betreffende  Streitigkeit  handelt  es 
sich  hier  mm  nicht.  Die  Klägerin  behauptet  vielmehi*,  kraft  eines  ihr 
durch  die  BBeschlüsse  vom  22.  Okt.  18(59  verlielienen  Privilegs  von 
der  gesetzUchen  Gebühr  des  Art.  19  Abs.  8  des  Eisenbahngesetzes 
überhaupt  eximiert  und  nur  der  durch  die  erwähnten  Beschlüsse  nor- 
mierten konzessionsmässigen  Abgabe  unterworfen  zu  sein.  Damit  be- 
hauptet sie  einen  privat  rechtlichen  Tatbestand.  Wie  der  Beklagte 
prinzipiell  nicht  bestreitet  und  das  BGer.  stets  anerkannt  hat,  werden 
auch  durch  holieithclie  Akte,  insbesondere  durch  Eisenbahnkonzessionen, 
soweit  dieselben  hierauf  gerichtet  sind,  Privatrechte  b(»gi-ündet  ;  insbes. 
können  durch  hoheitliche  Akte  auch  steuerrechtHche  Privilegien  als 
Privatrechte  begrimdet  werden.  Sofern  daher  den  BBeschl.  vom 
22.  Okt.  1869  die  von  der  Klägeiin  behaui)tete  Bedeutung  zukonnnt, 
d.  h.  die  Bedeutung  einer  Zusage  an  den  Konzessionär,  dass  er  wäh- 
rend der  Konzessionsdauer  eine  andere  als  die  dort  normierte  Abgabe 
für  die  Gewerbebewilligung  nicht  zu  entrichten  habe,  so  ist  für  die 
Klägerin  ein  Privatrecht  dieses  Inhalts  begründet  worden.  Die  Kom- 
petenz nun  aber,  darüber  zu  entscheiden,  ob  dies  der  Fall  sei,  ob  dem 
Art.  1    der  BBeschl.    vom   22.  Okt.  18(>9  die  Bedeutung   einer  privat- 
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rtM-htliclien  Zusage   ziikoinme,   steht    dem  BGer.  zu,    da  es  sich  dabei 
eben  um  einen  Streit  über  den  Bestand  oder  Nichtbestand  eines  Prr\'at- 
rechts  handelt.  Wenn  der  Beklagte  die  Kompetenz  des  BGer.  deshalb 
bestreitet,    weil  Art.  1    der  BBeschl.   vom  22.  Okt.  1869  keine   privat- 
rechtlichf?    Zusicherung,    sondern    eine    blosse    Verwaltungsanordnimg 
enthalte,  so  ist  darauf  zu  erwidern,  dass  aus  diesem  Grunde  die  Kom- 
petenz des  BGer.  nicht  bestritten  werden  kann ;  derselbe  betrifft  nicht 
die  Kompetenz-,    sondern  die  Hauptfrage;   er  enthält  eine  Verneinung 
d<'S  Klagefundamentes  und  ist  daher  nicht  jetzt,  bei  Entscheidung  der 
Komi)etenzfrage,  sondern  erst  bei  der  Entscheidung  in  der  Hauptsache 
zu  i)rüfen.   Die  Prüfung  der  privatrechtlichen  Tragweite  der  fraglichen 
BBeschlüsse    chu'ch    das  BCier.   setzt  dessen   Kompetenz  in  der  Sache 
gerade    voraus:    nur    wenn    das  BGer.    kompetent    ist,    kann    es    auf 
diese  Prüfung,  welche  auch  der  Beklagte  ihm  zumutet,  überhaupt  ein- 
treten.    Wenn  der  BR  im  fernem   angedeutet  hat,    ein  allfälliges  Pri- 
vileg der  Klägerin    wäre   jedenfalls    durch  Art.  19   Abs.  8   des   Eisen- 
bahngesetzes vom  23.  Dez.  1872,   welcher  alle  Eisenbahngesellschaften 
ohne  Kücksiclit   auf  das  Datum  ihrer  Konzessionen  betreffe,   beseitigt, 
so  trifft   auch   diese  Einwendung   nicht   die  Kompetenzfrage,    sondern 
die  Hauptsache.     Es   handelt  sich    dabei   um    einen  Erlöschungsgrund 
des  von  der  Klage  behaupteten  Privatrechts,   speziell   um  die  Einwen- 
dung, es  sei  durch  eine  spätere  Gesetzesänderung  das  von  der  Klägerin 
beanspruchte  IVivatrecht    aufgehoben   worden.     Auch   zur  Beurteilung 
dieser  Einwendung    ist    das   BCxer.    kompetent.     Freilich   ist   die    Vor- 
s<'hrift   des  Ari.  IS),    Abs.  8,    an    sich   öffentlich-rechtlicher  Natur   und 
steht    deren  Handhabung   dem  BR  zu.     Allein    hier   steht   die  privat- 
rechtliche  Tragweite    imd  Wirkung   dieser  Bestimmung   in  Frage;    es 
fragt  sich,  ob  di(\selbe  allfällige  früher  l)egründete  Privilegien  habe  be- 
seitigen wollen,  ob  sie  also  einen  Erlöschungsgnmd  .subjektiver  Privat- 
rechtc!  statuiere.     Die  Beurteilung  dieser  Frage  steht  dem  Civilrichter 
zu.     Dieser  ist  dabei  freilich  an  das  geltende  Gesetzesrecht  gebunden; 
allein    die  Feststelhmg   der   privatrechtlichen  Tragweite    des  Gesetzes 
st(»ht  dem  Civilrichter  zu.     Der  Richter  und   nicht  die  Vervvaltungsbe- 
hi'n'de    hat    zu    entscheiden,    ob   Privatrechte,  si)eziell  Privilegialrechte, 
durch  eine  spätere  Gesetzesänderung  aufgehoben   seien,   oder  ob  viel- 
mehr  das    neue    Gesetz    früher    begiündete    Rechte    unberührt    lasse. 
Denn    auch    in    dieser  Richtung    handelt    es   sich  ja  um  einen  Privat- 
rrchtsstreit.     Ebenso  ist   natürlich   auch  die   wx^itere  Frage,  ob  für  die 
iresetzlichc?  Aufhel)uug    eines  Privat  rechts    vom    Staate    Entschädigung 
irescluildet    werde,    ])rivatrechtlicher   Natur.     Wenn    der    Beklagte    in 
dieser  Richtung  eingewendet  hat,  ein  allfälliger  p]ntschädigungsanspruch 
könne    im     gegenwärtigen    Verfahren    überhaupt     nicht     in    Betracht 
kounueu,  so  erscheint  dies  nicht"  als  richtig.  Alhn'dings  hat  die  Klägerin 
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ihren  Ansi)rueh  nicht  ausdrücklich  auch  als  Entschädigungsanspnicli 
(pialifiziert.  Allein  eine  nach  Art.  46  der  eidg.  C.-P.-O.  unstatthafte 
Klageänderung  liegt  in  der  spätem  eventuellen  Geltendmachung  dieses 
juristischen  Gesichtspunktes  doch  nicht.  Es  wird  dadurch  weder  das 
tatsächliche  Klagefundament,  noch  das  Rechtsbegehren  verändei*t, 
sondern  nur  zur  rechtlichen  Begründung  des  unverändert  bleibenden 
Rechts})egehrens  ein  neuer  juristischer  Gesichtspunkt  herangezogen. 
Anders  wäre  dies  freilich,  wenn  der  Entschädigungsanspruch  als  De- 
likt sanspruch  qualifiziert  würde.  Hier  läge  allerdings  eine  unstatthafte 
Klageänderung  vor,  da  ein  Verschulden  des  Beklagten  in  der  Klage- 
schrift nirgends  behauptet  war.  Allein  um  einen  Dehktsanspruch  handelt 
es  sich  nun  offenbar  nicht;  \ielmehr  um  einen  Entschädigungsanspruch, 
der  auf  einem  berechtigten  (expropriationsähnlichen)  Eingriff  des 
Staates  in  die  privjite  Vermögenssphäre  der  Klägerin  begründet  wird, 
und  hiefür  war  die  tatsächhche  Substantiierung  schon  in  der  Klage- 
schrift gegeben.  B  1892  III  535,  r>45. 

Mit  Botsch.  vom  30.  Mai  1892  erhob  der  BR  nach  Massgabo 
des  Art.  85,  Ziff.  18,  und  des  Art.  92  der  BV,  sowie  des  Art.  50, 
Abs.  3,  des  Organisationsges.  von  1874  den  Kompetenzkonflikt  vor 
der  vereinigten  BVers.  Diese  entschied,  dem  Antrag  des  BR  ge- 
mäss, mit  Beschl.  vom  15.  Dez.  1892: 

1.  Zur  Entscheidung  über  die  von  der  Gotthardbahngesell- 
schaft  mittelst  Civilklage  vom  13.  Dez.  1890  und  von  der  Nord- 
ostbahngesellschaft mit  gleicher  Klage  vom  7.  April  1891  gegen- 
über dem  Bundesfiskus  erhobenen  Ansprüche  betr.  die  für  die 
Jahre  1889  bezw.  1888  und  folgende  zu  beziehenden  Konzessions- 
gebühren wird  der  BR  als  zuständig  erklärt. 

2.  Der  gegenwärtige  Bcvschl.   ist   dem  BR  und  dem  BGer. 

mitzuteilen. 

B  1892  III  5^4,  Übers.  Verh.  der  BVers.  Dez.  1892,  Nr.  55  litt.  h. 

Die  Motive  zu  dieser  Entscheidung  sind  folgenden  Erörterungen 
des  BR  in  seiner  Botsch.  vom  30.  Mai  1892  zu  entnehmen: 

I.  Bevor  wir  zu  der  Darstellung  der  Giiinde  übergehen,  aus  welchen 
wir  die  Zuständigkeit  des  BGer.  nicht  anerkennen  können,  erscheint 
es  augezeigt,  diejenigen  Punkte  genau  zu  bezeichnen,  über  welche  keine 
Meinungsverschiedenheit  mit  dem  BGer.  besteht,  die  somit,  bezüglich 
der  Kompetenzfrage,  als  erledigt  zu  betrachten  sind. 

1.  Zunächst  versteht  es  sich,  dass  wir  gegen  die  formelle  Be- 
gründetheit der  Zuständigkeit  des  BGer.  nach  Art.  39  Abs.  2  des  Eisen- 
lialmgesetzes  und  nach  Art.  28  des  Organisaticmsgesetzes  von  1874  unter 
der  Voraussetzung  nichts  einzuwenden  haben,  dass  es  sich  "wirklich  um 
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eine  privat  rechtliche  Streitigkeit  handelt.  Wir  bestreiten  bloss  die  Kichtig- 
keit  dieser  Voraussetzung. 

Ebenso  können  wir  uns  damit  einverstanden  erklären,  dass  füi* 
die  Frage,  ob  eine  privatrechtliche  Streitigkeit  vorUegt,  die  rechtliche 
Natur  des  eingeklagten  Anspruches  entscheidend  ist,  und  dass  bei  Ent- 
scheidung der  Kom])etenzfrage  nur  zu  prüfen  ist,  ob  ein  Recht  der  in 
der  Klage  beanspruchten  Art,  sofern  es  besteht,  i)rivatrechtlicher  Natur 
ist,  nicht  aber  ob  durch  die  klagbegründenden  Tatsachen  in  concreto  ein 
Privatrecht  wirklich  begiündet  ist,  d.  h.  dass  für  die  Kompetenzfrage 
entscheidend  ist,  ob  die  Klage  einen  öffentlich-rechtlichen  Anspiii<-h 
geltend  macht  oder  einen  privatrechtlichen,  zur  Begriindung  eines  Privat- 
recjhtes  an  sich  geeigneten  Tatbestand  behauptet,  nicht  aber  ob  ein 
solcher  wirklich  gegeben  ist.  Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  und 
wir  machen  unser  Einverständnis  davon  abhängig,  dass  die  blosse  Be- 
hauptung eines  entgegenstehenden  Privatrechtes  gegenüber  einer  ge- 
forderten öffentlich-rechtlichen  Leistung  nicht  genügt,  um  die  Kompetenz 
des  Civilrichters  zu  begründen,  sondern  dass  im  einzelnen  Fall  nach- 
gewiesen sein  muss,  dass  gegenüber  einem  Anspruch  aus  dem  ötfent- 
lichen  Recht  ein  hennnendes  Privatrecht  überhauj>t  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  gnmdsätzhch  möglich  ist.  Mit  der  blossen  Behauptung 
eines  entgegenstehenden  i)rivatrechtlichen  Anspruchs  kann  in  einem 
solchen  Falle  die  Kompetenz  des  Civilrichters  nicht  begründet  werden, 
da  sonst  auf  diese  Weise  die  Verbindlichkeit  aller  staatshoheitlichen 
Akte  imd  Verfügungen  von  dem  Urteil  des  Civilrichters  abhängig  ge- 
macht werden  könnte.  Im  vorliegenden  Fall  muss  also  nicht  bloss  be- 
hauptet, sondern  nachgewiesen  sein,  dass  überhauj)t  ein  privatrecht- 
licher Anspruch  gegenüber  der  öffenthch-rechtlichen  Ver])tiichtung  zur 
Bezahlung  von  Konzessionsge]>ühren  j)rinzipiell  denkbar,  bezw.  mög- 
lich ist. 

Wir  bestreiten  nun  aber,  dass  der  Nachweis  eines  zur  Begründung 
eines  Privatrechts  geeigneten  Tatbestandes  erbracht  sei. 

Auch  versteht  es  sich,  dass  die  Form,  in  welcher  die  Nordostbahn 
und  die  (lotthardbahn  die  Streitfrage,  ob  sie  nach  dem  zit.  Art.  19  des 
Eisenbahngesetzes  vom  23.  Dez.  1872  zur  Bezahlung  der  ihnen  aufer- 
legten Gebühr  verhalten  werden  können,  bei  dem  BGer.  eingeleitet  haben, 
für  dessen  Kompetenz  nicht  entscheidend  sein  kann.  Andernfalls  könnten 
alle  staatsrechtlichen  L(nstungen  der  Komi)etenz  der  (Ivilgerichte  unter- 
stellt werden:  Hat  der  Pflichtige  seine  Leistungen  schon  einfüllt,  beispiels- 
weise die  V(m  ihm  eingeforderte  Steuer  bezahlt,  wie  dies  bei  der  Gott- 
hardbahn  ganz  und  bei  der  Nordostbahn  wenigstens  teilweise  der  Fall 
ist,  so  braucht  er  nur  mit  einer  Rückforderungs-  oder  Schadenersatz- 
klage das  Bezahlte  unter  dem  Vorgeben  einer  bezahlten  Nichtschuld 
vom  Staat(j   zurückzufordern   imd   zu   diesem  Zwecke   durch   das   Civil- 
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gerieht  den  massgebenden  Entscheid  über  die  staatsrechtliche  Leistung 
zu  provozieren.  Und  hat  der  Pflichtige  in  einem  solchen  Falle  seine 
Steuern  noch  nicht  bezahlt,  so  lässt  er  sich,  wie  dies  die  Nordostbahn 
versucht,  durch  das  Civilgericht  im  Wege  des  Civilprozesses  von  seiner 
staatsrechtlichen  Verpflichtung  befreien,  um  die  res  judicata  der  Ver- 
waltung entgegensetzen  zu  können. 

Wir  können  sodann  zugeben,  dass  das  bundesgerichtliche  Urteil 
in  zutreffender  Weise  die  Klagen  dahin  charakterisiert,  dass  auf  Grund 
des  Art.  1  der  alten  Konzessionsgenehmigungen,  welchem  nach  Ansicht 
der  Bahngesellschaften  die  Bedeutung  einer  privatrechtlichen  Zusage 
zukomme,  ein  Privatrecht,  ein  Privileg  im  subjektiven  Sinne,  d.  h.  in 
dem  Sinne  beansprucht  werde,  dass  den  klägerischen  Gesellschaften 
während  der  Konzessionsdauer  mu*  die  in  jener  Bestinmiung  normierte 
Konzessionsgebühr  von  höchstens  Fr.  5(X)  i)er  Wegstunde  auferlegt 
werden  dürfe,  während  dagegen  der  BR  die,  gestützt  auf  das  neue 
Eisenbahngesetz  geforderte  Konzessionsgebühr  als  eine  öffentlich-recht- 
liche Abgabe  und  die  Bestimmung  in  Art.  1  der  Ktmzessionsgenehmi- 
gungen  als  eine  blosse,  in  Ausübung  des  staatlichen  Hoheitsrechtes 
getroffene  Verwaltungsanordnung  und  nicht  als  eine  ])rivatrechtliche 
Zusicheiiing  hinstelle. 

2.  Vor  allem  aber  kcmstatieren  wir,  dass  das  BGer.  in  Ziff.  4  der 
Erwägungen  mit  ims  als  unzweifelhaft  richtig  annimmt,  dass  die  Kon- 
zessionsgebühr, wie  sie  durch  Art.  19  Abs.  3  des  Eisenbalmges.  vom 
23.  Dez.  1872  normiert  ist,  sich  als  eine  öffentlich-rechtliche  Al)gabe 
(jualifiziert,  da  dieselbe  nicht  kraft  irgendwelchen  privatrechthchen  Titels, 
sondern  einzig  kraft  hoheitlicher  Anordnung  des  Gesetzgebers  geschuldet 
werde  und  daher  ebensowohl  eine  öffentlich-rechtliche  Abgabe  sei,  wie 
dies  andern  konzessionspflichtigen  Gewerben  gesetzlich  auferlegte  Ge- 
bühren seien.  Die  Handhabung  dieser  Gesetzesbestimmung,  so  fühii: 
das  Urteil  des  BGer.  w^eiter  aus,  falle  daher  ausschhesslich  dem  BK 
zu,  und  Streitigkeiten  über  die  Konzessionsgebühr  des  fraglichen  Art.  19 
Abs.  3,  bei  welchen  es  sich  einfach  darum  handle,  ob  und  in  welchem 
Betrage  die  Gebühr  nach  dem  Gesetze  geschuldet  werde,  seien  also 
öffentlich-rechtliche  Streitigkeiten  und  entziehen  sich  deshalb,  da  sie 
dem  BGer.  nicht  besonders  zugewiesen  seien,  der  Kognition  desselben. 
Das  Urteil  fügt  allerdings  sofort  bei,  dass  es  sich  indessen  nicht  um 
eine  derartige ,  lediglich  die  gesetzliche  Gebührenpflicht  betreffende 
Streitigkeit  handle.  Es  erscheint  aber  angezeigt,  hier  zunächst  etwas 
zu  verweilen,  um  sich  über  die  praktischen  Konsequenzen  der  mit  der 
unsrigen  durchaus  übereinstimmenden  Auffassung  klar  zu  werden. 

Es  ist  damit  anerkannt  und  festgestellt,  dass  die  Berechnung  der 
Konzessionsgebühr  nach  dem  geltenden  Eisenbahngesetze  und  somit 
die  Entscheidung  aller  dabei  sich  ergebenden  Differenzen  und  Anstände 
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einzig   in    die  Kompetenz   des  BR   fällt   und  das  BGer.   selbst  sich  in 
diesen  Fragen  für  unzuständig  ansieht. 

Infolgedessen  fcallen  alle  diejenigen  Einwendungen  und  Ansprüche 
der  Bahnen,  welche  nicht  speziell  auf  die  Bestimmung  der  alten  Kon- 
zessionsgenehniigungen  abstellen,  d.  h.  den  Maximalansatz  der  Gebühr 
betreifen,  sondern  sich  auf  die  Berechnung  überhaupt,  d.  h.  die  Art  und 
Weise  der  Berechnung  des  massgebenden  Reinertrags,  der  Berücksichti- 
gung der  Gemeinschaftsbahnen  etc.  beziehen,  in  den  angehobenen  Pro- 
zessen nicht  weiter  mehr  in  Betracht. 

Sollte  aber  allenfalls  diese  Annahme  als  zu  weit  gehend  nicht, 
bezw.  bloss  so  weit  gebilligt  werden,  dass  es  sich  um  Berechnung  der 
Konzessionsgebühren  ausschliesshch  auf  Grundlage  des  Art.  19  des 
Eisenbahngesetzes  handelt,  so  führt  eine  andere  Erwägung  gleichfalls 
zu  der  Annahme  der  alleinigen  Kompetenz  des  BR,  wenigstens  in  Bezug 
auf  die  erwähnten  Fragen. 

In  dem  von  den  Bahnen  angerufenen  Art.  1  der  die  kant. 
Konzessionen  genehmigenden  (überall  gleichlautenden)  BBeschl.  wird 
nämlich  dem  BR  vorbehalten,  für  den  regelmässigen  periodischen  Per- 
sonentransport, je  nach  dem  Ertrage  der  Bahn  und  dem  finanziellen 
Einflüsse  des  Unternehmens  auf  den  Postertrag,  eine  jährliche  Konzes- 
sionsgebühr, die  den  Betrag  von  Fr.  5()0  für  jede  im  Betriebe  befind- 
liche Wegstrecke  von  einer  Stimde  nicht  übersteigen  soll,  zu  erheben. 
Der  BR  werde  jedoch  von  diesem  Rechte  so  lange  keinen  Gebrauch 
machen,  als  die  Bahnunternehmung  nicht  mehr  als  4  ^  o,  nach  erfolgtem 
Abzüge  der  auf  Abschreibungsrechnung  getragenen  oder  einem  Reserve- 
fonds einverleibten  Summe,  abwerfe.  Es  ist  also  auch  nach  diesen  Be- 
stimmungen die  Erhebimg,  d.  h.  die  Berechnung,  Festsetzung  und  Ein- 
hebung, der  Gebühr  ausdrücklich  und  ausschUesslich  in  die  Hand  des 
BR  d.  h.  der  Administrativbehörde  gelegt,  und  wir  glauben  daher  in 
der  Annahme  nicht  fehl  zu  gehen,  es  stimme  das  BGer.  mit  uns  darin 
überein,  dtuss  ül)er  alle  Streitigkeiten  und  Differenzen,  welche  sich  in 
Bezug  auf  Berechnung  der  Konzessionsgebühr  als  solche,  wie  Ermitt- 
lung des  Reinertrages  und  des  Umfanges  des  Netzes,  Berechnung  der 
Anteile,  bezw.  der  Gebülnen  für  die  Gemeinschaftsbahnen  etc.,  ergeben, 
auch  wenn  als  Grundlage  für  den  Gebührenbezug  die  Bestimmungen 
in  Art.  1  der  Konzessionsgenehmigungen  massgebend  sein  sollten  (was 
der  BR  bestreitet),  jedenfalls  die  Administrativbehörden,  d.  h.  der  BR 
und  eventuell  die  BVers.,  zu  entscheiden  haben. 

Es  ist  also  der  UmstJind,  ob  Art.  1  der  alten  Konzessionsgenehmi- 
gungen oder  Art.  19  des  Eisenbahngesetzes  vom  23.  Dez.  1872  für  die 
Höhe,  d.  h.  den  Ansatz  per  Kilometer,  bezw.  Wegstunde,  der  Konzes- 
sionsgebühr Regel  macht,  jedenfalls  für  die  Kompetenz  zur  Erledigung 
der  von  den  Bahnen  erhobenen  Einwendungen  und  gestellten  Begehreu 
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in  Bezug  auf  die  Art  und  Weise  der  Berechnung,  d.  h.  der  rechnungs- 
massigen  Feststellung  der  Grundlage  nach  den  Jahresrechnungen  (ab- 
gesehen von  dem  kilometrischen  Ansatz),  irrelevant  und  vielmehr  im 
einen  oder  andern  Falle  für  Beurteilung  dieser  Fragen  einzig  nur  der 
BK,  eventuell  die  BVers.  zuständig. 

II.  Bestritten  erscheint  somit  einzig  noch  die  Kompetenz  zum  Ent- 
scheid über  die  Frage,  ob  für  die  vor  Erlass  des  Eisenbahngesetzes  vom 
23.  Dez.  1872  konzessionierten  Linien  die  Höhe  der  Konzessionsgebühr 
nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  alten  Konzessionsgenehmi- 
gungen zu  bemessen  sei,  oder  ob  auch  für  diese  Linien  der  An.satz  in 
Art.  19  Abs.  3  des  Eisenbahngesetzes  Regel  mache. 

In  dieser  Beziehung  machen  nun  die  Bahngesellschaften  im  we- 
sentlichen geltend,  dass  ihnen  durch  die  mehrerwähnte  Bestimmung  der 
Konzessionsgenehmigungen  eine  privatrechthche  Zusage  erteilt  worden 
sei,  laut  welcher  sie  für  den  Betrieb  der  betreffenden  Linien  während 
der  Konzessionsdauer  nur  mit  einer  Konzessionsgebühr  von  höchstens 
Fr.  5()0  per  Wegstunde  belegt  werden  dürfen.  Durch  diese  Zusage  sei 
den  Bahnen  ein  Privileg  im  subjektiven  Sinn  erteilt  worden,  und  es 
stehe  ihnen  somit  gegenüber  der  allgemeinen  Vorschrift  des  Art.  19  des 
Eisenbahngesetzes  ein  sie  von  der  gesetzlichen  Gebührenpflicht  exi- 
mierendes  Privatrecht  des  Inhalts  zu,  dass  ihnen  keine  höhere  als  die 
angegebene  Konzessionsgebühr  auferlegt  werde.  Es  werde  somit  ein 
])rivc\trechtlicher  Tatbestand  behauptet  und  der  Streit  drehe  sich  um 
den  Bestand  oder  Nichtbestand  eines  Privatrechts,  zu  dessen  Schutz 
der  Richter  angerufen  werde.  Zu  dem  Entscheide  nun  darüber,  ob  dem 
Art.  1  der  Konzessionsgenehmigungen  diese  von  den  Bahngesellschaften 
behauptete  Bedeutung  einer  privatrechtlichen  Zusage  zukomme,  ob  in 
diesem  Sinne  ein  Privatrecht  begründet  sei,  nimmt  d^s  BGer.  aus- 
schliesslich und  imter  allen  Umständen  die  Kompetenz  für  sich  in  An- 
spruch und  zwar  müsse  dieser  Entscheid  durch  ein  einlä^ssliches  Urteil 
in  der  Hauptsache,  nicht  bloss  in  Form  einer  Vorfrage,  eines  Erkennt- 
nisses über  die  Kompetenzeinrede,  getroffen  werden. 

Der  BR  dagegen  vertritt  den  Standpunkt,  dass  es  sich  schon  nach 
den  alten  Konzessionsgenehmigungen,  wie  später  nach  Art.  19  des  Eisen- 
bahngesetzes, nur  um  eine  öffentlich-rechtliche  Leistung,  eine  Steuer, 
liandeln  könne,  dass  somit  jener  Art.  1  der  GenehmigTmgsl)eschIüsse 
nicht  den  Charakter  einer  privat  rechtlichen  Zusage  (die  Erteilung  eines 
Privilegs  im  subjektiven  Sinne),  sondern  denjenigen  einer  Verwaltungs- 
anordnung oder  Verfügung  hatte.  Demgemäss  entziehe  sich  dann  die 
Frage  über  das  gegenseitige  Verhältnis  der  beiden  genannten  Voi-schriften 
zu  einander,  d.  h.  ob  jene  frühere  Verfügung  durch  das  spätere  Gesetz 
aufgehoben  worden  sei  oder  nicht,  der  richterUchen  Kognition  imd  unter- 
stehe einzig  nur  der  Beurteilung  durch  die  Administrativbehörden. 
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1.  Das  BGer.  führt  nun  in  seinem  Urteile  vom  5.  Dez.  1891,  wie- 
wir  glauben  mit  Unrecht,  aus,  dass  aus  dem  Grunde,  weil  Art.  1  der 
Bundesgenehmigungsbeschlüsse  keine  privatrechtliche  Zusicherung,  son- 
dern eine  blosse  Verwaltungsanordnung  enthalte,  die  Zuständigkeit 
des  BGer.  nicht  bestritten  werden  könne:  denn  derselbe  betreife 
nicht  die  Kompetenz-,  sondern  die  Hauptfrage,  er  enthalte  eine  Ver- 
neinung des  Klagefundaments  und  sei  datier  nicht  jetzt  bei  Entscheidung 
der  Kompetenzfrage,  sondern  erst  bei  der  Entscheidung  der  Hauptsache 
zu  prüfen.  Die  Prüfung  der  privatrechtlichen  Tragweite  der  fraglichen. 
Bestimmung  der  BBeschlüsse  durch  das  BGer.  setze  dessen  Kompetenz 
in  der  Sache  gerade  voraus;  nur  wenn  das  BGer.  kompetent  sei,  könne 
es  auf  diese  Prüfung,  welche  auch  der  BR  ihm  zumute,  überhaupt  ein- 
treten. Auch  zur  Bemteilung  der  Einwendung  des  BR,  dass  ein  all- 
fälliges Privileg  der  Klägerin  jedenfalls  durch  Art.  19  Abs.  3  des  Eisen- 
bahngesetzes, welcher  alle  Eisenbahngesellschaften  ohne  Rücksicht  auf 
das  Datum  ihrer  Konzessionen  betreffe,  beseitigt  wäre,  sei  das  BGer. 
kompetent,  da  auch  diese  Einwendung  nicht  die  Kompetenzfrage,  son- 
dern die  Hauptfrage  treffe.  p]s  handle  sich  dabei  um  einen  Erlöschungs- 
grund des  von  der  Klage  behaupteten  Privatj-echts,  speziell  um  die  Ein- 
wendung, es  sei  durch  eine  spätere  Gesetzesändeiiing  das  von  der  Klä- 
gerin beanspruchte  Privatrecht  aufgehoben.  Freilich  sei  die  Vorschrift 
des  Art.  19  Abs.  Ji  des  Eisen))ahngesetzes  öffentlich-rechtlicher  Natur 
und  stehe  deren  Handhabung  dem  BR  zu.  Allein  hier  stehe  die  privat- 
rechtliche Tragweite  imd  Wirkmig  dieser  Bestimmung  in  Frage;  es 
frage  sich,  ob  dieselbe  allfällig  frülier  begründete  Privilegien  habe  be- 
seitigen wollen,  ob  sie  also  einen  Erlöschungsgrund  subjektiver  Privat- 
rechte statuiere.  Die  Beurteilung  dieser  Frage  stehe  dem  Civilrichter 
zu  u.  s.  w. 

Diese  Auffassimg  können  wir  niclit  als  richtig  anerkennen.  Würde 
sie  zutreffen,  so  w^äre  ein  Kompetenzkontlikt  zwischen  BBehörden  über- 
haupt ausgesclilossen.  Wenn  es  einzig  diis  BGer.  ist,  welches  unter 
allen  Umständen,  und  zwar  einlässlich,  durcli  ein  Urteil  in  der  Haupt- 
sache zu  entscheiden  hat,  wenn  gegenüber  einem  angeblichen  privat- 
rechtlichen Anspruch  uneinlässlich  die  Einrede  erhoben  wird,  es  handle 
sich  um  eine  öffentlich-recditliclie  Leistung,  es  stehe  keine  Privatrechts- 
norm,  sondern  eine  Vorschrift  des  Verwaltungsrechts,  eine  staatsrecht- 
liche Verfügung,  in  Frage,  und  darauf  gestützt  die  Kompetenz  des  Ge- 
richtes bestritten  wird,  sei  es  nun  vom  BR  selbst  in  einem  gegen  ihn 
erhobenen  Prozesse,  sei  es  von  einer  dritten  Prozesspartei,  auf  deren 
Anrufen  der  BR  sidi  kompetent  erklärt  hat,  wenn,  sagen,  wir,  in  solchen 
Fällen  das  Gericht  unter  allen  Umständen  zuständig  sein,  bezw.  über 
seine  Kompetenz  selbst  entscheiden  soll,  so  fragen  wir,  unter  welchen, 
Voraussetzungen  dann  überhaupt  noch  ein  Kompetenzkonliikt  denkbar 
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ist.  und  was  es  ftir  einen  Sinn  und  Zweck  hatte,  dass  der  Gesetzgeber 
für  den  Fall  eines  Kompetenzkonfliktes  zwischen  BGer.  und  BR  ein 
besonderes  Verfahren  in  der  BV  und  im  Organisationsgesetz  vorschrieb. 
Es  genügt,  wie  schon  oben  ausgeführt  wurde,  nicht,  dass  vom  Kläger 
ein  Privatrecht  liehauptet  und  von  Seite  des  Gerichtes  die  Möglichkeit 
des  Vorhandenseins  eines  privatrechtlichen  Anspruchs  angenommen 
wird,  um  den  Rechtsstreit  unabänderlich  zu  einem  privatrechtlichen  zu 
machen,  d.  h.  unweigerlich  die  Kompetenz  des  Civilrichters  zu  begrün- 
den, wenn  auch  von  der  Gegenpartei  die  Zuständigkeit  des  letztern 
bestritten  wird  mit  der  Begründung,  es  handle  sich  um  einen  Anspruch 
<>der  eine  Leistung  öftentlich -rechtlicher  Natur,  über  welche  daher  die 
Administrativbehörden  zu  entscheiden  haben.  In  diesem  Falle  hat  viel- 
mehr —  das  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  macht  gerade  das  Wesen 
des  Verfahrens  in  Komi)etenzkonflikten  nach  Bundesrecht  aus  —  nicht 
die  beanstandete  (Administrativ-  oder  Gerichts-)  Behörde  selbst,  sondern 
eine  obere  Instanz  über  die  Kompetenz  zu  entscheiden.  Das  bedingt 
aber,  wenn  die  Kompetenz  wegen  der  rechtlichen  Natur  des  eingeklagten 
Anspruchs  bestritten  ist,  dass  die  obere  Instanz  auf  diese  Frage  ein- 
gehe und  prüfe,  ob  ein  Privatrecht  oder  ein  öffentlich-rechtlicher  An- 
spruch vorliege,  und  je  nachdem  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  oder 
der  Verwaltungsbehörde  aussi)reche.  Es  besteht  auch  keinerlei  gesetz- 
liche Vorschrift,  welche  ausschliessen  würde,  dass  in  einem  Falle  wie 
der  vorliegende  die  BVers.  auf  die  Prüfung  der  rechtlichen  Natur  einer 
streitigen  Leistung  eintrete,  wenn  dies  zur  Entscheidung  des  erhobenen 
Kompetenzkonfliktes  notwendig  erscheint.  Grundsätzlich  ändert  daran 
auch  der  Umstand  nichts,  dass  in  casu  durch  den  Entscheid  der  Kom- 
petenzfrage die  Hauptsaclie  entschieden  erscheint,  insofern  als  bei  An- 
erkennung der  Bestimmung  der  Konzessionsgenehmigungen  als  Ver- 
waltungsanordnung deren  Aufhebung  durch  das  spätere  Eisenbahnge- 
setz nicht  zweifelhaft  sein  kann.  Diese  präjudizielle  Bedeutung  kommt 
Kompetenzfragen  und  andern  Vorfragen  häufig,  ja  meistens  zu  und  be- 
reclitigt  keineswegs  zu  dem  Schlüsse,  dass  deshalb  die  Kompetenz- 
bezw.  Vorfrage  nicht  für  sich,  sondern  mit  der  Hauptsac^lie  entschieden 
werden  müsse. 

2,  Für  den  hierseitigen  Standpunkt  nun,  dass  eine  öffentlich-recht- 
liche Leistung,  eine  Steuer  in  Frage  steht,  über  welche  sich  jeder  Streit 
dei'  ricliterlichen  Kognition  entzieht,  und  nicht  ein  Privatreclit,  gestatten 
wir  uns,  nachstehendes  geltend  zu  machen.  Es  liegt  uns  dabei  fern 
und  würde  die  Frage  nur  komplizieren,  wenn  wir  auf  alle  die  einzelnen 
Argumente  und  Behaui)tungen  der  Bahnen  in  ihren  Prozessschriften  — 
selbstverständlich  nur  soweit  die  Kompetenzfrage  betreffend  —  hier  des 
nähern  eintreten  wollten;  wir  begnügen  uns  vielmehr  mit  der  Erörte- 
rung bloss  derjenigen  rechtlichen  Gesichtspunkte,  welche  nach  der  Mo- 
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tivienmg  des  bundesgerichtlichen  Urteils  für  die  Kompetenzfrage  als 
wesentlich  in  Betracht  fallen,  während  wir  auf  alle  diejenigen  P>örte- 
rungen,  bei  denen  dies  nicht  der  Fall  ist,  wie  juristische  Charakteri- 
sierung der  Klage,  ob  condictio  indebiti,  Entschädigungsklage  u.  s.  w., 
oder  welche  nach  dem  Urteil  als  erledigt  zu  betrachten  sind,  hier  nicht 
näher  eintreten. 

Vor  allem  darf  nicht  ausschliesslich  auf  die  Bestimmungen  im 
Art.  1  der  Konzessionsgenehmigungen  abgestellt  werden,  als  ob  dies 
auf  vertraglichen  Abmachungen  beruhende,  spezielle  Aussenmgen  der 
gesetzgebenden  Gewalt,  ohne  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen  Ge- 
setzgebung, gewesen  wären  und  daher  den  Charakter  singulärer  Reclits- 
t|uellen  hätten.  Vielmehr  muss  von  dem  Postregalgesetz  vom  4.  Juni 
1849,  als  der  allgemein  gesetzlichen  Grundlage  für  die  Konzossions- 
gebühren,  ausgegangen  werden.  Dieses  Gesetz  sieht  in  Art.  4  <<fOr  die 
regelmässige  periodische  Beförderung  von  Personen  und  deren  Gei)äck 
auf  Eisenbahnen,  Schiffen  oder  Fuhrwerken,  für  Beförderung  von  Per- 
sonen durch  Extraposten,  sowie  für  den  Transport  von  Briefen.  Paketen, 
Geldern  und  Personen  durch  Boten,  gegen  Entrichtung  einer  Gebühr, 
die  flrteilung  besonderer  Konzessionen  auf  bestimmte  Zeit  durch  den 
BR»  vor.')  Sodann  sind  durch  Art.  8  des  Eisenbahngesetzes  vom 
28.  Juli  1852  die  Eisenbahnverwaltimgen  zur  unentgeltlichen  Beförde- 
rung der  Brief-  und  Fahrpost,  sowie  der  Kondukteure  und  zum  Trans- 
port der  fahrenden  Postbureaux  veq)flichtet,  und  es  ist  daselbst  ferner 
))estimmt  worden,  <dass  die  übrigen  Beziehungen  der  Eisenbahnunter- 
nehmungen zu  der  eidg.  Postverwaltimg  jeweilen  im  einzelnen  Falle 
bei  Anlass  der  Genelmiigiuig  der  Konzessionen  zu  ordnen  seien ». 
Diese  letztere  Bestimnnuig  wird  durch  den  Zusannnenhang  mit  dem 
Postregalgesetz  erst  verständlich,  und  es  ergibt  sich  daraus,  dass  unter 
die  « übrigen  Beziehungen  >  insbesondere  die  Festsetzung  der  Kon- 
zessionsgebühren zu  zählen  ist.  In  Erledigung  dieses  Art.  8,  Abs.  8, 
des  BG  über  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen^^  wurde  dann  je- 
weilen in  den  die  kant.  Konzessionen  genehmigenden  Bundesbeschlüssen 
dem  BP  vorbehalten,  für  den  r(\2:(»lmässigen  periodischen  Personen- 
transport, je  nach  dem  Ertrage  der  Bahn  und  dem  finanziellen  Einflüsse 
des  Unternehmens  auf  den  l^ostertrag,  eine  jährliche  Konzessionsgebühr, 
die  den  Betrag  von  Fr.  50()  für  jede  im  Betriebe  befindliche  Wegstrecke 
von  einer  Stunde  nicht  übersteigen  sollte,  zu  erheben.  Die  Bestim- 
mungen, auf  welche  die  Bahngesellschaften  abstellen,  sind  also  vorei*st 
nicht  in  den  eigentlichen  Konzessionen  enthalten,  sondern  bilden  eine 
ständige  Bedingung  der  die  Genehmigung  der  kant.  Konzessionen  aus- 
sprechenden BBeschlüsse  und  haben  den  Charakter  einseitiger   gesetz- 
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reberischer  Akte.  Diese  Genehmigimgsbesehlüsse  wurden  ohne  irgend- 
welche vorherige  Verhandlungen  des  BR  mit  den  Konzessionsbewerbern 
von  der  BVers.,  in  Ausübung  des  staatlichen  Hoheitsrec-htes,  als  sou- 
veräne Verfügungen  der  Staatsgewalt,  gefasst.  Es  handelte  sich  dabei 
durchaus  nicht  um  Vereinbarung  einer  Abgabe  oder  um  Festsetzung 
der  Leistung  des  einen  Kontrahenten  bei  einem  zweiseitigen  Rechts- 
geschäft, d.  h.  hier  der  privatrechtlichen  Gegenleistung  der  Eisenbahnen 
für  Überlassung  der  verschiedenen  konzessionsmässigen  Rechte:  denn 
die  Konzessionäre  wurden  nicht  angefragt,  ob  sie  die  Festsetzung  der 
Gebühr  auf  Fr.  500  per  Wegstunde  im  Maximum  acceptieren  oder  nicht. 
An  eine  vertragsmässige  Ordnung  der  Beziehungen  der  Bahngesell- 
s(-haften  zum  Bund,  also  an  die  Eingehung  einer  privatrechtlichen  Ver- 
pflichtung des  Bundesiiskus  zu  gunsten  der  Bahnen,  die  Konzessions- 
gebühr ohne  ihre  Zustimmung  nicht  zu  erhöhen,  hat  nie  jemand  ge- 
dacht, am  wenigsten  die  Bahnen,  eine  solche  Verpflichtung  zu  ver- 
langen. Die  BVers.  handelte  als  Trägerin  der  Bundessouveränetät,  und 
sie  wollte  und  konnte  sich  nicht  mit  ihren  sachbezüglichen  Beschlüssen 
für  alle  Zukunft  die  Hände  binden.  Es  lag  ihr  also  die  Absiclit  durch- 
aus fern,  zu  gunsten  der  Bahnen  ein  von  ihnen  gar  nicht  nachgesucht t\s 
privatrechtliches  Steuerprivileg  zu  begründen  oder  denselben  eine  der- 
jenigen Verpflichtungen  aufzuerlegen,  die,  ohne  im  Ges(»tz  statuiert  zu 
sein,  ihre  Grundlage  einzig  in  der  Konzession  linden  und  von  den  Kon- 
zessionsbewerbern jewe*ilen  freiwillig  eingegangen  werden,  um  nur  über- 
haupt die  Konzession  zu  erlangen.  Vielmehr  })asierte  der  Art.  1  der 
Konzessionsgenehmigungen,  wie  er  selbst  sagt,  auf  einer  im  (lesetz 
aufgestellten  allgemeinen  Verpflichtung  und  bezweckte  nur  d(;ren  nähere 
Präzisierung,  bezw.  die  Festsetzung  tüm's  Maximums;  er  wollte  also  je- 
weilen  einer  allgemein  geltenden  Steuernorm  im  speziellen  Falle  Aus- 
druck geben.  Deshalb  lautet  denn  auch  die  fragliche  Bestiunuiuig 
überall  gleich  und  ist  nidit  je  nach  den  verschiedeneu  Verhältnissen 
bei  Erteilung  der  einzelnen  Konzessionen  ein  anderer  Ansatz  festgesetzt 
worden.  Die  Normierung  der  Konzessionsgel )ühr  im  einzelnen  Falle 
steht  mit  der  allgemeinen  Statuierung  im  Gesetz  durchaus  auf  gleicher 
Linie.  Wenn  im  Gesetz  bloss  der  Grundsatz  der  Besteuerung  ausge- 
sprochen wurde,  dagt^gen  die  Festsetzung  des  Steuerfusses  unterl>liel) 
und  die  spezielle  Beordnung  dieses  Punktes  im  einzelnen  Falle  vor- 
behalten wurde,  so  geschah  es  einzig  aus  dem  ( Gründe,  weil  dem  Ge- 
setzgeber bei  Erlass  des  Gesetzes  (Postregalgesetz  von  1(S4:0  und  Eisen- 
bahngesetz von  1852)  die  tatsächlichen  Unterlagen  zu  einer  einheitlichen 
Normierung  für  alle  Fälle,  d.  h.  jeder  Anhalt  darüber  fehlte,  was  die 
Bahnen  uuitmasslich  für  einen  Ertrag  abwerfen  würden,  auf  welchen 
bei  Statuierung  eines  festen  Steueransatzes  hätte  abgestellt  werden 
können.     Eine  Analogie   für  diesen  Vorgang   findet   sich   in  der  preus- 
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sisclieii  Gesetzgebung,  die  auf  den  Gang  der  Dinge  bei  uns  ohne 
Zweifel  einen  bestimmenden  Einfluss  übte.  In  Art.  38  des  preussischen 
Eisenbahngesetzes  von  1838  wird  nämlich  zunächst  grundsätzlich  die 
Verpflichtung  der  Eisenbahnen  zur  P]ntrichtung  einer  Abgabe  statuiert 
und  dann  })estimmt,  dass  die  Höhe  dieser  Abgabe  aber  erst  dann  re- 
guliert werden  solle,  wenn  die  zweite  innerhalb  der  preussischen  Staaten 
konzessionierte  Eisenbahn  drei  Jahre  in  vollständigem  Betriebe  gewesen 
sei  und  dadurch  zu  einer  angemessenen  Regulierung  die  nötigen  Er- 
fahrimgen  gesammelt  worden  seien;  bis  dahin  habe  ein  (näher  bezeich- 
neter) provisorischer  Modus  der  Entschädigung  der  Post  für  ihren  Ein- 
nahmeverlust Platz  zu  greifen.  Im  Jahre  1853  (30.  April)  wurde  dann 
in  Preussen  durch  ein  S])ezialgesetz  die  von  den  Bahnen  zu  entrich- 
tende Abga})e  nach  Prozenten  des  Reinertrages  festgesetzt  und  gegenüber 
dem   bis  dahin   zur  Anwendung  gebrachten  Ansatz  wesentlich  erhöht. 

Um  die  privatrechtliche  Natur  des  streitigen  Anspniches  nachzii- 
w^eisen,  stellt  die  Nordostbahngesellschaft  namentlich  darauf  ab,  da.s8 
die  Konzessionsgebühr  nach  unserm  Recht  als  Ersatz  für  den  Einnahnie- 
verlust  auf  dem  Postmonoi)ol  zu  betrachten  sei,  und  konstruiert  daraus 
einen  i)rivatrechtlichen  Schadensersatzanspruch  des  Bundes  gegen  die 
Bahngesellschaften. 

Wir  können  über  diese  Art  der  Konstruktion  i)rivatrechtlicher 
Vorhältnisse  nur  wiederholen,  was  schon  in  der  Antwort  des  BR  auf 
die  Klage  der  Gotthardbahn  gesagt  ist: 

Schon  der  Vordersatz  ist  anfechtbar,  es  sei  denn,  man  betrachte 
alle  auf  besonders  konzessionierte  Gewerbe  gelegten  Abgaben  als  Er- 
satz für  den  Einnahmeverlust,  den  der  Staat,  w^elcher  dieselben  kon- 
zessioniert hat.  dadur(*h  erleidet,  dass  er  sie  nicht  selbst  ausübt.  Allein 
ganz  schief  ist  die  aus  dem  Vordersatz  gezogene  Folgerung  eines  privat- 
rechtlichen Scliadensersatzanspruches.  Daraus,  dass  die  Abgaben  auf 
bestinnnte  (jJewerbe  ihre  Entstehung  dem  Gedanken  eines  Ersatzes  da- 
für verdanken,  dass  der  Staat  dieselben  nicht  selbst  ausübt,  sondern 
deren  Ausübung  einem  liiefür  Privilegierten  gestattet,  folgt  noch  keines- 
wegs die  privatrechtliche  Natur  solcher  Abgaben.  Der  Rechtsgrund 
zum  Bezug  einer  jeden  Steuer  besteht  in  der  Wohltat,  w^elche  der 
Staat  seinen  Bürgern  durch  die  Ausübung  staatlicher  Funktionen  er- 
weist: st)  sind  als  Ersatz  für  die  Rechtsprechung  den  prozessführenden 
Parteien  bestimmte  Gebühren  auferlegt  (sog.  Gerichtsgebühren),  und  in 
gleicher  Weise  fordert  der  Staat  Gebühren  für  die  vielfachen  Dienste, 
welche  seine  Verwaltungsbeh()rden  den  Bürgern  leisten,  ohne  dass 
solche  Abgaben  je  unter  den  (iesiclitspunkt  privatrechtliclier  Verpflich- 
tungen gebraclit  worden  wären.  Wäre  dies  der  Fall,  so  mü.ssten  audi 
die  allgemeinen  Steuern  \mtvv  di(?sem  Gesichtspunkte  stehen ;  denn  der 
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Reditsgrund  zu  deren  Bezug  besteht  auch  hier  darin,  dass  der  Staat 
füi"  seine  Tätigkeit  zum  Wohle  seiner  Bürger  von  denselben  einen 
billigen  und  gerechten  Ersatz  verlangen  darf.  Ln  Mittelalter,  wo  so 
ziemlich  die  ganze  Staatshoheit  unter  privatrechthche  Gesichtspunkte 
gestellt  war,  wurden  freilich  auch  Steuerrecht  und  Steuerpflicht  viel- 
fach als  privatrechtliche  Privilegien  betrachtet  und  als  solche  behandelt, 
allein  hieraus  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  nun  moderne  Steuervoi'schriften 
nach  gleichen  Grundsätzen  zu  beurteilen  seien,   geht  doch  nicht  an. 

Die  Verpflichtimg  der  Bahnen  zur  Bezahlung  von  Konzessions- 
gebühren beruhte  also  von  jeher  auf  einer  allgemein  verbindlichen  ge- 
setzlichen Bestimmung  imd  w-urde  bloss  bei  Anlass  der  Genehmigung 
der  kant.  Konzessionen  durch  die  BVers.  bestätigt  und  präzisiert.  Es 
handelte  sich  also  schon  nach  jenen  BBeschlössen  nicht  um  eine  privat- 
rechtliche, durch  zweiseitiges  Rechtsgeschäft  vereinbarte  Leistung,  die 
durch  den  Bund  nidit  einseitig  hätte  erhöht  werden  düi'fen,  sondern, 
wie  bei  den  zahlreichen  andern,  aus  dem  Gesetz  oder  den  Konzessionen 
fliessenden  Verpflichtungen  der  Bahnen,  als  da  z.  B.  sind:  betriebs- 
sichere Anlage  und  Unterhalt,  Führung  von  so  und  so  viel  Zügen  u.  s.  w, 
u.  s.  w.,  um  (»ine  öfi'entlich-rechthche  Leistung,  und  die  versuchte  pri- 
vatreclitliche  Konstruktion  kommt  dem  gegenüber  nicht  auf. 

Unter  der  Voraussetzung  der  ötfentUch- rechtlichen  Natur  sowohl 
der  von  den  Bahngesellsc^haften  als  der  vom  BK  für  die  Berechnung 
der  Konzessionsgebühren  als  massgebend  angerufenen  Bestimmungen 
kann  die  Kompetenz  der  Administrativbehörden  zur  Beurteilung  aller 
darauf  bezüglichen  Streitfragen  nicht  zweifelhaft  sein.  Zu  diesen  Streit- 
fragen gehört  insbesondere  auch  diejenige  über  das  Verhältnis  der 
beiden  angerufenen  Normen  zueinander,  d.  h.  die  Frage,  ob  die  Bahn- 
gesellschaften berechtigt  sind,  sich  noch  heute  bezüglich  der  Höhe 
der  Konzessionsgebühren  auf  die  einschlägige  Bestimmung  der  alten 
K(mzessionsgenehmigungen  zu  berufen,  oder  ob  nicht  diesfalls  einzig 
Art.  19  Abs.  .*]  des  Eisenbahngesetzes  vom  23.  Dez.  1872  Regel  macht, 
welcher  keinerlei  Vorbehalt  zu  gunsten  jener  Bestiunnungen  der  Kon- 
zessionsgenehmigungen enthält  und  dieselben  daher,  weil  er  allgemein 
auf  alle  Bahnen,  ohne  Unterschied  des  Datums  ihrer  Konzessionierung 
Anwendung  findet,  nach  unserer  Ansicht  aufhob.  Jene  Bestimmungen 
konnten  nur  so  lange  Geltung  haben,  als  ihre  Grundlage,  das  Eisen- 
balmgesetz  vom  Jahre  1<S52,  in  Kraft  war. 

3.  Es  verdient  sodann  noch  der  Umstand  hervorgehoben  zu  wer- 
den, wenn  derselbe  auch,  streng  genommen,  mehr  die  Hauptsache  be- 
rührt, dass  die  Bahngesellschaften,  welche  in  neuester  Zeit  für  gut 
fanden,  auf  dem  Prozesswege  gegen  den  Bund  vorzugehen,  um  die 
Berechnung  der  Konzessionsgebühren  nach  Mitgabe  der  Bestiunnungen 
der  alten  Konzessionsgenehmigungen   zu  erzwingen,   in  fnihern  Jahren 
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ohne  Einwendungen  und  Vorbehalte  die  ihnen  vom  BR  auf  Grund  des 
Art.  19  Abs.  3  des  Eisenbahnges.  auferlegten  Gebühren  bezahlt  haben. 
Sie  anerkannten  damit  die  Richtigkeit  der  Ansicht  des  BR  über  die 
Tragweite  des  Art.  19  Abs.  3  des  neuen  Eisenbahngesetzes  und  des 
dementsprechend  bisher  konseijuent  befolgten  Verfahrens,  somit  impli- 
cite  auch  die  alleinige  Kompetenz  des  BR  zur  Festsetzung  der  Kon- 
zessionsgebühren imd  zum  Entscheide  der  damit  zusammenhängenden 
Fragen  und  dabei  sich  ergebenden  Differenzen.  .  .  . 

III.  Wir  glauben  unsere  Erörterungen  nicht  schliessen  zu  dürfen, 
ohne  noch  auf  die  Konsequenzen  aufmerksam  gemacht  zu  haben, 
welche  sich  daran  knüpfen  müssten,  wenn  im  vorliegenden  Fall  die 
Kompetenz  der  Administrativbehörde  abgelehnt  und  diejenige  des  Ge- 
richtes anerkannt  würde,  und  welche  darin  beständen,  dass  ein  Prä- 
judiz für  die  privat  rechtliche  Auffassung  noch  einer  Reihe  anderer  in 
alten  und  neuen  Konzessionen  enthaltenen  Bestinunungen  geschaffen 
würde,  welche  bisher  von  den  Administrativbehörden,  wie  übrigens  zu- 
meist Jiuch  von  den  Bahngesellschaften  selbst,  als  staatsrechtliche  Ver- 
fügungen betrachtet  wurden,  welche  daher  jederzeit  ohne  Entschädi- 
gung durch  die  Gesetzgebung  geändert  werden  können.  * 

Indem  zugegeben  wird,  dass  in  allen  diesen  Fällen  eminent  öffent- 
lich-rechtliche Verpflichtungen  der  Bahnen  unter  [)rivatreclitlichen  Ge- 
sichtspunkt gestellt  werden,  setzt  num  die  Aufsichtsbehörde  im  Eisen- 
bahnwesen inskünftig  in  die  Notwendigkeit,  wenn  sie  die  Bahnen  im 
Interesse  des  Verkehrs,  auf  (^rund  jener  Verpflichtungen  oder  neuerer 
gesetzlicher  Bestimmungen,  zu  Leistungen  anhalten  will,  welche  sich 
nach  Ansicht  der  Bahnen  ökonomisch  in  einen  Minderertraj^  des  Ünt(n'- 
nehmens  lunsetzen,  auf  dem  Prozesswegt^,  gegenüber  angel)lich  entgegen- 
stehenden Privatrec^hten  oder  privatrechtlichen  Ersatzansprüchen,  die 
Bfigründetheit  ihrer  Forderungen  vor  den  (Tcrichten  verteidigen  zu 
müssen,  welche  überdies  weit  weniger  als  die  Administrativbehörden 
in  der  Lage  sind,  alle  in  Betracht  fallenden  Verhältnisse  kennen  und 
beurteilen  zu  können.  Damit  wäre  aber  nicht  bloss  die  Wahrung  dcu* 
öffentlichen  Interessen,  namentlich  derjenigen  des  Bundes  als  künftigen 
Ubernehmers  der  Bahnen,  auf  Grimd  der  bestehenden  Konzessionen 
und  gesetzlichen  Bestimmungen  enorm  erschwert  und  ins  Ungewisse 
gestellt,  sondern  es  wäre  jede  den  zunehmenden  Fordenmgen  des  Ver- 
k(*hrs,  der  Humanität  u.  s.  w.  Rechnung  tragc^nde  Weiterentwicklung 
imd  Ausdehnung  der  staatlichen  Aufsicht  imd  Einwirkimg  auf  die  Eisen- 
bahnen, dieses  in  so  hervorragendem  Masse  ötlenthchen  Verkehrsinsti- 
tntes,  wenigstens  soweit  es  die  bestehenden,  aber  gerade  die  Haui>t- 
Verkehrslinien  bedienenden  Bahngesellschaften  betrifft,  lahmgelegt.  Eine 
solche  Verurteilung  zur  Stagnation  stände  aber  im  Widerspruch  nicht 
allein    mit    dem  Sinn    und  Geist    der  Eisenbahngesetzgebung   und   der 
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Entwicklung  unseres  Eisenbahnwesens,  sondern  auch  mit  der  heutigen 
Auifassung  der  Aufgaben  und  Pflichten  des  modernen  Staates  gegen- 
über der  Allgemeinlieit  überhaupt.  Es  scheint  uns  deshalb,  es  sollte 
die  oberste  Landesbehörde,  wenn  sie  nicht  durch  zwingende  Gründe 
gebunden  ist,  wa^  nach  dem  Ergebnis  unserer  Ausführungen  hier  durcli- 
aus  nicht  der  Fall  ist,  die  Schaffung  eines  Präjudizes  von  so  grosser 
Tragweite  und  von  so  nachteiligem  Einftuss  auf  die  Weiterentwicklung 
unseres  staatHchen  Lebens  zu  vermeiden  trachten. 

B  1892  III  511;  1893  II  83o,  890. 

24:5,  Durch  Kaufvertrag  vorn  13.  Juli  1897,  abgeschlossen 
nach  Massgabe  des  eidg.  Expropriationsges.  vom  1.  Mai  1850,  er- 
warb die  Schweiz.  Centralbahngesellschaft  von  Joseph  Nussbaunier, 
Besitzer  des  Hausmatthofes  in  Ölten,  einen  Teil  der  Liegenschaft 
Hypothek  Nr.  13B  bei  der  Station  (31ten-Hainnier,  links  der  Bahn 
gelegen:  im  Vertrag  war  u.  a.  stipuliert:  Der  Kaufvertrag  wii-d 
nach  Vorschrift  der  Art.  43  und  44  des  genannten  Gesetzc^s  dc^r 
Reg.  des  Kts.  Solothurn  oder  einer  von  ihr  bezeichneten  Zahlungs- 
stelle zugestellt,  damit  sie  dafür  sorge,  dass  der  Kaufgegenstand 
f)hne  weitere  Belästigung  der  Käuferin  aller  darauf  lastenden  ding- 
lichen Rechte  entledigt  werde.  Die  auf  der  Liegenschaft  liaftende  Ver- 
pfändung wurde  abgelöst,  dagegen  nicht  eine  auf  derselben  ruhende 
Wasserrechts-Servitut. 

Auf  dem  Kaufakt  bea^cheinigte  der  Amtsschreiber  von  Oltcii- 
Gösgen  den  15.  Sept.  1897  dessen  Eintragung  im  Hypothekenbuch 
Ölten.  Der  Kaufpreis  wurde  dieser  Amtsstelle  in  zwei  Rat(»n  über- 
mittelt, mit  dem  Ersuchen,  für  P]ntlastung  d(»r  Liegenschaft  von 
den  darauf  haftenden  dinglichen  Rechten  zu  sorgen  und  dann  den 
Kest  des  Kaufl)etrages  dem  Verkäufer  zuzustellen. 

Als  die  Centralbahngesellschaft  nachträglich  das  B(\stelien  dcM* 
Servitut  Jiuf  der  erworbenen  Liegensdiaft  erfuhr  und  von  der  Amts- 
schreiberei Ölten  vergebens  deren  Löschung  verlangt  hatte.  g(*langte 
sie  den  30.  Okt.  1899  an  den  Reg.-Rat  des  Kts.  Solothurn  mit  dem 
Ersuchen,  er  mög(?  den  Amtsschreiber  von  Ölten  zu  riclitigfu*  Amts- 
handlung anhalten.  Der  Reg.-Rat  wies  den  14.  Nov.  1899  die  Ge- 
suchst ellerin  an  das  kant.  Obergericht,  mit  der  Motivierung:  Nach 
Art.  42  der  Solothurner  Verf.  ist  nicht  der  Reg.-Rat,  sondern  das 
Obergericht  diejenige  Behörde,  welcher  über  die  gesamte  Reclits- 
pflege  und  die  Amtsschreibereien  die  Oberaufsicht  zusteht.  Es  sind 
daher  Beschwerden  gegen  Amtshandlungen  in  Frage»  stehender  Na- 
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tiir,  unrichtige  Eintragung  eines  Liegenschaftskaufes  in  das  Grund- 
buch, an  das  Obergericht  zu  richten. 

Das  Obergericht  aber  erklärte  den  16.  Dez.  1899  den  Be- 
schwerdeweg als  zur  Erledigung  der  aufgeworfenen  Frage  ungeeig- 
net, von  der  Erwägung  ausgehend,  es  liegen  Privatrechte  im  Streite, 
bezüglich  deren  der  einzig  kompetenten  Behandlung  auf  dem  Pro- 
zesswege niclit  vorgegriffen  werden  könne. 

Den  8.  Jan.  HMM)  beschwerte  sich  die  Centralbahngesellschaft 
beim  BR.  Sie  beantragte:  Der  Reg.-Rat  des  Kts.  Solothurn  sei  an- 
zuweisen, die  Amtsschreiberei  Olten-Gösgen  zu  verhalten,  die  grund- 
buchliche  Eintragung  des  Kaufvertrages  vom  13.  Juli  1897  nach 
Massgabe  des  BG  vom  1.  Mai  1850  zu  beiichtigen  und  das  be- 
treffende Grundstück  gemäss  Art.  45  des  genannten  Gesetzes  frei 
von  allen  Lasten  einzutragen. 

Zur  Begründung  machte  sie  geltend: 

Gemäss  Art.  102  Ziff.  2  der  BY  hat  der  BR  für  Beachtung  der  BGesetze 
zu  wachen,  und  zur  Handhabung  derselben,  von  sich  aus  oder  auf  einge- 
gangene B(»schwerde,  die  erforderlichen  Verfügungen  zu  treflFen.  Die  vor- 
hegende Beschwerde  richtet  sich  gegen  den  Reg.-Rat  des  Kts.  Solothurn, 
und  zwar  wegen  Nichtbeachtung  des  BG  vom  1.  Mai  1850  betr.  die  Ver- 
bindlichkeit zur  Abtretung  von  Privatrechten.  Das  Urteil  des  BGer.  i.  S. 
Lienhard  gegen  die  Masseverwaltung  der  Schweiz.  Nationalbahn  vom  10.  Mai 
IS71)  (BGer.-Entsch.  1871),  V  Nr.  5())  setzt  mit  aller  Klarheit  auseinander, 
dass  beim  Expropriationskauf  (He  Bestinunungen  des  Expropriationsge- 
setzes zur  Anwendung  kommen.  Was  speziell  die  Frage  der  Ablösung  von 
Servituten  betritft.  so  ist  gemäss  Art.  20  des  genannten  Gesetzes  der 
Eigentümer  verpHiclitet.  alle  Reclite,  welche  durch  die  mit  Beziehung 
auf  sein  Grundstück  gijstellte  Abtretungsforderung  berührt  werden,  an- 
'zumelden:  Ben^chtigte,  die  durch  eventuelle  Unterlassung  des  Eigen- 
tünuns  zu  Scliaden  kommen,  haben  sich  dafür  lediglich  an  diesen  zu 
lialten.  Dit'se  Bestiumumg,  für  das  ausserordentliche  Verfahren  aufge- 
stellt. n)uss  auch  für  d(;n  Expropriationskauf  gelten,  weil  im  einen  wie 
im  andern  Falle  eine  ötfentliche  Bekaimtmachung  nicht  stattfindet, 
welche  es  dem  dinglich  Berechtigten  möglich  maclien  würde,  sich  direkt 
zu  melden.  Wenn  im  vorliegenden  Falle  der  Servitutberechtigte  durch 
<len  gesetzlichen  Untergang  seiner  Servitut  Schaden  erleidet,  so  hat 
nicht  die  Beschwerdeführerin,  sondern  deren  Rechtsvorgänger  im  Be- 
sitze der  Liegenschaft  für  denselben  aufzukonunen ;  die  Bahngesellschaft 
liat  das  Grundstück  mibelastet  erworben  und  bezahlt.  Der  Entscheid 
d<\s  Keg. -Rates  des  Kts.  Solothurn,  nach  welchem  er  zur  Erledigung  der 
Angeleg(4iheit  in  dem  von  der  Beschwerdeführerin  gewünschten  Sinne 
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nicht  kompetent  sein  soll,  kann  nicht  als  richtig  anerkannt  werden. 
Denn  nach  Art.  43  des  BG  vom  1.  Mai  1850  geschieht  die  Bezahlung 
der  Entschädigungssumme  an  die  Berechtigten  durch  Vermittlung  der 
betr.  KReg.  Wenn  nun  auch  gemäss  Reg.-RatsBeschl.  vom  21,  April 
1853  der  solothurnische  Reg.-Rat  die  Amtsschreibereien  mit  diesen  ihm 
zufallenden  Funktionen  betraut  hat,  so  bleibt  er  für  die  richtige  Hand- 
habung derselben  verantwortlich,  und  hätte  auch  im  vorliegenden  Falle 
die  Pflicht  gehabt,  den  Amtsschreiber  zur  richtigen  Amtshandlung  an- 
zuhalten. 

Auch  der  Entscheid  des  Solothurner  Obergerichtes  ist  dur(,*haus  un- 
zutretfend,  da  keine  Privatrechte  im  Streit  liegen.  Es  fragt  sich  einfach, 
ob  die  Amtsschreiberei  Ölten  berechtigt  war,  dem  imzweideutigen  Wort- 
laut des  Exi)ropriationskaufs  und  dem  klaren  Auftrage  der  Centralbahn- 
gesellschaft  anlässlich  der  Auszahlung  der  Entschädigungssumme,  das 
erworbene  p]igentum  von  allen  dingli(*hen  Lasten  zu  befreien,  entgegen- 
zuhandeln und  auf  diesen  Expropriationskauf  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit die  Bestimmungen  des  Solothurner  Sachenrechts  anzuwen- 
den. Die  Beschwerdeführerin  erblickt  •  in  diesem  Vorgehen  der  Amts- 
schreiberei eine  Nichtbeachtung  des  eidg.  Expropriationsges. 

Mit  Entscheid  vom  13.  Febr.  1900  trat  der  BR  auf  die  Be- 
schwerde wegen  Inkompetenz  nicht  ein,  in  Erwägung: 

Die  Centralbahngesellscliaft  stützt  sich  mit  ihrer  Anrufung  d(»s 
BR  ausschliesslich  auf  Art.  102,  Ziff.  2,  der  BV.  Dieser  Artikel 
verw^eist  für  die  Kompetenz  zur  Beurteilung  von  Beschwerden  über 
Anwenduni?  von  BGes.  auf  Art.  113,  welcher  die  sachliche  Zustän- 
digkeit  des  BGer.  regelt.  Der  BR  ist  zur  Beurteilung  dieser  sogen. 
Administrativstreitigkeiten  nur  soweit  kompetent,  als  deren  Beur- 
teilung nicht  dem  BGer.  ül)ertragen  ist. 

Durch  das  Organisationsges.  vom  22.  März  1893  ist  nun  eine 
neue  Ausscheidung  mit  Bezug  auf  die  Kompetenzverteilung  zwischen 
BR  und  BGer.  getroffen  worden.  Art.  189  dieses  Gesetzes  zählt 
ausdrücklich  diejenigen  Materien  der  BV  auf,  in  welchen  der  BR 
auf  dem  Wege  des  staatsrechtlichen  Rekurses  angegangen  werden 
kann.  Unter  diesen  befindet  sich  Art.  23  der  BV,  welcher  die 
Kompetenz  des  Bundes  zum  Erlass  eines  Expropiiationsgesetzes 
enthält,  nicht. 

Art.  189  Abs.  2  des  ürganisationsgesetzes,  lautend; 

Vom  BR  oder  von  der  BVers.  sind  überdies  zu  erledigen  Be- 
schwerden betr.  die  Anw^endung  der  auf  Grund  der  BV  erlassenen 
BGes.,   soweit   nicht   diese  Gesetze   selbst   oder  gegenwärtiges  Or- 
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ganisationsgesetz  (Art.  182)  abweichende  Bestimmungen  enthalten, 
kann  zur  Kompetenzbegründung  ebenfalls  nicht  angerufen  werden. 

Die  Bedeutung  dieses  Absatzes  ist  in  der  zwischen  BR  und 
und  BGer.  gewechselten  Korrespondenz  dahin  festgestellt  'worden: 

Die  Art.  175,  Ziff.  3.  178  und  189,  Abs.  2,  des  Gesetzes  stehen 
unter  sich  in  genauer  Übereinstimmung,  und  die  gegenwärtige  Fas- 
sung derselben  ist  vom  BR  und  den  gesetzgebenden  Räten  mit  dem 
vollen  Bewusstsein  ihrer  Tragweite  beantragt,  beziehungsweise  an- 
genommen worden. 

Wo  ein  verfassungsmässiges  Recht  des  Bürgei-s  in  Frage  kommt, 
da  soll,  mit  Ausnahme  der  in  Art.  189,  Ziff.  1— G,  angegebenen  Ma- 
terien und  mit  Ausnahme  des  politischen  Stimmrechts,  die  Kompe- 
tenz des  BGer.  begründet  sein,  und  zwar  auch  dann,  wenn  djis 
Individualrecht  nicht  in  der  BV  selbst,  sondern  in  einem  BGes.  fest- 
gestellt und  entwickelt  ist.') 

Es  besteht  für  den  BR  kein  Grund,  von  dieser  grundsätzlichen 
Ft^ststellung  abzuweichen. 

Danach  ergibt  sich  aber  ganz  deutlich,  dass,  soweit  überhciupt 
eine  auf  das  Expropriationsgesetz  vom  1.  Mai  185()  gestützte  staats- 
rechtliche Beschwerde  denkbar  ist,  dieselbe  nicht  in  die  Kompetenz 
des  BR,  sondern  in  diejenige  des  BGer.  gehört. 

Bei  dieser  Sachlage  braucht  nicht  untersucht  zu  werden,  ob 
die  Handlungsweise  der  solothurnischen  Behörden  eine  Verletzung 
des  Expropriationsgesetzes  vom  1.  Mai  1850  enthält,  d.  h.  ol)  der 
Kaufvertrag  vom  13.  Juli  1807  als  freihändigei*  Kaufvertrag  nach 
kantonalem  Recht  oder  als  Expropriationskauf  nach  Bundesrecht 
zu  bohandelu  ist.^)  B  1900  I  325. 


')  Vgl.  unten  Nr.  252,  S.  789,  71K). 

2j  Der  BR  hatte  sich  m.  E.  nicht  inkompetent  erklären  sollen;  irrtüm- 
lich ist  namentlich  die  in  diesem  Entscheid  zum  Ausdruck  konunende  Auf- 
fassung, dass  die  staatsrechtliche  Besehwerde  nur  da  Platz  greifen  könne, 
wo  ein  <' Individualrecht  »  des  Bürgers  in  Frage  stehe;  vielmehr  ist  prinzipiell 
davon  auszugehen,  dass  die  staatsrechtliche  Beschwerde,  bestimmte  Ausnahmen 
V()r))elialten,  und  unter  Erfüllung  der  ))esondern  gesetzlichen  Voraussetzungen, 
ül>erall  da  möglich  ist,  wo  ein  Bürger  sich  wegen  Verletzung  von  Bundesrecht 
durch  ein  kaut.  Organ  beschwert;  und  nach  der  in  Art.  189  des  Organisations- 
ges.  getroflenen  Ausscheidung  ist  alsdann  die  Beschwerde  entweder  beim 
iV4er,  oder  beim  BR  anhängig  zu  machen.  Gemäss  der  Ausscheidung  des 
erwähnten  Art.  189  aber  ist  der  BR  zuständig,  wenn  daiüber  Beschwerde  ge- 
führt wird,  dass  eine  KReg.  der  ihr  durch  Art.  43  des  eidg.  Expropriations- 
ges.  auferlegten  Pflicht  gar  nicht  oder  nicht  in  genügender  Weise  nachkonnnt. 
\ix\.  auch  ^r.  252. 


Koiiipetenzausscheiduiig  auf  dem  Gebiete  der  Staatsrechtspflege.     788 

240*  Ein  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  BG  betr.  die 
Patenttaxen  der  Handelsreisenden  vom  24.  Juni  1892  gefälltes 
Bussenerkenntnis  einer  kant.  Behörde  (vgl.  Art.  8  dieses  BG,  A.  S. 
n.  F.  XlII  45)  kann  nicht  auf  dem  Wege  der  staatsrechtlichen  Be- 
schwerde, sei  es  beim  BR,  sei  es  beim  BGer.,  angefochten  werden; 
es  kann  dagegen  nur  die  Kassationsbeschwerde  beim  BGer.  ergriffen 
werden;  vgl.  Art.  182,  Abs.  1,  und  KM)  des  Organisationsges.  vom 

22.  März  1893. 

Vgl.  die  Entscheidungen  des  BR  vom  20.  Nov.  1900  i.  S.  Brändli  und  i.  S. 
Wahlin,  vom  13.  Dez.'  1900  i.  S.  Jul.  Meier,  vom  24.  April  1901  i.  S.  Häuser- 
mann,  B  18^)9  I  389,  1900  IV  803,  99(>,  1901  II  34,  1902  I  838;  vgl.  ferner 
über  die  Kompetenzen  des  BR  und  des  eidg.  Dep.  als  Vollziehungsbehörde 
dieses  BG,  BR  i.  S.  Masson  den  14.  Juni  18^5,  B  1895  II  490;  BGer.- 
Entsch.  1901,  XXVII  1  Nr.  93. 

24:7.  Konrad  Knechtle  von  Teufen  (Appenzell  A./Rh.)  war 
im  Jfihre  1888  wegen  Ül)ertretung  des  Hausierverbotes  mit  ge- 
brannten Wassern  (BG  betr.  gebrannte  Wasser  vom  23.  Dez.  188(), 
Art.  G,  7)  von  den  Appenzeller  Gerichten  bestraft  worden.  Gestützt 
auf  Art.  102  Ziff.  2  der  BV  und  auf  Ai-t.  20  des  BG  vom  23.  Dez. 
188(>  beschwerte  er  sich  beim  BR  über  dieses  Urteil.  Der  BR  er- 
klärte sich  den  22.  Jan.  1889  inkompetent  zur  Entscheidung  dieser 
Beschwerde,  weil  nach  Art.  17  des  genannten  BG  mit  Bezug  auf 
das  Verfahren  bei  Übertretungen  dieses  Ges.  oder  der  zur  Ausführung 
desselben  erlassenen  Verordnungen  das  BG  vom  30.  Juni  1849  betr. 
das  Verfahren  bei  Übertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  BG 
Anwendung  findet,  und  weil  mit  Bezug  auf  die  nach  Massgabe  des 
BG  vom  30.  Juni  1849  gefällten  Urteile  keine  Beschwerde  beim 
BR  anhängig  gemacht  werden  kann,  sondern  nur  eine  Kassation 
durch  das  eidg.  Kassationsgericht  möglich  ist.^)  B  18891173. 

Ä48.  Den  21.  März  1889  beschwerte  sich  der  Gemeinderat 
von  Rheinfelden  beim  BR  über  einen  verfassungswidrigen  Entscheid 
der  aargauischen  Reg.  betr.  Wildschadenersatzforderung.  Der  BR 
trat  mit  Beschl.  vom  30.  April  1889  wegen  Inkompetenz  auf  die 
Beschwei'de  nicht  ein,  in  Erwägung : 

1.  Die  Rekurrenten,  ihren  Anspruch  auf  Art.  79  der  Staats- 
Verf.  des  Kts.  Aargau,  lautend : 

Die  Jagdgesetzgebung  ist  durch  eine  Verord.  des  Grossen  Rates 

zu   ergänzen,    welche   eine  wirksame   Geltendmachung  von  Wild- 

schadenersatzforderimgen  sichert, 

M  Vgl.  jetzt  B(t  über  gebrannte  Wasser  vom  29.  Juni  19ü(),  Art.  16,  24. 
tM\  A.  S.  n.  F.  XVIII  297:  und  Art.  182  und  190  des  Organisationsgos.  vom 
22.  März  ISaS. 
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stützend,  haben  sich  mit  ihi-er  Beschwerde  an  das  BGer.  zu  wen- 
den, welchem,  gemäss  Art.  p9  des  Organis-Ges.  von  1874,  die  Be- 
urteihmg  von  Beschwerden  betr.  Verletznng  derjenigen  Rechte^ 
welche  durch  die  Verf.  eines  Kantons  gewährleistet  sind,  zusteht.') 

2.  Auf  die  Bestimmung  des  Art.  25  dei-  BV  und  auf  das  in 
Ausführung  dieser  Bestimmung  erlassene  BG  vom  17.  Sept.  1875 
können  sich  die  Rekurrenten  nicht  berufen,  weil  dieses  BG  keiner- 
lei Vorsclunften  betr.  die  Vergütung  von  Wildschaden  enthält. 

B  1889  n  (JIM). 

249.  Den  25.  Jan.  1879  erliess  der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin 
ein  Ges.  über  die  Aufnahme  neuer  Ordenmitglieder  in  die  Kapu- 
zinerklöster des  Kts.  Tessin.  Die  Verfassungsmässigkeit  dieses  G(\s. 
wnirde  von  verschiedenen  Gemeinderäten  des  Kts.  Tessin  beim  BGer. 
angefochten;  der  Tessiner  Staatsrat  bestritt  die  Kompetenz  des 
BGer.  und  verlangte,  dass  der  Rekurs  dem  Entscheid  der  politischen 
BBehörden  unterstellt  werde.  Hiezu  erklärten  die  Beschwerde- 
führer ihre  Zustimmung,  und  das  BGer.  übersandte  den  2(5.  März 
1879  sämtliche  Akten  dem  BR.  Der  BR  sprach  sich  den  10.  April 
1879  für  seine  eigene  Kompetenz  aus,  und  zwar  in  Erwägung : 

1.  Ln  Art.  102,  Ziff.  2  und  8,  der  BV  ist  die  Oberaufsicht  übei- 

7  / 

die  Beobachtung  der  Bundes-  und  Kantonalverfassungen  in  die 
Kompetenz  des  BR  gelegt,  und  es  hat  der  BR  bezügliche  Be- 
schwerden, soweit  sie  nicht  nach  Art.  IVi  der  BV  in  die  Kompe^ 
tenz  der  BGer.  gelegt  sind,  zu  entscheiden. 

Art.  113  bestimmt  nun,  dass  erstens  Kompetenzkonflikte 
zwischen  Bundes-  und  Kantonalbehörden,  zweitens  Streitigkeiten 
staatsrechtlicher  Natur  zwischen  Kantonen  und  drittens  Beschwer- 
den über  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  der  Bürger  von 
dem  BGer.  zu  entscheiden  sind. 

Der  vorliegende  Fall  lässt  sich  unter  keine  dieser  Kategorien 
einreihen.  Dass  von  den  l)eiden  ersten  Fällen  keine  Rede  sein 
kann,  versteht  sich  von  selbst,  aber  auch  der  dritte  Fall  konnnt 
nicht  in  Betracht,  weil  die  Frage  der  Wiederherstellung  oder  Wie- 
derbevölkerung von  Klöstern  nicht  als  ein  Eingriff'  in  die  individu- 
ellen Rechte  einzelner  Bürger  aufgefasst  w^erden  kann. 

Es  liegt  daher  unzweifelhaft  ein  Rekurs  vor,  welcher  nicht 
nach  Art.  113  der  BV  dem  BGcn*.  übertragen  ist,  \md  über  welchen 


M  Vgl.  jetzt  Ai-t.  178,  Abs.  1,  189,  Abs.  1.  des  Orgaiiisationsges.  von  iSlKi. 
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somit    nach  Vorschrift   von   Art.  102    Ziff.  2  der  BV    der    BR    die 
erforderhchen  Verfügungen  zu  treffen  hat. 

Endlich  ist  nach  dem  Inhalt  der  Botsch.  des  BR  vom  28.  Mai 
1874  zum  Organisationsges.  das  allgemeine  Prinzip  leitend,  dass. 
dem  BR  alles  dasjenige  zu  übertragen  ist,  was  vorwiegend  politischer 
und  administrativer  Natur  ist,  wohin  zweifelsohne  die  vorliegende 
Frage  gezählt  werden  muss. 

2.  Wenn  hienach  in  der  Hauptsache  die  administrativen  BB(*' 
hörden  kompetent  erscheinen,  so  konnnt  es  auch  ihnen  zu,  über 
die  Nebenfrage  betr.  die  provisorische  Suspension  des  rekurrierten 
Ges.  zu  entscheiden. 

In  dieser  Beziehung  konnnt  in  Betracht,  dass  die  Gestattung- 
des  Eintritts  in  die  tessinischen  Kapuzinerklöster  vor  dem  Ent- 
scheide über  die  Statthaftigkeit  des  betr.  Ges.  mit  vielen  Inkon- 
venienzen  verknüpft  wäre.  Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  wurd 
daher  eingeladen,  das  in  Frage  stehende  Ges.  solange  nicht  in 
Vollziehung  zu  setzen,  bis  die  BBehörden  in  definitiver  Weise  über 
die  Verfassungsmässigkeit    dessellxMi    entschieden    haben    werden.^)- 

H  1879  III  ($25. 

250.  Über  die  Beobachtung  des  Klosterartikels,  d.  h.  des 
Art.  52  der  BV,  hat  der  BR  von  Amtes  wegen  zu  wachen,  Art. 
102,  Ziif.  2,  der  BV:  Klosterfragen  hat  daher  der  BR  und  nicht 
das  BGer.  zu  entscheiden.  Wenn  mit  Berufung  auf  das  der  Koni- 
petenzausscheidnng  zwischen  BR  und  BGer.  zu  Grunde  hegende 
Prinzip  behauptet  wird,  Beschwerden  betr.  Art.  52  der  BV  gehören 
vor  das  BGer.,  —  denn  dieser  Art.  52  ist  in  Art.  189  des  Organi- 
sationsges. von  1893  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  —  so  ist  diese  Argu- 
mentation niclit  beweiskräftig,  weil  Art.  52  an  der  in  Betracht 
kommenden  Stelle  des  Organisationsges.  gar  nicht  ausdrücklich  er- 
wähnt werden  musste.  Wo  es  sich  um  eine  Verf.-Vorschrift  polizei- 
lichen Charakters  handelt,  und  wo  daher  der  BR  von  Amtes  wegen 
einschreiten  muss,  um  den  diesem  Verf.-Recht  entsprechenden  Zu- 
stand aufrecht  zu  erhalten,  da  entfällt  die  Möghchkeit  einer  Staats- 
rechtUchen  Beschw^erde  im  eigen thchen  Sinne ;  es  bedarf  also  auch 
keiner  Kompetenzausscheidung  zwischen  BR  und  BGer.  Die  Unter- 
Lassung  der  Erwähnung  des  Klosterartikels  in  Art.  189  des  Orga- 
nisationsges.  geschah,    wie    sich    aus    der    Botsch.    des    BR   vont. 

M  Der  BK  entschied   den  31.  Okt.  1879  materiell   die  Streitfrage;   vgL 
Erste  Auflage  II,  Nr.  757. 

."VO 
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5.  April  1892  ergibt,')  absichtlich,  aber  nicht  zu  dem  Zwecke,  um  da- 
durch die  Kompetenz  des  BGer.  in  Klostersachen  zu  schaffen,  sondern 
um  die  Kompetenz  des  BR  und  der  BVers.  in  diesen  Angelegen- 
lieiten  (dem  l)isherigen  Rechte  gemäss)  beizubehalten.  Es  ist  deni- 
luich  auch  die  Ansicht  nicht  vollständig  zutreffend,  die  dahingeht, 
dass  beide  Blnstanzen,  BR  und  BGer.,  den  Art.  52  der  BV  zu 
handhaben  hätten,  je  nachdem  die  Klosterfrage  bei  der  einen  odei* 
<ler  andern  Blnstanz  in- Verbindung  mit  einer  in  ihren  Kompetenz- 

l)ereich  fallenden  Sache  anhängig  gemacht  würde. 

BR   den   21.  Okt.  1897  i.   S.   Klostergründung  Böttstein.   B   1897  IV  541, 
ZifF.  :i. 

Ä51.  Den  24.  März  1894  beschwerte  sich  das  Komite  für  Evange- 
Usation  im  Kt.  Tessin  beim  BR  wegen  Störung  des  evangeHschen 
Gottesdienstes  in  Lumino.  Im  Hinl)lick  auf  die  Art.  175  und  181) 
des  Organisationsges.  über  die  BRechtspflege  von  1893  übermittelte 
der  BR  den  10.  April  die  Beschwerde  dem  BGer.,  mit  dem  Bei- 
fügen, der  BR  erachte  es  als  erforderlich,  dass  das  BGer.  die  Frag(* 
der  Rechtsverletzung  prüfe  und  entscheide,  worauf  die  Sorge  für 
die  Vollziehung  des  Spruches  des  BGer.  Sache  des  BR  sein  werde. 
Vgl.  Ui-teil  des  BGer.  vom  21.  Juni  1894,  BGer..Entsch.  1894,  XX  Nr.  4<i. 

252.  Den  8.  Mai  1895  unterbreitete  das  BGer.  dem  BR  dii' 
Frage,  ob  nach  seiner  Auffassung  das  BGer.  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen des  Organisationsges.  vom  22.  März  1893,  wie  unter 
der  Herrschaft  des  Organisationsges.  vom  27.  Juni  1874,  zur  Be- 
handlung von  Beschw^erden  betr.  die  Anwendung  des  BG  l)etr.  die* 
persönliche  Handlungsfähigkeit  vom  22.  Juni  1881  als  zuständig 
gelten  könne. 

Das  BGer.  fügte  bei,  dass  nach  Massgabe  des  alten  Organisa- 
tionsgesetzes die  Kompetenz  des  BGer.  in  einer  solchen  Sache 
nicht  dem  mindesten  Zweifel  ausgesetzt  gewesen  und  sein-  häufig 
zur  Anwendung  gebracht  worden  sei,  während  nunmehr,  infolge 
euier  Veränderung  des  Inhaltes  von  Art.  59  des  alten  Ges.  (Art. 
175  des  Ges.  von  1893)  und  im  Hinblick  auf  Ai-t.  189,  Abs.  2,  des 
neuen  Gesetzes,  die  Meinung  als  begründet  erscheinen  könne,  dass 
BR  und  BVers.  alle  Beschwerden  betr.  die  Anwendung  der  auf 
Grund  der  BV  erlassenen  BG  zu  erledigen  haben,  soweit  nicht  diese 
Gesetze  selbst  etwas  anderes  bestimmen,  oder  sofern  es  sich  nicht 
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um  eine  eidg.  Privatrecht  oder  Strafrecht  betreffende  Entscheidung 
einer  Kantonsbehörde  handelt,  in  welch  letzterem  Falle,  zufolge 
Art.  182  des  Organisationsges.,  die  staatsrechtliche  Beschwerde 
ausgeschlossen  und  durch  Anweisung  anderer  Rechtsmittel  ent- 
))ehrlich  gemacht  ist.  Gleichzeitig  drückte  das  BGer.  seinen  Zweifel 
darüber  aus,  ob  die  BVers.  willens  gewesen  sei,  die  Handhabung 
von  Gesetzen,  die  so  gewichtige  Interessen  berühren,  wie  das  Hand- 
hingsfähigkeitsges.,  der  Kontrolle  des  BGef.  zu  entziehen. 

Der  BR  antwortete  den  4.  Juni  1891: 

Es  ist  uns  nicht  unbekannt,  dass  Art.  189  Abs.  2  des  Organisations- 
ges. von  1898  einer  verschiedenen  Auslegung  unterworfen  wird. 

Zur  Verdeutlichung  unserer  Anschauungsweise,  die  u.  E.  mit  der 
A))sicht  des  Gesetzgebers  zusammentrifft,  müssen  wir  uns  gestatten,  auf 
die  Entstehung  des  Ai*t.  59  des  Organisationsges.  von  1874  und  die 
Anwendung,  welche  derselbe  in  der  Praxis  des  BGer.  gefunden  hat, 
zurückzugehen. 

Wir  sind  nämUch  uiit  der  Auffassung  nicht  einveretanden,  die  in 
einer  Reihe  von  bundesgerichtlichen  Urteilen  niedergelegt  und  ex  pro- 
fesso  in  der  Entscheidung  vom  26.  Okt.  1883  i.  S.  Schäi-er  &  Cie.  (BGer.- 
Entsch.  IX  Nr.  75)  ausgesprochen  ist,  und  die  dahin  geht,  der  allegierte 
Artikel  des  alten  Organisationsges.  habe  die  Kompetenz  des  BGer.  als 
Staat^gericlitshof  nicht  nur  für  die  Fälle  begründet,  wo  eigentliche,  verfas- 
sungsmässig gewährleistete  Individualrechte  in  Frage  stehen,  sondern 
überall  da,  wo  ein  kantonalverfassungsrechtlicher  oder  bundesrecht- 
licher, speziell  bundesgesetzlicher,  Grundsatz  zum  rechtlichen  Nachteile 
eines  Bürgers  verletzt  worden  ist,  mit  Ausnahme  der  im  Organisations- 
ges. den  politischen  BBehörden  expressis  verbis  zugewiesenen  Ad- 
ministrativsachen und  derjenigen  Fälle,  wo  durch  das  Bundesrecht 
selbst  die  staatsrechtliche  Beschwerde  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
ausgeschlossen  ist. 

Wir  glauben  nicht,  dass  durch  Art.  59,  Utt.  a,  des  alten  Gesetzes  von 
1874  dem  BGer.  eine  so  weitgehende  Kompetenz  übertragen  werden 
wH)llte,  stellt  sieh  doch  dieser  Artikel  als  die  Ausführung  von  Art.  113  Ziff.  3 
der  BV  dar,  welche  Bestimmung  dem  BGer.  die  Urteilskompetenz  betr. 
Beschwerden  wiegen  Verletzung  der  verfassungsmässigen  Rechte  der 
Bürger  zuteilt.  Es  geht  deshalb  nicht  an,  bei  Auslegung  des  Art.  59, 
lit.  a,  sich  auf  den  Art.  114  der  BV  zu  berufen,  der  die  BGesetzgebung 
ermächtigt,  noch  andere  Fälle»,  als  die  in  Art  113  v'orgesehenen,  in 
die  Kompetenz  des  BGen  zu  legen. 

Mit  Unrecht  scheint  uns  ferner  das  BGer.  in  dem  angeführten 
Urteile  auf  die  Botsch.  des  BR  zum  Organisationsgesetze  von  1874 
:sich  berufen  zu  haben.    Die   fragliche  BotscL  (B  1874  I  1075)  sagt  ja 
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gegenteils,  dass  Art.  53  des  Entw.  (=Art.  59  des  B(jos.)  eine  näherer 
Umschreibung  von  Ziff.  8  des  Art.  113  der  BV  enthalte,  und  sie  beant- 
wortet die  Frage,  ob  auch  die  in  den  Ausführungsgesetzeu  zu  der  BV 
festgestellten  Rechte  der  Bürger  zu  den  ^<  verfassungsmässigen  >  gehören^ 
<  mit  Rücksicht  auf  die  vielen  Bestimmungen  der  neuen  Bimdenerfas- 
sung,  welche  einem  (lesetze  nifen»,  mit  Ja.  Und  weiterhin  liemerkt 
sie :  « Es  scheint  uns,  die  Ausscheidung  der  Kompetenzen  zwi.schen  BR 
imd  BGer.  sollte  sich  nacli  den  Materien  >>estimnien  und  nicht  nach 
dem  sehr  zufälligen  Umstände,  ob  ein  Artikel  der  BV  ))ereits  eine  fM> 
stimmte  Vorschrift  enthält  oder  letztere  sich  erst  in  dem  durch  ihn  i;e- 
forderten  Bundesgesetze  ündet.  >  ^) 

Freilich  leistet  die?  Botschaft  selbst  im  Verlaufe  ihi*er  Dai>»tellung 
der  Meinung  Vorschub,  als  ob  das  ÜrganisatioUvSgesetz  nun  sämtliclie 
Kompetenzen  des  BR  und  der  BVers.  in  Bezug  auf  die  Handhabung 
der  BV  und  der  BGes.  erschöpfend  aufzähle  und  das  ganze  übrige  Gebiet 
des  Bimdesrechtes  der  Aufsicht  und  Kontrolle  des  BG^r.  unterstelle; 
indessen  spricht  si(j  andrerseits  doch  stets  w^ieder  v(m  den  dem  BGei*, 
finheimfallenden  <f  Beschw(n*den  üb(?r  Verletzung  verfassungsmäs-^iger 
Rechte  >. 

Es  dürfte  ohne  weitläufige  Erörterung  klar  sein,  dass  mit  der  vom 
BGer.  1883  aufgestellten  Theorie  dem  bundesgerichtlichen  Komiietenz- 
gebiete  Materien  zugeschieden  werden,  die  mit  <  verfassungsmässigen  -■> 
Rechten  der  Bürger  überall  nichts  zu  tun,  vielm-ehr  einen  rein  ver- 
waltungsrechtlichen Charakter  ha]>en,  bei  deren  Handhabung  in  der 
Praxis  aber  gleichwohl  dem  Bürger  ein  Unrecht  zugefügt,  -in  seine 
Rechtssphäre  eingegriffen  werden  kann». 

Sel))stverständlich  haben  wir  nicht  Fälle  im  Auge,  wo  durch  die 
re<!htswädrige  Behandlung  eines  Bürgers  seitens  der  Behörden  ein  civil- 
rechtlicher  Anspruch  desselben  erzeugt  wird.  Solche  Fälle  können  unter 
den  gesetzlichen  Voraussetzungen  an  da.s  BGer.  als  Civilgerichtshof 
gezogen  werden. 

Hier  haben  wir  es  nur  mit  dem  Ge))iete  des  (»üentlichen  Rechtes 
zu  tun,  und  da  sagen  wir:  Die  Pl-axis  hat  l)e wiesen,  dass  die  Kom- 
petenzverhältnisse zwischen  den  ])eiden  BBehörden  weder  ausreichend, 
noch  überall  zutreffend  g(M)rdnet  sind,  wenn  dem  Art.  51)  des  Ch-gani- 
sationsgesetzes  von  1874  die  vom  B(jer.  im  Jahre  1883  gen(?hmigte 
Aush^gung  gegeben  wird. 

Zur  Erhärtung  dieser  Behauptung  greifen  A\ir  nur  einen  Artikel 
der  BV  heraus:  Art.  38.  Derselbe  ist  in  Art.  59  des  alten  Organisations- 
gesetzes nicht  imter  den  Bestimmungen  der  BV  genannt,  welche  Gegen- 
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•stand  von  « Adrainistrativstreitigkeitcn »  werden  können;  er  sieht  zu 
>einer  Ausführung  ein  Bundesgesetz  nicht  vor. 

Art.  38  (in  der  BV  von  1848  wai-  es  Art.  86)  verleiht  dem  Bunde 
die  Münzhoheit  xnid  weist  ihn  an,  sämthche  im  Münzregale  begriffeneu 
I^(»(:hte  auszuüben.  In  Ausfühnmg  dieses  Artikels  wurde  das  BGes. 
vom  7.  Mai  185()  über  das  eidg.  Münzwesen  erlassen,  das  in  seinem 
Art.  8  u.  a.  verbietet,  Löhmmgen  in  anderen  als  den  gesetzlichen  Münz- 
sorten auszubezahlen,  A.  S.  1  8()8. 

Wir  sind  überzeugt,  dass,  wenn  Ai-t.  38  einem  Ausfühnmgsgesetze 
i'ufen  würde,  der  Bundesgesetzgeber  von  1874  die  Beschwerden,  welche 
sich  auf  die  Anwendung  desselben  beziehen,  in  Ziff.  8  des  Art.  59  des 
Organisationsgesetzes  mit  den  übrigen  dort  genannten  den  politischen 
BBeliörden  zugewiesen  hätte.  Denn  es  ist  uns  unerfindlich,  was  für 
ein  Individualrecht  des  Bürgers  hiei-  gewährleistet  sein  soll.') 

Nacli  der  Theorie  indessen,  dass  die  Kompetenzsphäre  des  BR 
und  der  BVers.  im  Organisationsgesetze  von  1874  definitiv  und  a))- 
schliesseud  ))estinHut  sei,  wäre  anzunehmen,  dass  auch  hier  die  Juris- 
diktion des  BGer.  )>egründet  sei.  Und  in  der  Tat  hat  sich  das  BGer. 
dieselbe  zuerkannt,  vgl.  Urteil  des  BGer.  vom  4.  Febr.  1893,  i.  S.  Meyer, 
BGer.-Entsch.  1893,  XIX  Nr.  10:  Das  BGer.  hat  hier  gegenüber  einem 
kantonalgerichthchen  Urteile  deji  Art.  8  des  angeführten  BGes.  in  seiner 
erwähnten  Bestimnumg  ausgelegt  und  das  kantonalgerichtliche  Urteil 
aufgehoben.  Über  die  gleiche  Frage  -  -  mit  anderer  tatsächlicher  Unter- 
lage richtete  zu  der  nämlichen  Zeit  die  Reg.  des  Kt.  Baselstadt  das 
Ersuchen  um  Wegleitung  an  d^n  BR,  und  der  BR  nahm  keinen  An- 
stand,  dem  Ersuchen  der  kant.  Reg.  zu  entsprechen  .  .  . 

Die  vom  JKxer.  in  Auslegung  des  Organisationsges.  von  1874  vor- 
genommene Feststellung  seiner  Kompetenz  muss  nach  dem  Gesagten 
als  nicht  durchweg  zutreffend  erscheinen ;  sie  ist  aber  auch  unzu- 
reichend; namentlich  gilt  dies  in  Bezug  auf  die  Ziffer  8  des  Art.  59, 
die  von  den  Beschwerden  über  die  Anwendung  von  Bundesgesetzen 
handelt.  Es  war  ein  Irrtum,  zu  glauben,  es  haben  durch  die  Auf- 
zähhmg  einiger  Verf. -Artikel  die  Materien  genau  und  erschöpfend  be- 
zeichnet werden  können,  über  welche  BGesetze  verwaltungs-,  insbes. 
l)olizeirechtlichen  Charakters  erlassen  werden  können,  deren  Hand- 
habung der  Kontrolle  der  politischen  BBehörden  zu  unterstellen  ist. 
Seit  1874  .sind  mehrere  BGes.  erlassen  worden,  die  sich  nicht  auf  einen 


^)  Vgl.  auch  wie  Art.  24  der  BV  in  Art.  59  des  Orgauisationsges.  von 
1874,  entgegen  dem  Vorschlag  des  BR,  nicht  erwähnt  wurde,  weil  derselbe 
ein  BGer.  nicht  voi'sehe;  trotzdem  ergiengen  die  BGes.  vom  24.  März  1876 
luid  vom.  22.  Juni  1877,  A.  S.  n.  F.  II  ^53,  III  laS;  vgl.  oben  ö.  738. 
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der  in  Ziifer  8  des  ullegiei'ten  Art.  59  genannten  Artikel  der  JBV  he- 
ziehen,  deren  Überwachung  aber  doch  der  Natur  der  Sache  nach  der 
eidg.  Verwaltungsbehörde  zufallen  muss  und  bis  jetzt  auch  thatsächlich 
durch  sie  ausgeübt  wurde,  wie  z.  B.  das  BG  betr.  Kontrollienuig  und 
(rarantic  des  Feingehaltes  der  Gold-  und  Silberwaren  vom  23.  Dez. 
1880  und  das  BG  betr.  den  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfällen  vom 
17.  Juni  188(>.  Dies  hat  die  Botsch.  des  BR  zum  Entw.  des  neuen 
Organisationsges.  ausdrücklich  hervorgehoben  und  damit  die  Fassung 
des  Entw.  (Art.  179,  Ziff.  5  und  folgender  Absatz)  motiviert,  wonach 
die  Bezugnahme  auf  gewisse  Verf.-Artikel  nicht  mehr  im  Sinne  der 
Beschränkung  der  ürteilskompetenz  des  BR  auf  jene  BGes.  angesehen 
werden  konnte,  denen  die  genannten  Artikel  zu  Grunde  hegen.  Durch 
Beschl.  des  NR  vom  14.  Dez.  1892  ist  dann  an  die  Stelle  von  Ziffer  o 
ohne  Bezifferung  die  allgemeine  Fassung  gesetzt  worden,  die  sich  nun 
in  dem  zweiten  Absätze  von  Art.  189  des  Gesetzes  vom  22.  März  1898 
iindet.i) 

Von  dem  (jedanken  geleitet,  dass  die  Kompetenzausscheidung 
zwischen  der  richterlichen  und  den  2>oli^is^'hen  BBehörden  auf  dem 
staatsrechtlichen  Crebiete  überhaupt  nach  Materien  zu  erfolgen  habe 
und  dabei  die  in  den  Art.  102  Ziff.  2  und  113  der  BV  festgestellte 
( Grundlage  das  einzige  sichere  Kriterium  ))ilden  könne,  hat  der  BR  in 
der  den  gesetzgebenden  Räten  am  20.  März  1893  vorgelegten  Schluss- 
redaktion des  Organisationsges.  in  Art.  178  sich  genau  an  Art.  175, 
Ziff.  3  (und  damit  an  Art.  113  der  BV)  angeschlossen  und  die  Worte, 
die  sich  im  Eingang  von  Ari.  175  des  Entw.  des  BR  =  Art.  114  Entw. 
Hafner:  'und  die  in  Ausführung  dei*selben  erlassenen  Bundesgesetze* 
weggelassen.^) 

Dadurch  hat  u.  E.  das  Kompetenzgel)iet  des  BGer.  in  Anschimg 
der  Beschwerden  von  Privaten  nicht  verkleinert,  sondern  lediglich  un- 
zweideutiger, als  es  bisher  der  Fall  war,  auf  diejenigen  Beschwerden 
beschränkt  werden  w^ollen,  welche  ^ verfassungsmässige)  Rechte  zur 
Voraussetzung  haben. 

Die  Art.  175,  Ziff.  3,  178  und  189,  Abs.  2,  des  Organisationsges.  von 
1893  stehen  unter  sich  in  genauer  Ü))ereinstinnnung und  die  gegenwältige 
Fassung  derselben  ist  vom  BR  imd  den  gesetzgebenden  Räten  mit 
dem  vollen  Bewusstsein  ihrer  Tragweite  beantragt,  bezw.  angenonmien 
worden  : 

Wo  ein  verfassungsmässiges  Recht  des  Bürgers  in  Frage  kommt, 
da  soll,  mit  Ausnahme  der  in  Art.  189  Ziff.  1-0  angegebenen 
Materien  und  mit  Ausnahme  des  politischen  Stimmrechts,  die  Kom- 
petenz des  BGer.  begründet  sein  und  zwar  auch  dann,  wenn  das  ver- 

M  Vgl.  oben  S.  74:3.  758. 
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fassungsmässige  Individualrecht  nicht  in  der  BV  selbst,  sondern  in 
einem  BGesetze  ausgedrückt  und  entwickelt  ist. 

Überdies  sind  alle  Gerichtsstandsfragen,  die  sich  anlässlich  stmits- 
rechtlicher  Beschwerden  darbieten  können,  vom  BGer.  zu  erledigen. 

Dagegen  soll  die  Anwendung  privatrechtlicher  oder  strafrecht- 
licher Normen  des  eidg.  B echtes  durch  die  Kantonsbehörden,  nament- 
li(*h  durch  die  (Berichte,  nicht  mehr  wia  bisher  den  Gegenstand  einer 
staatsrechtlichen  Bes(ihwerde  bilden  können,  sondern  hierfür  einzig 
der  Weg  der  civil-  oder  strafprozessualischen  Weiterziehung  ange- 
wiesen sein. 

Es  besteht  also  nach  der  Anschauungsweise  des  BR  weder  eine 
Lücke  im  Gesetze,  noch  ist  der  zweite  Absatz  von  All.  189  nur  auf  künftige 
BGesetze  zu  beziehen:  vielmehr  muss  in  jedem  konkreten  Falle,  so- 
fern das  Gesetz  selbst  nicht  eine  formelh?  Weisung  enthält,  wie  z.  B. 
das  B(t  betr.  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891  (vgl.  dessen  Art.  If),  38,  A.  S.  n.  F. 
XII  .*i73,  378)*),  untersucht  werden,  ob  die  Verletzung  eines  verfas- 
sungsmässigen Rechtes  des  Bürgei*s  den  Gegenstand  der  Beschwerde 
bilde  oder  nicht;  bejahenden  Falles  wird  die  Sache  vom  BdJer.  zu  be- 
urteilen sein. 

Wie  verhält  es  sich  nun  hiernach  in  bezug  auf  die  Beurteilung 
von  Beschwerden  l)etr.  die  Anwendung  des  B(i  über  die  i)ersönliche 
Handlungsfähigkeit  ? 

Wir  betrachten  die  persönliclie  Handlungsfähigkeit  und  die  jx)- 
litische  Stimmberechtigung  als  die  beiden  Elemente,  welche  die  Selb- 
ständigkeit des  Bürgers  ausmachen.  Ohne  sie  gäbe  es  im  Staate  wohl 
menschliche  Einzelwesen,  al)er  keine  das  private  und  öffentliche  Leben 
ordnende  und  beherrschende  Rechtssubjekte.  Die  persönliche  Hand- 
lungsfähigkeit ist  wie  das  Stimmrecht  ein  Individualrecht  ersten  Ranges, 
seine  Anerkennung  durch  den  Staat  eine  absolute  Notwendigkeit,  ja 
sie  bedürfte  nicht  einmal  der  ausdrücklichen  Erwähnung  in  der  Ver- 
fassung des  Landes. 

Dieses  Recht  hat  in  der  Schweiz  auf  (Jrund  von  Art.  M  der  1^^  seine 
nähere  Feststellung  im  BG  vom  22.  Juni  1881  erfahren.  Alle  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  berühren  das  Recht  als  solches,  anerkennen 
oder  versagen  es  oder  lassen  unter  gewissen  Voraussetzungen  den 
Entzug  desselben  zu.  Jede  Anwendung  des  (Tcsetzes  ist  daher  einer 
die  persönliche  Handlungsfähigkeit  des  Bürgers  direkt  l)etreffenden 
Verfügung  gleichzuachten.  Daraus  folgt,  dass  Beschwerden  über  die 
Handhabung  dieses  Gesetzes  sich  auf  ein  verfassungsmässiges  Recht 
des  Bürgers  beziehen. 

M  \gi.  B(;er.-Entsch.  XXI  Nr.  18  Erw.  1.  XXIII  Nr.  197,  201.  XXTV 
1  Xr,  m  Erw.  1.  Nr.  47  Env.  1,  XXVII  1  Nr.  m  Erw.  1.  XXVIII  1  Nr.  40. 
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Wälirend  nun  uV)er  die  i>o]itische  Stimmherechtigiing  im  Organi- 
sationsgesetze dem  Schutze  der  politisehen  BBehörden  ausdrücklich 
unterstellt  wurde,  ist  dies  nicht  der  Fall  hinsichthch  der  persönlichen 
Handhjngsfähigkeit :  es  findet  daher  auf  sie  die  allgemeine  Bestimmung 
Anwendung ,  wonach  die  verfassungsmässigen  Individualrechte  der 
Bürger  durch  das  BGer.  zu  schützen  sind.  B  18^)5  III  18*5. 

Wie  unter  der  Herrschaft  des  Organisationsges.  von  1874^  so 
beurteilt  auch  unter  der  Herrschaft  desjenigen  von  1893  das  Bnn- 
desgericht  staatsrechtliche  Beschwerden  betr.  Verletzung  der  Vor- 
schriften des  BG  über  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  vom 
22.  Juni   1881.  M 

l:$5*i.  Staatsrechtliche  Beschwerden  wegen  Verletzung  des 
BG  über  die  Auslieferung  von  Verbrecthern  und  Angeschuldigten 
vom  24.  Juli  1852,  A.  S.  HI  Kil,  sind  auch  unter  der  Herrschaft 
des  Organisationsges.  von  189;{  vom  BGer.  und  nicht  vom  BR 
zu  beurteilen. 

Indem  BR  und  BGer.  ihre  Ul)ereinstimnnmg  in  dieser  Frage 
im  Jahre  1899  auf  dem  Korrespondenzweg,  vgl.  Organisationsges. 
1893.  Art.  194,  o))en  S.  702,  konstatierten,  äusserte  sich  das  BGer. 
mit  Bezug  auf  die  beim  BR  anhängig  gemachte  staatsrechtliche  Be- 
schwcM'de  der  Johanna  Elberskirchen,  die  sich  über  ihre  nicht  durch 
Art.  2  des  Auslief erungsges.  von  1852  begründete  Auslieferung  durch 
die  Zürcher  Reg.  an  die  des  Kts.  Bern  beschwerte,  wie  folgt: 

Die  Rekurrentin  glaubt,  die  Bestimnumgen  des  interkantonalen 
Ausli(^ferungsgesetzes  begründen  ein  Kecht  der  Bürger  darauf,  dass  sie 
nur  in  den  darin  aufgeführten  Fällen  ausgeliefert  werden  dürfen.  Die 
RekiuTentin  nimmt  somit  ein  Individualrecht  in  Anspruch,  das  ihr  bun- 
desgesetzlich zugesichert  sei.  Wir  halten  nun  dafür,  dass  eine  Be- 
schwerde wegen  Verletzung  eines  derartigen  Rechtes  nach  Art.  113 
Ziff.  3  der  BV  und  Art.  175  Ziff.  3  des  Organisationsges.  vom  22.  März 
1<S93  in  die  Komj)etenz  des  BCirer.  falle,  dem  dann  selbstvei^ständlich 
auch  der  Entscheid  darü)>er  zusteht,  ob  das  behauptete  Recht  überhaupt 
))estehe.  Denn  zu  den  verfassungsmässigen  Rechten  der  Bürger,  die 
nach  den  genannten  Bestinmmngen  unter  dem  Schutze  des  BGer. 
stehen,  zählen  wir  auch  solche  Rechte  persönlicher  Natur,  die  sich  auf 
ein  in  Ausfühnmg  der  BV^  erlassenes  Bundesgesetz  stützen. 

B  lOCJO  I  723,  828;  BGor.-Entsch.  1891*,  XXV  1  Nr.  4. 

Ä54:.  Unter  der  Herrschaft  des  Organisationsges.  vom  27.  Juni 
1874  wurde    nicht    in    Zweifel   gezogen,    da.ss    staatsrechtliche   Be- 

')  Vgl.  z.  B.  Curti  I.  Nr.  mX)— 923,  II  Nr.  2445— 24r>4:  BGer.-Entscli.  XXV 
1  Nr.  89.  XXVI  1  Nr.  10,  85.  XXVIII  1  Nr.  35. 
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scliweiden  betr.  Verletzung  der  Vorschriften  des  Art.  33  der  BV  und 
<les  Art.  5  der  Übergangsbest.  zur  BV,  sowie  solche  betr.  Verletzung 
der  in  Ausführung  des  Art.  33  erlassenen  BGes.  von  BR  und  BVers. 
und  nicht  vom  BGer.  zu  entscheiden  waren.*)  Infolge  der  vom 
BGer.  im  Falle  Curti  (Urteil  vom  3.  Dez.  1896)'^)  auf  Grund  des  Ürga- 
nisationsges.  vom  22.  März  1893  vertretenen  Anschauung  trat  eine 
Verschiebung  in  der  Kompetenzausscheidung  zwischen  BR  und  BGer. 
in  dem  Sinne  ein,  dass  staatsrechtHche  Beschwerden  betr.  Verletzung 
der  Vorschriften  des  Art,  33  der  BV  und  des  Art.  5  der  Ül)ergangs- 
best.  zur  BV  vom  BGer.  zu  beurteilen  sind,  dass  dagegen  staatsrecht- 
liche Beschwerden  betr.  Verletzung  des  in  Ausführung  des  Art.  33 
<ler  BV  erlassenen  Freizügigkeitsges.  für  das  Medizinalpersonal  vom 
15.  Dez.  1877.  A.  S.  n.  F.  III  379,  nach  wie  vor  in  die  Kompetenz 
des  BR  und  der  BVers.  gehören.*; 

Der  BR  trat,  unt^^r  Verzicht  auf  seine  im  Falle  Renaud  den 
23.  Fe))r.  1894  vertretene  Ansicht  (B  1894  I  356,  1895  I  460),  aus- 
drücklich der  vom  BGer.  im  Falle  Curti  mit  m.  E.  nicht  zutreffen- 
den Gründen  entwickelten  Auffassung  bei:  vgl.  BR  den  2.  Febr. 
1897,  B  1897  I  253,  1898  I  456.*) 

855*  Den  7.  März  18{K)  erklärte  der  BR  die  Beschwerde 
Bielmann  und  Genossen  betr.  Gemeinderats  wählen  in  Romont  (Kt. 
Freiburg)  für  begi'ündet  und  hob  die  Wahlverhandlung  vom  5.  Mai 
1895  als  ungiltig  auf.  Gegen  diese  Entscheidung  rekurrierte  die 
Freiburger  Reg.  sowohl  an  die  BVers.,  wie  an  das  BGer.,  mit  der 
Behauptung,  nach  Art.  189  Abs.  3  des  Organisationsges.  von  1893 
haV>e    der   BR   die   Beschwerden    betr.    kant.  Wahlen  und  Abstim- 


•)  Vgl.   Curti  I,   Nr.  1133,  11:34;   Erst«  Auflage  I,  Nr.  171,  IV,  S.  407  ff. 

2)  Vgl.  BGer.-Entsch.  18^6,  XXII  Nr.  154. 

')  Vgl.  eine  nicht  ganz  klare  Auffassung  bei  K.  A.  Brodtbeck  in 
Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht  1902,  n.  F.  XXI  S.  413—415. 

^)  Vom  Standpunkt  der  im  Falle  Curti  vertretenen  Auffassung  wird  man 
es  vielleicht  als  konsequent  bezeichnen,  dass  das  BGer.  nicht  nur  Fragen  der 
Freizügigkeit  der  wissenschaftlichen  Berufsarten  und  damit  auch  den  Kreis 
derselben  seiner  Kognition  unterstellt,  sondern  überdies  auch  Fragen  über 
die  Ausübung  der  wissenschaftlichen  Berufsarten.  M.  E.  zieht  aber  damit  das 
BGer.  Fragen  der  (xe Werbefreiheit  in  den  Bereich  seiner  Entscheidungs- 
befugnis, also  Fnigen,  die  im  Sinne  des  Organisationsges.  von  1893  dem  BR 
und  der  BVers.  reserviert,  bleiben  sollten.  Der  Fall  Dr.  G.  Bühler  betr.  An- 
waltspatentgebühr (Urteil  des  BGer.  vom  1.  April  1897,  BGer.-Entsch.  1897, 
XXIII  Nr.  69)  und  der  Fall  Cortazzi  betr.  Entzug  der  Ausübung  der  äi-ztlichen 
Praxis  (Urteil  des  BGer.  vom  2.  Okt.  1901,  BGer.-Entsch.  1901,  XXVII  1  Nr.  74) 
hätten  m.  E.  nicht  vem  BGer.,  sondern  vom  BR  entschieden  werden  sollen. 
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inimgen  auf  Grundlage  sämtlicher  ^< einschlägigen»  Bestinunungen 
des  kant.  Verf. -Rechts  und  des  Bundesrechts,  aber  auch  nur 
dieser  zu  beurteilen :  im  vorliegenden  Fall  hab(^  der  BR  seine 
Kompetenz  überschritten,  indem  sein  Beschl.  sich  auf  einen  Rechts- 
satz stütze,  der  einem  andern  Gebiet  als  dem  Wahlrecht  ange- 
hört, nämlich  auf  den  Grundsatz  der  Trennung  der  vollziehenden 
und  der  gesetzgebenden  Gewalt.  Es  war  in  der  Tat  vom  BR  an- 
genommen worden,  die  Bestimmung  der  Wahl-Verord.  des  Frei- 
l)urger  Staatsrates,  wegen  deren  Nichtl)eachtung  die  Stinnngebun.ü: 
der  Rekurrenten  in  Romont  als  nichtig  erklärt  worden  war,  stehe  mit 
dem  kant.  Wahlges.  in  Widerspruch,  es  liege  somit  ein  lJl)ergriff 
der  vollziehenden  auf  das  Gebiet  der  gesetzgebenden  Gewalt  vor. 
Da«  BGer.  ei-kannte  den  10.  Juni  181H5,  unter  Abweisung 
der  Beschwerde ,  der  BR  könne  bei  Beurteilung  von  Wahl- 
rekursen auch  Rechtssätze  zur  Anwendung  liringen,  die  ihrer  Natur 
nach  in  das  Rechtssprechungsgebiet  des  BGer.  gehören;  das  BGer. 
beanspruchte  denmach  die  Kompetenz,  über  den  vorliegenden  Re- 
kurs zu  urteilen,  nicht  für  sich.  Die  bei  der  BVers.  anhängig 
gemachte  B(\scliw(nde  zog  die  Freiburger  Reg.  vor  deren  Behandlung 

zurück. 

H  1897  I  297;  vgl.  BGer.-Entscli.  LSfM5,  XXII  Nr.  (i8.M 

250.  Gemäss  Art.  102  Ziff.  2  und  118  Abs.  2  der  BV.  so- 
wie gemäss  Art.  \H9  Zitt*.  o  des  Oi'ganisatioiisges.  vom  22.  März 
1898  und  gemäss  Art.  12  des  eidg.  Civilstandsges.  vom  24.  Dez. 
1894  ist  dei"  BR  kompetent,  obiu-instanzlich  zu  entscheiden, 
ob  eine  angefochtene  Amtshandhmg  eines  Civilstandsl)eamten  eine 
Verletzung  der  Vorschriften  des  BGes.  vom  24.  Dez.  1874  enthält. 
Dagegen  liegt  es  ausserhalb  der  Kompetenz  des  BR,  zu  prüfen  und 
zu  entscheiden,  ob  eine  Verletzung  des  durch  Art.  54  der  BV  ge- 
währleisteten Rechtes  zur  Ehe  stattgefunden  habe,  indem  Beschwer- 
den wegen  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  der  Bürger  ge- 
mäss Art.  113  Ziff.  1  der  BV   und  Art.  175    des  Organisationsges. 

von  1893  vom  BGer.  zu  beurteilen  sind.-) 

BR  den  17.  Okt.  1893  i.  S.  Pfaiuieiisclmiid.  H  1894  II  21. 

257.     Gegenüber    der    Auferlegung    verhoramtlicher    L'uter- 

suchungskosten   durch  die  Urner  Ri'g,  in  Unfällen  beschwerte  sich 

M^.  auch  BGer.-Entscli.  XXHI  Nr.  87,  XXIV  1  Nr.  15,  XXV  1  Nr.  93, 
XXVIII  1  Nr.  37,  B.  1^K)1  III  tJOT),  und  unten  Teil  III,  Abschn.  IL  Kap.  4. 

2)  Vgl.  das  Urteil  des  BGer.  vom  V2.  Juni  1901  i.  S.  Ineiclien,  in  dem 
derselbe  Standpunkt  vertreten  wird.  BGer.-Entsch.  1901,  XXVII  1  Nr.  :^5.    - 


Kompeteuzausselieidiing  auf  dem  Gebiete  der  Staat8rechts])flege.     7iH> 

die  Gotthardbahngesellschaft  im  Jahre  1897  beim  BR;   dieser  ent- 
schied die  Beschwerde  den  6.  Jan.  1898  u.  a.  in  Erwägung: 

Der  BR  ist  kompetent,  die  vorliegende  Beschwerde  zu  ent- 
scheiden; denn  nach  Meinung  der  Beschwerdeführerin  ist  die  Anf- 
eilegung  der  Kosten  der  Unfallsuntersuchxmgen  auf  den  Betriehs- 
unternehmer  durch  die  eidg.  Haftpflichtgesetzgebung  ausgeschlossen. 
Da  diese  Frage  keine  gerichtsrechtliche  ist,  so  ist  sie  gemäss  Art.  189- 

Abs.  2  des  Organ isationsges.  von  1898  vom  BR  zu  entscheiden.^) 

B  isas  I  48. 

258.  WeiHi  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  (üe  verfas- 
sungsmässige Rechtsgleichheit  (Art.  4  der  BV)  verletzt  sei  l)ei  der 
Durchführung  von  Massregeln,  die  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit 
beschränken,    so    fällt    die    Entscheidung    darüber    nach  konstanter 

Praxis  in  die  Kompetenz  des  BR. 

Vgl.  z,  B.  BR  den  19.  Jan.  1900  i.  S.  Bossert.  B  1900  I  im.  den  21.  I^ez. 
mn  i.  8.  Huwvler.  B  1902  I  18.  den  :30.  Dez.  1IK)2  i.  S.  (ilitscli.  B  19(« 
I  1.  U. 

S59.  Durch  Erlass  einer  Verordn.  vom  Hl,  Okt.  1H^)\)  verbot 
der  Staatsrat  des  Kts.  Genf,  gestützt  auf  Art.  ^385,  §§  22  und  81, 
des  Strafgesetzbuches,  unter  Androhung  von  Polizeistrafen  und 
schwererer  Sti*afen  bei  Delikten,  die  Ausgabe,  den  Verkauf  und 
das  Hausieren    mit  Gutscheinen    nacli  dem    sog.  Scimeeballsystem. 

Mit  dem  Antrag,  diese  Verordn.,  weil  sie  im  Widerspruch  mit 
Art.  31  der  BV  stehe,  aufzuhel)en,  beschwerte  sich  Honore  Roche 
beim  BR.  Dieser  wies  den  14.  Juni  ISKK)  die  Beschwerde  als  un- 
)>egründet  ab,  u.  a.  aus  folgenden  Gründen: 

Der  Beschwerdeführer  stiitzt  seine  Ansicht  über  die  Vei-f.- 
Widrigkeit  der  Verordn.  vom  31.  Okt.  1809  auf  zwei  Punkte  : 
(»rstens  schränke  das  Verbot  die  in  Art.  31  BV  gewährleistete 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  in  unzulässiger  Weise  ein,  sodann 
habe  der  Staatsrat  keine  Kompetenz  zum  Erlasse  seiner  Verordnung 
gehabt,  weil  nach  Massgabe  von  Art.  9  der  Genfer  Verf.  Vei*- 
fügungen,  welche  die  Handels-  und  (ievverbc^freiheit  einschränken, 
nur  auf  dem  Wege  eines  Gesetzes  erlassen  werden  können. 

Auf  Grund  des  Art.  189  des  Organisationsges.  nimmt  der  BR  die* 
Kompetenz  für  sich  in  Anspruch,  das  vorliegende  Rechtsbegehren 
zu  entscheiden  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  des  ersten,  formellen, 
wie  auch  hinsichtlich  des  zweiten,  materiellen.  Beschwerdegrundes. 


V)  Vgl.  auch  BGer.-Entseh.  1901,  XXVII  1  Nr.  U. 
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Der  BR  hat  in  Beziehung  auf  den  formellen  Grund  der  Verletzung 
der  Genfer  Verf.  nicht  zu  entscheiden,  ol)  die  Genfer  Re- 
gierung das  verfassungsmässig  garantierte  Verhältnis  der  öffent- 
lichen Gewalten  durch  den  Erlass  der  Verordnung  verletzt  hat  ; 
viehnehr  enthält  die  Genfer  Verf.,  indem  sie  den  Satz  auf- 
stellt, dass  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  nur  durch  Gesetz 
beschränkt  werden  kann,  eine  Erhöhung  der  in  der  BV  aufge- 
stellten Garantie.  Ül>er  die  Garantie  des  Individualrechtes  der 
Handels-  und  der  Gewerbefreiheit  ist  der  BR  zu  entscheiden 
befugt,  sei  sie  in  der  BV  oder  in  einer  KV  enthalten.  Deshalb  ist 
der  BR  aucli  zuständig  zum  Entscheide  darüber,  ob  die  Handels- 
und Gewerbefreilieit  durch  den  Erlass  des  Genfer  Staatsrates  in 
einer  nacli  Genfer  Verfassungsrecht  unzulässigen  Weise  durcli 
eine»  blosse  Verordnung,  statt  durch  ein  Gesetz  beschränkt  wor- 
den ist. 

Der  Staatsrat  von  (ienf  verneint,  da.ss  die  angefochtene  Ver- 
ordnung nach  Art.  1)  der  (ienfer  Verf.  einen  formell  unzulässigen 
Eingriff  in  die  Handels-  und  Gewc^rbefreiheit  bedeute;  sein  Verbot 
sei  eine  Polizeiverord.,  welche  die  Handelsfreiheit  nicht  einschränke, 
und  für  welche  daher  Art.  1)  der  ( Genfer  Verf.  nicht  gelte;  seine 
Kompt^tenz  fusse  auf  Art.  8(>  der  Genfer  Verf.,  wonach  der  Sta^ats- 
rat  die  FoHzeiverordiumgen  innert  den  gesetzlich  bestimmten  Schran- 
ken zu  erlassen  hat,  und  auf  der  ihm  in  der  «allgemeinen  KlauseU 
des  Strafgesetzbuches  des  Kts.  Genf  ül)ertragenen  Befugnis.  Verord. 
über  alle  im  Strafgesetze  liehaudelten  Materien  zu  erlassen.  Als 
tatsäcldiche    Grundhige   seines    Verbotes    nuicht    der  Staatsrat  gel- 

tinid,  es  werde  beim  Schneeballsvstem  das  Publikum  durch  betrü- 

• 

gerische  Versprechungen  zum  Abschluss  von  Verträgen  verleitet, 
die  seitens  der  Handelshäuser,  welche  die  Gutscheine  und  Coupons 
verkaufen,  nicht  eingehalten  würden;  es  w^erde  ferner  das  Publi- 
kum dadurch  getäuscht,  dass  die  Vertragsbedingungen  selbst  ab- 
sichtlich unklar  und  ungenau  abgefasst  seien  und  dass  auf  diese 
Weise  eine  Bedingung  in  dieselbe  aufgenommen  werde,  die  den 
Tertrag  zu  einem  Spielvertrag  stemple ;  ausserdem  mache  das 
hohe  Risiko  gegenüber  der  geringen  (iewinnaussicht  das  Geschäft 
zu  einem  unvorteilhaften.  Damit  spricht  der  Staatsrat  aus,  dass 
er  sein  Verbot  gegen  Prellerei  und  Betrügerei  richten  wolle,  die 
Tnit  dem  Schneeballsystem  gegenüber  dem  Publikum  getrieben 
vvei'de. 
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Es  ist  zu  untersuchen,  ob  der  Staatsrat  hierzu  auf  dem 
hh)ssen  Verordnungswege  zuständig  war. 

Das  Genfer  Strafgesetzbuch  enthält  in  seinem  dritteln  Buche 
die  Bestinnnungen  über  die  Polizeiübertretungen.  Ks  steht  beziig- 
lich  Einteilung  der  strafl)aren  Handlungen  auf  dem  Boden  des 
französischen  Rechtes,  mdeni  es  (in  Art.  1)  Verbrechen  (crimes). 
Vergehen  (delits)  und  Übertretungen  (contraventions)  untc^rscheidet. 
Bezüglich  der  Polizeiübertretungen  werden  im  (besetze  selbst  Tat- 
bestände nur  selten  aufgestellt,  sondern  es  wird  an  der  Spitze  <les 
Art.  885  nur  (He  Strafsanktion  aufgeführt  und  dann  unter  39  ZifF(^rn 
die  einzelnen  strafbaren  Handlungen,  meistens  durch  V(m-w(ms  auf 
die  die  Materie  beherrschenden  Spezialnormen,  und  g(»wöhnhch 
mit  der  Formel:  Es  sind  straffällig  diejenigen,  die  den  (Jesetzen 
und  Verordnungen  über zuwiderg(4iandelt  haben. 

Unter  Zift*.  22  heisst  es:  Diejenigen,  die  den  (Jesetzen  und 
Verordnungen  über  die  Trödler,  den  Kauf  und  Verkauf  von  l)e- 
weglichen  Gegenständen,  und  über  die  Geldverleiher  zuwidergehan- 
delt haben;  unter  Ziff.  81:  Diejenigen,  die  den  Ges.  \uid  Verord. 
über  die  Hausierer,  die  umherziehenden  Kaufleute,  die  Standkrämer 
und  überhaupt  den  Ges.  luid  Verord.  über  die  Ausübung  ehies  Uv- 
w^erbes  zuwidergehandelt  haben.  Am  Schlüsse  des  (iesetzes.  vor 
den  Übergangsbestinnuungen,  ist  dann  der  R(*g.  ganz  allgemein 
folgende  Befugnis  gegeben:  Der  Staatsrat  erlässt  die  Ges.  und  \  er- 
ord.,  welche  die  im  Strafgesetz  berührten  Materien  betreffen.  Der 
Reg.  wird  hiermit  sogar  die  Kompetenz  zum  p]rlass  von  Polizei- 
gesetzen gegeben. 

Das  Svstem  des  Genfer  Straf  rechtes  ist  also  so  b(*schaft"en. 
dass  es  für  grosse  Kategorien  des  Polizeiunrecht(»s  nur  einen  mit 
einer  Strafsanktion  versehenen  allgemeinen  Rahmen  schatt't,  dessen 
tatbestandlicher  Inhalt  sich  erst  aus  den  Ausführungsg(\setzen  und 
Verordnungen  des  Staatsrates  ergibt.  Der  Rahmen  des  Gesetzes 
ist  aber  doch  so  bestinuut  umschrieben,  dass  die  einzelnen  Materien, 
in  welchen  der  Staatsrat  zu  legiferieren  hat,  genau  abgegrenzt  sind. 
Daraus  ist  der  weitere  Schluss  zu  ziehen,  dass,  soweit  dieser  Rahmen 
reicht,  Beschränkungen  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  im  Ge- 
setze selbst  vorgesehen,  also  schon  durch  das  Gc^setz  selbst  bestinnnt 
sind,  denn  unter  «  Gesetzen  und  Verordnungen,  w  eiche  sich  beziehen 
auf  Kauf  und  Verkauf  beweglicher  Sachen,  auf  das  Hausiergewerbe, 
oder  überhaupt  auf  die  Ausübung  eines  Gewerbes»,  sind  doch  oft'en- 
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l>ar  Gesetze  verstanden,  welche  vom  polizeilichen  Gesichtspunkte 
aus  die  Regulierung  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  anstreben. 
Die  Strafsanktion  ist  auch  ganz  allgemein  im  Eingang  des  Art.  385 
gegeben. 

Der  angefochtene  Erlass  des  Staatsrates  des  Kantons  Genf  ist 
nun  nichts  anderes,  als  eine  Ausführung  des  Strafgesetzbuches:  er 
fällt  unter  die  «Gesetze  und  Verordnungen,  welche  die  im  Straf- 
gesetzbuch berührten  Materien  betreifen».  Das  ergibt  sich  deutlich 
aus  dem  Erlass  selber,  in  welchem  gesagt  ist :  Die  Zuwiderhandeln- 
den werden  mit  Polizeistrafen  belegt.  Damit  ist  Bezug  genommen 
auf  di(*  Strafsanktion   im  Eingang  von  Art.  385  des  Strafgesetzes. 

Art.  9  der  Genfer  Verf.  ist  nun  aber  so  aufzufassen,  dass  eine 
B(\s(hränkung  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  nur  durch  Gesetz, 
d.  h.  auf  einer  gesetzlichen  (irundlage,  eingeführt  werden  kaini. 
Besagter  Art.  S)  ist  mit  Bezug  auf  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit 
so  zu  lesen:  «Die  Handelsfreiheit  ist  allen  Bürgern  unter  den  Ein- 
schränkungen gewährleistet,  welche  das  Gesetz  im  öffentlichen  In- 
teresse macht.»  Das  Strafgesetz  bedroht  nun  mit  Strafe  alle  die- 
jenigen Widerhandkmgen,  welche  gegen  die  Gesetze  und  Verord- 
mmgen  über  Verkauf  und  Kauf,  über  den  Hausierhandel,  überhaupt 
üV)er  die  Ausübung  eines  Gewerbes  geschehen  und  überlässt  dem 
Staatsrat  die  nähere  Ausführung  dieser  Gesetze  und  Verordnungen; 
die  Beschi'änkung  selbst,  die  Strafe  ist  im  Strafgesetz  enthalten; 
der  Staatsrat  führt  nur  das  Strafgesetz  aus,  wenn  er  in  einer  dei- 
<larin  bezeichneten  Materie  ein  Verbot  mit  Polizeistrafen   aufstellt. 

Aus  diesen  Ausführungen  geht  hervor,  dass  die  in  der  Genfer 

Verf.  gegebene  vermehrte  formelle  Garantie  der  Handels-  und  Ge- 

wer})efVeiheit  durch  da.s  Vorgehen  der  Kegierung  nicht  verletzt  ist. 

B  190()  ni  479. 

200.  Den  Italienern  Guglielmi  imd  Perini  wurde  im  Jahre 
ISIH)  im  Kt.  Thurgau  die  weitere  Verabfolgung  von  Hausierpatenten 
verweigert;  sie  beschwerten  sich  hierüber  beim  BR  und  beim  BGer., 
indem  sie  die  inhaltlich  .identische  staatsrechtliche  Beschwerde  bei- 
den BBehörden  einreichten.  Das  BGer.  überwies,  nach  stattgefun- 
denem Meinungsaustausch  über  die  Kompetenzfrage,  den  13.  Dez.  189?) 
die  Beschwerde  gemäss  Art.  194  des  Organisationsges.  dem  BR  zu 
endgiltiger  Beurteilung,  von  der  Erwägung  ausgehend:  Die  Beschwerde 
richtet  sich  gegen  die  Verweigerung  von  Hausierpatenten  und  be- 
zweckt nichts  anderes,    als   dass    die  Reg.    des  Kts.  Thurgau  ange- 


Konij)o{(»nzaiisschei(lung  auf  dem  (iebicte  der  Staat srechtspflejfe.      ^•^•) 

lialteii  werde,  den  Beschwerdeführern  die  verlangten  Patente  zu 
erteilen.  Sie  bezieht  sich  also  auf  eine  die  Ausübung  von  Handel 
und  Gewerbe  betreffende  Verfügung  der  kant.  Behörde  und  als 
Hauptbeschwerdepunkt  stellt  sich  die  behaupteti*  Verletzung  des 
Grundsatzes  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  (Art.  81  der  BV) 
dar.  Den  anderen  Beschwerdegründen  kommt  daneben  eine  selb- 
ständige Bedeutung  nicht  zu.  Wenn  die  Beschwerdeführer  den 
(irundsatz  der  (irleichheit  vor  dem  Gesetz  und  die  vertraglich  zu- 
gesicherte Garantie  der  Gleichbehandlung  der  Italiener  mit  den 
Schweizerbürgern  als  verletzt  bezeichnen,  so  werden  hieraus  doch 
nicht  selbständige  Begehren  hergeleitet,  sondern  es  fragt  sich  in 
concreto  nur.  wu^  weit  die  aus  ienen  Normen  fliessenden  Rechte 
auf  dem  s])eziellen  Gc^biete  der  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe, 
b(»zw.  der  Erteilung  von  Hausierpatenten,  reichen.  Die  Fragen 
Ix^tr.  Verletzung  des  Ai't.  4  des  BV  und  des  Niederlassungsvertrages 
mit  Italien  stell(»n  sich  darnach  als  blosse  Piäjudizialfragen  dar,  die 
nach  feststehender  Praxis  von  derjenigen  Behörde  zu  entscheiden 
sind,  die  gemäss  dem  aus  der  Fassung  und  der  Tendenz  des  Pe- 
titums sich  ergebenden  rechtlichen  Grundcharakter  der  Beschwerde 
darüber  zu  befinden  hat.  Dies  sind  im  vorliegenden  Falle  zweifel- 
los der  BK  und  die  BVers. 

B  ÜKK)  1  ()15,  &2;^;  BCier.-Entsch.  ISm,  XXV  1  Nr.  94. 

261.  Nikiaus  Bucher  in  Werthenstein  reichte  am  27.  Jan. 
1(S{H)  innert  gesetzlicher  Frist  sowohl  beim  BGer.  als  beim  BR 
dieselbe  Beschwerde  ein  gegen  eine  Verfügung  des  Reg.-Rates  des 
Kts.  Luzern  betr.  Erstellung  eines  Backofens  in  einer  Anbaute  zu 
seinem  Wohnhaus.  Über  die  Frage  der  Zuständigkeit  sprach  sich  das 
BGer.  in  seiner  Korrespondenz  mit  dem  BR  dahin  aus,  dass  die- 
selbe nur  erhoben  werden  könne  mit  Bezug  auf  die  Behauptung 
einer  Verletzung  des  Art.  4  der  BV.  Hiebei  hebt  das  BGer.  her- 
vor: Würde  der  Rekurrent  lediglich  geltend  machen,  dass  er  mit 
Rücksicht  auf  die  Ausübung  seines  Gewerbes  ungleich  behandelt, 
oder  dass  die  bestehenden  Vorschi-iften  über  Gewerbsausübung  in 
willkürlicher  Weise  angewendet  worden  seien,  so  würde  das  BGer. 
nicht  anstehen,  früheren  Vorgängen  gemäss  zu  erklären,  dass  dies(» 
Beschwerden  von  dem  zum  Schutze  der  Handels-  und  Gewerbe- 
fi-eiheit  eingesetzten  Behörden  zu  entscheiden  seien.  Die  Sache 
liegt  aber  im  vorliegenden  Falle  anders,  indem  die  Beschwerde 
wegen  Verletzung  des  Art.  4  der  BV  sich  darauf  stützt,  dass  der 
HekuiTent    in   baurechtlicher   und   feuerpolizeilicher  Beziehung  un- 


8(K> 


Toil  II.     AUschii.  I.     Kap.  4.    Nr.  261— «63. 


-^., 


if^:. 


i-.'l 


m.' 


.  4 


«i* '.  ' 


.♦- 


gk*irli,  hezNV.  willkürlich  behandelt  worden  sei.  Die  Beschwerde 
ist  selbständiger  Natur  und  unterstellt  deshalb  der  Kompetenz 
des  BGer. 

Bezüglich  des  Verfahrens  l)eanspruchte  das  BGer.  ans  Zweck- 
mässigkeitsgründen die  Priorität,  von  der  Erwägung  geleitet :  \V(»ini 
der  Rekurs  vom  BGer.  abge wieseln  wird,  so  wäre  damit  ausge- 
sprochen, dass  bau-  bezw.  feuei'polizeiliche  Gründe  das  A'erbot 
der  Errichtung  eines  Backofens  rechfertigen,  und  es  hätte  daim 
keinen  Zweck  mehr,  zu  untersuchen,  wie  sich  das  Verbot  zum 
Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  stellt,  so  dass  in  diesem 
Falle  der  Rekurs  an  den  BH  gegenstandslos  würde.  Die  Sacln»  ist 
aber  auch  erledigt,  wenn  das  B(Ter.  die  Beschwerde  gutheisst. 
Letzteres  träte  freilich  auch  ein,  weim  der  BR  —  gesetzt  dass  ihm 
die  Pricn-ität  zuerkannt  würde  —  die  Beschwerde  für  begründet 
erklärte.  Würd(^  er  sie  aber  abweisen,  so  hätte  das  BGer.  doch 
noch  über  d(Mi  nach  dem  Gesagten  in  seine  K<Mnpetenz  fallenden 
Rekurs  wegen  VcM-letzung  von  Art.  i  der  BV  zu  entscheiden. 

Der  BR  erklärte  seine  Zustinnnung  zu  diesen  Ausführungen 
des  BGer  und  sistierte  znnächst  das  Verfaln(»n  vor  seiner  Instanz. 

Nachdem  das  BGer.  den  28.  März  10(K)  die  Beschwerde,  soweit 
in  ihr  eine  Verletzung  des  Art.  4  der  BV  b(»hauptet  w^ar,  als  unbe- 
gründet abgewiesen  hatte,  trat  auch  der  BR  auf  deren  Behand- 
lung ein,  mit  Rücksicht  auf  die  geltend  gemachte  Verletzung  des 
Art.  81  der  BV;  mit  Entscheid  vom  »'K).  Juni  IIMM)  wies  es  sie  als 

unbegründet  ab. 

H  VMn)  III  o^i.  r>^."):  vgl.  oImu  S.  7(>J. 

!ti02.  Nach  Massgabe  des  Art.  189  Abs.  4  des  Organisa- 
tlonsges.  von  1808  sind  vom  BR  und  d(*r  BVers.  die  aus  den  Be- 
stimmungen der  Staatsverträge  mit  dem  Ausland  betr.  Freizügig- 
keit und  Niederlassung  herrührenden  Anstände  zu  behandehi, 
während  dagegen  Beschwerden  wegen  Verletzung  des  (h*n  Schw(^izer- 
bürgern  durch  die  BV   gewährleisteten  Niederlassungsrechtes  nach 

Art.  175  Ziff.  H  <les  Organisationsges.  vom  BGer.  beurteilt  werden. 

HH  in  B  1895  II  149;  18JM)  II  42;  vju-1.  oben  8.  737.  7:>l>. 

263.     Über   die  Kompetenz   des  BR  oder  (h's  BGer.    zur  p]r- 

ledigung  staatsrechtlicher  Beschwerden  fremdem*   Staatsangehöriger, 

die  auf  Grnnd  eines  Niederlassungsvertrages  d'w  Gleichbehandlung 

mit    den    Schweizerbürgern    beanspruchen^),    äusserte   sich   der  Uli 
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den  28.  Mai  1895  in  Beantwortung  einer  Anfrage  des  BGer.  betr. 
den  Rekurs  einer  Lyoner  Gesellschaft  dahin: 

Die  Kompetenz  des  BR  kann  in  einem  Falle,  wo  eine  Partei  zur 
Rechtfertigung  ihrer  Beschwerde  auf  einen  von  der  Schweiz  abge- 
schlossenen internationiilen  StaatvSvertrag  sich  beruft,  nur  durch  die  im 
letzten  Absatz  des  Art.  189  des  Organisationsges.  von  1893  enthaltenen 
Bestinuuung  begründet  sein.  Denn  Art.  175  desselben  Gesetzes  stellt 
die  Regel  auf,  dass  das  BGer.  als  Staatsgerichtshof  Beschwerden  von 
Privaten  wegen  Verletzung  von  Konkordaten  und  Staatsverträgen  zu 
l)eurteilen  ha))e. 

Die  Bestinuuung  des  Art.  189  A))s.  4  des  Obligationenges,  erscheint 
demnach  als  eine  Ausnahme  von  der  Regel.  Als  solche  hisst  sie  auch 
der  Wortlaut  auf  den  ersten  Blick  erkennen: 

Endlich  sind  vom  BR  oder  von  der  BVers.  zu  behandeln :  An- 
stände, herrührend  aus  denjenigen  Bestimmungen  der  Staatsverträge 
mit  dem  Ausland,  welche  sich  u.  s.  w. 

Die  Bestiunuung  war  mit  dem  gleichen  Wortlaut  schon  enthalten 
in  Art.  59,  Ziff.  10,  des  Organisationsges.  vom  27.  Juni  1874,  und  sie 
hatte  dort  denselben  Charakter  einer  Ausnahmebestimmung. 

Dass  das  (iesetz  von  1893  in  diesem  Punkte  an  dem  Kompetenz- 
verhältnisse, wie  es  durch  das  Gesetz  von  1874  geschaffen  worden, 
nichts  ändern  wollte,  ergi])t  sich  nicht  nur  aus  der  Vergleichung  des 
Inhaltes  der  Art.  175  und  189  des  neuen  Gesetzes  mit  demjenigen 
des  alten  Gesetzes  in  Art.  59,  Ut.  h  imd  Ziff.  liY),  sondern  auch  daraus, 
dass  die  Botsch.  des  BR  zum  Entw.  des  neuen  Organisationsges.  vom 
5.  April  1892  (Art.  179  Ziff.  7),  der  in  diesem  Punkte  unverändert  in 
das  Gesetz  vom  22.  März  1893  übergegangen  ist,  sich  damit  begnügt, 
die  bezügliche  Stelle  der  Botsch.  vom  23.  Mai  1874  wörtlich  anzuführen, 
unter  Beifügung  des  Satzes:  «Dieser  G(?sichtspunkt  scheint  uns  jetzt 
noch  zuzutreffen  und  die  früher  vorgenommene  Kompetenzausscheidung 
in  allen  Punkten,  auch  bezüglich  der  Niederlassung,  zu  rechtfertigen.  »*) 

Im  Jahre  1874  wurden  Beschwerden  betr.  die  Rechte  der  Nieder- 
gelassenen (Art.  43,  45  imd  47  der  BV)  der  Kompetenz  der  politischen 
BBehörden  unterstellt.^)  Allein  man  war  so  sehr  davon  überzeugt,  dass 
ohne  einen  besondern  Vorbehalt  das  BGer.,  als  Staatsgerichtshof  für 
Beschwerden  wegen  Verletzung  von  Staats  vertragen,  auch  Anstände 
betr.  die  Nied(n*lassung  von  Ausländern  zu  beurteilen  haben  würde, 
dass  dem  BR  die  Kognition  hierüber  expressis  verbis  in  Ziff.  10  des 
Art.  59  des  Gesetzes  von  1874  zugewiesen  wurde. 

M  Vgl.  oben  S.  739.  745. 

')  Vp:l.  oben  8.  75(5. 

•')  Vgl.  oben  S.  737,  73i). 
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Im  Jahre  1893  hielt  man  diese  Ausnahme  fest,  obgleich  es  nalie 
gelegen  hätte,  dem  BGer.  das  ganze  Gebiet  des  Niederlassungsrechtes, 
beziehe  sich  dieses  auf  Inländer  oder  Ausländer,  zu  überweisen. 

Eine  Bestimmung,  die  so  augenfällig  den  Charakter  einer  Aus- 
nahme von  der  Regel,  eines  Vorbehaltes,  trägt,  muss  notwendig  strikte 
ausgelegt  und  darf  nicht  über  ihren  Wortlaut  ausgedehnt  werden. 

Dieser  Wortlaut  aber  lässt  keine  verschiedene  Deutung  zu:  Das 
Recht  der  Niederlassung,  der  Freizügigkeit,  wenn  es  durch  einen  Staats- 
veiirag  begründet  ist,  stellt  unt^r  dem  Schutze  des  BR  und  der  ßVers., 
geradeso  wie  die  Rechtsstellung  der  Angehörigen  ausländischer  Ver- 
tragsstaaten in  Hinsicht  auf  die  vertragUcli  festgesetzten  Handels-  und 
Zollverhältnisse,  Patentgebühren,  Militärsteuerleistungen. 

Es  ist  wohl  zu  bemerken,  dass  mit  Ausnahme  der  Freizügigkeit 
und  Niederlassung  alle  die  Punkte,  in  denen  der  Ausländer  seinen 
Rechtsschutz  bei  den  administrativen  (politischen)  BBehörden  zu  suchen 
hat,  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  im  engern  Sinne  liegen,  welches 
in  Bezug  auf  die  Inländer  den  nämlichen  Behörden  unterstellt  ist.  Bis 
1893  waren  dies  auch  Freizügigkeit  und  Niederlassung,  und  dai*um 
musste  sich  der  Gesetzgeber  fragen,  ob  er  trotz  der  Kompetenz  Verän- 
derung, in  Ansehung  einschlägiger  Beschwerden  von  Inländern,  die  Kog- 
nition des  BR  und  der  BVers.  aufrechterhalten  wolle,  wa»nn  es  sich  um 
Rechtsansprüche  von  Ausländern  handelt.  Er  hat  es  getan,  und,  weil 
sich  dies  unter  der  neuen  Organisation  noch  weniger  {üs  vorher  von 
selbst  verstand,  in  der  erläuternden  Botschaft  hervorgehoben,  dass  auch 
bezüglich  der  Niederlassung  (unter  welchen  Begriff  auch  die  Freizügig- 
keit fällt)  der  alte  Rechtszustand  fortdauern  solle. 

Wenn  der  Gesetzgeber  nicht  bloss  die  Niederlassung  (Freizügig- 
keit) als  solche,  sondern  alle  Rechtsansprüche  im  Auge  gehabt  hätte, 
die  infolge  der  Niederlassung  im  Schweiz.  Gebiete  dem  Bürger  eines 
Vertragsstaates,  dessen  Angehörige  gleich  wie  die  Inländer  behandelt 
werden  sollen,  zustehen  können,  so  würde  er  sich  der  Aufzählung  ent- 
halten haben,  die  in  Art,  189  Abs.  4  des  Ges.  von  1893  sich  findet. 
Denn  es  würde  daim  vollkommen  genügt  haben  zu  sagen:  Vom  BR 
oder  der  BVers.  sind  zu  behandeln :  Beschwerden  von  Angehörigen  aus- 
ländischer Vertragsstaaten  wegen  Verletzung  der  ihnen  zugesicherten 
Gleichbehandlung  mit  den  Inländern. 

Die  Folge  hier\'on  wäre  aber  ein  Dualismus  der  Jurisdiktion,  der 
zu  den  bedenkli(*hsten  Resultaten  führen  könnte.  Über  die  gleiche  Ma- 
terie (z.  B.  Doppelbesteuerung)  hätte  das  B(jer.  zu  urteilen,  w  enn  die 
Sache  einen  Schweizer  angeht,  dagegen  der  BR,  wenn  ein  Ausländer 
sich  beschwert.  Und  doch  sollen  und  müssen  —  gerade  der  Rechts- 
gleichheit wegen  —  die  anzuwendenden  Grundsätze  in  beiden  Fällen 
die  gleichen  sein!   Einheit  der  Jurisdiktion  ist  hier  absolut  erforderlich. 
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Bei  der  Niederlassung  verhält  sich  dies  anders,  indem  die  Staats- 
verträge die  Bedingungen  des  Erwerbs,  der  Verweigenmg  und  des  Ent- 
zuges dieses  Rechtes  anders  festsetzen,  als  wie  sie  durch  die  inländische 
Gesetzgebung  (bei  uns  durch  die  BV,  Art.  45)  für  die  Inländer  geord- 
net sind. 

Damit  ist  zugleich  die  Anschauungsweise  des  BR  im  vorUegenden 
Rekui-sfalle  dargelegt. 

Die  Lyoner  Gesellschaft  beklagt  sich  keineswegs  über  Verweige- 
rung oder  Entzug  der  Niederlassxmg  im  Gebiete  eines  Schweiz.  Kantons, 
sondern  darüber,  dass  sie  in  Steuersachen  einer  exceptionellen  Behand- 
lung unterworfen  werde,  einer  Behandlung,  die  der  Filiale  eines  Schweiz. 
Handels-  und  Fabrikgeschäftes  an  ihrem  Niederlassungsorte  nicht  wider- 
fahren würde,  und  sie  erblickt  in  dieser  von  ihr  behaupteten  Ungleich- 
heit der  Behandlung  eine  Verletzung  der  zwischen  Frankreich  und  der 
Schweiz  vereinbarten  Gleichbehandlung  der  beidseitigen  Staatsange- 
hörigen. 

Diese  Streitfrage  berührt  nicht  die  Niederlassung,  sondern  die 
Rechtsgleichheit,  die  Gleichheit  der  Bürger  beider  Staaten  vor  dem  Ge- 
setze, welche  die  Staaten  sich  durch  vertragliche  Vereinbaiimg  zuge- 
sichert haben. 

Der  BR  kommt  also  zum  Schlüsse,  dass  in  dem  ihm  vorgelegten 
Falle  die  Urteilskompetenz  des  BGer.  ausser  allem  Zweifel  steht. 

B  1895  m  181. 


